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Vorwort 

Ein Buch Ober die Rltetungsfrage bedarf im gegenwärtigen Augen- 
blicke wahrlich keiner näheren Begründung. Wer für den Recfats- 
fortsdiritt kämpft, darf sith nicht damit begnügen, eine Reihe juristischer 
Vorschriften zm Annahme zu empfehlen, sondern mnfi auch die psycho- 
logische Grundlage für das neue Recht schaffen. Je mehr wir Juristen 
den Zusammenhang des internationalen Rechts mit den gesamten Pro- 
blemen des Internationalismus, der Politik usw. erkennen, um so leichter 
entgehen wir der Gefahr, tote Normen aufzustellen, und um so mehr tragen 
wir dazu bei, die Herrschaft des Völkerrechts zu erweitern. Nichts 
hindert nun den Ausbau dieses zukunftsreichen Rechtsgebietsiso sehr 
als das gegenseitige, besonders durch die Rüstungen hervoigerufene Mifi- 
trauen der Staaten. Mit Redit haben hervorragende Juristen, z. B. f^Mn- 
Jaequemyns im »Institut für internationales Recht"" und neuerdings 
besonders Sckädüng und Lammasch, die Lösung des Rüstungsproblems 
für eine bedeutsame Aufgabe internationaler Rechts- und Friedenspolitik 
erklärt. Rüstungen und Völkerrecht sind auf die Dauer unvereinbar. 
Jene sind, wie Henry Rkhard 1879 auf der Londoner Tagung der 
•International law association" so treffend sagte, „eine V^neinung des 
Rechts, ein Sinnbild der brutalen Stärke". 

Es handelt sich bei meinem Buche nicht um eine Propaganda- 
schrift, sondern um eine wissenschaftliche Behandlung unseres Problems, 
seiner historischen Entwicklung in Theorie und Praxis und seiner 
Würdigung vom soziologischen und völkerrechtlichen Standpunkte. Dieser 
Charakter meines Buches nötigte mich, diejenigen Fragen, für die ich 
nicht sachverständig bin, namentlich also solche rein ökonomischer und 
militärisch-technischer Natur, nur in den Grundzügen zu erörtern. 

Meine früher im Auftrage der Interpariamentarischen Union ver- 
faßte Denkschrift «Limitation des armements" (Brüssel 1914) soll du^h 
dieses Buch nicht überflüssig werden. Beide sollen sich vielmehr gegen- 
seitig ergänzen. Von den bisherigen Vorschlägen zur Verminderung 
der Rüstungen, die in dem Hauptteil meiner Denkschrift wörtlich ab- 
gedruckt sind, habe ich nur die wichtigeren auch in dieses Werk über- 
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XII Vorwort 

nommen. Bei der Darstellung der Parlamentsverhandlungen beschränkte 
ich mich auf die Wiedergabe der bedeutsamsten Reden, vor allem der- 
jenigen, die in Deutschland besonders beachtet worden sind. Leider 
waren mir die Berichte der ausländischen Parlamente infolge des Krieges 
nicht zugängig, so dafi ich mich vielfach auf früher in Deutschland er- 
schienene Obersetzungen verlassen mußte. Ich legte Wert darauf, un- 
parteiisch alle Äußerungen, auch die einer Rüstungsbeschränkung un- 
günstigen, zu bringen. 

>^e Quldde in seinem großen Projekte über einen Rüstungsvertrag 
bestrebt war, die Regierungen zur Prüfung der mit dem Rüstungsproblem 
zusammenhängenden Detailfragen zu veranlassen, so soll diese Arbeit 
ein erster Versuch sein, die Möglichkeit einer Rüstungsbeschränkung 
von Grund aus wissenschaftlich zu behandeln. Sie will den Staats- 
männern, die im Verlaufe des Weltkrieges zu der Überzeugung ge- 
kommen sind, daß mit dem Wettrüsten ein Ende gemacht werden muß, 
die Lösung der darauf bezüglichen Fragen erleichtern. Auch wHl sie 
die zahlreichen Irrtümer aufdecken, die bisher dem Abschlüsse eines 
Rüstungsvertrages entgegengestanden haben. 

Ich widme dieses Buch meinem Freunde Walther Sdiüdängt weil 
er, wie kein anderer Völkerrechtler, seit vielen Jahren die Fahne des 
Pazifismus hochgehalten, sie auch in den trübsten Stunden des Welt- 
krieges niemals verlassen, sondern den großen Gedanken der Völker- 
verständigung mit hinreißendem Schwünge und unermüdlicher Ausdauer 
in die Welt getragen hat. 



Berlin, den I.April 1919. 



Hans Wehberg 
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1. Anregungen privater Personen und 

Vereinigungen 

a) Die Rüstungsfrage in der völkerrechtlichen und 

politischen Literatur 

Bei der Erörterung der Ideen zur Beschränkung der Rüstungen lassen 
sich keine so großen Zusammenhänge und Entwicklungstendenzen 
aufweisen wie bei der historischen Darstellung des Problems der Welt- 
organisation. Denn die Rüstungsfrage ist nur ein Detailproblem. Sie 
ist ein großes Problem überhaupt erst in den letzten hundert Jahren 
dadurch geworden, daß unter den europäischen Staaten das Wettrüsten 
begann. 

Als einer der ersten wandte sich bereits Jean Bodin in seinem 
1577 erschienenen Werke „Six Livres de la Republique",*) gegen das 
System der stehenden Heere. 

Die bedeutsamen Pläne von Dubois (1305), Podebrad (1462), 
StUly (um 1600) und Alberoni (1736) zwecks Organisation der Staaten- 
gemeinschaft^) hatten alle einen Offensivbund gegen die Türken im Auge 
und mußten daher notwendigerweise von einer Rüstungsbeschränkung 
absehen. Immerhin suchten einige von ihnen das Verhältnis der ein- 
zelnen Truppenkontingente, die jeder Teilnehmer zum Bunde beizusteuern 
hatte, zu regeln. 

Nach Sallys Plan sollte die Konföderation über eine Landarmee von 
97000 Fußsoldaten, 22 500 Reitern und 116 Kanonen verfügen. Davon sollte 
der König von Prankreich 20000 gemeine Fußsoldaten, 8000 Schweizer, 
4000 Landsknechte und eine hinreichende Anzahl Kavallerie und Ar- 
tillerie stellen. Weiter sollte er die Truppen des Papstes, Venedigs und 
Savoyens bezahlen. Der Rest der zu stellenden Streitkräfte war in will- 

^) Darüber die grofizügigen Darstellungen von Sdiüddng, «Die Organisation der 
Welt', Leipzig 1909, Redslob, .Das Problem des Völkerrechts', Leipzig 1917, und 
ter Meuten, .Der Gedanke der internationalen Organisation in seiner Entwicklung 
1300-1800', Haag 1917. 

*) S. 582. Vgl. auch Pmtz, .Die Friedensidee, ihr Ursprung, anfänglicher Sinn 
und aUmählicher Wandel', München und Leipzig 1917, S. 103 ff. 



4 I. Anregungen privater Personen und Vereinigungen 

kürlicher Weise über die kleinen Staaten Deutschlands, England, Schwe- 
den, Ungarn, Böhmen, Polen, die Niederlande, Spanien usw. verteilt. 
Alle Streitigkeiten, die über die Beitragspflichten der Staaten zu dieser 
Armee entständen, sollten durch ein Schiedsgericht entschieden werden. 

Nach dem Vorschlage des Kardinals Alberoni sollte zunächst eine 
gemeinsame Kriegskasse in Venedig errichtet werden. Die für den Kampf 
gegen die Türkei bestimmte gemeinsame Armee war auf 370 000 Sol- 
daten berechnet. Es sollten stellen : der Kaiser von Deutschland und der 
Zar von Rußland je 100000 Mann, die Könige von Polen und Frankreich 
je 30000 Mann, die Könige von Schweden, Dänemark, Spanien, Portugal, 
Sardinien und Neapel, femer die Republiken von Venedig und Genua 
je 10000 Mann und die Kantone der Schweiz und Graubünden 20000 
Mann. 

Alberoni ist auch der einzige, der genaue Bestimmungen über die 
Zusammensetzung der Seestreitkräfte gibt. Es sollten nämlich stellen: 
England 40, Holland 30, Frankreich, Portugal und Venedig je 15, Neapel 
und Genua je 5 Kriegsschiffe und Fregatten. Wie Vesnitdi in seiner 
ausgezeichneten Schrift „Le Cardinal Alberoni Pacifiste" ^) hervorhebt, 
sollten England und Holland deshalb so viele Schiffe bereithalten, weil 
sie zu dem Landheere nichts beitrugen. Außerdem sollten noch Segel- 
schiffe stellen : Venedig 50, Frankreich, Spanien und Genua je 10, ferner 
Neapel, Sardinien, Toskana und Malta zusammen 20. Da der König 
von Portugal keine Schiffe der letzteren Art besaß, sollte er eine gleiche 
Zahl von Hospital- und Transportschiffen liefern. Im Hinblick darauf, 
daß auch Algier, Tunis und Tripolis den Türken entrissen und darauf 
an Frankreich, Spanien und Portugal verteilt werden sollten, hatte Albe- 
roni bestimmt, daß diese drei zuletzt genannten Staaten eine besondere 
Flotte zur Blockade der afrikanischen Besitzungen der Türkei bilden 
sollten. *) 

Unter den Projekten, die eine Staatenvereinigung unter Hinzu- 
ziehung der Türken befürworteten, sei zuerst dasjenige des Quäkers 
William Penn vom Jahre 1693 erwähnt.*) Als eine selbstverständliche 
Folge seines Vorschlages betrachtete er den Wegfall der stehenden Heere. 
Er betonte, darin läge für die Schwächeren keine Gefahr, da ja fortan 
alle Staaten in gleicher Weise ohne Truppen sein würden und nicht 
plötzlich angreifen könnten. Gegenüber dem Einwand, was denn künftig 

M Extrait de la Revue d'histoire diplomatique, Paris 1912. 

') Eine ausführliche Erörterung der Zusammensetzung einer internationalen 
Polizeimacht findet sich auch in dem „Entwurf einer Heiligen Allianz" aus dem Jahre 
1782. Vgl. dazu ter Meulen a. a. O. S. 274. 

') An Essay towards the present and future Peace of Europe by William Penn, 
first published 1693—1694, E. A. Braithmaite, Qloucester 1915. 




a) Die Rüstungsfrage In der völkerrechtlichen und politischen Literatur 5 

mit den im Heere beschattigten Personen geschehen solle, wies er 
auf die Aufgaben hin, die für sie auf den Gebieten der Erziehung und 
des Unterrichts entstanden und deren Lösung der Kultur zum Segen 
gereichen würde. Weiter erklarte er, die Souveräne würden keine Macht 
und keine Einkünfte verlieren; sie sparten vielmehr die zahlreichen 
Ausgaben für das Heer und seien vor Überfällen durch andere Henscher 
gesichert.*) Als bald darauf — 1710 — der Quäker John Bellers in 
seiner an die Fürsten und Minister Europas gerichteten Schrift „Some 
Reasons for an European State Proposed to the Powers of Europe" 
eine Organisation der christlichen Staatengemeinschaft befürwortete, sah 
er zwar eine internationale Polizeimacht vor, zu der die einzelnen Staaten 
einen nicht naher bestimmten Anteil beitragen sollten, wollte aber im 
Übrigen Heer und Flotte beseitigen,») 

Der berühmte Plan des Abbi de Saint Pierre*) über die Schaffung 
eines Staatenbundes enthielt bereits eine praktische Formel für die Ab- 
grenzung der gegenseitigen Streitvcrhaltnisse. Jeder Alliierte sollte zu 
den gemeinsamen Ausgaben des Bundesheeres den gegenwärtigen Ein- 
nahmen und Ausgaben entsprechende Beitrage zahlen. Die effektive 
Stärke des Heeres war freilich nicht im einzelnen bestimmt. Kein Staat 
sollte aber mehr als 6O00 Mann unter den Waffen haben. Ein grofies 
Land, das zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung mehr Truppen 
nötig habe, sollte mit Zustimmung des Bundes ein zweites Heer an- 
werben können, jedoch nur aus Fremden, nicht aus eigenen Untertanen. 
Dabei sollte die Bedingung gemacht werden, dafi diese Söldner durch 
keinerlei Interessen mit dem Lande, dem sie dienten, verknüpft sein 
dürften. Mbi de Saint Pierre erwartete von der Durchführung seines 
Vorschlages vor allem auch eine Minderung der Kriegsbudgets. Er 
hoffte, daS Frankreichs Kriegsausgaben von 48 Millionen Franken auf die 
Hälfte sinken würden. Dem heute noch vielumstrittenen Projekte wurde 
damals u. a. von Lessing in einem Briefe, die neueste Literatur be- 
treffend, verdiente Anerkennung zuteil. In diesem am 11. Januar 1759 
geschriebenen Briefe polemisierte Lessing gegen den Plan eines Herrn 
V. PalUien. betreffend ein internationales Schiedsgericht, und sagte bei 
dieser Gelegenheit: „Das Projekt des Abts von Saint Pierre zu einem 
bestandigen Frieden, sagt der Herr v. Palthen, sei ihm nicht zu Ge- 
siebt gekommen. Die ganze Welt kennt es- Es ist unendlich sinn- 
reicher als seines und läuft auf eine proportionierliche Herabsetzung 
der Kriegsheere aller europäischen Staaten hinaus." 

') Prutx a. a. O. S. 149. 
■) VgL ter Meuten a. a. O. S. 179. 

*) Vgl. dje In meiner DenkschrlH „Limitation des annemenls" (BrUasd 1914, 
S. 3) zitierte Literatur; femer Redslt^ a. a. O. S. 176, 178. 
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Einige Zeit nach dem Vorschlage des Abts von Saint Pierre be- 
tonte 1748 Montesquieu in seinem großen Werke „Esprit de Lois*:^) 

.La France se perdra par les gens de guere .... 

Une maladie nouveHe s'est r^pandue en Europe; eile a saisi nos princes et 
leur a fait entretenir un nombre d^sordonnö de troupes. Elle a ses redoublements 
et eile d^vient n^cessairement contagieuse; car, sitöt qu'un ßtat augmente ce qu'il 
appelle ses troupes, les autres, soudain, augmentent les leurs; de fa(on qu'on 
ne gagne rien par lä que la ruine commune. Chaque monarque tient sur pied 
toutes les armöes qu'il pourrait avoir si ses peuples ötaient en danger d'ötre 
exterminös; et on nomme paix cet ^tat d'effort de tous contre tous. Aussi TEurope 
est-elle si ruinöe, que des particuliers qui seraient dans la Situation oü sont les 
trois puissances de cette partie du monde, — les plus opulentes n'auraient pas 
de quoi vivre. Nous sommes pauvres avec les richesses et le commerce de 
tout l'univers ... La suite d'une teile Situation est l'augmentation perp6tuelle 
des tributs; et ce qui pr^vient tous les rem^des ä venir, on ne compte plus sur 
les revenus, mais on fait la guerre avec son capltal. II n'est pas inouT de voir 
les £tats hypothöquer leurs foAds pendant la paix m^me, et employer, pour se 
ruiner, des moyens qu'ils appellent extraordinaires, et qui le sont si fort que le 
fils de famille le plus d6rangä les imagine ä peine.' ') 

Der livländische Edelmann v. Ulienfeld sah in seiner 1767 erschie- 
nenen Schrift „Neues Staats-Gebäude" einen Friedensbund der Staaten 
und eine allgemeine Abrüstung vor.') Die Staaten sollten nur wenige 
Truppen, deren Zahl nicht näher bestimmt war, behalten dürfen. 
Einen ähnlichen Vorschlag machte zwanzig Jahre später ein Unbekannter 
in dem Niedereibischen historisch - politisch - literarischen Magazin vom 
Jahre 1787.*) Danach sollten die Staaten nicht mehr Truppen und 
Flotten behalten, als zur Erhaltung der inneren Ruhe und zur Pflege 
der Gerechtigkeit nötig wäre. Genauer wurde die Zahl der jedem 
Staate fortan gestatteten Truppen in einer Schrift des schlesischen 
Theologen Johann Gottfried Schindler festgesetzt. In seiner 1788 er- 
schienenen Arbeit: „Was ist den größeren Fürsten zu raten, um das 
Wohl und Glück der Länder zu befördern«, schlug er eine Herabsetzung 
der Wehrmacht jedes Staates auf die Hälfte vor.*) 

*) XII. Buch, 15. Kapitel. Vgl. Androclis, Anath^me ä la guerre, Paris 1890, 
S. 23. Die Worte Montesquieus wurden u. a. ziUert von Henry Richard 1879 auf der 
Londoner Tagung der International Law Association (Report S. 238) und von Darby 
1890 auf dem Londoner Weltfriedenskongresse (Protokolle S. 16). 

Bemerkt sei, daß Rousseau sich nicht gegen die stehenden Heere gewandt hat. 
Vgl. Rousseau, Extrait du projet de Paix perp^tuelle de M. Tabb^ de Saint-Pierre, 
Paris 1761. 

■) 1787 wandte sich ein anderer großer französischer Denker, der als Pazifist 
viel zu wenig bekannte Condorcet gegen die ständigen Heere und trat für das 
Milizsystem ein. Vgl. Aiengry, Condorcet, thftse de Toulouse, Paris 1903, S. 661 ff. 

») ter Meuien a. a. O. S. 270. 

«) ter Meuien a. a. O. S. 285. 

*) ter Meuien a. a. O. S. 299. 
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In einer Unterredung aus dem Jahre 1783 äußerte sich der 
große amerikanische Diplomat Franklin dahin, dafl die Mächte 
besonders deshalb zur Abrüstung kommen würden, weil stehende 
Heere auf die Dauer eine Verminderung der Bevölkerung be- 
deuteten; die kräftigsten Männer seien im Heere, und diese hei- 
rateten nicht. ^) 

1793 erschien das Buch Kants „Vom ewigen Frieden **. In dem 
dritten Präliminarartikel schlug der berühmte Autor die Abschaffung 
der stehenden Heere mit folgender Begründung vor:*) 

3. .stehende Heere (miles perpetuus) sollen mit der Zeit 
ganz aulhören.* 

Denn sie bedrohen andere Staaten unaufhörlich mit Krieg, durch die Be- 
reitschaft, immer dazu gerüstet zu erscheinen; reizen diese an, sich einander in 
Menge der Gerüsteten, die keine Grenzen kennt, zu übertreffen, und, indem 
durch die darauf verwandten Kosten der Friede endlich noch drückender wird 
als ein kurzer Krieg, so sind sie selbst Ursache von Angriffskriegen, um diese 
Last loszuwerden ; wozu kommt, dafi zum Töten, oder getötet zu werden in Sold 
genommen zu sein, einen Gebrauch von Menschen als blofien Maschinen und 
Werkzeugen in der Hand eines anderen (des Staats) zu enthalten scheint, der sich 
nicht wohl mit dem Rechte der Menschheit in unserer eigenen Person vereinigen 
lä&t. Ganz anders ist es mit der freiwilligen periodisch vorgenommenen Obung 
der Staatsbürger in Waffen bewandt, sich und ihr Vaterland dadurch gegen An- 
griffe von aufien zu sichern. — Mit der Anhäufung eines Schatzes würde es 
ebenso gehen, dafi er, von anderen Staaten als Bedrohung mit Krieg angesehen, 
zu zuvorkommenden Angriffen nötigte (weil unter den drei Mächten, der Heeres- 
macht, der Bundesmacht und der Geldmacht, die letztere wohl das 
zuverlässigste Kriegswerkzeug sein dürfte; wenn nicht die Schwierigkeit die 
Größe desselben zu erforschen, dem entgegenstände). 



*) Bigelow's works of Benjamin Franklin, 1888, vol. VIII pp 420; vgl. Car- 
negie Endowment for international peace, division of international law, pamphlet 
Nr. 2 : Limitation of armament on the great lakes, Washington 1914, S. I ff. (Vor- 
wort von James Brown Scott). Vgl. dazu die Aufierung von Uonce de Lavergue in 
der .Revue des Deuz Mondes* vom 15. November 1868: »Zu jeder Zeit ist in Frank- 
reich die Zunahme der Bevölkerung im umgekehrten Sinne der Stärke des militärischen 
Kontingents gefolgt Während der Restauration, als das jährliche Aushebungskon- 
tingent nur 40000 betrug, nahm die Bevölkerung rapid zu. Als das jährliche Kon- 
tingent auf 60000 gesteigert wurde, verlangsamte sich die Zunahme, bei 80000 ge- 
schah das in noch höherem Mafie. Bei einem jährlichen Kontingent von 100000 
war die Bevölkerungszunahme fast gleich Null. In den letzten zwei Jahren würde 
das jährliche Kontingent weiter erhöht auf 140000, und die Bevölkerung ist dabei 
zurückgegangen.' Siehe femer den Aufsatz von Röttdier in Nr. 154. der »Neuen 
Zürcher Zeitung' vom 26. Januar 1917 ; Meisel-Hess, Das Wesen der Geschlechtlich- 
keit, Jena 1916, I S. 96. 

*) Vgl Karl Vorländer, Immanuel Kant: .Zum ewigen Frieden', Leipzig 1914, 
S. 5. 6. Auch in anderen Schriften ist Kant gegen die Rüstungen eingetreten. Vgl. 
Erzberger, Der Völkerbund, Berlin 1918, S. 67 ff. 
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Schon vor Kant — in den Jahren 1786—1789 — hatte der Eng- 
länder Jeremlas Bentham^) sein Projekt über den ewigen Frieden ent- 
worfen, das jedoch erst 1843 zugleich mit dem IV. Teile seines Werkes 
„Prindples of international law veröffentlicht wurde.*) Der Gedanken- 
gang Benthams ist etwa folgender: Er geht von den Verhältnissen 
Englands aus und fordert den Verzicht auf die Kolonien, sowie Ein- 
führung des Freihandels mit allen Nationen, da Kolonien und Handels- 
verträge keine Vorteile brächten, sondern nur Opfer auferlegten. So- 
dann wünscht er, daß England abrüste. Er sieht aber ein, daß sich 
Großbritannien durch ein rein einseitiges Vorgehen dieser Art in Gefahr 
begibt, von anderen überfallen zu werden, und hält es deshalb für 
nötig, daß die Abrüstung durch einen gegenseitigen Vertrag mit anderen 
Mächten zustande kommt. Einen solchen Vertrag muß England vor 
allem mit Frankreich schließen. Bentham macht sich hier nun selbst 
den Einwand, daß Frankreich bei der Beratung über eine solche Ver- 
einbarung zu England sagen wird: Den Vertrag mit England wolle 
man gerne schließen, soweit die französische Rüstung allein gegen Eng- 
land gerichtet jsei; Frankreich müsse sich aber auch gegen Preußen, 
Rußland, die Türkei usw. verteidigen. Den gleichen Einwand würden 
die anderen Staaten machen, wenn England mit einem Anerbieten 
dieser Art an sie herantrete. Deshalb muß sich nach Bentham ein 
solches Abkommen über die Beschränkung der Streitkräfte auf alle 
Staaten erstrecken. Die Art der Beschränkung muß durch ein inter- 

^) Ein anderer berühmter englischer Philosoph, Francis Bacon, hatte sich 
lange Zeit vorher für die Nützlichkeit der stehenden Heere ausgesprochen. In 
seinem 1623 erschienenen Buche .Ober die Würde und die Vermehrung der 
Wissenschaften' verkündete er unter den zehn Geboten für die wahre Qröfie 
Grofibritanniens: «Mögen stehende Heere kostspielig sein, so sind es doch nur 
diese, wodurch man den Nachbarstaaten den eigenen Willen aufzwingt oder sich 
bei ihnen Ansehen verschafft.* Ferner betonte er: .Ohne dauernde Übung in den 
Waffen keine Groflmacht. Daher mufi der militärische Beruf zum Hauptpunkt der 
Ehre, des Studiums, der Schulung gemacht werden... Unvereinbar mit kriege- 
rischem Geiste sind Beschäftigungen, die mit sitzender Lebensweise verbunden sind, 
und zartere Handarbeiten. Man überlasse sie Eingewanderten und- begünstige Berufe, 
welche die Arme stählen.' Vgl. Kraus, Francis Bacon, der erste Methodiker des 
englischen Imperialismus, .Köln. Zeitung", 22. April 1917, Literatur- und Unterhaltungs- 
blatt Nr. 16. Ahnliche Anschauungen wie Bacon vertrat auch Benthams Zeitgenosse: 
William Pitt der Jüngere. Vgl. Salomon, William Pitt der Jüngere, Erster Band, 
Leipzig 1906, S. 391 ff. 

*) Vgl. besonders Jeremy Benthams Grundsätze für ein künftiges Völkerrecht 
und einen dauernden Frieden, übersetzt von Dr. Klatsdier, mit einer Einleitung von 
Professor /Cmus-Prag, Halle a. d. S. 1915, S. 110 ff., ferner ter Meulen a. a. O. S. 288 ff. 
Edgard Briout, l'idte de Paix perp^tuelle de Jirimie Bentham, th^se, Paris 1905, 
S. 14, 24 ff., 63 ff.; Seroux d'Agincourt, Expose des projets de paix perp6tuelle de 
l'Abbä de Saint-Pierre, de Bentham et de Kant, th^se, Paris 1905. 
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nationales Schiedsgericht festgesetzt werden, das in dem Benthamsdien 
Projekte auch zu anderen Zwecken vorgesehen ist. Vor Ausführung 
des Vertrages soll mit jedem einzelnen Staate durch das Schiedsgericht 
eine Verständigung über die Art der Rüstungsbeschränkung erzielt 
werden. Der Beschlufl des Schiedsgerichts soll mit Waffengewalt durch- 
gesetzt werden. Die Festsetzung der Einzelheiten eines solchen Ver- 
trages ist nach Bentham gar nicht leicht, soweit es sich um das Land- 
heer handelt. Bezüglich der Seestreitkräfte denkt er jedoch optimisti- 
scher. Er meint, man könne sich leicht darüber einigen, daß Frank- 
reich, Spanien und Holland zusammen eine Flotte hätten, die halb so 
groB sei als die engtische oder auch ein wenig größer. Er will also 
offensichtlich die englische Vorherrschaft zur See aufrechterhalten. Der- 
jenige Staat, der zuerst den Vorschlag zu einem solchen Vertrage macht, 
würde sich nach Ansicht des Verfassers mit unsterblichem Ruhme be- 
decken. Für den Fall, daß eine solche Vereinbarung nicht zustande 
kommt, wünscht Bentham, daß ein einzelner Staat mit der Abrüstung 
vorangehl. Das kann nur Frankreich tun. Wenn es seine Kolonien 
aufgäbe, so würde es, erklärt Bentham, von Engtand nichts zu be- 
fürchten haben; denn nur die Kolonien könnten ein Angriffsobjekt für 
Grofibritannien sein; dagegen würde sich England nie dazu verstehen, 
einen Einfall nach dem Kontinent zu machen. 

Bei Benthams Plan ist bemerkenswert, daß er die Schwierigkeiten 
der Frage nicht übersieht und daß er zur Entscheidung der über die 
Rüstungsbeschränkung entstehenden Einzelfragen ein Schiedsgericht 
vorschlägt. Unter .Abrüstung" versteht Bentham' imma nur eine 
Rüstungsbeschränkung, da jeder Staat ein Kontingent für die dem Tri- 
bunale zur Verfügung zu stellende Streitmacht zu liefern hat.^) 

Es ist auffaltend, wie wenig in der Zeit bis 1800 die Rüstungs- 
frage erörtert worden ist. Von 29 Organisationsprojekten zwischen 1300 
und 1800, die ter Meulen*) bespricht, enthalten nur fünf eine kurze Be- 
handlung dieses Problems. Sicheriich ist dies vor allem darauf zurück- 
zuführen, daß die Staaten in jener Zeit noch keine so großen stehenden 
Heere wie heute besaßen. Auch zu Anfang des vorigen Jahrhunderts 
ist von bemerkenswerter privater Seite aus die Abrüstungsfrage kaum 
diskutiert worden.*) Die in England und Amerika entstehenden Friedens- 

') Reäslobi. a.O.S.\^ atnaX BenOiamsVlan zur Abrüstung eine .humanitäre, 
ibcT wenig fundierte Idee*. 

») A. a. O. S. 351. 

*) Über einen .Vorsdilag zur Abrüstung', den /(oi^fAuf In Nr. 12 der .Politlactaen 
lugbiatter* {Königsberg. 1814/15) gemacht hat. berichtet Hermann Kienzl im ,B«r- 
Iner Tageblatt* vom 22. Mal 1918, Abendausgabe. Darin habe KoUebue einen bereits 
ron dem wahnsinnigen russischen Kaiser Paul gemachten Plan- entworfen, wonach 
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gesellschaften hatten vor allem eine religiöse Grundlage und befaßten 
sich nicht eingehender mit diesem Problem. Hervorgehoben sei, dafi 
GrafSellon, der Gründer der Genfer Friedensgesellschaft, in allen seinen 
Schriften für die Beseitigung der stehenden Heere, die er als Motiv 
für eine Menge von Kriegen aiisah, und die Schaffung von Milizen ein- 
trat.^) Seit den vierziger Jahren wandten sich wieder bedeutende Männer 
in größerer Zahl gegen das Übermaß der Rüstungen, Staatsmänner wie 
Peel, Cobden und Bright in England und Victor Hugo in Frarikreich 
bekämpften, vor allem unter dem Eindruck der englisch-französischen 
Rüstungsrivalität, das Wettrüsten. Im Gegensatze zu den meisten der 
früheren Projekte schlugen sie eine Rüstungsbeschränkung zum Teil un- 
abhängig von einer Staatenorganisation vor. Sie lenkten die Blicke der 
Zeitgenossen immer wieder auf die Gefahren des Rüstungswesens. In 
den Vereinigten Staaten von Amerika betonte Senator Sumner besonders 
am 4. Juli 1845 in seiner großen Rede vor den Autoritäten der Stadt 
Boston über „die wahre Größe der Nation« die Notwendigkeit, die über- 
triebenen Rüstungen herabzusetzen. Er rechnete aus, daß die gesamten 
Schätze der Harvarduniversität, die in zwei Jahrhunderten aufgehäuft 
worden seieti, einen Wert von 703175 Dollar hätten, während für das 
1836 vollendete Kriejjsschiff Ohio bisher 100000 Dollar ausgegeben 
worden seien und für andere Kriegsschiffe noch mehr.*) Während des 
Deutsch-Französischen Krieges hielt Sumner am 26. Oktober 1870 zu 
Boston eine Rede über „das Duell zwischen Frankreich und Deutschland 
und seine Lehre für die Zivilisation", worin er u. a. betonte:*) 

.AH histoiy is a vain word, and all experience is at fault, if large War Pre- 
parations, of which the Standing Army is the type, have not been constant provo- 
catives of war. Pretended protectors against war, they have been real instigators 
to war. They have excited the evil against which they were to guard. The habit 
of wearing arais in private life exercised a kindred influence. So long as this 
habit continued, society was darkened by personal combat, street-fight, duel, and 
assassination. The Standing Army is to the nation what the sword was to the 
modern genüeman, the stiletto to the Italian, the knife to the , Spaniard, the 
pistol to our slave-master, — furnishing, like these, the means of death." 

künftig bei Staatenstreitigkeiten (in ähnlicher Weise wie im alten Rom die Horaüer 
gegen die Curiatier) nur drei Mann gegen drei Mann kämpfen sollten. Führe man 
das durch, so sei eine Herabsetzung der Heere möglich. — Vgl. auch den Ausspruch 
von Erzherzog Karl aus dem Jahre 1816, da& die übermäfiig zahlreichen Heere eine 
Plage der Menschheit seien, zitiert bei Gizycki .Das Buch des Friedens', Berlin 1918, 
S. 238 ff. Siehe ebenda S. 242 den Ausspruch von Karl Christian Friedridi Krause 
vom Jahre 1817. 

^) Vgl. Hetzel, .Die Humanisierung des Krieges in ihrer kulturgeschichtlichen 
Entwicklung*, Frankfurt a. d. Oder 1891, S. 157. 

*) Vgl. .Adresses on war' by Charles Sumner, with an introduction by Edwin 
D. Mead, Boston 1902, S. 80 ff. 

») A. a. O. S. 292. 
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Mitte des /Vorigen Jahres widerlegte Bastiat^) die schon damals 
immer wieder aufgestellte Behauptung, die Heere seien produktiv.^) 

Während der orientalischen Krise befürwortete der preußische Ge- 
sandte in London, Freiherr v. Bansen, im Gespräche mit Lord OranvUle, 
man solle die europäischen Heere auf den Stand von 1848 zurückführen; 
Frankreich solle das anregen. Überhaupt war \^ Bansen, was noch zu 
wenig bekannt ist, ein begeisterter Anhänger der Priedensidee.^) 

Im Oktober 1860 forderte Garibaldi in einem Manifeste die euro- 
päischen Regierungen zur Schaffung eines Bündnisses auf, damit die 
ungeheuerlichen Rüstungen unnötig würden. Die Rüstungen bedrohten, 
so erklärte er, die Völker und entzögen ihnen gewaltige Kapitalien* für 
unproduktive Zwecke. Infolge des Aufschwunges, der nach einer Ab- 
rüstung überall erfolgen würde, wäre es leicht, die entlassenen Offiziere 
und Mannschaften zu beschäftigen.*) Auch ein anderer italienischer 
Freiheitsheld, MazzM, verfocht ähnliche Ideen. Er sprach sich in einem 
an den Genfer Freiheits- und Friedenskongreß von 1867 gerichteten 
Schreiben für das Milizsystem aus. Die stehenden Armeen müßten 
gleichzeitig in allen Staaten entlassen werden. Es sei ihm allerdings 
zweifelhaft, ob das ohne Revolution erreichbar sei.^) 

Welch lebhaftes Echo die Bestrebungen dieser Männer fanden, er- 
sieht man aus dem berühmten Abrüstungsvorschlage Napoleons III., vor 
allem aber auch aus den zahlreichen Debatten, in denen von deutschen 
Parlamenten Ende der sechziger Jahre die Rüstungsfrage erörtert wurde.*) 

Während des Krieges 1870/71 hielt am 27. August 1870 in dem 
politischen Vereine „Fortschritt* zu Mürzzuschlag (Steiermark) der öster- 
reichische Abgeordnete Frhr. v. Waltershausen eine Rede, worin er 
den Zusammenschluß der Parlamentarier der verschiedenen Länder be- 
antragte, damit sie vereint u. a. auch dafür Sorge tragen könnten, »die 
Stärke der Heere innerhalb bestimmter, eng gezogener Grenzen zu 
halten*.') 

Sehr bekannt geworden ist der Vorschlag des ai^ierikanischen 
Juristen Dudley Fields in seinen «Draft outlines of an international 

1) ,Ce qu'on voit et ce qu'on ne voit pas*, Paris 1850, li. 

>) Vgl. das ausfahrliche Zitat in der rflhmllchst bekannten Sammlung: Daehne 
van Varick, .Actes et Documents", Haag 1899, S. 16, 17. 

*) Vgl. Ulbricht .Bunsen und die deutsche Einheitsbewegung", Leipzig 1910, 
S. 25. Für die Entwaffnung traten nach dem Krimkriege besonders die Franzosen 
Larroque und de Girardin ein. 

*) Vgl. Suttner, .Memoiren", Stuttgart 1909, S. 351 ff. 

*) .Annales du Congrfes de Gen^ve" 9.— 12. Sept. 1867, Genive 1868, S. 339. 

*) Hervorgehoben sei, dafi Arnold Rüge damals verlangte, Frankreich solle mit 
der Abrüstung vorangehen. Vgl. .Vorwärts', 26. September 1918. 

') .Friedenswarte" 1910, S. 50. 
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law**^), wonach die Staaten fortan nur Viooo ihrer Bevölkerung im 
Frieden zum Militärdienst verwenden sollen.*) Er verweist auf die 
bisherigen Beispiele einer Rüstungsverständigung, nämlich den Rush- 
Bagot-Wertrag und die Vereinbarung betreffend die Kriegsschiffe im 
Schwarzen Meer, und legt Wert darauf, daß die Vereinigten Staaten, 
obwohl sie den Schutz so großer Territorien zu besorgen haben, in 
Friedenszeiten nur Visoo ihrer Einwohner unter die Waffen rufen. 
Gegenüber dem Einwand, daß die atideren Staaten gefährlichere Nachbarn 
hätten, weist Dudley Field darauf hin, daß nach dem Vollzug der Ab- 
rflstung alle Staaten auf gleichem Fuße miteinander stehen würden. 
• Zu gleicher Zeit bemühte sich der russische Prinz Peter von Olden- 
burg an den verschiedensten europäischen Höfen damit, die Regierungen 
zu Schritten zwecks Sicherung des Weltfriedens zu veranlassen. In 
einem an Bismarck am 15./27. April 1873 gerichteten Briefe regte er 
u. a. an, „durch eine internationale Konvention die Stärke der bewaff- 
neten Macht zu bestimmen*.^) 

1875 veröffentlichte der österreichische Politiker Adolf Fisdihof 
in der VTiener »Neuen Freien Presse" eine viel beachtete Artikelserie 
über „Die Reduktion der kontinentalen Heere", worin er, ähnlich wie 
fünf Jahre vorher Frhr. v. Waltershausen, aber unabhängig von ihm, 
einen Zusammenschluß der Parlamentarier aller Länder zwecks Zu- 
sammenarbeitens für den Völkerfrieden befürwortete, aber im Gegen- 
satze zu Waltershausen die Rüstungsfrage als einen entscheidenden 
Punkt an die Spitze stellte.*) 

Als erster deutscher Völkerrechtslehrer, der sich eingehend zur 
Rüstungsfrage äußerte, ist Bluntsdili zu nennen. Ebenso wie später 
Sdilief, Umfrid usw. erwartete er eine Abrüstung nur als Folge der 
Schaffung einer internationalen Organisation. Das hatte er bereits in 
einem Briefe an die Haager Versammlung der »International law asso- 
ciation" von 1875 zum Ausdruck gebracht. 1878 äußerte er sich in 
seiner „Organisation des europäischen Staaten Vereins" *) folgendermaßen : 



1872, S. 367 ; vgl. meine Denkschrift : .LimitaUon des armements*, S. 77 ; Daehne 

van Varick a. a. O. S. 12; Märignhac, .L'arbitrage international*, Paris 1895» S. 510. 

') Auch Marcoartu, spanischer Senator, schlug 1882 auf dem Brüsseler Kongrefl 

der International arbitration and peace association die wechselseitige Beschränkung 

der Heere nach der Bevölkerungsziffer vor. 

^ *) .Die Waffen nieder* (Zeitschrift Bbrta v. Suttners), 1894, S. 45; Hetzet a. a. O. 

S. 86; bemerkt sei, daß sich am 23. Oktober 1898 ein anderer Prinz, Fürst Hein- 
ridi XXIL, Reuß, in einem Briefe an den Flottenverein gegen die Steigerung der 
Rüstungslasten aussprach; .Friedenswarte' 1900, S. 43. 
^ ^) Vgl. .Friedenswarte- 1910, S. 206; die Artikel Fisdihofs sind auch als selb- 

I ständige Schrift erschienen: Wien 1875. 

^) Gesammelte kleine Schriften, 1881, Band II, S. 281 ff. 
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.Eine Auflösung und Entwaffnung aller Heere wird keineswegs die unmlltel- 
bare Feige dieser Verfassung sein. Aber die heutige Überspannung der Mllliar- 
lasten, das schwerste Hindernis der europäischen Wohlfahrt, wQrde aufhOren. 
Die Rücksicht auf drohende Kriege der Zukunft würde nicht mehr wie gegen- 
wjrtig die Steuerkräfte der Völker aufzehren. Die stehenden Heere würden all- 
mählich vermindert, die Dienstzeit unbedenklich herabgesetzl, die Ausgaben für 
Waffen, Feslui^en, Kriegsschiffe, Kasernen sehr erheblich abnehmen. Die enorme 
Ersparnis an dannzumal unnötigen Militarausgaben würde die Bürger von dem 
Steuerdrucke befreien und zugleich die finanziellen Mittel schaffen, um fflr die 
friedlichen Kulturinteressen reichUcher sorgen zu können.* 
Auch Schlief sprach sich in seinem großen Werke über den «Frieden 
n Europa" 1892 zwar für die Nützlichkeit einer Rüstungsbeschränkung 
JUS, hielt diese aber nur in Verbindung mit einer völligen Staaten- 
irganisation für möglich. Anderer Meinung war v. HoUzendorff, der im 
Jahre 1887, also etwa gleichzeitig mit seinen Kollegen vom Institut de droit 
ntemational, RoUn-Jaequemyns, Lorimer und Kamarowski, ') aber viel 
skeptischer als diese, in seinem , Handbuch des Völkenechts"*) bei 
jelegenheit der Erörterung über »Das Recht der Selbsterhaltung" schrieb : 

.Allen KrlegsrHstungen wohnt somit die doppelte Eigenschaft Inne, gleich- 
zeitig Maßregel des Sicherheitsschutzes und der Bedrohung sein zu können, wo- 
fern die dabei mitwirkenden Staaten nicht von so ungleichen Kräften sind, daS 
auf selten des Schwächeren die Vermutung der Angriffslust von vorneherein völlig 
ausgeschlossen erscheint. 

DaB eine auf Orund wechselseitigen, aber unbegründeten Mißtrauens be- 
gonnene und dann binterber mehr und mehr gesteigerte Kriegsrüstung möglicher- 
weise den Erfolg haben kann. Widerwillige In einen Krieg durch Erregung 
nationaler Leidenschaft hineinzutreiben, ist eine Talsache, In welcher sich die Un- 
voll komm enh elf des gegenwartigen Völkerrechlszu stand es offenbart. Um so wich- 
tiger kann für die Zukunft die Aufgabe der Diplomatie werden, wenigstens für 
scdche Falle die Herstellung einer jetzt noch fehlenden Abrüstungsordnung 
zu versucben.' 
Somit ist HoUzendorff wohl der erste deutsche Völkerrechtler, ') 
ler der selbständigen Lösung der Abrflstungsfrage nicht völlig ablehnend 

') VgLS.25fL 

") II, S. 55. 

'} Erwähnt seien an dieser Stelle auch zwei andere gelegentliche Äußerungen 
eutscher Staatsrechtslehrer, die freilich noch viel skeptischer sind. In seinen .Staats- 
rissenschaftllchen Vorlesungen* (Leipzig 1832, 2. Band, S. 351) sprach Professor Pa/ite, 
er 1838 als Professor der Staats Wissenschaften in Leipzig starb, von der Möglichkeit, 
aß durch den Übergang der absoluten Staatsformen In konstitutionelle der größere 
leereslell der Staaten entwaffnet würde. Doch scheine eine solche Entwaffnung bei 
er Eifersucht der OroBmachte usw. noch in weiter Ferne zu liegen. Der Heidelberger 
;echtslelirer Robert v. Mohl schrieb 1855 in seiner .Geschichte und Literatur der 
taatswissenschaften', 1, S. 439: .Die allgemeine Entwaffnung aller Staaten muB als 
nausfflhrbar erklärt werden, well deren Folge allgemeine Oesetzloslgkeit im Innern 
nd völlige Schutzlosigkelt gegen Außen wäre, Es ist sinnlos, solcherlei zu ver- 
ingen; doppelt sinnlos, ein Eingehen darauf zu erwarten.* In seiner 1859 erschienenen 
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gegenübersteht. Von einer Befflrwortung eines entsprechenden Ver- 
trages ist freilich bei ihm keine Rede. Er beschränkt sich darauf, die 
Möglichkeit einer solchen Beschränkung ins Auge zu fassen. In seiner 
1882 erschienenen Schrift »Die Idee des ewigen Völkerfriedens* hatte er 
eine Rüstungsbeschränkung noch für ganz unmöglich erklärt Dagegen 
traten Graf Kamarawski in einer auch in russischer und französischer 
Sprache erschienenen Schrift .Ober die Friedensbestrebungen der Völker 
und die Abrüstung", 1890, sowie Märignhac in seinem glänzenden Werke 
„L'arbitrage international* ^) mit Nachdruck und Verständnis für die Ver. 
minderung der Rüstungen ein, wobei letzterer die Schwierigkeiten keines- 
wegs übersah. Das sind die bemerkenswertesten Stimmen, die sich 
unter den Juristen vor der ersten Haager Konferenz zugunsten einer 
Abrüstung geäußert haben. 

Unter den Pazifisten hatte bis zu seinem 1888 erfolgten Tode 
besonders Henry Richard, der bereits Ende der sechziger Jahre ver- 
schiedene Abrüstungsanträge in europäischen Parlamenten angeregt 
hatte, ') in England für eine Rüstungsverständigung gewirkt. In Prank- 
reich schlug am 9. November 1893 im »Figaro* Jules Simon einen Gottes- 
frieden vor; darnach sollten bis zum Ende des Jahrhunderts die 
Rüstungen nicht vermehrt werden. Der spanische Senator Marcoariu hatte 
den Plan hti Jules Simon angeregt'), der dafin auch von dem italieni- 
schen Deputierten Pandolfi und dem deutschen Rechtsanwalt Richard 
Orelling befürwortet wurde, freilich ohne Erfolg. *) Auch die in fremde 
Sprachen übersetzte Schrift des Schweden Björklund, »Der bewaffnete 
Friede*, fand zu jener Zeit viel Beachtung. Desgleichen trug das kurz 
vor der Haager Konferenz von 1899 veröffentlichte sechsbändige Werk 
Blochs, „Der Krieg*, viel dazu bei, das Interesse auf die Frage hinzu- 
lenken. In Deutschland sind damals wohl Moritz Adler und Richard 
Reuter am wirksamsten für die Rüstungsverminderung eingetreten. 
Ersterer, der bereits 1868 eine Schrift über »Den Krieg, die Kongreß- 
idee und die allgemeine Wehrpflicht*^) herausgegeben hatte, schrieb 

.Encyclopädie der Staats Wissenschaften' schrieb v, Mohl in § 62: .Vereinbarungen 
zu allgemeinen Abrüstungen sind freilich denkbar, und ihr Zustandekommen würde 
allseitige grofie Lasten ersparen; aUein sie sind bis jetzt immer noch fromme Wünsche 
geblieben, da gegenseitig der Glaube an aufrichtige Vollziehung fehlt." Derselbe 
Satz findet sich auch in der 1872 erschienenen 2. Auflage (S. 437). 

1) A. a. O. S. 509 ff. 

>) Vgl. die Notiz bei der Wiedergabe des Antrages Virdiow auf .S. 40, Anm. 2. 

') Marcoartus Brief und Jules Simons Artikel sind in „La Conference Inter- 
parlementaire" (Bern 1894, S. 109) abgedruckt. 

*) GreUing, Quousque tandem, Dresden und Leipzig 1894; Fried, .Unter der 
weißen Fahne', Berlin 1901, S. 32; .Die Waffen nieder", 1894, S. 32; Jahresbericht 
der .International arbitration and peace association*, 1894, franz. Ausgabe, S. 20. 

«) Prag 1868. 
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zahlreiche Aufsätze Ober den bewaffneten Frieden in Berta v. Suttners 
Monatsschrift .Die Waffen nieder". Ridiard Reuter veröffentlichte 1893 
anläßlich der deutschen Wehrvorlage eine viel verbreitete Flugschrift 
.Was will das Volk? Weder Militarismus noch Krieg** und schrieb 
kurz nach der Haager Friedenskonferenz in „Die Waffen nieder" ') eine 
Kritik über die Rede des deutschen Obersten Groß v. Sdiwarzhoff, 
die bis zur Stunde zu dem Besten gehOrt, was je über die Stellung- 
nahme des Deutschen Reiches auf der Haager Konferenz zu diesem 
Punkte veröffentlicht wurde. Berta v. Suttner und Alfred H. Fried 
haben erst viel später die Propaganda für die Rüstungsverständigung 
au^enommen und anfangs dem Probleme keine so große V^chtigkeit 
beigemessen. Noch 1897 schrieb Berta v. Suttner:') .Die Friedens- 
freunde sollen nicht mit der Forderung der Abrüstung den Anfang 
machen; diese kann nur die Folge vorhergehender Verständigung und 
Einsetzung eines Rechtszustandes sein." Später haben beide zu den un- 
ermüdlichsten Vorkämpfern der selbständigen Lösung der RUstungsfrage 
gehört Berta v. Sattner schrieb 1909 die glänzende Schrift .Rüstung 
und Obenüstung", und Fried widmete 1905 der Rüstungsfrage gleich 
zwei besondere Broschüren.*) 

Außerhalb der eigentlich pazifistischen Kreise haben vor 1899 be- 
sonders die Sozialdemokraten aller Länder, in Deutschland vor allem 
Liebknecht und Bebet, die Öffentlichkeit Ober die Gefahren übermäßiger 
Rüshingen aufgeklärt. Auch Virefiow, der schon 1869 im preußischen 
Abgeordnetenhause*) eine Lanze für die Begrenzung der Rüstungen 
gebrochen hatte, erklärte im Dezember 1895 in einem Interview: 

,— Ich denke, wenn die Abrüstung vor 26 Jahren eine Notwendigkeit war, 

so Ist sie heute zur unausweichlichen Pülcht geworden. Abrüsten oder 2U- 

grande gehen: dies Ist für die Nationen Europas das Dilemma.* 

Seit der ersten Haager Konferenz ist allenthalben die Agitation 

für die Lösung der Rüstungsfrage stärker geworden Es ist unmöglich, 

die Verdienste aller aufzuzählen. Besonders bemerkenswert sind die 

Bemühungen des französischen Barons d' Estournelles de Constant, 

der Engländer Perrls und Stead. Was speziell Deutschland betrifft, so 

haben unter den Pazifisten neuerdings Quidde und Umfrld mit ganz 

besonderer Energie die Lösung der Frage gefordert. Während Umfrid 

im wesentlichen den Bahnen Sdiliefs folgt, tritt Quidde für eine 

sofortige Verminderung des Kriegsbudgets eii^ Unter den Politikern 

haben wiederum in erster Linie die Sozialdemokraten ein weitgehendes 

') 1899. S. 278. 

^ .Die Waffennieder'. lto7,S. 20; ahnlichFnrif In .Friedenswarte*, 1899,8.49. 
*) .Das AbrDstungsproblem*. .Weder Jena noch Sedan*. (Beide Berlin.) 
*) Vgl. welter unten S. 40 ff. 
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Verständnis für das groSe Problem gezeigt, femer besonders v. Gerlach, 
Gotheln und der Marinefacbmann PersiusS) Bemerkenswert ist schließ- 
lieh folgendes Amendement, das der deutsche Zentrümsabgeordnete 
Erzberger kurz vor dem Kriege in seiner Schrift .Die Rüstungsausgaben 
des Deutschen Reiches** *) zu dem Vorschlage Churchills betreffend das 
Verhältnis von 16: IQ gemacht hat: 

.Die pure Relation genügt nicht; sie mufi noch durdi einen festen Maßstab 
ergänzt werden. Wir haben gesehen, wie der Dreiverband die Rüstungen in die 
Höhe treibt. Deutschland mufi sich auch schützen gegen den ösUichen und 
westlichen Nachbar, auf welche England so ungemein großen Einflufi ausüben 
kann. Wenn man daher dem Vorschlage 16 : 10 noch folgende Ergänzung bei- 
fügt: .Dabei hat die deutsche Flotte so grofi zu sein wie die französische Flotte 
plus dem russischen Ostseegeschwader* — dann hat man. eine feste Basis, die 
zur Verminderung der Lasten führen kann und eine Erhöhung derselben aus- 
schliefit. England ist dann in der Lage, auf seine Verbündeten und Herzens- 
freunde einzuwirken, damit sie sich im Schiffsbau mäfiigen.*') 

Unter den deutschen Völkerrechtsgelehrten hat 1907 als erster 
Professor Walter SdiüdUng in seinem klassischen Werk Ober .Die 
Organisation der Welt" und später in seinem «Staaten verband der Haager 
Konferenzen" (1912) das Rflstungsproblem in seiner ganzen Bedeutung 
erkannt und für selbständig lösbar erklärt, nachdem fast gleichzeitig 
Meurer in dem zweiten Bande seiner großen Darstellung der „Haager 
Friedenskonferenz* (1907) zu einer Abweisung jeglicher Rüstungsbe- 
schränkung gekommen war. Nach Sdiüdüng haben sich Köhler^) und 
Nippotd}) für eine Rüstungsbeschränkung ausgesprochen. Ich selbst bin 

^) Vgl. im einzelnen deren Vorschlage in jneiner Denkschrift .Limitation des 
armements*, S. 58; 66, 72, 82, 83. 

*) Stuttgart 1914. 

') Von deutschen Militärs und Politikern sind auch Vizeadmiral a. D. Karl, 
Gaister, vom Rath und Harden für eine Rüstungsverstflndigung mit England eingetreten. 
Vgl. , Friedenswarte- 1908, S.48, 74; 1909, S.54; 1910, S. 70. Bemerkt sei, dafi diese 
die Flottenverständigung mit England im wesentlichen nicht als eine selbständig lös- 
bare Frage ansahen, sondern als Folge einer allgemeinen politischen Verständigung. 
Vgl. z. B. die Aufsätze vom Raths im ,Tag* vom 14. Februar und 21. März 1912. 

«) .Zeitschrift für Völkerrecht* Ili, 1909 , S. 667 ; vgl. aber a. a. O. IX, 1915 
S. 6, wo Kohler unter dem Eindruck des Kriegsausbruches die entgegengesetzte Auf- 
fassung vertritt. 

*) . Die zweite Haager Friedenskonferenz ' II. 191 1, S. 259 ff. ; ferner die von Nippold 
verfaßte Denkschrift des schweizerischen Komitees zum Studium der .Grundlagen 
eines dauerhaften Friedensvertrages", Ölten 1915, S. 31 ff., auf die an anderer Stelle 
noch zurflckzukommen sein wird. In der .Rundschau des Auswärtigen Dienstes', 
April 1917, S. 5, betont Nippold: .Ich habe mich vor dem jetzigen Kriege nie stark 
für dieses Problem erwärmt. Seit aber dieser Krieg gelehrt hat, wie Militärparteien 
es vermittelst des Rastungssystems in der Hand haben, Kriege auch gegen den 
Wunsch der Regierungen und der Völker herbeizuführen, unterliegt es für mich gar 
keinem Zweifel mehr, daß es ein allgemeines europäisches Interesse ist, dafi diesem 
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seit 1910 für eine internationale Verständigung Qber diese Frage ein- 
getreten.') Mit aller Begeisterung befürwortet neuerdings auch der 
Österreicher Lammasck*) eine Beschränkung der Rüstungen. ") Für un- 
ausführbar ist eine Rflstungsverständigung (jedenfalls bis zur deutschen 
Antwortnote an den Papst vom 19. September 1917) außer von Meurer 
besonders von Zorn'') und Strupp*) erklärt worden. 
Unfug durch da Abkommen Aber daa gegenseitige MaS der Raslungen endlich einmal 
ein Ende bereitet wird. Nurdai kann unsvor neuen Weltkriegen bewahren.' SIeheferaer 
Nlppold, .Die Gestaltung des Völkerrechts nach dem Weltkriege', ZQrich 1917, S. lOOff. 

>) Vgl. besonders meine Aufsitze in der .Friedens warte' 191 1, S. 139 ; 1912, S. 91; 
[emer meine vom Bemer Friedensbureau 1914 herausgegebene Schrift .Die praktische 
LOsung der RQstungsfrage* (in Deutsch, Französisch und Englisch), auch abgedruckt 
in .Die Friedensbewegung', Bern 1914, S. 235 ff., sowie meine von der Interpar- 
lamentarischen Union 1914 veröffentlichte Denkschrift; .Limitation des arroements, 
relcv£ des projets imis pour la sotntion du problime, piicUi d'une introductl<H] 
hlstoiique' und meine Schriften. Die Beschrinkung der RDstungen', (anonym) MOnchen- 
Oladbach 1917, sowie .Neue Weltprobicnie-, Leipzig 1919, S. 176 ff. 

*) Vgl. die vorsichtige Aufiening von Lammasch in .Die Lehre von der 
Schiedsgerichtsbarkeit in ihrem ganzen Umfange' (im Handbuch des Völkerrechts, 
1914, S. 47), ferner seine energische Befürwortung eines RBstungsvertrages in der 
.Deutschen Revue'. Juli 1917, S. 69. In der an spaterer Stelle zu erwähnenden 
Herrenhansrede vom 28. Juni 1917 hat lammasdi ebenfalls einen Internationalen 
Vertrag Ober die Beschrlnkung der Rüstungen angeregt Vgl. auch Lammasch, .Der 
Friedensverband der Staaten', Leipzig 1918, S. 41 ff. 

*) Auch Redslob (vgl. a. a. O. S. 213, 350) darf man wohl zu den Anhängern 
einer RQstungsverminderung rechnen, wenn er auch eine solche Herabsetzung In 
erster Linie von dem Zustandekommen der eigenartigen, von Ihm entworfenen Fort- 
bildung der Schiedsgerichts- und BUndnispollUk der Staaten erwartet Neuerdings 
treten PÜoty In einer Abhandlung In dem Sammelwerk .Deutschland und der Friede', 
herausgegeben von Odiä, Leipzig 1918, S.2Iff.; v.Liszt, .Das Vöikenechf, 11. Aufl., 
Berlin 1918, S. IV. und Mendelsso/in-Bartholdy In seiner Schrift .Der Völkerbund 
als Arbeitsgemeinschaft', Leipzig 1918, S. 10 fOr AbrOstung ein. 

*) Vgl. .Deutsche Revue', November 1906, S.129ff.;-.Zeit8chrift für Politik', U, 
S.326 ff;, Das DeuUche Reich und die intemationaleSchiedsgerichtsbarkelt' 1911,S.8ff. 
Neuerdings fiuBert sich Zorn schon zurückhaltender. Im .Tag' vom 18. September 
1917 schreibt er: .Wir mUssen dahingestellt sein lassen, inwieweit Vertrage Ober 
Abrilstung sich als möglich erweisen werden bei dem bisher von allen grOfleien 
Staaten Europas bekundeten Willen In dieser schwierigen Frage.' Ablehnend auch 
V.Stengel, .Weltstaat und Friedensproblem'. Berlin 1909, S.56ff.; vgl. femer TrUpet, 
.Die Freiheit der Meere und der künftige Friedensschlufl', Beriln 1917, S.38i ähn- 
lich Bomhak. .Der Wandel des Völkerrechts", Berlin 1916, S. 1 ff., und SlUr-Somlo. 
.Die Freiheit der Meere und das Völkerrecht', Leipzig 1917, S. 17. 

*) Vgl. .Zeitschrift für Völkerrecht-, 1914, S. 669; .Fränkischer Kurier'. 
20. Februar 1915, Morgenausgabe. In .Neue Probleme des Völkerrechts* (Vorans- 
sondeidruck aus .Der große Krieg als Erlebnis und Erfahrung', herausgegeben von 
JOiih. Gotha 1915, S. 8) spricht Stntpp von der .nach den Erfahrungen des Wett- 
krieges geradezu unbegreiflichen Forderung der Rastungst>eschrankung-. Nach der 
deutschen Note an den Papst vom 19. September 1917 hat Stnipp dagegen in .Neue 
Probleme des Völkerrechts*. Gotha 1918, die AbrOstung befOrworiei 

Wcbbcrg, Dl« IntemaUoiuI* Bcacbtiakuag dei Ra*laiiK«il 2 
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Was die ausländischen Völkeirechtslehrer betrifft, so haben sie meist 
dem Rastungsproblem mit ebenso großer Skepsis gegenflbergestanden 
wie die Mehrzahl ihrer deutschen Kollegen. Es ist bemerkenswert, daß 
z. B. Gelehrte wie der Franzose Renault, der Engländer Oppenheim und 
der Amerikaner Scott bis zum Kriege dem Problem beinahe gleich- 
gültig, oder doch ohne Begeisterung gegenflbergestanden haben. 



b) Die Rüstungsfrage auf den Friedenskongressen 

Es würde in diesem Zusammenhange zu weit führen, alle Verhand- 
lungen sogar der nationalen Friedensgesellschaften und Friedenskon- 
gresse über unser Problem wiederzugeben. Es mufi genügen, auf die 
im Anhange abgedruckten Beschlüsse dieser Körperschaften.zu verweisen. 
Nur die Beratungen internationalen Charakters, also vor allem der Welt- 
friedenskongresse, seien dargestellt. 

Von den Weltfriedenskongressen,^) die in der Zeit von 1843 
bis 1878 und später seit 1889 getagt haben, ist die Rüstungsfrage regel- 
mäßig erörtert worden. Bereits der Londoner Weltfriedenskongreß von 
1843 sprach die Wahrheit aus, daß die Vorbereitungen des Krieges, also 
auch die Rüstungen, den Frieden nicht nur sicherten, sondern gleich- 
zeitig bedrohten. Auf dem Brüsseler Kongreß von 1848, auf dem 
man sich ebenfalls für Abrüstung aussprach, ohne eine förmliche 
Resolution zu fassen, wurden zuerst einige Ausführungen von William 
Stokes, einem Mitgliede der Londoner Friedensgesellschaft, verlesen, 
worin dieser u. a. ausführte, daß der bewaffnete Friede zum Kriege 
reize, weil er alles nötige Material für ihn liefere. Saringar^ einer der 
Vizepräsidenten des Kongresses, erklärte, der Augenblick sei nach seiner 
Meinung noch nicht gekommen, um den Regierungen eine allgemeine 
Abrüstung vorzuschlagen.^) Inzwischen müsse man aber die Völker 
aufklären. Roussel forderte, man solle sich einstimmig dafür aussprechen, 
daß der geeignete Augenblick für eine allgemeine Abrüstung ge- 
kommen sei. Die Worte „bewaffneter Friede" seien ebensosehr ein Wider- 
spruch in sich wie die Zusammenstellung „lebender Leichnam*. Tacitus 
habe gesagt: si vis pacem, para bellum. Ob es aber nicht besser sei zu 
sagen: Wenn man den Frieden wolle, solle man den Frieden vorbereiten? 
Jener Widerspruch habe nur entstehen können, weil ein lateinischer Schrift- 
steller dazu die passenden Worte gefunden habe. Auch Professor Huet von 

^) Vgl. zum Folgenden die Protokolle der Kongresse. 

*) Es ist interessant zu verfolgen, wie ähnliche Äußerungen bis zur Gegenwart 
auf zahllosen Kongressen gefallen sind. Niemals war der Zeitpunkt gekommen! Aber 
galt es njcht, ihn vorzubereiten? 
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T Universität Gent erklärte, von, allen Fragen, die dem Kongresse vor- 
:Iegt seien, mOsse diejenige der Abrüstung als die praktischste be- 
iclinet werden. ScblieBHch nahm der Kongrefi mit allen gegen eine 
izige Stimme eine Resolution zugunsten der Rflstungsbeschrankung 
I. Eine besondere Deputation des Kongresses, unter der sich Eliku 
■trritt und Henry Richard befanden, abergab am 30. Oktober 1848 
e Resolution des Kongresses in einer besonderen Audienz dem eng- 
eben Premierminister Lord Russell. Im Anschlüsse hieran wurden 
nige große öffentliche Versammlungen in London, Birmingham und 
ancbester veranstaltet, um die Londoner Ergebnisse in England be- 
inntzumachen. 

Auf dem Pariser Kongresse von 1849 sprachen Emile de Qlrardin 
wie andere Redner die Ansicht aus, daS Frankreich zuerst seine großen 
Jstungen einschranken müsse, damit die anderen Völker nachfolgten. 
'■ancisqae ßouvet betonte, daß das Vorhandensein großer Heere ein 
Sndiger Anreiz zum Kriege sei. Mit flammenden Worten erklarte 
obdea: 

.Kaum, daB eine 'Esse in Cherbourg raucht, so Epringt auch ein Funke aus 
einer neuen Waffenfabrik In Plymouth und umgekehrt. — Das ist der vollendete 
Wahnsinn. Weder die eine noch die andere Macht gewinnt Irgend etwas dabei. — 
Das Resultat Ist ein fUr beide Teile glelchmäSIger Verlust. Es ist ferner eine ge- 
meine Heuchelei: Während die Rüstungen sich von Jahr zu Jahr steigern, tauschen 
unsere Kabinette fortgesetzt Versicherungen der herzlichsten Freundschaft aus. .M, 

Wenn ein Funke von Aufrichtigkeit in diesen Versicherungen wäre, woher kSme -^ 

dann die Notwendigkeit, so viel Kriegsschiffe zu bauen und Küstenbefestigungen '^ 

anzulegen ? Ein Mensch, wenn er nicht geradezu verrückt Ist, bekleidet sich nicht 
mit Angriffs- und Verteidigungswaffen Inmitten seiner Freunde. Meine grflßte 
Einwendung aber gegen die Rüstungen Ist Ihre Tendenz, feindselige Gefühle unter 
den Völkern zu erregen sowie die Furcht und den HaS zu verewigen, Leiden- 
schaften, die ganz von selbst Im Kriege ihre Befriedigung suchen. Man muB 
den Regierungen das Rechenexempel nahelegen, daB, wenn zwei Machte zur 
Friedenszeit eine Rüstung tragen, die für sechs Machte genügen würde, sie relativ 
tiicht weniger stark waren, wenn sie gleichzeitig diese Rüstung so reduzieren 
würden, daB etwa noch drei Machte an jedem einzelnen Panzer genug zu schleppen 
hatten. Die Machte spürten den Unterschied nicht, wohl aber würden es die 
Steuerzahler am Oewlcht Ihrer Geldbörsen merken.") 
Nach dem Pariser Kongresse wurde eine Agitalionsreise englisch- 
mzösischer Friedensfreunde nach England zur Propaganda auch der 
Istungsbeschränkung veranstaltet. Es handelte sich um einen Vor- J 

iler der spateren internationalen Verständtgungsbestrebungen, wie sie 
B. in der deutsch- englischen Verständigungskonferenz von 1912 ihren 
isdruck gefunden haben. 

') Vgl auBer dem Konferenzprotokol] auch Umfrids Aufsatz in den .Frledens- 
ittem' 1904, S. 133, and Edmond Potonii- Pierre, .Historlque du monvement 
:iflste', Bern 1899. 
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Auf der großen GrOndungsversammlung der .Ligue Interna- 
tionale de la Paix et de la Libertö" zu Genf am 7. September 1867 
wurde die Einführung des Milizsystems empfohlen. Der internationale 
Arbeiterkongreß zu Lausanne 1867^) erklärte seinen Beitritt zu dem Genfer 
Kongreß.*) Auch auf den Tagungen der Liga von 1868 zu Bern und 
1 869 zu Lausanne wurde die Ersetzung der stehenden Heere durch eine 
Miliz befürwortet.*) Von späteren Beschlüssen dieser Liga über die 
Rüstungsfrage ist mir noch der Beschluß von 1889 bekannt, worin die 
Erwartung ausgesprochen wurde, daß die Fortschritte der Schiedsgerichts- 
barkeit den Weg zur Rüstungsbeschränkung erleichtem würden.^) 

Der Pariser Weltfriedenskongreß von 1889, der die Reihe der 
neueren Kongresse eröffnete, beschloß, daß das Bureau des Kongresses 
den Regierungen aller Länder eine Denkschrift überreiche, worin solche 
diplomatischen Maßregeln angeregt würden, die »un d^sarmement rapide *" 
aller Staaten zur Folge hätten. Eingehender befaßte sich der Londoner 
Weltfriedenskongreß von 1890 mit dem Problem. Es ergab sich hier 
eine bedeutsame Strömung, die empfahl, ein etiropäischer Staat sollte 
mit der Abrüstung vorangehen, da die anderen nachfolgen würden. Das 
betonten besonders der Italiener Moneta, der Amerikaner Trueblood und 
der Franzose Passy. Dagegen hatte der Amerikaner Howard in einer 
kleinen Denkschrift über die Rüstungsfrage die Ansicht ausgesprochen, 
es komme nur eine gleichzeitige Rüstungsverminderung mehrerer Mächte 
in Betracht») 

Auf dem Weltfriedenskongresse zu Rom 1891 hielt der italienische 
Kapitän Siccardi ein Referat über die Rüstungsfrage und ihre Be- 
ziehung zu den ökonomischen und sozialen Problemen. Es fand nur 
eine kurze Diskussion statt. Man forderte die Friedensgesellschaften 

^) Sdiulze-Delitzsdi erklärte damals im Namen der Demokratischen Partei Deutsch- 
lands seine ganze Sympathie für die zwecks allgemeiner Entwaffnmig eingeleitete 
Agitation, glaubte aber betonen zu müssen, daß seiner Partei die Lage'des deutschen 
Vaterlandes besondere Reserve auferlege. Er empfahl jedoch, die Parlamente sollten ge- 
meinsam für den Frieden eintreten. Vgl. A. Bernstein, ^Sduilze-Delitzsäi, Leben und 
Wirken-, Berlin, o. J., 4. Aufl., S. 174, 177. 

*) Protokolle des außerordentlichen Internationalen Sozialistenkongresses zu 
Basel, 1919, S. 43 ; siehe auch weiter unten S. 30. 

•) Hetzel, S. 58, 60. 

*) Pieard, .La question de la limitation des armements de nos jours', Paris 
1911, S.41. 

^) Bald nach dem Kongresse regte Dudley Fteld bei der International arbitration 
and peace association an, entsprechend dem Wunsche des Londoner Weltfriedens- 
kongresses dem englischen Minister des Äußern eine Denkschrift über die Rüstungs- 
frage zu unterbreiten. Diese Anregung wurde in der Tat befolgt. Eleventh annual 
report of the international arbitration and peace association for 1891, London 1892 
S. 28—30, wo die Eingabe abgedruckt ist. 
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auf, für den Zusammentritt einer internationalen europaischen Konferenz 
zu agitieren, um eine wechselseitige, gleichzeitige AbrQstung zu veran- 
lassen. Auf dem nächsten Weltfriedenskongresse zu Bern 1892 betonte 
Darby eingehend, da6 die Rflstungen den Frieden nicht sicherten, 
sondern ihn im Gegenteil gefährdeten. Auch diesmal kam es nicht zu 
einer bedeutsamen Diskussion. Es wurde schließlich eine Aufforderung 
an die europaischen JVlachte zwecks wechselseitiger Abrüstung gerichtet. 
Der Amerikaner Blymyer Qberreichte dem Kongresse eine Denkschrift, 
wonach eine Rüstungsbeschränkung in folgender Weise durchgeführt 
werden sollte: Die Soldatenzahl sollte fortan '/,ooo der Bevölkerung 
betragen; es sollten jähriich nicht mehr als zwei Kriegsschiffe über 
3000 Tonnen gebaut werden; neue Befestigungen sollten nur 20 Wlo- 
meter von der Grenze entfernt angebracht werden.') Auf dem Welt- 
friedenskongresse zu Chicago 1893 wurde die Frage kaum berührt. Der 
Antwerpener Weltfriedenskongreß von 1894 nahm den Plan Jules Simons 
aber einen Gottesfrieden auf und bat die Regierungen, sich diesem Plane 
gegenüber entgegenkommend zu zeigen, wenn von einer Seite ein An- 
erbieten in dieser Richtung gemacht würde. Schließlich ist noch zu er- 
wähnen, daß der Budapester Kongreß von 1896 eine Resolution faßte, wo- 
nach sich die Pariamente gegen die RUstungsvermehrungen wenden sollten. 
Auf diesem wie auf dem letzten Kongresse fanden sich einige Stimmen, 
die davon anfingen, die Rüstungsbeschränkung könne immer nur die 
Folge einer internationalen Organisation sein. Die nächsten Weltfriedens- 
kongresse von 1894, 1896, 1897, 1900 und 1901 beschränkten sich 
darauf, einige Resolutionen zu verkünden. Die ersten drei Tagungen 
befaßten sich auch kurz mit dem Gedanken der Griess-Traut. wonach 
die Heere produktiver gestaltet werden sollten.*) Man setzte über diese 
Frage eine Studienkommission ein, die auch einen Bericht erstattete. 
Einen endgültigen Beschluß in dieser Angelegenheit faßte man nicht. 
Auf dem Glasgower Kongreß von 1901 trat G. H. Penis für die Militar- 
dienstverweigerung ein.*) 

Ausführlicher behandelte der Weltfriedenskongreß zu Monako 1902 
das Problem. La Fontaine brachte eine Resolution ein, daß alle Be- 
strebungen zwecks Verminderung der Rüstungen unterstützt werden 
müßten und die Mächte dem Wunsche der ersten Haager Konferenz 
Folge leisten sollten. Er betonte, es sei nicht ganz richtig, daß die 

I) Vgl meine Denkschrift .Limitation des armements*, S. 78. 

■) Sidie darObet welter unten. 

■) Das tat er aucti aof splteren Weltfriedenskongressen. Die ttberwattlgende 
4ehrhel( der Kongrefibesuchcr war jedoch regelmSBIg gegen diese Idee. Vgl. die 
Verhandlnagen des XII., XVI. und XVUI. Weltfriedenskongresses, aber auch die Be- 
icblOsse des Olasgower Weltfriedenskongresses von 1901. 
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Abrüstung nur eine Folge der internationalen Organisation sei. Arnaud 
widersprach La Fontaine: Nach seiner Überzeugung könne die Ab- 
rüstung nur die Folge der internationalen Organisation sein. Ihm schlofi 
sich Richet an. Perris trat für die Unterstützung derer ein, die den 
Militärdienst verweigern wollten. Novicow führte aus, man müsse den 
Staaten zunächst das Recht der Eroberung nehmen; dann würden die 
Rüstungen verschwinden. Er war der Auffassung, dafi die Schieds- 
gerichtsbarkeit nicht der Hauptweg zur Abrüstung sei. Er betonte das 
Recht der Nationalitäten. Passy wies darauf hin, daß man alle Ziele, 
die zum Frieden führten, unterstützen müsse, ob sie nun mehr oder 
weniger zur Organisation der Staaten beitrügen. La Fontaines Resolu- 
tion wurde schließlich angenommen. Dieser Gegensatz zwischen denen, 
die in der Abrüstung nur eine Folge der internationalen Ordnung ler- 
blicken, und denen, welche dies Problem für selbständig lösbar halten, 
trat später namentiich auch auf dem Münchener, Stockholmer und Genfer 
Weltfriedenskongresse hervor. Besonders die Franzosen Arnaud, Modi 
und Richet waren der Ansicht, daß die Verminderung der Rüstungen 
nur die Folge einer pazifistischen Entwicklung sein könne. ^) 

Dem Luzemer Weltfriedenskongresse von 1905 schlug Fatio in 
einem Berichte vor, zu empfehlen, daß die Beseitigung der Artillerie 
zur Grundlage einer Rüstungsbeschränkung gemacht würde.*) Der 
Münchener Weltfriedenskongreß vom Jahre 1907 stellte eine Reihe all- 
gemeiner Betrachtungen über die Frage an. In einem Beschlüsse 
empfahl er, es solle, da eine wechselseitige Abrüstung sehr schwierig sei, 
ein Staat mit der Beschränkung vorangehen und ein gutes Beispiel 
geben. Auf dem Stockholmer Weltfriedenskongresse befürwortete Gobat 
gleichfalls diese Idee. 

Der Londoner Weltfriedenskongreß vom Jahre 1908 ist besonders 
bemerkenswert durch den Vorschlag von G. //. Perris, der eine geeignete 
Lösung der Rüstungsfrage in der internationalen Beschränkung der Kriegs- 
budgets erblickte. Die englischen Minister Lloyd George und Asquith 
traten auf einer Versammlung des Kongresses für eine deutsch-englische 
Flottenverständigung ein. 

Dem Stockholmer Weltfriedenskongreß von 1910 lag ein interessanter 
Bericht Alfred H. Frieds vor. Gewiß sind dessen Ausführungen nicht 
durchweg zutreffend ; aber sie erscheinen doch außerordentiich originell 
und sollen hier skizziert werden. Es hieß darin : Wenn auch verschiedene 
Staaten gegenwärtig einer Verminderung der Rüstungen nicht geneigt 
wären, so sei doch im Wesen der Heere und Flotten eme Umwandlung 

^) In diesem Sinne hatte sich auch eine Resolution des Weltfriedenskongresses 
von Glasgow 1901 ausgesprochen. 

') Vgl. meine Denkschrift «Limitation des araiements', S. 70. 
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vor sich gegangen, die einer .inneren Abrüstung" gleichkomme. In 
dem Verb^tnis zwischen Waffe und Mensch sei ein gegen früher gänz- 
lich verändertes Verhältnis eingetreten. Die Waffe sei jetzt die Haupt- 
sache. Der Held fraherer Zeiten, dem die Waffe noch Werkzeug ge- 
wesen, sei zum Maschinisten geworden. Der moderne Kriegsmaschinist 
benötige aber zur zweckmäßigen Erfüllung seiner Aufgaben einer höheren 
Intelligenz. Dieses Erfordernis mache die modernen Heere zu Erobe- 
rungskriegen untauglich; es führe zu einer Demokratisierung der Armee, 
die allmählich zur Miliz, d. h. zur reinen Verteidigungsarmee, führe. Die 
zweijahr^e Dienstzeit sei bereits eine Etappe auf diesem Wege. Die 
Maschine habe das Eroberertum beseitigt, damit aber auch in der Tat 
die Wirkung der Rüstungen beeinträchtigt. (?) Eine solche Beschrankung 
sei zwar noch keine Verminderung der Lasten, aber offensichtlich eine 
wichtige Etappe auf diesem Wege. Die verschiedenen Verträge über 
Kriegshumantsierung seien lediglich als verschleierte Abrflstungsüber- 
einkommen zu betrachten. Die Waffe würde darin zwar nicht der Menge 
nach beschrankt, wohl aber der Wirkung. Für die weiten Interessen der 
Weltpolitik sei das Landheer meistens nicht zu gebrauchen. Dieses sei nur 
für den Nachbarkrieg verwendbar. Für einen großen Teil der staatlichen 
Aktionen seien daher die Rüstungen zu Lande gegenstandslos. Das 
eridflre den Aufschwung der Seerüstungen. Hier trete aber die Maschine 
noch mehr in den Vordergrund. Fried stellte dann zwOlf Leitsatze auf, 
die lauteten: 

,1. Die Rastungstasten sind tür das Wohl der Menschheit schädlich. 

2. Die Bcachrinkung der Rüstungslasten Ist wünschenswert. 

3. Alle Staaten sind bereit, die Möglichkeit einer Verminderung der ROstungen 
zu studieren. 

4. Die Rüstungen sind Icelne ausscblleSllch eigene Angelegenheit der Staaten. 

5. Es handelt sich nicht am völlige Abwerfung der RDstnngen, sondern um 
Verminderung der durch sie hervorgebrachten Lasten. 

6. Die Verminderung der Lasten kann nur schrittweise bewirkt werden: 

a) Verminderung des Wettbewerbs, 

b) Beseitigung des Wettbewerbs, 

c) Verringerung des Rüslungsstandes. 

7. Die Rüstungen sind ein Surrogat fOr die fehlende internationale Ordnung; 
Ihre Verminderung ist nur In dem Mafie möglich, als die internationale 
Organisation sich vervollkommnet. 

8. Die Losung des Problems ist schwierig. Dies Ist aber kein Grund, auf sie 
zu verzichten. 

9. Die Losung Ist erst von einer Inlemationalen Beratung zu erwarten. 

10. Das ROstungsproblem Ist In erster Linie Wirtschaft! Idier und sozialer Natur, 
erst In letzter Linie eine mllltBrtechnlsche Angelegenheit Die susschliefillche 
Erörterung des Problems durch Militlrpersonen kann daher zu keinem Er- 
gebnis führen- 



■^ 
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11. Eine mechanische Verminderung der Rüstungen lediglich nach der Zahl ist 
ausgeschlossen^ da verschieden geartete Imponderabilien den Wert der Rüstungs- 
einheiten verschieden bestimmen. 

12. Ein Abkommen auf Verminderung der Rüstungslasten mufi nicht mondial 
sein. Es ist auch zwischen zwei Staaten oder einer bestimmten Staaten- 
gruppe möglich/ 

In der Diskussion wandte sich der Russe Briantdianinoff gegen 
den Optimismus /T/^d5, daß eine „innere Abrüstung" der Heere bereits 
vor sich gehe. Er führte ferner aus, die Militärs dürften bei der Prüfung 
der Rüstungsfrage nur beratende, * keine entscheidende Stimme haben. 
Die Kommission zum Studium der Rüstungen müsse auf internationaler 
Grundlage zusammentreten ; sonst werde die Arbeit erfolglos sein. Weiter 
regte der Franzose le Foyer den bekannten Plan einer Mitteilung der 
Flottenbaupläne aufs neue an, und der Wiener Advokat Dr. Kolben trat 
für die Beseitigung des Seebeuterechts als eines wirksamen Mittels zur 
Abrüstung ein. Eine Resolution in letzterem Sinne hatten bereits der 
Londoner Weltfriedenskongrefi von 1908 und die Brüsseler General- 
versammlung der Friedensgesellschaften vom Jahre 1909 gefaßt. 

Auch auf dem Genfer Weltfriedenskongresse von 1912 fanden einige 
Verhandlungen über diese Frage statt. Professor Quidde stellte damals 
ein größeres Werk über die Rüstungsbeschränkung in Aussicht. Der 
letzte Weltfriedenskongrefi im Haag vom Jahre 1913 hat eine besondere 
Bedeutung für die Rüstungsfrage, da auf ihm Quidde sein berühmtes 
Projekt über einen Rüstungsvertrag vorlegte und ausführlich begründete. 
Wohl hatten schon auf früheren Kongressen verschiedene Pazifisten be- 
achtenswerte Entwürfe eingereicht, so Blymyer auf dem Bemer, Fatio 
auf dem Luzerner Kongresse und vor allem Penis auf der Londoner 
Tagung von 1908.^) Aber noch niemals war die Frage in so gründ- 
licher Weise nach allen Seiten hin beleuchtet worden. Was die Des- 
campsche Denkschrift für die Entwicklung der Schiedsgerichtsbarkeit 
bedeutet, das ist Quiddes Entwurf für die Rüstungsfrage. Dadurch würden 
endlich einmal die Erörterungen allgemeiner Natur verlassen und die 
Detailfragen einer Prüfung unterzogen. 

Der für das Jahr 1914 in Aussicht genommene Weltfriedenskongreß 
zu Wien fand leider nicht statt. Zu ihm hatten Kapitän zur See a. D. 
Persius und der Verfasser dieses Buches je eine Denkschrift eingereicht. 
Während Persius ein Flottenabkommen zwischen Deutschland und Eng- 
land befürwortete, wobei die Parteien zunächst für ein Jahr auf den 
Bau eines Schlachtschiffes') verzichten sollten, habe ich das Quiddesche 
Projekt empfohlen.*) 

^) Vgl. meine Denkschrift .Limitation des armements", S« 77, 70, 31. 
>) D. h. eines Schiffes über 10000 Tonnen Deplacement. 
*) Vgl. .Die Friedensbewegung', Bern 1914, Nr. 6. 
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Die internationalen Verständigungskomitees^) haben sich 
wenig mit unserer Frage befaßt. ^) Das deutsch-englische Verständigungs- 
komitee hatte 1908») in einem Aufruf angeregt, es sollten Vertreter 
Deutschlands und Englands zusammenkommen, um zu beraten : 1 . über 
eine Verständigung betreffend die beiderseitigen Rüstungen zur See und 
2. darüber, daß Deutschland und England vielleicht an Frankreich und 
Rußland heranträten, um mit diesen Ländern zu einer Verständigung 
über die Rüstungen zu gelangen« Das Komitee hatte femer in einer Re- 
solution vom 7. Dezember 1909 die Hoffnung auf das Zustandekommen 
einer Rüstungsbeschränkung ausgesprochen. Auf der deutsch-englischen 
Verständigungskonferenz, die vom 30. Oktober bis 1. November 1912 
in London tagte, wurde jedoch die Rüstungsfrage nur insoweit behandelt, 
als sie mit der Frage des Seebeuterechts, worüber besondere Debatten 
stattfanden, zusammenhing. Eickhoff, Macdonell, Lawrence, Avebitry, 
Spiecker und Weardale wiesen auf die Möglichkeit einer Verständigung 
durch die Erklärung der Unverletzlichkeit des Privateigentums im See- 
kriege hin.*) 

c) Die Rüstungsfrage bei den Beratungen des Institut de 
droit international und der International law association 



Im Mai 1887 sandte dtr Beider Rolln'Jaequemyns, Präsident des 
Instituts für internationales Recht, ein Zirkular an die Mitglieder 
des Instituts, worin er folgendes ausführte : ^) Nach Art. 1 der Satzungen 
des Instituts verfolge dieses den Zweck, für den Fortschritt des inter- 
nationalen Rechts einzutreten, insbesondere in den Grenzen seiner Kom- 
petenz für die Aufrechterhaltung des Friedens zu wirken und durch 
öffentliche Belehrung zum Triumph der Prinzipien der Gerechtigkeit 
und Humanität beizutragen. Infolgedessen sei das Institut auch zuständig, 
sich mit den Gefahren zu beschäftigen, die gegenwärtig den ali- 

^) Vgl. in diesem Zusammenhange auch den Beschluß der Delegiertenversamm- 
lung der Friedensgesellschaften Deutschlands, Österreich-Ungarns und Italiens vom 
5. Mai 1907 und die gemeinsame Kundgebung der deutschen und französischen 
Friedensgesellschaften vom Mai 1913. 

<) Hervorgehoben sei an dieser Stelle, dafi sich der .Verband für intemaUonale 
Verständigung', der auf rein nationaler Grundlage arbeitete, vor dem Weltkrieg nie 
mit der Rüstungsfrage beschäftigt hat. 

») .Friedenswarte' 1908, S. 73. 

*) .Deutschland und England in ihren wirtschaftlichen, politischen und kul- 
turellen Beziehungen, Verhandlungen der deutsch-englischen Verständigungskonferenz*» 
herausgegeben von Professor Sieper, München 1913, S. 84, 88, 91, 94 und 99. 

*) .Annuaire de Tinstitut', IX, S. 339 ff.; „Revue de droit international-, 1887, 
S. 130 ff. 
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gemeinen Frieden bedrohten. Die Effektivbestände der europäischen 
Heere und die Staatsschulden hätten in ungeahnter Weise zugenommen. 
Alle Staaten wüßten, was sie in dem Falle einer Niederlage zu erwarten 
hätten, und jeder rüste daher nach besten Kräften. Das Gefährliche sei 
nun, daß derjenige Staat, der eines Tages die stärkste Anspannung 
seiner Kräfte erreicht habe, über die er nicht hinausgehen könne, vor 
eine gefährliche Frage gestellt werde: Sollte es nicht besser sein, nun- 
mehr die Entscheidung mit den Waffen zu suchen, wie grausam sie 
auch sei, als infolge der ungeheuren Rüstungen am Rande des Ruins 
weiter zu leben? Vielleicht sei der Tag, wo eine Macht vor eine solche 
Wahl gestellt werde, nicht mehr fem, wenn man nichts tue, um sich 
dieser Entwicklung entgegenzustemmen. Zwei Punkte schienen ihm 
sicher, daß sich nämlich eine Rüstungsverminderung auf alle Großmächte 
erstrecken müsse und daß femer eine Initiative, die von einer Groß- 
macht ausginge, die Geister nicht bemhigen, sondern nur neues Miß« 
trauen hervormfen würde. Daher sei es Aufgabe des Instituts, das über 
dem Verdachte der Parteilichkeit stehe, sich mit dem Problem zu befassen. 
Es schiene ihm am besten, eine Kommission zu ernennen, die eine Adresse 
an die europäischen Regierungen in dieser Frage vorbereiten solle. 

Auf diese Note hin äußerte sich die Mehrzahl der Mitglieder ablehnend, 
da sie glaubten, daß diese Frage nicht in die Kompetenz des Instituts falle.^) 
Einige hervorragende Juristen stimmten aber der Anregung zu, ins- 
besondere der Engländer Lorimer und der Russe Kamarowski. *) Lorimer, 
der an der Heidelberger Tagung nicht teilnehmen konnte, betonte in 
einem Schreiben, wie sehr die Rüstungsfrage durch einige Utopisten 
diskreditiert worden sei, und stellte dann folgende Richtlinien auf : Kein 
Staat werde geneigt sein, seine Verteidigungskraft gegenüber anderen 
Völkern zu vermindern; jede Rüstungsbeschränkung müsse daher mit 
dem bestehenden Verhältnis der Völker zueinander rechnen, und die 
Verminderung müsse proportional sein. Im einzelnen müsse es jedem 
Staate überlassen bleiben, in welcher Weise er seine Rüstungen ein- 
schränken wolle; die Erfordernisse der einzelnen Länder seien verschieden ; 
man könne lediglich festsetzen, daß die Budgets um 25 oder 50 Vo ver- 
mindert würden. Man könne vielleicht denken, daß eingeborene Tmppen, 
wie sie Rußland, England und Frankreich zur Verfügung hätten, immer 
stärker sein würden als europäische Soldaten und daher die Ausgaben 
allein nicht maßgebend sein dürften. Aber das sei unzutreffend, da ein 
europäischer Soldat dem Eingeborenen sehr wohl gewachsen sei. Eine 
Beschränkung der Kriegsmittel werde wohl nicht möglich sein. Ver- 

') .Annuaire de l'instltut', IX, S. 346. 

2) .Revue de droit international ', 1887, S. 472 ff.; Daehne van Varick, »Actes 
et Documents*, S. 5A. 
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nbarungen dieser Art wflrden auch in Gefahr geraten, mißactitet zu 
erden. Oafi mit einer Rflstungsverminderung zunächst gewisse öko- 
omische Nachteile verbunden wären, sei richtig, doch nicht entscheidend, 
a mit der Zeit die Vorteile weit überwögen. 

Kamarowski erklarte, die Rflslungsfrage sei eine Frage von Sein 
der Nichtsein der europäischen Staaten und der menschlichen Zivilisa- 
on; es sei unrichtig, die Rüstungen als eine Versicherungsprämie zu 
etiachten; denn sie gefährdeten in Wahrheit den Frieden. Aufgabe der 
'ölkerrechtswissenschaft sei es, zur Lösung dieser Frage beizutragen, 
nd es sei erstaunlich, daß soviel IntemationaHsten darüber schwiegen. 
Jle Staaten seien an dem Problem interessiert und alle müßten daher 
as Problem studieren, zunächst auf Präliminarkonferenzen, dann auf 
Jnem definitiven Kongresse. Die Verminderung der Rüstungen müsse 
leichzeitig und schrittweise vor sich gehen. Unrichtig sei die Behauptung 
hltzendorffs, daß Bedenken insofern vorhanden seien, als die in Zentral- 
uropa gelegenen Staaten größeren Gefahren ausgesetzt seien als die 
nderen ; Holtzendorff vergesse, daß die Reform allgemein und gleich- 
eilig vor sich gehen solle. Infolgedessen könne sie den einen nicht 
lehr bedrohen als den anderen. Die Reform brauche nicht sofort aus- 
eführt zu werden, sondern könne nach einem bestimmten Zeitraum vor 
ch gehen, um die Staaten daran zu gewöhnen. Der Vertrag mtlsse 
nter die Garantie aller Staaten genommen werden. 

Rolin-Jaequemyns formulierte seinen Vorschlag für die Heidelberger 
agung in folgendem Satze; Es soll vom Standpunkte des intematio- 
alen Rechts aus geprüft werden, ob und in welcher Weise man ver- 
litteist eines Vertrages unter den europäischen Staaten den Effektiv- 
estand der Streitkräfte und die Höhe der Rüstungsausgaben in Friedens- 
uten beschränken könnte. Infolge der Einwendungen vieler Kollegen 
3g er den weiteren Vorschlag einer Adresse an die Regierungen zurück. 
m 9, September 1887 führte er sodann in Heidelberg folgendes aus : Es 
abe sich seines Erachtens um drei Fragen gehandelt, nämlich: 1. darum, 
b es vom Standpunkte des Völkerrechts aus möglich sei, daß sich zwei 
der mehrere Staaten gegenseitig vertraglich verpflichteten, ihre Rüstungen 
II beschränken ; 2. darum, in welcher Weise eine solche Vereinbarung 
etioffen werden müßte, und 3. wie dieser Vertrag zu sichern wäre. Durch 
ine solche Tagesordnung habe er gehofft, die Prüfung des Problems zu 
rreicben. Er habe sich aber in den letzten Tagen durch Fühlung- 
ahme mit den Kollegen überzeugen müssen, daß die Mehrzahl einer 
>tskussion abgeneigt sei, da es sich angeblich nicht um eine Frage des 
itemationalen Rechts handle, und man fürchte, sich zu kompromittieren. 
>iese Opposition sei seiner Meinung, nach völlig unbegründet; ins- 
esondere könne man dieses Problem sehr wohl erörtern, ohne Fragen 
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der Politik zu berühren. Es handle sich nicht darum, zu beurteilen, ob 
irgendwelche Rüstungen, die einige Staaten aufwendeten, nötig wären 
oder nicht, sondern es gelte zu prüfen, ot> es nicht ein gemeinsames 
Recht und eine gemeinsame Pflicht aller Mitglieder derselben Staaten- 
gruppe wäre, zu verhindern, dafl die übertriebenen Rüstungen die Staaten 
erschöpften und zur Anarchie führten. Er weise auch darauf hin, daß 
Lorimer in seinen »Institutes of the law of nations« (1883/84) kürzlich 
diese Frage in einem fortschrittlichen Sinne erörtert habe. Handle 
es sich etwa um eine moralische und keine rechtliche Verpflichtung? 
Die Grenzen zwischen den beiden seien im internationalen Rechte flüssig. 
Angesichts der geäußerten Bedenken beantrage er jedoch Vertagung. 

Aber Professor Lueder aus Eriangen*) glaubte, man müsse noch 
vorsichtiger sein; die große Reputation des Instituts könne darunter 
leiden, wenn man einen solchen Antrag vertage und dadurch gewisser- 
maßen anerkenne, daß die Frage eine solche des internationalen Rechts 
sei und in den Arbeitsbereich des Instituts falle. Angesichts dieser Oppo- 
sition zog Rolin-Jaequentyns seinen Vorschlag zurück. 

So endete der Versuch eines der edelsten internationalen Geister, 
eine große und brennende Frage des Jahrhunderts in den Kreis der 
Beratungen des Instituts zu ziehen.*) 

Auch im Rahmen der International law association kam 
es zu keiner tieferen Beratung des Problems. Auf der Londoner Tagung*) 
von 1879 schlug Henry Richard folgende Resolution vor: 

»That this Conference deeply deplores the System of armed rivalry which 
prevails among the states of Europe^ which not only imposes oppressive burdens 
of taxaUon and military servitude on the peopie, but tends to nourish mutual 
suspicion and jealousy between the nations, to perpetuate the reign of force in 
place of the reign of law and to render peace insecure and war always imminent. 

That the Conference approves of efforts madc to bring about a mutual an(^ 
simultaneous reduction of armaments and recommends its members in all coun- 
tries to labour to that end. 

That a committee be appointed to consider the expediency of addre^sing a 
respectfuU memorial to the various govemments on this subject, and generally 
to examine and report on the best means of applying a remedy to mitigate this 
crying cvU/ 

Richard gab in seinem Berichte einen ausführlichen Oberblick 
über die Bestrebungen zwecks Rüstungsbeschränkung in den englischen 
und deutschen Parlamenten. Auch rechtfertigte er es ausführlich, daß 
er die Rüstungsfrage in die Verhandlungen einer internationalen Jurist!- 

*) «Annuaire* a. a. O., S. 338. 

*) Vgl. auch MMgnhac, «L'arbitrage international', 1895, S. 511. 
*) Vgl. zum folgenden die Protokolle der Konferenzen der International law 
association. 
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len Gesellschaft hineinbringe. Zweck der Vereinigung, so fflhrte er 
s, sei doch, die zivilisierten Nationen in freundschaftlichere Beziehungen 
teinander zu bringen, indem man ihre Gesetze einander anpasse und 
> im Wege stehenden Hindernisse beseitige. Zu diesen Hindernissen 
hörten auch die Qbertriebeneti Rüstungen; sie seien eine Ver. 
inung des Rechts, ein Sinnbild der brutalen Starke. In der Diskussion 
stritt H. J. Atklnson (HuU), dafi die Frage in den Bereich der Gesell- 
baft gehöre; es handle sich um ein Problem der Sozialwissenschaften, 
cht des Internationalen Rechts. Aber nachdem Frideric Passy (Paris), 
idrew Dünn (London), H. W. Freeland (Chichester) und Professor 
vi (London) zugunsten Richards gesprochen hatten, lieB man 
'kinsons formelle Bedenken nicht gelten. Man war aber in der 
iche nicht bereit, die Resolution Richards anzunehmen. Richard 
klärte sich schlieSlich damit zufrieden, wenn sein .paper" einem 
Dmttee flbergeben würde, damit dieses der nächsten Konferenz einen 
sieht erstatte. Dieser Vorschlag wurde denn auch einstimmig an- 
:nommen. 

In Wahrheit wmde durch diese Überweisung an das Komitee 
^m Vorschlag ein Begräbnis erster Klasse zuteiL Irgendein Bericht 
nrde auf der Bemer Konferenz von 1880 leider nicht erstattet. Nur 
reimal wurde auf dieser Tagung die Rfistungsfrage kurz berührt. Ein- 
al Oberreichte Andrew Dünn (London) der Konferenz im Namen von 
'enry Richard einen Bericht Aber eine Debatte, die im Juni 1880 im 
iglischen Pariamente stat^efunden hatte und bei der Richard eine 
esolution, betreffend eine Adresse an die Regierung über die Beschrän- 
ing der Rüstungen, überreicht hatte. Ferner erörterte bei einer anderen 
elegenheit Conrad F. Stollme^er (Trinidad), welch schreckliche Folgen 
n neuer deutsch-französischer Krieg haben würde und ob es nicht 
esser sei, dafi die beiden Staaten die Rüstungen verringerten, anstatt 
i6 sie sie vergröSerten. Irgendeine Debatte riefen diese Anregungen 
[cht hervor. 

Auf späteren Tagungen der International law assodation fand 
Ine spezielle Beratung über die Rüstungsfrage nicht mehr statt; doch 
lesen auf der Mailänder Konferenz von 1883 sowie den Tagungen 
1 London und Liverpool von 1887 und 1890 bei Gelegenheit der 
erhandlungen über internationale Schiedsgerichtsbarkeit mehrere 
edner') auf die ungeheure Höhe der europäischen Rüstungen war- 
end hin. 

'■) Namllch 1883 Henr/ Richard, 1887 Henry Richard und Professor Leont 
tvi. 1890 Dudley Field. 
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d) Die Rüstungsfrage auf den internationalen 

Sozialistenkongressen 

Bereits der Kongreß der internationalen Arbeiterassoziation zu 
Lausanne von 1867 hatte in seiner Beitrittserklärung zur Genfer Friedens- 
liga hervorgehoben, „daß der Druck des sogenannten bewaffneten 
Friedens auf dem Arbeiter laste, indem er die besten Kräfte des Volkes 
in unproduktiver und zerstörender Arbeit verzehre". Deshalb hatte er 
die Beseitigung der stehenden Heere verlangt. In dem Beschlüsse des 
Brüsseler internationalen Sozialistenkongresses von 1868 gegen den 
Krieg findet sich das Rüstungsproblem nicht erörtert. Der Londoner 
Sozialistenkongreß von 1888 faßte folgende Resolution: 

.In Erwägung, daß die ungeheuren Rüstungen der europäischen Regierungen 
eine ununterbrochene Gefahr für den allgemeinen Frieden darstellen und der 
Arbeiterklasse schweren Schaden zufügen, lädt der Kongrefi die Demokratien 
der verschiedenen Länder ein, ihren Deputierten den Auftrag zu geben, dahin 
zu wirken, dafi zur Beseitigung der Streitigkeiten zwischen den Regierungen das 
Schiedsgericht an die Stelle des Krieges tritt.* 

Eine weitere Resolution beschloß der internationale Arbeiterkongreß 
zu Paris 1889 auf Antrag französischer und deutscher Mitglieder des 
Kongresses. Die Erklärung, die einstimmig und ohne jede Debatte 
angenommen wurde, hatte folgenden Wortlaut: 

,Der internationale Arbeiterkongrefi von Paris: 

In Erwägung: 

Daß das stehende Heer oder eine starke Armee im Dienste der herrschenden 
oder besitzenden Klasse jeder demokratischen oder republikanischen Regienings- 
form feindlich gegenübersteht, dafi es der Ausdruck militärischer, monarchischer 
oder oligarchischer und kapitalistischer Herrschaft und ein Werkzeug reaktionärer 
Staatsstreiche und sozialer Unterdrückung ist; 

daß die stehenden Heere das Ergebnis und die Ursache der Angriffskriege 
sind, eine beständige Gefahr zt^r Entstehung internationaler Konflikte bilden ; 
und daß darum die stehenden Heere und die Angriffspolitik, deren Organe sie 
sind, der Verteidigungspolitik und der friedlichen Demokratie Platz machen 
müssen, einer Organisation des ganzen Volkes, welches nicht mehr für die Plün- 
derungen und Eroberungen, sondern für den Schutz seiner Unabhängigkeit und 
seiner Freiheiten in den Massen geübt und bewaffnet sein wird; 

dafi das stehende Heer, wie die Geschichte beweist, die unaufhörliche Ur- 
sache von Kriegen ist, und nicht fähig, ein Land gegen die Obermacht einer 
Koalition zu verteidigen, sondern seine Niederiage herbeiführt und das waffen- 
lose Land der Gnade der Sieger preisgibt, während die gut gerüstete, organisierte 
und bewaffnete Nation sich einem feindlichen Einfall gegenüber unwiderstehlich 
zeigen wird; 

dafi das stehende Heer die DesorganisaUon alles bürgerlichen Lebens ist, 
indem es jeder Nation die Blüte der Jugend in der Periode der Lehr- oder 
Studienzeit, der gröfiten Arbeitskraft und Tätigkeit entzieht, um sie einzukaser- 
nieren und zu demoralisieren 
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daB durch das stellende Heei die Arbeit, die Wissenschaft und die Kunst 
unfniditbar gemacht und In ihrem Aufschwung gehindert werden, daB der Bürger 
das Individuum und die Familie In ihrer Entwiciciung bedroht sind; 

daB dagegen in einer wahrhaft nationalen Armee, wo die Nation bewaffnet 
ist — (das Vollt in Waffen* — , der Borger im nationalen Leben seine natflr- 
ilchen Anlagen und FShlgitelten entwickeln kann und seine militärische Funktion 
wie ein notwendiges Attribut seines Bürgerrechts ausflbt; 

daB das stehende Heer durch die unaufh&rlich wachsenden Lasten der Kriegs- 
schuld, durch die immer hoher steigenden Steuern und Anleihen, welche es er- 
fordert, eine Ursache des Elends und des Ruins ist, 

weist der Kongreß mit EntrDstung die von den verzweifelt um Ihre Existenz 
kämpfenden Regierungen unterhaltenen Kriegsplane zurück; 

betrachtet er den Frieden als die erste und unerlflSlicbe Bedingung jeder 
Arbeiteremanzipation : 

und fordert mit der Abschaffung der stehenden Heere die allgemeine Volks- 
tiewaffnung nach folgenden QrundsBtzen: 

Die Nationalarmee, die bewaffnete Nation, besteht aus allen kriegstüchtigen 
Bttrgem; sie werden in Bezirken organisiert, in der Welse, daB jede Stadt, jeder 
Kreis, jeder Bezirk sein Bataillon' oder mehrere — je nach der Bevölkerungs- 
zahl — hat, gebildet von Bürgärn, welche sich kennen, und welche, wenn es 
sein muB, in 24 Stunden versammelt, bewaffnet und marschbereit sind. Jeder 
hat sein Gewehr und seine Ausrüstung im Hause, wie in der Schweiz, um' die 
Öffentlichen Freiheiten und die nationale Sicherheit zu verteidigen. 

Der KongreB erklärt welter, daB der Krieg, das traurige Produkt der gegen- 
wartigen Ökonomischen Verhältnisse, erst verschwinden wird, wenn die kapita- 
Itstisctie Produktionsweise der Emanzipation der Arbelt und dem Internationalen 
Triumph des Soziallsmus Platz gemacht hat.' 
Der Bi^sseler Sozialistetikotigreß von 1891 wandte sich lediglich 
allgemein gegen den Militarismus. Dagegen enthalt die auf dem Züricher 
SozialJstenkongree von 1893 gefaßte Resolution folgende Schlußsätze: 
.Den Vertretern der Arbeiterpartei obliegt die Verpflichtung, gegen die MUltar- 
kredlte zu stimmen, unablässig ihre Stimme gegen die stehenden Heere zu er- 
het>en und die Abrüstung zu forderrL Die sozial istischen Partelen sollen allen 
Vereinigungen ihre Unteratdtzung leihen, deren Zfreck die Herbeiführung des 
allgemeinen Friedens Ist.* 
I>ie Resolution des Londoner internationalen Sozialistenkongresses 
von 1896 trat für .gleichzeitige Abschaffung der stehenden Heere in 
allen Staaten und Einfflhrung der Volksbewaffnung' ein. In der kurzen 
Debatte') wandte sich der Franzose Boicervois gegen die Forderung 
der Volksbewaffnung, die gleichbedeutend mit Miliz und, wie die Schweiz 
imd Amerika bewiesen, nur eine Waffe im Dienste der Bourgeoisinteressen 
sei.') Ähnlicher Ansicht war Dr. Pankhurst von der englischen unab- 
hängigen Arbeiterpartei. Die Mehrheit des Kongresses bewies aber 

') Verhandlungen und Beschlüsse des Internationalen Soziallstischen Arbeiter- 
und Ocwerkschafts-Kongresses zu London, Berlin 1896, S. 25. 

■) Vgl. dazu auch Sdiippel, .Jauris, MIlli und Abrüstung', Soziallstische 
Monatshefte 1911, S. 116d(f. 
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durch die Abstimmung, daß sie anderer Meinung war. Vier Jahre später 
beschlofi der internationale Sozialistenkongreß zu Paris, daß die Sozialisten 
in allen Parlamenten »unbedingt gegen jede Ausgabe des Militarismus, 
Marinismus oder der Kolonialexpeditionen zu stimmen verpflichtet seien". 
Das einleitende Referat zu der Resolution v^ar Rosa Luxemburg zuge- 
fallen. Der Kongreß protestierte in derselben Resolution »gegen die 
sogenannten Friedenskonferenzen, wie diejenige zu Haag, welche in 
der heutigen Gesellschaft nur Täuschung und Betrug seien, wie dies 
der letzte Krieg in Transvaal von neuem dafgetan habe**. 

Der Stuttgarter internationale Sozialistenkongreß von 1907 nahm 
folgende sehr ausfflhriiche Resolution an, nachdem der Amsterdamer Kon- 
greß von 1904 die Frage des Militarismus beiseite gelassen hatte: 

.Der Kongrefi bestätigt die Resolutionen der früheren interaationalen Kon- 
gresse gegen den Militarismus und Imperialismus, und er stellt aufs neue fest, 
daß der Kampf gegen den Militarismus nicht getrennt werden Icann von dem 
sozialistischen Klassenlcampf im ganzen. 

Kriege zwischen kapitalistischen Staaten sind in der Regel Folgen ihres 
Konkurrenzkampfes auf dem Weltmarkte, denn jeder Staat ist bestrebt, seine Ab- 
satzgebiete sich nicht nur zu sichern, sondern auch neue zu erobern, wobei 
Unterjochung fremder Völker und Länderraub eine Hauptrolle spielen. Diese 
Kriege ergeben sich weiter aus den unaufhörlichen Wettrflstungen des Militaris- 
mus, der ein Hauptwerkzeug der bürgerlichen Klassenherrschaft und der wirt- 
schaftlichen und politischen Unterjochung der Arbeiterklasse ist. 

Kriege liegen also im Wesen des Kapitalismus; sie werden erst aufhören, 
wenn die kapitalistische Wirtschaftsordnung beseitigt ist, oder wenn die OröBe 
der durch die militärtechnische Entwicklung erforderlichen Opfer an Menschen 
und Geld und die durch die Rüstungen hervorgerufene Empörung die Völker 
zur Beseitigung dieses Systems treibt 

Der Kongrefi betrachtet es deshalb als Pflicht der arbeitenden Klassen und 
insbesondere ihrer Vertreter in den Parlamenten, unter Kennzeichnung des Klassen- 
charakters der bürgeriichen Gesellschaft und der Triebfeder für die Aufrecht- 
erhaltung der nationaleA Gegensätze mit allen Kräften die Rüstungen zu Wasser 
und zu Lande zu bekämpfen und die Mittel hierfür zu verweigern, sowie dahin 
zu wirken, dafi die Jugend der Arbeiterklasse im Geiste der Völkerverbrüderung 
und des Sozialismus erzogen und mit Klassenbewufitsein erfüllt werde. 

Der Kongreß sieht in der demokratischen Organisation des Wehrwesens, 
der Volkswehr an Stelle der stehenden Heere eine wesentliche Garantie dafür, 
dafi Angriffskriege unmöglich werden und die Oberwindung der nationalen Gegen- 
sätze erleichtert wird. 

Die Internationale ist außerstande, die in den verschiedenen Ländern natur- 
gemäfi verschiedene, der Zeit und dem Ort entsprechende Aktion der Arbeiter- 
klasse gegen den Militarismus in starre Formen zu bannen. Aber sie hat die 
Pflicht, die Bestrebungen der Arbeiterklasse gegen den Militarismus und den 
Krieg möglichst zu verstärken und in Zusammenhang zu bringen. 

Tatsächlich hat seit dem internationalen Kongrefi in Brüssel das Proletariat 
in seinem unermüdlichen Kampfe gegen den Militarismus durch Verweigerung 
der Mittel für Rüstungen zu Lande und zu Wasser, durch die Bestrebungen, die 
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flarfsche Organisation zu detnokratlsleien, mit steigendem Nachdruck und Ei- 
l zu den verschiedensten Aktlonsformen gegriffen, um den Ausbruch von 
egen zu verhindern oder Ihnen ein Ende zu machen, sowie um die durch 
1 Krieg herbeigefflhrte Aufrüttelung der Gesellschaft fUr die Befreiung der 
)eiterklasse auszunutzen: so namentlich die Verständigung der englischen und 
nzOsischen Gewerkschaften nach dem Paschoda-Paile zur Sicherung des Frfedens 
1 zur Wiederherstellung freundlicher Beziehungen zwischen England und Prank- 
tb; das Vorgehen der sozialistischen Partelen Im deutschen und im franzö- 
:hen Parlament während der Maiokkokilse ; die Kundgebungen, die zum 
Ichen Zweck von den französischen und deutschen Soziallsten veranstaltet 
rden; die gemeinsame Aktion der Soziallsten Österreichs und Italiens, die 
li InTriest versammelten, um einem Konflikt der beiden Staaten vorzubeugen; 
iter das nachdrückliche Eingreifen der sozialistischen Arbeiterschaft Schwedens 
' Verhinderung eines Angriffs auf Norwegen ; endlich die heldenhaften Opfer 
1 Massenkimple der sozialistischen Arbeiter und Bauern Rufllands und Polens, 
. sich dem vom Zarismus entfesselten Kriege zu widersetzen, ihm ein Ende 
machen und die Krise zur Befreiung des Landes und der arbeitenden Klassen 
izunutzen. Alle diese Bestrebungen legen Zeugnis ab von der wichsenden 
cht des Proletariats und von seinem wachsenden Drange, die Aufrechterhaltung 
i Friedens durch entschlossenes Eingreifen zu sichern. 

Die Aktion der Arbeiterklasse wird um so erfolgreicher sein, Je mehr die 
Ister durch eine unaufhörliche Agitation vorbereitet und die Arbeiterparteien 
r verschiedenen Lander durch die Internationale angespornt und zusammen- 
'afil werden. 

Der KongreS ist Dberzeugt, daB unter dem Drucke des Proletaiiatt eine 
isthafte Anwendung der Schiedsgerichte an die Stelle der kllglichen Veran- 
Itungen der Regierungen gesetzt und die Wohltat der Abrüstung den VOlkem 
ilchert werden kann, die es ermöglichen wQrde, die enonnen Aufwendungen 
Geld und Kraft, die durch die militärischen Rüstungen und die Kriege ver- 

ilnngen werden, für die Sache der Kultur zu verwenden. * 

UVie der Berichterstatter dieser Resolution, Vandervelde-Bcl^en, 
irte^ wurden in der Kommission des Kongresses gegen die Forderung 
Üliz von zwei Seiten Einwände erhoben. Von schweizerischen 
isten wurde betont, da6 ihre Miliz von Offizieren aus den henschen- 
^asse^ befehligt warde und daß die Bourgeoisie sich ihrer gegen 
ibeitende Volk bediene. Die Mehrheit in der Kommission er- 
;e hierauf, daB die Schweizer Miliz allerdings einen Klassencharakter 
und dem Ideal einer Volksbewaffnung nicht entspreche. Von 
eher Seite sb-flubte man sich gegen eine Übertragung des Milita- 
s auf England, selbst in Gestalt einer Miliz. Deshalb sah man 
ler Forderung der Volksbewaffnung far diejenigen Länder ab, die 
itehendes Heer im kontinentalen Sinne haben. ^) 
In der Rastungsdebatte des Kopenhagener internationalen Sozia- 
tongresses*) von 1910 führte der Englander Keir Hardle aus; 

jetzt die deutsche und englische Regierung in Verhandlungen 

I) Internationaler Sozial isten kongrefi, Stuttgart 1907, S. 67. 

*) Internationaler SozIallstenkongreS zu Kopenhagen, Berlin 1910, S. 99fL 
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über eine Rüstungsbeschränkung eintreten würden, so geschehe das 
nicht aus Friedensliebe, sondern weil die Länder die Rüstungslast nicht 
mehr zu ertragen vermöchten. Der Pole Radek wandte sich dagegen, 
daß die deutschen Sozialdemokraten für eine Flottenverständigung ein- 
getreten seien. Eine Beschränkung der Flottenrüstungen, so betonte 
er, werde wahrscheinlich eine Steigerung der Ausgaben für das Land- 
heer zur Folge haben. Rüstungsverständigungen seien zudem so lange 
zwecklos, als es an einer Exekutive fehle. Ferner seien sie nur vor- 
übergehende Maßnahmen. Von dem Italiener Morgan wurde befür- 
wortet, in allen Parlamenten Anträge zu stellen, den Stand der Heere 
vertraglich auf die Hälfte zu reduzieren, während der Österreicher Renner 
für Beschränkung der Seerüstungen und Abschaffung des Seebeute- 
rechts eintrat. In demselben Sinne sprach auch der deutsche Sozialist 
Ledebour als Vertreter der Subkommission. 

Schließlich einigte sich der Kopenhagener Kongreß auf eine Re- 
solution gegen den Militarismus, in der es u. a. hieß: 

.Der Kongreß stellt fest, daB innertialb der letzten Jalire die militärischen 
Rüstungen trotz der Friedenskongresse und der Friedensbeteuerungen der Re- 
gierungen eine ungeheuerliche Steigerung erfahren haben. Inbesondere das Wett- 
rüsten zur See, dessen jüngste Phase der Bau von Dreadnougths ist, bedeutet 
nicht nur eine wahnsinnige Vergeudung der öffentlichen Mittel für unproduktive 
Zwecke und infolgedessen den Mangel und den Ausfall von Mitteln für die Auf- 
gaben der Sozialpolitik und der Arbeiterfürsorge, es bedroht auch alle Nationen 
mit materieller Erschöpfung durch unerträgliche indirekte Steuerlasten und alle 
Staaten mit dem finanziellen Ruin. Zugleich wurde gerade durch diese Rüstungen 
der Friede der Welt erst jüngst gefährdet, wie er dadurch immer von neuem 
gefährdet werden muß. Angesichts dieser, die Kultur der Menschheit, den Wohl- 
stand der Völker und das Leben der Massen bedrohenden Entwicklung bestätigt 
der Kongreß die Beschlüsse der früheren. Insbesondere des Stuttgarter Kongresses 
und wiederholt: 

Indem der Kongreß festhält an der wiederholt ausgesprochenen Verpflich- 
tung der sozialistischen Vertreter in den Parlamenten, die Rüstungen mit allen 
Kräften zu bekämpfen und die Mittel hierfür zu verweigern, erwartet er von 
diesen Vertretungen: 

b) Immer erneuerte Anträge, die auf die allgemeine Abrüstung hinzielen, 
zunächst und vor allem auf den Abschluß einer Obereinkunft, durch welche die 
Seerüstungen beschränkt und das Seebeuterecht beseitigt werden. " 

Auf dem außerordentlichen internationalen Sozialistenkongresse 
1912 zu Basel, der sich zu einer großen Friedensdemonstration ge- 
staltete, wurde die Rüstungsfrage nur nebenher gestreift. Der Holländer 
Troelstra^) wies auf die Furcht der Klein- und Mittelstaaten hin, in 

^) .Außerordentlicher Internationaler Sozialistenkongreß zu Basel*. Berlin 1912» 
S. 32 ff. 
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einen zukünftigen Krieg verwickelt zu werden. Deshalb werde auch 
dort die Last der Rüstungen immer unerträglicher. Auch in den Staaten 
mit Miliz sei dies der Fall. Und doch könnten diesen Regierungen 
10 000 oder 20000 Mann mehr ihre Selbständigkeit nicht verbürgen, 
sondern nur der Gedanke, daß eine Schändung der Unabhängigkeit 
historisch gewordener und ökonomisch begründeter kleiner Nationen 
zugleich eine Schändung der Kultur überhaupt sei. 

Auf demselben Kongresse versammelten sich die italienischen und 
schweizerischen Abgeordneten zu einer besonderen Sitzung, Sie ver- 
öffentlichten einen gemeinsamen Bericht, worin es hieß*): Die der 
sogenannten irredentistischen Bewegung zugeschriebene Absicht der 
Einverleibung des Kantons Tessin in das italienische Staatsgebiet sei 
keine im italienischen Volke wurzelnde Idee. Sie sei vielmehr offen- 
sichtlich zu dem Zwecke ausgeheckt worden, um die angebliche Not- 
wendigkeit militärischer Rüstungen nachzuweisen, und hüben und 
drüben benutzt, um auch solche Kreise für Befestigungsanlagen zu be- 
geistern, die ohne diesen künstlich hervorgerufenen Stimulus sich 
schwerlich dafür begeistert hätten. 

In diesem Zusammenhange sei auch auf den Depeschenwechsel 
zwischen den sozialdemokratischen Fraktionen des Deutschen Reichs- 
tages und des englischen Unterhauses über die Rüstungsverständigung 
vom 29. März 1909, femer auf die gemeinsame Kundgebung derselben 
Fraktionen vom 20. Oktober 1912, sowie auf die Erklärung der deut- 
schen und französischen Sozialisten vom 1. März 1913 hingewiesen. 
Diese sind an anderer Stelle wiedergegeben.^) 

») A. a. O., S. 39. 

*) Vgl. die Kapitel über die Verhandlungen der nationalen Parlamente sowie 
die Konferenzen deutscher und französischer Parlamentarier. 
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II. Anregungen von Parlamentariern 

a) Die Rüstungsfrage in den nationalen Parlamenten 

a) Deutschland 

1. Die National Versammlung In der Paulskirche: 1848 

Schon die konstituierende Nationalversammlung in der Paulskirche ^) 
zu Frankfurt a. M. hat sich 1848 mit der Rüstungsfrage befafit Damals 
stellte der Abgeordnete Rüge zu dem Berichte des völkerrechtlichen 
Ausschusses den Zusatzantrag: 

.Da der bewaffnete Frieden durch seine stehenden Heere den Völkern 
Europas eine unerträgliche Bürde auferlegt und die bflrgeriiche Freiheit ge- 
fährdet, so erkennen wir das Bedürfnis an, einen Völkerkongrefi ins Leben zu 
rufen zu dem Zwecke einer allgemeinen europäischen Entwaffnung." 

Rüge wies zur Begründung darauf hin, daß in Frankreich Männer 
wie Lamartine und in England Mfinner wie Cobden ebenfalls für die 
Entwaffnung eintreten, und befürwortete eine Milizarmee. Der Ab- 
geordnete Bassermann'fAsixmhtm wandte sich scharf gegen die Ein- 
berufung eines solchen Kongresses. Was wolle man, so fragte er, mit 
einem europäischen Volksparlament, in dem die Mehrheit die vielleicht 
aufgeklärtere und weisere Minderheit besiege? Auch von einem Ge- 
saqdtenkongrefi dürfe keine Rede sein ; denn Diplomaten seien unnütze 
Geschöpfe, Müßiggänger und Faulenzer. B/o/n-Leipzig sprach für eine 
Verbrüderung der Völker des Westens, damit die Möglichkeit gegeben 
werde, die das Land entnervenden immerwährenden Rüstungen aufzu- 
heben. V. Beckerath'Creitld, späterer Finanzminister, hielt die Ent- 
waffnung zwar nicht für eine Utopie, wohl aber für eine »Anticipation*. 
Es wäre töricht, so meinte er, wolle man auf Grund der fernen Mög- 
lichkeit eines Friedens hin seine politischen Handlungen einrichten. 
Auch der Berichterstatter des völkenechtlichen Ausschusses, v. Wyden- 
^ri^A-Weimar, verwarf die Rüstungsfrage als zur Zeit unpraktisch. 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag Rüge abgelehnt. 

^) Vgl. V. Langermann, Über Abrüstung und Völkerfriedenskongreß 1848 in der 
Paulskirche zu Frankfurt a. Main, »Deutsche Revue", August 1915, S. 184 ff. 
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2. Nach Orfindung des Norddeutschen Bundes: 1867/68 

Am 7. Oktober 1867 stellte der sächsische Abgeordnete Dr. med. 
Götz, der ^ätere Vorsitzende der deutschen Tumerschaft, bei den Ver- 
handlungen des Reichstags des Norddeutschen Bundes über den 
Militäretat^) folgenden Antrag: 

.Es ist die Aufgabe des Norddeutschen Bundes, dem tiefgeffihlten Friedens- 
bedflrfnis der Nation dadurch Ausdruck zu verleihen, dafi das Bundespräsidium 
baldigst mit den europäischen Mächten in Verhandlungen über gemeinsame Ver- 
minderung der stehenden Heere tritt und seinerseits, im Vertrauen auf die Kraft 
der Nation, durch Beurlaubungen im gröfieren Mafistabe sofort seiner Friedens- 
liebe Ausdruck gibt.* 

Zur Begründung wies der Antragsteller auf die grofien Lasten hin, 
die man infolge der Rüstungen dem Volke auferlege. Er betonte femer, 
wie jede Rüstungsvermehrung auch eine Vergröfierung des gegnerischen 
Heeres zur Folge habe und umgekehrt. Er sprach von der »Schraube 
ohne Ende*. Obwohl der Abgeordnete sehr sachlich und ohne Über- 
treibung sprach, auch nicht den geringsten Versuch machte, ironisch 
oder witzig zu werden, so verzeichnete doch das Protokoll bei den 
Worten, wo er von der Schraube ohne Ende sprach, »große Heiterkeit*' 
im Hause. Götz wandte sich u. a. gegen die Worte Bismarcks, daS Macht 
vor Recht gehe, und schlofi mit den Worten: „Etwas Größeres, etwas 
Würdigeres können Sie nicht beschließen, als wenn Sie das Ihre dazu 
tun, dem Vaterlande den Frieden und die Blüte der Arbeit zurück- 
zugeben, und die stark veriegten Bahnen für die Bürgerfreiheit, für 
Volkswohlfahrt und sittliche und geistige Volksbildung zu eröffnen.* 

Der Abgeordnete Frhr. v. Vincke betonte, es gebe Fragen unter 
den Völkern, die nicht friedlich erledigt werden könnten, und solange 
müsse man stark rüsten. Die Herren von der Demokratie weise er 
darauf hin, daß auch in den anderen Demokratien gerüstet werde. Die 
Ausgaben für das Heer stifteten zudem einen außerordentlichen Nutzen 
für die Erziehung des Volkes und erhielten die Nation kräftig. Der 
Abgeordnete Dr. Waldeck erklärte, es sei richtig, daß das Wettrüsten 
die größte Mißbilligung verdiene ; aber eine Verminderung der stehenden 
Heere sei für jetzt nur ein frommer Wunsch; es gehörten zwei dazu; 
solange der eine Nachbar nicht ruhig sei, könne es auch der andere 
nicht. Wehe aber denen, die da glaubten, es müsse immer so bleiben. 
Die Hauptkraft des Volkes beruhe nicht in den stehenden Heeren, sondern 
nur in dem Volke selbst. Der sächsische Abgeordnete Oehmichen stellte 
den Antrag: 



^) Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages des Nord- 
deutschen Bundes, I. Legislaturperiode, Session 1867, erster Band, S. 275 ff. 
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.Gegen den Bundeskanzler den Wunsch auszusprechen^ daß bei fortdauernder 
Aussicht auf Erhaltung des Friedens Beurlaubungen von Soldaten in ausgedehntem 
Maße eintreten, um die durch die verfassungsmäßig bestimmte Präsenzzeit ffir 
den Militärdienst in hohem Maße in Anspruch genommenen Kräfte und Geld- 
mittel der Bevölkerung des Norddeutschen Bundes möglichst zu schonen/ 

Aus der darauf folgenden Diskussion sind lediglich noch folgende 
Worte des Abgeordneten Dr. Blum für unsere Frage bemerkenswert: 

.Meine Herren! Es ist heute nicht das erste Mal, daß Europa von den Be- 
strebungen einer allgemeinen europäischen Entwaffnung erfährt Wir haben 
bereits früher — es sind bald hundert Jahre her — im französischen Konvent 
gehört, daß die französische Nation berufen sei, allen übrigen Völkern Friede 
und Ruhe zu gebieten und daß sie nach einer Entwaffnung streben werde; und 
die Folge war, daß wir sie bald darauf am Rheine sahen. 

Möge doch Herr Dr, Waldeck sich an dieses Faktum erinnern. Es ist keines- 
wegs alles damit getan, daß die Freiheit auf das Panier geschrieben werde, 
sondern es kommt vor allem darauf an, daß man sich zu dem Gedanken auf- 
schwingt, was es heißt : ein nationaler Staat zu sein, und wenn wir uns zu diesem 
Standpunkte aufschwingen, werden wir nicht mit Betrübnis auf ein großes, mäch- 
tiges Heer blicken. Wir haben dann wieder gehört von solchen Bestrebungen 
In Frankreich im Jahre 1848, und in unsterblich schönen und dichterischen 
Worten hat Victor Hugo damals diesen Friedenskongreß eröffnet und ihn ge- 
leitet. Indes auch diese Bestrebungen und Versicherungen, daß bald die Zeit 
kommen werde, wo ein tausendjähriger Friede über die Welt komme, sind nicht 
in Erfüllung gegangen, ebensowenig die Prophezeiungen und Absichten, mit 
denen der Genfer Friedenskongreß eröffnet wurde. 

Ich glaube allerdings, daß es fast eine faktische Unmöglichkeit ist, daß diese 
Bestrebungen sich jemals verwirklichen ; denn es läßt sich in Europa schlechter- 
dings kein Staatsgerichtshof herstellen, welcher dazu angetan wäre, die Streitig- 
keiten unter den Völkern zu schlichten, welche niemals aufhören werden, und 
da einen Rechtsspruch zu fällen und durchzuführen, wo nur die Kraft des 
Schwertes entscheiden kann . . .* 

Nach dieser kurzen Debatte wurden sowohl der Antrag Qötz wie 
der Antrag Oehmichen abgelehnt. 

Ende 1867 wurde der württembergischen Kammer der Ab- 
geordneten ein Gesetzentwurf vorgelegt, der gemäfi dem mit Preufien 
geschlossenen Allianz vertrage die Militärpflicht in Württemberg auf eine 
neue Grundlage stellen wollte. Damals erhob sich in Württemberg eine 
große Volksbewegung, die sich in einem Adressensturm an die Zweite 
Kammer entlud und die Einführung des Milizsystems forderte. Regie- 
rung und Stände waren einig, daß die allgemeine Wehrpflicht in 
Württemberg einzuführen und die bisher zugelassene Stellvertretung 
abzuschaffen sei. Während aber die Mehrheit der Zweiten Kammer für 
ein kleineres Heer mit dreijähriger Präsenz und Losziehung war, wollten 
die Volksversammlungen und die Minderheit der Kammer Heranziehung 
aller Waffenfähigen, also Abschaffung der Losziehung, aber nur drei- 
monatige oder höchstens einjährige Präsenz nach Schweizer Muster. 
In der Sitzung der Zweiten Kammer erklärte der Abgeordnete Becher: 
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.Die große Prinzipfrage, stehendes Heer oder Miliz, steht auf der Tages- 
ordnung von Europa, nicht von Württemberg allein. '^ Er und verschiedene 
andere Redner betonten bei den Verhandlungen am 17. und 18. Januar 
1868^) die große finanzielle Belastung des Volkes durch ein stehendes 
Heer. Im übrigen aber wurde die Abrüstungsfrage damals nicht diskutiert. 
Am 10. Januar 1868 äußerte sich der bayerische Ministerpräsident, 
spätere deutsche Reichskanzler Fürst Hohenlohe *) in der bayerischen 
Kammer der Reichsräte anläßlich der Beratung des Gesetzentwurfs 
über die Wehrverfassung folgendermaßen: 

.Die Anspannung der Wehrkräfte, wie sie zurzeit in Europa getrieben wird, und 
wie sie aucli in der nächsten Zukunft nicht aufgegeben werden kann, diese, ich 
möchte sagen, epidemische Zunahme aller Rüstungen in Europa, ist für die Dauer 
nicht durchzuführen. Der finanzielle Ruin der Staaten, die Verarmung der Bevölke- 
rung würde die unausbleibliche Folge sein. Es ist undenkbar, daß nicht endlich ein 
Umschlag zum Besseren erfolge, daß nicht die Erkenntnis der Notwendigkeit des 
Friedens zum Durchbruch komme. Lassen Sie mich mit dem Ausdruck der Hoffnung 
schließen, daß in nicht zu ferner Zeit die bessere Einsicht den Sieg davontragen werde, 
daß es gelinge, die Mittel zu finden, uns von diesem trostlosen Zustande zu befreien.* 

Bemerkenswert ist schließlich noch folgende sozialdemokratische 
Resolution aus dem Jahre 1868. Am 7. September 1868 nahm der 
fünfte Kongreß der deutschen Arbeitervereine in Nfimberg nach einem 
Vortrage von Wilhelm Liebknecht folgende Resolution an: 

.Der Arbeitertag erklärt: Das System der stehenden Heere, wie es sich in 
fast allen Ländern Europas entwickelt hat, ist eine der Hauptursachen der gegen- 
wärtigen Qeschäftsstockungen. Indem es den Völkern insgesamt ungeheure 
Lasten auferlegt, die Steuern mit den Staatsschulden von Tag zu Tag erhöht, 
einen großen Teil der Bevölkerung in den besten und kräftigsten Lebensjahren 
ihrem Berufe und der Produktion entzieht, ist es zugleich eine wesentliche Ur- 
sache der herrschenden sozialen Not und Massen Verarmung. 

Indem es ferner den Fürsten die Macht gibt, gegen den Willen und das 
Interesse der Völker Krieg zu führen, überhaupt den Willen der Völker zu miß- 
achten, ist das stehende Heer die Quelle beständiger Kriegsgefahr und das 
Mittel dynastischer Eroberungskriege nach außen und der Unterdrückung von 
Recht und Freiheit nach innen. In Erwägung dessen betrachtet es der deutsche 
Arbeitervereinstag als eine Pflicht der Arbeiter aller Länder, nachdrücklich und 
unausgesetzt mit allen Mitteln auf Beseitigung der stehenden Heere und auf Ein- 
führung der allgemeinen Volksbewaffnung hinzuwirken.**) 

^) Vgl. Verhandlungen der württembergischen Kammer der Abgeordneten in 
den Jahren 1866—1868, zweiter Protokollband, Stuttgart 1867/68, S. 1212 ff. 

*) Verhandlungen der Kammer der Reichsräte 1866—1869, Protokolle Band III, 
S. 424, 425. Vgl. jedoch auch die Rede Hohenlohes vom 13. Dezember 1867, ab- 
gedruckt in dessen .Denkwürdigkeiten', I, S. 293 ff. 

*) Vgl. Schröder, »Handbuch der sozialdemokraUschen Parteitage von 1863 bis 
1909', München 1910, S. 311; .Die ersten deutschen Sozialistenkongresse, Urkunden 
aus der Jugendzeit der deutschen Sozialdemokratie (1865—1875)', Frankfurt am Main 
1906, S59ff. In den sechziger Jahren hat sich übrigens auch der Volkswirtschaft- 
liche Kongreß unter Sdiulze-Delitzsdi für das Milizsystem ausgesprochen. 
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3. Vor dem deutsch - französischen Kriege: 1869. 

Bereits in der Sitzung des preußischen Abgeordnetenhauses 
vom 22. Mai 1869 hatte der Abgeordnete Uywe unter Beifall ausgeführt, 
PreuSen habe die Vermehrung der Armee zuerst durchgeführt, jetzt 
solle es auch mit der Abrüstung beginnen oder wenigstens einen An- 
trag auf allgemeine Abrüstung an die anderen Kabinette bringen.^) 

Am 5. November 1869 verhandelte das Abgeordnetenhaus aus- 
führlicher über die Frage einer Rüstungsbeschränkung. Der Haupt- 
antrag, der die Debatte veranlaßte, war am 20. Oktober 1869 von dem 
freisinnigen Abgeordneten Virchow und Genossen gestellt worden.^) 
Er lautete: 

.Das Haus der Abgeordneten wolle am Schlüsse der Generaldebatte über 

den Staatshaushaltetat beschließen: 

in Erwflgung, dafi eine Ermäßigung der Ausgaben des Norddeutschen Bundes 

durchaus nötig ist, um ohne steigende Belastung des Volks eine dauernde 

Ordnung des preußischen Staatshaushalts herbeizuführen und die Mittel für 

jene wichtigen Zweclce zu gewinnen, welche nach dem Zugeständisse der 

Königlichen Staatsregierung selbst seit Jahren zurückgestellt sind, 

in fernerer Erwägung, daß die Höhe der Ausgaben des Norddeutschen Bundes 

wesentlich durch den Militäretat bestimmt wird, 
in endlicher Erwägung, daß die dauernde Erhaltung der Kriegsbereitschaft in 
fast allen Staaten Europas nicht durch die gegenseitige Eifersucht der Völker, 
sondern nur durch das Verhalten der Kabinette bedingt wird, 
die Königliche Staatsregierung aufzufordern, dahin zu wirken, daß die Ausgaben 
der Militärverwaltung des Norddeutschen Bundes entsprechend beschränkt und 
durch diplomatische Verhandlungen eine allgemeine Abrüstung herbeigeführt 
werde.* 

Hierzu hatte am 4. November 1869 der nationalliberale Abgeordnete 
Lasker einen Gegenantrag gestellt, der folgenden Wortlaut hatte: 

^) Vgl. dazu V. Sybei, «Die Begründung des Deutschen Reiches durch Wilhelm I.', 
München und Leipzig 1899, 7. Aufl., Vl(. Band, S. 164. 

*) Vgl. Stenographische Berichte des Hauses der Abgeordneten, 1869/70, I, 
S. 358 ff.; Riditer, .Neues A.B. C-Buch für freisinnige Wähler', Artikel unter , Abrüstung'. 
Der damalige französische Militärattache in Berlin, Oberst v. Stoffel, berichtete über 
den Vinhowschen Antrag nach Paris in objektiver Weise, daß die Antragsteller die 
Notwendigkeit und die Vorteile der permanenten Armee zugeben, aber sagen, daß 
die Regierungen ihren Zweck verkennen und denselben mit weniger Kosten ebenfalls 
erreichen würden; in dieser Absicht sei der Antrag gestellt, um die Regierungen 
zur Verminderung der militärischen Ausgaben zu bewegen. Vgl. v. Stoffel, .Rapports 
militaires Berits de Berlin', Paris 1871. Virthow war zu seinem Vorgehen von dem 
Sekretär der Londoner .Peace Society' Henry Richard veranlaßt worden, der damals 
die Hauptstädte Europas bereiste, um Kundgebungen der Kammern zugunsten 
einer allgemeinen Rüstungsbeschränkung zu veranlassen. Außer in Preußen kamen 
solche Initiativen in Sachsen, Osterreich und Belgien zustande. Appleton» 
.Memoirs of Henry Ridiard', London 1889, S. 101 ff; .Association for the Reform and 
Codification of the law of nations', Report of 1879, London, S. 242. 
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.Das Haus der Abgeordneten wolle beschließen: 
in Erwägung 
dafi die Ausgaben für den Militäretat des Norddeutschen Bundes bis Ende 1871 
durch die Norddeutsche Bundesverfassung festgestellt worden sind, in der damals 
von den Regierungen ausgesprochenen und von der Volksvertretung gebilligten 
Absicht, die fernere Entscheidung über die Höhe des Militäretats bis zu jenem 
Zeitpunkte zu vertagen, 

dafi hiemach der Norddeutsche Bund und seine gesetzgeberischen Organe ver- 
fassungsmäßig berufen und in der Lage sein werden, bei der Beratung über den 
Bundesetat für das Jahr 1872 die Entscheidung darüber zu treffen, in welchem 
Mafie die Interessen der Nation eine Beschränkung der Ausgaben für den Militäretat 
erheischen und zulassen, in fernerer Erwägung, daß die Oberzeugung des 
preußischen Volkes und seiner Vertretung von der Notwendigkeit jeder irgendwie 
möglichen Verringerung der Militärlasten keinem Zweifel unterliegen kann, und 
es zur Feststellung dieser allgemeinen Oberzeugung keines förmlichen Beschlusses 
bedarf, 

daß es dagegen der Würde und der Pflicht der Volksvertretung entspricht, 
einerseits das verfassungsmäßige Abkommen über die Höhe des Militäretats bis 
Ende 1871 auch in der mit demselben verbundenen Absicht zu achten, 
andererseits nichts zu tun, was geeignet wäre, nach Ablauf der Frist die volle 
und freie Erwägung der verfassungsmäßig berufenen Organe über die zu jenem 
Zeitpunkte zulässige Abminderung des Militäretats zu beeinträchtigen, 

in endlicher Erwägung, daß weltkundig das deutsche Volk seine nationale 
Wiedergeburt in Frieden und Freundschaft mit allen Völkern zu vollziehen strebt, 
und in der Erwartung, daß die Beschlüsse des Reichstages in betreff des. Heer- 
wesens von diesen Gefühlen geleitet sein werden, daß aber es sich jeder Be- 
rechnung entzieht und das Haus der Abgeordneten nicht in der Ljge ist, zu 
beurteilen, ob eine diplomatische Einwirkung in einem bestimmten Sinne und 
zn einer bestimmten Zeit geeignet sei, die Aussichten des Friedens zu verstärken 
oder das gerade Gegenteil herbeizuführen, 

beschließt das Haus der Abgeordneten 
über den Antrag der Abgeordneten Dr. Vinhow und Genossen zur Tagesordnung 
überzugehen.* 

Schließlich stellte der Zentrumsabgeordnete Windthorst in der 
Sitzung am 5. November 1869 noch folgenden weiteren Antrag: 

.Das Haus der Abgeordneten wolle am Schlüsse der Generaldebatte über 
den Staatshaushaltetat beschließen : 
in Erwägung, daß eine Ermäßigung der Ausgaben des Norddeutschen Bundes 
durchaus nötig ist, um ohne steigende Belastung des Volks eine dauernde 
Ordnung des preußischen Staatshaushaltes herbeizuführen und die Mittel 
für jene wichtigen Zwecke zu gewinnen , welche nach dem Zugeständnisse 
der Königlichen Staatsregierung selbst seit Jahren zurückgestellt sind, 
in fernerer Erwägung, daß die Höhe der Ausgaben des Norddeutschen Bundes 
wesentlich durch den Militäretat bestimmt wird, 
die Königliche Staatsregierung aufzufordern, dahin zu wirken, daß die Ausgaben 
der Militärverwaltung des Norddeutschen Bundes entsprechend beschränkt werden." 

In der Verhandlung am 5. November 1869 ergriff zunächst der 
Abgeordnete Virdiow das Wort zur Verteidigung seines Antrages. 
Nachdem er sich u. a. gegen den Vorwurf der Vaterlandsfeindlichkeit 
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verwahrt' hatte, betonte er, es sei selten in einer Zeit so wenig Grund 
vorhandeii gewesen, daß die einzelnen Staaten in voller Kriegsrüstung 
einander gegenüberständen ; die Einigung der deutschen Stämme müsse 
sich auf friedlichem Wege vollziehen; deshalb sei eine grofie Armee 
überflüssig. Dann fuhr er fort: 

,In dem Augenblick, wo man von der kriegerischen Aktion mehr und mehr 
zurücktritt, wo man sich selbst ein friedliches Programm stellt, muß man auch 
anerkennen, daß man nicht mehr verpflichtet ist, diese Größe der Armee zu 
konservieren, und, meine Herren, wenn wir dahin kommen sollten, in einer 
wirklich ftlr den Finanzzustand fühlbaren Weise eine Erleichterung der Militär- 
last zu erzielen, dann möchte ich wohl wissen, wer noch bezweifeln könnte, 
daß dann die übrigen Kontinentalstaaten genötigt sein werden, in eine gleiche 
Reduküon einzugehen j und daß schon dieses einfache Vorgehen an sich das 
Signal zu einer wesentlichen Verkleinerung jener kolossalen Lasten ist, die in 
noch höherem Maße die andern Nationen drücken als uns selber. Denn, meine 
Herren, vergessen Sie ja nicht, daß in der Tat der finanzielle Druck, den die 
großen Armeen ausüben, bei uns nicht der am schwersten lastende ist, daß der 
Druck in Osterreich, in Italien, in Frankreich viel mehr noch gefühlt wird als 
bei uns, daß er viel mehr zu einer Verschlechterung der finanziellen Verhältnisse, 
viel mehr zu einer Niederhaltung des Volkswohlstandes beiträgt, als es irgend 
bei uns der Fall ist Können wir uns also entschließen, einen solchen Schritt 
zu tun, meine Herren, so zweifle ich nicht an der Nachfolge. Deshalb habe 
ich auch in dem Antrage, den wir Ihnen unterbreitet haben, ganz ausdrücklich 
den Punkt vorangestellt, daß die Ausgaben der Militärverwaltung des Nord- 
deutschen Bundes entsprechend beschränkt werden. Wir sind nicht der Meinung, 
daß der Norddeutsche Bund erst warten soll, bis durch diplomatische Verhand- 
lungen eine allgemeine Abrüstung erlangt ist, sondern wir wünschen, daß er 
das gute Beispiel geben möge. — Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß es in 
keiner Volksvertretung der Kontinentalstaaten an Vertretern der Ansicht fehlen 
wird , die wir hier vertreten : daß eine allgemeine Abrüstung notwendig ist für 
die zivilisatorischen Aufgaben Europas, und daß nicht eher die Möglichkeit auch 
für eine dauerhafte innere Ausbildung der einzelnen Staaten geschaffen werden 
kann, als wenn wir dahin kommen, den Militäretat zu vermindern.'... 

Aus der darauf folgenden, sehr interressanten Rede des national- 
liberalen Abgeordneten Lasker seien folgende Stellen mitgeteilt : 

.... Meine Herren, wir muten allen denjenigen zu, welche für unsere moti- 
vierte Tagesordnung stimmen, es für eine altbekannte unbestreitbare Tatsache zu 
erklären, daß das Volk den Militäretat als eine zu hohe Last empfindet Wir 
sprechen dies aus und wollen dies öffenUich deklarieren. Dies ist der Grund, 
weshalb wir nicht einfach gegen den Antrag des Abgeordneten Virdiow stimmen, 
sondern wir wünschen Zeugnis niederzulegen, daß nach unserer Auffassung wohl 
schwerlich eine nicht übereinstimmende Meinung im Volke über die bedrückende 
Höhe der Militärlast herrscht. . . . Denke ich an die Zeit über das Jahr 1871 
hinaus, so liegt nicht die entfernteste Veranlassung vor, anzunehmen, daß nicht 
der Reichstag und die legal gewordenen Gewalten des Norddeutschen Bandes 
die Interessen des Volkes ebenso wahrnehmen werden wie der Preußische Land- 
tag. . . . Keineswegs möchte ich im Auslande den Irrtum hervorrufen lassen , als 
ob wir Frieden und Entwaffnung um jeden Preis forderten, selbst um den Preis, 
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daß man uns Vorschriften macht: bis hierher und nicht weiter, daß der deutsche 
Staat an einer bestimmten Grenze stehen bleibe. Und das, meine Herren, führt 
mich dazu, weshalb ich den letzten Antrag des Herrn Abgeordneten Viräiow 
geradezu für unannehmbar halte, weil ich nicht meine, daß in seinem Schoß 
die Befestigung des Friedens sicher geborgen ist, sondern weil er, wenn ernst 
ausgeführt, die größte Gefahr des Krieges mit sich bringen kann. . . . Oberhaupt, 
meine Herren, der Ansicht bin ich nicht, daß die große Kulturfrage der Ent- 
waffnung mit den veralteten Mitteln der Diplomaten je wird gelöst werden 
können, sondern nur durch die fortschreitende Kultur, und in höherem Maße 
dadurch, daß die Objekte des Krieges wegfallen. Ich mache mir die Hoffnung 
auf eine systematische Entwaffnung, welche nicht identisch ist mit einer Ver- 
minderung der Militärlast, erst für den Zeitpunkt, wenn Deutschland die ihm 
gebührende imponierende Stellung gewonnen haben wird, daß alle umliegenden 
Mächte wissen werden : hier liegt kein Kriegsstoff mehr vor. Wenn die deutschen 
und italienischen Verhältnisse einheitlich so geordnet sein werden, daß es keinen 
Ehrgeiz mehr geben wird, der sich vermißt, die inneren Verhältnisse fremder 
Nationen zu regeln, dann wird der gesicherte Friede und die Entwaffnung von 
selbst kommen. 

Aber, meine Herren, glauben Sie denn wirklich, wenn die Diplomaten 
Pourparlers miteinander halten, wie es der Herr Abgeordnete Vinhow vor- 
geschlagen hat im Gegensatze zu den Kongressen, und wenn sie wechselseitige 
Versicherungen austauschen, daß man die Armeen vermindern wolle, daß solche 
Zusicherungen auch nur einen Tag lang den Gegner sicher machen und nicht 
fortwährende Reibungen entstehen würden? Wir haben das schon oft erlebt, 
wie Versicherungen der Abrüstung gegeben worden sind, und wie in direktem 
Gegensatze dazu täglich berichtet wurde, daß nicht allein keine Abminderung, 
sondern vielmehr fortwährend eine Erhöhung der Armee stattgefunden hat. 
Mit dem Austausch der Versicherung wechselseitiger Verminderung des Heeres- 
bestandes ist der Krieg mit Osterreich eingeleitet worden, und als die Luxem- 
burger Wirren begannen, tauschte man gleichfalls die Versicherung aus, daß man 
die Armee herabmindere. ... Daß die Diplomaten, ohne über die Absichten der 
anderen Regierungen sich näher zu erkundigen, das Gesetz sich vorschreiben 
sollten, ein jeder müsse um 100000 Mann seine Armee vermindern, glaube ich 
nun und nimmermehr; so lange man nicht in der Politik übereinstimmt, wird 
ein jeder, wie er auch äußerlich die Sachen ordnen möge, so weit seine Kräfte 
spannen, als er es imstande ist zu tun.'. . . 

Als Lasker geendet hatte, wurde Schluß der Diskussion beschlossen, 
und auch Windthorst sprach nicht mehr. Alle Anträge wurden abgelehnt. 
Eine namentliche Abstimmung erfolgte nur über den Antrag Virchow, 
Er wurde mit 215 gegen 99 Stimmen verworfen.*) 

Einen Nachklang fand der Virchowsche Antrag in einem Beschlüsse*) 
der Vertrauensmännerversammlung der Fortschrittspartei für Rhein- 

1) Vgl. dazu auch v. SybeL S. 173 ff., 178. 

') Entnommen dtn Bebeischen Memoiren .Aus meinem Leben*, Stuttgart 1911, 
IL, S. 174. Bebet knüpft daran die Bemerkung : , Wer denkt in den bürgerlichen Par- 
teien heute noch an dergleichen Schritte, obwohl- mittlerweile die militärischen 
Rüstungen zu Wasser und zu Lande einen Umfang angenommen haben, den zu jener 
Zeit niemand für möglich hielt!' Erwähnt sei an dieser Stelle auch die Resolution 
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preufien in Köln. Diese beschloß auf ihrer Zusammenkunft am 10. Juli 1870, 
kurz vor Ausbruch des deutsch-französischen Krieges: 

.Wir erwarten und fordern von den zu wählenden Abgeordneten zum Reichstage, 
dafi sie in der nächsten Session des Reichstages insbesondere für die Verminde- 
rung der Militärlast durch Verringerung der Friedensarmee und Verkürzung der 
Dienstzeit eintreten und für den Fall, dafi diese Forderung abgelehnt wird, in 
Ausübung ihres verfassungsmäßigen Rechts jedwede Bewilligung von Geldmitteln 
für das Militär-Bundespräsidium verweigern.' 

Fast zu derselben Zeit, da das preußische Abgeordnetenhaus 1869 
über den Antrag Virdiow zur Rüstungsfrage verhandelte, wurde von 
dem fortschrittlichen Abgeordneten Afaj/ und Genossen in der Zweiten 
sächsischen Kammer folgender Antragt) eingebracht: 

.Die ehrerbietigst Unterzeichneten 'gestatten sich, folgenden Antrag zu be- 
gründen : 

In Erwägung, daB die seit dem Jahre 1866 geschaffene ganz un Verhältnis* 
mäfiig grofie Militärmacht auf die Dauer nicht forterhalten werden kann, wenn 
der Volkswirtschaft nicht die empfindlichsten Nachteile bereitet werden sollen; 

in Erwägung, dafi ein allgemeines Vertrauen auf dauernde friedliche Zustände 
unter Beibehaltung der jetzigen Militärmacht nicht Platz greifen kann; 

in Erwägung endlich, dafi, solange solche Zustände andauern, nirgends ein 
rechtes Vertrauen und ein belebter Aufschwung in Handel, Industrie und Ver- 
kehr kommen kann und wird, wohl aber der unveraieidliche finanzielle Ruin 
aller Staaten die natürliche Folge solcher unproduktiven Ausgaben sein mufi; 

beschliefien die beiden Kammern des Königreichs: 

Die Königl. Staatsregierung wolle beim norddeutschen Bundesrate mit allen 
gebotenen Mitteln dahin wirken, dafi 

a) der Aufwand für die Militärverwaltung des Norddeutschen Bundes ent- 
sprechend abgeändert, 

b) eine allgemeine Abrüstung angestrebt und möglichst bald durchgeführt, 
zu dem Ende aber bei dem Bundespräsidium das Vorgehen auf diploma- 
tischem Wege angeregt werde/ 

In der Sitzung vom 10. November 1869 begründete May seine 
Antrage u. a. folgendermaßen : 

.Über den Antrag unter a) mufi ich bemerken, dafi ich als Nichtmilitär nicht 
in der Lage sein kann, dem Königl. Kriegsministerium Vorschläge zu machen, 
wie eine Abminderung der jetzt bestehenden Militärlast zu ermöglichen sei. Ich 
beschränke mich deshalb auch nur auf blofie Hindeutungen; vielleicht ist es 

der Berliner Generalversammlung des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins vom 
9. Januar 1870: .Die stehenden Heere sind die Hauptstützen der heutigen reaktio- 
nären Regierungen und zugleich der gesellschaftlichen Ausbeutung; das demokratische 
Prinzip verlangt, dafi überall an Stelle der stehenden Heere die allgemeine Volks- 
bewaffnung trete.* 

^) Vgl. hierzu die Mitteilungen der Zweiten sächsischen Kammer 1869/70, Bd. 1, 
S. 606 ff., Bd. 2, S. 1008 ff., sowie der Ersten sächsischen Kammer 1869/70, S. 475 ff., 
591 ff. Diese Verhandlungen waren wie diejenigen des preußischen Abgeordneten- 
hauses durch Henry Ridiard veranlaßt worden. 
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eine weitere Beschränkung des jetzt bestehenden Präsenzstandes in der aktiven 
Armee; vielleicht kann, wie schon längst und allseitig gewünscht wird, die 
jetzige bestehende dreijährige in eine zweijährige aktive Dienstzeit umgewandelt 
werden; vielleicht sind es andere Ersparungsmaßregeln, wodurch bei dem Militär- 
etat den von mir und den anderen Herren Antragstellern geäußerten Wünschen 
Rechnung getragen werden konnte. 

Das Hauptgewicht lege ich aber auf den Antrag unter b); denn solange nicht 
eine allgemeine Abrüstung in Europa Platz greift, so lange wird der Frieden be- 
droht bleiben und so lange wird etwas Durchgreifendes in bezug auf die Sicher- 
stellung des Friedens nicht möglich sein. Was aber auch unsere europäischen 
Herren Diplomaten in dieser Beziehung getan haben oder leider auch oft genug 
zu tun unterlassen haben, so viel steht entschieden fest : niemals wird die deutsche 
und europäische Diplomatie sich nützlicher zeigen und bewähren können, als 
wenn sie mit allen Kräften für diesen außerordentlich dringenden und nützlichen 
Zweck eintritt und sich verwendet . . .* 

Der folgende Redner, der nationalliberale Abgeordnete Dr. Bieder- 
mann^ war gegen eine allgemeine internationale Abrflstung, solange 
man den unruhigen Nachbarn im Westen habe. Er fürchtete femer, 
durch den Antrag die Machtstellung des Bundes zu schwächen. Immer- 
hin erklärte er sich, gleichzeitig im Namen anderer Kammermitglieder, 
bereit, fflr den Antrag unter a) zu stimmen, falls man nach den Worten : 
•die königliche Staatsregierung wolle" den Satz einfügte: «dann, wenn 
die notwendige Rücksicht auf die Sicherheit und Machtstellung Deutsch« 
lands dies gestattet". 

Von den zahlreichen Reden, die für den Antrag und Gegenantrag 
gehalten wurden, können hier nur dte bemerkenswertesten hervor- 
gehoben werden. Der freisinnige Abgeordnete Walter sprach seine 
Überraschung darüber aus, dafi der Antrag Virdiows im preufiischen 
Abgeordnetenhause abgelehnt worden sei ; das müfiten die betreffenden 
Abgeordneten mit ihrem Gewissen ausmachen; er selbst stimme für 
den Antrag May; denn die Sicherung der Rüstungen bestehe in 
einer fortwährenden Kriegsbereitschaft; dieser Schutz vernichte die 
Völker mit der Zeit und koste so viel, dafi alle anderen Fragen in 
den Hintergrund gedrängt würden; deshalb müsse eine Änderung ein- 
treten. Der Wunsch nach Abrüstung sei bei allen Völkern vorhanden. 
Der freisinnige Abgeordnete Oehmidien erinnerte daran, dafi er bereits 
1867 im Deutschen Reichstage einen ähnlichen Antrag gestellt habe. 
In schönen Worten wies weiterhin der freisinnige Abgeordnete 
Dr. Heine darauf hin, die Völker müfiten bei jeder Gelegenheit aus- 
sprechen, dafi die grofie Militäriast, dieses Hindernis der Kultur und 
des wahren Fortschritts, wie ein Alp auf alle Völker drücke und da^ 
durch den Wohlstand und die fortschreitende Bildung untergrabe. 
Über das Wesen der Rüstungen sprach er sich schliefilich in folgender 
Weise aus: 
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.Die Weltgeschichte beweist durchaus nicht, daß die Armeen allein im- 
stande sind, den Frieden aufrechtzuerhalten. Es handelt sich bei allen diesen 
Angelegenheiten nur um die Gleichgewichte. Ist die eine Armee auch noch so 
groß, und es tun sich zwei Armeen zusammen, die gleichgroß sind, so wird 
dadurch der Friede trotz des Bestandes der großen Armeen nicht gesichert, 
sondern im Gegenteil eher gefährdet Die Sicherung des Friedens liegt einzig 
und allein fOr ein Volk darin, daß die Regierungen von der Oberzeugung 
durchdrungen sind, daß sie in dem Verkehre zwischen gebildeten Völkern daran 
denken müssen, Gerechtigkeit zu üben. Der Friede im Hause ist nicht möglich 
ohne gerechte Beurteilung und Berücksichtigung unseres Nebenmenschen, und 
der Friede unter den Völkern ist nicht möglich ohne den Grundsatz, daß man 
unter allen Umständen Gerechtigkeit gegen das andere Volk übt, daß man unter 
gegenseitiger Achtung die natürlichen Verhältnisse gehörig berücksichtigt und 
nur in den alleräußersten Fällen auf die Macht pocht. . . Es ist unsere Pflicht, 
bei jeder Gelegenheit diese Grundsätze auszusprechen, die im Volke leben und 
die nicht zum Kriege zwischen gebildeten Nationen, sondern zu der Erkenntnis 
führen, daß nur die gegenseitige Achtung des Rechtes den Frieden aufrecht- 
erhält, durch welchen allein Kultur und Wissenschaft, Fortschritt und Freiheit 
gefördert wird.* 

Der konservative Abgeordnete Ackermann sprach sich mit treffen- 
den Worten über den bewaffneten Frieden aus: 

.Der bewaffnete Frieden ist ein Ding, das die Wohltaten des Friedens nach 
allen Seiten hin schmälert und fälscht. Er schließt nicht die alten Wunden des 
Krieges, er bringt uns täglich in die Gefahr, daß uns zu den alten noch neqe 
Wunden geschlagen werden. Wenn die Hälfte des jetzigen Militäraufwandes 
zum Bauholz für den Frieden verwendet würde, wenn die Kabinette nur halb so 
viel entwickeln wollten, als sie verwickeln, meine Herren, wie anders stände es 
dann in der Welt! Auszusprechen, daß man sich Mühe geben möge, auf di- 
plomatischem Wege eine allgemeine Abrüstung herbeizuführen — ja, was soll 
denn das Bedenkliches haben! Wir sagen damit nur, was alle Welt wünscht 
Der öffentlichen Meinung einen Ausdruck zu geben — davor sollten wir zurück- 
schrecken, weil der Erfolg solcher Aussprache nicht gleich mit der Hand zu 
greifen ist? . . .■ 

Sodann erhob sich der Abgeordnete Wigard: Man sei sich im 
Volke darüber einig, dafi die größte Kalamität die stehenden Heere, 
namentlich in der jetzigen Ausdehnung, seien. Seit den dreißiger Jahren 
seien die großen Militärlasten eine ununterbrochene Klage der Land- 
stände gewesen. Mit dem Unterantrage, der es der Regierung über- 
lassen wolle, den geeigneten Augenblick auszuwählen, sei nichts Rechtes 
anzufangen. Man habe keine Ursache, ein so großes Vertrauen in die 
Regierungen zu setzen, daß sie in bezug auf das Militärwesen von 
selbst das tun würden, was das Volkswohl befördere. Wenn der Antrag 
auch wohl kaum praktischen Erfolg habe, so sei es doch Pflicht der 
Volksvertretung, dem Verlangen des Volkes Ausdruck zu geben. Un- 
verantwortlich sei es, anderen Staaten die Initiative zu überlassen; auf 
diese Weise käme man nie vorwärts ; man solle selbst mit der Rüstungs- 
verminderung vorangehen. Einige Abgeordnete erhoben Bedenken 
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wegen der Kompetenz des Landtages, da das Militärwesen Bundes- 
angelegenheit sei. 

Bemerkenswert sind schliefilich folgende Worte des Staatsministers 
V. Friesen : 

.Was den ersten Punkt anlangt, meine Herren, so ist es ein allgemeiner 
Wunsch, der hier ausgesprochen wird, und ich möchte fragen : wer sollte diesen 
Wunsch nicht teilen? Wer sollte nicht wünschen, daß es möglich wäre, künftig- 
hin einmal zu einer allgemeinen Abrüstung zu kommen? Wer sollte es nicht 
• als ein Ideal, nach dem zu streben ist, betrachten, daß die Völker künftighin 
friedlich nebeneinander leben und sich nicht mehr bekämpfen? Gegen solche 
Wünsche würde wohl von keiner Seite etwas einzuwenden sein. Etwas anderes 
aber ist es, von einer Regierung zu verlangen, dafi sie einen bestimmten Antrag 
auf Realisierung solcher Wünsche stelle, von dessen Erfolglosigkeit, ganz 
absoluter Erfolglosigkeit sie überzeugt sein müßte ..." 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag May von den Freisinnigen 
und Konservativen*) angenommen, und zwar der Unterantrag a, be- 
treffend den Aufwand für Militärlasten des Norddeutschen Bundes, mit 
59 gegen 15 Stimmen. Sogar einige Nationalliberale hatten den An- 
trag unterstützt. Über den Unterantrag b wurde in zwei Teilen abge- 
stimmt: Daß eine allgemeine Abrüstung angestrebt würde, wurde mit 
63 gegen 11, dafi bei dem Bundespräsidium ein Vorgehen auf diplo- 
matischem Wege angeregt würde, mit 50 gegen 24 Stimmen beschlossen. 
Der Abänderungsantrag Biedermann fiel. 

Da der Antragsteller May nach der Annahme seines Antrages 
insbesondere von der nationalliberalen Presse scharf angegriffen wurde, 
drang er auf eine erneute Verhandlung über die Abrüstungsfrage. Er 
betonte in der Sitzung der Zweiten Kammer vom 24. November 1869, 
man habe ihm Vorwürfe gemacht, einen Antrag betreffend die Militär- 
lasten einzubringen, obwohl er weder Militär noch Politiker sei. Aber 
man brauche keines von beiden zu sein, um einen Krebsschaden zu 
erkennen, der an der Wohlfahrt des Staates zehre. Auch habe man 
ganz fälschlich in seinem Antrage eine Demonstration gegen die Macht- 
stellung des Norddeutschen Bundes erblickt. Das weise er zurück. Er 
stelle es der Kammer anheim, ob sie bei ihrem früheren Entschlüsse 
bleiben wolle. Der Abgeordnete Biedermann betonte, der Begriff der 
Abrüstung sei etwas Unbestimmtes oder Vages. In Witn habe kürz- 
lich der amerikanische Gesandte eine Rede gehalten, worin er im Namen 
der Vereinigten Staaten jeden Plan einer allgemeinen europäischen Ent- 
waffnung mit Freuden begrüßt habe. Er habe aber in derselben Rede 
auch gesagt: »Wenn eine Nation das Schwert zur Verteidigung ziehe, 
so solle sie es einstecken, wenn das Werk vollendet sei" ; nun sei aber das 
deutsche Einigungswerk noch nicht fertig. Dem Grundprinzip des May- 

^ Sozialdemokraten gab es damals im sflchsischen Landtage noch nicht. 
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sehen Antrages sei er nicht abgeneigt, und die Frage der Rüstungs- 
beschränkung werde auch in einigen Jahren flflssig werden. Dann 
würden der Reichstag und Sachsens Abgeordnete das ihrige tun, um 
die Lasten zu verringern. Schliefilich wurde der Antrag May erneut, 
und zwar mit 56 gegen 13 Stimmen, angenommen. Man beschloß 
ferner, denselben Antrag an die Erste Kammer gelangen zu lassen. 

Der ersten sächsichen Kammer lag der Maysche Antrag am 22. 
Januar 1870 zur Beschlußfassung vor. Man hatte eine Deputation mit 
der Prüfung der Frage beauftragt, als deren Berichterstatter General 
V. Engel vor die Kammer trat. Er erklärte, die Mehrheit der Deputation 
sei insofern mit dem Antrage einverstanden gewesen, als es sich darum 
handle, die Militäriasten zu erieichtem; im übrigen aber lehne sie den 
Antrag ab. Eine Minorität befürworte dagegen seine Annahme. Von 
Rockow war Gegner der Vorlage : Man solle warten, bis die politische 
Lage des Norddeutschen Bundes eine andere geworden sei; dann 
würden schon Reichstag und Bundesrat für eine Minderung der Militär- 
lasten eintreten. Der zweite Redner, v. König, hatte vor allem formale 
Bedenken. Rittner stimmte für den Antrag : Es sei eine Tatsache, dafi 
die Meinung des größten Teiles des gebildeten Volkes eine Erleichterung 
der Militäriasten wünsche; er habe als Volksvertreter dieser Meinung 
Ausdruck zu geben, selbst wenn die Räte der Krone anderer Meinung 
wären. Graf v. Hohenthal wies u. a. darauf hin, daß die Militärlasten 
bis Ende Dezember 1871 festständen, also vorher von einer Änderung 
überhaupt keine Rede sein könne. Darauf entgegnete man ihm, man 
müsse doch die Höhe der Lasten von 1872 ab jetzt schon beeinflussen. 
Sehr interessant sind die Gründe, mit denen Bürgermeister Hirschberg 
dem May sehen Antrage zustimmte: 

.Werde ich darauf hingewiesen, dafi ja unser Bundesgenosse Preufien seit 
länger als einem halben Jahrhundert eine grofie Militflrlast getragen hat und 
dennoch vorgeschritten ist in volkswirtschaftlicher Entwiclclung, so wird auch 
nicht zu leugnen sein, eine vorsichtige und sparsame Finanzverwaltung in Preufien 
hat es allerdings möglich gemacht, dafi nach aufien hin im Kriegsfalle die nötigen 
Mittel vorhanden gewesen sind; aber trotz aller Entwicklung in volkswirtschaft- 
licher Beziehung im Nachbarstaate läfit sich durchaus nicht verkennen, dafi diese 
eine ganz andere gewesen sein würde, wenn die Militärlast nicht eine so grofie 
wäre. Vergleichen wir unser engeres Vaterland mit dem Nachbarlande, so liegt 
doch sehr klar vor, dafi selbst dessen höchstentwickelte Provinzen in volks- 
wirtschaftlicher Beziehung sich mit uns nicht messen können. Es ist Tatsache, 
dafi unsere Steuerkraft eine höhere ist, dafi unser Realkredit besser ist, dafi wir 
verhältnismäfiig mehr Chausseen, mehr Eisenbahnen haben, dafi wir infolge dieser 
besseren Verhältnisse auch unsere Lasten leichter tragen können, und dafi infolge 
dieser Verhältnisse unsere Volksbildung im ganzen eine höhere ist und selbst 
immer noch übertrifft die besten Prozentsätze in der Rheinprovinz und im Herzog- 
tume Sachsen, wenn auch nicht viel. Das sind aber doch nicht zufällige Er- 
scheinungen, die ein Patriot, auch ein deutscher Patriot wohl ins Auge fassen 
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mufi, und ich glaube, wenn die Staatslenker sich dies recht vergegenwärtigen > 

und die Schlagfertigkeit und Streitbarkeit des Volkes nicht bloß in der Menge 
der Mannschaften, sondern auch in einem gewissen Wohlstande suchen und 
finden, dann glaube ich, wird man doch solchen sprechenden Tatsachen nicht 
alle Berechtigung absprechen können ■. 

Heime war gegen den Antrag, da niemand mehr gerüstet sein müsse 
als der Norddeutsche Bund; er gab freilich zu, dafi der Militarismus 
an dem Volkswohlstand nage. Ein tapferes Bekenntnis legte v. Zehnten 
ab : Der Kern der Maysdien Anträge bleibe eine einfache Tatsache und 
eine einfache Wahrheit, die darin bestehe, daß die zu hoch gespannten 
Militärlasten des Norddeutschen Bundes auf allen Territorien desselben 
schwer lasteten. Man dürfe sich nicht scheuen, diese Wahrheit auszu- 
sprechen; das sei in Wahrheit aristokratisch. Minister v. Fabrice er- 
klärte im Namen der Regierung den Antrag für unannehmbar: Die 
Durchführung der allgemeinen Abrüstung käme einer Wehrlosmachung 
des deutschen Vaterlandes gleich. Gerade die in letzter Zeit für un-, 
produktive Zwecke der Armee gemachten Auslagen hätten dem König- 
reich Sachsen seine gegenwärtige Stellung im Norddeutschen Bunde 
gegeben. Energisch warf sich dagegen v. Erdmannsdorff für den An- 
trag ins Zeug: Wenn man in diesem Maße die Präsenzstärke beibehalte, 
so würde das ganze Land ruiniert werden. Minister v, Friesen wandte 
sich gegen die Behauptung, die Heere seien unproduktiv ; sie schützten 
doch die Produktion und seien deshalb genau so unentbehrlich wie 
etwa die Richter, die auch nicht selbst produzierten. Edler v. Planitz 
wandte sich gegen die Behauptung des Kriegsministers, dafi die Minori- 
tät mit Schlagwörtern arbeite; wenn man eine gegenteilige Meinung 
nicht wideriegen könne, dann käme man mit derartigen Ausdrücken. 

Schließlich wurde der Antrag auch von der Ersten Kammef mit 
24 gegen 21 Stimmen angenommen. 

Betrachtet man die Verhandlungen der sächsischen Ständever- 
sammlung, so muß man das ganz besondere Verständnis bewundem, 
mit dem die meisten Mitglieder dem großen Problem gegenüber- 
standen. Eine Reihe bedeutsamer Betrachtungen über den bewaffneten 
Frieden, über die mangelnde Sicherheit, die die Rüstungen gewähren, 
sowie über die wahre Art, den Frieden zu schirmen, finden sich in den 
Reden, und die Wichtigkeit der Grundidee wird von keinem Redner 
bestritten. Das Niveau jener Verhandlungen ist in der Tat so groß, 
daß man bei einem Vergleiche mit neueren Beratungen dieser Art den 
Eindrack gewinnt, das Verständnis für die Rüstungsfrage habe sich in 
späterer Zeit eher vermindert denn vergrößert. Nicht bestritten kann 
freilich werden, daß über den Weg einer Rüstungsbeschränkung — so 
ist wohl das Wort „Abrüstung" in dem Maysdien Antrage zu verstehen — 

volle Klarheit herrschte. 

Webberg, Die intenutionale Beschrinkung der Rfl$tungen 4 
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Es ist hier nicht der Ort, zu prüfen, ob jener Antrag iil der 
damaligen Zeit am Platze war. Aber wer auf den bevorstehenden 
Kampf mit Frankreich hinweisen würde, dem müßte entgegnet werden, 
daß die Verminderung ja frühestens für das Jahr 1872 eine praktische 
Verwirklichung finden sollte, also in einer Zeit, wo der Traum der 
deutschen Einheit bereits erfüllt war. Die schwere Spannung, in die 
vor allem das elsaß-lothringische Problem die europäische Lage brachte, 
vereitelte später für lange Zeit den Plan einer Rüstungsbeschränkung. 
So blieb die Hoffnung unerfüllt, die sogar von Gegnern des Maysdien 
Antrages bei den Verhandlungen ausgesprochen worden war, daß näm- 
lich in absehbarer Zeit der Deutsche Reichstag zusammen mit dem 
Bundesrate die Initiative zu einer Rüstungsbeschränkung ergreifen würde. 

4. Sfiddeutsche Anregungen von 1877 bis 1882 

Seit der Ablehnung des Antrages Götz im Reichstage des Nord- 
deutschen Bundes hat sich der Reichstag lange Jahre nicht mehr aus- 
führlicher mit der Rüstungsfrage befaßt. Erwähnenswert ist zunächst 
folgender kurze Hinweis des Zentrumsabgeordneten Reidiensperger bei 
der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs über die Friedenspräsenzstärke 
des deutschen Heeres am 30. November 1871 : 

„ Ich erinnere Sie, meine Herren, an die Debatten» welche damals in 

diesem hohen Hause stattfanden, als eine weitere Adresse nach Versailles geschickt 
wurde. Es hiefi damals: .Deutschland wird jederzeit bereit sein, die Waffen 
niederzulegen, falls ihm durch Wiedererwerb in Zeit der Uneinigkeit und Schwäche 
verlorener Grenzlande mit ihren natürlichen und künstlichen Bollwerken Schutz 
gegen erneute Angriffe gewährt ist' Nun, meine Herren, Gott Lob, dieser Schutz 
is^uns gewährt; aber nichtsdestoweniger sollen wir fort und fort bis an die 

Zähne gerüstet dastehen ! Der Herr Graf Bethusy hat gestern seine Rede 

mit dem Spruch geschlossen: Si vis pacem, para bellum. Ich möchte den Spruch 
dahin ändern: Si vis pacem, para pacem.' ^) 

Von weiteren gelegentlichen Bemerkungen verdient diejenige des 
Führers der Zentrumspartei, v. Sdiorlemer-Alst, hervorgehoben zu werdeq, 
der bei der Beratung des Landsturmgesetzes am 1 1 . Januar 1875 ^) erklärte : 

.Meine Herren, ich erinnere mich noch sehr wohl, daß bei der Reorganisation 
der preußischen Armee in der Konfliktsperiode der Fürst Bismarck das geflügelte 
Wort sprach: .Wir hätten einen zu kleinen Leib für die große Rüstung, die wir 
tragen.' Darauf wurde im Jahre 1866 der Leib erheblich größer gemacht, aber 

^) Stenographische Berichte über .die Verhandlungen des Deutschen Reichstags ; 
I.Legislaturperiode; IL Session 1871, L Band, S. 626, 627. 

^ Bei Beginn der Sitzung vom 11. Januar 1875 hatten die Sozialdemokraten 
Hasselmann, Wilhelm Liebknecht und Reimer den Antrag gestellt, den Gesetzentwurf 
abzulehnen und durch Wehrhaftmachung der gesamten Bevölkerung die Volkswehr 
einzuführen. Der Regierungsentwurf hatte eine Verlängerung der Dienstzeit der Land* 
wehr um 10 Jahre bis zum 42. Lebensjahre vorgesehen. 
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es passierte uns auch das Unglflck, dafi die Rüstung wieder gröfier wurde. Nun 
kam das Jahr 1870/71. Das neue deutsche Reich wurde errichtet. Wiederum 
wurde der Leib erheblich gröfier, wiederum wurde aber auch die Rüstung sehr 
stark. Endlich konnte man nun hoffen, daß die Erleichterungen 
eintreten würden, die man ja immer dem Volke versprochen hatte, 
wenn nur erst das Ziel der Machtentwicklung Preußens resp. 
Deutschlands erreicht wäre. Wenigstens durfte man seitens des Volkes 
hoffen, daß doch mit dem Gesetze von 1872, welches eine Friedensarmee von 
401000 Mann und eine deraentsprechende Kriegsstärke von 1324000 Mann fest- 
gestellt hat, nun mit Vergrößerung der Rüstung eingehalten werden würde. Was 
wird uns aber jetzt wieder durch dieses Gesetz uncT speziell durch den § 5 des 
Gesetzes zugemutet? Eventuell eine Reservearmee von 200- bis 400000 Mann zu 

schaffen. Wenn dieser Paragraph angenommen wird, und das ist der 

Kernpunkt des Gesetzes, so werden unsere Nachbarn auf demselben Wege 
folgen. 

Das Militärbudget ist sozusagen das Faß der Danaiden;^) wir werfen in 
jedem Jahre neue Millionen hinein, aber ausfüllen können wir es nicht. Erschöpft 
wird nur der Säckel der Steuerzahler. Ich halte es aber für bedenklich, gerade 
in Aussicht auf mögliche Kriege, daß schon durch die Leistungen für die Armee 
im Frieden die Finanzen erschöpft werden. Der alte MontecucoU war ein weiser 
Mann ; er liat den Grundsatz aufgestellt : Zum Kriegführen gehören drei Dinge : 
nämlich erstens Geld, zweitens Geld und drittens Geld 1 Und deshalb müssen wir 
dafür sorgen, daß wir nicht schon im Frieden unsere finanziellen Kräfte erschöpfen. 

Jetzt wird uns zugemutet, abermals, indem wir den Landsturm in die Land- 
wehr überführen, noch eine starke Reservearmee zu schaffen. Darin sehe ich 
in der Tat eine doppelte Gefahr. Nämlich eine Gefahr für den Staatsmann,, 
namentlich wenn er etwas ehrgeizig ist; er wird mit einem solchen Rüst- 
zeug in der Hand immer geneigter sein, Differenzen mit seinen 
Nachbarn durch einen frischen fröhlichen Krieg zu beseitigen, 
statt auf dem Wege des Friedens. Und, meine Herren, ich sehe darin eine weitere 
Gefahr für das Volk. Denn das Volk wird immer wieder der vergeblichen 
Hoffnung sich hingeben, daß mit dem nächsten Kriege, in dem es all seine Kräfte 
aufbietet, endlich die Erleichterung eintreten werde. Ich glaube, wenn der 
Brüsseler Kongreß') sich mit der Frage einer allgemeinen, angemessenen Abrüstung 
beschäftigt hätte, ihn die Sympathien der Völker ebensosehr begleitet haben 
würden, als jetzt seine Abmachungen der allgemeinen Vergessenheit und Gleich- 
gültigkeit verfallen.- *) 

Eine entschiedene Opposition fand die Politik des Wettrüstens in 
Bayern, dessen Landtag seit den siebziger Jahren wiederholt seine 
warnende Stimme gegen die fortwährenden Rüstungen erhoben bat. In 
der Sitzung des Landtages vom 13. Juli 1877*) wies der Abgeordnete 

^) Diese Bemerkung wiederholte v, Sdiorlemer-Alst in der Reichstagssitzung 
vom 18. März 1881. 

*) Gemeint ist die Brüsseler Konferenz von 1874 zur Kodifikation des Land- 
kriegsrechts. 

*) Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Deutschen Reichstags, 
II. Legislaturperiode, IL Session 1874/75, IL Band, S. 943, 944. 

^ Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten des bayerischen Landtags im 
Jahre 1877/78; Stenographische Berichte, I, S. 14 ff. 
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Sdiels darauf hin, daß seit 1870/71 die Militärlasten Bayerns in er- 
schreckendem Maße gewachsen wären. In der Finanzperiode von 1868 bis 
1869, so erklärte 5flft^/5, hätten der ordentliche Militäretat 25 672 252 Mark 
und die Nettoeinnahmen des bayerischen Staates an direkten Steuern 
17156092 Mark betragen; der Militäretat habe also damals die Steuern 
um 50% überstiegen. Für das Jahr 1877/78 habe man dagegen einen 
ordentlichen Militäretat von 42 772 240 Mark, während die Einnahmen 
Bayerns an direkten Staatssteuern 1877 nur 19675335 Mark betrügen, 
also der jetzige Militärefat 217% der direkten Steuern darstelle. Seit 
1869 sei der Militäretat um 17100025 Mark, d. h. um 70%, gestiegen. 
Die Militärausgaben des bayerischen Staates nähmen in rapider Weise 
zu und betrügen, abgesehen von den Ausgaben für die Marine und die 
außerordentlichen Kredite, für die einzelnen Jahre seit 1869: 

1869: 25272225 Mark 1875: 40511 655 Mark 

1872: 32720989 . 1876: 41446222 , 

1874: 34480755 / 1877: 42772240 „ 

Sodann betonte er: 

.Bayern war bis zum Jahre 1871, selbst nach dem Jahre 1866, ein finanziell 
sehr gut situierter Staat. Die Staatseinnahmen reichten vöUig aus, um die Aus- 
gaben zu declcen. Die Notwendigkeit einer SteuererhOhung kam auch nicht im 
entferntesten in Sicht, ja Jedes Steuerjahr wies ganz erhebliche Erabrigungen auf. 
Jetzt nach sechs Friedensjahren, meine Herren, nachdem die Kriegskontribution 
die Mittel geboten hat, nicht nur alle Kriegskosten zu decken, sondern auch noch 
die bayerische Staatsschuld zu vermindern, nachdem außerdem von der Kriegs- 
kontribution vielleicht etwas über 100 Millionen übriggeblieben sind, die zu 
anderen Staatszwecken verwendet werden konnten, jetzt sind wir in die Not- 
wendigkeit versetzt, entweder Schulden zu machen oder die Steuern zu erhöhen, 
und zwar ausschliefilich der Mehrausgaben für das Militär." 

Anderthalb Jahre später, am 8. Februar 1879, stellte der Abgeordnete 
Kopp im bayerischen Landtage folgenden Antrag: 

.Die Kammer woUe beschließen, an Seine Majestät den König die aller- 
ehrfurchtsvollste Bitte zu richten, Allerhöchstdieselben wollen geruhen. Allerhöchst 
ihre Vertreter im Bundesrate zu beauftragen, daß sie auf Ersparungen im Reichs- 
haushalte und insbesondere im Militäretat hinwirken.* 

Dieser Antrag wurde nach einer kurzen Diskussion, bei der sich auch 
die Gegner läit dem Grundgedanken einverstanden erklärten, angenommen.^) 

Kurz darauf, am 1. März 1879, fielen im Deutschen Reichstage 
folgende Äußerungen des Zentrumsabgeordneten Reidiensperger bei der 
ersten Lesung des Etats, die sehr bemerkt wurden:*) 

') Vgl. Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten des bayerischen Landtags 
im Jahre \%7in^\ Stenographische Berichte, III, S. 237 ff. 

*) Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Deutschen Reichstags, 
IV. Legislaturperiode, IL Session 1879, I. Band, S. 223. 
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»Auf die Gefahr hin, als ein Phantast zu erscheinen, der Schimären nachjagt, 
möchte ich hier einem Wunsch Ausdruck geben — ob er erfüllbar ist oder nicht, 
mag einstweilen dahingestellt sein — , dem Wunsche nämlich, dafi unser so 
überaus mächtiger Herr Reichskanzler, der ja seine Hand, sozusagen, gebietend 
über unseren Kontinent hinstreckt, sich einmal mit der Frage beschäftigen möge,, 
ob nicht ein europäischer Abrüstungskongreß sein Wirken auf die glänzendste 
Art krönen könnte. So gar schimärisch, meine Herren, ist meiner Ansicht nach, 
dieser Gedanke keineswegs; gerade in Anbetracht des grofien Einflusses, welchen 
der Herr Reichskanzler, gewifi mit Recht, durch seine gewaltigen Erfolge nacb 
außen hin übt, würde er vor allem der Mann s^n, einem solchen Gedanken 
näher zu treten, ja ihn zu realisieren. Wir haben in den letzten Wochen bei den 
Verhandlungen über den österreichischen Zoll vertrag immerfort von dem innigen 
Einverständnis zwischen dem Deutschen Reiche und Österreich-Ungarn reden 
gehört. Nun, meine Herren, wenn das Deutsche Reich und Österreich-Ungarn 
Hand in Hand entschieden auftreten, so können sie dem übrigen Europa, jeden- 
falls unserem Kontinente gebieten, daß den stets wachsenden militärischen Zu- 
rüstungen, an welchen alle Staaten kranken, wenigstens allmählich gesteuert 
wird (Zuruf: Sehr wahr!), daß das Maß der Bewaffnung der verschiedenen Staaten 
zu einem solchen wird, daß die stets steigenden Abgaben nicht allmählich die 
Völker dem Niedergange entgegenführen. ■ 

Diese Worte njachten besonderen Eindruck auf den württembergi- 
schen Abgeordneten Geh. Hofrat z'.-ßÄA/^r,^) der auf dem Schlachtfelde 
von Gravelotte geschworen hatte, alles in seinen Kräften stehende zu 
tun, um das Elend des Krieges aus der Welt zu schaffen.^) Dieser 
stellte in der Reichstagssitzung vom 11. März 1879 bei der zweiten 
Lesung des Etats folgenden Antrag: 

.Der Reichstag wolle beschließen: 

Den Fürsten Reichskanzler zu ersuchen, einen europäischen Staatenkongreß 
zum Zwecke der Herbeiführung einer wirksamen allgemeinen Abrüstung, etwa 
auf die durchschnittliche Hälfte der gegenwärtigen Friedensstärke der europäischen 
Heere, für die Dauer von vorläufig 10 bis 15 Jahren zu veranlassen.' 

V. Bahler begründete seine Rede mit bemerkenswerten Worten, 
die wir hier vollständig wiedergeben wollen: 

.Ich bin kein Friedensapostel, ich bin kein Phantast und kein Utopist, ich 
bin am wenigsten ein tendenziöser Gegner des Militärs; ich bin vielmehr von 
Bewunderung erfüllt über die großen Kriegstaten, die es vor unseren Augen voll- 
zogen hat Aber, meine Herren, alle Finanzautoritäten, alle Volkswirte, alle 
denkenden Menschen sind darüber einig, daß die fortwährende Konkurrenz in 
der Steigerung der Militärausgaben in Europa die Völker und Staaten notwendig 
zum Ruin, zum Bankrott führen muß und zum Teil auch schon geführt hat. Meine 
Herren, es wird in Europa der direkte und indirekte Aufwand für das Militär 

^) Daß V. Bahler durch die Worte Reichenspergers zu seinem Antrage bestimmt 
worden war, wurde in den Verhandlungen mehrfach hervorgehoben. Vgl. Stenogra- 
phische Berichte über die Verhandlungen des Deutschen Reichstags, 4. Legislatur- 
periode, II. Session 1879, erster Band, S. 365 ff. 

*) Das erwähnte v. Bahler in seinem Schreiben an Bismarck vom 29. Februar 
1880; \g\,Hetzel S.87. 
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auf 3000 Millionen jährlich veranschlagt. Das ist eine enorme Summe, und der 
Herr Generalfeldmarschall Qraf Moltke hat wiederholt in diesem hohen Hause 
— im Reichstage und im preußischen Abgeordnetenhause — erklärt, daß diese 
Ausgaben in der Tat .enorm' sind, daß sie eine schwere Last für die Völker 
seien und daß es finanziell s,ehr wichtig und erwünscht wäre, die Präsenzzeit 
herabsetzen und das Volk auf diese Weise erleichtern zu können. Der General- 
feldmarschall hat selbst erklärt, daß wir fünfzig Jahre hindurch einen bewaffneten 
Frieden aufrechterhalten müßten; er hat aber auch erklärt, daß, wenn Deutsch- 
land geeinigt sei, daß, wenn Deutschland gerüstet sei, wir Europa den Frieden . 
gebieten können. Meine Herren, gerüstet sind wir und geeinigt sind wir. Die 
Einigung hat stattgefunden, und wir freuen uns in Deutschland dieses hohen, 
glücklich erreichten Zieles. Daß wir zum Kriege gerüstet sind, beweisen die 
Zahlen des Militäretats, beweist die Erklärung des Statistikers Engel, wonach 
das Deutsche Reich gegenwärtig mächtiger zum Angriff sei als irgendein 
anderer Staat in Europa. Er hat dies allerdings im Jahre 1873 erklärt; seitdem 
ist die Konkurrenz, der Wetteifer in der Erhöhung des Militäretats ein immer 
größerer geworden, und wenn auch die militärischen Schriftsteller nicht einig 
sind in der Berechnung, so ist doch sicher, daß Deutschland auch jetzt noch die 
größte Kriegsmacht in Europa ist WeAn wir, meine Herren, fünfzig Jahre hin- 
durch diesen Kriegszustand ertragen sollen, so sind die Völker nach meinem 
Dafürhalten ruiniert. — Da sage ich denn: est modus in rebus, sunt certi 
denique fines! — endlich muß doch eine Grenze gesetzt werden; denn dieser 
entsetzliche Wettlauf unter den Völkern kann auf diese Weise nicht fortgehen, 
und von verschiedenen Seiten ist schon ausgesprochen worden, es möchte doch 
ein Kongreß abgehalten werden, in welchem die europäischen Staaten sich be- 
raten, ob nicht irgendwie ein solches Ziel gesetzt werden könne. Daß mit bloßen 
einfachen diplomatischen Verhandlungen und Pourparlers nicht abgeholfen werden 
kann, versteht sich von selbst. Es handelt sich nicht um einen ewigen Frieden; 
ich glaube nicht daran; aber ich sollte meinen, wenn man die Sache ernsthaft 
angreift, wenn der große Staatsmann Fürst Bismarck die Sache in die Hand 
nimmt, wenn der Feldmarschall Graf Moltke, der unsere Truppen so herrlich 
angeführt hat, dasselbe tut, daß ihre Worte im europäischen Kongresse gehört 
und sie die Abrüstung herbeiführen werden. 

Es handelt sich also darum, daß in diesem Kongreß sachgemäße Vorschläge 
gemacht werden, um den erschöpften Völkern für 10—15 Jahre den ersehnten 
Friedenszustand zu gewähren. Es handelt sich durchaus nicht darum, daß Deutsch- 
land zuerst abrüste; ich wünschte bloß, daß es mit Friedensvorschlägen, mit 
Abrüstungsanträgen voranginge; inzwischen müßte es vollständig gerüstet bleiben. 
Ich glaube, daß Osterreich, erschöpft wie es ist, im Hinblick auf seine finanziellen 
und übrigen Verhältnisse, sich dem Vorschlag sehr gerne anschließen wird. Ich 
glaube, daß Rußland dankbar sein wird, wenn es nach dem großen und schweren 
Kriege, den es eben geführt hat, 10 Jahre lang imstande wäre, seine Finanzen 
wieder in Ordnung zu bringen. Ich glaube, daß wir von England nichts zu 
befürchten haben. Was Frankreich betrifft, so ist das allerdings ein schwieriger 
Punkt, aber der Herr Abgeordnete Richter (Hagen) hat erst kürzlich nachgewiesen, 
daß auch in militärischen Schriften von Frankreich Stimmen der Friedensliebe 
sich hören lassen und daß dort in manchen Kreisen ebenso sehnsüchtig auf fried- 
liche Zeiten gehofft wird. Sollte ein Staat diese Abrüstung nicht wollen, so 
würde dies allerdings für mich bedeuten, daß die europäischen Staaten und 
namentlich das Deutsche Reich gerüstet bleiben müßten. In voller Klarheit dessen. 
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was ich sage, erkläre ich: ich würde dann so rüsten, dafi wir nicht fünfzig 
Jahre die enormen Ausgaben ertragen, sondern würde so rüsten, dafi wir in 
drei Jahren wissen, ob wir den Frieden haben sollen oder nicht. Meine Herren, 
ich möchte wünschen, dafi des großen Staatsmannes, der unlängst gesagt hat, 
das Tabaksmonopol sei sein letztes Ideal, ich möchte wünschen, dafi dessen und 
seines grofien Gehilfen Moltke letztes hehres Ideal das wäre, der bedrängten 
Menschheit den heifiersehnten Frieden zu geben. Meine Herren, ich bitte Sie, 
meinen Antrag anzunehmen; Ich habe allerdings wenig Hoffnung hierauf, aber 
ich hielt es für unerläfilich, dafi in diesem hohen Hause einer aufsteht und dem 
Hauptflbel, an dem die Völker kranken, Ausdruck gibt' 

Darauf wurde von dem Abgeordneten Frhr. v. Manteaffel der 
Antrag auf Schlufi der Debatte gestellt, aber abgelehnt Der folgende 
Redner, Abgeordneter Sonnemanrij stimmte im wesentlichen den Bühler- 
sehen Ausführungen zu: 

.Meine Herren, ich habe mich mit dem Antrage sehr gefreut, wenn ich auch 
die großen Schwierigkeiten, die seiner Durchführung entgegenstehen, nicht ver- 
kenne. Ich habe mich deshalb mit dem Antrage gefreut, weil ich allerdings auch 
der Meinung bin, dafi in Zukunft die Militärfrage ebensogut wie viele andere 
wichtige Fragen auf internationalem Wege geregelt werden kann, und zweitens 
weil wir durch diesen Antrag Anlafi haben, in diesepi Reichstage einmal über 
die Militärfrage etwas eingehender uns auszusprechen. 

Die Schwierigkeiten, die in der Durchführung des Antrages liegen, gehen 
zunächst daraus hervor, dafi der Herr Antragsteller es unterlassen hat, sich darüber 
auszusprechen, wie er sich die Abrüstung denkt, denn eine solche ist in ver- 
schiedener Richtung möglich. Wenn die Abrüstung auf die Hälfte des Präsenz- 
standes z. B. dadurch erzielt werden sollte, dafi die Rekrutierung, das Kontingent, 
um soviel verringert würde, so wäre ich der letzte, der dies gutheifien würde; 
ich Würde ebensogut dagegen sein, wie irgendein Mitglied des Hauses, weil 
darin eine Schwächung der Wehrkraft, der Armee überhaupt liegen würde. Eine 
Abrüstung in dem Sinne, wie der Herr Antragsteller sich dieselbe denkt, wäre 
nur möglich bei einer gleichzeitigen Herabsetzung des Präsenzstandes und der 
Dienstzelt. Die Dienstzeit ist, wie Sie wissen, in unserer Verfassung auf drei 
Jahre festgestellt. — Nun sage ich weiter, dafi unsere Industrie diesen Zustand 
der jetzigen hohen Militärrüstung auf die Dauer nicht ertragen kann. Das wird 
ja von den IndustrieUen selbst eingestanden. Auf allen Kongressen, die die 
Vereine der Industriellen in den letzten Jahren gehalten haben, ist das von den 
Referenten und von den verschiedenen Rednern ausgesprochen worden. In 
Frankfurt a.M., in meiner Gegenwart im vorigen Jahre, war es Herr Buek, der 
Generalsekretär des Vereins, der mit Entschiedenheit betont hat, dafi die lange 
Dienstzeit der Konkurrenzfähigkeit unserer Industrie Eintrag tue. Dasselbe ist 
auch in Berlin bei dem diesjährigen Kongresse gesagt worden, und wenn ich 
nicht irre, hat Herr v, Kardorff kürzlich hier im' Hause eine ähnliche Aufierung 
gemacht. Von allen Seiten wird zugestanden: die Industrie kann auf die 
Dauer dies nicht ertragen —?) 

Ich glaube, dafi es nicht unangemessen wäre, den Vorschlag zu machen — 
ich will damit nicht gegen den Antrag des Herrn Abgeordneten v. Bühler sprechen 

^) 5o/i/i^/na/i/i erklärte in der Reichstagssitzung vom 6. Dezember 1881 gleichfalls, 
die Militärlast, wie sie jetzt im Deutschen Reich bestehe, erscheine auf die Dauer 
unerschwinglich. 
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— dafi wir jetzt nach sechs Etatsjahren, seitdem das Militärgesetz von 1874 
erlassen ist, eine Kommission niedersetzen, die einmal Untersuchungen darüber 
anstellen könnte, ob und in welcher Richtung nach 1881 Ersparnisse im Militär- 
etat zu erzielen seien. — ■ 

Hierauf stellte der Abgeordnete Frhr. v. Manteuffel erneut den 
Antrag auf Schluß der Debatte, auch diesmal ohne Erfolg. Es ejgriff 
sodann der bekannte Staatsrechtslehrer Professor Hänel das Wort: 

.... Was den «vorliegenden Antrag betrifft, so werden Sie begreifen, dafi 
meine Partei und ich für denselben, für den Gedanken die lebhaftesten Sym- 
pathien haben. Ich glaube auch, dafi diese Sympathien über unsere Partei 
hinaus weit verbreitet sind. Der Antrag gehört zu denjenigen, bei denen man 
in Verlegenheit kommt, wie soll man sich zu ihm stellen ? Wenn num ihn wört- 
lich ni(pmt, so ist er in der Tat nicht annehmbar. Es sind eine ganze Reihe 
von Bedenken, die sich sofort aufdrängen. Es wird uns gesagt, wir sollten den 
Reichskanzler auffordern, einen europäischen Staatenkongrefi einzuberufen. Das 
ist eine ganz gefährliche Forderung. Welche Macht versteht sich denn dazu, 
in einer Sache so schwieriger Art sofort auf einen Staatenkongrefi loszugehen! 
Meine Herren, keine Großmacht kann einen solchen Kongreß berufen, wenn 
sie nicht vorher auch die genügende Sicherheit hat, dafi sie nicht auf diesem 
Kongrefi in einer verschwindenden Minderheit bleibt; ja mehr als das: eine 
Grofimacht, wie Deutschland, wird nie einen Kongrefi berufen können, wenn sie 
nicht die genügende Sicherheit hat, dafi der Hauptzweck, den sie damit be- 
absichtigt, auch erreicht wird. Wir haben ja dergleichen Kongresse schon spielen 
sehen und gesehen, wie gefährlich sie für die einberufende Macht sind und 
wie ihre Resultate, wenn nicht eine Reihe von Vorbereitungen vorausgegangen ist, 
mehr als fraglich waren. Ich erinnere an den Brüsseler Kongrefi, den Rufiiand 
einberief, wo es sich um eine viel leichtere Materie handelte, um eine Milderung 
des Völkerrechts in Kriegszeiten. Es gelang nicht, zu irgend welchen prak- 
tischen Resultaten zu kommen, und Rufiiand empfing eine kleine Demütigung, 
eine Demütigung, die es freilich dreifach und vierfach verdient hat, wenn ich ins 
Auge fasse die Art der Kriegführung, die es kaum ein Jahr später im Orient- 
kriege begann. ^ 

Meine Herren, ich mufi auch sagen, der Antrag ist recht einseitig gefafit: 
er will jede Abrüstung abhängig machen von einer vorhergehenden europäischen 
Verständigung. So weit gehe ich nicht. Ich gebe zu, dafi eine Abrüstung in 
gröfierem Mafistabe nur möglich ist auf Grund einer vorhergehenden euro- 
päischen Verständigung; aber ich habe vorhin angedeutet, wir wollen uns nicht 
den Standpunkt verdunkeln oder verdecken lassen, dafi wir gewisse wichtige 
Ersparungen auch einseitig für unseren Militäretat ins Auge zu fassen haben. 
Ich betone, dafi nach meiner Ansicht diese Ersparui^gen wohl verträglich sind 
mit der Aufrechterhaltung der Wehrhaftigkeit und der Sicherheit der Nation. 

Ich mufi auch sagen, der Antrag, in diesem Augenblick an den Herrn 
Reichskanzler gestellt, ist mir sehr bedenklich. In welcher Strömung sind wir? 
Diesem Antrag liegt der schöne Gedanke zugrunde einer grofien Friedens- 
gemeinschaft der Völker. In diesem Augenblicke stehen wir vor einer Politik, 
welche die eben begründete gröfiere Gemeinschaft auf volkswirtschaftlichem Ge- 
biet gerade zu zerstören sucht, welche unsere wirtschaftliche Politik wieder stützt 
auf die Isolierung der Nationen untereinander und welche jene höhere Ergän- 
zung, die einem freiheitlichen Wirtschaftssysteme der Völker zu Grunde liegt. 
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wiederum gänzlich in Frage stellt. Nun, gerade gegenüber einer solchen Strö- 
mung, wie sie wesentlich verknüpft ist mit der Person des Herrn Reichskanzlers, 
• unser Vertrauen auszusprechen, daß er* einen Schritt nach der Richtung des An- 
trags hin machen werde, davor scheue ich mich . . . 

Meine Herren, ich möchte Sie schliefilich warnen, diesen Antrag ausschließ- 
lich als einen idealistischen zu betrachten, wie es vielfach In der Debatte gesagt 
ist; 'nein, er beruht zum guten Teil auf einer ganz groben realistischen An- 
schauung, die in Wahrheit durch alle Völker hindurchgeht, auf der groben reali- 
stischen Anschauung, daß die gegenwärtige Belastung des Militäretats, wie sie 
von dem letzten Redner hervorgehoben ist, in allen europäischen Staaten un- 
gesund ist und der wahren wirtschaftlichen und selbst geistigen Entwicklung 
der Nation schwere Hindernisse bereitet." 

Als letzter Redner äußerte sich der Zentrumsabgeordnete Reidiens- 
perger zu dem v. Bilhlersdien Antrage. Reidiensperger war, wie er- 
wähnt, der geistige Urheber des Vorschlages. Trotzdem erklärte er 
sich als Gegner des Antrages, der ihm zu weit gehe. Der Antrag- 
steller sei in dieser Frage, so betonte er, sozusagen mit Sieben- 
meilenstiefeln vorgegangen; erst müsse, bevor eine Abrüstung der 
vorgeschlagenen Art stattfinden könne, das Bedürfnis hierzu noch klarer 
gestellt, noch tiefer gefühlt werden; noch manches im „Innern" des 
Reiches müsse abgerüstet werden, bevor der Antrag ein praktisches 
Resultat haben könne. Die Grundidee sei aber berechtigt. Man müsse 
endlich einmal mit mehr Ernst und Nachdruck auf das Rüstungsproblem 
eingehen ; wie viele Bedenken ihm auch entgegenständen, einmal werde 
es gelöst werden müssen, wenn nicht der wirtschaftliche Notstand un- 
erträglich werden solle. Wenn die Ausgaben für das Heerwesen mehr 
und mehr wüchsen, dann müsse doch der Gedanke auftauchen, ob man 
es nicht erreichen könne, daß sie wieder abnähmen. Der Reichskanzler 
müsse die Frage in Angriff nehmen. Er begreife es wohl, wenn nament- 
lich auf militärischer Seite bedeutende Antipathien schon gegen den 
bloßen Gedanken einer Abrüstung vorhanden seien; aber er habe das 
Vertrauen zu den Vertretern des Militärstandes, daß sie genügend Ver- 
ständnis für den Notstand des Volkes hätten.^) 

Ein daraufhin gestellter Antrag auf Schluß der Diskussion fand die 
Mehrheit des Hauses. Bei der Abstimmung wurde der Antrag abgelehnt. 
V. Bähler sandte aber am 29. Februar 1880 seinen Vorschlag an Bis- 
marck, der am 2. März 1 880 folgendermaßen antwortete : 

,Erst nachdem es Ew. gelungen sein wird, unsere Nachbarn fflr Ihre Pläne 
zu gewinnen, könnte ich oder ein anderer deutscher Kanzler für unser stets 
defensives Vaterland die Verantwortung für analoge Anregungen übernehmen. 
Aber auch dann fürchte ich, daB die gegenseitige Kontrolle der Völker über 

^) Am 1. März 1880 erklärte Reidiensperger im Reichstage, er glaube, daft 
Deutschland das Recht und die Pflicht und die Macht hätte, das Wort zu sprechen,, 
das «allgeffleine Abrüstung' heifie. 
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den Rüstungszustand der Nachbarn schwierig und unsicher bleiben und daß 
ein Forum, welches sie wirksam handhaben könnte, schwer zu beschaffen 
sein wird."*) ■ 

Auch in der Reichstagssitzung vom 1. März 1880 kam v. BüMer^) 
auf seine Forderung der Abrüstung zurück und befürwortete einen Kon- 
greß zur Herbeiführung einer „allgemeinen, gleichzeitigen und gleich- 
mäßigen Verminderung der europäischen Heere auf bestimmte Zeit*. 
Jede Großmacht sollte eine Friedensarmee von 100000, und wenn das 
nicht genüge, von 200000 Mann haben, jeder Mittelstaat 25 bis 30000 
Mann, jeder Kleinstaat 10 bis 15000 Mann. Falls dies nicht möglich 
sein sollte, so müsse man, fuhr v. Bühler fort, auf die Bevölkerungs- 
zahl zurückgehen. Man könnte den Friedensstand auf ^U^lo der Be- 
völkerung herabsetzen. Die großen Bedenken, Fragen und Schwierig- 
keiten des Problems wolle er nicht verkennen. 

V. Bühier stellte am 10, April 1880 seinen Antrag erneut im Reichs- 
tage, wiederum ohne Erfolg. Eine Diskussion fand nicht statt, da 
sich keiner zum Worte meldete. Die Rede v. Bühlers *) ist wiederum 
bemerkenswert und lautete: 

,Ich würde es gewiß und in Wahrheit nicht wagen, meinen'Antrag auf Ab- 
rüstung der europäischen Heere auf die durchschnittliche Hälfte in diesem Hause 
wiederholt vorzubringen, wenn ich nicht im Innersten von der Oberzeugung 
durchdrungen wäre, daß die Rettung der europäischen Staatengesellschaft in 
finanzieller, politischer und wirtschaftlicher Beziehung wesenUich, ja einzig von 
der Verminderung der Heere abhängt Ich bin in dieser Ansicht von sehr vielen 
Seiten bestärkt, und ich habe erst heute in einem der größeren Blätter von 
Deutschland, in der .National - Zeitung', die Erklärung gelesen, daß wir in 
Europa nur zwei Alternativen haben : die einer großen kriegerischen Katastrophe 
oder die einer Steigerung der Vorbereitungen der Staaten für eine solche Kata- 
strophe. Meine Herren, ich erlaube mir doch die Bemerkung, daß, wenn eine 
der verbreitetsten Zeitungen, wenn das Organ einer großen Partei vor ganz Europa 
«rklärt, daß wir auf einem Pulverfasse sitzen, daß wir unaufhaltsam dem Kriege 
zutreiben, Sie es doch gewiß nicht gerade für einen reinen Idealismus erachten 
können, wenn ich die Pflicht übernehme, ehe es zur Katastrophe kommt, noch 
das Wort zu ergreifen, um zum Frieden zu ermahnen. Meine Herren, wenn die 
Friedensworte, die ich Ihnen in besonderer Vorlage angeführt habe, Worte, welche 
die größten und bedeutendsten Männer Deutschlands, Frankreichs, Englands und 
überhaupt von ganz Europa gesprocheii haben — wenn die nicht mehr bei 
Ihnen Eindruck machen, so begreife ich recht wohl, daß meine eigenen Worte 

1) In seinem Handschreiben an Bismarck vom 5. März 1880 erklärte v. Bühier, 
die Schwierigkeiten seien gewiß unüberwindlich, sofern es am ernstlichen Willen 
der Mächte fehle, aber klein, wenn ein solcher vorhanden sei. Hetze!, S. 87. 

>) Stenographische Berichte a. a. O., III. Session 1880, I. Band, S. 191 ff. 

') Vgl. Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, 
IV. Legislaturperiode, III. Session, 1880, I. Band, S. 636 ff. In den .Memoirs of Henry 
Richard' by Appleton» London 1889, S. 174, ist von einem Abrüstungsantrage von 
Dollfuß im Deutschen Reichstage die Rede. Diese Notiz beruht auf einem Irrtum. 
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spurlos in diesem Hause verhallen müssen. Aber, meine Herren, daß die Idee 
der Verminderung der Heere, die Idee der Abrüstung kein bloßes Hirngespinst, 
keine bloße Schimäre, keine bloße Spielerei politischer Kinder ist, das beweist 
der Umstand, daß doch Parlamente, Regierungen und Kabinette sich ernsthaft 
mit diesem Gegenstand beschäftigt haben . . . Meine Herren, der Herr Qeneral- 
feldmarschall Graf Moltke erklärte in der Generaldebatte ausdrücklich: .daß 
ganz Europa unter dem Drucke eines bewaffneten Friedens seufze. Es ist, meinte 
derselbe, das gegenseitige Mißtrauen, welches die Nationen gegeneinander in 
Waffen hält* . . . Dasselbe Mißtrauen ist es, weshalb sogar auch nur das Voran- 
gehen mit Vorschlägen zur Entwaffnung ein Staat dem anderen zuschiebt, was 
einen Staat auf den anderen warten heißt, ob er nicht Vorschläge zur Abrüstung, 
zur Verminderung der Heere macht . . . Ihre Ablehnung, meine Herren, wird 
das Mißtrauen, welches nach den eigenen Äußerungen des Generalfeldmarschalls 
Grafen Moltke vorhanden ist, nur verstärken.' Ich verlange schlechterdings Keine 
absolute Schwächung der Kriegsmacht Deutschlands, sondern nur eine gleich- 
zeitige relative Verminderung der Heere aller Staaten . . .•^) 

Zur Zeit der BMersdien Anträge fand auch die erste erhebliche 
Vergrößerung der deutschen Friedenspräsenzstärke statt. Ursprünglich 
war nach Art. 60 der Verfassung des Norddeutschen Bundes die Präsenz- 
stärke für vier Jahre, bis^ zum 31. Dezember 1871, auf 1% der Bevölke- 
rung von 1867 festgesetzt worden, d.h. auf insgesamt 401659 Mann. 
Diese Zahl der Mannschaften hatte das Gesetz vom 9. Dezember 1871, 
das die Zahl der Mannschaften für weitere drei Jahre bestimmte, bei- 
behalten. Bereits durch das Gesetz vom 2. Mai 1874, das den Namen 
»erstes Septennatsgesetz" erhielt und jene Zahl für weitere sieben Jahre 
festsetzte, wurde eine kleine Erhöhung vorgenommen, indem die Zahl 
der Einjährig-Freiwilligen nicht mehr in die Präsenzstärke mit einbe- 
rechnet wurde. Das „zweite Septennatsgesetz" vom 6, Mai 1880 setzte 
die Präsenzziffer bis 31. März 1888 auf 427274 Mann fest. 

Diese Bestimmungen hatten erneute große Rüstungsausgaben zur 
Folge und erregten in der bayerischen Kammer Opposition. 

Nach dem Vorstoß des Württembergers v. Bühler machten näm- 
lich die Bayern 1882 einen neuen Versuch zur Beschränkung der 
Rüstungen. In dem Landtage stellte am 10. Januar 1882 der Abge- 
ordnete Lerzer folgenden Antrag:,*) 



1) V, Bahler erhielt am 20. April 1880 von Lemonnier im Namen des Zentral- 
komitees der Freiheits- und Friedensliga einen Brief, worin es hiefi: .Es ist in diesem 
Augenblicke nicht von einem beständigen ^und allgemeinen Frieden die Rede; es 
handelt sich vielmehr darum, den barbarischen Zustand, in welchem aUe Völker 
Europas ihren Reichtum und ihr Leben verzehren, durch einen rechtlichen zu ersetzen 
und Vertrage über Schiedsgericht und Entwaffnung zu schließen." Hetzet, S. 87, 88. 
Vgl. auch bei Hetzet, S. 272, den Brief v. Bahikrs an Leon Gambetta, worin v. Bahler 
einen Waffenstillstand im Rüsten fordert. 

^ Vgl. Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten des bayerischen Landtags 
im Jahre 1881/82; Stenographische Berichte Band I, S. 487—507. 
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.Die Kammer wolle beschließen: 

An Seine Majestät den König sei die alleruntertänigste Bitte zu richten r , 
Allerhöchstdieselben wollen die bayerischen Bevollmächtigten zum Bundes- 
rate anweisen, mit allen Kräften dahin zu wirken, dafi 

1. die von Jahr zu Jahr steigende und unerträglich gewordene Militär- 
last abgemindert und insbesonders 

2. die dreijährige Präsenzzeit in eine zweijährige umgewandelt werde.' 

Zur Begründung führte Lerzer u. a. aus : Er habe sich gefragt, ob- 
er den vorliegenden Antrag auch begründen solle, und sei zu der Ant- 
wort gekommen: Nein. Solle er etwa die vielen Millionen vorführen, 
die der Militarismus seit den Kriegsjahren 1870/71 dem Lande schon 
gekostet habe; solle er den Niedergang der Landwirtschaft und aller 
Geschäfte dartun? Jeder wisse, wenn es so fortginge, würde man bald 
nur noch zwei Klassen der Bevölkerung haben, die eine mit dem 
Bettelstabe, die andere mit dem Gewehre. Das Volk frage sich nicht 
mit Unrecht: ob seine Söhne und Brüder in den Jahren 1870/71 des- 
halb geblutet und so viel Witwen und Angehörigen derselben deshalb 
Tränen vergossen und den letzten Groschen dem angehörigen Soldaten 
zugewendet hätten, damit die Nachkommen und sie selbst an den 
Bettelstab kämen. Die Ehre und Würde des Reiches würde keinen 
Schaden erleiden, wenn man weniger Militär habe. 

Der Abgeordnete Frankenburger, dqr mit dem Grundprinzip des 
Antrages Lerzer übereinstimmte, aber in Einzelheiten abwich, stellte 
folgenden Gegenantrag: 

,Die Kammer wolle beschltefien: 

An Seine Majestät den König sei die alleruntertänigste Bitte zu richten: 
Allerhöchstdieselben wollen die bayerischen Bevollmächtigten zum Bundes- 
rate anweisen, dahin zu wirken, 

dafi — insoweit es ohne Schädigung der Wehrkraft des Reiches und der Schlag- 
fertigkeit des Heeres geschehen kann — die Militärlast durch Ersparungen am 
Militäraufwande und durch Abminderung der Präsenzzeit verringert werde." 

Die Abgeordneten Keßler und Baumann stimmten dem Antrage 
Lerzer zu : Man sei in dem Stadium angelangt, wo die Steuerzahlungs- 
fähigkeit eines großen Teiles der Bevölkerung erschöpft sei. Der Ab- 
geordnete Karl Heinrich Schmidt erblickte in dem Antrage Lerzer eine 
Schwächung der militärischen Position Deutschlands. Der folgende 
Redner, Abgeordneter Sdiels, wies darauf hin, er habe bereits am 
! 13. Juli 1877 die Steigerung der Militärlasten für bedenklich erklärt; 

seit jener Zeit wäre aber der bayerische Militäretat wiederum auf 

46277446 Mark gestiegen. Er machte ferner die liberalen Mitglieder 

I des Hauses, die heute Gegner des Antrages Lerzer seien, darauf auf- 

\ merksam, daß früher einmal der liberale Dr. Volk im Landtage erklärt 

\ habe, das Land und die Armee gingen zugrunde, wenn man die 

Militärausgaben über einen gewissen Grad erhöhe. Aus den weiteren 
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Verhandlungen seien noch die Äußerungen des Kriegsministers v. Mail- 
linger hervorgehoben : Soweit ihm die Verhältnisse bekannt seien, habe 
er keinen Grund, an eine weitere Steigerung der Militäriasten zu 
glauben. Die Änderungen, die im Etat von einem zum anderen Jahre 
einträten, könnten sich insofern anders gestalten, als Minderungen wie 
Mehrungen je nach dem Herabgehen oder Steigen der Preise möglich 
würden ; es habe schon einen ungeheuren Einfluß auf die Kosten einer 
großen Armee, wenn sich nur die Lebensmittelpreise änderten ; der Etat 
könne um einige Millionen steigen und fallen, je nach den Materialien- 
und Naturalienpreisen, Arbeitslöhnen usw. Bei der Abstimmung wurde 
unter Ablehnung des Gegenantrages der Hauptantrag Lerzer ange- 
nommen. *) 

Es ist wohl nicht Zufall, daß in den 15 Jahren von 1867 bis 1882 
alle Abrüstungsanträge, die man in dem preußischen Parlamente und 
im Reichstage stellte, zu Fall gebracht wurden, während in dem säch- 
sischen und bayerischen Parlamente diese Versuche regelmäßig von Er- 
folg gekrönt waren. Der übertriebene Einfluß der preußischen Militär- 
partei in politischen Dingen trat nur zu deutlich hervor. Dieser hatte 
man es zu verdanken, daß der Frankfurter Vertrag für Frankreich so 
demütigend geworden war und den Frieden Europas für Jahrzehnte lang 
gefährdete, bis der Atisbruch des Weltkrieges die Spannung löste. Nach 
dem Ende des Krieges wurde die Militärpartei nicht müde, die Rüstungen 
immerfort in die Höhe zu schrauben. 

5. Die Zeit der grofien Militär- und Flotten vorlagen: 1892/97. 

Hatte das Reichsgesetz vom 6. Mai 1880 die Präsenzziffer auf 
427274 Mann festgesetzt, so brachte das „dritte Septennatsgesetz** vom 
11. März 1887 eine Erhöhung auf 468406 Mann für die Zeit vom 
1. April 1887 bis 31. März 1894. Nur unter großen Schwierigkeiten 
hatte es die Regierung vermocht, dieses Gesetz durchzubringen. Der 
Reichstag, der die Erhöhung zunächst nur auf drei Jahre hatte bewil- 
ligen wollen, war aufgelöst worden, und erst das neu zusammenge- 
tretene Parlament hatte sich dem Willen der Regierung gefügt. Bereits 
das Gesetz vom 15. Juli 1890*) brachte eine abermalige Erhöhung auf 

^) Am 22. Januar 1883 erklärte der württembergische Abgeordnete Rechtsanwalt 
Sdiott im Reichstage, er wisse, daß für die AbrQstungsfrage das Terrain im Reichs- 
tage nicht geebnet sei; er müsse sich deshalb mit einem Seufzer von der Tribüne 
begnügen, daß dieser Frage von maßgebender Seite nicht nflher getreten werde. 

*) Bemerkenswert ist, daß der Reichstag am 26. Juni 1890 auf einen Antrag 
von Windthorst die Erwartung aussprach, .daß die verbündeten Regierungen Abstand 
nehmen werden von der Verfolgung von Plänen, durch welche die Heranziehung 
aUer wehrfähigen Mannschaften zum aktiven Dienst durchgeführt werden soll, indem 
dadurch dem Deutschen Reich geradezu unerschwingliche Kosten erwachsen müßten*. 
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486983 Mann. 1892 kam jedoch die deutsche Regierung mit einer 
neuen gewaltigen Mehrforderung. ^) Es handelte sich um eine der 
größten Militärvorlagen, die, abgesehen von der Vorlage des Jahres 1913, 
dem Deutschen Reichstag jemals vorgelegt worden sind. Dadurch wurde 
die Präsenzziffer für die Zeit vom 1. Oktober 1893 bis 31. März 1899 
auf 479229 Mann festgesetzt. Da jedoch diese Zahl nur die Gemeinen, 
nicht aber die 77864 Mann Unteroffiziere enthielt, so handelte es sich 
in der Tat um eine Erhöhung auf 557093 Mann. Gleichzeitig wurde 
aber die dreijährige Dienstzeit, die seit der Reichsgründung bestanden 
hatte, in eine zweijährige umgewandelt (außer für die Mannschaften 
der Kavallerie und der reitenden Feldartillerie). Diese Vorlage kam 
erst durch, nachdem der Reichstag aufgelöst worden war,^) und die 
Regierung ihre erste Forderung ermäßigt hatte. Die Neuwahlen 
waren infolge besonderer Umstände der Regierung günstig ge- 
wesen, obwohl eine starke Mehrheit der Wähler offenbar gegeh die 
Vorlage war. 

In den damaligen Debatten des Reichstages finden sich, abgesehen 
von einzelnen Äußerungen namentlich sozialdemokratischer Abgeordneter» 
keine größeren zusammenhängenden Erörterungen der internationalen 
Seite des Rüstungsproblems. Die Opposition des Zentrums, der Frei- 
sinnigen usw. stützte sich vor allem auf militärtechnische und volks- 

^) Vgl. hierzu die ResoluUon des sozialdemokratischen Berliner Parteitages vom 
November 1892: 

»Durch die dem Reichstage in Aussicht gestellte Militflrvorlage werden dem 
schon jetzt durch den Militarismus aufs flufierste bedrückten deutschen Volke neue 
persönliche und finanzielle Lasten zugemutet, die es nicht tragen 'kann, ohne auf 
die wichtigsten Kulturarbeiten zu verzichten, und ohne dafi die Quellen der pro- 
duktiven Arbeit geschädigt werden. 

Das herrschende Militärsystem, nicht imstande, die Sicherheit Deutschlands 
gegen feindliche Überfälle zu gewährleisten, bildet eine fortdauernde Bedrohung 
des Völkerfriedens und dient der kapitalistischen Klassenherrschaft, deren Zweck 
die wirtschafUiche Ausbeutung und die politische Niederhaltung der Arbeiterklasse 
ist, als vomehmlichstes Werkzeug. 

Der Parteitag fordert daher, entsprechend dem Programm der sozialdemo- 
kratischen Partei, die Einführung eines auf Erziehung zur allgemeinen Wehr- 
haftigkeit beruhenden und die allgemeine Volksbewaffnung verwirklichenden 
Wehrsystems und erklärt, daß die sozialdemokratischen Abgeordneten in vollem 
Einklang mit der in der Sozialdemokratie politisch organisierten Arbeiterklasse 
Deutschlands handeln, indem sie die Regierungsvorlage sowie jede anderweite 
Forderung für das gegenwärtige Militärsystem verwerfen.* 

*) Hermann Femau, .Durch ! ... zur Demokratie', Bern 1917, S.78, sagt hierzu : 
.Der Reichstag hatte sich 1893 wiederum erlaubt, gegen die immer zunehmenden 
Rüstungen zu protestieren ; er wurde wiederum aufgelöst und durfte fortan nicht nur 
die Rüstungen zu Lande, sondern auch die ganz neue Flottenpolitik Wilhelms IL be- 
willigen.' 
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wirtschaftliche Gesichtspunkte. Gegensätze der inneren Politik spielten 
hierbei eine große Rolle. Vom Standpunkte der auswärtigen Politik wurde 
die Rflstungsfrage nur ganz vereinzelt gestreift. 

Am 5. Februar 1889 erklärte Wilhelm Liebknecht im Reichstage, er 
müsse daran festhalten, dafi bei gutem ^^illen, und namentlich bei gutem 
Willen der militärkräftigsten (d. h. deutschen) Regierung in Europa durch 
internationale Verträge eine allgemeine Abrüstung sich derart herbei- 
führen lasse, daß kein Land Gefahr laufe, von dem anderen betrogen 
zu werden. Statt den Franzosen 1870/71 Elsaß-Lothringen zu nehmen, 
habe man dahin wirken sollen, das stehende Heer in Frankreich durch 
eine Miliz zu ersetzen. Frankreich wäre dadurch unfähig geworden,, 
einen Angriffskrieg zu führen, aber stark genug geblieben, um sich 
gegen Jeden Angriff zu verteidigen. 

Von hohem Interesse ist, was im bayerischen Landtage zu jener 
Zeit verhandelt wurde. Bei den Beratungen des bayerischen Abgeord- 
netenhauses über den Etat wurde der Regierung im Oktober 1893 der 
Vonvurf gemacht, daß sie im Bundesrate für die große Militärvorlage 
eingetreten sei, obwohl die Mehrheit der bayerischen Abgeordneten da- 
g^en gestimmt hätte und obwohl für die Deckung neuer Ausgaben 
nicht gesorgt \|^orden sei. Die Regierung entschuldigte sich damit, sie 
habe nicht gewußt, wie die bayerischen Abgeordneten im Reichstage 
stimmen würden; sie habe auch die Militärvorlage für notwendig ge- 
halten, und die Deckungsfrage habe nicht erledigt werden können, da 
die Heeresvorlage bis zum 1. Oktober 1893 hätte zur Durchführung 
kommen müssen. 

In der Sitzung des bayerischen Abgeordnetenhauses vom 30. Ok- 
tober 1893 griff der Zentrumsabgeordnete Dr. Orterer die Regierung 
wegen ihres Verhaltens scharf an. Bekanntlich hatte bisher, insbe- 
sondere auch bei der großen Vorlage von 1892/93, die deutsche 
R^erung in dem Zentrum einen Gegner gehabt, und erst Ende der 
neunziger Jahre änderte diese große Partei ihre Stellungnahme, indem 
sie die Opposition fallen ließ. *) Dr. Orterer betonte, die Lasten seien im 

1) Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstags ; VII. Legis- 
laturperiode; IV. Session 1888/89, II. Band, S. 793. 

*) Dadurch war die Regierung, da sie in militärischen Dingen stets auf die 
Unterstützung der Iconservativen und natit>nalliberalen Partei rechnen konnte, bei 
ihren späteren Militärvorlagen in günstiger Lage, wenn sie weitgehende Anträge 
durchdrücken wollte. In der .Frankfurter Zeitung* vom 27. Mai 1917 (1. Morgenblatt) 
hat Professor Afajc irip^^r (Heidelberg) in seinem Auf satze : .Deutscher Parlamentaris- 
mus in Vergangenheit und Zukunft' über die Haltung der nationalliberalen Partei in 
der Ära Bismartk ausgeführt: »In Militärfragen war der innerliche Standpunkt der 
damaligen nationalliberalen Politiker nach meiner Kenntnis der: dafi die Präsenz- 
stärke des Heeres, welche sie so hoch wie irgend erforderlich zu halten geneigt 
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Reiche und in Bayern von fünf zu fünf Jahren riesenhaft gestiegen; 
es sei dels Guten zu viel getan worden. Wer das angesichts der all- 
gemeinen Klagen, die auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens be- 
ständen, bestreite, müsse den Verhältnissen blind oder fatalistisch gegen- 
überstehen. Für die Zukunft müsse aber mit dem Bewilligen ein Ende 
gemacht werden. Die berufensten Faktoren müßten dieser unheilvollen 
Entwicklung der Dinge ein Ziel setzen und sagen: Bis hierher und 
nicht weiter. Der bayerische Staatsminister Frhr. v. Crailsheim ant- 
wortete: Die Bundesregierung bedauere den großen Militäraufwand leb- 
haft. Sie wünsche aufs dringendste, ihn herabsetzen zu können, teils 
um die Lasten des Volkes zu erleichtern, teils um mehr Mittel für 
Friedenszwecke übrig zu haben. Doch handle es sich bei den Militär- 
ausgaben um die Sicherheit der staatlichen Existenz. Deutschland könne 
nicht mit einer Rüstungsbeschränkung vorangehen. Der Abgeordnete 
Dn Ratzingermes darauf hin, daß ein Volk, das durch übertriebene Militär- 
lasten dei* Verarmung eutgegengeführt werde, jederzeit auch militärische 
Niederlagen eriitten habe und politisch zugrunde gegangen sei, wäh- 
rend ein wohlhabendes, arbeitsames Volk infolge mangelhafter mili- 
tärischer Organisation wohl vorübergehend niedergeworfen werden 
könne, sich aber sofort mit Erfolg wieder erheben könne. In der 
Sitzung vom 31. Oktober 1893 betonte der Sozialdemokrat Grillenberger, 
das Deutsche Reich, speziell Preußen, habe das gegenwärtige Militär- 
system in Europa eingeführt, und die anderen Staaten wären erst ge- 
folgt. Preußen müsse deshalb auch mit der Reduktion vorangehen und 
Sorge tragen, daß auf gemeinschaftlichem Wege an eine Abrüstung 
herangetreten werden könne. Der Abgeordnete Dr. Dalier warf in der 
Sitzung vom 3. November 1893 die Frage auf, ob der Deutsche Kaiser, 
der eine internationale Konferenz für die Arbeiterschutzgesetzgebung 
unberufen habe, nicht auch eine internationale Friedenskonferenz ver- 
anlassen könne. Der Abgeordnete Wagner widersprach dem Abgeord- 
neten Grillenberger bezüglich der Behauptung, daß Deutschland die 
Ursache des europäischen Militarismus sei.^) 

waren, eben deshalb als rein sachliche Frage behandelt, der alte Zwiespalt der Kon- 
fliktszeit dadurch begraben und wenigstens diese Quelle demagogischer Erregung 
zum Heile des Reichs verstopft werden müsse.' 

Das im November 1878 aufgestellte Programm der Fortschrittspartei hatte fol- 
gende Forderungen aufgestellt: .Entwicklung der vollen Wehrkraft des Volkes unter 
Schonung der wirtschaftlichen Interessen, daher Verminderung und gleichmäßigere 
Verteilung der Militärlast durch Abkürzung der Dienstzeit und volle Durchführung 
der allgemeinen Wehrpflicht, jährliche FeststeUung der .Friedenspräsenzstärke durch 
den Etat/ 

^) Kammer der Abgeordneten 1893/94, Stenographische Berichte, Band I, S.324 ff., 
334, 335, 337, 338, 348, 349, 375, 376, 383 ff. 
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Kurz darauf, am 19. Dezember 1893, erklärte Fürst zu Löwenstein- 
Werthetnt'Rosenberg in der bayerischen Kammer der Reichsräte : ^) 

.Wenn auch mit schwerem Herzen werde ich mich doch der Notwendigkeit 
lagen, dem Etat der Militärverwaltung zuzustimmen, dessen übergrofie Lasten 
unzweifelhaft eine Schädigung des nationalen Wohlstandes mit sich bringen und 
einen Zustand, der auf die Dauer unerträglich wird. Die Lage ist um so trauriger, 
als keine Sicherheit dafflr gegeben werden kann, dafi nicht durch den Wettlauf 
der Nationen hi den Kriegsrüstungen noch gröfiere Anforderungen wieder an 
uns herantreten werden. Schliefilich wird das Ende doch der Weltbrand sein, 
vieUeicht nach einer völligen Erschöpfung unserer materiellen Kräfte. Ich sehe 
keine andere Rettung aus dieser Lage als die Errichtung eines interaaUonalen 
Schiedsrichteramtes.* 

Der Antragsteller führte dann besonders aus, wie sehr der Papst 
für ein Scbiedsrichteramt geeignet sei, und erklärte am Schlüsse u. a. : 
.Der Riesenkampf und Sieg der Jahre 1870 und 1871^ ein Sieg, wie er 
in der Weltgeschichte noch nicht da war, hat uns keinen sicheren, keinen 
dauernden Frieden gebracht, sondern eine erdrückende und bedrohte 
Lage.' Zu den Worten des Fürsten Löwenstein äußerte sich lediglich 
der Reichsrat Dr. Buhlf indem er die Hoffnung eines Schiedsgerichts 
als Mittel zur Herabsetzung der Armeen als eine trügerische erklärte; 
Deutschland könne nie einem Schiedsgerichte zustimmen, das ihm das 
abspreche, was es erreicht habe. 

Im Anschlüsse hieran seien auch gleich die Verhandlungen des 
bayerischen Landtags von Ende 1895 über unsere Frage kurz wieder- 
gegeben. Am 22. November 1895 wurde bei den Beratungen des Militär- 
etats im bayerischen Abgeordnetenhause ') von dem Zentrumsabgeordneten 
Dr. Sdiädler die Einsetzung eines internationalen Schiedsgerichts, mög- 
lichst mit dem Papste an der Spitze, befürwortet. Am folgenden Tage 
erklärte der Sozialdemokrat Grillenberger : 

»Wir stehen nach wie vor auf dem Standpunlrte der gänzlichen Verwerfung 
des Heerwesens in seiner gegenwärtigen Gestalt. Wir sind der Meinung, dafil 
es am besten ist, jegliche Ausgaben für Zwecke des heutigen Heerwesens abzu- 
lehnen, und wir stehen nach wie vor auf dem Standpunkte, daß es notwendig 
ist, dringend notwendig, für eine allgemeine Abrüstung einzutreten, und wir 
glauben, dafi unter den gegenwärtigen Verhältnissen allerdings die wirksamste 
Demonstration zugunsten der allgemeinen Abrüstung nur stattfinden kann da- 
durch, dafi man Jede Bewilligung für militärische Zwecke ablehnt. Nach unserer 
Auffassung ist der Militarismus eine internationale Landplage, eine Landplage, 
die geeignet ist, die sämtlichen Völker zu ruinieren, und ihnen die Mittel, die 
so dringend notwendig wären, zur Erfüllung vernünftiger Dinge, wirklicher Kultur- 
zwecke, zu entziehen.* 

Hiergegen wandte sich am 26. November 1895 der Abgeordnete 
Wörle. Er betonte, die Forderung allgemeiner Abrüstung sei eine For- 

1) Kammer der Reichsräte 1893/94; Protokolle 1 S. 152 ff. 

*) Kammer der Abgeordneten 1895/96, Sten. Ber. Band V S. 177, 618, 631 und 648. 

W e h b t r g , Die Interaationale Besduinkung der Rflstungen 5 
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derung zum Fenster hinaus. In der gegenwärtigen Zeit denke kein 
Mensch an die allgemeine Abrüstung. 

Am 11. Dezember 1895 sprach Fürst LOwensteln in der bayerischen 
Kammer der Reichsräte ^) seine Freude darüber aus, dafi die von ihm 
vor zwei Jahren vorgeschlagene Idee eines Schiedsgerichts in dem 
Abgeordnetenhause diskutiert worden sei. Die Einsetzung eines Schieds- 
gerichts sei der Weg, um die ,,unermefilich hohen ** Militärlasten der 
Nationen auf ein beschränktes Mafi zurückzuführen. 

Erwähnt sei aus jener Zeit noch ein Antrag Auer und Genossen 
im Deutschen Reichstage, der am 21. Februar 1895 eingebracht wurde. 
Damach sollte der Reichstag beschließen, die Regierung zu ersuchen, 
ein Gesetz vorzulegen, wodurch die Erziehung der Jugend zur Wehr- 
haftigkeit und die Umwandlung der jetzigen Heeresorganisation in eine 
Milizwehrordnung angebahnt werden solle. Im August desselben Jahres 
nahm die Deutsche Volkspartei „eine Unterstützung aller Bestrebungen , 
welche auf gegenseitige Verminderung der Rüstungen abzielen", in 
ihr Programm auf. 

Im Jahre 1897 wurde dem Deutschen Reichstage die erste grofie 
Flottenvorlage vorgelegt.*) Der Kriegsminister v. Ooßler gab am 13. 
Dezember 1897 die beruhigende Versicherung ab, daß in nächster Zeit 
größere Militärforderungen nicht gestellt werden würden, und wußte 
nicht zum wenigsten hierdurch manche Bedenken gegen die Annahme 
zu beseitigen. Trotzdem wurden bereits im Jahre 1898 erhebliche Neu- 
forderungen gestellt. 

Seit 1898 setzte in Deutschland jene unheilvolle Agitation der 
Flottenfreunde ein, die das Verhältnis zu England so sehr getrübt hat. 

^) Kammer der Reichsrate 1895/96, Protokolle Band III S. 173 ff. Hervorgehoben 
sei auch, dafi am 27. Oktober 1897 der Ageordnete Lemo im bayerischen Abgeordneten- 
hause für eine Rüstungsbeschränkung eintrat. Er sagte, das deutsche Volk müsse 
nicht nur in seinen grofien Massen, sondern auch in seinen höheren Schichten end- 
lich für die Idee reif werden, dafi die Völker Europas nicht dazu da seien, um bis 
auf die Zähne bewaffnet einander mifitrauisch gegenüberzustehen, sondern um in 
friedlichem Wettkampfe an dem gegenseitigen Fortschritt der Zivilisation und Kultur 
zu arbeiten. ,Die Waffen nieder', 1897 S. 446 ff. 

*) Betreffs der Stellung der Sozialdemokratie zur Frage der Seerüstungen vgl. 
die Ausführungen von Ernst Frei .Zur Flottenpolitik* in den Sozialistischen Monats- 
heften vom Januar 1900. Frei sagt u. a.: »Zunächst mufi freilich zugegeben werden, 
dafi auch der radikalste Sozialist der Flotte gegenüber nicht die gleichen Argumente 
vorbringen kann, wie bei dem Landheere. Man mag über die Verfassung des Land- 
heeres hadern. Dafi eine Flotte nicht anders als auf der gegebenen Organisation 
aufgebaut werden kann, ist klar. Hier kann man die Forderung der Milizverfassung 
nicht erheben.* Frei kommt dann aus verschiedenen Gründen zur Ablehnung der 
deutschen Flottenpläne. Siehe über die Stellungnahme der Sozialdemokratie zur 
Flottenvorlage auch v, Schulze-Oaevemitz '.England und Deutschland, eine wirtschafts- 
politische Studie*, Festschrift, Freiburg i. Br., 1908 S. 36, 37. 
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Es, wurde ein gewaltiger Apparat in Bewegung gesetzt, um die Öffent- 
lichkeit für eine starke deutsche Flotte zu interessieren.^) 

Hingewiesen sei noch auf einige Äufierungen über die Rüstungs- 
frage, die am 31. Januar 1898 im badischen Landtag') fielen, als die 
Petition einiger Ortsgruppen der deutschen Friedensgesellschaft betreffend 
die Reform des Schulunterrichts im pazifistischen Sinne auf der Tages- 
ordnung stand. Der Abgeordnete Venedey erklärte, der Satz „si vis 
pacem, para bellum" sei unrichtig; die große Ansammlung waffenge- 
rüsteter Männer sei ein zweischneidiges Schwert. Femer wies der 
Abgeordnete Dreesbadi darauf hin, daß die fortwährenden Rüstungen 
einmal zum Kriege führen müßten; eine Abrüstung in internationaler 
Weise müsse bewerkstelligt werden. 

6. Die Zeit des Zarenmanifestes: 1898 ff. 

Trotz des am 28. August 1898 in die Welt gesandten Zarenmani- 
festes kam die deutsche Regierung schon bald darauf mit einer neuen 
Militärvorlage. Es wurden insgesamt 133 Millionen einmalige Aus- 
gaben und 28 Millionen fortdauernde Ausgaben gefordert. Das am 
25. März 1899 angenommene sogenannte ,, zweite Quinquennatsgesetz'' 
erhöhte für die Zeit vom 1. Oktober 1899 bis 31. März 1904 die Durch- 
schnittsstärke des deutschen Heeres so, daß sie im Laufe des Jahres 1903 
auf 495 500 Gemeine gelangte. Die damaligen Verhandlungen, ') soweit 
sie sich mit der Rüstungsfrage befassen, verdienen schon deshalb wieder- 
gegeben zu werden, weil sie die Stellung der Volksvertreter zum Mani- 
feste des Zaren erkennen lassen. In der Reichstagssitzung vom 12. De- 
zember 1898 bekämpfte der freisinnige Abgeordnete Eugen Richter die 
neuen Forderungen. Er sagte wörtlich: „Und eine solche Vorlage wird 
uns gemacht angesichts der Einladung des Zaren zu der internationalen 
Abrüstung!' Richter unterstrich sodann die Worte des Manifestes und 
erklärte, man solle die Kundgebung nicht unterschätzen; wenn von 
russischer Seite ein Angriffskrieg nicht mehr zu erwarten sei, liege die 

^) Vgl. die Ergebnisse der von der (Münchener) »Allgemeinen Zeitung* ver- 
anstalteten Flottenumfrage, München 1898; Zur Flottenfrage, Darlegungen der »Nord- 
deutschen Allgemeinen Zeitung' I— IX, Berlin 1899 und 1900 ; Beitrage zur Beleuch- 
tung der Flottenfrage, Sonderabdruck von Veröffentlichungen der .Allgemeinen Zei- 
tung', I.— VI. Folge, München, 1900. Siehe auch Schädung, »Der Staatenverband der 
Haager Konferenzen', 1912 S. 317 über die Frage, wer in der Flottenfrage der Rüstungs- 
treiber gewesen ist. 

*) Monatliche Friedenskorrespondenz, herausgegeben von Alfred N. Fried, 1898, 
V. Jahrgang, Nr. 1/2, S. 9, 12. 

*) Vgl. Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, X. Legis- 
laturperiode, 1. Session, 1898—1900, I. Band, S. 29 ff., 48, 52 ff., 79, 111, 186, 197, 200, 
210, 214, 215, 218, 220ff., 225, 226, 230 ff. 
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Gefahr eines solchen Oberhaupt nicht mehr vor; denn ohne russische 
Hilfe könne Frankreich nichts unternehmen.^) 

Bemerkenswert sind sodann die Äusfflhrungen des Abgeordneten 
Bassermann in der Reichstagssitzung vom 13. Dezember 1898: 

.Nun, meine Herren, ist gestern die Frage aufgeworfen worden: weshalb 
schlägt man nun wieder neue Vermehrungen vor angesichts der Tatsache, dafi 
doch zurzeit eine Friedenskonferenz tagt Vf\x stehen nun nicht auf dem Stand- 
punkt, den beispielsweise die sozialdemokratische Presse eingenommen hat — 
sie schreibt in einer Reihe von Artikeln von russischem Abrüstungsschwindel, 
von einem Trick der russischen Diplomatie — , wir sind auch nicht der Ansicht, 
dafi die Vorschläge lediglich deshalb gemacht worden sind, um in parlamentarisch 
r^ierten Staaten die Zustimmung des Parlaments zu Neuforderungen zu er- 
schweren, sondern sind im Gegenteil der Ansicht, dafi sie in vollem Ernste ge- 
meint sind. Wir hoffen auch, dafi bei diesen Beratungen Erspriefiliches heraus- 
kommen wird ; aber wir mflssen auf der anderen Seite sagen, dafi sich der Durch- 
führung etwaiger Vorschläge sehr grofie Schwierigkeiten werden entgegenstellen. 
Solange die Staaten nicht zu einer Einigung gekommen sind, können wir es uns 
selbstverständlich nicht nehmen lassen, unsere Rüstungen auf den Stand zu bringen, 
der den heutigen politischen Verhältnissen entspricht.' 

Der sozialdemokratische Abgeordnete v. VoUmar wünschte die 
Umwandlung des jetzigen stehenden Heeres in ein wirkliches Volksheer ; 
er mißtraute der Aktion des Zaren, weil niemand mehr als dieser des 
stehenden Heeres bedürfe, um den Absolutismus aufrechtzuerhalten. 
Der freisinnige Abgeordnete Rickert gab zu, dafi man jetzt noch keine 
Abrüstung vornehmen könne; auch die Friedenskonferenz würde zu- 
nächst keinen großen Schritt vorwärts führen; aber man müsse es 
immerhin mit Freuden begrüfien, dafi gerade der russische Zar diese 
Anregung gegeben habe. Eine derartig gewaltige Aufgabe könne nicht 

^) Richters Worte standen im Einklang mit der Resolution, die eine andere 
linksliberale Partei, die süddeutsche Volkspartei, Ende September 1898 in Stuttgart 
gefafit hatte. Letztere lautete : ^ 

,1m letzten Programm der deutschen Volkspartei vom 21. September 1895 
treten wir zur Vermeidung ewiger Steigerung der Lasten des bewaffneten Friedens, 
zur Erübrigung von Mitteln für die Kulturaufgaben, zur Befestigung der Friedens- 
impulse, zur Oberwindung der Kriegsbarbarei ein für die Forderung der Ab- 
rüstung, die dadurch an ihrer inneren Berechtigung nichts verloren hat, sich viel- 
mehr in ihrer Kraft dadurch manifestiert, daß die Vernunftwidrigkeit des gegen- 
wärtigen Systems selbst an einer von militärischen Anschauungen ausgehenden Stelle 
zur Anerkennung gelangt ist. Der Parteitag fordert, dafi die Reichsregierung an 
einer Konferenz zur Beratung einer internationalen Abrüstung sich beteilige und an 
der Lösung ehrlich und tatkräftig mitarbeite. Nur eine solche Haltung wird 
Deutschland die moralische und diplomatische Berechtigung geben, im Falle 
eines Erfolges der Konferenz das Verdienst der Mitarbeit an einer Kulturtat in 
Anspruch zu nehmen, im FaUe der Ergebnislosigkeit die eigene Friedensliebe 
und die Schuld der Friedensgegner nicht nur vor der russischen Regierung, 
sondern vor der ganzen Welt klargestellt zu haben.* 
•) VgL .Die Waffen nieder*. 1898, S. 447 ff. 
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in einem, nicht in zwei Jahren gelöst werden. Sei aber erst der Anfang 
gemacht von solcher Stelle aus und mit solchen vollgewichtigen Gründen, 
so würde die Idee weitere Fortschritte machen und zu Taten führen. 
Nach der Erklärung in der Thronrede^) sei man überzeugt, dafi die 
deutsche Regierung das Vorhaben des Zaren unterstützen werde. Rickert 
wies femer auf die interessante Tatsache hin, daß der gegenwärtige 
Kri^^minister v. Qoßler vor einigen Jahren im , Militärwochenblatt " 
die Ansicht vertreten habe, dereinst werde der einfache Gedanke Ein- 
gang finden, daß zwei Staaten, die sich nicht zu einem Bündnis ver- 
stehen könnten, doch eine feierliche unkündbare Vereinbarung schließen 
würden, daß sie während eines bestimmten Zeitraumes keinen Krieg 
miteinander führen wollten. Wenn das ein so kriegsgewohnter und 
kriegstüchtiger Mann gesagt habe, betonte Rickert^ dann sei nicht daran 
zu zweifeln, daß die Fürsten allmählich den Weg finden würden, der 
dahin führe. Solange frei,lich in Frankreich vernünftige Männer wie 
Leroy-Beaulieu das gute Verhältnis zu Deutschland von der Lösung der 
elsaß-lothringischen Frage abhängig machten, sei mit Frankreich ein 
freundschaftliches Verhältnis nicht möglich. Der Abgeordnete Lieber- 
mann v. Sonnenberg (Antisemit) meinte, der Zar von Rußland habe mit 
seinem Abrüstungsvorschlage eine starke humoristische Ader bekundet. 
Am 12. Januar 1899 sagte der preußische Kriegsminister v. Goßler 
im Reichstage im Hinblick auf das Zarenmanifest, dieses gebe Deutsch- 
land die Sicherheit, daß auf absehbare Zeit hinaus von Rußland kein 
Angriffskrieg zu fürchten sei ; im übrigen sei aber der Wille des mächtigsten 
Monarchen nicht imstande, die Lebensinteressen und Existenzbedingungen 
einer großen Nation zu ändern; ein Volk, das auf die Durchbildung 
der Wehrmacht verzichte, steige von der Stelle herab, auf die es berufen 
sei. Der freisinnige Abgeordnete Eugen Richter betonte, Rußland habe 
ein Interesse daran, seine Kräfte, die es für die Erschließung Asiens in 
Anspruch nehmen wolle, nicht durch weitere Rüstungen im Westen zu 
zersplittern. Das beweise auch das Zarenmanifest, das nicht etwa bloß 
einer sentimentalen Anwandlung des russischen Kaisers entsprungen 
sei, sondern auf sehr realen Erwägungen beruhe. Der konservative 
At)geordnete v. Stumm- Halberg sprach seine Bedenken gegenüber der 

^) Kaiser Wilhelm IL hatte am 6. Dezember 1898 in der Thronrede gesagt: .An 
meinem Teile mitbeizutragen zur Aufrechterhaltung und immer gröfieren Festigung 
des Weltfriedens ist das vornehmste Ziel meiner Politilc. Mit warmer Teilnahme 
habe ich deshalb die hochherzige Anregung meines teuren Freundes, Seiner Majestät 
des Kaisers von Rufiland, zu dem Zusammentritt einer internationalen Konferenz be- 
grüßt, welche dem Frieden und der bestehenden Ordnung der Dinge zu dienen 
bestimmt ist Die auf der Konferenz zutage tretenden Vorschläge, welche jenen edlen 
Zweck zu fördern geeignet erscheinen, sind von selten meiner Regierung sympathischer 
Aufnahme gewifi und werden von ihr sorgfältig geprüft und behandelt werden.* 
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Möglichkeit einer Abrüstung aus. Er erklärte, wenn der russische Vor- 
schlag Erfolg habe und eine allgemeine Rüstungsverminderung von z. B. 
lOVo eintrete, dann stände sich der Staat am besten, der mit seinen 
Rüstungen am weitesten fortgeschritten sei, und schon aus diesem Grunde 
müsse man für die neue Vorlage stimmen. 

In der folgenden Sitzung, am 13. Januar 1899, stellte sich der 
sozialdemokratische Abgeordnete Bebet erheblich freundlicher zu dem 
Zarenmanifest wie kurz vorher sein Parteigenosse v, Vollman Bebet 
sagte : Die Worte, die der russische Kaiser in bezug auf die Verurteilung 
des Militarismus und den Zustand Europas, der aus diesem Militarismus 
folge, ausgesprochen habe, würden fortan in jedem europäischen Pariament 
wiederholt werden; niemand könne die Richtigkeit jener Argumente 
bestreiten, auf welchem Standpunkte er auch stehen möge. Bebet sprach 
sodann seine Verwunderung darüber aus, daß die Worte des Kaisers 
von Rußland in den bürgeriichen Kreisen Deutschlands so kühle Auf- 
nahme gefunden hätten ; auch der Deutsche Reichstag habe nichts unter- 
nommen, um die Regierung zu beeinflussen. Dasselbe sei aber auch 
in anderen Ländern zu bemerken; nur in England sei eine Agitation 
großen Stiles zugunsten jenes Gedankens unternommen worden; ins- 
besondere habe das englische Parlament die Regierung in nachdrück- 
lichster Weise aufgefordert, den Konferenzplan zu unterstützen. Bebet 
erklärte sodann den Vorschlag, wonach jedes Land einen prozentualen 
Teil seiner Armee zu entlassen habe, für unausführbar aus Gründen, 
die er nicht näher darlegen wolle. Man solle vielmehr vereinbaren, auf 
15 oder 20 Jahre den Status quo in Europa aufrechtzuerhalten; dann 
sei es mit einem Schlage unmöglich geworden, daß noch irgendeine 
Macht an Rüstungen denke. Außerdem solle man die Schiedsgerichts- 
barkeit obligatorisch gestalten. Darauf äußerte sich der Kriegsminister 
V. GojSfer nochmals zu dem Zarenmanifest: Die Auffassung hierüber sei 
eine verschiedene; die Regierung gehe davon aus, daß dasselbe die 
Grundlage für eine friedliche Weiterentwicklung sein und daß dem- 
entsprechend das Maß der Rüstungen eingeschränkt werden könne. Eine 
wesentlich andere Auffassung scheine in der sozialdemokratischen Partei 
zu herrschen. Der ,, Vorwärts" habe das Manifest einen Trick der russischen 
Diplomatie genannt, wodurch die öffentliche Meinung verwirrt würde 
und wodurch eine Periode fürchterlichen Blutvergießens eingeleitet würde. 
Liebknecht habe von einer Farce gesprochen. Wenn so die sozial- 
demokratische Partei denke, so sei es unverständlich, wie sie der 
Regierung einen Vorwurf daraus machen könne, wenn diese noch mit 
der Möglichkeit eines Krieges rechne und danach ihre Rüstungen ein- 
richte. Der Zentrumsabgeordnete Frhr. v. Hertting, späterer bayerischer 
Ministerpräsident und deutscher Reichskanzler, begründete zunächst, wes- 
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halb das Zentrum im Gegensatze zu seiner Haltung gegenflber der 
MilitSrvorlage von 1893 diesmal der Regierung zustimme. Er meinte, 
es sei etwas ganz anderes, einer Gesetzgebung, wenn sie zuerst geplant 
wflrde, mit Energie zu widersprechen, und etwas anderes sei es, wenn 
jene zuerst bekämpfte Gesetzgebung doch durchgegangen sei, aus den 
gegebenen Verhaltnissen die Konsequenzen zu ziehen. Die gegen- 
wärtige Vorlage sei lediglich eine Folgerung der Heeresvermehrung vom 
Jahre 1893. Das Zentrum habe die Verhältnisse, die es nicht habe, 
ändern können, akzeptiert. Zum Aufrufe des Zaren äußerte er sich 
skeptisch im Hinblick auf die Bestrebungen der russischen Diplomatie, 
die von jeher nicht im Rufe des Idealismus gestanden habe. Ähnlicher 
Ansicht war der Nationalliberale Dr. Sattler: Man solle sich auf die 
Verhandlungen nicht zu sehr verlassen ; man solle hoffen, dafi recht viel 
dabei herauskomme, aber dabei im Auge behalten, dafi man die Faust 
inzwischen gepanzert halten müsse. Schliefilich wiederholte Liebermann 
V. Sonnenberg, was er bereits in einer froheren Sitzung erklärt hatte. ^) 



^) Auf dem sozialdemokratischen Parteitag zu Hannover, im Oktober 1899, 
vTurde die Stellung der Sozialdemokratie zur Bewilligung von Militärausgaben erörtert, 
wobei Geyer, wohl im Sinne der Mehrheit, ausführte (Protokolle über die Verhand- 
lungen des Parteitages, Berlin 1899, S. 251 ff.): Unnötige Militärforderungen müsse 
man stets ablehnen, weil sie eine Verschleuderung von Staatsgeldern bedeuteten. 
Ebenso dürfe man nichts bewilligen, was dem Ziele der Partei, der Fortbildung des 
heutigen Armeesystems zur Volksbewaffnung und zur Miliz, entgegenwirken würde. 
Daneben gebe es aber militärische Aufwendungen, die an sich zur Verteidigung der 
Nation notwendig seien. Dazu würden z. B. auch neue Geschütze gehören; schon 
Behel habe treffend hervorgehoben, dafi die Verteidigungsmittel verbessert werden 
müßten. Solche Militärforderungen könne auch der Sozialdemokrat bewilligen, 
wenn er genügende Gegenleistungen in Gestalt von Volksfreiheiten erhielte. 

Geyer brachte schließlich folgende Resolution ein, die angenommen wurde: 

,Der Parteitag erklärt: Das stehende Heerwesen ist nach seiner ganzen Ent- 
wicklung und Organisation das vornehmste Machtmittel zur Aufrechterhaltung 
und Befestigung der Klassenherrschaft; eine Hauptstütze für alle volks- und 
arbeiterfeindlichen Bestrebungen; eine Einrichtung, die nur durch die schweren, 
stets wachsenden und ungerecht verteilten Opfer an Gut und Geld möglich ist, 
welche die herrschende Gesellschaft besonders den arbeitenden Klassen auferlegt. 

Das Bestreben der Partei muß deshalb darauf gerichtet sein, das Heerwesen 
vMi Grund aus umzugestalten, so dafi die Wehrkraft der Nation aus einem Mittel 
der Unterdrückung nach Innen und steter Beunruhigung nach Auflen zu einem 
Mittel der Sicherung «der Volksrechte und Freiheiten und der Verteidigung gegen 
fremde Angriffe wird. 

Zu diesem Zwecke verlangt die Partei eine auf demokratischer Grundlage 
aufgebaute Organisation der Landes- und Volksverteidigung, die Kastenwesen und 
Gegensätze zwischen Volk und Heer unmöglich macht, jeden wehrfähigen Mann 
zum Waffendienst verpflichtet und seine Ausbildung zum brauchbaren Wehrmann 
durch eine entsprechende Jugenderziehung herbeiführt. 
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Bald nach Schluß der ersten Haager Friedenskonferenz brachte die 
deutsche Regierung die erste Novelle zum deutschen Flottengesetze ein. 
Mit grofier Schärfe wandte sich damals Bebet dagegen, daß die bflrger- 
lichen Parteien sich an großen Demonstrationen wie dem Interparla- 
mentarischen Kongresse zu Christiania beteiligten, dann aber flottweg 
fflr alle Militär- und Marinevorlagen stimmten. Die Sozialdemokratie 
verhalte sich konsequenter. Sie wolle eine neue Basis internationaler 
Beziehungen errichtet sehen, weil die alte nach jeder Richtung hin ver- 
dorben und korrumpiert sei, und zum größten Nachteile der Völker 
aufrechterhalten werde. Es sei falsch, bei den Rflstungen von einer 
Versicherungsprämie zu sprechen. • Ebenso wandte sich der freisinnige 
Abgeordnete Haußmann gegen eine Politik der plötzlichen Rastungs- 
steigerungen. ^) 

In der Sitzung des Reichstags vom 1. März 1900 interpellierte der. 
sozialdemokratische Abgeordnete Dr. Gradnauer*) die Regierung wegen 
ihrer Haltung auf der Haager Friedenskonferenz: Diese Konferenz sei 
ohne Zweifel ein Novum in der Geschichte gewesen; keinem früheren 
Staatenkongresse sei von seinen Urhebern solche Bedeutung beigemessen 
worden. Er wundere sich, weshalb der Staatssekretär nicht auf diese 
Angelegenheit zu sprechen gekommen sei. Offenbar habe er dies deshalb 
unterlassen, weil das Verhalten der deutschen Regierung gegenüber 
jener Konferenz ein solches gewesen sei, daß sie nicht daran erinnert 
sein möchte. Merkwürdig sei auch, daß das Regierungsorgan, die »Nord- 
deutsche Allgemeine Zeitung", nicht von sich aus die zustande gekom- 
menen Konventionen abgedruckt habe, sondern darüber lediglich unter 
Wiedergabe von Aufsätzen der , Frankfurter" und «Kölnischen Zeitung" 
berichtet habe. Gradnauer erklärte femer, daß auch andere Regierungen 
so verfahren seien wie Deutschland. Der Staatssekretär des Auswärtigen 
V. BtUow verwies in seiner Antwort auf das Zirkular, das die Regierung 
nach der Konferenz an die diplomatischen Missionen im Auslande ver- 

Von diesen Gesichtspunkten ausgehend, betrachtet es der Parteitag als selbst- 
verständlich, den Punkt 3 (Erziehung zur allgemeinen Wehrhaftigkeit, Völkswehr 
an Stelle der stehenden Heere, Entscheidung über Krieg und Frieden durch die 
Volksvertretung usw.) des Parteiprogramms unverändert aufrechtzuerhalten und 
fordert von den parlamentarischen Vertretern der Partei, auch künftig keinerlei 
Mittel für das bestehende Militärsystem zu bewilligen und jede Gelegenheit zur 
Propagierung der in Punkt 3 des Parteiprogramms aufgestellten Forderungen zu 
benutzen.* 
^) Vgl. Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstags. 
X. Legislaturperiode, I. Session, V. Band, S. 4018 ff., 4032. 

In der Reichstagssitzung vom 14. März 1899 hatte sich der Abgeordnete Hauß- 
mann gegen den »Reichsanzeiger' gewandt, worin erklärt worden war, ein Eiifgehen 
auf das Rflstungsproblem sei im Hinblick auf die Erbsünde unmöglich. 
*) A.a.O. S. 4366 ff., 4372 ff. 
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sandt hatte. Darin hieß es: „Auf dem Gebiete der Einschränkungen 
der Rüstungen konnte die Kaiserliche Regierung im Bewußtsein ihrer 
Verantwortung vor dem deutschen Volke keine Konzessionen machen, 
welche die Wehrhaftigkeit der Nation beeinträchtigt hätten.** 

In der Sitzung des Deutschen Reichstages vom 23. März 1900 
wurde dem Reichskanzler eine Petition zur Kenntnisnahme überwiesen, die 
sich auf die Haager Konferenz bezog. Eine Debatte fand darüber nicht 
statt. In der nach Beginn der Haager Konferenz dem Reichstage über- 
mittelten Petition, die am 23. März 1900 längst erledigt war, war ein 
Eintreten Deutschlands für die Friedensvorschläge des Zaren gefordert 
worden. Aus dem Bericht der Petitionskommission ergibt sich, daß 
drei Sympathieerklärungen mit je 2350, 37 700 und 8000 Unterschriften 
in Deutschland zirkuliert hatten und femer am 8. März, 10. und 11. April 
sowie am 9. Mai 1899 in stark besuchten Versammlungen zu Frankfurt 
a. M., Mannheim und Stuttgart beschlossen worden war, die Unterstützung 
des 2^renmanifestes von der deutschen Regiemng zu verfangen.^) 

Erwähnt sei schließlich noch, daß in der Reichstagssitzung vom 
4. Februar 1903 der Abgeordnete Hoff mann von der Süddeutschen Volks- 
partei unter Hinweis auf die früheren Anträge Vlrchows und v. Bählers 
sowie unter Hervorhebung zahlreicher Äußerungen Leos XIIL für eine 
allgemeine Abrüstung eintrat.*) 

7. Die Zeit der zweiten Haager Konferenz: 1906 ff. 

1905 wurde vom Deutschen Reichstage eine neue Militärvoriage 
kleineren Stiles angenommen. ' Es wurde ihm ferner eine Novelle zum 
Flottengesetze vorgelegt. Auch die Freisinnige Volkspartei trat diesmal 
für die Annahme der Flottenvorlage ein,*) wie denn überhaupt die 
Haltung der Freisinnigen bzw. ihrer verschiedenen Richtungen zur Heeres- 
vermehrung in den letzten zwei Jahrzehnten vor dem Weltkriege nicht 
immer die gleiche gewesen ist. Die Stellungnahme der Volkspartei 
zur nationalen Rflstungsfrage steht in Gegensatz zu ihrer stets kon- 
sequenten, fortschrittlichen Behandlung der internationalen Seite des 
Problems.^) Es gibt nur eine Partei, die in allen Jahrzehnten mit gleicher 

>) A. a. O., VI. Band, S. 4951, V. Anlagcband, S. 3472 ff. 

*) A. a. O., IX. Band, S. 7659 ff. 

*) Vgl. die Ausführungen Frieds zu der Haltung der Freisinnigen Volkspartei in 
.Friedens warte* 1905, S. 233 und die Antwort Ekkhoffs in .Friedenswarte* 1906, S.5ff. 

*) Vgl. besonders die Ausführungen Richters und Rickerts vom 12., 13. Dezember 
1898 und 12. Januar 1899, Wiemers, Sdiraders und Haußmanns vom 30. April und 
13. Mai 1907, Sdiraders vom 29. März 1909, Wiemers und Gotheins vom 8. Februar 
1911, Wiemers und Haußmanns vom 30. und 31. März 1911 und Haußmanns vom 
April 1912 gelegenUich der grofien Rüstungsdebatten. Alle Redner äufierten sich zur 
Frage eines Rüstungsabkommens sympathisch. 
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Treue gegen die Rüstungsvermebrungen angekämpft bat. Das ist die 
sozialdemokratische. 

Bei den Verbandlungen am 14. Dezember 1905 wies der sozial- 
demokratiscbe Abgeordnete Bebet auf die Äufierungen der englischen 
Minister Goschen und Chamberlain^) vom 9. Mflrz 1899 und 28. Juli 
1903 hin, wonach sich England bereit erklärt habe, die Flottenbaupläne 
zu modifizieren, wenn dies auch die anderen großen Seemächte tun 
wflrden. Er erinnerte ferner an die Resolutionen der Haager Kon- 
ferenz.*) 1906 gelangte die zweite Novelle zum Flottengesetze zur 
Annahme. 

Am 30. April 1907 kam bei der Beratung Ober das Gehalt des 
Reichskanzlers die Stellungnahme der deutschen Regierung auf der be- 
vorstehenden Haager Konferenz im Deutschen Reichstag zur Sprache.^) 
Fürst Bülow erklärte: England, Spanien sowie die Vereinigten Staaten 
von Amerika hätten sich das Recht vorbehalten, auch die Rflstungs- 
frage im Haag zu diskutieren. Die Reichsregierung verspreche sich aber 
von diesen Verhandlungen nichts. Auf Grund des von der ersten 
Haager Konferenz ausgesprochenen Wunsches habe sie nach einer 
Formel für die Rüstungsbeschränkung gesucht, aber keine gefunden , die 
der großen Verschiedenheit der geographischen, wirtschaftlichen, mili- 
tärischen und politischen Lage der verschiedenen Staaten gerecht würde 
und geeignet wäre, diese Verschiedenheit zu beseitigen und als Grund- 
lage für ein Abkommen zu dienen. Es liege die Gefahr vor, dafi durch 
die Berührung jener widerstreitenden Interessen eine zweckwidrige 
^rkung eintrete. Schon die Aussicht auf eine Behandlung dieser 



Die Nationalliberalen haben sich dagegen bei denselben großen Diskussionen 
durch ihren Sprecher Bassermann gleichmäfiig ablehnend verhalten. 

Bei den Konservativen, die zuerst jedes Eingehen zurflckwiesen, trat 1911 und 
1912 eine etwas freundlichere Stimmung zutage. Vgl. die Reden von KanUz vom 
30. März 1911 und von Gamp-Massaunen vom April 1912. 

Schwankend war die Haltung des Zentrums. In den Debatten vom 13. Januar 
1899 und 30. April 1907 lehnte Frhr. v. Hertling jedes Entgegenkommen ab. Am 
29. März 1909 hielt er dagegen ein Flottenabkommen fflr wünschenswert, vorher sollte 
aber eine Verständigung über wirtschaftliche Fragen versucht werden. Am 8. Februar 
1911 äufierten sich Speck und am 30. Mflrz 1911 Spahn gleichfalls sympathisch. Dagegen 
wurde im April 1912 die RUstungsverstflndigung von Spahn und Erzberger abgelehnt. 

Ober diese Äußerungen ist an anderer Stelle ausführiicher zu berichten. 

') Stenographische Berichte Aber die Verhandlungen des Reichstags, XI. Legis- 
laturperiode, IL Session, 1905/06, Erster Sessionsabschnitt, erster Band, S. 312. In einer 
Rede vom 26. März 1906 erinnerte Bebet daran, dafi ein Zentrumsredner bereits im März 
1897, als das Flottengesetz von 1898 in seinem ganzen Umfange noch nicht bekannt 
war, betont habe, solche Forderungen seien seit Bestehen des Reichstags noch nicht 
erhoben worden. 

') Vgl. .Friedenswarte' 1907, S. 84 ff. 
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Frage auf der bevorstehenden zweiten Konferenz habe keine beruhigende 
Wirkung auf die internationale Lage ausgeübt. Deutschland mache 
nicht seine Beteiligung an der Konferenz davon abhängig, daß die 
Rflstungsfrage überhaupt nicht diskutiert würde ; es überlasse aber die Be- 
ratung denjenigen Machten, die sich davon einen Erfolg versprächen; 
komme bei der Erörterung etwas Praktisches heraus, so würde man 
deutscherseits gewissenhaft prüfen,, ob es dem Schutze unseres Friedens, 
unseren nationalen Interessen und unserer besonderen Lage entspräche. 
Es sei nicht zu befürchten, daß diese Zurückhaltung Deutschland in den 
Ruf bringen könne, aus heimlicher Kriegslust oder aus militärischem 
Ehrgeiz oder aus sonstigen selbstsüchtigen Motiven ein edles Friedens- 
werk zu stören. Es sei Grund zu der Vermutung vorhanden, daß auch 
andere Mächte dieselbe Haltung ^ie Deutschland einnehmen würden. 
Deutschland dürfe nicht unter einen Druck gestellt werden, auch nicht 
unter einen moralischen. Es sei ihm nun von manchen Seiten geraten 
worden, sich doch an den Verhandlungen zu beteiligen, da hierbei 
nur allgemeine Betrachtungen herauskommen würden. Aber er glaube 
nicht, durch eine solche Taktik einen besseren Schutz gegen un- 
gerechte Verdächtigungen der deutschen Friedensliebe zu haben. Dazu 
habe man schon zu viel Verdächtigungen der friedlichen Absichten 
erlebt. Es sei ihm richtiger, klüger und auch würdiger erschienen, fair 
play zu spielen und offen eine Beteiligung abzulehnen. 

Die Ansicht des Reichskanzlers wurde von dem Zentrumsredner, 
dem späteren Reichskanzler Frhr. v. Hertling unterstützt. Er sprach 
zunächst einige sehr verständige Worte über das Verhältnis Deutsch- 
lands zu England und Frankreich und wandte sich dann mit folgenden 
Ausführungen der Rüstungsfrage zu: 

,Icb bin der Meinung, dafi es sich hier eigentlich von vornherein um ein 
ganz falsch gestelltes Problem handelt. Abrüstung im vollen und eigentlichen 
Sinne, Abrflstung zur Anbahnung des ewigen Friedens, daran denken ja doch 
auch die proponierenden Mächte nicht Wir haben ja doch gehört, dafi der 
amerikanische Präsident Roosevelt noch in seiner Jahresbotschaft vom 3. Dezember 
ausdrflcklich gesagt hat, es sei verbrecherisch, wenn ein Volk sich nicht für den 
Krieg rüste, und wir haben noch neuerdings gehört, wie derselbe amerikanische 
Präsident bei der Eröffnung der Ausstellung in Jamestown gesagt hat, das beste 
Mittel zur Erhaltung des Friedens sei die Vorbereitung auf den Krieg. Und 
das gleiche hat vor wenigen Tagen der englische Kriegsminister Haidane gesagt, 
als er mit den Ministem der englischen Kolonien konferierte. Er hat unter 
spezieller Bezugnahme auf den afrikanischen Krieg das gleiche Wort wiederhoU: 
wir erhalten den Frieden, wenn wir auf den Krieg gerüstet sind. Also, meine 
Herren, an eine Abrflstung im vollen und eigentlichen Sinne denkt gar niemand. 
Denkt man aber nicht an eine volle Abrflstung — woran man nicht denken kann — ', 
so ergeben sich sofort ganz unüberwindliche Schwierigkeiten und Hindemisse. 
Wb soll denn der gemeinsame Mafistab gefunden werden, an dem sich für die 
verschiedenen Völker die Abrüstung ermessen lafit? 
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Einen gerechten Mafistab könnte man nur finden, wenn man die besonderen 
Verhältnisse und Bedürfnisse der einzelnen Völker mit in Betracht zieht Aber, 
meine Herren, es bedarf dann nur eines ganz kurzen Blickes auf die verschiedenen 
hier in Betracht kommenden Länder, um die ganz unlösbaren Schwierigkeiten 
heraustreten zu lassen. Denken wir doch an die einzigartige Stellung der Ver- 
einigten Staaten auf dem nordamerikanischen Kontinent, im Osten und Westen 
von Meeren begrenzt, im Norden freilich an Kanada anstofiend — aber dort ist 
keine erhebliche Armee vorhanden — , oder denken wir an England, wie man 
gesagt hat, auf seiner Inselburg, an England, wo seit Jahrhunderten nicht mehr 
der Fufi eines Eroberers gesehen worden ist, und dann vergleichen wir damit 
die Lage Deutschlands in der Mitte Europas, an acht fremde Staaten angrenzend l 
Oder denken wir an die Stellung Rufilands, das, über zwei Kontinente aus- 
gedehnt, mit den schwierigsten Verhältnissen zu ringen hat, oder denken wir 
an Österreich-Ungarn, das vom Balkan her immer noch gelegentlich Gefahren auf- 
steigen sieht — , welche Abrüstung will man dann in gerechter Weise diesen ganz 
verschiedenen Nationen nach ihren verschiedenen Verhältnissen und Bedürfnissen 
zumuten? 

Es ist gar nicht möglich, hier einen gerechten, einen billigen, einen ver- 
nünftigen Mafistab zu finden. 

Ich halte die Abrüstungsfrage im besten Falle für eine akademische Doktorfrage. 

Ich bin der Meinung, dafi dem europäischen Frieden sehr gedient sein würde, 
wenn diese Frage auf Jahrzehnte gänzlich von der Tagesordnung verschwinden 
würde. 

Wenn also auf der demnächstigen Friedenskonferenz von verschiedenen 
Mächten die Abrüstungsfrage diskutiert werden wird, so wird man deutscherseits 
ja das nicht hindern können; aber ich bin der Meinung, dafi man sich deutscher- 
seits am besten an der Diskussion dieser Frage gar nicht beteiligen wird. 

Mögen die anderen Nationen sie diskutieren — sie werden dann alsbald 
finden, daß die hier sich erhebenden Schwierigkeiten gar nicht lösbar sind, es 
wird sich zeigen, dafi, wenn da oder dort eine Verständigung gefunden werden 
sollte, sie eine blofie Scheinverständigung ist. Es wird sich zeigen, dafi, wenn 
etwa Beschlüsse gefaßt werden sollten, diese Beschlüsse wegen Undurchführbar- 
keit auf dem Papier stehenbleiben. 

Ich glaube» meine Herren, bei der zweifellos friedlichen Gesinnung Deutsch- 
lands würde es die richtigste, die verständigste Politik sein, diese akademische 
Diskussion denen zu überlassen, die daran Gefallen haben, und uns unsererseits 
nicht zu beteiligen ..." 

Derselben Ansicht waren der Konservative Winckler, der National- 
liberale Bassermann und der Reichsparteiler Fürst Hatzfeldt. Der frei- 
sinnige Abgeordnete Dr. Wiemer hielt die Rüstungsfrage für diskutabel, 
verwahrte sich aber gegen den Versuch» Deutschland eine Höchstgrenze 
seiner Rüstungen vorschreiben zu wollen. Treffend sagte dagegen der 
Sozialdemokrat v. Vollmar, dafi die .Nichtbeteiligung an der Beratung 
über die Rüstungsfrage im Haag politisch und taktisch eine Verkehrt- 
heit und der größte Fehler sei"". ^) Er wies vor allem darauf hin, Deutsch- 
land wfire durch die 1899 unter seiner Zustimmung beschlossene Reso- 

^) Am 13. Dezember 1898 hatte v, Vollmar freilich erklärt, er mifitraue der 
Aktion des Zaren. Vgl. oben S. 68. 
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lution dazu verpflichtet. Die Sozialdemokratie könne zwar ein gewisses 
Mißtrauen gegen die Arbeit der Diplomaten nicht unterdrücken, glaube 
aber, dafi eine Beratung im Haag unter deutscher Mitwirkung im Geiste 
der Offenheit und Versöhnlichkeit das Terrain ebnen werde. ^) Ebenso 
tadelte der Vertreter der Freisinnigen Vereinigung Schröder das Fern- 
bleiben Deutschlands von der Rüstungsdebatte. 

Auch in der Reichstagssitzung vom 13.^ Mai 1907') äufierte sich 
Bebel zu der Frage einer Abrüstung. Er erklarte, er habe bisher in 
der Tat noch keinen gangbaren Weg geftmden, um eine sogenannte 
Abrüstung der verschiedenen Kultumationen möglich zu machen. Die 
Erweiterung der Schiedsgerichtsbarkeit halte er für fruchtbarer. Gerade 
wenn man aber auf diesem Standpunkt stehe, habe man um so weniger 
Ursache, sich von der Beratung im Haag fernzuhalten. Man dürfe unter 
keinen Umständen in der Welt den Eindruck erwecken, Deutschland 
habe Furcht, in die Beratung einer derartigen Frage einzutreten. Da- 
durch könne der Glaube erweckt werden, es sei Deutschland nicht 
ernsthaft um die Erhaltung eines dauerhaften Friedens zu tun. Die 
Resolution des Flottenvereins, wonach keine Art Abrüstung, sondern 
nur ein beschleunigtes Tempo in der Ausführung der Flottengesetze in 
Betracht komme, unterstütze den Glauben, dafi in den mafigebenden 
deutschen Kreisen der Friedensgedanke sehr wenig Boden besitze. In 
der gleichen Sitzung kam der freisinnige Abgeordnete Haußmann dar- 
auf zu sprechen, daß sich CampbeU-Bannermann zu den Ausführungen 
V. Baiaws über die Rüstungsfrage geäufiert habe. Er betonte, man 
sehe daraus, wie die anderen Staaten aus den Erklärungen v. Bülows 
nur das Nein gehört hätten. Dann fuhr Haußmann fort: 

.Wir haben uns mit dieser Stellung gegenüber allen anderen, die diese Frage 
wenigstens diskutieren wollen, isoliert Ich halte es für eine nicht ganz un- 
gefährliche Selbstisolierung Deutschlands auf dem Friedenskongresse, und ich 
glaube, dafi auch in der diplomatischen Wage die unsichtbaren Gewichte mit- 
ziehen, die darin bestehen, dafi man durch diesen Schein der Feindseligkeit 
gegen eine kulturelle Frage das Odium der anderen Staaten in stärkerem Mafie 
auf sich zieht, als erwünscht ist." 

Weiter führte Haußmann aus, der Reichskanzler habe sich vor- 
behalten, nachher beizutreten, wenn die Formel gefunden sei. Das sei 
nach seiner Meinung ein Rechenfehler. Werde nflmlich die Formel 
nicht gefunden, so werde man um so klingender hinausposaunen, daß 
Deutschland hieran schuld sei; finde man aber eine Lösung, so sei 
Deutschland erst recht in Verlegenheit. 



*) Vgl. .Die Neue Zeit* 1911, 11, S. 538. 

') Verhandlungen des Reichstags , XII. Legislaturperiode, I. Session, Band 228, 
S. 1612, 1616. 
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^Nach der zweiten Haager Konferenz interpellierte abermals der 
Sozialdemokrat Bebet am 29. November 1907 bei der Beratung des 
Etats im Deutschen Reichstag die Regierung über ihre Haltung zu dem 
Rüstungsproblem auf der Haager Konferenz. Bebet wies darauf hin, 
daß von der ersten bis zur zweiten Friedenskonferenz die militärischen 
Ausgaben der Großmächte um 1456 MilUonen Franken gewachsen seien, 
und bat um Aufldärung, weshalb der Reichskanzler im April betont 
habe, Deutschland würde sich an einer Rflstungsdebatte nicht beteiligen, 
und weshalb man es schließlich doch getan habe. ^) Fürst Bälow ant- 
wortete: „Gegenüber Herrn Bebet stelle ich fest, daß sich Frhr. 
V. Marsdtalt an einer materiellen Debatte über Abrüstung aus dem ein- 
fachen Grunde nicht beteiligt hat, weil eine solche überhaupt nicht 
stattgefunden hat. Baron MarsAalt hat sich lediglich beteiligt an der 
Diskussion darüber, ob und in welcher Form die Konferenz den auf 
der ersten Haager Konferenz beschlossenen Wunsch wiederholen solle, 
daß die Regierungen die Abrüstungsfrage prüfen möchten. Also, von 
einem Umschwung in unseren Ansichten ist keine Rede.' 

Der sozialdemokratische Abgeordnete Dr. David, späterer Unter- 
staatssekretär im Auswärtigen Amte, hob am 2. Dezember 1907 im Reichs- 
tage hervor:*) 

.Die deutsche Regierung und die, die ihre Politilc mitmachen, sind mit- 
schuldig daran, dafi die Völker einander so mit Rüstungen treiben. Jede An- 
regung, die vom Auslande kam, einmal in die Frage einzutreten, ob hier denn nicht 
ein Halt geboten werden könnte, ob denn nicht auf dem Wege der friedlichen 
Verständigung eine gewisse Beschränkung der Rüstungen stattfinden könne, be- 
sonders hinsichtlich der Seerüstung — jede derartige Anregung, die von der 

I englischen Regierung gekommen ist und auch von anderen, ist von der deutschen 

, Regierung schroff zurückgewiesen worden.* 

Am nächsten Tage erklärte der freisinnige Abgeordnete Gothem% 
es sei zwar ein unmögliches Verlangen, sich mit allen Staaten, auch 
mit Haiti und Costa Rica, über die Rflstungsfrage zu verständigen, wohl 
aber könne ein Versuch zwischen dem Drei- und Zweibunde unter- 
nommen werden. 

Eingehender äußerte sich Fürst BOlow^) am 10. Dezember 1908 
im Deutschen Reichstage auf eine Anfrage des freisinnigen Abgeordneten 
Haußmann: 

,Es ist in der Debatte gefragt worden, warum wir gegenüber Rüstungs- 
beschränkungsvorschiagen eine ablehnende Haltung eingenommen hatten. Ich 
stelle zunächst fest, dafi man mit einem solchen Vorschlage nicht an uns heran- 

^) Verhandlungen des Reichstags, XII. Legislaturperiode, I. Session, Band 229, 
S. 1904 ff. 

*) A. a. O. S. 1970. 
^ A. a. O. S. 2004. 
') A. a. O. Band 233, S. 6106. 
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getreten ist. Ich will aber mehr sagen: Wir haben genau so wie die anderen 
Machte» und das von jeher, nicht etwa erst, seitdem die Reichsfinanzreform zur 
Diskussion steht, eine Internationale Beschränkung der Rüstungen für eine an 
und für sich wünschenswerte Sache gehalten. Unsere Zurückhaltung in dieser 
Frage wurde veranlaSt durch die Zweifel an der Durchführbarkeit solcher Vor- 
schläge und an der Ersprlefillchkeit ergebnisloser Diskussionen, die in einer so 
heiklen Frage die Gegensätze leicht verschärfen könnten, statt sie zu mildem. 
Der Wunsch allein tut es nicht. Ich will gewifi nicht von vornherein, ohne zu 
prüfen, jede Möglichkeit von der Hand weisen, aber die technischen Schwierig- 
kelten scheinen mir sehr grofi zu sein. Ja, wenn es sich nur um die Zalil und 
das Deplacement der Kriegsschiffe handelte ! Der Schiffsbau hat aber noch andere 
Seiten, die sich nicht so leicht zahlenmäßig fassen lassen, und die bei Ab- 
machungen, wenn sie wirksam sein sollen, nicht ausgeschlossen werden können. 
Und dann der Maßstab! Wo sind die Kriterien, die gelten sollten? Selbst wenn 
es möglich wäre, die Summe der Interessen auf dem Weltmeere zu berechnen, 
würde es doch unendlich schwierig sein, berechtigte Aspirationen von den un- 
berechtigten zu trennen, das Wachstum der wirtschaftlichen Interessen, die wirt- 
schaftlichen Zukunftshoffnungen im voraus abzumessen, technische Erfindungen — 
und ihre Wirkungen vorher zu berechnen. Dann stehen wir in der Mitte von 
Europa auf dem strategisch ungünstigsten Platze, der sich auf der Karte aller 
fünf Weltteile ausfindig machen läfit' 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß in dieser Erklärung im Vergleich 
zu der Rede des deutschen Militärdelegierten v. Schwarzhoff auf der 
ersten Haager Konferenz ein sehr bedeutsamer Fortschritt zu erblicken ist. 
Im Gegensatz zu früher wird hier eine Beschränkung der Rüstungen 
für wünschenswert gehalten, und die Schwierigkeiten werden nicht mehr 
rundweg für »unüberwindlich* erklärt Die grofie Agitation der pazi- 
fistischen offiziellen und püvaten Strömungen und der erzieherische 
Einfluß der Haager Konferenzen machten sich deutlich bemerkbar. 

Im Einklang mit dieser Äußerung Bülows stand die Erklärung 
des preußischen Kriegsministers General x;. f/n^m/) die er am 18. März 
1909 im Deutschen Reichstage abgab: „Gewiß, wenn die Verhältnisse 
so weiterlaufen, daß es wirklich zu einem besseren Verhältnis zu Eng- 
land, vielleicht sogar zu einer Entente cordiale mit Frankreich kommt, 
dann kann man ja daran denken, das Heer zu vermindern, etwas abzu- 
rüsten. Ich weiß es nicht, ich weiß auch nicht, wann es kommen kann.* 

8. Der Versuch einer deutsch-englischen Verständigung : 1909 ff. 

In dem Augenblicke, wo die deutsche Regierung eine Rüstungs- 
beschränkung nicht mehr a limine ablehnte, schien die Möglichkeit 
gegeben, wenigstens mit England zu einer Verständigung über diese 

^) Verhandlungen des Reichstags, XII. Legislaturperiode, I. Session, Band 235, 
S. 1574. Am gleichen Tage erklärte der Volksparteiler Storz, es habe ihn sympathisch 
berflhrt, daß die Deutsche Friedensgesellschaft in einer Eingabe an den Reichstag 
die Einberufung einer Abrüstungskonferenz gefordert habe. 
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Frage zu gelangen. Anfang 1909 fanden in der Tat zwischen 
mafigebenden englischen und deutschen Persönlichkeiten unverbind- 
liche Gespräche über , die Ausführung dieser Idee statt. Dabei 
wurde jedoch, wie Bälaw am 23. Mflrz 1909 in der Budgetkommission 
des Deutschen Reichstags behauptete, kein englischer Vorschlag ge- 
macht, der als Grundlage für amtliche Verhandlungen hatte dienen 
können. 

Am 29. Mflrz 1909 legte die sozialdemokratische Fraktion des 
Reichstags einen Antrag vor, wonach der Reichskanzler ersucht werden 
sollte, unter Hinweis auf die von der deutschen Regierung gebilligten 
Beschlüsse der Haager Konferenzen in den Jahren 1899 und 1907 die 
erforderlichen Schritte zu tun, um eine .Einschränkung der Rüstungen 
2ur See durch internationales Abkommen und internationalen Verzicht 
auf das Beuterecht " in die Wege zu leiten. Bei den Verhandlungen^) 
erklärte zuerst der Zentrumsabgeordnete, spätere Reichskanzler Frhr. 
^. Hertling: Eine Verständigung mit England über den Flottenbau wäre 
ein Ziel, aufs innigste zu wünschen. Den schweren finanziellen Lasten 
stehe die Schwierigkeit gegenüber, neue Einnahmequellen zu eröfbien. 
Wenn es gelänge, die grofien Kriegsrüstungen zu vermindern, so würden 
das alle freudig begrüßen. Ein Flottenabkommen könne aber nicht der 
Anfang, sondern nur das Ende einer vorangegangenen Verständigung^ 
über wirtschaftliche und kolonialpolitische Fragen sein. Die Antwort 
der Regierung, sie baue die Flotte nach Maßgabe ihrer eigenen Be- 
dürfnisse, sei deshalb korrekt gewesen. Es sei noch niemals der Weg 
einer Verständigung zwischen zwei Rivalen auf irgendeinem Gebiete 
damit eröffnet worden, daß der eine dem anderen gesagt hätte : ^Wir 
wollen Freundschaft schließen; also lege du deine besten Werkzeuge 
und Waffen einmal nieder." Graf v. Kanltz (konservativ) meinte, es 
^ei geradezu unerfindlich, wie man behaupten könne, unsere Rüstungen 
richteten sich gegen eine befreundete Macht. Auch er war mit der 
Erklärung der Regierung gegenüber England einverstanden. Der na- 
tionalliberale Führer Bassermann bezweifelte, ob die an. sich gewifi 
wünschenswerte Beschränkung der Rüstungen durchführbar sei. Der 
freisinnige Abgeordnete Schröder betonte, die Durchführung des Flotten- 
plänes schließe nicht aus, daß man sich mit England über die Rüstungs- 
fragen zu verständigen suche. Die Lasten der Heeresrüstungen seien 
ebenso für Deutschland wie für England und Frankreich sehr empfind- 
lich, und es sei sicherlich das höchste Kulturinteresse, auf diesem Ge- 

^) .Friedenswartc* 1909, S.64 ff.. 82; Fried» .Handbuch der Friedensbewegung •, 
2. Aufl., II. Band, 1913, S. 205 ff.; Verhandlungen des Reichstags, a.a.O. Band 236, 
S. 7806 ff. Vgl. van Calker, Der Reichstag und die Freiheit der Meere, Berlin 1918, 
5. 26 ff. 
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biete zu sparen. Wenn nun von einer Seite die Hand geboten würde, 
wie es jetzt von England geschehe, so hätte sie etwas kräftiger ergriffen 
werden sollen. Man solle die englische Anregung nicht so ganz unter 
den Tisch fallen lassen. Der Sozialdemokrat Ledeboiir polemisierte 
zunächst wirksam gegen die Behauptung der deutschen Regierung, 
dafi sie sich in ihren Rüstungen nur von ihrem eigenen Bedürfnisse 
leiten lasse. Sei nicht die Anregung zum Bau von Dreadnoughts von 
England gekommen, und habe man nicht jahrelang in den Wandel- 
gängen des Reichstages die vergleichenden graphischen Darstellungen 
über die Flottenstärke der einzelnen Länder ausgehängt? Doch nur, 
um unter Hinweis auf die Stärke der anderen Flotten eigene Neu- 
rüstungen zu begründen. Es sei der schwerste Fehler der deutschen 
Regierung gewesen, • die Anregung der englischen Regierung abzulehnen. 
Es sei daher sehr zeitgemäß, wenn der Reichstag gerade in dem gegen- 
wärtigen Augenblicke seine Bereitwilligkeit zur Rüstungseinschränkung 
unzweideutig zu erkennen gebe. Die psychologische Wirkung in Eng- 
land würde nicht ausbleiben. In England hätten die deutschen Flotten- 
bauten und die Ablehnung der Rüstungsverhandlungen einen sehr un- 
günstigen Eindruck gemacht. Wenn man sage, die englische Regierung 
habe keinen bestimmten Plan aufgestellt, so weise er darauf hin, dafi 
von der Haager Konferenz gewisse Richtlinien vorgezeichnet worden 
seien. Deutschland rüste zurzeit stärker als England, da auf eine Tonne 
der Handelsflotte in England 58 Mark Marineausgaben kämen, in Deutsch- 
land aber 106 Mark. Der Reichskanzler Fürst Bälow erklärte schließlich: 
Die Stellungnahme der Regierung sei noch die gleiche wie am 30. April 
1907 und am 10. Dezember 1908. Seither sei keine Formel bekanntge- 
worden, die den großen Verschiedenheiten in der geographischen, wirt- 
schaftlichen, mUitärischen und politischen Lage der Völker gerecht würde; 
solange eine solche Grundlage fehle, halte die Regierung daran fest, 
dafi Verhandlungen über die Einschränkung des Flottenbaues keinen 
wirklichen Erfolg versprächen, olj sie nun zwischen zwei oder mehreren 
Mächten geführt würden. 

Besonders bemerkenswert aus jenen Verhandlungen ist noch die 
Äußerung des Erbprinzen von und zu Hohenlohe-Langenburg (Reichs- 
partei), dafi ein Vorschlag Englands über die Abrüstung zur See, wenn 
er an Deutschland herantrete, nicht in schroffer Form abzuweisen sei; 
man müsse die geschichtiiche Entwicklung abwarten ; es habe sich schon 
manches in der Welt vollzogen, was vor zwanzig, dreifiig oder fünfzig 
Jahren als unmöglich gegolten habe, und wer wisse, ob nicht der- 
einst die Tatsachen zu jenem Ergebnis führen würden, 
das man jetzt durch einen internationalen Vertrag ver- 
geblich zu erreichen bestrebt sei. 

Wehberg, Die internationale Beschränkung der Rflstungen 6 
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Der sozialdemokratische Antrag wurde freilich, wenn auch aus 
innerpolitischen Gründen, abgelehnt. Sehr bemerkenswert war, daß die 
Sozialdemokratie sich bei ihrem Antrage besonders auf die Haager 
Konferenzbeschlüsse gestützt hatte, obwohl sie diese bisher nicht immer 
ernst genommen hatte. Eine Schwenkung der sozialdemokratischen Taktik 
war deutlich erkennbar. Am 29. März 1909 hatte übrigens zwischen 
den sozialdemokratischen Fraktionen des Deutschen Reichstages und 
des englischen Unterhauses ein Depeschenwechsel zugunsten eines 
internationalen Abkommens über die Verminderung der Rüstungen statt- 
gefunden. ^) 

Zwei Tage später erklärte der sozialdemokratische Abgeordnete 
Scheidemann im Reichstage: »Ich bin der Oberzeugung, dafi die Ver- 
ständigung über das Flottenbauprogramm kommen wird, weil sie kommen 
muß, wenn nicht der Krieg kommen soll."*) Der freisinnige Abge- 
ordnete Heckscher sprach seine Verwunderung aus, daß man immer 
nur von einer deutsch-englischen Rüstungsverständigurig spreche, während 
dieses Problem doch zwischen allen Völkern gelöst- werden müsse. 
Am 10. Juli 1909 appellierte der sozialdemokratische Abgeordnete Singer 
an die Regierung, sie sollte ihren Einfluß geltend machen, daß endlich 
eine Rüstungsverständigung zustande käme.^) 

Am 6. August 1909 forderte der Zentrumsabgeordnete Gröber in 
dem württembergischen Landtage (in dem schon 1897 der Vizepräsident 
gegen die Oberspannung der Rüstungen protestiert hatte) die Regierung 
auf, im Bundesrate kräftigen Einspruch gegen das unsinnige Wettrüsten 
zwischen England und Deutschland zu erheben. Wieder ein Warnruf 
aus Süddeutschiandy der leider keine Berücksichtigung fand! Etwas 
später, am 14. Juni 1910 erklärte der Abgeordnete Dr. Günther im 
bayerischen Abgeordnetenhause: „Es kann eben doch der Fall eintreten, 

^) Das Telegramm der sozialdemokratischen Fraktion des Reichstages hatte 
folgenden Inhalt: 

»Die Sozialdemokratie im Deutschen Reichstag begründet heute einen Antrag 
auf internationale Einschränkung der Rüstungen zur See und auf Abschaffung 
des Seebeuterechts. In der Hoffnung, dafi die englischen und deutschen Sozia- 
listen in der Förderung des Friedens den Erfolg auf ihrer Seite haben werden, 
sendet der englischen Arbeiterpartei brüderlichen Grufi im Namen der deutschen 
Sozialdemokratie Paul Singer.' 

Das Antworttelegramm lautete: 
»Die britische Arbeiterpartei ist von ganzem Herzen mit Euch und mit Euren 
Bestrebungen einverstanden, ein internationales Abkommen herbeizuführen, das 
den Ausgaben des Wettrüstens Einhalt tut und das Kaperrecht abschafft. Mit 
dem besten Wunsche für Euren Erfolg und mit brüderlichen Grüßen von der 
Arbeiterpartei Henderson.' A. a. O., Band 236, S. 7902 ff. 

2) A. a. O. S. 7903. 

•) A. a. O.. Bd. 237, S. 9335. 



a) Die Rüstungsfrage in den nationalen Parlamenten 83 

dafi, wenn das Wettrüsten der einzelnen Kulturstaaten in dieser Weise 
weiter geht, wir allmählich nicht mehr imstande sind, mit der Finanz- 
reform auszudauern, die jetzt zustande gekommen ist.** 

Am 10. Dezember 1909 sprach der freisinnige Abgeordnete Dr, 
Wiemer im Reichstage die Erwartung aus, daß die deutsche Regierung 
englische Anregungen zwecks einer Flottenverständigung „mit Ernst 
und auch mit allem Wohlwollen"" prüfen werde. Drei Tage später be- 
tonte der freisinnige Abgeordnete SArader, das erlösende Wort in der 
Rflstungsfrage müsse endlich gefunden werden.^) 

Sehr bemerkenswerte Worte sprach in der Reichstagssitzung vom 
26. Januar 1910 der Zentrumsabgeordnete Generalmajor Häusler: 

.Meine Herren, es ist zur Beruhigung des parlamentarischen Gewissens und 
der Steuerzahler ein politisches Axiom geworden, dafi die kontinuierliche Ver- 
stärkung der Kriegsrüstungen nicht sowohl dazu dient, Krieg zu führen, wie den 
Frieden zu erhalten. Dieser Zustand, welcher den Völkern im Frieden schon die 
Lasten des Krieges auferlegt, wird aber mehr und mehr unhaltbar, und die Mög- 
lichkeit, dafi derselbe seine Lösung findet nach dem Grundsätze: Lieber ein Ende 
mit Schrecken als dieser Schrecken ohne Ende — rückt näher und näher." 

Demgegenüb'er warf der Nationalliberale Ossan die Frage auf, 
welche Gewähr dafür vorhanden sei, daß das gegenwärtige englische 
Ministerium die Verträge über Rüstungsbeschränkungen einhalte, wenn 
man solche mit dem früheren englischen Ministerium geschlossen 
hätte. «) 

Am 26. Januar 1910 forderte der Sozialdemokrat Stüdüen (unter 
Hinweis auf den Beschluß des Stuttgarter Internationalen Sozialistenkon- 
gresses) eine Beschränkung der Rüstungen.^) Am 28. Januar 1910 wieder- 
holte der Sozialdemokrat Noske diesen Vorschlag, *> am 29. Januar 1910 der 
freisinnige Abgeordnete Sdirader. Am 14. März 1910 [trat der freisinnige 
Abgeordnete Haußmann für die Rüstungsverständigung ein und betonte, 
der sozialdemokratische Antrag vom vorigen Jahre sei in einem falschen 
psychologischen Augenblicke gestellt worden. Dem widersprach der 
Sozialdemokrat Dr. David am 16. März 1910 und ermahnte im übrigen 
unter Hinweis auf den bekannten Antrag Virdiow die Liberalen, sich 
auf ihre früheren Ideale zu besinnen.^) Am 26. November 1910 wandte 
sich der Sozialdemokrat Ledebour im Reichstage gegen die Ansicht des 
Deutschen Kaisers, daß der Friede Deutschlands auf seinen Rüstungen 
beruhe. 



^) Verhandlungen des Reichstags, XII. Legislaturperiode, II. Session, Bd. 258, 
S. 203, 274. 

*) A. a. O., Bd. 259, S. 812, 820. 

») A. a. O. S. 825, 829. 

*) A. a. O. S. 878. 

') A. a. O., Bd. 260, S. 2103, 2179, 2180. 
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Am 10. Dezember 1910 äufierte sich im Deutschen Reichstage 
Reichskanzler v. Bethmann Hollweg^) folgendermaßen über die Be- 
ziehungen zu England: 

„Es ist wohl publici juris, dafi die groBbritannische Regierung wiederholt dem 
Gedanken Ausdruck gegeben hat, eine vertragsmMfiige Festlegung der Flotten- 
starken der einzelnen Mächte würde zu einer wesentlichen Beruhigung in den 
internationalen Beziehungen beitragen. Diesen Gedanken hat England bekannt- 
lich bereits auf der Konferenz im Haag geäußert. Seitdem hat England diesen 
Gedanken wiederholt angeregt, ohne jedoch Anträge zu stellen, Mie für uns den 
Anlafi zu einer positiven Annahme oder zu einer positiven Ablehnung hätten 
geben können. 

Auch wir begegnen uns mit England in dem Wunsche, Rivalitäten in Be- 
ziehung auf Rüstungen zu vermeiden, haben aber in den ab und zu stattgehabten, 
unverbindlichen, von gegenseitigem freundschaftlichem Geiste getragenen Pour- 
parle^s stets den Gedanken vorangestellt, dafi eine offene und vertrauensvolle 
Aussprache und darauffolgende Verständigung über die beiderseitigen wirtschaft- 
lichen und politischen Interessen das sicherste Mittel zur Beseitigung jeglicfien 
Mifitrauens] wegen des gegenseitigen Kräfteverhältnisses zu Wasser und zu 
Lande sei.* 

Der sozialdemokratische Abgeordnete Dr. David bezeichnete in 
der Sitzung des Reichstags vom 13. Dezember 1910 die Rflstun^be- 
schränkung als eine Kulturforderung ersten Ranges. Er betonte, Deutsch- 
land lade vor der ganzen zivilisierten Menschheit eine Schuld auf sich, 
wenn es nicht in die von England dargebotene Hand kräftig einschlage. 
Er habe erwartet, auch aus den Reihen des Zentrums diese Forderung 
zu hören, die dem christlich-religiösen Ideal entspreche.*) 

Am 8. Februar 1911 forderten in der Budgetkommission des Reichs- 
tages der nationalliberale und der fortschrittliche Vertreter Entgegen- 
kommen der Regierung bezüglich einer Flottenverständigung mit Eng- 
land. Die Debatte war veranlaßt durch eine große neue Militärvorlage. 
Am 13. Februar 1911 trat der sozialdemokratische Abgeordnete Ledebour, 
und am folgenden Tage der freisinnige Sdirader für Rüstungsbeschrän- 
kung ein. Letzterer betonte, er glaube, daß jetzt vielleicht der Zeit- 
punkt gekommen sei, mit England in nähere Verhandlungen zu treten.^) 
Der Sozialdemokrat Noske, späterer Volksbeauftragter der deutschen 
Republik, hob am 14. Februar 1911 hervor, daß die deutsche Reichs- 
regierung sich jahrelang jeder Rüstungsverständigung widersetzt habe, 
und meinte, man müsse dieser Frage gegenwärtig angesichts der be- 
vorstehenden großen Umwälzungen im Schiffsbauwesen besonderes 
Interesse entgegenbringen. ^) Ihm entgegnete der Zentrumsabgeordnete 

^) .Friedenswarte' 1911, S. 3 ff; Documents Interparlementaires No. 4, S. 16; 
Verhandlungen des Reichstags a. a. O., Bd. 262, S. 3560. 
*) A. a. O., Bd. 262. S. 3628. 
») A. a. O., Bd. 264, S. 4613, 4624. 
*) A. a. O. S. 4630. 
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Erzberger, es stehe keineswegs lediglich im Belieben des Deutschen 
Reiches, die Rüstungen zu verringern; England sei das treibende Ele- 
ment bei der Flottenvermehrung. ^) Noske erwiderte, er habe gar nicht 
von einer einseitigen Rüstungsbeschränkung Deutschlands gesprochen, 
sondern nur zu Verhandlungen über die Frage aufgefordert.^) 

In der Reichstagssitzung vom 23. Februar 1911*) erklärte der 
Zentrumsabgeordnete Speck bei der Beratung der Heeresvorlage: 

,Man sollte die Abrüstungsfrage . . . nicht mit einer einfachen Handbewegung 
abweisen ... Ich weiß sehr wohl: auch hier in diesem Hause gibt es Mitglieder, 
die den Gedanken an die Verwirklichung dieser Frage als Utopie betrachten; 
aber es wäre doch immerhin die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, bei ernst- 
lichem Willen eine gewisse Verständigung über Maß und Tempo der Rüstungen 
mit anderen Nationen zu erzielen. Die Nation, der es gelänge, auf diesem Ge- 
biete einen praktischen Erfolg zu erzielen, würde nach meiner Ansicht sich ein 
unvergängliches Verdienst um die Kulturentwicklung aller Völker erwerben.* 

Der Sozialdemokrat StOcklen meinte, jetzt sei der geeignetste 
Moment gewesen, um die Rüstungsfrage einmal ernst zu erwägen. 
Statt dessen bringe man, ohne daß der Friede gefährdet sei, eine neue 
Vorlage. Das Deutsche Reich würde sich nichts vergeben, wenn es 
zunächst einmal seine Armee um 5 oder 10®/© verringern würde; das 
gute Beispiel würde auf die anderen Staaten nacheifernd wirken. Basser- 
mann hielt die Frage in nächster Zeit für unlösbar. Der Abgeordnete 
Wiemer (Fortschrittliche Volkspartei) forderte ebenfalls eine ernsthafte 
Erörterung des Problems, über das man nicht mit einer leichten Hand- 
bewegung hinweggehen könne. Man habe in der Kommission erklärt, 
daß ausschlaggebend immer nur das scharfe Schwert sein werde. Mit 
solchen Argumenten sei das Problem nicht zu lösen. Die Rüstungs- 
lasten würden immer dringender. Es sei fraglich, ob Deutschland den 
wirtschaftlichen Wettbewerb angesichts so schwerer Militärlasten über- 
haupt aufrechterhalten könne. Seine Partei halte die Abrüstungs- 
frage für eine Kulturaufgabe ersten Ranges, eine Arbeit, des 
Schweißes der Edelsten wert. Es sei falsch, Anregungen von englischer 
Seite einfach abzulehnen. Das war auch die Meinung des Polen Kor- 
fanty. Der sozialdemokratische Abgeordnete Noske zitierte die Be- 
hauptung katholischer Blätter, *) daß erst die preußischen bzw. deutschen 
Rüstungen dazu beigetragen hätten, die Welt in das Wettrüsten hinein- 
zutreiben, sowie einige Worte aus der Rede des Abgeordneten Häusler 
vom 26. Januar 1910. Ferner las er der Versammlung Abschnitte aus 
dem Friedensmanifest des Zaren vor und betonte, eine der Haupttrieb- 

A. a. O. S. 4650. 

*) A. a. O. S. 4661. 

»i .Friedens warte- 1911, S. 73ff ; Verhandlungen des Reichstags a. a. O. S. 4852. 

«) Historisch-politische Blätter für das katholische Deutschland 1911, Heft 3. 
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kräfte zu der fortgesetzten Rüstungstreiberei liege in der Armee selbst. Das 
ganze aktive Offizierkorps habe ein Interesse an der Aufstellung immer 
größerer Heere, weil dadurch die Beförderungsmöglichkeiten wüchsen. 

Sehr treffend wandte sich weiter der freisinnige Abgeordnete 
Gothein am 25. Februar 1911 gegen eine Behauptung des Kriegs- 
ministers, wonach die Ausgaben fi^r Heer und Flotte eine Versicherungs- 
prämie seien. Das sei eine höchst naive volkswirtschaftliche Auffassung. 
Der Minister habe gesagt, die Ausgaben blieben im Inland, so dafi das 
Heer gleichsam nur ein Durchgangsposten sei. Diese Logik stehe auf 
der Höhe der im Jahre 1857 angewandten, als man bei einer Hungers- 
not, um den Leuten Arbeit zu verschaffen, Gruben habe ausheben 
lassen, die von anderen wieder gefüllt worden seien. Die Ausgaben 
für Heer und Flotte seien in Wahrheit unproduktiv. Man vergesse, daß 
etwa 3®/4 Millionen Männer im besten Alter der Produktion durch das 
Heer entzogen würden. Bleibe man im Bilde, so könne man die Ver- 
sicherungsprämie verringern durch Beseitigung der Brandstifter, jener 
Leute, die sich ein Vergnügen daraus machten, zu behaupten, daß der 
Friede entnerve, und die immer betonten, daß die anderen Staaten es 
wären, die böse Absichten hätten. Vielleicht könnten sich einmal die 
Versicherten zusammenschließen, um die Versicherungsprämie herabzu- 
setzen. Das geschähe am besten durch eine internationale Verständigung. 
Die Rüstungsfrage werde nicht mehr von der Tagesordnung verschwinden^ 
solange die großen Ausgaben für Heer und Flotte fortdauerten. 

Als bald darauf, am 12. März 1911, der englische Staatssekretär 
Sir Edward Grey im englischen Unterhause die Hoffnung ausgesprochen 
hatte, mit dem vorgelegten Flottenbudget sei die „Hochwassermarke" 
erreicht, und ein Nachrichtenaustausch zwischen Deutschland und Eng- 
land über die gegenseitigen Schiffsbauten würde viel zur Beruhigung 
beitragen, ifanden am 30. und 31. März 1911 im Deutschen Reichstage 
Verhandlungen^) statt, die zu den bedeutsamsten der neueren Zeit in 
deutschen Pariamenten gehören. Dem Hause lag folgender sozial- 
demokratischer Antrag vor, der in der Hauptsache mit dem am 29. März 
1909 von derselben Fraktion gestellten Vorschlage übereinstimmte: 

.Der Reichstag wolle beschlieBen, den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, er 
möge im Hinblick darauf, dafi die französische Deputiertenkammer und das eng- 
lische Unterhaus die Bereitwilligkeit zu Rflstungsbeschränkungen ausgesprochen 
haben, sofort Schritte tun, um eine internationale Verständigung über die all- 
gemeine Einschränkung der Rüstungen in Verbindung mit der Abschaffung des 
Seebeuterechts herbeizuführen.' 

In der Debatte führte zunächst der Zentrumsabgeordnete, spätere 
preußische Justizminister Spahn aus: Er habe bereits früher einmal 

*) Vgl, .Friedenswarte' 1911, S. 104 ff.; Documents Interparlementaires Nr. 5, 
Brüssel 1911, S. 75 ff. 
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bemerkt, dafi er eine einfache Zurückweisung englischer Vorschläge 
Aber Flottenverständigung nicht für richtig halte. Der englische Staats- 
sekretär habe jetzt erklärt, es könne vielleicht unter Zugrundelegung 
des deutschen Flottengesetzes zwischen den beiden Ländern auf eine 
Verminderung der weiteren Rüstungen hingewirkt werden. Er halte es 
für richtig, im Falle der Vorlage eines formulierten Antrages einen 
solchen zu prüfen. Denn die Rüstungen der europäischen Völker seien 
für sie drückend und schwer. Dieser Weg habe jedoch nichts zu tun 
mit dem sozialdemokratischen Antrage, den er ablehne. Deutschland 
könne nicht mit einer internationalen Regelung hervortreten, zumal eine 
solche unmöglich sei. Der konservative Redner Graf Kanitz sprach 
von der stürmischen Bewegung, die den Worten Sir Edward Greys 
gefolgt sei. Er betonte, mit den Grundsätzen Greys könne man sich 
wohl einverstanden erklären. Wenn dieser sage, die Bürde der Rüstung 
sei eine größere Gefahr als der Krieg selbst, sie bedeute ein Verbluten 
in Friedenszeiten, so würde die darin liegende Wahrheit von niemand 
verkannt werden. Aber bis zur Verwirklichung der Abrüstung sei noch 
ein weiter Schritt. Der Abgeordnete Scheidemann (Sozialdemokrat) 
sagte, daß der Dreibund nichts getan habe, um die Rüstungen zu ver- 
mindern; ja, er habe die einzelnen Verbündeten des Dreibundes gedrängt, 
noch mehr zu rüsten. Der nationalliberale Bassermann äußerte seine 
Skepsis gegenüber Rüstungsbeschränkungen; über die großen vitalen 
Fragen müßte jede Nation selbst entscheiden; zudem würden sich bei 
der Durchführung eines solchen Vertrages große Schwierigkeiten ergeben. 
Der Abgeordnete Dr Wiemer erklärte, seine Partei habe für die neue 
Militärvorlage gestimmt, weil sie die technische Vervollkommnung des 
deutschen Heeres fördern wolle. Aber diese Zustimmung entbinde sie 
nicht von der Verpflichtung, nach Mitteln zu suchen, um den fortgesetzten 
Rüstungen ein Ziel zu. setzen. Schließlich empfahl Wiemer folgenden 
Antrag der Fortschrittlichen Volkspartei zur Annahme: 

.Der Reichstag wolle beschliefien, den Reichskanzler zu ersuchen» die Be- 
reitwiUigkeit zu erklären, in gemeinsame Verhandlungen mit anderen GrofimMchten 
einzutreten, sobald von einer Grofimacht Vorschläge über eine gleichzeitige und 
gleichmäfiige Begrenzung der Rüstungsausgaben gemacht werden.*^) 

^) Nach Einbringung der großen Militärvorlage des Jahres 1913 kam der frei- 
sinnige Abgeordnete Müller- Meiningen in der Reichstagssitzung vom 7. April 1913 
auf diese Resolution zurück, als er ausführte: .Wir bedauern, dafi der Hen Reichs- 
kanzler die mit grofier Mehrheit angenommene Resolution unserer Partei vom 31. März 
1911, die Verhandlungen über die Beschränkung der Rüstungen^ mit den anderen 
Grofimflchten bezweckte, damals so schroff abgelehnt hat, daß solche Verhandlungen 
natürlich von anderen Mächten nicht begonnen worden sind. Die letzten Monate 
haben gezeigt, wie stark die Friedensliebe bei den Kulturvölkern Europas ist. Der 
Herr Reichskanzler hat es neulich selbst festgestellt. Da mufi man sagen, dafi viel- 
leicht doch ein günstiger Boden für einen Versuch in dieser Richtung gewesen wäre . . . 
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Wiemer erinnerte schlieBlich an einen Ausspruch Professor Zorns: 
.Schon in dem Entgegenkommen gegen mächtig sich geltend machende 
internationale Strömungen liegt eine wertvolle Bezeigung friedlicher 
und freundschaftlicher Gesinnung, die die internationale Lage er- 
leichtert und verbessert, in dem schroffen Gegensatz aber eine Be- 
tonung von Momenten, die die internationalen Beziehungen erschwert 
und verschärft* 

Der Reichskanzler v. Bethmann HoUwßg führte darauf aus : 

»Der sozialdemokratische Antrag verlangt, ich solle Schritte tun, um eine 
internationale Verständigung über allgemeine Einschränkung der Rüstungen hert>ei- 
zuiflhren. In der Tat wird der Abrflstungsgedanke in Parlamenten, auf Kongressen, 
von Friedensfreunden unausgesetzt breit erörtert. Auch die erste Haager Friedens- 
konferenz hat die Frage behandelt, hat sich aber schliefilich mit dem Wunsche be- 
gnügen müssen, daß die Regierungen das Problem andauernd studieren möchten. 
Deutschland hat diesem Wunsche entsprochen, aber wir haben keine brauchbare 
Formel gefunden. Dafi andere Regierungen glücklicher gewesen wären, ist mir nicht 
l>ekannt geworden. Und auch die sonstigen Studien haben meines Wissens zu 
einem praktischen Ergebnis noch nicht geführt. Ich bin wenigstens noch nirgends 
einem irgendwie greifbaren Vorschlag begegnet, einem Vorschlag, der auch nur 
einigermaflen ins Detail ginge, und über den sich ernsthaft diskutieren liefie. 
Aus der heutigen Debatte habe ich einen solchen Vorschlag auch noch nicht 
herausgehört. (Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ich glaube, Sie haben sich eine vielleicht ideale, aber praktisch 
nicht lösbare Aufgabe gestellt. Ich will damit nicht über den Wert der Arbeit 
der Freunde des Friedens und der Abrüstung aburteilen. Die Zeit, wo in Europa 
die Kriege durch die Kabinette gemacht wurden, ist vorüber. (Sehr richtig! 
links.) Die Stimmungen, aus denen jetzt bei uns noch Kriege entstehen können, 
liegen wo anders. Sie wurzeln in Gegensätzen, die vom Volksempfinden ge- 
tragen sein müssen. Jedermann weifi, dafi dieses Empfinden sich sehr leicht 
beeinflussen läfit und sich z.B. leider häufig wiUenlos unverantwortlichen Preß- 
treibereien hingibt Ein Gegengewicht gegen alle solche und ähnliche Einflüsse 
ist nur erwünscht, und ich werde der erste sein, der es dankbar begrüfit, wenn 
es der internationalen Arbeit geUngt, solche Gegengewichte zu schaffen. 

Wenn ich aber praktische Mafiregeln ergreifen soll, wenn ich den anderen 
Mächten Vorschläge auf Abrüstung unterbreiten soll, dann genügen dazu nicht 
allgemeine Friedensbeteuerungen und Friedensversicheningen — deren ist Deutsch- 
land überhoben durch eine vierzigjährige konstante Politik, die zeigt, dafi wir in der 
Welt keine Händel suchen (bravo! in der Mitte und rechts), sondern dann muß ich 
ein fest umrissenes Arbeitsprogramm vorlegen können, dann mufi ich auch sachlich 
prüfen, ob ein solches Programm überhaupt aufgestellt und, wenn aufgestellt, 
auch durchgeführt werden kann. Wer unsichere verschwommene Vorschläge 
macht, der kann sehr leicht, anstatt zu beruhigen, seinerseits zum Störenfried 
werden. (Sehr richtig! rechts.) 

Es mufi zugegeben werden, dafi die internationale Nervosität Westeuropas im Laufe 
des Jahres 1912 weiter gewachsen ist. Aber es müssen auch die Gründe wenigstens 
etwas berührt werden: nicht nur durch die kriegerischen Vorgänge im Südosten 
Europas, sondern auch durch eine teilweise geradezu skrupellose Agitation der Kriegs- 
hetzer aller Länder.' 
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Ich will noch eins einschieben. Nicht ganz so weit, wie der sozialdemokratische 
Antrag, geht die Resolution, die die Herren von der Fortschrittlichen Volkspartei 
vorschlagen; und auch der Herr Abgeordnete Spahn hat sich, glaube ich,, in 
ahnlichem Sinne ausgesprochen. Da wird beantragt, wir möchten in Verhand- 
hingen eintreten, wenn uns von anderen Seiten Vorschläge gemacht werden 
sollten. Ich bin den Herren aufrichtig dankbar, daß sie mir nicht die Aufgabe 
zuschieben wollen, formulierte Anträge auszuarbeiten (Heiterkeit), sondern daß 
sie das anderen Regierungen überlassen. 

Meine Herren, wenn die Großmächte ein Abkommen über eine allgemeine 
internationale Abrüstung treffen wollen, dann müssen sie sich zuerst darüber 
einigen, welche Geltung überhaupt die einzelnen Nationen im Verhältnis zu- 
einander beanspruchen dürfen. Es muß eine Art Rangordnung aufgestellt werden, 
in welche jede Nation nummernmäßig mit der ihr zuzubilligenden Einflußsphäre 
einzutragen ist (Unruhe links), vielleicht analog dem Verfahren, wie es bei 
industriellen Syndikaten geschieht. Ich müßte es ablehnen, meine Herren, ein 
solches Formular zu entwerfen und einem internationalen Areopag . vorzulegen. 

Praktisch^— könnte man vielleicht sagen — ist ein Ranganspruch allerdings 
schon angemeldet worden: England ist davon überzeugt — und hat es wieder- 
holt erklärt — , daß, trotz aller seiner Wünsche auf Einschränkung der Rüstungs- 
ansgaben und auf Schlichtung etwaiger Streitigkeiten im schiedsrichterlichen Ver- 
fahren, seine Flotte unter allen Umständen jeder möglichen Kombination in der 
Welt gewachsen oder sogar überlegen sein müsse. Diesen Zustand anzustreben, 
ist das gute Recht Englands; und gerade wie ich zur Abrüstungsfrage stehe, 
würde ich der letzte sein, dieses Recht irgendwie anzuzweifeln. 

Ganz etwas anderes ist es aber, einen solchen Anspruch zur Grundlage eines 
Abkommens zu machen, das von den anderen Mächten in friedlicher Zustimmung 
angenommen werden soll. (Sehr richtig! rechts.) Wenn da Gegenansprüche 
erhoben werden, wenn andere Mächte mit dem ihnen zugewiesenen Kontingent 
nicht zufrieden sind? Meine Herren, man braucht diese Fragen bloß aufwerfen, 
um zu wissen, wie es auf einem Weltkongresse — ein europäischer würde ja nicht 
ausreichen — zugehen würde, der über derartige Ansprüche zu entscheiden hätte. 

Und dann, meine Herren, die Armeen ! Wenn uns z. B. in Deutschland zu- 
gemutet werden sollte, unser Heer, sagen wir, um 100000 Mann zu verringern, 
um wieviel müssen dann die Armeen von Frankreich, von Rußland, von Osterreich 
* und von Italien verringert werden ! Wenn Sie da zu irgendeiner Zahlenproportion 
kommen wollen, müssen Sie eben zunächst das allgemeine Machtverhältnis fixieren, 
in dem diese Nationen zueinander stehen sollen. Sonst können Sie auch kein 
Stärkeverhältnis für die Armeen festsetzen. Meine Herren, trotz all der Friedens- 
versicherungen, die Gott sei Dank überall abgegeben werden, würde mir bei 
einer vorbereitenden Enquete jede Nation antworten, daß sie die Stellung in der 
Welt beansprucht, welche der Gesamtsumme ihrer nationalen Kräfte entspricht, 
und daß ihre Streitkräfte diesem Anspruch entsprechend abgemessen werden 
müssen. Ich würde jedenfalls für Deutschland keine andere Antwort geben. 
(Zustimmung.) Und ich würde der Ehre und dem Nationalgefühl jedes anderen 
Volkes zu nahe treten, wenn ich ihm eine andere Auskunft zumutete. 

Der sozialdemokratische Antrag nimmt Bezug auf die Verhandlungen in der 
französischen Deputiertenkammer. Ja, meine Herren, hat nicht trotz dieser. Ver- 
handlungen das neue französische Ministerium die programmatische Erklärung, 
mit der es sich der Kammer vorgestellt hat, unter deren lebhaftem Beifall mit 
dem Bekenntnis geschlossen, daß es ebenso wie die anderen Regierungen in einer 
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starken Wehrmacht eine wesentliche Friedensbürgschaft erblicke (Sehr richtig! 
rechts), und deshalb den Streitkräften zu Wasser und zu Lande seine besondere 
Fürsorge zuwenden werde? (Hört! hört! rechts.) 

Meine Herren, Sie können sich darauf verlassen : keine Antwort würde anders 
lauten. Und aus solchen Antworten soll ein Abrüstungsschema zusammengestellt 
werden ! 

Aber selbst angenommen, die Nationen liefien sich willig von einem inter- 
nationalen Kongrefi die Stellung diktieren, die sie in der Welt einnehmen dürfen, 
dann würden wir auch einen Mafistab finden müssen, nach dem wir die Stärken 
der Armeen gegeneinander abwägen. Auch nach einem solchen Maßstäbe hat man 
mit heifiem Bemühen gesucht, aber bisher noch ohne jeden Erfolg. Ich brauche 
Ihnen nicht im einzelnen die absoluten und die relativen Formeln vorzuführen, die 
man da aufzustellen versucht hat. Alle diese Dinge sind den Herren bekannt. Aber 
man hat in diesen Formeln noch keinerlei brauchbaren Maßstab gefunden; das 
wird auch von den Freunden der Abrüstung immer mehr erkannt und zugegeben. 

Endlich, meine Herren, und vor allem müfite jeder Versuch allgemeiner inter- 
nationaler Abrüstung meines Dafürhaltens immer wieder an der Brage der Kontrolle 
scheitern. Ich halte jede Kontrolle für absolut undurchführbar, und jeder Ver- 
such einer Kontrolle würde zu nichts anderem führen als zu fortgesetztem 
gegenseitigen Mißtrauen (sehr richtig! rechts) und andauernder Erregung. (Leb- 
hafte Zustimmung rechts.) Wer wird sich denn auf die Schwächung seiner Ver- 
teidigungsmittel einlassen, solange er nicht die absolute Sicherheit dafür hat, daß 
nicht irgendein Nachbar seine Streitkräfte doch heimlich stärker macht, als ihm 
im Abrüstungsabkommen zugestanden worden ist? Denken Sie doch an den 
klassischen Fall des von Napoleon niedergeworfenen Preußens. Napoleon hatte 
Preußen eine Armee von 42000 Mann zugestanden, und er hatte doch wahrhaftig 
Kontrollmittel in der Hand, wie sie noch keine andere Macht einer anderen Macht 
gegenüber besessen hat oder besitzen wird. Aber trotz der schonungslosen An- 
wendung dieser Kontroll mittel ist es dem preußischen Patriotismus, ist es den 
großen und genialen Führern des preußischen Volkes gelungen, eine vierfach 
stärkere Armee aufzustellen, als der Sieger ihm zugestanden hatte. 

Meine Herren, wer die Frage der allgemeinen Abrüstung einmal sachlich und 
ernsthaft durchdenkt, bis in ihre letzten Konsequenzen durchdenkt, der muß zu 
der (}berzeugung kommen, daß sie unlösbar ist, solange die Menschen Menschen 
und die Staaten Staaten sind. (Unruhe und Zurufe bei den Sozialdemokraten. — 
Lebhafte Zustimmung rechts.) 

Meine Herren, es sind nun auch von den verschiedenen Herren Vorrednern 
die Ausführungen erwähnt worden, die der englische Minister des Auswärtigen 
über die Abrüstungsfrage gemacht hat. Der englische Minister hat dabei dem 
Gedanken Ausdruck gegeben, daß ein Nachrichtenaustausch zwischen England 
und Deutschland über die gegenseitigen Schiffsbauten vor Oberraschungen sichern 
und in beiden Ländern die Oberzeugung befestigen würde, daß keines das andere 
heimlich überbieten will. Durch den Nachrichtenaustausch würden dann auch 
die anderen Nationen über das Verhältnis orientiert werden, in dem England zu 
Deutschland steht, und auch das würde dem allgemeinen Frieden dienen. 

Wir haben diesem Gedanken um so eher beitreten können, als unser Bau- 
programm für die Flotte von Anfang herein offen vor aller Welt daliegt, und wir 
haben uns deshalb bereit erklärt, uns hierüber mit England zu verständigen in 
der Hoffnung, daß dadurch die erwartete Beruhigung der öffentlichen Meinung 
in England eintreten werde ..." 
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Bei der Fortsetzung der Beratung am 31. März 1911 kritisierte 
zunächst der im Weltkriege gefallene sozialdemokratische Abgeordnete 
/ranA- Mannheim die Kanzlerrede: In keinem anderen Pariament sei 
die groBe Sache des Weltfriedens so klein, so ängstlich behandelt 
worden wie gestern von dem leitenden Staatsmanne. Dadurch sei der 
Friedensliebe Deutschlands in der Welt wieder ein recht schlechter 
Name gemacht worden. Die Einwände v. Bethmann Hollwegs seien 
nicht stichhaltig. Wenn die Abrüstungsidee Fortschritte mache, so 
werde künftig weniger Kontrolle notwendig sein als heute, wo die 
befreundeten und verbündeten Völker sich gegenseitig durch Spione kon- 
trollieren ließen. Die Kontrolle werde ohne weiteres durch die Öffent- 
lichkeit der Staatsbudgets gegeben sein. Voraussetzung sei allerdings, dafi 
ein gewisses Mindestmaß demokratisch-konstitutioneller Einrichtung überall 
vorhanden sei. Der freisinnige Abgeordnete Hcuißmann meinte: Der 
Reichskanzler habe gestern erklärt, da^ die Regierungen willig seien, 
eine Annäherung vorzunehmen, dafi aber das Mifitrauen der öffenflichen 
Meinung sie davon noch abhalte ; sei das richtig, so müsse der Kanzler 
das Mifitrauen der öffenüichen Meinung zu beseitigen suchen; statt 
dessen habe er gestern eine Rede gehalten, die in England wie ein 
Wasserstrahl gewirkt habe. 

Der Reichstag nahm schliefilich unter Ablehnung des sozial- 
demokratischen Vorschlags den freisinnigen Antrag an. Das war die 
erste Resolution, die er in einer Frage fafite, die seit mindestens zwei Jahr- 
zehnten zu den brennendsten Kulturproblemen gehörte. Höchst be- 
merkenswert war die Rede des Reichskanzlers, der diesmal im Gegensatze 
zu früheren Erklärungen die Rüstungsfrage leider für unlösbar erklärte. 

Die Thronrede vom 7. Februar 1912 kündigte dem deutschen Volke 
neue Rüstungslasten ah. Es handelte sich nicht nur um eine sehr 
bedeutende Forderung zur Verstärkung des Landheeres, ^) sondern auch 
um eine neue Flottenvorlage. Bei den Beratungen*) über diese Vor- 
lage am 22. bis 25. April 1912 führte der Sozialdemokrat Haase aus, 
im Gegensatze zum Reichskanzler sei er der Meinung, dafi das An- 
sehen* des Reiches nicht durch Vermehrung der militärischen Kraft ge- 
stärkt werde, sondern durch friedliche Taten deutscher Kultur. Ferner 
betonte der Abgeordnete Gradnauer (Sozialdemokrat) folgendes: 

.Wenn es nach unseren Rüstungen ginge, dann mUfite es in Deutschland 
doch schon längst außerordentlich sicher geworden sein. In Wirklichkeit ist 
es so : je mehr gerüstet wird, je mehr Militär- und Marinevorlagen kommen, um so 
bedrohlicher sind die internationalen Verhältnisse, um so konfliktreicher die Welt- 
znstände geworden ! Gerade, weil wir immer und immer gerüstet und die anderen 

^) Vgl. Qädke, Die neuen Wehrvorlagen in Deutschland, in .Friedenswarte' 1912, 
S. 126if. 

») .Friedenswartc- 1912, S. 161 ff. 
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$taaten mit uns gewetteifert haben, haben sich diese schlimmen Zustände ent- 
wickelt. Deshalb fordern wir Sozialdemokraten ein Innehalten auf dieser gefähr- 
lichen Bahn. Wir können nicht einsehen, daß dieser bewaffnete Friede, von dem 
Sie sprechen, ein Friede ist, der Anspruch auf diesen Namen machen kann. 
Es ist kein wirklicher Friede, kein Kulturzustand, sondern ein Friede der Barbarei, 
der die furchtbarsten Gefahren in sich birgt. Wir vertreten eine ganz entgegen- 
gesetzte Politik. Wir lassen das Wort, das Sie so oft zitieren: Wenn du den 
Frieden willst, so rüste den Krieg! nicht gelten, sondern wir meinen: wenn du 
einen wirklichen, dauernden Frieden willst, so tue alles menschenmögliche, um 
eine Verständigung unter den grofien Nationen herbeizuführen.' ^) 

^) Am 20. September 1912 beschäftigte sich auch der Deutsche Sozialdemo- 
kratische Parteitag zu Chemnitz bei den Verhandlungen über Imperialismus (Proto- 
kolle S. 403 ff.) mit der Rüstungsfrage. Haase wandte sich gegen die neuen deutschen 
Rfistungsforderungen, die mit einer Schnelligkeit aufgetreten seien, die man kaum 
erwartet habe. Darauf habe, so fuhr er fort, die englischle Regierung sofort mit einer 
Nachtragsforderung für die Flotte geantwortet. Churdiill habe ausdrücklich ange- 
geben, daß die englische Regierung nur durch Deutschlands Vorgehen zu ihrer neuen 
Forderung von 19800000 Mark bestimmt worden sei. England und Frankreich seien 
aber bereits an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit angelangt. Es sei eine historische 
Tatsache, die nicht bestritten werden könne, dafi die englische Regierung, höchst- 
wahrscheinlich im Einverständnis mit Frankreich, den Versuch gemacht habe, durch 
Verhandlungen mit Deutschland zu einer Rüstungsbeschränkung zu gelangen. Im 
letzten Wahlkampfe habe es großen Jubel bei den Zuhörern ausgelöst, daß die Sozial- 
demokratische Partei als einzige im Reichstage einen Antrag auf Verständigung mit 
England in der Rüstungsfrage gestellt habe. Dr. Lensdi erwiderte, er sei nicht unbe- 
dingt gegen ein vorübergehendes Abkommen zweier Staaten über Rüstungsbeschrän- 
kung. Die allgemeine internationale Verständigung über diese Frage sei aber Utopie. 
Nur der Fortschritt des Sozialismus könne das Wettrüsten beseitigen, das mit dem 
Kapitalismus unweigerlich verbunden sei. Englands Vorschlag fasse er nur als Ver- 
such auf, die englische Überlegenheit zur See für alle Ewigkeit zu sichern. Das Wett- 
rüsten schaffe dadurch, daß es den letzten waffenfähigen Mann zum Dienste presse, 
die materielle Voraussetzung für die sozialdemokratische Forderung der Miliz. Wenn 
die Abrüstung durchführbar wäre, würde sie zu dem schroffsten Gegensatze der Miliz, 
zur Prätorianertruppe, führen. .Gegen diese Ausführungen wandte sich Eduard Bern- 
stein: Man schwäche die sozialistische Position, wenn man die fortwährenden 
Rüstungen als notwendig hinstelle. Er bedaure auch, daß man Englands Vorschläge 
lediglich auf egoistische Interessen der englischen Bourgeoisie zurückführe. Panne- 
koek stellte sich im wesentlichen auf den Standpunkt von Dr Lensdi (vgl. auch die 
Aufsätze von Radek, Lensdi und Pannekoek in der .Neuen Zeit* 1911, II, S. 233, 765 
und 810, sowie die Polemik hiergegen von Kautsky und Eckstein in der , Neuen 
Zeit- 1911, II, S. 97, 461, 513, 841 und 907). Er betonte insbesondere, daß nicht nur 
das Rüstungskapital, sondern das ganze Großkapital und Finanzkapital an dem Wett- 
rüsten interessiert seien, und nur der Fortschritt des Sozialismus das Wettrüsten, eine 
natürliche Folge des Kapitalismus, beseitigen könne. Grumbadi bekämpfte die von 
Lensdi und Pannekoek geäußerten Ansichten aufs schärfste: Sei nur der Schatten 
einer Tendenz zugunsten des Friedens innerhalb des Kapitalismus vorhanden, so sei 
es Aufgabe der Sozialdemokraten, diese Bestrebungen zu stärken. Das sei aber bei 
der Rüstungsbeschränkung der Fall. Die entgegengesetzte Meinung sei eine konser- 
vativ-fatalistisch-ideologisch-marxistische Auffassung. Es wäre ein harter Schlag für 
die Friedensbewegung, wenn der Parteitag die Bestrebungen zugunsten von Rüstungs- 
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Von den Zentrumsrednem meinte der Abgeordnete Spahn, Deutsch- 
land trage nicht die Verantwortung für die Steigerung der Lasten ; diese 
Verantwortung sei Deutschland aufgezwungen worden und liege in den 
politischen Verhältnissen begründet Der andere Zentrumsredner, 
Erzberger, lehnte es ab, sich mit den aus England herüberkommenden 
Locktönen näher zu befassen. Der konservative Abgeordnete v. Gamp- 
Massaunen hob hervor, ein Verhältnis der deutsch-englischen Flotte 
von 1 : 2 scheine ihm nicht angebracht , wohl aber ein solches von 
2 : 3, was auch der Staatssekretär des Marineamtes in der Kommission 
erklärt habe. Der freisinnige Abgeordnete Haußmann, einer der 
treuesten Warner des Reichstags in der Rüstungsfrage, wehrte die 
Rostungsreklame ab und sprach seine Genugtuung darüber aus, dafi 

beschränkungen ablehnen würde. In gleichem Sinne sprach sich Dr. Karl Liebknecht 
aus. Er erinnerte u. a. daran, daß auf der Kopenhagener Jugendkonferenz von 1910 die 
Skandinavier gegen die Miliz gewesen wären, da sie ihnen als eine Verschlechterung 
des bisherigen Zustandes erschienen sei. Man habe dabei aber, so fuhr Liebknecht 
fort, verkannt, daß die Miliz ein Fortschritt gegenüber dem stehenden Heere sei. 
Ebenso sei die Rüstungsbeschränkung dem Wettrüsten vorzuziehen. Während sich 
noch Cohen und Quessel auf die Seite von Lensch stellten, sprach Ledebour zugunsten 
der anderen Auffassung. Schließlich wurde mit allen gegen 3 Stimmen, bei 2 Stimm- 
enthaltungen, eine Resolution angenommen. Darin wandte man sich dagegen, daß 
zur siegreichen Führung von Beutezügen die Mordwerkzeuge in unerhörter Weise 
vermehrt und vervollkommnet würden. Weiter betonte man: 

»Zwischen den Staaten, deren Kapitalistenklasse dasselbe Expansionsbedttrfnis 
hat und zu seiner Befriedigung dasselbe Ziel verfolgt, entstehen schwere Ver- 
wicklungen und scharfe Gegensätze, die wiederum den Antrieb für die bis zum 
Wahnsinn vermehrten und verstärkten Rüstungen geben. 

Die dadurch erzeugte Gefahr eines verheerenden Weltkrieges wird noch ver- 
schärft durch die schamlose Hetze der Kapitalmagnaten und Junker, die an der 
Lieferung von Kriegsmaterial, an der Vergrößerung des Beamtenapparates und 
der leitenden Stellen in Heer und Marine besonderes Interesse haben. 

Der Imperialismus stärkt die Macht der Scharfmacher, gefährdet das Koalitions- 
recht und hemmt die Fortentwicklung der Sozialpolitik. Die Rüstungsausgaben 
bürden den Massen des Volkes unerträgliche Lasten auf, während die Teuerung 
aller Lebensmittel ihre Gesundheit untergräbt. 

Die bürgeriichen Parteien sind durchweg in den Bann des Imperialismus 
geraten. Sie bewilligen widerstandslos alle Forderungen für Heer und Marine. 
Die Sozialdemokratie bekämpft aufs nachdrücklichste imperialistische und chau- 
vinistische Bestrebungen, wo immer sie sich zeigen mögen, pflegt dagegen mit 
aller Entschiedenheit die internationale Solidarität des Proletariats, das nirgends 
feindselige Gefühle gegen ein anderes Volk hegt. 

Wenn auch der Imperialismus, der ein Ausfluß der kapitalisUschen Wiri- 
Khaftsweise ist, nur mit dieser vollständig überwunden werden kann, so darf 
doch nichts unterlassen werden, um seine gemeingefährUchen Wirkungen zu mildem. 
...Der Parteitag veriangt, daß im Wege internationaler Vereinbarungen dem 
Wettrüsten ein Ende gemacht wird, das den Frieden bedroht und die Mensch- 
heit einer furchtbaren Katastrophe entgegentreibt...' 
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England wenigstens für die Hauptklasse der Schiffe den Zweimächte- 
standard bereits habe fallen lassen und im Verhältnis von 1,6 gegen 
1 bauen wolle. Da bestünde ohnehin keine große Differenz mehr 
zwischen der englischen Auffassung und derjenigen des Marineamts, wie 
sie eben v. Oamp-Massaunen vertreten habe, und die in Zahlen übersetzt» 
sich als 1,5 zu 1 darstelle; das tatsächliche Verhältnis gehe nur noch 
0,1 für die größten Schiffsklassen auseinander. Haußmann betonte: 
»Das sind neue gewichtigte Momente, die uns zeigen, daß man auch 
ohne das Mittel einer völkerrechtlichen Vertragsbindung, die in der 
Übergangszeit oder in einer Periode der Gereiztheit für die Völker etwas 
Beengendes und Unerwünschtes hat, die Formen gefunden und ange- 
bahnt hat, um in ein gesundes Gleichgewicht auf der Basis einer 
Respektierung des beiderseitigen Sicherheitsgefühls zu gelangen, die in 
ihrer Wirkung auf das gleiche wie ein Vertrag hinauslaufen".^) 

Die Äußerungen des konservativen und freisinnigen Abgeordneten 
bezogen sich auf den am 18. März 1912 von dem englischen Marine- 
minister Churchill gemachten Vorschlag, das Verhältnis der deutschen 
und englischen Flotte zueinander wie 10:16 zu gestalten. Diesen 
Vorschlag hatte v. Tlrpitz nicht abgelehnt, aber zunächst eingewandt, 
daß das Verhältnis etwas günstiger für Deutschland sein müsse, näm- 
lich 10:15. 

In der Sitzung der Budgetkommission vom 7. Februar 1913*) 
verwies der Marinereferent, der verstorbene Zentrumsabgeordnete Frhr 
V. Thänefeld, auf eine Bemerkung des damaligen englischen Marine- 
ministers Churchill. Herr v. Tirpitz antwortete darauf: „Wenn ich 
alle Angaben von englischer Seite widerlegen wollte, so könnten wir 
damit gar nicht aufhören." Auf diese Bemerkung des Marinesekretärs, 
die später von verschiedenen Rednern getadelt wurde, verlangten die 
Vertreter mehrerer großer Parteien von Tirpitz Auskunft über die 
allgemeinen politischen Beziehungen zwischen Deutschland und Eng- 
land, vor allem auch über die Möglichkeit einer Marineverständigung. 
Auf eine Bemerkung des Abg. Ledebour, daß diese Auskunft schon des- 
halb nötig sei, da die Antwort des Staatssekretärs einen ,» Unterton hatte, 
der eine starke Abneigung gegen England verriet", erklärte Herr v. Tirpitz: 

.Ich muß mich durchaus dagegen verwahren, daß aus meinen Ausführungen 
eine Abneigung gegen England herausgeklungen habe. Es ist mir nicht ver- 
ständlich, wie der Abg. Ledebour das hat heraushören können. Ich bin der Erste, 
der eine Verständigung mit England mit Freuden begrüßen würde. Vergleiche 
über Stärkeverhältnisse zu machen, ist sehr schwer. Die Schiffszahlen allein 

^) Hingewiesen sei an dieser Stelle auch auf ^ie Reden Davids und Bernsteins 
gegen die Rüstungen vom 18. Mai 1912 im Reichstage. 

') Hier folge ich der Darstellung Mäiler-Meiningens in seiner kleinen Schrift 
»Großadmiral v, Tirpitz als Staatsmann*. (Berlin 1918.) 
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geben keinen richtigen Vergleich. Es kommt dazu der Schiffstyp» das Lebens- 
alter der Schiffe und andere Faktoren, die sich schwer vergleichen lassen. Der 
englische Marineminister ChurdiUl hat im vorigen Jahre einen solchen Vergleich 
gemacht; doch hat er dabei Löcher offengelassen. Er hat ausgeführt, daß die 
englischen Dreadnoughts zu den deutschen sich zur Zeit wie 1,6:1 verhalten. 
Dieses Verhältnis ist nach meiner Ansicht für die Schlachtflotte akzeptabeL Es 
drückt aus, daß wir nicht beabsichtigen und auch nicht beabsichtigt haben, in 
Konkurrenz mit England zu treten.' 

Herr v. Tirpitz schloß seine Ausführungen mit der Bemerkung 
gegen Ledebour: »Ich hoffe, mit diesen Worten eine etwa entstandene 
Unruhe beseitigt zu haben.* Und weiter sagte Herr v. Tirpitz in der 
darflber entstehenden £>ebatte : 

,Ich habe in meinen Ausführungen nur meinen persönlichen Standpunkt zum 
Ausdruck gebracht . . . Daß wir auf einen brauchbaren Vorschlag Englands ein- 
gehen würden, bezweifle ich keinen Augenblick. Ich habe diesen Standpunkt 
stets vertreten. Es ist absolut unrichtig, daß wir einen solchen Vorschlag jemals 
zurückgewiesen haben . . . Aber bei einem formellen Abkommen sind Garantien 
tflr dessen Durchführung erforderlich. Darin liegt die Schwierigkeit. Wenn im 
übrigen zwei Parteien ein schwieriges Geschäft abschließen wollen, das beide 
befriedigen soll, so darf die eine der anderen nicht mit offenen Armen entgegen- 
laufen. Solche intrikate Sachen müssen vorsichtig und klug von Geschäftsmann 
zu Geschäftsmann verhandelt werden.' 

Am nächsten Tage (8. Februar 1913) hob der Staatssekretär des 
Auswärtigen Amts v. Jagow hervor, daß nach Kiderlens letzter Er- 
klärung unsere Beziehungen zu England, »besonders vertrauensvolle'^ 
gewesen seien. Herr v. Jagow erklärte wörtlich u. a. : t 

»Ein Prophet bin ich nicht, aber ich gebe mich der Hoffnung hin, daß wir 
auf dem Boden gemeinsamer Interessen, dem fruchtbarsten in der Politik, auch 
weiter mit England arbeiten und vielleicht auch ernten können. Ich möchte Sie 
aber darauf aufmerksam machen, daß es sich hier um eine zarte Pflanze handelt, 
die man nicht durch zu frühes Berühren und Besprechen am Erblühen behindern 
darf.' 

Ein fortschrittlicher Redner begrüßte diese Erklärung und meinte, 
sie stehe „doch in einem gewissen Widerspruch mit der Erklärung des 
Staatssekretärs des Reichsmarineamts''. Darauf antwortete Herr v. Tirpitz 
sofort: „Ich übersehe nicht ganz, worin der Herr Abgeordnete einen 
Gegensatz zwischen diesen Erklärungen findet. Ich stimme den Er- 
klärungen des Staatssekretärs des Auswärtigen in jeder Beziehung zu.*' 

Dann begann nochmals die fachtechnische Debatte über das Ver- 
hältnis 16:10, und in dieser erklärte Herr v, Tirpitz zum drittenmal: 

.Ich habe gestern klipp und klar gesagt, daß auch ich das Verhältnis 16 : 10 
der beiderseitigen Schlachtflotten für akzeptabel halte, ein Verhältnis, das eigent- 
lich jetzt schon bestände ... Ich bin fern davon, nur ein Wort von dem zurück- 
zunehmen, was ich gestern gesagt habe. Meine Ausführungen decken sich mit 
denen des Herrn Staatssekretärs des Äußern durchaus.* 
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Schließlich betonte der Staatssekretär v. Jagow: 

.Was die Frage des Stärkeverhältnisses uuserer Flotte zur englischen an- 

Jangt, so würde ich vom Standpunkt meines Ressorts gegen den Gedanken einer 

Festlegung dieses Verhältnisses auf 10 : 16, wie es der Herr Staatssekretär des 

Reichsmarineamts als annehmbar bezeichnet, natürlich nichts einzuwenden 

haben.' 

Bei dieser Gelegenheit sei auch gleich die spätere Erklärung des 
deutschen Marinestaatssekretärs vom 4. Februar 1914 vorweggenommen.*) 
Diese lautete etwa: Eine Änderung seiner Ansicht sei in keiner Weise 
eingetreten; er halte es nicht für ratsam, wenn bei einem solchen 
Stärkevergleich Kreuzer, Kanonenboote, Torpedoboote und Untersee- 
boote mitgezählt würden; dadurch würde die Sache zu kompliziert; 
eine Formel müsse aber einfach sein. Deutschland habe einen jährlichen 
Ersatzbau von zwei Linienschiffen nötig ; ein Mehr sei nicht beabsichtigt 
England brauche in Wahrheit für seine acht Geschwader einen jährlichen 
Ersatzbau von drei Linienschiffen, habe aber in den letzten fünf Jahren 
fünf Linienschiffe jährlich gebaut; das sei von dem Verhältnis 16:10 
noch weit entfernt. Wenn man Wirklich zu einer Rüstungsverständigung 
zu kommen wünsche, so sei es nur natürlich, daß England als die 
weit überlegenste Seemacht der Welt mit positiven Vorschlägen heran- 
trete, die seinerseits auf das eingehendste geprüft werden würden.^) 

Bald darauf hatte Churchill am 26. März 1913, offenbar unter 
Fallenlassen des Vorschlages betreffend das Verhältnis von 16 : 10, ein 
Flottenfeifjahr befürwortet. Am 7. April 1913 äußerte sich hierzu 
Bethmann HoUweg im Reichstage weder zustimmend noch ablehnend : 



») Nach seinem Abgang hat sich v. Tirpitz Ende September 1917 (vgl. »Ham- 
burger Fremdenblatt', 27. September 1917, Abendausgabe) zu dem Berliner Korre- 
spondenten des »Neuen Pester Journals* folgendermaßen geäufiert: .Ich habe seiner- 
zeit, als Churchill mir den Vorschlag machte, bereitwilligst zugestimmt, aber England 
war es, das -— wie von mir erwartet — über diesen Punkt nichts mehr von sich 
hören liefi. Jede Abrüstung zur See wird auch in Zukunft an Englands Ablehnung 
scheitern. Wer von England etwas anderes erhofft, gibt sich leeren Utopien hin/ 

Charakteristisch ist, daß Lidinowsky in seiner Denkschrift .Meine Londoner 
Mission' erklärte, er habe trotz der Flottenfrage eine Verständigung mit England fflr 
möglich gehalten, wenn Deutschland nur keine weiteren Flottennovellen einbringe. 
Er habe es vermieden, über die Seerüstungen mit Grey zu sprechen. Gegenüber dem 
von Churdiill mit ehrlicher Begeisterung vertretenen Flottenfeierjahr habe er tech- 
nische Bedenken geltend gemacht. Es sei ihm schließlich gelungen, zu veranlassen, 
daß die Frage von der Tagesordnung gesetzt werde. »Berliner Börsen-Kurier', 
21. März 1918, Nr. 135. In seinen Bemerkungen zu dieser Denkschrift hat der frühere 
Staatssekretär Jagow\ erklärt, auch er habe die Flottenfrage beiseite gelassen, da 
eine Verständigung hierüber nach den gemachten Erfahrungen zu schwierig, gewesen 
sei. .Berliner Tageblatt'. 24. März 1918. 

*) Vgl. hierzu auch die Rede des Sozialdemokraten Vogtherr im Reichstag vom 
1. März 1913; »Die Friedensbewegung 1913', S. 188 ff. 
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•Nun hat Churdiill in der großen Rede, die er neulich gehalten hat, das 
Verhältnis der englischen Flotte zur deutschen Flotte beleuchtet und dabei einen 
Gedanken wiederholt, den er bereits im vorigen Jahr, und zwar auch im Parla- 
ment, ausgesprochen hat, den Gedanken, daß zur Verminderung der Rüstungen 
die Schiffswerften der großen Nationen von Zeit zu Zeit ein Jahr Feiertag machen. 
Churdiiil hat diesen Vorschlag speziell an Deutschland, und. zwar für die Jahre 
1914 oder 1915, gerichtet. Aber er hat selbst anerkannt, daß alle Großmächte 
an dieser Kontingentierung beteiligt werden müßten. Die Marinesachverständigen 
diesseits und jenseits haben, wie mir scheint, ziemlich einstimmig, auf die großen 
Schwierigkeiten hingewiesen, die sich der Ausführung dieses Problems entgegen- 
stellen. Churdiill selbst hat diese Schwierigkeiten gekannt. Auch ist mir nicht 
bekannt geworden, daß sein Gedanke im englischen Parlament oder in der eng- 
lischen öffentlichen Meinung mit besonderer Entschiedenheit aufgegriffen wäre. 
Wir werdenSlaher abwarten können, ob die englische Regierung mit konkreten 
Vorschlägen an uns herantreten sollte. ^) Aber die Tatsache, daß dieser Gedanke 
ausgesprochen worden ist, und die Formen, in die der erste Lord der englischen 
Admiralität sie gekleidet hat, bedeuten schon einen großen Fortschritt Es gab 
eine Zeit, wo jede Form eines Vergleiches der englischen und der deutschen 
Seestärke, des englischen und des deutschen Schiffsbaues zu einer Flottenhetze 
führte, die immer wieder die Beziehungen beider Länder vergiftete. . Ich hoffe, 
daß diese Zeiten der Vergangenheit angehören.") 

Anfang 1914 beriet die Budgetkommission des Deutschen Reichs- 
tages über den Churdiillsdien Vorschlag eines Flottenfeierjahrs. *) Der 
Berichterstatter des Zentrums sagte zu dieser Frage: „Die Kommission 
ist zu der Anschauung gekommen, daß auf diesem Wege die Frage 
der vertragsmäBigen Einschränkung der Rüstungen einer Lösung nicht 
zugeführt werden könne. Dafür ist insbesondere die Verschiedenheit 
der Werftorganisationen in England und in Deutschland ausschlaggebend. 
Weiterhin kommt in Betracht, daß die Zeit, die unsere Werften brauchen, 
uoi ein Kriegsschiff herzustellen, viel länger ist als in England, abge- 
sehen davon, daß eine derartige Beschränkung auf unseren ganzen 
Werftbetrieb eine solche Rückwirkung ausüben müßte, daß die )^ieder- 
Inangriffnahme der Arbeit auf lange Jahre hinaus fast ein Ding der Un- 
möglichkeit sein würde. Endlich kommt in Betracht, daß speziell für 
die Linienschiffe der englische Schiffbau bekanntermaßen fast für die 
ganze Welt arbeitet, während unsere deutschen Werften bisher nennens- 
werte Aufträge an großen Schiffen nicht erhalten haben. Schon mit 
Rücksicht hierauf erschien es der Kommission als ein Ding der Unmög- 
lichkeit, auf diesem Wege weiter vorwärts zu schreiten." Auch der 
nationalliberale Abgeordnete Bassermann war gegen das Feierjahr. Er 
sprach von den Schrecken großer Arbeiterentlassungen und den sonstigen 
Störungen der erst aufblühenden Werften. Ein Rüstungsabkommen 

^) Das klingt anders als die Rede desselben Staatsmannes vom 30. März 1911. 
Vgl. Persius in .Friedenswarte' 1913. S. 246. 
«) .Friedenswarte' 1913, S. 132 ff. 
') Vgl. hierüber den Aufsatz von Persius in .Friedenswarte' 1914, S. 211 ff. 
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Würde eine Prämie für die Verschlechterung der deutsch-englischen Er- 
ziehungen bedeuten. Ähnlich äußerte sich der konservative Redner 
Nehbel. Sogar der freisinnige Abgeordnete Hedksdier meinte, ein Bau- 
feierjahr würde geradezu verhängnisvolle Folgen für unsere Arbeiter 
auf den Werften haben. Nur der Sozialdemokrat Noske wurde dem 
großen Problem gerecht. Er erklärte u. a., es gebe keine wichtigere 
politische Frage als die, ob es möglich sei, die Rüstungen einzuschränken. 

9. Die Wehrvorlage von 1913 

Im Jahre 1913 wurde im Deutschen Reichstage erneut eine Militär- 
vorlage eingebracht, und zwar die größte seit der Gründung des Reiches. *) 
Dadurch wurde das aktive Heer um 4000 Offiziere, 15000 Unteroffiziere 
und 116965 Mann vergrößert. Zur Beschaffung der geforderten 1291 Mil- 
lionen Mark wurde ein besonderer Wehrbeitrag eingeführt. 

Als die ersten Gerüchte hierüber Ende Januar 1913 in die Öffent- 
lichkeit drangen, brachte die Zentrumspresse einen Artikel, worin aus- 
geführt war: 

. Die angekündigte neue Militarvorlage soH nach Pressemeldungen 100 Mil- 
lionen an fortdauernden jährlichen Mehrausgaben erheischen. Hinter diese Be- 
hauptung dürften doch mehrere große Fragezeichen zu machen sein. Es kann 
zutreffen, daß einzelne mehr oder weniger verantwortliche Stellen die Sehnsucht 
nach solchen Neuausgaben haben. Aber irgendeine maßgebende Behörde kann 
diese Forderungen vor dem Reichstag nicht vertreten, ohne alle bisherigen Ver- 
sicherungen derselben Stelle auf das schwerste zu erschüttern und hierdurch eine 
Beunruhigung und ein Mißtrauen im ganzen Volke hervorzurufen, wie man dies 
bisher nicht erwarten konnte! Nach den amtlichen Erklärungen der Jahre 1911 
und 1912 ist für eine neue große Militärvorlage einfach kein Platz, oder man hat 
den Reichstag damals mit allen öffentlichen und namentlich vertraulichen Mit- 
teilungen irregeführt. -- Käme jetzt schon wieder eine neue große Vorlage,* — 
so würde hierdurch eine Unruhe, Nervosität und Unsicherheit in den Heeres- 
körper hineingetragen werden, welche gerade in international unsicheren Zeiten 
unter allen Umständen zu vermeiden ist'*) 

Um so auffallender ist, dafi die Regierung trotzdem mit gewaltigen 
Forderungen an das Parlament herantrat. 

Über den Ursprung der Vorlage führte der Abgeordnete Haase 
später etwa folgendes aus:*) Begründet wurde sie von dem Reichs- 
kanzler V. Bethmann Hollweg bei der ersten Lesung am 7, April 1913 

») Vgl. Qadke in .Friedenswarte" 1913, S. 211 ff., 250ff.; Qothein in „Friedens- 
warte" 1913, S. 123 ff. 

*) Bei den Reichstagsverhandlungen wurde behauptet, dafi der erwähnte Artikel 
der Zentrumspresse von Erzberger stamme. Derselbe Abgeordnete erklärte jedenfalls 
später bei der ersten Lesung der Vorlage, es ließen sich stichhaltige Gründe fflr sie 
anfahren, die für jedermann offen auf der Hand lägen. 

') Vgl. Verhandlungen des Reichstags, XIII. Legislaturperiode, I. Session, Band 289» 
S. 4521 ff. 
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durch die infolge des Balkankrieges entstandene Verschiebung der 
militärpolitischen Situation, Aber als die Balkanereignisse schon voll- 
kommen zu übersehen waren, hatte die „Norddeutsche Allgemeine 
Zeitung" noch am 17. Dezember 1912 erklärt, daß es sich in 
dem Nachtragsetat, der nächstens an den Reichstag gelangen werde, 
ganz ausschließlich um Forderungen für Luftschiffe und Flugzeuge 
handeln werde und weitere Bewilligungen nicht verlangt werden würden. 
Darauf brachte die „Post*, eine freikonservativ-alldeutsche Berliner 
Zeitung, am 8. Januar 1913 einen aufsehenerregenden Artikel, in dem 
sie erklärte, daß die Erfüllung aller jener Wünsche besorgter Vater- 
landsfreunde und verantwortlicher Heerführer unmittelbar bevorstehe, 
und sie gab als den Inhalt der zu erwartenden Vorlage das an, was 
in der Tat später gefordert wurde. Darauf ließ zunächst das Kriegs- 
ministerium durch das Hirschsche Telegraphenbureau diese Nachricht 
fflr unwahr erklären. Damals war man offenbar noch nicht geneigt, 
dem Drängen der Militaristen nachzugeben. Nunmehr setzte aber eine 
planmäßige Hetze der alldeutschen Presse, des Wehrvereins usw. ein. 
Die „Post" sprach in jener Zeit von erbitterten Kämpfen zwischen den 
maßgebenden Regierungsstellen. Daß solche stattfänden, bestritt die 
„Norddeutsche Allgemeine Zeitung" am 24. Januar 1913, fügte aber 
hinzu: „Die maßgebenden Stellen sind längst einig darin, daß eine 
Reihe von Mehrbedürfnissen unseres Heeres befriedigt werden müssen," 
Inzwischen hatte der Generalstab den Reichskanzler und das Kriegs- 
rainisterium umgestimmt. 

Bei der dritten Lesung der Vorlage hielt der sozialdemokratische 
Abgeordnete Scheidemann^) am 28. Juni 1913 eine meisterhafte Rede. 
Er bedauerte, daß das Zentrum und die Fortschrittliche Volkspartei dem 
Gesetz zustimmen wollten und erklärte, es sei un^^ahr, daß die deutschen 
Rüstungen erst die Folge des Vorgehens der Franzosen gewesen seien ; 
der französische Ministerpräsident Barthoa habe noch in diesen Tagen 
in der Deputiertenkammer erklärt, Frankreich habe erst infolge der 
deutschen Pläne die Verlängerung der Dienstzeit ins Auge gefaßt. Mit 
flammenden Worten rief Scheidemann dem Reichstage zu: 

.In letzter Stunde, sozusagen, rufe ich Ihnen angesichts des ganzen Volkes, 
ja der ganzen Welt zu: Suchen Sie die Versöhnung mit Frankreich! 
Gewinnen Sie den Mut, einmal wirkliche Volksvertreter zu sein, d. h. Vertreter 
des Volks, das nichts wissen will vom Wettrüsten, des Volks, das keine Völker- 
verhetzung will, das den Frieden wiU und das Frankreich liebt' 

Trotzdem wurde die Vorlage, durch die das stehende Heer um 
136000 Mann vermehrt wurde, ohne besondere Schwierigkeiten bewilligt. 






- 'AI 
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^) Verhandlungen des Reichstags, XIIL Legislaturperiode, I. Session, Band 290, 
S. 5896 ff. 
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Man darf sagen, dafi alle deutschen Parlamentarier, die für die damalige 
Heeresvermehrung gestimmt, eine schwere Schuld auf sich geladen haben* 
Es soll Mer nicht untersucht werden, wer 1913 mit den Rüstungen 
vorangegangen ist : Deutschland oder Frankreich. Nur sei die Behaup- 
tung von Quidde hervorgehoben, dafi nach Ansicht von Sachkennern 
die Einführung der dreijährigen Dienstzeit in Prankreich, die zweifellos 
schon vor der großen deutschen Rüstungsvoriage ins Auge gefaßt worden 
war, nicht gelungen wflre, hätte nicht die deutsche Heeresvermehrung 
den Stein ins Rollen gebracht.^) 

Die Wehrvoriage von 1913 hatte interessante Rüstungsdebatten in 
einzelnen deutschen Bundestaaten zur Folge. 

Bereits am 22. April 1913 hatte die Zweite elsaß-lothringiscfae 
Kammer gegen die neue Wehrvorlage protestiert. Ende des Jahres 1913 
sprach der Senator Heidmann im Hamburger Senate die Hoffnung aus, 
daß der Zeitpunkt kommen werde, an dem man die schweren finan- 
ziellen Belastungen der Völker durch Rüstungen einschränken und einen 
Teil dieser Gelder für Kulturzwecke verwenden könne.*) 

Hochbedeutsam sind femer die Beratungen des bayerischen Ab- 
geordnetenhauses. Während der Reichstag seiner Aufgabe, den Einfluß 
der Wehrvorlage auf die internationalen Staatenbeziehungen zu prüfen, 
nicht gerecht wurde, kam aus Süddeutschland ein letzter, leider zu später 
Warnruf. Die Verhandlungen sind von welthistorischer Bedeutung. Sie 
zeigen, dafi man auch auf selten der bayerischen Regierung lieber gesehen 
hätte, wenn das Reich von jener Neuforderung Abstand genommen hätte, 
daß man sich nur dem entschiedenen Willen in Berlin gefügt hatte, aber 
nun jedenfalls für die Zukunft klare Bahn schaffen wollte, damit nicht 
erneute Treibereien, insbesondere des Wehrvereins, neue und wieder 
neue Militärvorlagen brächten. Wie groß mußte der Widerwille Bayerns 
gegen die Militärpolitik des Reiches sein, wenn es der bayerische 
Ministerpräsident für nötig hielt, mit solcher Entschiedenheit in öffent- 
licher Sitzung dem Reiche ein „Bis hierher und nicht weiter* zuzurufen I 

Diese Verhandlungen') des bayerischen Abgeordnetenhauses be- 
gannen am 28. November 1913 mit einer Rede des Sozialdemokraten 
SegUz, des späteren Staatskommissars für die Demobilmachung in Bayern. 
Dieser führte aus: Die Sozialdemokraten setzten ihre gan ze Kraft für 

^) Vgl. BuUetin des Haager WeUfriedenskongresses von 1913, S. 38ff; Persius 
in „Friedenswarte" 1913, S. 447; Ho/er, „Die Keime des großen Krieges", Zürich 
1917, S. 210 ff.; Nicolai. „Die Biologie des Krieges". Zürich 1917, S. 112; ferner £n- 
berger, „Die Rüstungsausgaben des Deutschen Reiches", S. 24. 

") „Friedenswarte" 1914. S. 451 ff. 

*) Kammer der Abgeordneten 1913/14; Stenographische Berichte, BandVIl^ 
S. 32, 71, 89, 100, 139, 167, 168 ff., 682. 694ff., 704, 719, 735, 760, 774 ff., 781 ; Band DC, 
S. 1029 ff.; Band XI. S. 877, 882, 887, 895, 896. 900. 
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die Erhaltung des Völkerfriedens ein und bekämpften die imperialistische 
Rastungspolitik, die die Völker zugrunde richten und in ihrem letzten 
Ende zum Weltkriege fahren masse. Sie bekämpften das gewissenlose 
Treiben der an den Rastungen interessierten Kapitalisten, die mit allen 
Mitteln der Intrige, mit Verrat und Spionage, mit Verbrechen aller Art 
arbeiteten, um die Völker gegeneinander zu hetzen. Es sei ein ver- 
dienstliches Werk, daß karzlich im Falle Krupp in kapitalistische Sümpfe 
hineingeleuchtet worden sei. Die Sozialdemokraten erwarteten von der 
bayerischen Regierung, daß sie im Bundesrate ihren ganzen Einfluß 
geltend mache, um die unerträglichen militärischen Lasten herabzusetzen. 
Sie müßten es in der schärfsten Weise mißbilligen, wenn die bayerische 
R^erung der jüngsten ungeheuren Militärvorlage nicht nur zugestimmt, 
sondern auch andere, wegen der hphen Mehrbelastung bedenklich ge- 
wordene Bundesstaaten für diese Mehrbelastung bearbeitet hätte. In 
der Sitzung vom 29. November 1913 antwortete hierauf der Minister- 
präsident Fr/iTi V. HertUng, von einem besonderen Eifer Bayerns, 
von einer besonderen Rüstungsfreudigkeit Bayerns, daß es sich sogar 
bestrebt hätte, andere, zögernde Bundesstaaten anzufeuern, gleichfalls 
den Rüstungen zuzustimmen, sei keine Rede gewesen. Aber das eine 
möchte er sagen: 

H Jetzt mufi in diesen Rüstungen Rulie eintreten. Auf 
Jahre hinaus ist das deutsche Volk nicht imstande, weitere 
Lasten zu übernehmen.*^ 
Hierzu erklärten am 2. Dezember 1913 der Abgeordnete Dr. Günther 
von der liberalen Vereinigung und der Zentrumsabgeordnete Held aus- 
drücklich ihre Zustimmung. Der erstere gab noch der Hoffnung Aus- 
druck, daß die bayerischen Bevollmächtigten zum Bundesrat in diesem 
Sinne instruiert würden. Der Sozialdemokrat Frhr. v. Haller meinte 
allerdings in der Sitzung vom 3. Dezember 1913, die Botschaft höre 
er wohl, allein ihm fehle der Glaube; nicht die Rüstungen genierten 
die besitzenden Klassen, sondern nur das Zahlen für dieselben. 
Am folgenden Tage äußerte sich Dr. Quidde von der liberalen Vereinigung 
noch ausführlicher zu den Worten Hertllngs: Er stelle mit Befriedigung 
fest, daß es in diesem Hause keine einzige Stimme gebe, die sich für 
die Forderung derer einsetze, die heute zu neuen Rüstungen aufreizen 
wollten. Das Bekenntnis des Ministerpräsidenten aber bleibe ein leeres 
Wort, wenn nichts Praktisches darauf geschehe. Wenn man in Deutsch- 
land noch so sehr entschlossen sei, Einhalt mit den Rüstungen zu tun, 
so könnte man doch durch das Vorgehen anderer Mächte erneut zu 

^) Diese Worte sind im offiziellen Protokoll gesperrt Der Ministerpräsident 
hatte sie, wie auch der Abgeordnete Quidde in der Sitzung vom 4. Dezember 1913 
feststellte, mit erhobener Stimme ausgesprochen. 
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weiteren Rüstungen gezwungen werden. Deshalb sei die Rüstungsfrage 
kein nationales, sondern ein internationales Problem und lediglich auf 
dem Wege internationaler Verständigung zu lösen. Diese Frage sei 
praktisch außerordentlich schwer zu verwirklichen; aber man dürfe sich 
dadurch nicht abschrecken lassen und müsse wenigstens an das Studium 
dieser Frage gehen. QuUdde erinnerte dann an die Beschlüsse der 
beiden Haager Friedenskonferenzen, an die amerikanische Bennett-WX 
und an den BeschluJB des Reichstages voita 31. März 1911, durch die 
der Reichskanzler ersucht worden war, „die Bereitwilligkeit zu erklären, in 
gemeinsame Verhandlungen mit anderen Großmächten einzutreten, so- 
bald von einer Großmacht Vorschläge über eine gleichzeitige und gleich- 
mäßige Begrenzung der Rüstungsausgaben gemacht würden'. Weiterhin 
erzählte Quidde, daß ihm kürzlich der frühere holländische Minister 
van Karnebeek, Mitglied der ersten Haager Friedenskonferenz, gesagt 
habe: »Herr Doktor, ich habe mich sehr interessiert für das, was Sie 
über die Beschränkung der Rüstungen gesagt haben; ich muß sagen» 
nach allen meinen Erfahrungen auf Grund der Verhandlungen damals 
und dessen, womit ich mich beschäftigt habe, komme ich doch immer 
wieder auf den einen Gedanken: Man muß vor allem die Rüstungs- 
industrie verstaatlichen; solange die Rüstungsindustrien nicht verstaat- 
licht sind, wird immer wieder der Wille zur Steigerung der Rüstungen 
durch private Unternehmungen, die ihre großen Geschäfte dabei machen, 
gewaltig beeinflußt werden.* Quidde appellierte an den Minister- 
präsidenten, im Bundesrate für auswärtige Angelegenheiten die Initiative 
zu einem Studium der Frage zu ergreifen, und warf die Frage auf, an 
welchen praktischen Weg der Ministerpräsident gedacht habe, um seine 
Worte in Taten umzusetzen. 

In der Sitzung des bayerischen Abgeordnetenhauses vom 8. Januar 
1914 betonte der Zentrumsabgeordnete Lotbl noch besonders, daß das 
ganze Volk dem Ministerpräsidenten für seine Worte bezüglich der 
Rüstungsfrage dankbar sei. In der gleichen Sitzung erklärte der sozial- 
demokratische Vertreter Schmitt unter Hinweis darauf, daß unausgesetzt 
Kräfte am Werk seien, um neue Militärtorderungen zu erheben : »Sollte 
in Deutschland der Rüstungswahnsinn in Permanenz erklärt werden? 
Glauben denn diese Herren — es sind meist hohe Offiziere, Generale a. D. 
und z. D. — , sie könnten unbekümmert darum, ob das Volk unter den 
Lasten zusammenbricht, unbekümmert darum, daß unter diesen enormen 
Ausgaben alle kulturellen Aufgaben im Staate schwersten Schaden er- 
leiden, immer aufs neue Millionen und Millionen fordern?" Der Ab- 
geordnete Dr. Dirr (liberale Vereinigung) fühlte sich freilich veranlaßt, 
es auffallend zu finden, daß gerade der bayerische Ministerpräsident 
dem vielleicht nicht unberechtigten Wunsche nach einem Stillstand der 
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Rfistangen Ausdruck verliehen habe. Dr. Dirr sprach dann auch von 
den Gefahren für die Volkswirtschaft, wenn plötzlich abgerüstet würde 
und das Heer als konsumierender Körper nicht mehr da. wäre. Er wies 
weiter darauf hin, daß die anderen Staaten sowohl prozentual, auf den 
Kopf der Bevölkerung, wie auch zusammengefaßt für einen gewissen 
Zeitraum, mehr für Heer und Flotte ausgäben. Der Sozialdemokrat 
Profit erinnerte im Zusammenhang mit der Äußerung Hertlings daran, 
daß das Zentrum schon oft ähnliche Wendungen habe fallen lassen, 
später aber doch immer für die Heeresvorlagen gestimmt habe. Es 
gehöre keine große Prophetengabe dazu, um zu sagen, daß das auch 
in Zukunft geschehen werde. Die Drahtzieher der Heeresvermehrung 
wüßten zu gut, daß es nach der Richtung hin leicht falle, eine neue 
Heeresvorlage wieder zu^ begründen. Ein Anlaß dazu werde leicht ge- 
funden. Weiter wies der Abgeordnete auf die Forderung der Abrüstung 
hin, die immer weitere Kreise erfasse, auch die bürgerlichen Parteien. 
In der Sitzung des bayerischen Abgeordnetenhauses vom 10. Januar 
1914 erklärte der bayerische Kriegsminister Frhr. v. Kreß, er glaube, 
daß mit dieser Heeresvorlage in unseren Rüstungen ein gewisser Ab- 
schluß erreicht sei; es sei ihm nichts davon bekannt, daß zurzeit eine 
weitere Heeresvermehrung von den maßgebenden Stellen erwogen werde. 
Am 13. Januar 1914 griff der Abgeordnete Müller-Hof diese Äußerung 
des Kriegsministers an und stellte sie der Bemerkung Hertlings gegen- 
über. Er verlangte, daß der Kriegsminister die neue Agitation zu 
weiteren Rüstungen von sich abschüttle. Die neuen Rüstungstreibereien 
wären um so bedenklicher, als man in parlamentarischen Kreisen von 
weiteren Forderungen für die Neubewaffnung der Armee spreche. Es 
müsse doch endlich einmal ein Stillstand in den Rüstungen eintreten. 
General v. Bernhardi habe kürzlich mit Recht gesagt, im letzten Effekt 
werde nur diejenige Macht Sieger sein, die es vor allem auch finanziell 
am längsten aushalte ; wenn es aber so weiter gehe, würden die Finanzen 
der kleinen Bundesstaaten in eine sehr böse Deroute geraten. Der 
Sozialdemokrat Profit kritisierte, daß bei jeder Rüstungsvermehrung 
gesagt würde, jetzt sei Schluß, dann aber doch später erneut Vortagen 
gemacht würden. 1911 seien im Reichstage 11000 Mann bewilligt 
worden. Dabei habe der Kriegsminister v, Heeringen erklärt, mit der 
Annahme dieser Militärvoriage sei die Sicherheit des Deutschen Reiches 
garantiert. Bereits 1912 sei die nächste Militärforderung gekommen, 
wodurch 23000 Mann bewilligt worden seien. Darauf seien immer 
wieder Gerüchte von neuen beabsichtigten Vermehrungen aufgetaucht, 
die von der „Norddeutschen Allgemeinen Zeitung" jedesmal dementiert 
worden seien. 1913 sei aber die militärische Bescherung mit 117000 
neuen Soldaten, 15000 Unteroffizieren und 4000 Offizieren gekommen. 
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Nach solchen Vorgängen könne man die Erklärung Hertlings nicht 
ernst nehmen. Kriegsminister v. Kreß sagte sodann, er könne nicht 
die Erklärung abgeben, dafi keine neuen Forderungen für Bewaffnung 
und Ausrüstung der Armee mehr kommen würden; man könne nicht 
voraussehen, welche Fortschritte die Technik mache. 

Auch in der bayerischen Kammer der Reichsräte kam die Erklärung 
Hertlings zur Sprache. Am 8. Januar 1914 sagte der Referent bei der 
Beratung des Etats des Staatsministeriums, dafi der Wunsch des Minister- 
präsidenten gewiß im ganzen Reiche geteilt würde; allein es könnten 
z. B. durch die Erfindung einer überiegenen Infanteriewaffe weitere 
Opfer nötig werden.*) 

So zeigte sich der bayerische Landtag, der von Anfang an, seit 
jener Erklärung Hohenlohes vom Jahre 1868, ein treuer Mentor des 
Staatswohles in der Rüstungsfrage gewesen war, seiner Aufgabe völlig 
gewachsen. In den Sitzungen vom 7. bzw. 8. Juli 1914 kam die 
Rüstungsfrage erneut zur Sprache. Der Zentrumsabgeordnete Loibl und 
der Abgeordnete Munzinger fragten an, ob von der Militärverwaltung 
eine beruhigende Erklärung abgegeben werden könnte, dafi nicht neue 
Rüstungen veriangt würden. Der Sozialdemokrat Schmitt und der Liberale 
Dr. Dirr wandten sich gegen einige Äußerungen des Generalmajors Keim, 
der den Ministerpräsidenten Frhr. v. Hertllng wegen seiner Äufierungen 
zugunsten eines Stillstandes der Rüstungen angegriffen hatte, und er- 
klärte, daß die Art und Weise des Generals Keim entschieden zum 
Proteste herausfordere. Dr, Dirr sagte ferner: »Auch wir sind der Auf- 
fassung, daß wir nahe an der Grenze unserer Leistungsfähigkeit angelangt 
sind und daß die Aufbringung der Mittel für unser Heer nachgerade 
ein großes volkswirtschaftliches und finanzpolitisches Problem geworden 
ist. Darüber kann keine Frage sein. — Trotzdem spreche ich es offen 
aus : Auch noch heute sind wir der Auffassung, daß die Heeresvorlage 
von 1913 eine unabweisbare Notwendigkeit war.* 

Wieviel mehr wird der Mahnruf des Frhr. v. Hertling aus dem 
Jahre 1914 dann gelten müssen, wenn man am Schlüsse des Weltkrieges 
an den VTiederaufbau der zerrütteten Finanzen und an die Tilgung der 
Milliardenanleihen gehen wird! 

ß) Österreich-Ungarn 

Als 1869 Henry Richard von England nach dem Kontinent kam, 
um in den Parlamenten Resolutionen zugunsten einer Rüstungsbeschrän- 
kung zu veranlassen, hatte er, abgesehen von Preußen und Sachsen, 
auch in Österreich einig en Erfolg. 1869 protestierte eine Minorität des 

») Kammer der Reichsräte, 1913/14, Band III, S. 156. 
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Reichsrates gegen die Rflstungslasten, und am 23. März 1870 wurde 
von dem Abgeordneten Mayrhofer ein Antrag eingebracht, der die 
Regierungen zu einer allgemeinen Abrüstung aufförderte. Der Vor- 
schlag vereinigte aber nur 55 Stimmen auf sich und galt somit als 
abgelehnt. ^) 

Ebensowenig Erfolg hatte ein Antrag, der am 13. Januar 1876 
im österreichischen Abgeordnetenhause von den Abgeordneten Fux, 
Dr. Heilsberg und Genossen eingebracht wurde. Darin wurde das Parla- 
ment aufgefordert, dem Fisdihofsdien Gedanken einer Vereinigung von 
Parlamentariern zum Zwecke der Heeresreduktion wärmste Sympathie 
entgegenzubringen und die Erwartung auszusprechen, daß die Regierung 
den auf eine allgemeine, gleichmäßige und gleichzeitige Reduktion der 
Heere hinzielenden Bestrebungen ihre Mitwirkung nicht versagen werde. 
Der Antrag kam jedoch nicht zur Beratung.^) 

Im Jahre 1879 begründete die österreichische Regierung ihren 
Gesetzentwurf betreffend den Kriegsstand des stehenden Heeres folgender- 
maßen: 

,Fttr eine patriotische Pflicht würde die Regierung es ansehen, noch vor Ab- 
lauf der bis zum Schluß des Jahres 1899 zu verlängernden Frist des erhöhten 
Kri^sstandes die ihr zustehende Initiative zur Herabsetzung der Kriegsstarke 
des Heeres und der Kriegsmarine sowie auch zur Einschränkung des Wehrsystems 
überhaupt zu ergreifen, wenn unter den Mächten eine von der Regierung gewiß 
ebenso wie vom hohen Reichsrate ersehnte Verständigung über eine Verminderung 
der Wehrkräfte früher erzielt werden sollte.* 

Ahnlich erklärte in der Sitzung vom 21. September 1879 des 
ungarischen Abgeordnetenhauses der Ministerpräsident v. Tisza: 

.Auch ich bin für die Herabsetzung des Armeestandes ; trotzdem ist es not- 
wendig, die Heeresmacht mindestens in der gegenwärtigen Stärke zu erhalten, 
wenn wir uns nicht der Gefahr der Isolierung aussetzen wollen. Die Monarchie 
ist nicht in der Lage, zu einer allgemeinen Abrüstung die Initiative zu ergreifen. 
Wenn die europäischen Mächte die Abrüstung durchführen wollen, so wird das 
neue Wehrgesetz uns nicht hindern, ein gleiches zu tun.**) 

So wurde zu derselben Zeit, als v. Bühler im Deutschen Reichs- 
^ge eine Rüstungsbeschränkung forderte, auch in Österreich-Ungarn auf 
das Problem hingewiesen. 

Am 15. März 1892 äußerte sich der Abgeordnete Dr. Peez im öster- 
reichischen Parlamente, er sei weit davon entfernt, zu verlangen, daß 
San Staat den Anfang mit der Abrüstung mache; aber nichtsdesto- 
weniger sei auch Österreich verpflichtet, an den allgemeinen und immer 

^) Märignhac, .L'arbitrage international*, S. 381; Appleton, ,Memoirs ol Henry 
f^idiard', S. 102. 

*) Vgl. .Friedenswarte', 1910, S. 207; Charmatz, Adolf Fischhof, .Das Lebens- 
bild eines österreichischen Politikers', Stuttgart 1910. 

*) Fried, .Das Abrüstungsproblem', 1905, S. 9. 
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deutlicher hervortretenden Bestrebungen mitzuwirken, diesen Dingen 
doch endlich einmal ein Halt zuzurufen.^) 

Aus den Heeresverhandlungen der österreichischen Delegationen 
vom Herbst 1894 sei erwähnt, daß der Präsident v. Chlumecky in der 
Eröffnungsrede feststellte, dafi in Europa die Anspannung aller Kräfte 
für die Wehrmacht fortdauere und dafi den Mächten der ersehnte Augen- 
blick noch nicht gekommen erscheine, wo man an eine wesentliche 
Herabminderung des Heeresaufwandes denken könne. Der Delegierte 
Dr. Promber betonte, kein Staat könne für sich abrüsten; es könnten 
dies nur alle auf einmal tun ; die Steigerung des Kriegsbudgets sei eine 
Art Prämie für die Erhaltung des Friedens.*) 

Bei den Verhandlungen über das Rekrutengesetz im österreichischen 
Abgeordnetenhause stellte am 10. November 1894 Monsignore Dr. 
Sdieidier den Antrag, „die hohe Regierung aufzufordern, bei den befreun- 
deten Regierungen die Idee der allgemeinen Abrüstung und gleich- 
zeitigen Einsetzung eines Völkerschiedsgerichts anzuregen". Zur Begrün- 
dung führte Sdieidier aus: Es sei eine allgemeine Tatsache, daS, wenn 
der gegenwärtige wirtschaftliche Zustand länger fortdauere, das ganze 
Reich und die einzelnen Staatsbürger zugrunde gehen würden. Es müsse 
daher in diesem Hause betont werden, heute und in jedem folgenden 
Jahre, daS die Rüstungen aufhören oder zum mindesten Jahr für Jahr 
zurückgehen müfiten. Dazu erklärte Landesverteidigungsminister Graf 
Welsersheimb : Den Berufsmilitärs sei es gewifi nicht darum zu tun, die 
Rüstungen ins Ungemessene zu steigern; man sei aber in dieser Hin- 
sicht gezwungen, den anderen Staaten zu folgen. Osterreich stehe nicht 
an der Spitze der Bewegung zur Ausdehnung der Heere. Dafi es möglich 
wäre, in einer solchen Frage, deren Lösung wohl zu den schwierigsten 
Problemen der Zeit gehöre, die Initiative zu ergreifen, möchte er nicht 
zusagen; es hänge dies sehr davon ab, mit welcher Aussicht auf Erfolg 
man eine solche Aktion einleiten würde. Der Antrag wurde abgelehnt. 
Auf der Interparlamentarischen Konferenz zu Brüssel 1895 erklärte 
Baron Pirquet der Antrag Sdieidier im Reichsrate hätte mehr Stimmen 
erhalten, wenn der Antragsteller, der nicht Mitglied der Union sei, ihn 
seinen Kollegen vorher mitgeteilt hätte.*) 

Am 22. Juni 1895 sagte der Delegierte Kaftan in der österreichischen 
Delegation: „Wer von den Mächtigen dieser Erde zuerst das erlösende 
Wort „Abrüstung" aussprechen wird, den werden Jahrhunderte segnen, 
der wird den Grundstein damit 'gelegt haben zum Palaste der Wohlfahrt 
und der wahren Kultur der Menschheit; diese Tat würde eine gröfiere 

*) Amoldson, .Pax mundi*, Stuttgart 1895, S. 175. 

») .Die Waffen nieder", 1894, S.380, 393. 

•) .Die Waffen nieder", 1894, S. 455 ; .La Conference Interparlementaire", S. 345. 
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Bedeutung haben als die Schlacht bei den Pyramiden, während welcher 
nach dem berühmt gewordenen Ausspruche Napoleons vier Jahrtausende 
auf das französische Heer herabblickten/ ^) 

Ein Jahr später, in der Sitzung vom 10. Juni 1896, fragte der 
Abgeordnete Kramarz, der spätere Ministerpräsident der tschecho-slowa- 
kischen Republik, in der österreichischen Delegation, wann die Steigerung 
der Budgets endlich ein Ende nehmen wolle; die notwendigsten Kultur- 
aufgaben würden vernachlässigt; es sei eine Autosuggestion aller „Staats- 
erhalter* sämtlicher Länder, dafi das Heer immer gröfier werden müsse. 
Und am 17. Juni 1896 betonte der Delegierte Swoboda an derselben 
Stelle, es sei unrichtig, dafi die Aufrechterhaltung der bestehenden 
Gesellschaftsordnung nur durch Bajonette und Magazingewehre möglich 
sei ; die Rüstungen seien die größte Gefahr für den Frieden ; die Rüstungs- 
kosten Europas hätten längst die Grenzen des Möglichen überschritten. ') 

In der Sitzung des Reichsrates vom 12. Oktober 1896 sagte der 
Abgeordnete Dr. Brzorad, in keinem Parlamente, der Welt würden die 
Militärvorlagen so klanglos und mit solcher Bereitwilligkeit votiert wie 
in Osterreich, es sähe wirklich so aus, als ob hier niemand den Druck 
des überspannten Militarismus fühle, unter dem die ganze Bevölke- 
mng ächze und leide. Wer aber in^ die Lage komme, mit dem Volke 
zu verkehrein, höre bei jeder Gelegenheit, dafi die immer mehr wachsenden 
Militärlasten der hauptsächlichste Grund der schlechten wirtschaftlichen 
Verhältnisse seien. In der grofien Masse herrsche ein hoher Grad von 
Erbitterung gegen den sogenannten bewaffneten Frieden. In anderen 
Staaten opponierten Mitglieder der grofien Parteien, und nur in Oster- 
reich überlasse man es den Extremen allein, ihre Wamungsrufe ertönen 
zu lassen. Der ehemalige Kriegsminister Bauer habe schon im Jahre 1890 
ausgesprochen, dafi man infolge des wachsenden Militarismus einer 
Katastrophe entgegengehe. In gleicher Weise'wandte sich der Abgeordnete 
Dr, Vasiäy gegen das Rüsten, das sich schon das starr-absolute Oster- 
reich zur ersten Aufgabe gestellt habe. Der Minister für Landes- 
verteidigung Graf Welsersheimb erwiderte : Man habe über die Miß- 
stimmung der Bevölkerung wegen der wachsenden Militärlasten gesprochen. 
Es sei begreiflich, dafi diese Krankheit der Zeit, denn als solche betrachte 
er das Rüstungsfieber, als solche empfunden würde. Aber es sei dpch 
schwer, dafi gerade Osterreich mit der Abrüstung beginne. Osterreich 
könne sich nicht wehrios machen, wenn alle anderen fortrüsteten.') 

Am 7. September 1898 interpellierte der Abgeordnete Soma Visontai 
im ungarischen Abgeordnetenhause die Regierung, welche Stellung sie 

») .Die Waffen nieder', 1895, S. 259. 

>) .Die Waffen nieder*, 1896, S. 255 ff. 

«) .Die Waffen nieder', 1896, S. 451. 452, 454. 
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ZU dem Zarenmanifeste einnehme. Er verwies auf die grofien militärischen 
Lasten Ungarns sowie darauf» dafi man die kulturellen Aufgaben nicht 
genügend erfüllen könne. Ministerpräsident Baron Banffy erwiderte, 
er schätze die Schwierigkeiten nicht gering, stehe aber wie sämtliche 
anderen Regierungen der Anregung sympathisch gegenüber. Ähnlich 
äußerte sich bald darauf im österreichischen Reichsrate der Minister- 
präsident Qraf Thun. ^) 

Nach der Haager Konferenz, im März 1901, erklärte Graf 
Welsersheimb ^ das österreichische Wehrsystem vertrage kein Herab- 
gehen, bedürfe vielmehr der Fortentwicklung. Ein mächtiger Monarch 
habe die Initiative zum Studium der Rüstungsfrage ergriffen, aber 
geschehen sei bisher nichts. Alles rüste ins Unendliche, und wer seine 
Interessen wahren wolle, müsse mitrüsten.') 

Als man 1906 im englischen Unterhause eine Rüstungsverständigung 
anregte, wurde der österreichische Minister des Äufiem in den Dele- 
gationen befragt, wie er sich hierzu stelle. Graf Goludiowski erwiderte : 
„Es wurde auch von Abrüstung gesprochen. Ja, meine sehr geehrten 
Herren, das ist so eine eigene Sache. Es wäre ja ganz schön, wenn 
die Rüstungslasten vermindert werden würden, aber das wird auf unab- 
sehbare Zeit noch ein frommer Wunsch bleiben. Jch stehe der Sache 
sympathisch gegenüber, aber praktische Bedeutung hat sie absolut nicht* ^) 
Nach der zweiten Haager Konferenz, am 27. Januar 1908, erklärte in 
der ungarischen Delegation der Minister des Äußern , es hätten sich 
bei der Diskussion der Rüstungsfrage im Haag bald Schwierigkeiten 
gezeigt, welche einer Lösung entgegenständen; deshalb wäre von einer 
Diskussion dieses unreifen Problems ke\n Erfolg zu erwarten gewesen.*) 

Ein bedeutsamer Antrag wurde am 27. Oktober 1910 im Ausschuß 
des Äußern der österreichischen Delegationen verhandelt. Der Ab- 
geordnete Seitz hatte nämlich beantragt, die Regierung aufzufordern, 
mit Italien in Verhandlungen über die beiderseitige Einstellung der 
Flottenrüstungen zu treten. Der Delegierte Frhr. v. Sdiwegel meinte, 
ein solcher Vorschlag könne nur von einer stärkeren Regierung gemacht 
werden. Der Ausschuß sei sicherlich für eine Herabminderung der 
Rüstungen und davon überzeugt, daß die österreichisch-ungarische Re- 
gierung gerne jeden geeigneten Anlaß benutzen werde, Abmachungen 
solcher Art zu schließen. Wenn man aber sage, die handelspolitischen 
Interessen der Monarchie erheischten keine Verstärkung der maritimen 
Kräfte Österreichs, so mache er darauf aufmerksam, daß es für die öster- 



») .Die Waffen nieder". 1898, S. 438, 485. 
«) .Friedenswarte-, 1901, S.42. 
») .Friedenswarte" 1906, S. 137. 
*) .Friedenswarte" 1908, S.22. 
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reichischen und ungarischen Ansiedlungen in ausländischen Häfen sehr 
gut sei, wenn sich dort zeitweilig die österreichische Kriegsflagge zeige. 
Er sei dafür, dafi der Antrag Seitz zurückgezogen werde und man sich 
mit dem Aussprechen der Oberzeugung begnüge, daß die österreichische 
Regierung geeignetenfalls solchen Verhandlungen mit aufrichtiger Sym- 
pathie entgegenkommen werde. Er beantrage demgemäß. Bei der Ab- 
stimmung wurde der Antrag Seitz abgelehnt, der Antrag Sdiwegel, an- 
genommen.^) In der Delegation des österreichischen Reichsrates wurde 
der Antrag Seitz als Minoritätsantrag nochmals vorgebracht und dort 
mit 34 gegen 6 Stimmen abgelehnt.*) 

Am 26. Okt. 1910 bezeichnete im Heeresausschuß der österreichischen 
Delegationen der Delegierte Masaryk, der spätere Präsident der tschecho- 
slowakischen Republik, die Rüstungen als Wahnidee und verias eine Reso- 
lution der österreichischen Friedensgesellschaft zugunsten der Abrüstung. 

Als die Vereinigten Staaten von Amerika im Juni 1910 durch die 
sogenannte Bennet-WX die Einsetzung einer fünfgliedrigen Kommission 
beschlossen hatten, welche die Möglichkeit einer internationalen Rüstungs- 
beschränkung zu prüfen hätte, interpellierte der Delegierte Dr, Exner in 
dem Ausschuß der Delegationen für auswärtige Angelegenheiten am 
30. Januar 1911 den Minister des Auswärtigen über die Stellungnahme 
der östeneichischen Regierung zu dieser Frage. Minister Graf Ähren- 
thal erwiderte, er habe die amerikanische Anregung mit großem Inter- 
esse entgegengenommen, könne sich aber nicht verhehlen, daß in einem 
Zeitalter, in welchem der Zustand des bewaffneten Friedens allgemein 
als gesicherte Gewähr gegen den Ausbruch von Feindseligkeiten an- 
gesehen würde, einer solchen Anregung kaum ein unmittelbarer Erfolg 
beschieden sein dürfte, und daß ein solcher überhaupt nur möglich er- 
scheine, wenn alle in Betracht kommenden Mächte sich dem von der 
amerikanischen Volksvertretung ausgedrückten Wunsche anschlößen ; des- 
halb habe er sich zunächst an die anderen Regierungen gewandt, um 
deren ^Stellungnahme zu erfahren. Auf Grund dieser Erklärung wurde 
am I.Februar 1911 folgende Resolution angenommen: 

.Die Delegation der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder nimmt 
die Erklärung Seiner Exzellenz des Herrn Ministers des AuSem betreffend die 
Initiative des Präsidenten sowie des Senates und des Repräsentantenhauses der 
Vereinigten Staaten in bezug auf die Ernennung einer fünfgliedrigen Kommission 
zum Zwecke der Einschränkung der Rüstungen der einzelnen Nationen durch 
ein internationales Obereinkommen zur Kenntnis und ladet die gemeinsame 
Regierung ein, alle geeigneten Mittel zu ergreifen, die die Erreichung dieses 
großen Zieles fördern könnten.") 

*) .Friedenswarte- 1910, S. 204 ff. 

') .Documenta Interparlementaires* Nr. 4, S. 3 ff. 

») .Friedenswarte* 1911, S.36. 















"'j- 



;'H 






•_^ 



% 









f<i 



yji 



* ji 



110 II* Anregungen von Parlamentariern 

Auch im Ausschuße für Äußeres der ungarischen Delegation wurde 
Graf Ahrenthal interpelliert und gab am 6. Februar 1911 eine ähnliche 
Antwort. 

Am 18. Februar 1911 nahm der Heeresausschuß der österreichischen 
Delegation eine Resolution an, worin die Regierung aufgefordert wurde^ 
alle auf eine Abrüstung hinzielenden Bestrebungen zu unterstützen. Am 
folgenden Tage forderten die Delegierten Stanek und Sramek an der- 
selben Stelle, daß Österreich-Ungarn die Abrüstungsfrage anrege. 

Bei den Verhandlungen über den Voranschlag des Ministeriums des 
Äußern in den österreichischen Delegationen führte am 23. Februar 1911 
der Sozialist *D. Soukap aus: Das Problem der Abrüstung sei trotz 
alledem auf dem Marsche. Das kleinliche Gezänk Europas müsse 
angesichts der Konzentration der amerikanischen Republiken und dem 
Erwachen Asiens zurücktreten. In demselben Tempo, in dem die riesen- 
haften Rüstungen sich mehrten, würden auch die Stimmen der Sozial- 
demokratie zunehmen. Der italienisch-radikale Delegierte Delugon gab 
der Ansicht Ausdruck, daß eine von Österreich-Ungarn, Deutschland und 
Italien ausgehende Anregung zu einer internationalen Abrüstungskonferenz 
überall tatkräftige Zustimmung finden werde. Am folgenden Tage ver- 
langte der Delegierte Sramek die Initiative Österreichs in der Rüstungs- 
frage. Der Delegierte Kramarz meinte, die Rüstungen seien eine Folge des 
preußischen Militarismus, eine notwendige logische Folge von Königgrätz 
und Sedan. Bis zu einem gewissen Grade seien zwar die großen Rüstungen 
ein Friedenselement, weil alle Staaten deshalb den Krieg doppelt fürchteten ; 
aber wenn die Rüstungen unerträglich geworden seien, könne gerade 
dies zu einer Katastrophe führen. Darauf führte der Minister des Äußern 
Graf Ährenthal aus: 

.Im Hinblick auf die Kreditvorlagen zur Vermehrung unserer Streitkräfte zu 
Wasser und zu Lande ist der Wunsch geäufiert worden, daß endlich mit den 
Rüstungen ein Ruhepunkt gewonnen werde und dafi man jede Anregung, welche 
auf eine solche Einschränkung hinzielt, seitens der österreichisch-ungarischen 
Regierung nicht nur sympathisch aufnimmt, sondern auch unterstützt. Ich kann 
nur meine früheren Erklärungen wiederholen und betonen, daß, wenn solche 
Anregungen uns einen praktischen Erfolg zu liefern versprechen, sie auch gefördert 
werden. Aber ich bin der Ansicht, dafi das, was Dr, v. Qrabmayr mit Bezug auf 
Österreich-Ungarn und Italien an einer Stelle seiner Rede gesagt hat: .Nicht 
die Regierungen, sondern die Völker brauchen eine Annäherung und Verständigung', 
allgemein gilt. Mit der materiellen Abrüstung allein, wenn dieselbe überhaupt 
möglich und durchführbar wäre, wäre nicht vieles gewonnen. Wenn die Waffen 
aus Erz ruhen sollen, so muß man von den Waffen des Wortes auch vorsichtiger 
Gebrauch machen, sonst wird die Atmosphäre des Hasses und der Feii\dschaft 
neuerdings großgezogen ... Es ist gewissermaßen sehr naheliegend, ausgebend 
von unserem Allianzverhältnis zu Italien und bei dem Wunsche, daß unsere 
Rüstungen zur See nicht übermäßige Proportionen annehmen, den Gedanken 
vorzubringen, daß wir ä deux, also die zwei Alliierten, diese Rüstungen fixieren. 
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Ich glaube auch, dafi Dr. v, Grabmayr sich mit dieser Anregung befafit und die 
auch von mir geteilte Auffassung wiedergegeben hat, daß dieser Qedanice zu 
praktischen Resultaten Icaum führen würde. Ich möchte diesbezüglich bemerken, 
dafi man bei dieser Anregung von zwei Annahmen auszugehen scheint, die beide 
nicht zutreffend sind. Einerseits, als ob Österreich-Ungarn und Italien, wenn sie 
ihre Rüstungen zur See zu zweien festlegen würden, ein idyllisches Dasein führen 
könnten. Ich glaube, beide würden aus diesem idyllischen Dasein rasch erwachen» 
und ich brauche nur neuerdings hier zu betonen, was Ja auch von Sr. Exzellenz 
dem Herrn Marinekommandanten wiederholt worden ist: Wir hängen teilweise 
bei der Fixierung unserer Rüstungen zur See von den einschlägigen Maßnahmen 
der anderen Regierungen ab. Die zweite Annahme ist die, als ob wir gegen- 
einander rüsten würden, so dafi, wenn wir unsere Rüstungen zur See ä deux 
fixieren würden, wir dadurch auch dieses Oegeneinanderrüsten verhindern könnten.* 

Am Schlüsse dieser Beratungen wurde folgende Resolution an- 
genommen: 

Die Delegation nimmt die Erklärung des Ministers des Äufieren betreffend 
die Initiative des Präsidenten sowie des Senats und des Repräsentantenhauses der 
Vereinigten Staaten in bezug auf die Ernennung einer fünfgliedrigen Kommission 
zum Zwecke der Einschränkung der Rüstungen der einzelnen Nationen durch ein 
internationales Obereinkommen zur Kenntnis und ladet die gemeinsame Regierung 
ein, alle geeigneten Mittel zu ergreifen, die die Erreichung dieses grofien Zieles 
fördern könnten.'^) 

Am 18. März 1911 interpellierte im ungarischen Reichstage der 
Abgeordnete Hallö die Regierung über ein Flottenabkommen mit 
Italien. Der Ministerpräsident Khuen-Hiderväry betonte» dafi die öster- 
reichischen Rüstungen nicht gegen Italien gerichtet seien. 

Bald darauf, am 21. März 1911, brachte der Abgeordnete Gießwein 
im ungarischen Reichstage folgende Resolution ein: ' 

.Das Abgeordnetenhaus weist die Regierung an, im Wege des Ministeriums 
des Aufiern dahin zu wirken, dafi Vorbereitungen fttr die im Jahre 1913 im 
Haag stattfindende Konferenz getroffen werden and auf deren Tagesordnung die 
gleichzeitige internationale Einschränkung der Kriegsrüstungen gestellt werde.* 

Gegenüber diesem von 30 Abgeordneten unterzeichneten Antrage, 
der von der Kammer angenommen wurde, erklärte der Ministerpräsident 
in der Debatte am 27. März 1911, keinerlei Einwendungen zu haben. Der 
Abgeordnete Graf Apponyi bedauerte, daß die österreichisch-ungarische 
auswärtige Politik in der Schaffung von institutiven Garantien für den 
Frieden die Rolle eines Hemmschuhes spiele. Er hoffe, dafi dieser Zu- 
stand, den er auch während seiner Mitgliedschaft an der Regierung 
bemerkt habe, nach der Annahme der heutigen Resolution aufhören 
werde. Leider lehre die Erfahrung, dafi die hierauf abzielende Tätig- 
keit der ungarischen Gesetzgebung an der vom Minister des Äufiem 
befolgten Praxis Schiffbruch leide. Aufier Osterreich - Ungarn sei es 
nur Deutschland gewesen, das bei der Haager Konferenz gegen alle 

») .Friedenswarte' 1911, S. 74 ff. 
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kühnen radikalen Anregungen Stellung genommen habe. Aus dem Bflnd- 
nisse mit Deutschland folge aber nicht, dafi man die Politik Deutschlands 
auf diesem Gebiet nachahmen müsse. In Deutschland mehrten sich die 
Stimmen, die die deutsche Regierung bewegen wollten, ihren schroffen 
Standpunkt zu ändern. Auch Italien fühle sich in der Stellungnahme zu 
Fragen des Weltfriedens keineswegs durch das Bündnis beengt. Diesem 
Beispiel müsse man folgen. In einer Rede vom 28. März 1911 meinte 
der ungarische Ministerpräsident Graf Khuen - Hiderväry , gerade 
schwächere Rüstungen gefährdeten den Frieden, da sie andere Staaten 
zu Angriffen veranlassen könnten. Übrigens seien auch die Rüstungen 
produktiv ; die entgegengesetzte frühere Meinung habe man aufgegeben. 
Auf die übrigen Ausführungen dieser besonders angreifbaren Rede soll 
hier nicht näher eingegangen werden.^) 

Am 21. März 1911 hatte die Christlich -Soziale, Partei inzwischen 
folgende Interpellation im österreichischen Abgeordnetenhaus eingebracht: 

.Der englische Staatssekretär des Äußern, Sir Edward örey, hat am 13. dieses 
Monats im englischen Unterhause eine Rede gehalten, welche durch . den die 
fortwährend steigenden Militärlasten betreffenden Passus und die zur Verminderung 
derselben gemachten Anregungen weithin die größte Aufmerksamkeit erregt und 
allgemeinen Beifall gefunden hat. Sir Edward Grey hat darauf hingewiesen, 
daß die Bürde der Rüstungen schon bald eine größere Gefahr als der Krieg 
selber sei; sie bedeute ein Verbluten der Volkskraft in Friedenszeiten. Der 
Staatssekretär findet es für hoch an der Zeit, daß die Regierungen nach 
Mitteln und Wegen suchen, um den Frieden auf billigere Weise zu sichern und 
die zwischen den Staaten auftauchenden Differenzen durch Schiedsgerichte zu 
beseitigen. • 

Wenn irgendein Reich diese so ungewohnten Friedensworte mit rückhalüoser 
Zustimmung aufnehmen kann, so ist es gewiß unsere Monarchie, die auf Onind 
ihrer ganzen Geschichte vor jeder Eroberungspolitik und von Jedem gewaltsamen 
Eingriff in fremde Interessensphären weiter als irgendein anderer Staat des 
Kontinents entfernt ist. Und wenn jemand berufen ist, Bestrebungen, die auf 
friedliche Austragung von Differenzen und auf Sparsamkeit im Staatshaushalte 
hinzielen, zu fördern, so ist es wieder unsere Monarchie. In der letzten Dele- 
gaUonstagung wurde diese Willensmeinung der gemeinsamen Regierung gegenüber 
ganz klar zum Ausdruck gebracht. Nachdem inzwischen der englische Staats- 
sekretär des Äußern diese hochbedeutsame Kundgebung erlassen hat, wäre der 
schönste Anlaß geboten, jene Schritte einzuleiten, die wenigstens über die 
Durchführbarkeit der vom englischen Minister gegebenen Anregung Klarheit 
schaffen und dann auch zu den notwendigen Verhandlungen über ein gemein- 
sames Vorgehen der beteiligten Staaten führen würden. 

Die Gefertigten stellen darum an seine Exzellenz den Herrn Ministerpräsi- 
denten die Anfrage: Was gedenkt Seine Exzellenz zu tun, um die vom englischen 
Staatssekretär Sir Edward Grey gegebene Anregung in geeigneter Weise zu 
fördern und dem in ganz Osterreich herrschenden Friedens- und Sparsamkeits- 
bedürfnis entsprechenden Nachdruck zu geben?' 

«) .Friedenswarte- 1911, S. 113 ff. 
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Infolge Auflösung des österreichischen Abgeordnetenhauses ■ 
diese Interpellation leider gegenstandslos.*) 

Am 14. Mai 1911 trat im ungarischen Reichstage der Abgeoi 
Ketemen für die Verminderung der Rüstungen ein. 

In diesem Zusammenhange sei auch eine Äufierung des offis 
.Pester Lloyd" vom 24. Juli 1912 erwähnt, worin es hieß: östei 
Ungarn sei des unsinnigen Weth^stens zur See mflde und würd 
sein Flottenprogramm verzichten, wenn England ihm die bündigi 
Sicherung gebe, in einem Kriege mit Deutschland die Kflsten der D< 
monarchie nicht angreifen zu wollen. Ein solches Abkommen ' 
einen wertvollen Präzedenzfall schaffen. Eine Folge hatte diese Ann 
nicht, abgesehen von einzelnen Presseaufierungen und der Reso 
des Nationalrates der englischen Friedensgesellschaften, die den W 
aussprach, man werde in England auf diese Anregung eingehen. 

Es seien noch zwei in der Hauptsache gleichlautende AuSen 
aus den Verhandlungen der österreichischen Delegationen erwähnt 
28. November 1913») betonte der Delegierte Dr. Grabmayr un 

*) .Friedens warte' a. a. O. 

■^ .Priedenswarte* 1912, 5. 305 ff. In dem Manifest der Sozialdcmokra 
Partei Kroatien-Slawoniens vom 18. Oktober 1912 hleB es u. «.: .Der kaplUlls 
Interessen und des militärischen Dranges nach kriegerischen Abenlenem wegE 
das arbeitende Volk alljährlich mit grüBeren und schwereren Lasten für Heer nn< 
belegt ... Das Volk ächzt unter den Lasien des Militarismus, da fast altes fi 
und Mordwerkszeuge aufgeht; was Übrigbleibt, ist aber viel zu wenig fQr 
wirtschaftliche, kulturelle und soziale Zwecke.' Vgl Grünberg, .Die Intemi 
und der Weltkrieg', Leipzig 1916, 1, S. 119. 

*] Der Parteitag der Deutschen Sozial demokratiBchen Arbeiterpartei li 
spnch am 2. November 1913 nach einem Referat des Abgeordneten Leuthrti 
stimmig folgende Resolution aus: 

.. . . Der Parteitag erhebt Protest gegen die geplante neue ErhOhu 
Heeres- und Landwehrkontlngenle, die durch gesetzwidrige Zurflckbebaltt 
ErsatZT%servlsten vorwegzunehmen die Kriegsverwaltung kUhn genug wa 
ungeheuren, auf 400 Millionen geschätzten Kosten der Mobilisierung, dl 
Setzung der OeschDtzrefonn, die angekQndigte Aufstellung eines zweiten 
nought-Gesch waders bedrohen die Vfilker Österreich -Ungarns mit einer 
ordentlichen Mehrbelastung von weit über einer Milliarde. Der Mlliti 
hat von dem Staate vollständig Besitz ergriffen, er zerrüttet seine Finanzer 
die Quellen der Steuerkraft ab und entzieht den sozialen und kulturellen Rc 
alle Mittel, drtlckt die breiten Schichten des arbeilenden Volkes Ins tiefsti 
und treibt sie Obers Meer. Der Militarismus Ist zum einzigen Inhalt 
Staatslebens, unserer Staatstfltlgkeit geworden. Der Parteitag fordert dal 
gesamte Arbeiterklasse auf, ihren Kampf gegen den Militarismus mit leidei 
lieber Entschlossenheit zu führen und alle, die Ihn stützen, als Feinde der 
kraft und Zerstörer der Volkswirtschaft tatkräftigst zu bekämpfen.' 
kolle, S.211. Auch der Parteitag der Deutschen Sozialdemokratischen Arbelti 
in Wien vom November 1912 halte die Parteiorganisationen zur ,A| 
gegen die KrtegsrQstung' aufgefordert) 
Wibbcrg, \Ht iDtcraiUanite BMEhrlDknng d*T Raitungen t 
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April 1914 der Delegierte Dr. BaernreUter, die Rflstungslasten schritten 
immer weiter vorwärts; der einzelne Staat mflsse mit; wer zurflckbleibe, 
werde erdrückt.*) 

y. Frankreich 

Die parlamentarischen Verhandlungen der grofien französischen Revo- 
lution haben sich mit der Frage der Rüstungsbeschränkung meüies VTissens 
nicht befaßt*) 1831 sagte Casimir Parier in der Deputiertenkammer, 
er hoffe, dafi sich alle Nationen bald über die Beschränkung der 
Rüstungen verständigten, daß der Friede endgültig in Europa aufge- 
richtet würde und alle Völker die furchtbare Last der Rüstungen von 
sich würfen. Die Rede veranlafite Louis-Philippe zu einer Diplomaten- 
konferenz, von der noch zu sprechen sein wird. ') Einige Jahre später, 
am 12. Januar 1849, regte Bouvet in der französischen Deputierten- 
kammer die Einberufung eines internationalen Kongresses über Ab. 
rüstung und Schiedsgerichtsbarkeit an. Es wurde eine besondere 
Kommission emgesetzt, die eine solche Reform für möglich hielt, sich 
aber angesichts des augenblicklichen unruhigen Zustandes von Europa 
gegen eine sofortige Behandlung des Problems erklärte.^) An der- 
selben Stelle sprach sich am 29. Juni 1867 Garnier -Pagis für eine 
Entwaffnung Frankreichs aus, selbst wenn die anderen Staaten nicht 
folgten.*) Auch gelegentlich der Versuche Napoleons IIL, in den 
Jahren vor dem Deutsch - Französischen Kriege eine Rüstungsverstän- 
digung herbeizuführen, kam es zu Kammerreden über die Rüstungs- 
frage. Am 28. Februar 1887 wurde der Entwaffnungs- und Schieds* 
gerichtsanfrag von Boyer und Passy auf Fonbelles Ausschufibericht 
nicht in Betracht gezogen.*) Durch den von Boyer eingebrachten und 
durch Passy unterstützten Anfrag sollte die Regierung veranlaßt werden, 
eine internationale Konferenz anzuregen, die eine allgemeine und gleich- 
zeitige Entwaffnung und die Einführung des internationalen Schieds- 

^) .Priedenswarte' 1914, S. 23, 188. 

') Die Verhandlungen der Nationalversammlung vom 15., 20. und 21. Mai 1790, 
wer nach der Verfassung das Recht Aber Krieg und Frieden und somit die Ver- 
fügung Aber Heer und Flotte habe, gehören nicht in diesen Zusammenhang. .Oazette 
Nationale ou Moniteur Universel' 16., 21. und 22. Mai 1790. 

•) Picard, S. 29. 

^) Report of the proceedings of the second general peace congress held in Paris, 
London 1850, p. 2; Kamarowski, .Le>tribunal international', Paris 1887, S. 305. 

■) Hetzel. S. 56. 

*) Hetzel, S. 89; .Journal officiel, Doc. Pari. Chambre 1887', Nr. 1461 ; Picard, 
S. 40ff.; .Wie man den Krieg abschafft! Ein Aufruf an alle Friedensfreunde von 
einem Menschen", Berlin 1892, S. 48. 
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gerichts beschliefien sollte« Die Vorbereitungskommission meinte, zur 
Prüfung des Projektes liege keine zwingende Notwendigkeit vor, 
zwar beseele alle der Wunsch nach Frieden, aber das Elend des 
Krieges sqi nicht zu beseitigen; Frankreich könne nicht vorangehen, 
da alle Völker rüsteten. Passy meinte bei den Verhandlungen, die 
Einsetzung von Schiedsgerichten werde mehr und mehr eine Abrüstung 
ermöglichen. Auch in folgenden Jahren stellten Passy und Boyer noch 
ähnliche Anträge, ohne jedoch einen Erfolg zu haben. ^) 

Bemerkenswert ist der Antrag, den der Deputierte Dejeante am 
19. Dezember 1896 in der Deputiertenkammer einbrachte. Danach 
sollte die Regierung eine internationale Konferenz zur gleichzeitigen 
und verhältnismäfiigen Rüstungsbeschränkung einberufen und dafür 
soigen, daß bis zur Ausführung dieses Vorschlages die Streitkräfte der 
Nationen auf dem gegenwärtigen Stande blieben. Zur Begründung 
führte Dejeante aus, die Verständigung mit Rufiland sei jetzt zustande 
gekommen; aber manche fürchteten, daß diese nur mit dem Hinterge- 
danken einer Revanche gegenüber Deutschland geschlossen worden sei ; 
man müsse zeigen, dafi dieser Zusammenschluß den Frieden bedeute 
und die Rüstungsverständigung einleite. Nur 35 Abgeordnete stimmten 
dafür, sodaß der Antrag als abgelehnt galt.^) Nach Eriaß des Zaren- 
manifestes stellte VaUlant im Herbste 1898 einen Antrag auf Verminde- 
rung der Rüstungen, der gleichfalls abgelehnt wurde.') 

Am 12. Juni 1902 hielt der große französische Sozialist /oi^^ in 
der französischen Deputiertenkammer eine Rede zugunsten der Rüstungs- 
beschränkung, worin es hieß: 

»Sicherlich will kein Volk vor dem andern abrüsten, und es gliche einer 
Verleumdung, wollte man behaupten, daS wir Frankreich seine Verteidigung, 
seine Rflstung, sein Schwert nehmen wollten, ehe ein internationales Überein- 
kommen die gleichzeitige Abrüstung der Völker Europas vorbereitet habe . . . 
Wir wollen das Frankreich der Revolution nicht entwaffnen. Aber die Zahl der 
Manner, die sich wundem und es skandalös finden, die Kulturmenschheit ständig 
der Gefahr ausgesetzt zu sehen, sich gegenseitig die Eingeweide ai^ dem Leibe 
zu reifien, wflchst in allen Ländern. Die Zahl der Männer, die sich wundem und 
betrübt sind, ungeheure Summen hingeopfert zu sehen, die für soziale Werke, für 
die Werke des Lebens anstaü für die Werke des Todes gefordert werden könnten, 
nimmt ebenfalls aller Orten zu. Die Menschheit trauert und entsetzt sich bei 
dem Anblick, daß wir dem Friedensregiment, das tatsächlich seit 32 Jahren in 
Europa henscht, keine Befestigung zu geben vermochten. Wir leben unter diesem 
ungeheuren Paradoxon des bewaffneten Friedens, das den Nationen weder den 
Rausch des Krieges noch die Sicherheit des Friedens zu geben vermag. 

>) .Almanach de la Paix'', Paris 1891, S. 51. 

^ «La Conference Interparlementaire 1896', S.529, 539; .Revue O^n^rale de 
droit international public', 1897, S. 137 ; Picatd, S. 43. 

*) Fried, .Handbuch der Friedensbewegung', Band n, S. 141. 
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Wann wird denn dieser Gewissens- und Vemunftskandal endlich aufhören? Wer 
weiß» ob die Völlcer nicht erwarten, dafi ein Völle sich erhebe, um vor dem 
anderen eine Sprache des Friedens und der Offenheit zu sprechen? Wer ^ireifi, 
ob es nicht die Aufgabe des Frankreichs der Revolution ist, dem die glorreiche 
Initiative reserviert ist? . . .* 

Seit dieser Zeit ist Jauräs mit gröfitem Mute und bewunderungrs- 
würdiger Konsequenz für die Aufgabe des Revanchegedankens in Frank- 
reich und die Verständigung mit Deutschland eingetreten. Besonders 
in einer Rede vom 23. Januar 1903 verlangte Jauris erneut das 
Hinarbeiten auf einen dauernden, organisierten und endgültigen Frieden, 
sowie eine gleichzeitige Abrüstung.^) 

Sehr ausführlich verhandelte die französische Deputiertenkammer 
am 23. und 24. November 1903 bei der Budgetberatung über die Rfistungs- 
frage. Etienne, erster Vizepräsident der Kammer, erklärte zunächst, er 
sei kein Anhänger der Abrüstung. Er begreife, dafi es andere Nationen 
gebe, die von Abrüstung sprechen könnten, besonders eine, die in dieser 
Hinsicht die Unterhandlungen viel leichter beginnen könnte, da sie 
nichts zu fürchten und nichts zu bedauern habe. Habe aber Deutsch- 
land jemals eine solche Absicht kundgegeben? Auch eine andere Regie- 
rung habe das nicht getan. Wenn von fremder Seite Vorschläge unter- 
breitet würden, so empfehle er deren Prüfung; aber er flehe, die Würde 
zu bewahren und nicht mit einem Vorschlage voranzugehen« Der Sozialist 
de Pressense, der in seinem der Kammer erstatteten Bericht an die Worte 
Qosdiens von 1899 erinnert hatte, betonte, es handle sich nicht um ein- 
seitige Abrüstung, sondern lediglich darum, durch eine gemeinsame 
Aktion der Mächte dem nämschen WetÜauf ein Ende zu machen. Er 
könne nichts tun, was mit Vaterlandsliebe unvereinbar sei, aber man 
könne Prankreich keinen besseren Dienst erweisen, als für eine 
Rüstungsverständigung einzutreten. Nach einigen Bemerkungen von /aur^^ 
sagte Emile Chautemps, dafi Frankreich für seine Kriegsmarine vor 
zehn Jahren 220 Millionen Franken, England dagegen 400 Millionen 
Franken ausgegeben habe; heute gebe Frankreich 300 Millionen und 
England 900 Millionen Mark aus; auch die Seerüstungen der Ver- 
einigten Staaten von Amerika würden immer gröfier. Gegenüber diesem 
Anwachsen der Rüstungsausgaben anderer Staaten dürfe man nicht von 
einer Abrüstung sprechen. Pressensi aber meinte, er danke dem Kol- 
legen für die unfreiwillige Unterstützung seiner Behauptung. Wenn man 
sich vor zehn Jahren mit England und Amerika über die Rüstungen 
verständigt hätte, so würden die Rüstungslasten niemals eine solche 
Höhe erreicht haben. 

^) .Priedenswarte' 1903, S. 10 ff. Auf diese Rede wies eine Resolution 
des Weltfriedenskongresses zu Ronen von 1903 hin. 
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Sodann stellte der Deputierte Hubbard in derselben Sitzung den 
Antrag, dafi die Kammer die Regierung einladen solle, sich mit den 
fremden Mächten über die Beschränkung der Rüstungen zu verständigen. 
Der Minister des ÄuSern, Delcassi, erwiderte, Frankreich habe nicht 
nötig, zu den Mächten zu sprechen; es habe mehr als gesprochen, es 
habe gebandelt. Nicht nur das französische Kriegsbudget, sondern auch 
das Marinebudget seien seit einigen Jahren gesunken, während in dieser 
Zeit die Militärausgaben der anderen Staaten zugenommen hätten. Er 
habe nicht nötig zu sagen, weshalb Frankreich die Initiative nicht er- 
greifen könne. Georges Leygues schlofi sich diesen Worten des Ministers 
an. Er stimme, so betonte er, nicht für Hubbards Vorschlag. Er sei 
ein Freund des Friedens; Frankreich litte gewiß unter den Rüstungen; 
aber es gebe Dinge, die es nie vergessen könne. Man dürfe nicht 
glauben, daß sich Frankreich durch die Annahme jenes Antrages seiner 
PQicht entzöge und die Hinfälligkeit seiner legitimsten Ansprüche ein- 
gestehe. Man dürfe in den Geistern der französischen Jugend nicht 
pLt Täuschung hervorrufen, dafi die Stunde der grofien militärischen 
Aufgaben verüber sei; man dürfe die Willenskraft nicht lähmen, die man 
vielleicht in einer Stunde, die niemand voraussagen könne, nötig haben 
werde. Sie hätten nicht nur für ihre Sicherheit zu sorgen, sondern auch 
für ihren Stolz. ^Wer stark in militärischer Hinsicht sei, der habe auch 
am meisten am Weltmarkt mitzureden; das Eisen rufe Gold hervor. 
Gegen diese Ausführungen protestierte unter stürmischem V^derspruche 
eines erheblichen Teiles der Versammlung und unter lebhaftem Beifall 
der äußersten Linken der große Warner Jaures im Namen der Mensch - 
lidikeit und im Namen Frankreichs. Wörtlich sagte er in seiner histo- 
risdien Rede: 

,,Haten Sie sich vor dem Antlitz, das Sie Frankreich geben, hüten Sie sich 
vor der Rolle, die Sie ihm in der Welt zuerteilen I Sie sagen den anderen 
VOlicem: „Beginnet!" Die Sicherheit des Friedens, der Beginn einer verab- 
redeten und gleichzeitigen Abrüstung wird aber erst möglich sein, sobald Frank- 
reich ein Wort gesagt haben wird, das es aber nach Ihnen nicht sagen darf. 
Deshalb habe ich jenes Wort als frevelhaft bezeichnet Sie sind es, die von 
nun ab in* der Welt für und für die Geschichte, die Sache unseres grofien be- 
freienden Frankreichs mit der Ursache des ewigen Krieges verknüpfen. ... Sie 
haben das Vaterland beleidigt." 

Bei der Abstimmung wurde Hubbards Antrag mit 490 gegen 60 
Stimmen abgelehnt. ^) 

^) Vgl. „Friedenswarte" 1903, S. 174 ff. Zu Deicassis Worten bemerkt Alfred 
^' FrUd, die Behauptung, Frankreich habe seine Rüstungsausgaben herabgesetzt, sei 
vobl nicht zutreffend; selbst wenn dies aber der Fall gewesen wäre, so würde es 
doppelt nahe gelegen haben, nun auch die anderen Mächte zu einer gleichzeitigen 
Verminderung zu veranlassen. 
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Am 11. April 1905 hielt der Senator d'Estoumelles de Constcutt 
bei der Generaldiskussion des Marinebudgets eine Rede betreffend 
die französisch -englische Verständigung über die Rüstungen. Er be- 
tonte, die fortwährenden Rüstungen stärkten nicht etwa das Land, 
sondern schwächten es. Die entgegengesetzte Behauptung kehre z^var 
in allen Parlamenten wieder; doch es gebe mehrere Parlamente, aber 
nur eine einzige Wahrheit. Die Regierung fordere nicht die Flotte, 
die Frankreich zukäme, sondern „die Flotte seiner Politik*, und diese 
Politik biete keine Garantie der Sicherheit, sondern bilde eine stete 
Gefahr; von den 3Vs Milliarden Einkünften würden 2 Milliarden auf 
Schuldentilgung und das Heer verwandt, aber nur IVt Milliarden für 
die lebendigen Kräfte der Nation. Die Zahl der Einwohner Frankreichs 
vermehre sich nicht, auch nicht sein Handel und seine Industrie; um 
also die Einnahmen zu vermehren, sei man darauf angewiesen, den 
Steuerzahler doppelt und dreifach zu belasten. Frankreich habe seit 
30 Jahren keine Gelegenheit gehabt, eine einzige Milliarde für die Ver- 
besserung der Flußschiffahrt und der Häfen auszugeben. Die Häfen 
versandeten und hätten keine Verbindung mit den fruchtbaren Gegenden 
im Innern des Landes ; so leide die Handelsmarine, während man sie mit 
Subventionen und Panzerkreuzern zu schützen suche. Man solle sich vor 
dem Schlagworte der Seegeltung hüten; der Herr des Meeres sei ein 
schöner Romantitel; es gebe aber nur eine Seeherrschaft, die nicht 
einem einzigen Volke gehöre, sondern einer Assoziation der Völker. 
Es müsse eine internationale Entente zustande kommen, die sich ver- 
pflichte, die Seerüstungslasten zunächst nicht weiter zu vermehren. Man 
habe die Produktion des Zuckers international geregelt ; dasselbe müsse 
auch für die Reglementierung der Seerüstungen möglich sein. Er wies 
dann weiter auf die Rüstungsvorschläge des Zaren Nikolaus und Lx)rd 
Goschens hin, sowie auf die V^ederholung der von letzterem ausge- 
gangenen Erklärung durch Chamberlain. Am 6. März 1905 habe die 
englische Regierung ihr Flottenbauprogramm um 80 Millionen Franken 
vermindert und damit den Beweis geliefert, dafi es ihr mit ihren An- 
regungen ernst sei. Richtig sei zwar, daS Amerika neuerdings stark 
rüste; aber es sei von Europa angesteckt worden; man solle nicht mit 
einer Verständigung warten, bis das aufstrebende Amerika die doppelte 
Zahl von Schiffen habe. Auch Deutschland würde sich von einer Ver- 
ständigung nicht ausschließen. Die Stellung der deutschen Regierung 
gegenüber dem Reichstage würde eine schwierige sein, wenn sie wieder 
eine Vermehrung der Flotte fordern würde, falls England und Frank- 
reich ihre Rüstungen beschränkt hätten. Es würde mit solchen Ver- 
trägen ähnlich gehen wie mit den Schiedsverträgen. Deutschland würde 
schliefilich auch unterzeichnen, und es hiefie dieses Land beleidigen, 
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n. Das Vaterland Goethes und Kants würde 
ir ausschlieBen und sich nicht endgültig zum 
s erklären. Man habe das Kaiserwort .Unsere 
sser* falsch ausgelegt; denn der Kaiser meine 
ebenso wie die Kriegsmarine; wenn man mit 
fhOre, würde man eines Tages sagen müssen : 
lern Wasser*. Er verlange keine Beschrankung, 
:and der Rüstungen, und zwar zunächst ein 
1 Frankreich und England Ober die Marine- 

1906, also ziemlich genau ein Jahr spfiteti 
r de Constant im französischen Senate seine 

sich am 12. Juni 1906 der Ministerpräsident 
kammer aus: Frankreich hoffe mit den anderen 
ere Losungen, die auf der Achtung vor dem 
;s wünsche, daB der Fortschritt der öffentlichen 
itung den Nationen gestatten werde, die Ver- 
en Lasten als möglich anzusehen, welche die 
;onferenz vertreten gewesenen Mächte als so 
Ir die Zunahme der materiellen und sittlichen 

06 wandte sich d'Estoumelles de Constant im 
I die neuen Flottenrüstungen, wobei er nament- 
ToQen Panzerschiffe für die Küstenverteidigung 
erstellung billiger Unterseeboote ein, die jeden 
srhtndem konnten. Marineminister Thomson 
an die Stelle der Gewalt getreten sei, müsse 
des Landes sorgen.*) In dem gleichen 
isische Deputiertenkammei den vom Kriegs- 
ler franzOstsch-italienischen Grenze geforderten 
0000 Franken herab. Der Gedanke der Ent- 
ar zuerst von Gaston Mach, einem führenden 
in der Schrift .D^armons les Alpes* 1905 
y, der Ende 1906 Berichterstatter des Kriegs- 
in worden.*) 

S. 87 ft.; Baron d'EitoumelUs de Constant. Rede aber 
nte zur Bcschrinkung d« maritimen RflstnnKen, Berlin 

S.95. 
S. 138. 
S. 15». 
S.lSff. 
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Anläfilich des Zusammentritts der zweiten Haager Friedenskonferenz 
interpellierte am 7. Juni 1907 Pressensi den französischen Minister 
des Aufiem über die Haltung Frankreichs auf der bevorstehenden Kon- 
ferenz. Pressensä sowie der nachfolgende Redner Fournier traten für 
Beschränkung der Rüstungen ein. Minister Pichon erwiderte u. a.: 

.... Auch über die Frage der Rüstungen will ich einiges sagen. Die Re- 
gierung der Republik hat schon früher erklärt, daß sie bereit ist, diese Frage zu 
diskutieren, wenn sie gestellt wird, und sie hat ihre Meinung nicht geändert. 
(Starker Beifall.) Aber ich mufi hinzufügen: Große Ulusionen machen wir ans 
in dieser Hinsicht nicht. Für eine solche wichtige Frage mufi eine allen Re- 
gierungen genehme Formel gefunden werden, die, ohne Herrn de Pressensi zu 
nahe treten zu wollen, trotz der schönsten Theorien noch nicht gefunden ist. 
Die erste Voraussetzung wäre dabei Einigkeit aller Regierungen, wie ich schon 
sagte, und Sie wissen es ja alle, daß diese sich bisher nicht erzielen liefi. Die 
Vereinigten Staaten, England und Spanien wollen die Frage diskutieren, Deutsch- 
land hat offen erklärt, an der Diskussion nicht teilzunehmen. Österreich-Ungarn 
nahm eine ähnliche Haltung ein. Japan erklärte, sich von allen Diskussionen 
fernzuhalten, die keinen praktischen Zweck verfolgten, aber es würde wahr- 
scheinlich der Beratung nicht fernbleiben. Frankreich kann nur noch einmal 
sagen: Wenn der Vorschlag in einer positiven Form gemacht wird, so sind wir 
bereit, ihn zu diskutieren. Ja, wir wollen noch mehr tun. Wir wollen es ver- 
suchen, den Weg anzudeuten, auf dem die Diplomatie zu einer praktischen 
Lösung dieses Problems gelangen könnte.'^) 

Bei den Verhandlungen im französischen Senate Ende 1907 über 
neue Flottenforderungen hob der Berichterstatter hervor, daS, nachdem 
die Rüstungsfrage im Haag gescheitert sei, in allen Staaten gerüstet 
würde, so dafi auch Frankreich mittun müsse. d'Estoumelles de Constant 
erklärte am 28. Dezember 1907 mit Recht, die Haager Konferenz habe 
gar nicht über die Beschränkung der Rüstungen beraten und daher könnten 
auch die neuen Rüstungen nicht dadurch veranlaßt sein. Für das 
Scheitern der Bemühungen zur Rüstungsfrage mache er nicht die Re- 
gierung verantworüich, sondern das französische Parlament ; darin säfien 
die wirklich Schuldigen.') Eine weitere Rede hielt der unermüdliche 
Vorkämpfer unserer Sache am 2. Juli 1908. Darin führte er aus, die 
übertriebenen Ausgaben des Marineministeriums gefährdeten die Sicher- 
heit Frankreichs und dessen internationale Beziehungen, zumal sie in den 
letzten 25 Jahren von 180 auf 333 Millionen Franken gewachsen seien; 
wenn sie anderwärts, vor allem in Deutschland, noch mehr zugenommen 
hätten, so dürfe man nicht vergessen, dafi Frankreich nur 39 Millionen 
Einwohner, eine Staatsschuld von mehr als 30 Milliarden und ein Jahres- 
budget von 4 Milliarden habe. Die Panzerschiffe seien unnütz gegen 
Deutschland, zumal das Schicksal der Kolonien im Landkriege ent- 

*) .Friedenswarte' 1907, S. 136. 
") .Friedenswarte- 1908, S. 21 ff. 
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hnmächtig gegen England und nur geeignet, Frank- 
I Abenteuern fortzureißen.*) 

che Deputiertenkammer befafite sich am 27. Dezember 
ten Haager Konferenz und der Vorbereitung der dritten 
' betonte, es gebe keine Frage, die sich gebieterischer 
deren LOsung man so wenig Verständnis zeige. Das 
icht der Regierungen im Haag gewesen. Man habe 
nales Problem vor sich; denn jeder Staat richte seine 
len Rüstungen der anderen Staaten. Deshalb könne 
iweigenden Verständigung zugunsten der Vermehrung 
ohl eine internationale Verständigung zum Zwecke 
g folgen. Auch Fressens^ forderte in dieser Sitzung 
' die englisch-deutschen Verhandlungen eine Initiative 
- Rflstungsfrage. Die Stunde sei gekommen, so hob 
temationale Frtedensorganisation zu bilden.*) 
. April 1910 wurde die Rüstungsfrage im französischen 
ndelt. Es waren zwei Panzerschiffe gefordert worden. 
lies de Constant bedauerte, daS der Senat sich in der 
fmde, eine schwerwiegende Entscheidung zu treffen, 
rissen, was er tue; es sei nicht weise, sich in eine 
sen, die das Budget noch weiter belasten werde, ohne 
;it habe, daß die gebrachten Opfer nützlicher seien 
iren verausgabten Milliarden. Der Senator Flaissüre 
ing für eine Abrüstungskonferenz ein.*) 
mier Antrag wurde am 23. Februar 1911 bei der Be- 
ibudgets im französischen Parlament von dem SozJa- 
tellt. Dieser lautete: »Die Kammer fordert die Regie- 
n anderen Mächten, besonders mit Deutschland und 
ungen einzuleiten, die eine gleichzeitige Beschränkung 
im Ziele haben, und inzwischen mit den Auftragen 
1 warten." Der Antragsteller führte insbesondere aus: 

England unserem Frieden keine Gefahr; mit dem 
er Länder sei die Enteute cordiale zustande gekommen, 
tian sich beute nicht an Deutschland, um mit gleich 
1 gleich günstiges Resultat zu erzielen? Die sozia- 
irarte, da& Frankreich eine internationale Verständigung 
zeitige Rüstungsbeschränkung einleite. England sei 
g einzuschlagen; in Deutschland erhöben sich viele 

gleiche Ideal. Wenn die Kammer dem Vorschl^e 

rte" 1908, S. 132. 
rte* 1910, S. 4 ». 
irte' 1910, S. 69 ff. Documents Interparlementaires No. 3, S. 91 ff. 
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zustimme, so würde die öffentliche Meinung jedes Landes die Regierung 
zwingen, dem Beispiele Frankreichs zu folgen. Frankreich aber ginge 
nicht kleiner, wohl aber gröfier und bewunderungswürdiger aus dieser 
Periode moralischer Überwindung hervor. Es hätte die zivilisatorische 
Aufgabe erfüllt, die ihm zufalle. Minister des Aufiem Pidion erwiderte, 
die Regierung könne den Vorschlag Sembats nicht annehmen. Sie sei 
der Meinung, daS der Antrag ein praktisches Resultat nicht haben, 
vielmehr die Interessen des Landes schadigen werde. Wahrend Frank- 
reich über die Beschrankung der Rüstungen diskutiere, würden die 
anderen Mächte, die Frankreich sowieso voraus seien, weiter rüsten. Im 
Haag sei man 1907 auch zu keinem Resultate gelangt. Die Regierung 
sei bereit, die Frage zu prüfen, könne aber nicht weitergehen. Weder 
in den Vereinigten Staaten von Amerika noch in England noch in 
Deutschland schlage man eine Rüstungsbeschränkung vor (?). Die beste 
Friedensgarantie seien die Rüstungen. Sembats Antrag wurde mit 352 
gegen 189 Stimmen abgelehnt. Doch wurde ein Vorschlag Dumonts 
mit 476 gegen 56 Stimmen angenommen, der die Regierung aufforderte, 
dahin zu wirken, daß auf die Tagesordnung der nächsten Haager Kon- 
ferenz die Frage einer gleichzeitigen Einschränkung der Rüstungen gesetzt 
werde. Pidion betonte, diesem letzteren Antrage zustimmen zu können, da 
er mit den französischen Instruktionen zur zweiten Haager Konferenz im 
Einklang stehe und der Regierung die Wahl des Zeitpunktes freilasse. ^) 

Auch im Senate wurde die Rüstungsfrage zu gleicher Zeit erörtert. 
Der Marineminister gab bei dieser Gelegenheit die Erklärung ab, Frank- 
reich müsse eine starke Rüstung beibehalten, solange noch nicht *die 
Morgenröte der allgemeinen Entwaffnung angebrochen sei.') 

Am 31. Mai 1912 forderte in der Deputiertenkammer Mistral die 
Beschränkung der Rüstungen. Er erinnerte an die Worte Uoyd Georges 
vom 3. Februar 1912. Er wies auf die neuen Rüstungen Englands und 
Deutschlands hin, die voraussichtiich neue französische Rüstungen zur 
Folge haben würden. Das sei, so meinte Mistral, ein Circulus vitiosus. 
Es sei ein Wettrennen ins Verderben, das ein Ende nehmen müsse.*) 
Am 14. Juni 1912 interpellierte Paul Meunier die Regierung, ob sie 
entschlossen sei, den verschiedenen Manifestationen zugunsten einer 
Rüstungsbeschränkung Folge zu geben.*) 

Am 6. Juni 1913 stellte Jauris einen Antrag auf Einführung der 
Miliz. Am 19. Juni 1913 beschloß die Deputiertenkammer die Wieder- 

^) .Friedenswarte' 1911, S.74; .Documents Interparlementalres Nr. 5% Mai 1911, 
S. 1 ff.; .La Paix par le Droif, Paris 1911, S. 157 ff. 
*) .Marine Rundschau' 1911, I.Band, S. 625. 
') .Die Friedensbewegung' 1912, S. 186 ff. 
«) .Die Friedensbewegung« 1912, S. 205 ff. 
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einffihrung der dreijährigen Dienstzeit Vergebens protestierte dEstour- 
neues de Constant am 1. August 1913 gegen die Annahme dieses Be- 
schlusses im französischen Senat. ^) 

Schliefilich ist noch eine weitere Rede von d' Estotirnelles de Con- 
stant im französischen Senate vom 22. Januar 1914 zu erwähnen. An- 
läfilich der Beratung der Einkommensteuer führte er aus: 

.Bevor ich diese Tribüne verlasse, möchte ich zusammenfassend Ihnen noch 
folgendes zurufen: Hflten Sie sich vor den Enttäuschungen, die unserer harren, 
haten Sie sich, unsere Inferiorität vorzubereiten, statt unsere wirtschaftliche Wider- 
standskraft zu vermehren, wenn Sie so fortfahren, unsere Lasten zu vergrößern. 
Was uns not tut, ist nicht so sehr die Vermehrung unserer Steuern, als die Ver- 
minderung unserer unproduktiven Ausgaben. Hundertmal habe ich es gesagt, 
doch wollten Sie es mir leider niemals glauben: uns tut not eine vernünftige 
Beschränkung der Rüstungen auf Grund gegenseitiger Konzessionen und durch 
ein Abkommen, das unsere nationale Sicherheit nicht nur nicht beeinträchtigen, 
sondern durch unser besseres Gedeihen sogar befestigen würde. Ich habe nie- 
mals ein Hehl daraus gemacht von dem/ was ich kommen sehe. Ich habe 
immer gesagt, daß wir dem Abgrund zuschreiten. Jetzt stehen wir 
davor und ich rufe Ihnen nochmals zu: Hüten Sie sich. Noch ist es Zeit zum 

Einhalten.-*) 

^ __ — ____. 

^) Der zehnte Nationalkongreß der französischen Sozialistenpartei, der vom 23. 
bis 25. März 1913 zu Brest tagte, hatte folgende Resolution über die dreijährige Dienst- 
zeit und die Rüstungen angenommen, die von Compäre-Morel beantragt worden war: 

.Le 10. Congr^ . . ., constatant que le d^veloppement des armements et le 
vote de la loi de trois ans seraient consid^r^s par la nation et le monde comme 
les preuves Evidentes et carad^ristiques d'une politique nationaliste et chauvine ; 

Consid^rant que le seul moyen d'assurer la defense nationale est d'instaurer 
les milices par l'armement g^n^al du peuple et que toute diminution du service 
mflitaire est un pas dans cette voie, que le prolongement du s^Jour des jeunes 
soldats en caserne en est la n^gation; 

Consid^rant que les charges provoqu6es par la paix arm^e, dangereuses pour 
le peiiple et mortelles pour la vie 6conomique et sociale des nations, ne peuvent 
diminuer qu'autant que Tarbitrage d^velopp^ et consolid^ r^glera tous les diff^rends 
tnteraationaux dont la disparition est subordonn^e ä la disparition du regime 
capitaliste lui-m^me; 

Consid^rant que deuz grands peuples comme TAllemagne et la France 
peuvent doimer le signal du d^sarmement parallele et simultan^ par un accord 
loyalement et publiquement affirm^; 

Le Congrös se f^licite de Taction commune des partis socialistes allemand 
et fran^ais, et se solidarise avec les socialistes alsaciens-lorrains qui, traduisant 
le voeu de la population enti^re de TAlsace-Lorraine, ont affirm^ ne vouloir ä aucun 
prix d'une r^vanche qui mettrait la France et TAllemagne aux prises. 

Donne mandat au groupe parlementaire et i la Commission administrative per- 
manente de mener dans le Parlement et dans le pays Taction la plus ^nergique 
et la plus r^olue pour Tentente franco-allemande, rarbitrage international, les 
milices nationales et contre la loi ,de trois ans.* 
Vgl. Grünberg a. a. O. S. 130. 

*) .Friedenswarte- 1914, S. 49. 
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Und in einer Rede vom 19. April 1914 hob der französische 
Ministerpräsident Doumergue hervor: 

.Wir mflssen uns sehr stark erhalten, solange um uns herum andere ihre 
Militärmacht vergrößern, solange die Völker nicht durch wünschenswerte ein- 
hellige und gleichzeitige Übereinkommen ihre Rüstungen einschränken und den 
Entschluß fassen, ihre Differenzen und Konflikte durch Schiedsspruch zu regeln.* 

Nach alledem kann man nicht sagen, dafi das französische Paria* 
ment in der Abrflstungsfrage ein besonderes Verständnis bewiesen habe. 

ö. England 

1. Bis zur Einberufung der ersten Haager Konferenz 

Eine der ersten Debatten, die in England über die Rüstungsfrage 
stattfanden, war diejenige über die Vergrößerung der Seestreitkräfte auf 
den kanadischen Seen Ende März und Anfang April 1816. Damals 
wurde immer wieder der Satz vorgebracht, daß der Friede nur durch 
starke Rüstungen aufrechterhalten werden könnte. Trotz dieser Haltung 
des englischen Parlaments kam bald darauf der Rusk-Bagot-Wertnig zu- 
stande, von dem an anderer Stelle zu reden sein wird.^) 

Im Jahre 1841 begann eine große Propaganda führender englischer 
Parlamentarier für eine Rüstungsbeschränkung. Obwohl damals das eng- 
lische Heeres- und Flottenbudget erst 220 Millionen Mark betrug, er- 
klärte Sir Robert Peel im englischen Unterhause: 

.Ist die Zeit noch nicht gekommen, wo die mächtigen Länder Europas ihre 
Rflstungen, die sie so emsig veraiehren, einschränken? Ist die Zeit noch nicht 
gekommen, wo sie bereit sind, zu erklären, daß solche übermäßigen Einrich- 
tungen zwecklos sind? Wo liegt der Vorteil einer Macht, die in so hohem Mafle 
ihr Heer und ihre Flotte vermehrt? Sieht sie nicht, daß andere Mächte ihrem 
Beispiel folgen? Das Resultat davon wird sein, daß keiner Macht ein relativer 
Stärkezuwachs zuteil wird, wohl aber eine Aufzehrung der Hilfsquellen eines 
jeden Landes für militärische Rüstungen stattfinden muß. Sie berauben damit 
nur den Frieden um die Hälfte seiner Vorteile und nehmen die Wirkungen eines 
eventuellen Krieges vorweg. Das wahre Interesse Europas liegt darin, zu einem 
gemeinsamen Akkord zu kommen, der Jedes Land in den Stand setzt, die 
Rüstungen, die mehr einem Kriegszustand als einem Friedensstand angepaßt 
sind, zu vermindern'.') 

Damals bestand ein scharfer Rflstungswettkampf zwischen England 
und Frankreich, dem man sich vergebens entgegenzustemmen suchte. 

^) Posten .Limitation of armament on the great lakes*, Carnegie Endowment 
for international peace, Washington 1914, S. 6; Levermore, .The anglo-american 
agreement of 1817", Boston 1914, S. 8;//iiii5iir</.sParl. Debates vol. 33', S.376 ff., 
567 ff. 

») Fried, .Handbuch der Friedensbewegung", Band II, S. 73 ff.; .The bürden of 
armaments, a plea for retrenchement, by the Cobden Club", London 1905, S. 13 ff. 
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Eine grofie Rflstungspanik brach besonders 1847—1848 aus, als Prinz 
JoütvUle, ein Sohn Louis-Philipps, in Frankreich und der Herzog von 
Wellington in England alarmierende Briefe über die Notwendigkeit einer 
Rflstungsvermehrung veröffentlichten. Es handelt sich um die erste der 
drei Paniken, von denen spater Cobden in seinem Buche „The three 
Panics' (1863) schrieb. Namentlich infolge des Widerstandes des eng- 
lischen Ministers Lord Aberdeen gelangte in den vierziger Jahren das 
Projekt des Herzogs von Wellington, d^r bereits 1844 ein Memorandum 
über die notwendige Vergrößerung der englischen Rotte eingereicht 
hatte, nicht zur Annahme. 

Als Cobden in der Sitzung des englischen Unterhauses vom 12. Juni 
184d> einen Antrag zum Abschluß von Schiedsverträgen einbrachte, der 
mit 176 gegen 97 Stimmen abgelehnt wurde, wies er zur Begründung 
seines Vorschlages auf das immer stärkere Anwachsen der Rüstungen 
hin, delien ein Ziel gesetzt werden müsse. Auf die Bedenken Lord 
Palmerstons eingehend, sagte Cobden weiter, der Zustand Europas sei 
kein Frieden, sondern nur ein Waffenstillstand ; zwei Millionen Mann unter 
Waffen, zweihundert Millionen Pfund Sterling alljährlich verausgabt für 
diesen Wahn, müßten Europa in Tod und Verderben stürzen.^) Bald 
darauf, am 12. März 1850, erklärte Sir Robert Peel im Unterhause: „Keine 
größere Wohltat könnte dem Menschengeschlechte zuteil werden, als 
wenn die großen Kontinentalmächte ihre relativen Positionen beibehalten 
würden, wobei jede Macht ihre Armee auf eine Stärke herabsetzen könnte, 
die ihre Kraft nicht aufzehren und die Grundlage ihres Gedeihens nicht 
untergraben würde."') 1851 beantragte Cobden im Unterhause, es solle 
eine Adresse an Seine Majestät gerichtet werden, um ein Rüstungsab- 
kommen mit Frankreich anzuregen. Lord Palmerston stimmte mit dem 
Wunsche überein, bat aber von einem besonderen Beschlüsse abzusehen. 
Das geschah denn auch.*) 

Nach dem Staatsstreiche Napoleons III . vom Jahre 1851 brach in 
England eine neue Panik in bezug auf die Rüstungen aus, da man 
Napoleons III. Absichten für weniger friedlich hielt wie die seines Vor- 
gängers. Es fanden größere Heeresvermehrungen statt. Am 21. Juli 1856 
hielt John Bright im Unterhause eine Rede zugunsten der Rüstungs- 
beschränkung.*) Nach dem Krimkriege bemühte sich besonders Disraeli, 
eine Beschränkung der englischen Rüstungen zu erreichen,^) freilich ohne 

»'— ■■ — ■- ..l.!-..- — ■ III I ■ — I ■ ■ 11 ■■!-■» III ■ ■ ■■■I ■■! ■ , ■■■ ■ ■■ ■ I , , . ^ , 

^) Fried a. a. O., S. 72; Anitchow, »Krieg und Arbeit', Berlin 1912, S. 76. 
«) Fried si. a. O., S. 74; .The bürden of armaraents*, S. 21 ff. 
B) Beriebt der .International law associatlon' 1879, S. 204. 
*) Vgl. Scott, .The Hague Peace Conferences-, 1909, Band I, S. 32ff.; Hart- 
sards .Parllamentary Debates, Third Series vol. 155', S. 199. 
*) .The bürden of armaments", S. 26 ff. 
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Erfolg. DisraeU wurde unterstützt von Qladstone, Lord Russell und 
Cobden. Anfang der sechziger Jahre trat besonders Cobden far eine 
Verständigung Ober die Rüstungen mit Frankreich ein.^) 

Die nächsten mir bekannten Verhandlungen des englischen Parla- 
ments stammen aus dem Jahre 1880. Am 15. Juni jenes Jahres stellte 
Henry Richard den Antrag, es solle eine Adresse an die Königin gesandt 
werden, daß sie den Minister des Äußern beauftrage, in Verhandlungen 
mit anderen Mächten zwecks einer verhältnismäßigen und gleichzeitigen 
Rüstungsbeschränkung zu treten. Gladstone wandte sich gegen diesen 
Antrag. Der Abgeordnete Courtney stellte das Amendement, es sei Pflicht 
der Regierungen, jede passende Gelegenheit zu ergreifen, um den fremden 
Regierungen die Abrüstung anzuempfehlen. Dies Amendement wurde, 
da es Gladstone weder empfehlen noch bekämpfen wollte, angenommen.^) 
Als Marquis Bristol am 25. Juli 1887 im Oberhause den Antrag auf 
Initiative zur Schaffung eines Schiedsgerichtshofes stellte, wies er zur 
Begründung auf die enormen Rüstungen Europas hin.*) 

Am 30. Mai 1889 fragte A. Illingworth im Unterhause den Finanz- . 
minister, ob die Regierung vor kurzem den Vorschlag an die Regierungen 
der Kontinentalstaaten eingereicht habe, eine wesentliche und baldige 
Einschränkung der kriegerischen Rüstungen zustande zu bringen, und 
mit welchem Resultate dies geschehen sei ; im entgegengesetzten Falle, 
ob dieselbe ohne Verzug Unterhandlungen einleiten wolle, in der Ab- 
sicht, die Lasten der Militärausgaben und die Gefahren, die Europa 
bedrohten, zu vermindern. Die Anfrage war offenbar dadurch veranlaßt, 
daß 1889 Lord Salisbury ein vertrauliches Dokument über die jährlichen 
Kosten des Militarismus in Europa vom Jahre 1881 bis 1888 angefertigt 
und es dem Deutschen Kaiser übermittelt hatte. Damach hatten Frank- 
reich, Deutschland, Österreich-Ungarn, Großbritannien, Rußland, Spanien 
und Italien in der angegebenen Zeit für die Rüstungen etwa 19 Milliarden 
Mark ausgegeben. Der Finanzminister äußerte 'sich auf die Anfrage 
Illingworths , wenn sich irgendeine günstige Gelegenheit biete, würde 
es der Regierung eine Freude sein, dieselbe zu benutzen und ihren 
Einfluß in der Richtung auszuüben. Aber oft stifte die Einmischung in 
solche Probleme größeren Schaden als Nutzen. Die Regierung denke in 
der Sache genau so wie Illingworth^ und sie habe oft im Unterhause 
ihre Ansicht dahin ausgesprochen, daß der jetzige kriegerische Zustand 
..von Europa ein Unglück und eine Gefahr für den Weltfrieden bedeute.*) 

*) Fried a. a. O., S. 75. 

*) Hetzet, S. 88; Fried a. a. O., S. 88; Appleton, .Memoirs of Henty Richard, 
The Apostle of Peace% London 1889, S. 177 ff. 

*) »Wie man den Krieg abschafft I Ein Aufruf an alle Friedensfreunde von einem 
Menschen', Berlin 1892, S. 50. 

«) Fried, .Das Abrüstungsproblem " 1905, S. 10. 
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□ engliscbeii Unterhause zur Sprache kam, 
r Rastungsverständjgung gemacht werden 
stehe der Sache sehr sympathisch gegen- 
punkt hierzu sei noch nicht gekommen.*) 
fladstone am II. Februar 1894 auf dne 
hause. Er betonte, er wOrde die Initiative 
Enthusiasmus begrüfien. *) Am 16. März 
>/ den Antrag auf Rüstungsbeschränkung 
ing. Der Staatssekretär des Auswärtigen, 
, die Regierung wäre bereit, irgendwelche 
ien und zu unterstützen, die zu einer Ver- 
T sprach freilich die Befürchtung aus, dafi 
keinen nützlichen Erfolg haben würden.*) 
iswerte Debatte fand am 20. März 1895 im 
Ißlich des Antrages von Sir Wilfrid Lawson, 
für Marinezwecke um tausend Pfund Sterling 
er, dem es weniger auf die Verminderung 
kleine Summe als auf das Prinzip ankam, 
:htbaren Ausgaben des Marinedepartements . 
it ohne Protest lassen. Man habe neulich 
indes beruhe auf einer unüberwindlichen 
, so müfite sie nicht nur stärker sein als 
ideren vereinten Flotten der Welt. Es werde 
an den Frieden wünsche, so müsse man den 
es sei ebenso vernünftig zu sagen, wenn 
olle man ins Wasser springen, oder wenn 
volle, nehme man ein Seidel Branntwein, 
leit jenes Satzes bewiesen. Er sei immer 
ias Programm der liberalen Partei Frieden, 
i, und es wäre ihm angenehm, die Herren 
ii diesem Motto handeln zu sehen. Sie 
ras ihrem Namen mehr Ehre und Ruhm 
[] strebten, diese abscheulichen Ausgaben 
ihing der Streitigkeiten andere Mittel zu 
ge Rivalität internationalen Mordes. 6e- 
von W. Allan. Er meinte, der Vorredner 

.S.58. 

von Byles auf dem Weltfiiedcnskongreise zu Rouen 

Dblem- 1905, S. 11. 

5. 141 ; Thlrtecnth annual report of the International 
or 1893, London 1894, S. 25. Letztere Oeseltictaatt 
luch Im Auslande möglichst bekanntzumachen. 
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müsse eine Anzahl von Jahren geschlafen haben, er habe die Tatsache 
vergessen, dafi man in einem Zeitalter von Eisen, Stahl und Dampf 
lebe und man ein Panzerschiff nicht mehr so billig bauen könne als 
ein Kanonenboot vor hundert Jahren. Es sei eine unabweisliche Not- 
wendigkeit dafür zu sorgen, daß im Falle eines Krieges die Flotte ge- 
nügend stark sei, damit der 4-Pfund-Brotlaib nicht im Preise stiege. 
Die Flottenausgaben seien eine Versicherungssumme. Man möge das 
Landheer einschränken, nicht aber die Flotte. Labouchäre sagte, in den 
letzten zwölf Jahren hätten sich die Rüstungsausgaben beinahe verdoppelt. 
Es seien ewige Mehrausgaben im Gange, hervorgerufen durch die vielen 
Alarme und Paniken in den Zeitungen, und welche Summen auch die 
Minister forderten, die Marine-Experten verlangten noch mehr. Er be- 
daure, daß die Liberalen, wenn sie im Amte seien, nicht mehr die 
Grundsätze verträten, denen sie außerhalb des Amtes Ausdruck gegeben 
hatten. Jetzt würfen sie als Minister mit dem Gelde herum, als ob sie 
Konservative wären. Wäre Gladstone anwesend, so wäre er der erste, der 
gegen solch unsinnige Verschwendung protestiert hätte. Große Rü- 
stungen führten nicht zum Frieden, vielmehr erweckten sie die Empfin- 
dung, daß man sie benutzen müsse. 

In derselben Sitzung trat femer der Abgeordnete Lough auf und 
gab der Hoffnung Ausdruck, dafi das Land einem Wetteifer mit den 
europäischen Mächten nicht zustimmen werde. Dr. Macgregor be- 
zeichnete es als Humbug, wenn man den Satz aufstelle: sie vis pacem, 
para bellum. Bis zu den Zähnen bewaffnete Leute seien eine Heraus- 
forderung zum Kriege. Sie machten Kampfhähne aus sich, und der 
geringste in ihre Mitte fallende Funke würde sie in die Luft fliegen 
lassen wie Pulvermagazine. Diese immer steigenden Ausgaben seien 
ein Ausfluß des niederträchtigsten Jiogoismus. Vielleicht sei er em 
Prediger in der Wüste; aber er könne sich sagen, daß er seine Pflicht 
getan habe gegen sich selbst, gegen seine Wähler und gegen sein Land. 
Ähnlich sprach sich Randal Cremer aus. Der Antrag wurde mit 153 
gegen 32 Stimmen abgelehnt.^) 

2. Bis zur zweiten Haager Konferenz 

Kurz vor dem Zusammentritt der ersten Haager Konferenz gab 
der erste Lord der englischen Admiralität, Goschen, im Unterhause am 
9. März 1899 die Erklärung ab, daß die englische Regierung nichts 
sehnlicher wünsche als eine Verminderung der maritimen Ausgaben. 
Sodann sagte er wörtlich: 

*) Berta v, Suttner in .Die Waffen nieder- 1895, S. 210 ff. und .Die Gegenwart' 
1895, Nr. 18. 
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.Wir sind bereit, unser Neubautenprogramm zu vermindern oder umzuändern 
nnd bei dem gegenwärtigen Verhältnis zu bleiben. Wir haben die Bewegung 
Sicht beschleunigt, wir sind ihr gefolgt. Aber ich erkläre im Namen der Regie- 
nmg Ihrer Majestät, dafi, wenn die anderen großen Seemächte geneigt sind, 
ihre Baupläne zu vermindern, wir ebenfalls bereit sind, indem auch wir unsere 
Pläne modifiziere!), mit ihnen denselben Weg zu beschreiten. Sicher werden die 
Schwieriglteiten eines solchen Obereinkommens ungeheuerliche sein, aber unser 
Wunsch, durch die Konferenz die entsetzlichen Lasten, die auf den europäischen 
Völkern ruhen, erleichtert zu sehen, ist aufrichtig.' 

Goschen ergänzte diese Erklärung noch durch die Bemerkung: 
^Wenn dieses Übereinkommen nicht zustande kommt, werden wir 
uns an das Programm halten, das ich dem Hause vorlege.''^) 

Am 28. Juli 1903 erklärte der englische Minister Chamberlain in einem 
Briefe an Senator rf' Estournelles de Constant: „Die von Herrn Goschen 
abgegebene Erklärung behält noch immer ihre Gültigkeit; und sobald 
die maritimen Großmächte geneigt wären, ihre Baupläne zu reduzieren, 
sind wir bereit, uns mit ihnen ins Einvernehmen zu setzen." Die Er- 
klärungen Goschens und Chamberlains sind seitdem wiederholt in 
französischen *) und deutschen Parlamentsverhandlungen zugunsten einer 
Rostungsbeschränkung zitiert worden. 

Anfang 1903 lehnte das konservative Ministerium im Unterhause 
dnen Antrag von Sir Charles Dilke auf Beschränkung der Rüstungen ab. 
Im Februar 1905 beantragte der liberale Parlamentarier Crae im 
Unterhause eine Resolution, worin das Bedauern ausgedrückt werden 
sollte, daß die Regierung keine Schritte getan habe, um mit den anderen 
Mächten behufs allgemeiner Herabsetzung der Flottenrüstungen in Ver- 
bandlungeti zu treten. Unterstaatssekretär Pretyman erwiderte, es sei 
unmöglich, den Marineetat nach Beratschlagung mit anderen Mächten 
aufzustellen. Die Resolution wurde darauf mit 220 gegen 164 Stimmen 
abgelehnt. 

Bald nach diesen Verhandlungen kam die liberale Partei ans 
Ruder. Am 21. Dezember 1905 hielt der neue englische Premierminister 
Campbell' Bannermann eine Programmrede, worin er unter anderem 
sagte: „Ach, meine Herren; es ist unnütz, nach Frieden zu streben, 
wenn man nicht auch danach handelt. Ich bin der Ansicht, daß die 
Vermehrung der Rüstungen eine große Gefahr für den Weltfrieden ist; 
die Politik der ungeheuren Rüstungen erhält und nährt die Idee, dafi 
die Gewalt die. erste, wenn nicht einzige Lösung internationaler Kon- 
flikte darstellt.«») 

.Friedenswarte- 1903, S. 175; 1905, S. 233. 

') Von d' Estournelles de Constant im Senat am 11. April 1905 und 9. April 1906 
sowie in einem Brief an Delcass^ vom 3. August 1903. 
») .Friedend warte* 1906, S. 12. 

W e h b e r g , Die internationale Beschrlnkung der Rastungen 9 
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Im Jahre 1906 wurde der englische Marineetat, der schon 1905 um 
80 Millionen Franken ermäßigt worden war, um weitere 40 Millionen 
Franken erniedrigt. ^) Aus diesem Anlasse sagte der Admiralitätssekretär 
Edmund Roberts am 1. März 1906 im Unterhause, daß die Flottenausgaben 
der Mächte in Europa und Amerika seit der Haager Konferenz von 1370 
Millionen Mark auf 2030 Millionen Mark gestiegen seien. Er wies 
ferner auf die Worte Campbell-Bannermanns in dessen Programm rede 
hin und meinte, daß dieser die Empfindungen aller Mitglieder des 
Hauses zum Ausdruck gebracht hätte. In der Debatte erklärte der 
Konservative Lee, jeder vernünftige Mann müsse zwar für eine inter- 
nationale Beschränkung der Rüstungen sein; aber es sei nicht Englands 
Sache, darin voranzugehen; wolle die Regierung also die Rüstungen 
zur See vergrößern, so werde sie von Seiten der Opposition jede 
Unterstützung finden,*) 

Nachdem schon im Juni 1904 der englische Kriegsminister Foster 
für die Verminderung des Landheeres eingetreten war, sprach sich der 
neue Kriegsminister Haldane*) am 8. März 1906 im Unterhause im 
gleichen Sinne aus. Er sagte, er wünsche, es wäre erst so weit, daß 
die Völker vereint der Frage einer Beschränkung der Rüstungen näher 
träten. Nur durch ein gemeinsames Vorgehen könne man von der Last 
der Rüstungen befreit werden. 

Am 12. März 1906 fragte der Abgeordnete Percy Alden im Unter- 
hause, ob der Ministerpräsident im Hinblick auf die Tatsache, daß 
Deutschland dem Beispiel Englands folge und seine Flotte vermehre, 
nicht gemäß seiner früheren Äußerung die Initiative zur gleichzeitigen 
Abrüstung ergreifen wolle, um sich der deutschen Regierung zur Förderung 
dieses wünschenswerten Unternehmens zu nähern. Der Ministerpräsident 
entgegnete: er nehme an, daß die Vermehrung der deutschen Flotte in 
der Anschauung der deutschen Regierung über die Bedürfnisse des Reiches 
begründet sei. Seine Ansicht über die Rüstungsfrage habe er öffentiich 
ausgesprochen, und er könne seine ehrenwerten Freunde versichern, daß 
er keine günstige Gelegenheit vorübergehen lassen werde, um dieses 
Ergebnis zu fördern.*) Noch entschiedener sprach sich Campbell- ' 
Bannermann am 26. April 1906 anläßlich eines dem Ministerium gegebenen 
Festbanketts in dieser Frage aus: er hoffe, daß England bei dem Bemühen, 
eine Flottenverminderung zu erreichen, keine Langsamkeit zeigen werde. 



') Vgl. den Bericht des belgischen Gesandten in London vom 28. Juli 1906 in 
.Belgische Aktenstücke 1905—1914-, Berlin 1915, S. 24. 

*) .Friedenswarte- 1906, S. 55. 

^) Dieser war auch in einer am 10. Januar 1906 zu Dunbar gehaltenen Rede 
für Abrüstung eingetreten. 

*) .Friedenswarte- 1906, S. 74. 
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England müsse ein Beispiel in dieser Sache geben und sich an die 1 

Spitze dieser Bewegung stellen. 

Im Hinblick auf die bevorstehende zweite Haager Friedenskonferenz 
brachte der liberale Deputierte Vivian am 9, Mai 1906 im Unterhause 
den Antrag ein, die Regierung solle wirksame Schritte unternehmen, 
um die Ausgaben für Rüstungen zu verringern und die Aufnahme der 
Frage der Einschränkung der Kriegsrflstungen in das Programm^ der 
nächsten Haager Konferenz zu betreiben. Der liberale Abgeordnete 
Bellairs brachte ein Amendement ein, in dem erklärt wurde, das Haus 
verlasse sich auf die Regierung, daß sie die Oberhoheit Englands zur See 
aufrechterhalten werde, und sei der Ansicht, daS es für die Regierung 
nicht ratsam sei, eine Diskussion über die Rüstungen zu eröffnen, welche 
die auswärtigen Mächte für die Verteidigung ihrer Gebiete für notwendig 
erachteten. Redner wies noch auf das Anwachsen der deutschen Flotte 
und die Stationierung einer Torpedobootsflottille in der Nordsee hin. 
Auch der frühere konservative Minister Balfour hielt die Resolution für 
unangebracht; er betonte, die englische Flotte diene nur zu Defensiv- 
zwecken ; auch sollten die übrigen Mächte mit der Beschränkung vorangehen. 
Im Gegensatze zu den Vorrednern betonte der Staatssekretär Sir 
Edward Grey, die nationalen Ausgaben seien in den letzten Jahren 
erheblich gewachsen; von der Politik der anderen Staaten hänge es 
ab, ob man sie vermindern könne. Er glaube, daß eine Erklärung, 
wie sie in der Resolution enthalten sei, wegen des Eindrucks, den sie 
auf die anderen Regierungen machen würde, von großem Werte sei. 
Er glaube nicht, daß zu irgendeiner anderen Zeit die öffentliche 
Meinung in Europa stärker auf die Erhaltung des Friedens bedacht 
gewesen sei als gerade jetzt. Die Haager Konferenz könne kein ver- 
dienstvolleres Werk tun, als die Bedingungen für den Frieden weniger 
kostspielig als bisher zu gestalten, und sie könne nach keiner nutz- 
bringenderen Aufgabe streben, als ein praktisches Ergebnis zutage zu 
fördern, das zu einer Herabminderung der Ausgaben führen werde. Man 
habe geraten, auf das Beispiel der anderen Mächte zu warten. Wie aber 
die Verhältnisse lägen, warteten alle Mächte aufeinander, und eines Tages 
würde eine derselben den ersten Schritt tun müssen. Er könne daher 
die Zusatzerklärung von Bellairs nicht annehmen. Es sei nicht aus- 
geschlossen, daß England den ersten Schritt unternehmen werde. Es 
habe niemals eine Zeit gegeben, in der die relative Überlegenheit der 
englischen Flotte stärker gewesen sei als jetzt. Was England im Haag 
werde tun können, müsse von der Antwort der anderen Regierungen 
abhängig gemacht werden und von dem Interesse, das die anderen 
Parlamente dieser Angelegenheit entgegenbrächten. Im Namen der 
Regierung nehme er die Resolution als eine erfreuliche Äußerung der 
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öffentlichen Meinung an und heiße sie aus diesem Grunde willkommen. 
Er sei überzeugt, da6 diese Resolution auch von den anderen Ländern 
als eine von dem britischen Padament ausgehende Einladung, die 
Rüstungen zu vermindern, aufgefaßt werde. 

Nach dieser Rede wurde das Amendement von Bellairs zurück- 
gezogen und die Resolution Vivians unter lauten Hochrufen einstimmig 
angenommen.^) 

Dieser Verhandlung im Unterhause folgte am 25. Mai 1906 eine 
solche im Oberhause. 

Lord Avebury richtete an die Regierung die Anfrage, ob bereits 
Schritte zur Ausführung der vom Premierminister am 22. Dezember 1905 
gegebenen Anregung geschehen seien. Er sprach seine Genugtuung über 
den jüngsten Beschluß des Unterhauses aus und fuhr fort, der Zeitpunkt 
sei günstig, etwas in dieser Richtung zu tun, da Rußland der Ruhe 
bedürfe und sich von dem Kriege mit Japan erholen müsse. Frankreich 
sei England freundlich gesinnt, und weder Italien noch Österreich-Ungarn 
seien für einen Krieg zu haben. Was Deutschland angehe, so könne 
er von allen Großhandelskreisen sagen, daß sie genau so gut wie die 
Engländer wüßten, daß die vornehmsten beiderseitigen Interessen die 
gleichen seien. Die Verbreitung des Sozialismus und Anarchismus zwinge 
dazu, etwas für die, Arbeiterklasse zu tun. Der frühere Unterstaats- 
sekretär des Auswärtigen Lord Sanderson betonte, daß große Rüstungen 
nicht so sehr einer aggressiven Absicht entsprächen als vielmehr dem 
Gefühl der Unsicherheit und dem Entschluß, auf alle Fälle vorbereitet 
zu sein. Ohne eine starke Volksstimmung könne in den großen Militär- 
staaten nichts für die Verminderung der Rüstungen unternommen werden. 
Er habe das Gefühl, daß man alle Schritte vertrauensvoll Sir Edward 
Grey überlassen könne, dessen sichere, aber unaufdringliche Politik 
schon viel erreicht habe. 

Darauf hielt der Unterstaatssekretär des Äußern Lord Fitzmaurice 
eine Rede, worin er erklärte, die Regierung hoffe, daß, falls die Er- 
eignisse keine unerwartete Wendung nähmen, es im nächsten Jahre 
möglich sein werde, einige Verminderungen der für Kriegszwecke not- 
wendigen Anlagen vorzunehmen. Die Sache der Abrüstung sei zunächst 
als utopisch betrachtet worden; dann habe sich die Schwierigkeit ergeben, 
eine Abrüstungsformel zu finden. Das habe besonders der deutsche 
Militärvertreter 1899 im Haag geltend gemacht. Ob diese Schwierig- 
keiten nun überwindlich wären oder nicht, sie müßten jedenfalls mit 
dem größten Respekt behandelt werden. Die gegenwärtige Nation 
begnüge sich mit weniger. Einmal suche man das Schiedsgerichts- 
prinzip zu entwickeln; sodann suche man von sich aus ein Beispiel zu 

*) .Friedenswarte« 1906, ^^95^ ~ 
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e anderen Staaten die Rüstungen herabsetzten, 
fort: 

Eem wahrgenommen, daS sich ein deutsches Blatt, welches ' 
sekretirs Grey In keineswegs sehr abfälligem Geiste besprach, 
s vor Augen halten, daß die Einschränkung der Rüstungen 
Peripherie des europäischen Kreises liegen, leichter sei 
: liegenden. Ich mOchte dies nicht in Abrede stellen, aber 
Übersehen, daS die großen Rüstungen, die in Deutschland 
Jahrhundert hindurch 'bestanden, ihren Anfang in jener 
e Beriin noch von feindlichen Armeen besetzt sah. Es Ist 
:r andere zu Gericht zu sitzen, aber wir können, während 
Ichwierfgkeiten anerkennen, versuchen, die Lage anderer 
)ruch erheben gegen jede weitere Vermehrung der Flotten- 
cine europäische Macht unter dem irrtümlichen Eindruck, 
Vorbereitungen zu irgendeinem großen Schlage zur See 
sakte zu treffen, und daS die fremden Völker genötigt 
asten, um sich nicht allein gegen alte, sondern auch gegen 
iien, die von uns kamen, zu schützen. Wir haben das 
weil von England kein Angriff geplant wird, und eine 
englischen Volke auch nicht geduldet werden wUrde. 
in Grey abgegebenen Erklärung an und hege die Zuversicht, 
te als eine Einladung an die anderen Machte aufgefaSt 
Aufforderung zugunsten der Einschränkung der Rüstungen 
gierung lehnt es ab, sich daran hindern zu lassen, sei es 
r Haager Konferenz, irgendwelche Vorschläge zu machen, 
Stig ist.' 

ster des Äußern Marquis of Lansdowne und 
rer Marquis of Ripon äußerten sich skeptischer, 
;ine Rüstungsbeschränkung, wenn sie auf inter- 
rfolge.') 

Jer Interparlamentarischen Union zu London im 
er Stelle ausführlicher behandelt ist, rief Premier- 
ermann den Delegierten zu, sie sollten im Namen 
auf bestehen, daß ihre Regierungen sich in der 
n Haag begäben, die Rüstungen zu vermindern, 
rte am 5. März 1907 im Unterhause: er könne 
las, was vor fünf Jahren den Hauptgegensfand 
:t habe, jetzt ein völlig lächerlicher Gegenstand 
die Welt an Weisheit zugenommen habe; Eng- 
die Rüstungsfrage zur Sprache zu bringen, da 
nter den denkenden Menschen in allen Staaten 
; England wünsche sich in die erste Reihe der- 
das übermäßige Anwachsen der Mächte für einen 
je eher desto besser Einhalt gebieten wollten.*) 

06. S.1Ö1. i07ff., 114. 

der Friedensbewegung* EI, S. 171. 
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Auch außerhalb des Parlamentes betonten Campbell-Bannermann^) und 
der Kriegsminister Haldane^) die Bedeutung des Problems einer Be- 
schränkung der Rüstungen. 

■ 

3. Die Verhandlungen von 1907 bis 1910 

Nach dem Versagen der zweiten Haager Konferenz in der Rüstungs- 
frage wurde im englischen Unterhause eine von 136 liberalen Parlamen- 
tariern unterzeichnete Denkschrift überreicht, worin eine Herabsetzung 
der Rüstungsausgaben angeregt wurde, und zwar unter Hinweis darauf» . 
dafi das Land sich in' geringerer Gefahr von selten irgendeiner anderen 
Macht befinde, als es während der letzten 25 Jahre der Fall gewesen sei.*) 

Am 2. März 1908 brachte im englischen Unterhause der radikale 
Deputierte Aftfrray Afacrfo/za/rf folgende Resolution ein: „In Anbetracht 
der fortgesetzt freundlichen Beziehungen zu den auswärtigen Mächten, 
wie die Thronrede des Königs sie verkündet hat, vertraut das Haus dar- 
auf, daß weitere Einschränkungen in den Ausgaben für die Bewaffnung 
gemacht werden, und daß die Politik der Einschränkung, zu der sich 
die Regierung verpflichtet hat, verwirklicht werde." Der Antrag wurde mit 
320 gegen 73 Stimmen abgelehnt. Offenbar ging man von der Ansicht aus, 
daß nur durch ein gemeinsames Vorgehen der Staaten eine Besserung er- 
zielt werden könnte.*) Diesen letzteren Gedanken vertrat ausdrücklich der 
Staatssekretär des Äußeren Sir Edward Grey am 14. Mai 1908 auf 
einer Versammlung des Eisen- und Stahlverbandes in London, indem 
er darauf hinwies, daß eine einzelne Nation in dieser Beziehung ohne 
die Mitwirkung der anderen machtlos sei. 

Schon am 26. Juli 1908 brachte der Schatzkanzler L/cyrf ö^ör^^ *) 
im Unterhause das Rüstungsproblem erneut zur Sprache. Er betonte, 

^) Insbesondere in einem Artikel in der .Naüon' (März 1907) und beim Lord- 
fliajorsbankett vom 9. November 1907; vgl. .Friedens warte* 1907, S. 228, 

') Am Lordmajorsbankett vom 9. September 1906 äußerte er sich dahin, es würde 
eine Zeit kommen, die auf das Barbarentum der Gegenwart mit Staunen zurtlck- 
blicken würde. 

') .Friedenswarte« 1907, S. 228, 232. 
*) .Friedens warte* 1908. S. 46 ff, 55. 

*) Wie der Abgeordnete Naumann am 11. Oktober 1916 im Deutschen Reichs- 
tage hervorhob, hat sich Lloyd George im Juni 1908 folgendermaßen geäußert: 

.Sehen Sie die Lage Deutschlands an! Seine Armee ist das, was für uns 
unsere Flotte ist : seine einzige Verteidigung gegen eine Invasion. Es mag eine 
stärkere Armee als Frankreich, als Rußland, als Italien, als Österreich haben, aber 
es liegt zwischen zwei Großmächten, die gemeinsam sich mit einer weit größeren 
Anzahl Truppen, als es selbst hat, nach Deutschland ergießen können. Ver- 
gessen Sie nicht, wenn Sie sich wundem, warum Deutschland vor Allianzen und 
Obereinkommen eine Art mysteriöser Furcht hat, deren in der Presse Er- 
wähnung geschieht: Deutschland liegt in der Mitte Europas mit Frankreich auf 
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es Würde weit besser sein, die 400 Millionen, die jetzt aufs neue für 
Kriegsmaterial aufgewandt werden sollten, nicht auszugeben und zu 
einer Verständigung zu gelangen, wie sie zwei oder drei beliebige ver- 
nünftige Leute mit den Jahren sicherlich erreicht hätten. Zwei Tage 
später richteten 144 Parlamentsmitglieder an den neuen Premierminister 
Asquitfi eine Eingabe, worin gefordert wurde, alles zu tun, um zu ver- 
hindern, daß Englands Kraft und Gedeihen noch weiter der Aufrecht- 
erhaltung einer starken Militärmacht und der Unterhaltung der Kriegs- 
marine geopfert würde. ^) 

Wohl die erste hochbedeutsame Kundgebung des neuen Premier- 
ministers Lord Asquith für die Rüstungsfrage fand auf dem Bankett 
des Londoner Weltfriedenskongresses am 31. Juli 1908 statt. Asquiths 
Worte seien, obwohl sie nicht in einem Parlament gesprochen waren, 
also nicht unbedingt in diesen Zusammenhang gehören, hier wörtlich 
erwähnt : 

.Von den Lobpreisern des Bestehenden ist uns oft gesagt worden, daß die 
ungeheuren Rastungen, die der Menschheit eine unmeßbare und immer wachsende 
Last auferlegen, an sich ein Schutz und die beste Garantie gegen den Krieg 
sind. Jetzt werden die Gefechtseinheiten nicht mehr nach Tausenden, sondern 
nach Millionen gezählt, und alle 4—5 Jahre wachsen die Schlachtschiffe in 
bezug auf Umfang und auf Wirksaml<eit ihrer Armierung. Es wird gesagt, daß die 
äußerste Vollkommenheit des Zerstörungsmechanismus, die Ungeheuerlichkeit des 
Maßstabes, auf dem er organisiert ist, Staatsmänner und Diplomaten davor 
schützen, leichten Herzens den Ausbruch eines Krieges ins Auge zu fassen. 
Ich gestehe, daß mich das Körnchen Wahrheit, das in dieser Behauptung liegen 
mag, nicht sehr zu überzeugen vermag. Wenn ich um mich sehe und die allge- 
meine Lage überblicke, und wenn ich finde, daß nach der Aufstellung glaub- 
würdiger Autoritäten die jährlichen Ausgaben der zivilisierten Welt für Rüstungen 
jetzt zwischen 400 bis 500 Millionen Pfund liegen, so muß ich daran denken, 
daß diese Dinge doch für den Gebrauch bestimmt sind. Sie werden nicht zur 
Zierde oder zur Zerstreuung angehäuft , sondern um im gegebenen Augenblick 
gebraucht zu werden; vielleicht bei einem zufälligen Temperamentausbruch. 
kh glaube, die Frage, die Sie sich selbst vorlegen, und welche Sie uns vorlegen, 
die wir in größerem oder geringerem Maße veranwortlich sind für den Gang 
der nationalen Angelegenheiten, ist jene: Können wir uns bei dem Stand der 
Dinge mit diesem nichtigen und ohnmächtigen Fatalismus beruhigen, der jetzt 
und immer der schlimmste Feind allen Fortschritts und jeder Reform gewesen 
ist?...'*) 

der einen und Rußland auf der anderen Seite, und mit einer gemeinsamen 
Truppenmacht, die größer ist als die seine. Angenommen, wir hätten hier eine 
ähnliche Kombination, welche uns einer Invasion aussetzen könnte — würden 
wir nicht rüsten? Natürlich würden wir rüsten!* 

Man muß diese Worte so verstehen, wie sie gemeint waren ! Lloyd George wollte 
damit vor allem das Mißtrauen zahlreicher Engländer gegen Deutschland zerstreuen. 

*) .Friedenswarte- 1908, S. 154 ff., 156. 
«) .Friedenswarte* 1908, S. 147. 
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Desgleichen seien die Bemerkungen des Kriegsministers Haidane 
vom 18. Januar 1909 aus einer Rede zu Halifax hervorgehoben. Er 
sagte, Grofibritannien habe die Führung in dem Bestreben übernommen, 
die Ausgaben der Rüstungen zu vermindern ; mit der Zeit würden die 
Nationen anerkennen, daß die gewaltigen Ausgaben im Interesse des 
Friedens und sozialer Reformen wohl herabgesetzt werden könnten; so 
lange aber die Völker noch nicht zu dieser Erkenntnis durchgedrungen 
seien, wäre es untunlich, die Vorbereitungen zur Landesverteidigung zu 
vernachlässigen.*) 

Im Unterhause fragte am 18. Februar 1909 der liberale Abgeordnete 
Bytes an, ob der Premierminister seine Aufmerksamkeit auf die An- 
regungen nichtamtiicher Art gerichtet habe, die von einflufireichen Persön- 
lichkeiten in Deutschland ausgingen und auf die Möglichkeit eines 
deutsch-englischen Abkommens, betreffend die Flottenrüstungen, hin- 
deuteten. Ministerpräsident Asquith antwortete, ihm seien die von Byles 
erwähnten nichtamtlichen Anregungen nicht unter die Augen gekommen; 
soweit er unterrichtet sei, halte die deutsche Regierung an den Ge-^ 
Sichtspunkten fest, die sie England bekanntgegeben habe, daß nämlich 
ihr Marineprogramm ihren eigenen Bedürfnissen gemäß festgesetzt sei 
und durch das, was England tue, nicht in geringster Weise beeinflußt 
werden könne. Auf die weitere Frage von Byles: „Sollen wir annehmen, 
daß zwischen den Flottenbauprogrammen der beiden Mächte kein 
Wettstreit besteht und daß die Flottenstärke der einen nicht davon ab- 
hängt, was die andere tut?" erwiderte Asquith: er wünsche nicht, daß 
das oder irgend etwas anderes angenommen würde, was er nicht 
gesagt habe.*) 

In einer großen Unterhausrede vom 16. März 1909 betonte Asquith, 
Deutschland seien von englischer Seite mehr als einmal Vorschläge 
zwecks gegenseitiger Rüstungsbeschränkung gemacht worden. Diese 
Äußerung hatte die große Rüstungsdebatte im Deutschen Reichstage 
vom 29. und 30. März 1909 zur Folge. Inzwischen hatte in der Budget- 
kommission des Deutschen Reichstags am 23. März 1909 Fürst Bälow 
erklärt, England habe nie einen positiven Vorschlag gemacht. Hier- 
gegen richtete sich die Bemerkung Asquiths vom 29. März 1909 im 
englischen Unterhause, daß England auch zu einem solchen formalen 
Antrage bereit sei, wenn es wüßte, daß dieser willkommen wäre. Am 
gleichen Tage hielt Staatssekretär Grey eine Rede, die Alfred H. Fried 
mit Recht als eine der bedeutsamsten Äußerungen über den englisch- 
deutschen Flottenwettbewerb bezeichnet. Sie lautete in den Haupt- 
punkten : 

>) .Friedenswarte' 1909, S. 33. 
•) .Friedenswarte- 1909, S. 54 ff. 
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.Ich gehe nun über zu den Beziehungen zwischen uns in bezug auf die 
Plottenaufwendungen. Diese waren des öfteren Gegenstand von Erörterungen 
zwischen uns. Die Ansicht der Deutschen über ihr Flottenprogramm ist, daß es 
für ihre eigenen Bedürfnisse gemacht sei, daß es zu dem unserigen Iieine Be- 
ziehungen habe, und daß, wenn wir 50 oder 100 Dreadnougths bauen, sie weiter- 
bauen würden und, falls wir den ganzen Bau einstellen, sie darum nicht einen 
weniger bauen würden. Es fällt uns nicht schwer, dieser Auffassung ohne Vor- 
wurf beizutreten und ebensowenig ganz aufrichtig zu erklären, daß unser Stande 
punkt in bezug auf unsere Flottenbedflrfnisse der ist, daß unsere Aufwendungen 

I abhängig sind und sein müssen von den deutschen Flottenausgaben. Obwohl 

die deutschen Aufwendungen von den unserigen nicht abhängig sind, ist es 
wesentlich für uns, daß wir nicht in eine inferiore Stellung herabsinken, ist es 
wesentlich für uns, daß wir unsere Flotte in unserer überlegenen Position er- 

I halten. Jede Regierung wird zugeben müssen, daß es von unserem Standpunkte 

aus ganz natürlich ist, daß wir diese Stellung einnehmen. Andererseits würde 

! die Abnahme der Flottenausgaben sofort das Geffljil erhöhter Friedenssicherheit 

hervorrufen. Wenn ich das Ding nennen sollte, das die Welt bezüglich der 
Priedensaussichten am meisten beruhigen könnte, oder was Europa am meisten 
zu beruhigen vermöchte, so glaube ich, es wäre das: Wenn Deutschlands Flotten- 
ausgaben verringert würden und wenn unsere Ausgaben dem Beispiel folgen 
und auch vermindert würden, so würde die öffentliche Meinung dies überall als 
eine Garantie der guten Absichten der beiden Nationen, sich gegenseitig Ver- 
trauen entgegenzubringen, ansehen und die Wirkung würde unberechenbar sein. 
Ist es möglich, gibt es irgendeine mögliche Methode, dies zustande zu bringen? 

Verschiedene Wege sind möglich: Ein allgemeines Übereinkommen, die 
Flottenausgaben zu begrenzen oder herabzusetzen, ein Jahr für Jahr vorzuneh- 
mender Vergleich der Flottenvoranschläge, um zu sehen, ob Abänderungen des 
einen nicht zu Abänderungen des anderen führen könnten, oder, wenn dies un- 
möglich wäre, ein Nachrichtenaustausch der beiden Admiralitäten betreffend den 
Fortschritt ihrer Marineausgaben und Bauten, um den Befürchtungen und dem 
Argwohn, die auf beiden Seiten durch ständige Vergrößerung der Flottenausgaben 
entstehen, ein Ende zu machen und den Argwohn zu beseitigen, daß durch die 
Vermehrung der Flottenausgaben ein Land das andere zu überfallen suche. Wenn 
beide Admiralitäten Informationen austauschten und eine die andere in die Lage 
brächte, zu wissen, was vorgeht, könnte dies dazu beitragen, Argwohn und Zweifel 
zu beseitigen. 

Auf welcher Grundlage könnte ein solches Abkommen vorgeschlagen werden ? 
Auf Grundlage der Gleichheit nicht, sondern es müßte auf der Grundlage der Über- 
legenheit der englischen Flotte sein. Kein Deutscher bestreitet, soweit ich weiß, 
daß dies der einzige für uns einzunehmende Gesichtspunkt ist. Ein anderes 
Ding aber ist es, von der deutschen Regierung zu verlangen, sich vor ihrer 
eigenen öffentlichen Meinung der Beschuldigung auszusetzen, dabei mitzuwirken, 
daß die Verwirklichung der englischen Gesichtspunkte möglich wird. Das ist 
die Schwierigkeit. Es ist kein Vergleich zu ziehen zwischen der Bedeutung der 
deutschen Flotte für Deutschland und der Bedeutung unserer Flotte für uns! 

Was für uns unsere Flotte ist, ist für Deutschland sein Heer. Für Deutschland 
bedeutet eine starke Flotte die Vermehrung seines Prestiges, seines diplomatischen 
Einflusses und seiner Kraft, seinen Handel zu schützen. Sie aber ist nicht eine 
Frage von Leben und Tod, wie unsere Flotte für uns. Keine Überlegenheit der 
englischen Flotte über die deutsche Flotte könnte uns in die Lage versetzen, die 
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Unabhängigkeit oder Integrität Deutschlands anzugreifen. Wenn aber die deutsche 
Flotte der unserigen überlegen wäre und Deutschland, wie es das tut, sein Heer 
aufrecht erhielte, wurden ohne Frage unsere Unabhängigkeit und Existenz auf 
dem Spiele stehen.'*) 

Grey brachte am Schlüsse seiner Rede die Rüstungsfrage auch 
mit dem Seebeuterecht in Verbindung. Dasselbe tat am 21. April 1909 
der erste Seelord Mac Kenna in Beantwortung eines Antrages auf Ab- 
schaffung des Seebeuterechts im Unterhause.*) Hiertiber ist iii anderem 
Zusammenhange mehr zu sagen. 

Am 26. Juli 1909 fragte der Abgeordnete DiUon im Unterhause, 
ob die Deutschen schneller gebaut hätten, als ihr Programm vorgesehen 
habe. Darauf entgegnete der Erste Lord der Admiralität Mac Kenna: 
Vor drei Jahren sei von .seiten der englischen Regierung in ernstester 
Weise dem Wunsch Ausdruck verliehen worden, dem schnellen An- 
wachsen der Rüstungen in diesem und den anderen Ländern Einhalt 
zu tun. Es sei ganz klar, daß kein Land für sich allein die Rüstungen 
beschränken könne, es sei denn in den Köpfen von Personen, die die 
internationalen Beziehungen sanguinischer betrachteten als er. Die 
englische Regierung habe nicht nur den Wunsch ausgesprochen, sondern 
sie habe auch durch mehr als Worte ihren Entschluß gezeigt, in der 
Rüstungsbeschränkung die Führung zu übernehmen, und drei Jahre 
hintereinander habe sie ihr Äußerstes getan, die Welt von der Nutz- 
losigkeit dieses Wettlaufes in den Rüstungen zu überzeugen. Englands 
Überlegenheit sei eine derartige, daß man ohne Gefahr die Ernsthaftig- 
keit des englischen Wunsches nach Einschränkung der Rüstungen zeigen 
könne. Mangels einer Verständigung müsse man jetzt alle Schritte tun, 
um die Vorherrschaft Englands zur See für alle Zukunft sicherzustellen. 
Der liberale Abgeordnete Ellis meinte, es werde auch jetzt noch mög- 
lich sein, ein internationales Abkommen zur Beschränkung der Rüstungen 
abzuschließen. i45^tt//A erwiderte, daß die Regierung weiter eifrig bestrebt 
sei, mit anderen Mächten zu einer Verständigung zu gelangen,*) 

Bald darauf, am 7. September 1909, richtete der Liberale ßy/^5 an 
Asquith im Unterhause die Anfrage, ob er das erneute Interesse be- 
merkt habe, das in Deutschland der Möglichkeit eines deutsch-englischen 
Abkommens über die Rüstungen zur See entgegengebracht werde, und 
ob er in der Lage wäre, irgendwie die Hoffnung aufrecht zu erhalten, 
daß von der englischen Regierung neue Anstrengungen gemacht werden 
würden, um zu einem Einverständnis zu gelangen. In ähnlicher Weise 




1) .Friedenswarte' 1909, S. 66 ff.; Fried, .Handbuch der Friedensbewegung* 
II, S. 209 ff. 

*) .Friedens warte- 1909, S. 94. 

•j .Friedenswarte- 1909, S. 159 ff. 
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ellierte der Liberale Allen Baker. Asqaith gab die Antwort: Man 
versichert sein, daß jede Andeutung, daß die deutsche Regierung 
olches Übereinkommen zu treffen wünsche, das herzlichste Ent- 
kommen Englands finden würde. Bytes stellte die weitere Frage, 
1 mit Rücksicht auf die ungeheuren nationalen Interessen nicht 
ch wäre, daß britischerseits die Initiative ergriffen würde. Asqaith 
?nete: „Wir haben die Initiative ergriffen.") Bereits am 3. März 1910 

Byles im Unterhause erneut den Staatssekretär des Äußern nach 
Stande der RUstungsfrage. Er bat um Auskunft, ob die Regierung 
die kürzlich gehaltene Rede des deutschen Botschafters einen Be- 
habe und ob sie sich betreffs der darin geäußerten Anschauungen 
r Lage sehe, mit Deutschland neuerdings in Verbindung zu treten, 
u einer Vereinbarung über die Begrenzung der Floltenrüstungen 
r Staaten zu gelangen. Sir Edward Orey erwiderte, er habe den 
nt Über jene Rede gelesen, und erwidre herzlich ihren freundlichen 

Der Standpunkt der britischen Regierung in dieser Frage sei von 
Ith völlig klargestellt worden, und er habe dem nichts hinzuzu- 
I.*) Eine weitere Flottendebatte fand vom 14. bis 17. März 1910 
nterhause statt.^) 

Als am 14. Juli 1910 im Unterhause der Deputierte Dillon den 
:hlag gemacht hatte, das Flottenbudget um zwei Millionen Pfund 
ng zu vermindern, erwiderte I*remierminister Asqaith: 

.Ich wiederhole, daß niemand in diesem Hause ist, der derartige Ausgaben 
elir bedauert als ich. Ich sage es ebenso unumwunden, wie es mein verehrter 
reund, der Schatzkanzler, neulich abends gesagt hat, dafi jeder neue Dreadnoughl, 
;n wir bauen, im gleichen MaSe die Vollendung Irgendeines dringlichen 
izialen Reformwerks hintansetzt. Aber nationale Sicherheit und Versicherung 
t schlleSIlch die Grundbedingung aller sozialen Reformen und öffentlichen 
letigkeit. Sie können sagen: .Ist es nicht möglich, zu Irgendeiner Art von 
bkommen zwischen den Staaten der Erde, und namentlich zwischen uns und 
im groBen befreundeten Reiche Deutschland zu gelangen, wodurch dieser Lage 
n Ende bereitet wird?' Ich wollte, es wSre so. 

Die deutsche Regierung berichtet uns — und ich kann mich darüber nicht 
eklagen und habe nichts dazu zu erwidern — , daß ihr Vorgehen in dieser Be- 
ehung durch einen Akt des Reichstags bedingt Ist, dessen Flottengesetz Jahr 
Ir Jahr bestimmte Bauten vorsehe. Ich freue mich sagen zu können, daS das Jahr 
)11/12 das letzte Jahr sein wird, in welchem unter diesem Gesetz vier Dread- 
lughts erbaut werden, und daß die Baurate in jedem darauffolgenden Jahre auf 
vel sinkt, und deshalb können wir hoffen, daß wir auf dem Kamm der Welle 
igelangt sind. Wenn es mäglich wäre , durch ein Abkommen zwischen den 
Eiden Ländern jetzt schon diese Baurate zu vermindern, so würde niemand 
irflber mehr erfreut sein als die Regierung Seiner Majestät. 



') .Friedenswarte* 1909, S. 160. 
■) .Ftiedenswarte- 1910, S. 53 IL 
*) Vgl. darüber Documents Inlerparlementaires. 
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Wie dem Hause bekannt ist, sind wir in dieser Hinsicht an die deutsche 
Regierung herangetreten, aber sie fand sich nicht in der Lage, etwas zu tun ohne 
einen Parlamentsakt der das Flottengesetz widerriefe, was, wie sie uns berichtet, 
nicht die Unterstützung der öffentlichen Meinung in Deutschland haben würde. 
Das sind in diesem Augenblick die Tatsachen, die die Lage beherrschen.*^) 

Ahnlich wie Asquith sprachen sich am 15. Juli 1910 der Schatz- 
kanzler Lloyd George und am 22. August 1910 der Generalpostmeister 
Herbert Samuel aus. Ersterer betonte, der Wettbewerb in den Rüstungen 
sei verrückt und wahnsinnig; diese Epidemie der Verschwendung werde 
die ganze Welt verheeren.^) Am 9. November 1910 sagte Asquith beim 
Lordmayorsbankett, man befände sich in einem Circulus vitiosus; die 
Rüstungen schafften Furcht und Mifitrauen; der wachsende Druck der 
öffentlichen Meinung würde diesem verschwenderischen unheilvollen 
Wettbewerb zu kriegerischen Zwecken eine Grenze setzen.') 

4. Die Verhandlungen von 1911 bis 1914. 

Am 20. Februar 1911 befragte der schottische Deputierte Duncan 
Pirle den Staatssekretär Sir Edward Grey über Englands Stellung zu 
der von Taft angeregten Kommission zum Studium der Rüstungen. 
Grey erklärte, er habe Amerika mitgeteilt, daß die englische Regierung 
den Vorschlag zu unterstützen bereit sei.*) 

Bei der Beratung des I^ottenetats im Unterhause am 13. März 1911 
stellte der Abgeordnete Macdonald den Antrag auf Verminderung der 
Rüstungen.*) Der Lord der Admiralität Mac Kenna erklärte, daß das 




^) .Friedenswarte' 1910, S. 161 ff. Im Anschlüsse an diese Äußerung veranstaltete 
der Korrespondent der .Daily Mail* In Berlin eine Rundfrage bei den deutschen Blättern 
über die Möglichlceit einer Rüstungsverständigung mit England. Die Mehrzahl der 
Zeitungen erklärte, eine solche würde von der öffentlichen Meinung in Deutschland 
mit Freuden begrüfit werden. 
«) A.a.O., S. 162 ff. 
») „Friedenswarte" 1911, S. 21. 
*) „Friedenswarte" 1911. S. 76. 

*) Der Parteitag der englischen Social Democratic Party zu Coventry 1911 faßte 
mit 47 gegen 33 Stimmen folgende Resolution: 

„Die Konferenz spricht ihre völlige Übereinstimmung mit den Resolutionen 
der internationalen sozialistischen Kongresse zugunsten des Weltfriedens, der 
Herabsetzung der Rüstungen und der Einführung eines allgemeinen internationalen 
Schiedsgerichtsverfahrens aus. Indes in Anbetracht der Tatsache, dafi Krieg und 
Kriegsrüstungen die unausbleiblichen Folgen der dem heutigen industriellen und 
kommerziellen System innewohnenden Rivalitäten sind, glaubt die Konferenz, 
dafi die energische und rastlose Bekämpfung des Kapitalismus das beste Mittel 
sei, Krieg gegen den Krieg zu führen, und ist überzeugt, dafi die Unterhaltung 
einer hinreichenden Flotte zur nationalen Selbstwehr, die Umbildung unseres 
Militärsystems auf der Grundlage einer nationalen Bürgermiliz und der Verzicht 
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den jetzt verlangten 44 Millionen Pfund se 
Jen darfte. Weiter führte Sir Edward Ore) 
T Meinung, daß das Budget für die nächs 
he, was über das erforderliche MaÖ hinausgel 

die Meinung aufkommen, daß, weil das 
i, die auswärtigen Beziehungen Englands 
imm bedeute eine Hochwassermarke, wenn c 
ite so blieben wie beabsichtigt. Der deutsi 
Dezember 1910 gesagt, daß das öffenl 
den Regierungen läge. Das sei ganz se 

man bedenke, was alles in der Presse ve 
vorden sei, so würde man erstaunt sein, 2 
rzeit innerhalb der letzten drei Jahre gewe 
1, eine Einigung zu erzielen, wohl aber ] 
len Regierungen im freundlichen Sinne zu t 

fort: Es sei paradox, daß die Rüstungen b 
den Beziehungen zwischen den Mächten i 
ermehrt würden. Die Bürde der Rüstungei 
Js der Krieg selbst. Sie bedeute ein Vt 
LS sei gesagt worden, daß vieles durch i 
innte, und es sei speziell ein Abkommen m 
rden. Er habe stets den Ausdruck „Besbhri 
eden ; er werde im Auslande so gedeutet, a 
lern eine Beschränkung auferlegen wolle, 
gefallen lassen, Deutschland am wenigsten 
n Ausdruck gebraucht , wechselseitige Be; 

Wenn er irgendeine Hoffnung machen v 
ge eines Abkommens von seinem IHotten 
Ibe ändern würde, so würde ihm sofort wid 
lerhalb der Grenzen jenes Flottengesetzes I 
hen den beiden GJegierungen geschehen, l 
:sen, dafi ein offener Austausch voninfor 
leiden Regierungen durch die Militä 
ingen sichern und jede von beiden Natic 
ß keine von beiden versuche, der anderen 
inen. Ein Abkommen könnte vielleicht zu 
Ausgaben führen oder dazu, daß das ge 

Tessive imperialistische Politik die unmiltelbaren : 
zu streben haben, um die Beschlüsse der intematioi 
Dg zu verwirklichen." 

I Beschlufi die Artikel von Rothstein und QuelA in 
it., 270 ff. 
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ProgramiTi Deutschlands keine Steigerung erfahren würde. Alles dieses 
könne Gegenstand der Erörterung zwischen den beiden Regierungen 
sein, und es wäre in jeder Beziehung vorteilhaft, wenn ein Abkommen 
erzielt werden könnte. Deutschland habe seinerseits "Englands Budgets 
nie als Herausforderung betrachtet. Im Verhältnis zu den Beziehungen 
der Großmächte, wie sie heute seien, sei der Rüstungsbewerb ein Para- 
doxon. Aber ein noch größeres Paradoxon liege darin, daß die Zu- 
nahme der Ausgaben mit der Zunahme der Kultur anwachse. Wenn 
es so weiter gehe, müsse schließlich die Kultur zusammenbrechen. 
. . . Zur Hervorbringung eines Wandels dieser Art müsse sich die öffent- 
liche Meinung zu hohem Fluge aufschwingen. Der menschliche Geist 
arbeite sich hinauf, und wenn man in der Geschichte zurückblicke, so 
finde man in günstigen Augenblicken Zeiten kommen, wo die öffent- 
liche Meinung eine Höhe erreicht habe wie nie zuvor. So sei es z. B. 
mit der Sklaverei gewesen, und es werde mit der Rüstungsfrage ähnlich 
sein. Die Welt müsse nur das Glück haben, Führer zu finden, die den 
Mut hätten, um nach dieser Richtung hin Abhilfe zu schaffen. Einige 
Heere und Flotten würden zweifellos bleiben, aber nur noch die Be- 
deutung einer Weltpolizei haben. Er stelle sich ermutigend zu dieser 
Sache; was in der einen Generation unmöglich sei, könne in der anderen 
möglich werden. Das würde um so leichter der Fall sein, wenn die eine 
Generation nach dieser Richtung dränge, selbst wenn es ihr nicht ge- 
linge, das Ziel zu erreichen. Die großen Nationen der Welt seien 
gegenwärtig die Knechte ihrer Heere und Flotten; sie befänden sich in 
einer stets wachsenden Knechtschaft. Es erscheine ihm nicht so un- 
möglich, daß sie in einigen Jahren entdecken könnten, daß, wie dies 
bereits die Individuen entdeckt hätten, das Gesetz ein besseres Mittel 
sei als die Gewalt, und daß während der Zeit, in der sie sich in der 
Knechtschaft dieser ungeheuerlichen Ausgaben befunden hätten, die 
Gefängnistüre von der Innenseite verschlossen gewesen sei.^) 

Auf diesen Vorschlag, betreffend den Austausch "von Informationen 
über die gegenseitigen Schiffsbauten, antwortete v. Bethmann Hollweg 
am 30. März 1911 im Deutschen Reichstage zustimmend. 2) 

Im Unterhause interpellierte am 19. April 1911 der Liberale Money 
den Premierminister, ob er im Hinblick auf die Äußerung des Abge- 
ordneten Elckhoff in der Sitzung des Interparlamentarischen Rates vom 
8. April 1911 den Zeitpunkt für geeignet halte, der Regierung einen 
Vorschlag zur Abrüstung zu unterbreiten. Am 16. Mai 1911 stellte 
Lloyd George eine Verminderung der englischen Flottenausgaben in 

*) „Friedenswarte" 1911, S. 110 ff.; Documents Interparlementaires No. 5, Mai 
1911. S. 20ff. 

^) Vgl. meine Schrift .Limitation des armements*, S. 33ff. 
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Aussicht. Man könne, so betonte er, für nächstes Jahr einer wesent- 
lichen Verminderung und in dem darauffolgenden Jahre einer noch 
größeren entgegensehen. 

Weiterhin seien zwei Äußerungen englischer Minister wiedergegeben, 
die nicht im Parlament gefallen sind. Am 3. Februar 1911 erklärte 
Lloyd George in der Londoner City: Die jüngsten Ereignisse der 
Marokkokrise hätten die Aufmerksamkeit der Nationen auf die Gefahr 
der Lage gelenkt. Der Tag nach einem Streite sei nicht immer die 
schlechteste Zeit, Zwistigkeiten zu beseitigen; die Welt würde dadurch 
besser und reicher werden. ') Am 9. Februar 1912 hielt der Erste Lord 
der Admiralität Churchill in Glasgow eine Rede über die Flottenrüstungen. 
Er meinte, für England sei die Flotte ein Lebensbedürfnis, für Deutsch- 
land ein Luxus. Er kündigte Erhöhung der prozentualen Überlegenheit 
der englischen Flotte an, falls auf dem Kontinent die Flottenverstärkungen 
ihren Fortgang nähmen. 

In einer am 1 1 . März 1912 gehaltenen Rede führte Churchill *) u. a. aus : 

.Die hoffnungsvolle Erklärung, die man für dieses eigentUmlictie Phänomen 
geben kann, ist, dafi der Wettbewerb zur See und auf dem Lande der moderne 
Ersatz ist für das, was in früheren Zeitaltern wirklicher Krieg gewesen wäre; und 
genau so wie der Kredit in unseren Tagen die Barzahlung so stark verdrängt 
hat, so werden die Eifersuqht und die Streitigkeiten der Nationen mehr und mehr 
nur durch den Besitz von Kriegsmacht entschieden, ohne die Notwendigkeit, sie 
tatsächlich zu gebrauchen. Wenn das wahr wäre, so könnte man vielleicht finden, 
daB die große Torheit des 20. Jahrhunderts ein weniger unerfreuliches Aufiere 
trüge. Doch können wir uns nicht der Tatsache verschließen, daß wir in einem 
Zeitalter beginnender Gewalttat und starker, tief wurzelnder Unruhe leben.' 

Sehr bedeutsam war die Rede Churchills vom 18. März 1912 im 
Unterhause, worin er Deutschland ein Flotten Verhältnis von 16:10 vor- 
schlug. Er sagte damals: 

, . . . Die Zeit ist gekommen, wo beide NaUonen ohne Verstellung und 
Verstimmung die Bedingungen verstehen sollten, unter denen sich der Wettbewerb 
zur See in den nächsten Jahren gestalten wird. Wir berechnen im Frieden unseren 
Schiffsbau relativ nach Prozentsätzen. Dagegen werden Flotten im Seekriege 
nicht durch Vergleich, sondern durch Substraktion berechnet. Wir müssen 
erwarten, daß in einem Kampfe zwischen guten und ebenbürtigen Flotten auf 
beiden Seiten ungeheurer Schaden angerichtet wird. Das ist sehr vorteilhaft für 
die stärkere Seemacht. Es wird sich stets für uns lohnen, Schiff gegen Schiff 
jeder Klasse zu verlieren. Der Prozeß des Ausmerzens würde uns, wenn auch 



1) .Friedenswarte* 1912, S. 69. 

^ Zitiert von Haase auf dem Deutschen Sozialdemokratischen Parteitage zu 
Chemnitz 1912. (Protokolle S. 410.) //aa5^ bemerkte dazu: «Der Wettbewerb auf dem 
Gebiete der Rüstungen muß schließlich entweder zum Weltkrieg oder zum finanziellen 
Zusammenbruch führen. Nun sagt man, auch von Ministem, zum Kriege brauche es 
gar nicht zu kommen, schon die bloße Entfaltung der Marine- und Militärmacht ver- 
bürge den Erfolg — eine sehr gefährliche Erklärung.' 
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auf einem f Qrchterlichen Wege, zu einem sicheren Siege fflbren, zu einem Zustand 
nicht relativer, sondern absoluter Überlegenheit. Mit der gegenseitigen Ver* 
nichtung der neuesten Schiffe steigen die älteren Schiffe schnell im Wert Wir 
besitzen mehr Dreadnoughts als irgend zwei andere Mächte zusammen. Aber wenn 
alle Dreadnoughts der Welt morgen versenkt wären, so würde unsere Überlegenheit 
zur See weit größer sein als heute. Es ist sehr leicht, die. Neubauten schnell zu 
vermehren, solange man nicht durch die Kosten für die Erhaltung eines grofien 
Bestandes belastet ist. Unsere deutschen Nachbarn haben noch nicht angefangen» 
die jährlich wiederkehrende Last der Erhaltung einer riesenhaften Flotte zu 
empfinden. Diese Anforderungen wachsen langsam, aber unerbittlich. Daher 
kann im Laufe der Zeit das rapide Tempo der Neubauten in gewissem Qrade 
durch den Hemmschuh der wachsenden Unterhaltungskosten aufgehalten werden.' 

Die Standards in der Flottenstärke müssen zeitweise nach den Umständen 
variieren. Als Frankreich und Rußland die beiden nächststärksten Mächte zur 
See waren und ihre Kombination möglich erschien, war der Zweimächtestandard 
ein zweckmäßiger Grundsatz. Das Emporsteigen der Flotte einer einzelnen Macht 
zum ersten Rang auf dem Kontinent hat dies verändert. Wir haben nicht mehr 
als die größtmögliche Gefahr das Bündnis zweier etwa gleich starker Seemächte 
zu betrachten, sondern die Entwicklung einer sehr starken homogenen Flotte, 
die einer einzelnen Regierung untersteht. DaheristderZweimächtestandard 
nicht mehr anwendbar. 

Der tatsächliche Standard der Neubauten, den die Admiralität in den letzten 
Jahren verfolgte, war eine Überlegenheit von 607o in Schlachtschiffen 
und Schlachtkreuzern der Dreadnoughtklasse, verglichen mit der 
deutschen Flotte. Wenn wir also diesen Standard auf das geltende deutsche 
Flottengesetz anwenden, so erscheint es notwendig, abwechselnd vier und drei 
Schiffe der Dreadnoughtklasse die nächsten sechs Jahre hinaus zu bauen: Das 
ist das mindeste, was den 60-Prozent-Standard erhalten wird. Der Entwurf unserer 
Neubauten, den ich unter aller Reserve mache, würde folgendermaßen aussehen : 
Vier, fünf, vier, vier, vier, vier gegen zwei, drei, zwei, zwei, drei, zwei oder 
andernfalls, wenn Deutschland drei Schiffe baute: Fünf, vier, fünf, vier, fünf, 
vier gegen drei, zwei, drei, zwei, drei, zwei. 

Wir als Nation befinden uns in der Defensive. Es ist undenkbar, daß wir 
auf Deutschland oder eine andere europäische Macht einen unvermuteten Angriff 
machen ...**) 

Durch den englischen Vorschlag des Verhältnisses von 16 : 10 sollte 
die Idee des Nachrichtenaustausches nicht als erledigt angesehen» es 
vielmehr der Vereinbarung überlassen bleiben, welcher Weg der beste 
sei. In der Tat schwebten damals noch Verhandlungen zwischen Deutsch- 
land und England betr. einen freundschaftlichen Informationsaustausch 
über die Flottenrüstungen, wie Churchill am 1. April 1912 im Unter- 
hause mitteilte. Am 2. April 1912 bedauerte der Schatzkanzler Lloyd 
George an derselben Stelle, daß durch die „epileptischen Anfälle von 
Militarismus" der Staat in seiner Tätigkeit für dringende soziale Bedürf- 

^) .Friedenswarte' 1912, S. 145; meine Schrift «Limitation des armements*, 
S. 34 ff. Bekanntlich hat sich v, Tirpitz in den Sitzungen der BudgetI(ommission vom 
7. Februar 1913 und 4. Februar 1914 dahin geäufiert, daß ein Verhältnis der deutschen 
zu der englischen Flotte von 10: 16 annehmbar sei. 
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nisse gehemmt w^rde und dadurch der zivilisierten Welt bedeutende 
Werte entzogen würden. Am 22. Juli 1912 beklagten Churchill und 
AsquUh erneut das Wettrüsten.^) 

^) Aus den Jahren 1912 bis 1914 verdienen folgende Resolutionen der Kongresse 
der Labour Party hervorgehoben zu werden: 

1. Die 12. Tagung zu Birmingham vom 24. bis 26. Januar 1912 erklärte : .That 
thts Conference, realising the menace to social progress and working — dass welfare 
involved in War, and the terrible sufferlng^ sacrifice of life, and waste of material 
resources which it involves, hereby, as in previous years, expresses itself against the 
growing bürden of armaments and protests against Militarism and Compulsory Ser- 
vice in aU its forms . . .' In einer anderen ResoluUon betonte sie: .That this Con- 
ference, believing the anti-Oerman policy poursued in the name of the British 
Government by Sir Edward Grey to be a cause of increasing armaments, international 
ill-will, and the betrayal of oppressed nationalities, protests in the strongest terms 
against it . . .* 

2. Die 13. Tagung zu London vom 29. bis 31. Januar 1913 betonte: .That this 
Conference strongly protests against militarism in all its forms . . .' 

3. Die 14. Tagung zu Glasgow vom 27. bis 31. Januar 1914 faßte den Beschluß: 
.That this Conference urges the Workers to resist the efforts of the great War Trusts to 
increase our expenditure on armaments, and calls upon parents to withstand the insidions 
attempts of the National Service League to introduce a System of conscription ..." 
In einer anderen Resolution betonte sie: .That this Conference strongly condemns 
the enormous, ruinous, ^nd unnecessary growth in naval expenditure, which in the 
present year is likely to exceed je 50 000 000; and, believing that armaments are 
govemed by policy, declares that as a tirst step towards a better towards a better 
understanding this country should abandon its. policy of maintaining the right of 
capture of private property at sea in time, and should press by every means in its 
power for a peace federation including Britain, Qermany and France.' 

Ferner sind von Beschlüssen der Independent Labour Party aus der 
gleichen Zeit zu erwähnen: 

1. Die 21. Jahresversammlung zu Manchester vom 24. bis 25. März 1913 erklarte: 
.That this Conference protests against the ever - increasing bürden of militarism and 
armaments, and offers the ütmost resistance to the efforts now being made to introduce 
compulsory military service into this country ..." 

2. Die Konferenz zu Bradford vom 11. bis 14. April 1914 faßte folgende drei 
Resolutionen: a) .That this Conference protests against the ever-increasing bürden of 
armaments and preparations for war, welcomes the growing international solidarity 
of workers as a potent force for peace, expresses its opinion that national service of 
a military character cannot be of any good to the people and will ultimately lead 
to compulsory military service. It calls atiention to the fact that cosmopolitan groups 
of tinanciers are engaged in unscrupulous efforts to create alarm, antagonism, and 
occasions of dispute, and that their immense wealth gives them a political power 
which no Government has yet dared to resist. The Conference requests the L. P. to 
press the Government to take immedi^te steps towards the setiing up of all disputes 
between disputes between nations, and also to press for the abolition of the .right' 
of seizing private property in naval war. In view of the fact that the Armaments 
Ring is being strengthened by the increased proportion of contracts granted by the 
Liberal Government to private firms, this Conference furiher urges the Labour members 
of Parliament to use their influence to secure the transference of shipbuilding for the 

W e h b e r g , Die internationale Beschrflnknn^der Rflitungen 10 
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Am 25. Juli 1912 beantragte der Abgeordnete Ponsonby im Unter- 
hause eine Verminderung des Rflstungsvoranschlags unter Hinweis auf 
die freundschaftlichen Beziehungen zu Deutschland. Staatssekretär Grey 
beklagte die Last der Rüstungen, meinte aber, die Regierung sei machtlos ; 
doch seien Kräfte am Werke, die mit der Zeit eme Wirkung auf die 
Rüstungen ausüben würden. Am 6. August 1912 fragte der Liberale 
flagge im Unterhause an, ob die Regierung nicht eher Schritte für eine 
Abrüstungskonferenz tun wolle, als bis von anderen Mächten nach dieser 
Richtung Anregungen gegeben würden. Minister AsquUh erwiderte die 
pessimistischen Worte : Er glaube nicht, daß die internationale Abrüstung, 
wenn damit die Abschaffung jeder bewaffneten Macht gemeint sei, prak- 
tisch durchführbar sei. Die britische Regierung sei, wie den anderen 
Mächten bekannt wäre, immer bereit gewesen, die Frage der Steigerung 
der Rüstungsausgaben international zu erörtern; auf jede Anregung der 
anderen Großmächte nach dieser Richtung hin werde die britische 

Regierung bereitwilligst eingehen.^) 

■ ■ ■ ' t — 

Navy from private firms to the Government dockyards.' b) .That the J. L. P. members 
of Parliament be instructed to vote against any increased expenditure on armaments ..." 
c) ,That this Conference condemns strongly all attempts to subveri the Army for 
political purposes, making it a means influencing legislation and a grave menace to 
civil liberty. It protests against the gross legal inequality which sends Trade-Unionists 
to prison for counselling soldiers not to sboot strikers, whüst permitting certain 
prominent heads of the Army and membres of Parliament to advise officers against 
maintaining law in Ulster. It urges steady Opposition to militarism, as being inimical 
to the highest forms of freedom inside the State." 
Vgl. Gränberg a. a. O. S. 170—175. 

1) .Friedenswarte* 1912, S. 308. 

Am 20. Oktober 1912 wurde auf Anregung der Labour Party von 41 Mitgliedern 
der Arbeiterpartei des englischen Unterhauses und von 110 sozialdemokratischen Mit- 
gliedern des Deutschen Reichstages eine Kundgebung veröffentlicht, die etwa lautete: 
Das deutsche und das britische Parlament hätten beschlossen, die Voranschläge ihrer 
Regierungen für die Flotte auch dieses Mal wieder zu genehmigen ; dadurch würden 
die Rüstungslasten erneut vermehrt Die Mitglieder der Arbeiterschaft beider Länder 
hätten diese Vermehrung bekämpft und dagegen gestimmt Sie seien aber leider nicht 
zahlreich genug in ihren Parlamenten vertreten, um die Bewilligung der Heeres- und 
Marinevorlage verhindern zu können. So gehe das Wettrüsten mit seinen unheilvollen 
Konsequenzen unausgesetzt weiter und den ohnehin durch die immerwährende Steigerung 
der Lebensmittel schwer belasteten Schultern des Volkes würde eine neue, schier 
unerträgliche Last aufgebürdet, die zu allem anderen auch noch die Qefahren eines 
furchtbaren Krieges vermehre. Die Arbeiterschaft des Deutschen Reiches hege keine 
feindlichen Gefühle gegen Großbritannien, wie auch die englische Arbeiterschaft frei 
von jeder feindseligen Stimmung gegen Deutschland sei. Beide Teile verurteilten 
jede Aufreizung zum Kriege. Sie verlangten keine Zunahme des kapitalistischen 
Wettrüstens, sondern Abrüstung, keine Aufreizung zum Kriege, sondern ein gutes 
Einvernehmen beider Nationen. 

Vgl. den englischen Wortlaut bei Gränberg a. a. O. S. 18. 
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ASiz 1913 brachte Churchill im Unterhause, bevor der 
Vorschlag von 16 : 10 richtig diskutiert worden war, also offenbar unter 
Zniflckziehung dieses Projektes, folgenden neuen Plan eines Flotten- 
ieierjahres vor: 

.Es ist keine Aussicht vorhanden, die gewaltigen, dauernd wachsenden Kosten 
in den Flottenetats der ItOnftigen Jahre za vermeiden, wenn nicht die Perlode 
der Rivalitäten und des technischen Portschiitli zu einem Ende kommt Von 
allen Nationen der Welt sind wir vielleicht am besten imstande, eine derartige 
Ausdehnung zu tragen, falls sie fortgesetzt werden sollte. Aber es gibt glOch- 
Ucherweise einen Weg, der offen steht und offen bleiben wird, durch welchen 
die Volker der Welt eine fast augenblickliche Milderung der Sklaverei erreichen 
können, in die sie sich selbst begeben haben. In der Sphäre des Flottenwett- 
bewerbes ist alles relativ. Die Stfirke einer Flotte Ist ihre Starke verglichen mit 
einer anderen. Der Wert eines Schiffes hangt gSnzUch von dem zeitgenössischen 
Schiff ab, dem es vielleicht entgegentreten muß. Jedoch sehen wir, daß die 
Schiffstypen einer jeden Seemacht die der früheren Jahre in unerbittlicher Hart- 
nücklgkeit verdringen, da& viele Millionen von Jahr zu Jahr geradezu vergeudet 
werden und dafi das Entwicklungstempo dauernd sich verstärkt, ohne einen 
wirklichen Gewinn in der relativen Flotten starke. Kann ein Vorgang sinnloser 
sein ? Die Frage, die sich die Orofimächte, und nicht nur die OroSmachte, sondern 
auch die groSen Nationen vorlegen sollten, ist diese: Wenn für den Zeitraum 
eines Jahres kein neues Kriegsschiff für irgendeine Nation gebaut worden Ist, 
würden unsere Flbtteninteressen oder die nationale Sicherheit In irgendeiner 
erkennbaren Welse gefährdet werden? Wir haben heute gute Schiffe; sie sind 
die besten der Welt, bis bessere gebaut werden. KOnnen sie nicht ein Jahr die 
Herrschaft behalten, bevor sie zurückgesetzt werden? Warum sollten wir alle 
nicht für ein Jahr im Schiffsbau einen Feiertag eintreten lassen, soweit eine neue 
Konstruktion oder unler allen Umstanden soweit eine Neukonstruktion eines 
Linienschiffes in Betracht kommt? Das ist die Frage, die Ich Im vorigen Jahre 
gestellt habe, und das Ist der Vorschlag, den ich In diesem Jahre wiederhole. 
Er schließt keine Andemng der relativen Stärke der Flotten in sich ein. Er 
bedingt nicht das Aufgeben irgendeines Planes bezQglich der Flottenorganisation 
oder der Flotten Vermehrung. Er widerstreitet keinem System eines Flottengesetzes. 
Er schließt keine Einschränkung der wirklichen Flottenstärke ein. Er Ist so einfach, 
dafi er zu keinem Mißverständnis führen kann. Die Finanzen eines jeden Landes 
würden eine Entlastung erhalten. Keine Flotte würde im geringsten benachteiligt 
sein. Wir in Großbritannien können mit Aufrichtigkeit über einen derartigen 
Qe^^stand sprechen. Unsere Schiffsbautechnik Ist nicht minderwertiger als die 
irgendeiner anderen Macht, unsere Erfahrungen sind weit grtt&er, unsere Hilfs- 
mittel sind reicher. Unsere Plane haben auf jeder Stufe bei dem Weltwettbewerb 
die alte Überlegenheit behauptet, und nach dem, was wir von anderen Lindern 
hören, unterliegen unsere Preise und die Qualität unserer Arbelt gewiß keinem 
TadeK In jedem Jahre, solange wie neue Schiffe gebaut werden, werden wir die 
besten bauen, welche die Wissenschaft erfinden oder Geld kaufen kann; wir 
werden unser Bestes tun, die Führung in der Konstruktion aufrechtzuerhalten, die 
fttr die Vorherrschaft zur See nicht weniger wichtig ist als das Übergewicht in 
der Anzahl. 

Das ist kein Appell der Schwache des keuchend Zurückbleibenden, sondern 
ein Appell der Starke des in der Front Schreitenden, den wir an alle Nationen 
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richtei^, und an keine Nation mit gröfierer Aufrichtigkeit als an unseren grofien 
Nachbar jenseits der Nordsee.*^) 

Zu einer eingehenden Verhandlung über diese Anregung des Flotten- 
feierjahres kam es zwischen Deutschland und England nicht. Die Rede 
des Deutschen Reichskanzlers vom 7. April 1913 hierzu war weder zu- 
stimmend noch ablehnend.*) 

Am 12. August 1913 äußerte sich Lloyd George über die Rüstungs- 
frage sehr pessimistisch, wie denn überhaupt den englischen Ministem, 
wohl infolge der Fehlschlage ihrer Bemühungen auf diesem Gebiete, 
gelegentlich ungünstigere Bemerkungen entschlüpften. Lloyd George 
sagte u. a., ehe nicht vollständige Verständigung und vollständiges Zu- 
sammenarbeiten unter den Ländern hergestellt sei, um den Rüstungen 
Einhalt zu tun, sei keine Möglichkeit der Einschränkung gegeben. 

In seiner zu Manchester gehaltenen Rede wiederholte Churchill am 
18. Oktober 1913 den Vorschlag des Flottenfeierjahres. Er sagte: Der 
Vorschlag, den er im Namen der Regierung mache, sei ganz einfach. 
England würde im nächsten Jahre, abseits von den kanadischen Schiffen 
oder ihren Äquivalenten, abseits von allem, was durch irgendwelche 
Vorgänge im Mittelmeer erforderlich werden könnte, vier, Deutschland 
zwei grofie Schiffe auf den Kiel legen. Jetzt schlage er Deutschland vor: 
Wenn es den Baubeginn seiner beiden Schiffe um zwölf Monate vertagen 
wolle, so würde England getreulich den Baubeginn seiner vier Schiffe 
für genau die gleiche Periode vertagen. Deutschland würde durch diese 
Pause sechs Millionen, England fast zwölf Millionen Pfund sparen. Die 
relative Stärke beider Länder würde absolut unverändert bleiben. Ein 
völliger Stillstand für ein ganzes Jahr sei unmöglich, wenn nicht andere 
Mächte überredet würden, ebenso zu handeln. Aber wenn Deutschland 
und England die Initiative ergriffen, wäre ein großer Erfolg zu erwarten. 
Wenn Osterreich und Italien nicht bauten, so würde eine Verpflichtung 
dazu auch für Frankreich und Rußland wegfallen. Würde ein solches 
Ereignis nicht von Einfluß auf Amerika und Japan sein? Für Gegen- 
gründe, die große Waffenfirmen in England und anderen Ländern zweifel- 
los erheben würden, sei er völlig unzugänglich.*) 

Ende 1913 sprachen sich eine ganze Reihe englischer Minister 
ebenfalls außerhalb des Parlaments gegen die Rüstungen aus. Am 8. No- 
vember 1913 meinte Lloyd George in einer zu Middlesborough gehal- 

») .Friedenswarte- 1913, S. 131 ff.; .Die Friedensbewegung- 1913. S. 192 ff.; 
meine Schrift .Limitation des armements- S. 38 ff. 

^) Vgl. auch die Verhandlungen der Budgetkommission des Deutschen Reichs- 
tags von 1914. 

8) .Friedenswarie- 1913, S. 429; am 31. Oktober 1913 wurde der Plan eines 
Flottenfeierjahres im amerikanischen Repräsentantenhause befürwortet. 
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tenen Rede, es sei besser, wenn alle Seemachte ihre Ausgaben für die 
Rüstungen in die Nordsee wQrfen, als daQ sie die fflrchterlichen Maschinen 
-und Werkzeuge zur Menschenschlflchterei verwendeten. Churchill 
am 10. November 1913 auf dem Lordmayorsbankett, die Entf 
der deutschen Flotte würde von England neue finanzielle Opfer ve 
die größer seien, als sie jemals in Friedenszeiten gewesen wäre 
die Regierung würde jede Gelegenheit für eine RUstungsversfa 
benutzen. Und in einer glänzenden Ansprache vom 15. Noveml 
hob derselbe Minister treffend hervor: 

.Was konnte ein bifichen mehr gotcr Wille tun! . . . 
von uns sicherer durch diese ungeheuren Opfer, die wir ein jeder allen 
haben? FUhlen Sie nicht zuweilen, dafi dies alles nur eine Laune Ist, 
durch die Starke eines Paplerblattes von einem Zustand des Weither 
des Weltvertrauens, von einer Welt internationaler Freundschaft getre 
die alle diese beklagenswerten Vorbereitungen Überflüssig machen oder 
sein wQrde, eine ungeheure Ermafiigung herbeizuführen ? Wenn ich an dei 
Zustand Europas denke, mit all seinen immer offenherziger unterelna 
mischten Nationen, mit all seinen die hfichste Freundschaft für die 
Staaten bekundenden Regierungen, mit all seinen durch Blut und Inter 
den Hiuptem aller anderen Machte verbundenen Souveränen, mit all s 
>uBerste Korrektheit bekundenden auswärtigen Ämtern, und doch die 
der Sklaverei der Rüstungen gefangen sehe, auf einem in der Qeschii 
nie dagewesenen Maßstäbe, so kann ich mir nicht helfen. Immer wied 
Geschichte jenes spanischen Gefangenen erinnert zu werden, der zwan 
in einem Keilcer schmachtete, bis er eines Tages zutüllig an die TDr se 
stieß, die all die Zelt unverschlossen war, so dafi er frei hinausgehen li 

Weitere Reden wurden von Haidane am 18, November 1 
dem Bankett des Seeversicherungskongresses und von Asqalth am 
vember 1913 auf dem Kongresse der nationalliberalen Föden 
Leeds gehalten. Am 31. Dezember 1913 nannte Lloyd George t 
Interview die Rüstungen einen organisierten Wahnsinn.*) Am 
nuar 1914 trat Haidane in Horton für die Rüstungsverstflndigt 
Ende Januar 1914 Sir Edward Grey vor der Handelskammer 
ehester.*) 

Im Unterhause griff am 19. März 1914 der Abgeordnete S 
die Rüstungstreiber an, indem er erklarte, man müsse aus den 
der Schwindler, Diebe, Politiker, Generale und Rüstungstreiber 
kommen.*) Am 24. März 1914 interpellierte der Abgeordnete Mor 
Staatssekretär des Au&em darüber, ob noch keine Fühlung mit I 
land wegen eines Flottenfeierjahres goiommen worden wäre. 

I) .Frfcdenswarfe* 1913, S. 450. 

») .Priedenswaite' 1914. S. 22. 

■) .PHedentwarte' 1914, S. 49. 

*) .Priedenswarte* 1914, S. 146. 
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Am 10. Juli 1914 äußerte sich der grofie englische Pazifist Sir 
Edward Grey nochmals im Unterhause zur Rflstungsf rage : 

„Es ist eine Frage von sehr großer Bedeutung, aber ich habe nichts Neues 
zu sagen. Ich nehme kein Wort von dem zurflck, was ich Aber die Bedeutung 
und den Ernst der Frage gesagt habe. Ich habe mein Bestes getan, meinen Qe- 
fahlen starken Ausdruck zu verleihen, aber ich kann nicht sagen, dafi sie in den 
anderen großen europäischen Ländern viel Widerhall gefunden hätten. Ich 
wünschte, ich könnte hoffnungsvoller sprechen, als ich es tue. Wenn von Zeit 
zu Zeit von einem Lande allein der Versuch gemacht worden ist, auf direktem 
Wege eine Beschränkung der Rüstungen einem fremden Lande vorzuschlagen, 
so ist dies stets als ein Versuch betrachtet worden, die Handlungsfreiheit zu be- 
schränken und zu kontrollieren, und ist Abel aufgenommen worden. Infolge- 
dessen war es nutzlos, einen direkten Vorschlag zu machen. Es gibt aber eine 
Methode, bessere Beziehungen zu schaffen, die ich die Methode indirekter Be- 
einflussung (method of indirect Suggestion) nennen möchte. Es ist zweifellos, 
dafi, soweit die Qrofimächte in Frage kommen, die Beziehungen sich in einigen 
Fällen gebessert haben. Die Qrofimächte sind über die Balkankrisis hinweg- 
gekommen, und die Beziehungen unter ihnen sind bedeutend besser, als irgend 
jemand hätte voraussehen können ; dennoch dauert das Anwachsen der Rüstungen 
fort. Ich bezweifle die Behauptung Ponsonbys, dafi die ursprüngliche Verant- 
wortlichkeit dafür auf England lastet. Es ist höchst bemerkenswert, dafi das 
Anwachsen der Rüstungsausgaben in Europa im vergangenen Jahre nicht auf 
maritimem, sondern auf militärischem Gebiete gelegen hat; dafür aber ist Eng- 
land nicht verantwortlich. Trotzdem die Nationen die besten Beziehungen zuein- 
ander unterhielten, dehnten sie doch ihre Rüstungen aus. Es ist sehr schwer, 
dies zu begründen oder anzugeben, wie dem Einhalt zu tun ist Ich sehe für 
den Augenblick keine Abhilfe, wenn nicht in dem Glauben, dafi der gesunde 
Verstand der öffentlichen Meinung zu Hilfe kommen wird, wenn die Dinge an- 
fangen unerträglich zu werden. Wir müssen darauf bedacht sein, dafi wir nicht 
in bezug auf die Ausgaben die Treibenden sind, und wir hatten uns bemüht, 
unsere Ausgaben in gewissen Grenzen zu halten. Churdiill bat an die Methode, 
die er für die Herabsetzung der Rüstungen verfochten hat, geglaubt, er hat nicht 
die geringste Absicht gehabt durch die Art, wie er sie an die OffenUichkeit ge- 
bracht, irgendein anderes Land zu beleidigen. England sollte sein möglichstes 
im Haag oder anderswo tun, um alles zu ermutigen, was eine Herabsetzung der 
Rüstungen herbeizuführen berechnet ist. Ich jedoch werde es sicherlich nicht 
unternehmen — vielmehr werde ich mich dem auf jede mögliche Weise wider- 
setzen — , anderen Ländern direkte Vorschläge zu machen, solange eine Wahr- 
scheinlichkeit vorhanden sei, dafi sie übel aufgenommen würden, d. h. als Versuche, 
einen Druck auszuüben. Ich möchte lieber, obwohl auch das noch keinen grofien 
Erfolg hätte, auf die indirekten Folgen der Bemühungen Englands vertrauen, 
zwischen uns und den fremden Ländern die guten Beziehungen zu fördern, in 
der Hoffnung, dafi dies und der Druck der öffentlichen Meinung schliefilich seine 
Wirkung ausüben werden." 

Diese zahllosen Anregungen englischer Parlamentarier und Minister,^) 
die leider ohne Erfolg blieben, sprechen fflr sich und bedürfen keines 

^) Verhandlungen der Parlamente englischer Dominions und Kolonien, von denen 
mir wichtigere nicht bekannt sind, können hier übergegangen werden. Vgl. z. B. die 
Verhandlungen in Kanada. Gtl'flccicnswarte" 1914, S. 49.) 
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weiteren Kommentars. Beschäftigt man sich näher mit ihnen, so erinnert 
man sich der Worte, die einst ein klassischer deutscher Völkerrechts- 
lehrer, Johann Jakob Moser, ^) ausgesprochen hat: 

„Die Ehre eines Prinzen ist desto gröfier, . . . wenn er vorher alle ersinnliche 
Sorgfalt angewandt hat, . . . gewaltsamer Mafiregeln entübrigt zu sein. . . . Hierher 
gehört vorzüglich, wenn er dem in voller Rüstung stehenden Nachbar seine 
Besorgnis offenherzig entdecl(t und auf eine positive Erklärung dringt, was er 
bd den obwaltenden bedenklichen und gefährlich scheinenden Zeitläufen für 
sich selbst zu fürchten oder zu hoffen habe, wenn er zu einer gütlichen Ver- 
einigung die Hand bietet und die billigsten und glimpflichen Fflrschläge tut. 
. . . Wenn in diesem Falle die Gegenpartei undeutliche, verfängliche, unzureichende 
und auf Schrauben gesetzte Erklärungen von sich gibt, ... so ist nichts gewisser, 
als daß man . . . den Orund des Verdachts stillschweigend einräumt . . ." 

€) Italien 

Die erste Verhandlung über die Rüstungsfrage im italienischen 
Parlament fällt in das Jahr 1868. Damals brachte der Abgeordnete 
Benedetta Castlglla einen Gesetzentwurf zur Abschaffung des Kjri^es 
ein, wonach das Heerwesen lediglich auf die Verteidigung beschränkt 
werden solle, da Offensivkriege nicht mehr in Betracht kämen.*) Der 
Antrag wurde abgelehnt. 

Am 1 1. Juli 1891 nahm die Kammer folgende, von Crispi im Namen 
der Regierung beifällig begrüßte Tagesordnung an: 

.Die Kammer fordert im Interesse der Finanzen und der progressiven Herab- 
minderung der Militärausgaben, die Regierung auf, das im höchsten Qrad sitt- 
liche Prinzip, etwaige Streitfälle zwischen den Nationen einem Schiedsgerichte 
zu untersteilen, nach Möglichkeit fördern zu wollen, und dessen Annahme durch 
das Mittel permanenter Verträge oder bestimmter Klauseln in Handels- oder 
sonstigen Verträgen zu verwirklichen.' >) 

Das Verdienst, in den neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
mit Nachdruck in Italien für eine Rüstungsbeschränkung eingetreten zu 
sein, kommt Pandolfi zu. Am 18. Mai 1893 richtete er bei Gelegenheit 
des Budgets des Ministers des ÄuBem an diesen die Frage, ob er 
glaube, dafi der gegenwärtige Zustand des bewaffneten Friedens ohne 
Gefahr bis ins Unendliche dauern könne oder ob er im Gegenteil der 
Ansicht sei, dafi dieses System ganz Europa in seinem Verhältnis zu 
Amerika, vor allem aber Italien in seinen gesamten auswärtigen Be- 
ziehungen, schädlich sei. Er betonte, man müsse besonders durch zwei 
Mittel aus dieser unerträglichen Lage herauszukommen suchen, nämlich 

^) Beiträge zu dem neuesten Europäischen Völkerrecht in Kriegszeiten, Erster 
Teil. 1779, S. 26, 27. 
*) Hetzet, S. 59. 
*) „Die Waffen nieder" 1895, S. 354. 
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einmal durch die Politik der gleichzeitigen und allmählichen Abrüstung, 
femer durch Handelsverträge. Der Minister antwortete, dafi jede Bewegung 
in dieser Richtung seinen Beifall finde. Die erste Voraussetzung eines 
Erfolges sei die Stärke der öffentlichen Meinung in diesem Sinne. Am 
18. Juni 1893 ergriff Pandolfi emeut das Wort und legte dar, daß sich 
bei einer Verständigung über die ökonomischen Fragen die Abrüstung 
in der Hauptsache von selbst ergeben werde. ^) 

Als Pandolfi am 3. Mai 1894 die Annahme einer Tagesordnung 
vorgeschlagen hatte, wodurch die Regiemng ersucht werden sollte, die 
Einigung der europäischen Nationen herbeizuführen, ergriff Crispi das 
Wort zu folgenden interessanten Ausführungen: 

„Ich steUe an den ehrenwerten Pandolfi das Ersuchen, seine Tagesordnung 
zurückziehen zu woUen. Die Parlamente sind keine Akademien, sondern gesetz- 
gebende Versammlungen. Eine abstrakte Prinzipienerklärung gehört nicht zu 
ihren Attributen. Was die Abrüstung betrifft, so möge der ehrenwerte Pandolfi 
überzeugt sein, dafi sie in dem Sinne aller Menschen von Herz liegt. Wenn die 
Kammer es erlaubt, so werde ich über diesen Gegenstand eine Anekdote erzählen. 

Im Jahre 1877 bereiste ich die verschiedenen Hauptstädte Europas und, ehe 
ich nach Beriin ging, war ich in Paris gewesen. Ich sagte Gambetia, dafi ich 
nach Bedin fahre und dort Bisniank sehen werde. Der französische Patriot bat 
mich, mit dem Fürsten zu reden, um einen Abrüstungsvertrag zustande zu bringen. 
Ich habe mich dieser Mission entledigt 

Bismarfk antwortete mir, dafi niemand mehr als er hierzu geneigt wäre, doch 
fügte er hinzu, dafi, so oft man versucht hätte, in Europa die Abrüstung anzu- 
regen, es nfemals möglich gewesen wäre, sie zu verwirklichen. Er sprach mir 
von dem Abrüstungsprojekt, welches eines Tages von Napoleon IIL selber an- 
geregt worden war, und von dem, als man zu den Einzelheiten der Ausführung 
gekommen sei, nichts hätte verwirklicht werden können. 

Die Abrüstung der verschiedenen europäischen Mächte setzt voraus, dafi alle 
Nationen in gleicher Weise gerüstet sind wie die anderen ; und dies ist nicht 
der Fall. Die militärischen Einrichtungen sind in den einzelnen Ländern ver- 
schieden; was in einem Lande als Rüstung gilt, bedeutet im anderen Abrüstung; 
daher fehU die MöglichkeiC gleichzeitig und gleichmäfiig dieses philantropische 
Projekt zu erfüllen . . ."») 

Am 17. Juni 1904 regte General Pelloux im italienischen Senat 
die Erhöhung des Kriegsbudgets an, da die politische Lage sich ge- 
ändert habe. Kriegsminister Pedalti erwiderte, die Lage sei im Gegen- 
teil eine bessere geworden. Wenn andere Mächte neue und größere 
Rastungen vorbereiteten, solle Italien deshalb ihrem Beispiel folgen?*) 

Anläfilich einer Interpellation des Abgeordneten Brunialü Aber die 
Stellungnahme der italienischen Regierung zu den englischen Abrüstungs- 
vorschlägen erklärte am 16. Juni 1906 Minister Tittont: Er habe der 

*) „U Conference Interparlementaire" 1893, S. 17, 50ff. 
•) „Die Waffen nieder" 1894, S. 218ff. 

*) Alfred H, Fried bemerl(te damals treffend, dafi die meisten Minister umge- 
kehrt zu argumentieren pflegten; „Friedenswarte" 1904, S. 136. 
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des Unterhauses persönlich beigewohnt und in 
italienischer Botschafter seine Regierung sogleich 
macht. Ebenso spreche er heute als Minister 
Qg der Re^erung zu diesen menschenfreundlichen 
flr Italien' eine Tollheit, allein seine Rüstungen 
bensosehr wOre es ein Verbrechen gegen die 

sich nicht in aufrichtiger Weise den Anregungen '''ß 

: eine gemeinsame Verringerung der Rüstungen .-g 

kten oder auf jede Weise die Gefahr der Schrecken 'f^ 

Die italienischen Vertreter zur Haager" Konferenz "''^" 

halten, die englische Anregung zu unterstützen, 
lan einer Abrüstung sofort praktische Anwendung 
fürchten, daß die Idee noch ein frommer Wunsch 

man keine praktische Formel finde.') 

ergriff Tittoni in der Deputiertenkammer erneut 
: Die englische Anregung in der RQstungsfrage 
nähme der russischen Initiative von 1899. Wenn 
isorgnis erweckt habe, warum solle heute der 
chtungen Anlaß geben? Es seien deswegen keine 
1. Das treffe selbst für den Fall zu, daß man keine 
n könne; man werde dann eben die Diskussionen 

sei der Standpunkt der englischen Regierung. 

der ihn nicht besonnen und verständig finden 
,ch Bedenken, ob sich eine praktische Formel 
le insofern mit Fürst BUlow und Graf Aehrenthal 
ied der Auffassung bestände aber in dem ein- 
:n. Deutschland und Osterreich-Ungam zögen 
dlungen nicht teilzunehmen, indem sie sich die 
lg eventueller Ergebnisse vorbehielten. Italien 
:n Beratungen teilnehmen zu können. Dagegen 
±te des Dreibundes nichts einzuwenden.*) 
alten scheint sich persönlich für die Rüstungs- 
t)en. Er hat damals privatim eine Beschrankung 
Croßkampfschiffe befürwortet. >) 
Bissolati brachte am 1. Dezember 1910 in der 
er Bezugnahme auf den Vorschlag von Seitz im 
at den Antrag ein, wodurch die Regierung auf- 
;, .sich mit der Regierung Österreich-Ungarns 
Digung einer internationalen Konferenz zur Be- 

106, S. 138 H. 

107, S. 1(K H. 
.Limitation des annementi' S. 74. 
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schränkung der Rüstungen zu verständigen/ San Giuliano erwiderte» die 
Osteneichisch-ungarische Regierung habe mit ihrer Meinung vollständig 
recht gehabt» dafi die Rüstungen Italiens und Österreich-Ungarns nicht 
gegeneinander gerichtet seien» daß vielmehr ein starkes Italien im Interesse 
Österreich-Ungarns liege und umgekehVt. Jedesmal» wenn man versucht 
hätte» sich über die Abrüstung zu verständigen» hätten die Beziehungen 
zwischen den Mächten eine Abkühlung erfahren. Es sei besser» den um- 
gekehrten Weg zu gehen, nämlich gemeinsam dahin zu streben, die 
Ursachen der Streitigkeiten zu beseitigen.^) 

# 

^)"Die Vereinigten Staaten von Amerika*) 

Im amerikanischen Repräsentantenhause hielt am 15. Februar 1895 
der Abgeordnete von Massachusetts William Everett bei der Flotten- 
debatte eine Rede» worin er u. a. ausführte: 

.Sie sagen» meine Herren, die anderen sollen anfangen. Wir können nicht 
abrüsten, solange es die anderen nicht tun. Ich sage: Doch, wir können es. 
An uns ist es, anzufangen. Uns geziemt es, den Nationen, die noch unter der 
Herrschaft mittelalterlicher Wildheit zucken, zu verkünden: »Hier stehen wir in 
unserem alten Ruhme, der keiner Geltendmachung bedarf, in unserer Gerechtigkeit, 
unserer Mäßigung, bereit, einem friedlichen Schiedsgerichte alle Fragen zu unter- 
breiten; fahrt fort, wenn es^Euch beliebt, Eure Schlachtschiffe zu vermehren und 
Eure Arsenale zu füllen: Die Vereinigten Staaten sind zu grofi, zu edel, zu.modem, 
um in den militaristischen Geist der alten Welt herabzusinken.*') 

Im Senate schlug 1904 General Nudes eine internationale Rüstungs- 
verminderung auf ^/looo der Bevölkerung vor.*) Am 5. Mai 1906 forderte 
BcLtthold, der schon um 1904 einen Antrag auf Einberufung einer 
Rüstungskonferenz gestellt hatte,') im KongreB die Regierung auf, Be- 
schlüsse über neue Schiffsbauten bis nach Abhaltung der zweiten Haager 
Konferenz zu vertagen, um auf deren Bau verzichten zu können, wenn 
im Haag die Beschränkung der Rüstungen beschlossen werden sollte.*) 

Nach dem Scheitern der Rüstungserörterung im Haag 1907 hatte 
Roosevelt, der noch im April 1907 in einem Briefe an den Neuyorker 

^) .Friedenswarte' 1911, S. 3; .Documents Interparlementaires' Nr. 4, S. 9ff.; 
siehe die Resolution des 14. Nationalkongresses der .Parüto Socialista Italiano« zu 
Ancona vom 26. bis 29. April 1914 gegen den Militarismus bei Qrünberg a. a. O. 
S. 216 ff. 

') Vgl. auch die Deklaration der Rechte und Beschwerden der Kolonien vom 
14. Oktober 1774: Verwerfung der stehenden Heere seitens des nordamerikanischen 
kontinentalen Kongresses; »Journals of the Continental Congress* Bd. 1, 1904, S. 75. 
Nach einer Mitteilung meines Freundes Adolf Qrote.] 

*) .Die Waffen nieder* 1895, S. 214. 

*) PUard, S. 167. 

*) .Union Interparlementaire', Session de Saint 'Louis 1904, S. 54. 

•) .Friedenswarte- 1906, S. 95. 
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Friedenskongrefi eine Beschränkung des Deplacements der Schlacht- 
schiffe befürwortet hatte, in seiner Botschaft an den Kongreß die Ansicht 
ausgesprochen, daß jetzt in energischem Mafie gerüstet werden müsse. 
.Der beste Schritt*, so sagte er, »die durch das Steigen der Marine- 
rflstungen verursachten größeren Lasten zu verringern, würde nach meiner 
Meinung ein Abkommen sein, durch das die Größe aller zu bauenden 
Schiffe begrenzt würde; aber bis jetzt ist es noch nicht gelungen, eine 
andere Nation dahin zu bringen, mit uns in diesem Punkte überein- 
zustimmen." Im April 1908 forderte Roosevelt vier moderne Linien- 
schiffe. Er wies als warnendes Beispiel auf China hin, um zu zeigen, 
wohin eine Politik des Friedens um jeden Preis führe. In der Sitzung 
vom 11. April 1908 traten ihm jedoch die Deputierten Barthold und 
Tawney en^egen und setzten durch, daß das Repräsentantenhaus mit 
199 gegen 75 Stimmen nur zwei statt vier Linienschiffe bewilligte. 
75 der gegen die Vorlage Stimmenden wollten, daß man sich mit einem 
Schlachtschiff begnüge. Im Senate trat gleichzeitig Burton gegen die 
Vorlage auf.^) 

Bartholdt beantragte am 28. Juni 1909 die Einsetzung einer Studien- 
kommission für die Rüstungsfrage. Die Kommission sollte aus drei 
Mitgliedern bestehen und 30000 Mark jährlich erhalten. Der Antrag 
wurde nicht angenommen. Am 25. März 1910 hielt Bartholdt eine große 
Rede gegen jede weitere Flotten vermehrang.*) 

Am 10. Juni 1910 nahm das Repräsentantenhaus folgenden Vor- 
schlag, die sogenannte Bennett-BiW, an: 

« 

.Es wird beschlossen, dafi von dem Präsidenten der Vereinigten Staaten eine 
Kommission von fünf Mitgliedern ernannt werde, die beraten soll über die Möglich- 
keit der Ausnutzung vorhandener internationaler Möglichkeiten tum Zwecke der 
Besclirflnkung der Rüstungen aller Staaten der Welt auf dem Wege internationaler 
Abkommen und über die Gestaltung der kombinierten Flotten der Welt zu einer 
internationalen Gewalt zum Schutze des allgemeinen Friedens, und die etwaige 
andere MiUel zur Verminderung der Regierungsausgaben für Militärzwecke und 
zur Verringerung der Kriegswahrscheinlichkeit in Betracht ziehen und darüber 
berichten soll. 

Es wird bestimmt, dafi die durch obige Resolution erwachsenden Gesamt- 
ausgaben die Summe von 10000 Dollar nicht übersteigen dürfen und dafi die 
Kommission aufgefordert werde, ihren Schlufibericht binnen zwei Jahren, vom 
Datum der Annahme dieser Resolution, zu erstatten.* 

Dieses Gesetz wurde am 24. Juni 1910 auch vom Senate angenommen. 
Nach Unterzeichnung der Bill wurde an Deutschland, Österreich-Ungarn, 

^) .Friedenswarte' ld08, S.92, 114; .Advocate of Peace' 1908, Maiheft Einige 
Auszüge aus verschiedenen Reden Burtons finden sich auch in .Friedenswarte' 1911 
S. 40 ff. 

') Diese Rede ist abgedruckt in den .Documents Interparlementaires* Nr. 3, 
S. 78 ff. 
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Belgien, Frankreich, Grofibritannien, Japan, die Niederlande, Rußland 
und die Türkei die Aufforderung gerichtet, ähnliche Kommissionen ein- 
zusetzen, die zusammen mit der amerikanischen die Frage studieren 
sollten. Während einige zustimmten, meinten andere, daß es jetzt nicht 
angebracht sei, die Frage zu prüfen. Infolgedessen fand ein Zusammen- 
tritt der amerikanischen Kommission ebenfalls nicht statt. ^) 

In den Jahren 1912 und 1913 bewilligte das Repräsentantenhaus statt 
der von der Regierung geforderten zwei Schlachtschiffe nur je eins.*^) 

Am 31. Oktober 1913 wurde im Repräsentantenhaus eine Resolution 
eingebracht, die sich für den Churdiillsdien Vorschlag eines Flotten- 
feierjahrs aussprechen sollte. Sowohl der Führer der demokratischen 
Mehrheit Clark wie der Führer der republikanischen Minderheit Mann 
befürworteten den Antrag. Ersterer bezeichnete das Wettrüsten als die 
idiotischste Methode, die die Menschheit kenne. Auch der Marine- 
minister Daniels war für das Flottenfeierjahr. Am 30. November 1913 
gab Daniels weiterhin der Hoffnung Ausdruck, daß die Vereinigten 
Staaten die Initiative ergreifen würden, um unter den Mächten eine 
dauernde Opposition gegen die Rüstungen ins Leben zu rufen.*) 

Bei der Annahme der Flottenvorlage im August 1916 beschloß das 
amerikanische Parlament die sogenannte //^ns/^j; - Klausel, worin etwa 
folgendes erklärte wurde : Man blicke mit Besorgnis auf das allgemeine 
Anwachsen der Rüstungen in der Welt; aber eine einzige Nation könne 
nicht von sich aus abrüsten, und ohne ein gemeinsames Abkommen 
über diese Frage müsse jede größere Macht entsprechende Rüstungen 
beibehalten. Der Präsident werde bevollmächtigt, zu geeigneter Zeit, 
spätestens am Schlüsse des europäischen Krieges, alle Großmächte zu 
einer Konferenz einzuladen mit dem Ziele, einen Plan für einen Schieds- 
gerichtshof oder ein anderes Tribunal aufzustellen, dem Streitigkeiten 
unter den Nationen zur Entscheidung und friedlichen Erledigung über- 
wiesen würden, femer die Frage der Abrüstung ins Auge zu fassen und 
den betreffenden Regierungen eine Lösung zu empfehlen. Neun ge- 
eignete amerikanische Bürger solle der Präsident auf jene Konferenz 
entsenden. Sollte vor der Vollendung des Flottenprogramms jene Ver- 
einbarung zustande kommen und die Beibehaltung des Wettrüstens 
dadurch unnötig werden , dann sollte die Erweiterung des Flottenbaues, 
soweit sie mit den eingegangenen Verpflichtungen in Vi^derspruch stände, 
unterbrochen werden, und der Präsident entsprechende Befehle erteilen.'*) 

.Friedenswarte' 1911, S.4ff., 36 ff., 256. 

') .Friedenswarte* 1913, S. 108; meine Schrift .Limitation des armements*, S. 40. 
*) .Friedenswarte* 1913. S. 451. 

*) VglNasmyth im .Recueil de Rapports sur les diffirends points du programme- 
minimum«, IV, Haag 1918, S. 290 ff; .Friedens warte* 1916, S. 310. 
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V- Andere Länder 

ingen der anderen Parlamente haben für die Ent- 
ingsfrage nicht die gleiche Bedeutung. Von An- 
iischen Dnma ist mir lediglich bekannt, da& am 
räsident der russischen interparlamentarisdien Gruppe 
ckte, dafi die russische Regierung für die Erörterung 
luf der dritten Haager Konferenz Sorge trage. Aus 
des japanischen Parlaments sei eine Interpellation 
dd erwähnt, die eine Herabsetzung der Rastungen 
tische Regierung erklärte das Verlangen für gerecht- 
■z 1914 schlug das Japanische Oberhaus vor, den 
in den vom Unterhause ins Auge gefaßten Betrag von 
jm weitere 40 Millionen Jen herabzusetzen, 
vien betrifft, so scheint die Rastungsfrage zuerst 1869 
ite diskutiert worden zu sein. Damals wurde im 
raterhause durch Jonas Jonasson von Gaüaboas ein 

angesichts der ungeheuren Rüstungen die Hoffnung 
Abrüstung aussprach. Das Haus lehnte die Resolution, 
ischeren Formulierung, ab, wobei es jedoch das Motiv 
') Am 22. März 191 1 interpellierten in der schwedischen 
i Abgeordneten Baron Bande und Baron Paimstiema 
die Stellung Schwedens zur Initiative Tafts, betreffend 
er Minister des Äußern Baron Taube erwiderte, daß 
keinen Vorschlag hierüber erhalten habe. Er wandte 
:den gegen die Forderung des schwedischen Friedens- 
eden die initiative zu einem Zusammengehen der 
für eine Beschränkung der Rüstungen ergreifen sollte, 
t keinen-ErfoIg haben werde.*) In der norwegischen 
28. Januar 1914 ein Redner der Linken unter großem 
an endlich einmal aufhören müsse, das Volk durch 

nach Vergrößerung der Rüstungen zu beunruhigen, 
rat 1869 zuerst Auguste Coavrear für die intematio- 
der Rüstungen in einer bedeutsamen Parlamentsrede 

1894 wurden von Janssens, de ßrocqueville und 
; über Rüstungsbeschränkung gestellt, die aber ab- 
nssens forderte, bezüglich der Abrüstung die Initiative 
tten. Der Minister des Äußern erklarte unter anderem, 

« Interparlementalre' 1893, S. 34 

:• 1911, 5.115. 

, .MemotTS of Henry Richard'. London 1889, S. 101 ; Bericht 

asSffciation' 1879, S. 242. 
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daß Belgien als neutrale Macht die anderen Mächte unmöglich zur 
Abrüstung auffordern könne, ^) Am 30. Mai 1907 brachte der Deputierte 
Janssen eine Resolution ein, die sich fflr die Beratung der Rüstungsfrage 
im Haag aussprach. Der Minister des Äußern erklärte, er könne ange- 
sichts der verschiedenen Stellungnahme der Mächte dem Antrag nur 
unter Vorbehalt zustimmen.*) Als 1913 in Belgien eine neue Wehrvor- 
lage eiifgebracht wurde, wies man in den beiden Kammern auf die 
Möglichkeit einer Rüstungsbeschränkung hin.') Am 25. März 1914 
interpellierte Senator La Fontaine den belgischen Minister des Äußern 
Davignon im Senate, wobei dieser über die Haltung Belgiens in der 
Rüstungsfrage folgendes ausführte: Belgien habe durch seine Stellung 
zur Rüstungsfrage auf den beiden Haager Konferenzen seine Sympathie 
für dieses Problem zum Ausdruck gebracht. Er glaube, daß eine neue 
Beratung des Problems im Haag nur Zweck habe, wenn jede Groß- 
macht vorher durch eine technische Kommission die Frage geprüft habe 
und eine Einigung unter ihnen herbeigeführt sei. Die belgische Regie- 
rung würde jeden Fortschritt in dieser Sache begrüßen. Aber im gegen- 
wärtigen Augenblicke könne die belgische Regierung l^eine Initiative 
ergreifen, weil sie unzuständig sei, um die politischen Interessen der 
Großmächte zu würdigen. Femer würde dieses Vorgehen kein prakti- 
sches Resultat haben, zumal Belgien in internationalen Dingen als 
neutralisierter Staat eine besondere Reserve beobachten müsse. La 
Fontaine erwiderte, auch er sei der Meinung, daß die großen Mächte 
das Signal zur Abrüstung geben müßten und Belgien erst die Rüstungen 
einstellen könne, wenn diese vorangegangen seien. ^) 

Was Holland anbetrifft, so wurde am 7. November 1912 der 
Minister in dem Bericht der Kommission der zweiten Kammer über das 
Budget des Äußern befragt, ob er bereit sei, seitens Hollands anzu- 
regen, daß das Rüstungsproblem auf die Tagesordnung der dritten Haager 
Konferenz gesetzt werde. Im spanischen Senat brachte im Mai 1890 
Marcoartu einen vom Staatsminister de la Vega de Arnüjo befürworteten 
Antrag eiii, worin der Abschluß von Schiedsverträgen angeregt wurde. 
In seiner Rede führte Marcoartu aus, er wünsche, daß ein Gottesfrieden, 
wenn nicht von zwanzig Jahren wie in Amerika, so doch von zehn, fünf 
oder drei Jahren abgeschlossen würde, damit man während dieset Zeit 
die ständigen Heere vermindern und die Bedingungen der zukünftigen 
Staatenorganisation studieren könne. ^) 

^) .Die Waffen nieder' 1894, S.99; Merignhac, .L'arbitrage international' S.377. 

») Ricard, S. 188. 

') Vgl. .Die Friedensbewegung' 1913, S. 439 ff. 

*) .Annales Parlementaires," Sinat, Sdance du 25. mars 1914, p. 155 ff. 

*) .Almanach de la Paiz*, Paris 1891, S. 53. 
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b) Die Rüstungsfrage bei den Beratungen der Inter- 
parlamentarischen Union 

Auf den Interparlamentarischen Konferenzen ist, wie Chr. L Lange ^) 
treffend bemerkt hat, die Rflstungsfrage häufig in die Debatte mit hinein- 
gezogen worden. Sie bildete ja auch sozusagen den Ausgangspunkt 
der Bestrebungen der Interparlamentarischen Union. Bereits auf der 
ersten Interpariamentarischen Versammlung von 1889 hatte der fran- 
zösische Deputierte Gaillard folgenden Antrag gestellt, der durch mehrere 
Mitglieder unterstützt wurde: 

«La Conference interparlementaire, dans le but de ddtenniner en Europa un 
coarant d'opinion favorable au d^sarmement, prend acte de la d^daratlon de plu- 
sieurs de ses membres affirmant leur volonte de d^poser et de soutenir, dans 
leors parlements respectifs, une motion tendant ä un d^sarmement simultan^ et 
proportionnel.**) 

Der Vorschlag wurde aber zurückgezogen angesichts der Bedenken 
mehrerer Redner, die ihn verfrüht fanden. Dasselbe Schicksal hatte ein 
Antrag Snape, der auf der fünften Interparlamentarischen Konferenz 1 894 
im Haag eingereicht wurde und folgendermafien lautete: 

«Consid^rant que les armements excessifs et toujours crolssants ^crasent les 
peuples, 

attendu que ces armements sont fröquemment considir^s comme une menace 
envers d'autres nations et ont un caractöre plutdt provocateur que pr^ventif, 

consid^ant que la r^uction mutuelle, proportionnelle et simultanie des 
armements att^nuerait ces maux, sans ^branler la force relative des diffirentes 
puisaances pour leur defense nationale. 

La Conf^ence Interparlementaire d^sire que les gouveraements europ^ens 
chargent une commission d'anßter les mesures au moyen desquelles la riduction 
des armements pourrait 6tre accomplie.* ') 

Randal Cremer, Trarieux und die Mehrzahl der Konferenzteilnehmer 
waren wiederum der Meinung, daß es verfrüht wäre, sich mit der Rüstungs- 
frage zu befassen, während Frye der entgegengesetzten Auffassung war. 
Ein anderer von Bytes, Clark, Frye, Wavrinsky, Stanhope, Randal Cremer 
und Caldwell gestellter Antrag wurde nicht diskutiert. Letzterer lautete : 

.La Conference, estimant que le moment est favorable pour provoquer la 
röunion d'un congr^s des puissances ä l'effet de traiter la question du d^sarme- 
ment, recommande aux divers groupes parlementaires d'inviter instamment leurs 
gouvemements de prendre Tinitiative d'une Conference internationale charg^e 
d'anßter Taccroissement des d^penses militaires et navales en Europe et de 
formuler des propositions tendant ä la r^duction mutuelle, simultan^e et pro- 
portionnelle des armements.* *) 
• — » . ■ 

^) »R^solutions des Conferences et Decisions principales du conseil', 2. edition, 
Brüssel 1911, S. 20. 

*) Vgl. „La Conference Interparlementaire", 1. octobre 1893, S. 67. 

^ Vgl. „La Conference Interparlementaire", 1. novembre 1894, S. 236. 

*) A. a. O. S. 237. 
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Auf der Wiener Interparlamentarischen Versammlung von 1903 
schlugen die englischen Delegierten Sir John Brunner und Stanhope 
im Namen von Edmond Robertson, der an der Anwesenheit verhindert 
war, folgende Resolution vor: 

»Attendu que les grandes Puissances, en 1908, ont accept^ sans condition 
les proposiUons de la Russie en faveur d'une Conference qui devait considörer 
inter alia la Charge crolssante des budgets militaires et la meilleure mani^re de 
faire aboutir le d^sarmement militaire et naval; 

Attendu qu'au Congrös de la Haye, en 1899, la question fut soumise ä une 
Commission du Congrös, qui fit un rapport constatant qu'elle ne pourrait r^soudre 
la question, n'ayant pas assez de temps, mais qu'en ni6me temps eUe d^dara 
k Tunanimite que Texamen de cette question par les grandes Puissances sentit 
d'un grand avantage pour le bien de rHumanit^; 

Et attendu que depuis le Congr&s de la Haye la Charge des armements a 
constamment augment^; 

La Conference d^dde^) qu'il est opportun que le projet priconise par la 
Russie en 1898 soit soumis ä un nouveau Congres des grandes Puissances, lequel 
aura k le discuter.* 

Zu dem Antrage sprachen noch die Engländer Thomas Lough und 
Aldermann Thomas Snape sowie der Italiener Ettore ClccottL Ersterer 
betonte, wenn englische Parlamentarier bisher im englischen Parlamente 
für die Rflstungsbeschränkung eingetreten wären, so habe die Regierung 
erwidert, England könne nicht abrüsten, solange nicht das übrige Europa 
dasselbe tue. Seit auch die Amerikaner mit den europäischen Mächten 
in den Rüstungen rivalisierten, sei der Fortschritt in dieser Frage noch 
schwieriger geworden. Sehr interessant war, was der deutsche Ab- 
geordnete Hirsch ausführte : Die Deutschen seien die innigsten Freunde 
der Verminderung der Rüstungen. Man könne nicht bald genug und 
nicht gründlich genug eine Verminderung der militärischen Rüstungen 
herbeiführen. Aber die deutschen Abgeordneten wüßten, wie schwer 
der Weg zur Abrüstung bei ihnen und allen Nationen sei; die Herren 
^us den westlichen Ländern mit parlamentarischem Regiment und mit 
einer weit älteren Friedensbewegung seien freilich optimistischer. Die 
deutschen Delegierten brächten der Resolution Sympathie entgegen, 
seien aber nur zum Teil in der Lage, die Resolution in der jetzigen 
Fassung anzunehmen. Diese Haltung war merkwürdig, da die Resolution 
nicht mehr besagte, als was 1899 die Regierungen im Haag selbst ge- 
wollt hatten. Die Resolution Robertson wurde darauf von der Versamm- 
lung angenommen. Pachnicke, ein deutscher freisinniger Parlamentarier, 
betonte noch, daß die Annahme des Vorschlages nicht einstimmig er- 
folgt sei. 

Zwei Jahre später, auf der Brüsseler Tagung von 1905, faßte man 
folgende Resolution: 

^) Der vorgeschlagene englische Text lautete genau: Js of opinion*. 
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.11 est d^irable que la deuxi^me Conference de la Haye mette en d^liberation : 
1. Les points renvoy^s par Tassembl^e de 1899 ä une Conference ulterieure, 
savoir : 

a) 

b) La limitation des forces arm^es de terre et de mer et des budgets 

militaires — 
c) etc." 

Eine viel wichtigere Beratung der Interparlamentarischen Union 
über die Rüstungsfrage fand 1906 in London statt. Bemerkenswert ist 
zunächst, dafi der englische Premierminister CampbeU-Bannermann den 
Delegierten bei dem Empfang zurief, sie sollten im Namen der Mensch- 
lichkeit darauf bestehen, daß auf der zweiten Haager Friedenskonferenz 
die Rüstungsfrage verhandelt würde. Bei den Beratungen erstattete der 
französische Senator dEstoarnelles de Constant einen eingehenden, 
sehr bedeutsamen Bericht, der am Schluß eine erneute Prüfung des 
Rüstungsproblems im Haag befürwortete. Messimy legte der Versamm- 
lung eine Fülle statistischer Angaben vor. Er betonte, daß sich Groß- 
britannien als erstes Land dem gefahrvollen und dauernden Steigen der 
Rüstungen widersetzt habe. Er glaube die Mehrzahl seiner französischen 
Kollegen hinter sich zu haben, wenn er versichere, daß keine Macht 
mehr geneigt sei, sich auf eine internationale Rüshingsbeschränkung 
einztila$sen als Frankreich. Als Berichterstatter der französischen Depu- 
tiertenkammer für das Budget kenne er die Stimmung der maßgebenden 
Männer in Frankreich genau. Die Gegner einer Rüstungsverminderung 
seien nicht sehr zahlreich. Der Engländer John M. Robertson, der 
amerikanische Delegierte Button^ der deutsche Pariamentarier Eickhofp) 
und der belgische Staatsminister Beernaert stimmten dem Vorschlage von 
DEstoarnelles zu. Der Belgier Graf Goblet ctAlviella betonte besonders, 
es könne sich nicht um eine einseitige Abrüstung handeln, sondern nur 
um eine gleichzeitige Rüstungsverminderung. Die Lösung der Frage 
hänge in diesem Augenblicke von einer einzigen Macht, von Deutschland, 
ab. Auch der italienische Marquis Compans unterstützte die Resolution. 
Diese wurde schließlich in folgender Fassung angenommen: 

.La Conference Interparlementaire, consid^rant que Taccroissement des d^- 
penses navales et militaires qui p^sent si lourdement sur rhumanit^, est universelle- 
ment reconnu intol^rable, ^met le voeu emphatique que la question de la limi- 
tation des armements fasse partie du Programme de la prochaine Conference de 
la Haye. La Conference decide que chaque groupe de TUnion Interparlementaire 
doit soumettre, sans retard, cette rösolution au Gouvernement de son pays, et 
qu'ü doit exercer la pression la plus grande possible sur son Parlement; de 
fa9on que la question de la limitation des armements devienne le sujet de 
retude nationale n^cessaire pour s'assurer le succös de la discussion internationale.* 

^) Dafi Eidthoff diese Erklärung im Namen der deutschen Gruppe der Interparla- 
mentarischen Union abgab, bestritt später Müller-Sagan. .Friedenswarte' 1906, S. 194. 

Wehberg, Die internationale Betcbrinkung der Rflstungen H 
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Derselben Tagung legte Beernaert einen kurzen Bericht vor, worin 
er sich für ein Verbot der Minen, der Unterseeboote und der Ramm- 
schiffe aussprach: Vergiftete Waffen seien verboten; auch unsichtbare 
Werkzeuge der Vernichtung dieser Art müßten untersagt werden; man 
müsse die Fragen auf der zweiten Haager Konferenz erörtern. Eine 
Debatte fand nicht statt. Nur der italienische Deputierte Santtni sprach 
zu der Anregung einige Worte. Eine Resolution wurde nicht gefafit. 
Bei den Verhandlungen über die Unverletzlichkeit des Privateigentums 
im Seekriege sprach Professor Eickhoff aus, daß die Beseitigung des 
Seebeuterechts den Abschluß eines Rüstungsabkommens nach deutscher 
Ansicht erheblich erleichtern würde. Dieser letztere Gedanke ist auch noch 
auf verschiedenen anderen Interparlamentarischen Konferenzen ausge- 
sprochen worden, z. B. von Quidde auf der Brüsseler Tagung von 1910. 

Auf der 17. Interpariamentarischen Versammlung zu Genf (1912) 
stand das Rüstungsproblem erneut auf der Tagesordnung. Die skan- 
dinavische Gruppe machte zunächst Mitteilung von der Anregung eines 
schwedischen Mitgliedes, wonach die kleinstaatlichen Mitglieder der 
Union ihre Regierungen veranlassen sollten, die Großmächte zu Ver- 
handlungen über die Rüstungsfrage einzuladen. Dieser Vorschlag, der 
zuerst von Trueblood^) gemacht worden war, wurde auf der Konferenz 
von dem Norweger Horst verlesen. Der Schwede Palmstierna trat für 
die Gewinnung der öffentlichen Meinung ein, zu welchem Zwecke sich 
die kleineren Staaten zusammentun müßten. Ein förmlicher Beschluß 
wurde nicht gefaßt. Bajer erklärte die Anregung, für die sich auch die 
Belgier Graf Goblet dAlviella und Huysmans aussprachen, noch der 
weiteren Prüfung für bedürftig. Quidde erörterte, ob man sich damit 
begnügen dürfe, die Regierungen wieder und immer wieder an das im 
Haag abgegebene Versprechen, betreffend das Studium der Rüstungs- 
frage, zu erinnern. Wäre nicht ein glänzender Fortschritt erreicht, wenn 
man einmal auf die Einzelheiten des Problems einginge und die 
Schwierigkeiten darlegte? Diese letzteren suchte er dann in seiner Rede 
aufzudecken und stellte seinerseits eine Arbeit hierüber in Aussicht. ' Der 
Engländer Loagh regte an, die Rüstungsfrage nicht auf den Haager 
Friedenskonferenzen, sondern auf einer besonderen Konferenz zu stu- 
dieren. d'Estournelles de Constant legte der Versammlung einen her- 
vorragenden Bericht über „Einschränkung der Ausgaben für Rüstungen 
zu Lande und zur See" •) vor, der sich würdig der vom gleichen Ver- 
fasser 1906 verfaßten Denkschrift anreihte. Der von d'Estournelles de 
Constant im Auftrage der Rüstungskommission vorgelegte Antrag wurde 
einstimmig angenommen: 

*) ,,Advocate of Peace", November 1909. 

>) Als Sonderabdruck erschienen 1912 bei Misch & Thron, Brüssel, 48 S. 
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.Die XVII. Interparlamentarische Konferenz erneuert ausdrücklich den von 
der Londoner Konferenz von 1906 angenommenen BeschluB» dessen Text nach- 
stehend folgt . . . 

Die XVII. Interparlamentarische Konferenz stellt fest, dafi das Problem der 
Einschränkung der Rüstungen seit sechs Jahren unaufhörlich die Regierungen 
und die Völker aufs stärkste beschäftigt hat. 

Dafi die Rivalität der Rüstungen droht, eine der ernstesten wirtschaftlichen 
Krisen hervorzurufen, die zu den schwersten Folgen für den sozialen Frieden 
führen kann. 

Und dafi es folglich eine dringende solidarische Pflicht der Regierungen ist 
die erste sich darbietende Gelegenheit zu ergreifen, um die Bedingungen zu be- 
sprechen, unter welchen diese Rivalität ein Ende nehmen könnte. 

Sie ersucht die Gruppen, keine Gelegenheit, besonders bei Diskussion des 
Budgets, zu versäumen, um diese Frage aufzuwerfen, indem sie die Regierungen 
auffordern, ohne weiteren Aufschub die nötigen Untersuchungen anzustellen, die, 
sei es einzeln oder durch internationales Einvernehmen, zur Verwirklichung des 
Wunsches führen werden, der bereits zweimal durch ihre Haager Konferenzen 
ausgesprochen wurde." ^) 

Am 18. März 1913 nahm der Interparlamentarische Rat in Brüssel 
eine Resolution an, worin er in bezug auf die Balkanereignisse erneut 
auf die Gefahren großer Rüstungen aufmerksam machte sowie darauf, 
dafi Rüstungsbeschränkungen das nationale Interesse nicht gefährdeten.*) 

Auf der Haager Interpariamentarischen Versammlung von 1913 
wurde die Rüstungsfrage nur nebenher gestreift. Insbesondere legte 
Qaldde der Versammlung einen Entwurf vor, den er bereits auf der 
Genfer Tagung von 1912 angekündigt und auf dem kurz vorher statt- 
gehabten Weltfriedenskongresse überreicht hatte. Eine Diskussion fand 
hierüber nicht statt.*) 

Auf der Genfer Interparlamentarischen Versammlung von 1912 war 
die Einsetzung einer Studienkommission zur Vorbereitung der dritten 
Haager Konferenz beschlossen worden. Die hierfür eingesetzte Zentral- 
kommission empfahl die Schaffung einer besonderen Kommission für 
das eingehende Studium der Rüstungsfrage. Diese sollte u. a. auch das 
Projekt von Quldde prüfen. ^) In der Sitzung des Exekutivkomitees vom 
15. April 1914 wurde denn auch die Einsetzung einer solchen Kommission 
beschlossen, die ihre Arbeiten aber nicht mehr begonnen hat. Mit- 
glieder der Kommiesion sollten sein: Der Holländer Tydeman (Vor- 
sitzender), der Deutsche Erzberger, der östeneicher Exner, der englische 
General Sir hör Herbert, der frühere französische Kriegsminister 
Messimy, der frühere dänische Ministerpräsident Neergaard, der Schwede 



^) Compte rendu de la XVII. Conference tenue k Oen^ve, Bnixelles 1913, S. 229 ff. 
*) A. a. O. S. 155. 

*) Compte rendu de la XVIII. Conference tenue k la Haye 1914, Bruxelles, 
S. 286 ff. 

^) Annuaire de l'Union InterparlemenUire 1914, S. 88, 90. 
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Baron Palmstierna, der norwegische Admiral Sparre^ der Russe 
Zwiguintseff. Femer war Professor Quidde zur Teilnahme an dea 
Beratungen aufgefordert worden. Zur Vorbereitung der Arbeiten dieser 
Kommission wurde vom Verfasser dieses Buches im Auftrage des Inter- 
parlamentarischen Bureaus eine Denkschrift »Limitation des armements" 
ausgearbeitet, die neben einer kurzen historischen Übersicht eine syste- 
matische Anordnung der wichtigsten, bisher im Sinne einer Rüstungs- 
beschränkung veröffentlichten, Vorschläge enthält 



c) Die Rüstungsfrage auf den Konferenzen deutscher 
und französischer Parlamentarier von 1913 und 1914 

Am 1. März 1913 wurde von den sozialdemokratischen Parteivor- 
ständen und Abgeordneten Frankreichs und Deutschlands folgende ge- 
meinsame Kundgebung erlassen: 

,In Deutschland und in Frankreich bereiten die Regieningen wiedenun Oe- 
setzentwflrfe vor, durch welche die ungeheuren militärischen Lasten noch weiter 
gesteigert werden. In dieser Stunde erachten es die französische und die deutsche 
Sozialdemolcratie als ihre Pflicht, sich noch enger aneinanderzuschließen, not 
vereint den Kampf zu führen^ {gegen dieses an Wahnsinn grenzende Treiben der 
regierenden Klassen. 

Die französische und die deutsche Sozialdemokratie erheben einmütig and 
einstimmig Protest gegen die unaufhörlichen Rüstungen, die die Völker erschöpfen, 
sie zur VemachlAssigung der wichtigsten Kulturaufgaben zwingen, das gegen- 
seitige Mißtrauen steigern, und statt den Frieden zu sichern, Konflikte herauf- 
beschwören, die zu einer Weltkatastrophe führen mit Massenelend und Massen- 
vefnichtung im Gefolge. 

Die SozialdemokraUe beider Länder darf sich mit Recht als Wortführerin des 
deutschen wie des französischen Volkes betrachten, wenn sie erklärt, daß die 
Volksmassen mit überwältigender Mehrheit den Frieden wollen und den Krieg 
verabscheuen. Die herrschenden Klassen hüben wie drüben sind es, die die 
naUonalen Gegensätze, statt sie zu bekämpfen, künstlich verschärfen, die gegen- 
seitige Feindseligkeit schüren und dadurch die Völker von ihren Kulturbestrebungen 
und ihrem Befreiungskampf im Innern ablenken. 

Um den Frieden, die Unabhängigkeit der Völker und den Fortschritt der 
Demokratie auf allen Gebieten in beiden Staaten zu sichern, fordert die Sozial- 
> demokratie, daß alle Streitigkeiten zwischen den Völkern schiedsgerichtiich ge- 
schlichtet werden; sie empfindet die Entscheidungen auf dem Wege der Gewalt 
als Barbarei und Schande für die Menschheit. 

Sie fordert weiter die Beseitigung des stehenden Heeres, das eine stete Be- 
drohung der Nationen bildet, und an dessen Stelle die Einführung einer Volks- 
wehr auf demokratischer Grundlage, die nur der Landesverteidigung zu dienen hat 

Wenn aber trotz ihres entschlossenen Widerstandes den Völkern neue mili- 
tärische Ausgaben auferlegt werden, so wird die Sozialdemokratie beider Länder 
mit aller Energie dafür kämpfen, daß die finanziellen Lasten auf die Schultern 
der Wohlhabenden und Reichen abgewälzt werden. 



r 



c) Die Rüstungsfrage auf den Konferenzen deutscher und franz. Parlamentarier 165 

Die Sozialdemokratie in Deutschland und in Frankreich hat schon in der 
Vergangenheit durch ihre Haltung das perfide Doppelspiel der Chauvinisten und 
Rastungsinteressenten in beiden Ländern entlarvt, die in Frankreich die Be- 
günstigung des Militarismus durch die deutsche Sozialdemokratie und in Deutsch- 
land die Begünstigung des Militarismus durch die französischen Sozialisten dem 
Volke vorspiegeln. Die gemeinsame Bekämpfung des Chauvinismus hüben und 
drüben, das gemeinsame Eintreten für ein friedliches und freundschaftliches Zu- 
sammengehen muß dieser dreisten Irreführung der Völker ein Ende bereite^. 

Derselbe Ruf gegen den Krieg, dieselbe Verurteilung des bewaffneten Friedens 
hallt in beiden Ländern wider. Unter der Fahne der Internationale, die die Freiheit 
und Unabhängigkeit jeder Nation zur Voraussetzung hat, werden die deutschen 
und französischen Sozialisten mit steigender Kraft den Kampf fortführen gegen 
den unersättlichen Militarismus, gegen den Ifinderverwüstenden Krieg, für den 
dauernden Völkeririeden.' ^) 

Diese Kundgebung kann als Vorläuferin der Berner Konferenz 
vom 11. Mai 1913 bezeichnet werden. 

Am 9. April 1913 versandten Mitglieder des schweizerischen National- 
rates die Einladung zu einer deutsch-französischen Verständigungskon- 
ferenz an alle Mitglieder des Deutschen Reichstages und des französischen 
Parlaments. In dieser Einladung hiefi es: 

.Unsere Nachbarländer Deutschland und Frankreich sind im Begriff, durch 
verstärkte Einstellung von Rekruten und durch Verlängerung der Dienstzeit ihre 
stehenden Heere bedeutend zu vergröfiern. Es liegt den Unterzeichneten eine 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten dieser uns befreundeten Nationen 
durchaus fem. Aber sie beobachten die Entwicklung der Rüstungen mit schmerz- 
lichem Interesse, weil unser Land durch zahllose wirtschaftliche und kulturelle 
Bande mit den beiden Völkern verknöpft ist, und sie leiten daraus das moralische 
Recht ab, ihre Dienste in wohlmeinender Weise anzubieten. Nicht sowohl der 
Inhalt als der Zeitpunkt der Einbringung der deutschen und der französischen 
Wehrvorlagen ist geeignet, Beunruhigung hervorzurufen und selbst den euro- 
päischen Frieden zu gefährden. 

Alle jene Volksvertreter, die sich dieser Erkenntnis nicht verschliefien, werden 
als wichtigstes und erreichbares Ziel betrachten : Verständigung zwischen Deutsch- 
land und Frankreich über die Rüstungsfrage. 

Um den Mitgliedern der beiden Parlamente, die in dieser Auffassung mit 
uns einig gehen, Gelegenheit zu gegenseitiger Aussprache auf neutralem Boden 
zu geben, und um einen Weg zu dem Ziele der Annäherung zwischen Deutsch- 
land und Frankreich zu finden, erlassen die unterzeichneten, verschiedenen Partei- 
richtungen angehörenden Mitglieder (des schweizerischen Nationalrates die Ein- 
la4ung zu einer deutsch-französischen Verständigungskonferenz.") 

Über die Vorgeschichte dieser Konferenz hat der 1914 gefallene 
sozialdemokratische Abgeordnete Frank in einem Briefe an Fried 
folgendes mitgeteilt : ■) Den Vorschlag zur Einberufung dieser Konferenz 

^) Vgl. die Gratulationen der britischen Sozialistenpartei und der Independent 
Labour Party zu dieser Kundgebung bei Grünberg, sl. a. O. S. 174, 176. 
*) Vgl. .Die Friedensbewegung' 1913, S. 168 ff. 
«) .Friedenswarte' 1914, S. 311. 
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habe er zuerst in einer sozialdemokratischen Versammlung zu Mannheim 
am 13. März 1913 gemacht; er habe dort eine deutsch-französische Kon- 
ferenz auf neutralem Boden vorgeschlagen.^) Darauf habe er zunächst 
französische Parteigenossen für den Plan gewonnen, sich sodann weiter 
an den Schweizer Nationalrat Grimm gewandt. 

Die Bemer Konferenz fand am II. Mai 1913 statt und war von 
34 deutschen und 124 französischen Deputierten und Senatoren be- 
sucht. Während aus Frankreich 83 bürgerliche Parlamentarier, darunter 
mehrere frühere Minister, vertreten waren, hatten sich aus Deutschland 
aufier den Sozialisten leider nur 4 Volksparteiler und 2 Elsässer ein- 
gefunden. Nationalrat Grimm wies zunächst auf das Ziel der Konferenz 
hin, den Weg friedlicher Verständigung anzubahnen, um dem Wett- 
rüsten ein Ende zu machen. Die Schwierigkeiten der Aufgabe seien 
kein Grund, um auf die Lösung zu verzichten. Nach einigen weiteren 
Begrüßungsansprachen betonte d! Estoarnelles de Constant: Deutschland 
und Frankreich seien seit mehr als 40 Jahren daran, sich durch die 
Rüstungen zu ruinieren; man sage, dafi diese nur eine Versicherung 
gegen den Krieg bedeuteten und daher notwendig seien. Das sei ein 
schwerer Irrtum, denn um die Rüstungen zu rechtfertigen, müsse man 
alle chauvinistischen Gefühle aufstacheln. Weit davon entfernt, den 
Frieden zu wahren, seien die Rüstungen eine allgemeine Gefahr für 
die Menschheit geworden. Ähnliches erklärten die deutschen Parlamen- 
tarier Bebet und Haußmann. Die eigentlichen Verhandlungen der Kon- 
ferenz fanden in Kommissionen statt und waren nicht öffentlich. Man 
f afite aber in der Plenarversammlung folgenden, einstimmig angenom- 
menen Beschluß: 

.Die erste Konferenz der deutschen und französischen Parlamentarier, ver- 
sammelt zu Bern am ll.J^ai 1913, wendet sich mit aller Entschlossenheit gegen 
die verwerflichen chauvinistischen Hetzereien }eder Art und gegen die sträflichen 
Treibereien, die auf beiden Seiten der Grenze den gesunden Sinn und die Liebe 
der Bevölkerung zum Vaterlande irrezuführen drohen. Sie wei8 und verkündet, 
daß die beiden Völker in ihrer ungeheuren Mehrheit den Frieden wollen, diese 
oberste Bedingung jedes Fortschrittes. Sie verpflichtet sich, unermüdlich daran 
zu arbeiten, daß Mißverständnisse zerstreut und Konflikte vermieden werden, 
und sie dankt von Herzen der vom Volke gewählten Vertretung Elsaß-Lothringens, 
daß sie durch ihre hochherzigen Erklärungen die Annäherung beider Länder zu 
einer werktätigen Gemeinschaft der Zivilisation erleichtert hat 

Sie lädt ihre Mitglieder ein, mit aller Kraft auf die Regierungen der Groß- 
mächte zu wirken, daß sie eine Beschränkung der Ausgaben für Heer und Flotte 
herbeiführen. Die Konferenz tritt warm ein für den von dem Staatssekretär der 
Vereinigten Staaten Brya/i in der Schiedsgerichtsfrage gemachten Vorschlag. Sie 
fordert demgemäß, daß Konflikte, die zwischen den beiden Staaten entstehen 
könnten und die auf diplomatischem Wege nicht zu schlichten sein sollten, dem 

1) Vgl. hierzu .Friedens warte* 1913, S. 232. 
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Haager Schiedsgericht unterbreitet werden. Sie zählt auf ihre Mitglieder, dafi 
sie in diesem Sinne eine tatlcräftige und nachhaltige Wiricsamkeit entfalten werden. 
Sie ist überzeugt, da8 eine Annäherung zwischen Deutschland und Frankreith 
die Verständigung zwischen den grofien JVlächtegruppen erleichtern und damit 
die Grundlage für einen dauernden Frieden schaffen werde. 

Sie beschliefit, dafi ihr Präsidium sich als ständiges Komitee konstituiert mit 
dem Recht beiderseitiger Kooptation. Sie gibt dem Komitee zugleich den Auf- 
trag, neue Konferenzen periodisch oder je nach den Umständen unverzüglich 
einzuberufen.' 

Das von der Versammlung eingesetzte ständige Komitee bestand 
deutscherseits aus den Abgeordneten Haase, Haußmann und Ricklin, 
französischerseits aus den Senatoren (fEstournelles de Constant, Gaston 
Meunier und dem Deputierten Jauräs.^) 

Bereits am 30. Mai 1914 fand eine zweite Verständigungskonferenz, 
diesmal in Basel, statt. Aus Deutschland waren von der Zentrums- 
partei, den Nationalliberalen, der Fortschrittlichen Volkspartei und der 
Sozialdemokratie insgesamt 18, aus Frankreich 14 Abgeordnete er- 
schienen. Es wurde wiederum eine Resolution') angenommen, worin 
gesagt wurde: Die Bemer Konferenz habe großen Anklang gefunden; 
die Stunde sei für eine planmäßige Aktion im Sinne einer deutsch- 
französischen Annäherung günstig. Die Völker litten unter dem Zustand 
gegenseitigen Mißtrauens und ununterbrochener Beunruhigungen, der 
sich besonders im fortgesetzten Wettrüsten, in der Gefahr von Krisen 
und der Lähmung des kulturellen Fortschritts äußere. Das Komitee 
hatte weiter vorgeschlagen, fortan Plenarversammlungen der auf dem 
Boden der Berner Konferenz stehenden Parlamentarier in Deutschland 
und Frankreich zu veranstalten. Diese sollten schon 1914 beginnen. 
Der Krieg setzte diesem hoffnungsvollen Beginnen ein Ende.') 

Es ist sicher, daß die deutsch-französischen Tagungen im Grunde 
nicht nur das Rüstungsproblem ^), sondern die gesamte Frage der deutsch- 
französischen Verständigung der Lösung näherbringen wollten. Aber 
die unmittelbare Veranlassung und das wichtigste Ziel der Berner Kon- 
ferenz war die Verringerung der Rüstungen.*) 



*) Vgl. .Die Friedensbewegung' 1913, S. 220«.; Albert Gobat .La Conference 
Interparlementaire franco-allemande", Bern 1913. 

') Vgl. die Zustimmungserklärungen der russischen, österreichischen und ungari- 
schen Sozialdemokratie zu dieser Resolution bei Qrünberg, a.a.O. S. 28ff. 

») .Friedenswarte' 1914, S. 205 ff.; .Die Friedensbewegung- 1914, S. 229 ff.; .La 
Paix par le Droit' 1914, S. 336 ff.; v, Liszt, Die Baseler Tagung in .Vossische Zeltung'. 
2. VI. 1914; Haas, Die Baseler Tagung in .Beriiner Tageblatt', 3. VI, 1914. 

*) Vgl Gothein in .Friedenswarte' 1914, S. 171 ff. 

*) Vgl. in diesem Zusammenhange auch den gemeinsamen Aufruf der deutschen 
und französischen Friedensgesellscbaften vom Mai 1913. 
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III. Anregungen von Regierungen 

a) Mondiale Bestrebungen 

a) Die Vorläufer der Haager Friedenskonferenzen 

Das Ziel des russischen Vorschlages von 1 898, auf den die Haager 
Konferenzen zurückzuführen sind, bestand darin, unter den größten 
Kulturstaaten eine Verständigung über die Beschränkung der Rüstungen 
zu erzielen. Freilich sprach das Manifest auch von den Sicherungs- 
maßregeln für einen dauernden Frieden und meinte damit vor allem 
die Schiedsgerichtsbarkeit. Aber dieser Teil des Friedensprogramms trat 
doch gegenüber demjenigen zurück, der von den ungeheuren Rüstungs- 
lasten der Völker sprach. Man darf daher als die eigentlichen Voriäufer 
der Haager Konferenzen lediglich diejenigen Versuche bezeichnen, die 
eine Weltkonferenz zur Beratung der Rüstungsfrage einberufen wollten. 

Bereits Napoleon I. soll nach den Angaben, die er später auf 
St Helena gemacht hat, eine allgemeine Rüstungsbeschränkung als eines 
der letzten Ziele seines Strebens betrachtet haben. Er soll beabsichtigt 
haben, Europa zu organisieren und an der Spitze eine Versammlung 
der Kaiser zu errichten, die alle Angelegenheiten der Nationen friedlich 
entscheiden sollte. „Europa**, so sagte er, »würde somit in der Tat ein 
Volk dargestellt haben. Ich hätte ausgewirkt, daß die stehenden Armeen 
reduziert würden bis auf einen Bestand, der bloß zum Schutze der 
Monarchen genügend gewesen wäre.*^) 

Am 21. März 1816 wandte sich der russische Vs^dxstx Alexander I., 
der sehr fromm war und die Aufrechterhaltung des Friedens in Europa 
aus religiösen Gründen wünschte, an Lord Castlereagh, man müsse 
jetzt allen Völkern Europas Frieden und Ruhe verschaffen; das könne 
nur auf dem Wege einer internationalen Rüstungsbeschränkung ge- 
schehen; die Staaten müßten gleichzeitig die Armeen vermindern, die 
sie gegen Napoleon verwandt hatten; dieses Ziel müsse in gleicher 
Einstimmigkeit verfolgt werden wie seinerzeit der Kampf gegen Napoleon. 
Die englische Antwort vom 16./28. Mai 1816 lautete: Die beste 
Grundlage für einen Vertrag wäre ein Abkommen ül}er die Kopfzahl 
der Truppen; aber man dürfe nicht übersehen, wie schwer dieser Ver- 
such sein werde, da die Bedingungen im einzelnen so verschieden seien, 
namentlich in bezug auf die Kriegsmittel, die Grenzen, die Lage der 

^) Las Cases, .Memorial de St. Helene', Paris 1823; Anitdiow, .Krieg und 
Arbeit* 1912, S.90; Redslob, 8.248; Erzbergen »Der Völkerbund«, S. 41. 
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Länder und die Möglichkeit, sich aufs neue zu rüsten. VieUeicht wäre 
es das beste, wenn jeder Staat seine Truppen so verminderte, wie seine 
eigenen Interessen es gestatteten, und den verbündeten und benachbarten 
Staaten die näheren Aufklärungen über die eigene Stärke gäbe. Dabei 
fügte Castlereagh die Worte hinzu: Osteneich und Preußen hätten offen- 
kundig bereits ihre Rüstungen verringert. Wenn Rußland denselben 
Weg beschreiten wollte, so würde das Beispiel gewiß einen heilsamen 
Einfluß auf Europa ausüben. Hierauf antwortete der russische Minister 
Qraf Nesselrode am 9./21. Juli 1816: Auch Rußland schreite bereits 
zur Rüstungsverminderung und werde die Alliierten Von dem Grade 
derselben unterrichten. In Wahrheit aber entließ Rußland keineswegs 
einen Teil seiner Truppen, was Lord Castlereagh zu einer entsprechenden 
Bemerkung dem russischen Gesandten GrafUeven gegenüber veranlaßte. 
Dieser erwiderte, Rußland könne seine Truppen nicht wie England ent- 
lassen, da es seine Grenzen bewachen müsse; immerhin habe der Kaiser 
die Zahl der Kader seiner Armee verringert 

England war, wenn es auch im Prinzip eine Rüstungsbeschränkung 
nicht ablehnte, keineswegs geneigt, auf den russischen Vorschlag einzu- 
gehen. Der Prinzregent mißtraute dem russischen Kaiser, der ihm zudem 
auch persönlich unsympathisch war. Femer war die innere Lage in 
England so, daß Truppen sehr nötig waren. >Iachdem die englischen 
Kaufleute während des 25jährigen Krieges gegen Frankreich große Ge- 
winne gemacht hatten, war nach dem Frieden ein Rückschlag gekommen, 
und es hatte sich viel Unzufriedenheit bemerkbar gemacht, die eine 
Revolution nicht unmöglich erscheinen ließ. 

Frankreich und Preußen, an die sich Rußland gleichfalls wandte, 
begnügten sich damit, ihre Sympathie zu dem Projekte auszusprechen. 
Dagegen hatte der Zar bei Osterreich einen größeren Erfolg. Metter- 
rüdi schrieb damals ein Memorandum über die Institution stehender 
Heere. Eine zu große Armee hielt dieser Staatsmann für eine Gefahr 
der inneren Ordnung, weil sich unter den Soldaten viele revolutio- 
näre Elemente befänden. Im übrigen aber führten die damaligen Ver- 
handlungen nicht zu der beabsichtigten Konferenz, sondern lediglich 
zu einer Herabminderung der in Frankreich befindlichen Okkupations- 
armee der früheren Alliierten um ein Fünftel. Der Herzog von Riche- 
lieu hatte die Gelegenheit benutzt und von den Verbündeten eine Herab- 
setzung der Armee von 150000 auf 120000 Mann erreicht.^) 

^) Martens in .Revue de droit international' XXVI, S. 573; Martens, ,Recuei) 
des trait^s et Conventions conclus par la Russie avec ies Puissances ^trangöres' IV, 
S.36; XI, S. 258; XIV, S. 361; Picard, S. 26-29; Daehne van Varicfc A.S. 1, wo 
Obrigens dem englischen Prinzregenten die Initiative zugeschrieben wird; Robin, .Des 
occupations militaires en dehors des occupations de guerre', Paris 1913, S. 159. 
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1831 erklärte Casimir Parier in der französischen Kammer, er hoffe, 
dafi bald ein dauernder Friede in Europa begründet und die schwere 
Last der Rüstungen vermindert würde. Dabei wies er auf die Bildung 
der ersten Friedensgesellschaft in Amerika hin. Louis PhiUpp berief da- 
mals eine Konferenz der Pariser Botschafter Englands, Österreichs, 
Rufilands und Preußens, die mit dem Vertreter Frankreichs folgendes 
Protokoll unterzeichneten : 

•Die Unterzeichneten haben mit lebhafter Qenugtuung nach eingehendem 
Studium der gegenwärtigen Lage Europas ericannt, dafi die freundschaftiichen 
Beziehungen unter den Staaten die Annahme einer Mafiregel ermöglichen, die 
eine der glühendsten Wünsche der Regierungen darstellt, nämlich der allgemeinen 
Abrüstung/*) 

Näheres über diesen Kongreß ist bisher nicht bekanntgeworden. 

Als weiterer Präzedenzfall der Initiative von Nikolaus II. ist der 
Plan Napoleons III. zu erwähnen. In seiner Thronrede vom 5. November 
1863 führte der französische Kaiser etwa folgendes aus:') 

....Ist der Augenblick nicht gekommen, um auf neuen Grundlagen den 
durch die Zeit und durch die Revolutionen unterminierten und stückweise zerstörten 
Bau wieder aufzurichten? Ist es nicht dringend nötig, durch neue Verträge an- 
zuerkennen, was sich unwiederbringlich vollzogen hat, und in allgemeiner Ober- 
einkunft dasjenige zu vollziehen, was der WeltfHede erheischt?... Was gäbe 
es Helligeres und Berecbtigteres, als die europäischen Mächte zu einem Kongresse 
zusammenzurufen, auf welchem die Eigenliebe und die Rivalität einem höheren 
Schiedssprüche weichen müßten? Wäre es nicht der Zeit und den allgemeinen 
Wünschen angemessen, sich an das Qewissen und die Vernunft der Staatsmänner aller 
Länder zu wenden und ihnen zu sagen : Haben der Groll und die Vorurteile, die 
uns trennen, nicht schon genug gedauert? Soll die eifersüchtige Rivalität der 
Großmächte unaufhörlich den Fortschritt der Zivilisation aufhalten? Sollen wir 
immer durch übertriebene Rüstungen gegenseitiges Mißtrauen aufrechterhalten? 
Sollen sich die wertvollsten Hilfsquellen in einem . eitlen Zuschautragen unserer 
Kräfte schließlich erschöpfen? Sollen wir ewig einen Zustand aufrechterhalten, 
der weder der Friede mit seiner Sicherheit, noch der Krieg mit seinen glüaklichen 
Chancen ist?* 

Diese Rede wurde allgemein beifällig aufgenommen. Bereits am 
Tage vorher hatte Napoleon III. die Einberufung einer europäischen 
Konferenz durch Schreiben vom 4. November 1863 an die europäischen 
Souveräne ^) angeregt. Angesichts der gegenwärtigen Ereignisse wende 
er sich an die Monarchen mit folgendem Plane. Nach großen poli- 
tischen Erschütterungen sei man bisher immer zusammengekommen, 



^) Picard, S. 30; Desjardins, »Le d^sarmement, 6tude de droit international', 
.Revue des Deux Mondes'. 1. octobre 1898. 

*) Aegidi-Klaubold, .Das Staatsarchiv', V.Band, Hamburg 1863, S.435; vgl. 
Picard, S.32, 33; .Die Waffen nieder', 1892, IV, S. 33; Redslob, S. 260. 

') Abgedruckt bei Daehne van Varidt, A. S. 2; Aegidi-Klaubold, .Das Staats- 
archiv', V. Band, Hamburg 1863, S. 918 ff. 
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um die neuen Elemente dem bisherigen Zustande anzupassen, wie 
z. B. im Westfälischen und Wiener Frieden. Nun sei die Lage ver- 
schiedener Staaten wiederum eine solctie geworden , daß sie mit den 
Wiener Kongrefiakten nicht übereinstimmte. Daraus sei eine gefähr- 
liche Lage entstanden, die leicht zum Kriege führen könne. Aber man 
dürfe nicht bis zu einer solchen Katastrophe warten , sondern müsse die 
Dinge jetzt anpassen und auf einem Kongresse regeln. Sein einziges 
2iel wäre die Sicherung des europäischen Friedens. Deshalb ergreife 
er die Initiative zu dem Kongresse und lade die Regierungen nach 
Paris ein, um dort „les bases d'une pacification g^n^rale** festzulegen. 
Interessant i$t, daß am Schlüsse des Schreibens die Fürsten auch per- 
sönlich zur Teilnahme am Kongresse aufgefordert wurden. ^) Sicheriich 
war es ein großer Fehler, daß das Projekt in erster Linie die politische 
Landkarte Europas rektifizieren wollte und das Rüstungsproblem sowie 
die anderen großen Fragen der internationalen Verständigung überhaupt 
nicht erwähnt waren. 

Die englische Regierung versprach in ihrem Schreiben vom 
11. November 1863 wohlwollende Prüfung des Planes und erteilte schon 
am folgenden Tage eine ausführiichere Antwort. ') Sie hatte Bedenken, 
zu einer Revision des Wiener Vertrages, der vor noch nicht einem 
halben Jahrhundert geschlossen worden sei, zu schteiten. Sie betonte, 
die meisten Bestimmungen dieses Vertrages seien noch in Kraft, und 
auf ihnen ruhe das europäische Gleichgewicht. Sie bitte die franzö- 
sische Regierung um nähere Mitteilung , welcher Art die Vorschläge 
Napoleons III. auf dem neuen Kongresse sein würden. Der französische 
Minister zählte in seiner Note vom 23. November die einzelnen Fragen 
auf, die Europa bedrohten und deshalb einer Lösung zugeführt werden 
sollten, insbesondere das polnische, dänische, orientalische, italienische 
Problem, usw. Dabei kam er auch auf die Rüstungsfrage zu sprechen, 
die in der französischen Kongreßeinladung sowie in dem englischen 
Schreiben vom 12. November 1863 gar nicht erwähnt worden war. 
Der Minister warf nämlich die Frage auf, ob man ohne Verständigungs- 
versuche darauf verzichten solle, die Lasten zu erleichtern, die auf den 
Völkern infolge der übertriebenen, durch gegenseitiges Mißtrauen her- 
vorgerufenen Rüstungen ruhten. 

^) 50 Jahre spfiter, ganz kurz vor dem Weltkriege, hat Otfried Nippold in der 
«Korrespondenz des Verbandes für internationale Verständigung' (111,3) einen »Friedens- 
kongreß der Souveräne im Haag* befürwortet und darauf hingewiesen, welcher Segen 
für die Friedensbewegung aus einer solchen persönlichen Zusammenkunft der Herrscher 
entstehen könnte. 

*) Sämtliche Antworten sind abgedruckt bei Aegidi-Klaubold, a«a.O. S. 509—532; 
vgl. auch Picard, S. 34. Nach Hetzei, S. 47, soll auch Portugal dem Kongresse zu- 
gestimmt haben. 
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Hierauf erwiderte England am 25. November 1863, die von 
Frankreich genannten Fragen seien schwerlich ohne Gebietsverände- 
rungen zu regeln, worüber sich die Mächte nicht leicht würden ver- 
ständigen können ; auch seien andere Schwierigkeiten zu . überwinden. 
Z. B. würde der Kongreß kaum zu einer Obereinstimmung gelangen 
können, solange es keine Autorität gebe, um den Mehrheitswillen durch- 
zusetzen. Unter diesen Umständen würde auch die Rüstungsfrage nicht 
mit Erfolg erörtert werden können. Deshalb lehnte Lord Russell die 
Einladung ab. 

Rußland und Österreich baten Napoleon III. zunächst um nähere 
Angaben über das Programm der Konferenz. Kaiser Alexander IL von 
Rußland wies in seiner Antwort vom 1 8. November 1 863 auf die Lasten 
des bewaffneten Friedens hin und erklärte, er habe, sobald er es ge- 
konnt, die Initiative zu einer erheblichen Verringerung seiner militärischen 
Streitkräfte ergriffen, indem er sechs Jahre lang in seinem Reiche keine 
neuen Rekruten ausgehoben habe. Preußen erklärte sich bereit, in einen 
Ideenaustausch über die Konferenz einzutreten, und der Deutsche Bund 
nahm unter der Bedingung an, daß die deutschen Bundesakte und die 
bestehenden Verträge als Grundlage der Verhandlungen betrachtet würden. 
Sachsen und Hannover wollten dem Kongresse beiwohnen, wenn 
Preußen, Bayern usw. dasselbe tun würden. Spanien, Schweden, Däne- 
mark, Belgien, der Kirchenstaat, Italien, die Schweiz, Griechenland, die 
Niederlande, Bayern und Württemberg nahmen vorbehaltslos an. Die 
Rüstungsfrage wurde in dem Antwortschreiben, abgesehen von England 
und Rußland, von keinem erwähnt. 

Infolge der ablehnenden bzw. zögernden Haltung zahlreicher 
Mächte scheiterte der Plan des französischen Kaisers, obwohl im De- 
zember 1863 ein beschränkterer Kongreß vorgeschlagen wurde. Im Juni 
1867 sprach Napoleon IIL auf der Pariser Industrieausstellung seinen 
Gästen Alexander IL und Wilhelm L nochmals persönlich den Wunsch 
nach einer allgemeinen Abrüstungskonferenz aus und behielt sich be- 
stimmte Vorschläge vor.*) Er hatte hiermit ebensowenig Erfolg wie 
mit seinem späteren, lediglich Preußen gemachten Antrage, über den 
in anderem Zusammenhange zu berichten sein wird. 

Mit diesen Anregungen ist die Zahl der Vorläufer des Zarenmani- 
festes erschöpft. Was zwischen 1867 und 1899 geschah, kann damit 
nicht auf eine Stufe gestellt werden. Die Friedensmanifeste Garibaldis 
und die Anregung des Prinzen Peter von Oldenburg^ gingen nicht 
von offizieller Seite aus, sondern waren private Anregungen, die zudem 
ohne Erfolg blieben. Ebensowenig dürfen die Genfer, Petersburger und 

*) Hetzet, S. 56. 

*) Vgl. oben S. 11 und 12, femer v. Suttnen .Memoiren", S. 304 ff.. 351. 
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Brüsseler Konferenzen zur Kodifizierung des Kriegsrechts von 1864, 
1868 und 1874 in diesem Zusammenhang genannt werden. Die pan- 
amerikanischen und zentralamerikanischen Konferenzen haben sich eben- 
falls mit der Rüstungsfrage nie befaßt.^) 

ß) Die Vorgeschichte der ersten Haager Friedenskonferenz 

Stead^) glaubt, daß die Vorgeschichte der ersten Haager Friedens- 
konferenz bis auf das Jahr 1891 zurückreicht, wo Lörd Salisbury ein 
vertrauliches Dokument über die Kosten der Rüstungen der größten 
europäischen Staaten habe herstellen und dem Deutschen Kaiser habe 
Obeneichen lassen. Auch Fried^) führt die Haager Konferenz bis auf 
diesen Zeitpunkt zurück. Femer wird*) vermutet, daß der König von 
Dänemark 1894 den Kaiser Alexander von Rußland auf die Nützlichkeit 
einer Beschränkung der Militärlasten aufmerksam gemacht habe. Diese 
Nachrichten sind jedoch nicht mit Sicherheit bestätigt. Außerdem ist 
nicht ersichtlich, in welcher Weise ein direkter Zusammenhang zwischen 
jenen Beeinflussungen des Deutschen Kaisers bzw. des Vorgängers von 
Nikolaus IL und der Haager Friedenskonferenz bestehen soll. Es könnte 
sich ja höchstens um frühere Anregungen handeln, die aber schließlich 
im Sande verlaufen sind. Eher ist schon der Keim der Haager Konferenz 
zu suchen in der dem Lörd Rosebery überreichten Petition um Be- 
schränkung der Rüstungen, die dieser dem russischen Botschafter am 
englischen Hofe, Baron Staat, dem späteren Präsidenten der Haager 
Konferenz, überreicht haben soll. Doch ist auch hier kein Anhaltspunkt 
dafür vorhanden, daß sich Staat in irgendeiner Weise für die Idee 
interessiert hat. Sehr wohl möglich ist freilich, daß schon vor dem 
Regierungsantritte von Nikotaus IL am russischen Hofe bzw. Ministerium 
Gedanken rege waren, wie sie später verwirklicht wurden. Denn auf- 

^) Vgl. jedoch die Begrüfiungsrede zur ersten panamerikanischen Konferenz 
von 1889 des amerikanischen Staatssekretärs James G, Blaine: „. . . Wir glauben, dafi 
redlich bekannte und treu aufrechterhaltene Freundschaft die amerikanischen Staaten 
vor der Notwendigkeit bewahren wird, ihre Grenzen durch Festungen und Militär- 
macht zu schützen. Wir glauben, dafi stehende Heere, soweit es sich nicht um die 
ausreichenden Kräfte handelt, die zum Schutze der öffentlichen Ordnung und Sicher- 
heit der inneren Verwaltung vonnöten sind, in beiden amerikanischen Staaten un- 
bekannt sein sollen"; Fried, .Panamerika', Berlin 1910, S. 49; ähnliche Aufierungen 
waren schon anläfilich des Kongresses zu Panama vom Jahre 1626 gefallen; Sa Vianna, 
TAmerique en face de la conflagration europ6enne', Rio de Janeiro 1916, S. 12, 
Anm. 12. 

*) .La Chronique de la Conference de la Haye 1899', La Haye, S. 3, 4. 

*) .Handbuch der Friedensbewegung", 2. Aufl., I, S. 204; vgl. auch Fried, 
.Der Kaiser und der Weltfriede', Berlin 1910, S. 119. 

*) A. a. O. S. 204 ; Stead, a. a. O. 
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fällig ist immerhin, dafi 1894 der russische Finanzminister Witte in Wien 
über die Nützlichkeit einer Rüstungsbeschränkung sprach.^) 

Man darf wohl mit Bestimmtheit sagen, daß der Gedanke einer 
Abrüstungskonferenz seit Beginn der neunziger Jahre sozusagen in der 
Luft lag. In dem französischen wie englischen Parlamente fanden in 
jenen Jahren eine ganze Reihe Interpellationen statt, die eine solche 
Konferenz befürworteten, und die Weltfriedenskongresse von 1890, 1891 
und 1894 fafiten entsprechende Resolutionen. Als der Deutsche Kaiser 
1890 eine Arbeiterschutzkonferenz angeregt hatte,^) vejbreitete sich bald 
darauf das Gerücht, dafi er eine weitere internationale Konferenz für die 
Rüstungsbeschränkung einberufen würde.*) Auch mehrere Äufierungen 
des Papstes Leo XIII. sind in diesem Zusammenhange bemerkenswert. 
Schon in seiner Ansprache vom 11. Februar 1889 an die Kardinäle hatte 
er betont, die Rüstungen allein könnten keinen sicheren Frieden bringen^ 
sondern lediglich den Krieg eine Zeitlang fernhalten ; zudem belasteten 
die Ausgaben alle Staaten schwer und seien vielleicht noch unerträg- 
licher als der Krieg selbst. Em wahrhafter Friede könne nur durch 
Gerechtigkeit geschaffen werden. In dem Apostolischen Sendschreiben 
vom 20. Juni 1894 drückte sich der Papst noch schärfer aus. Dort hiefi es: 

»Welches die Lage Europas ist, sehen wir mit unseren Augen. Schon seit 
vielen Jahren haben wir vom Frieden nicht viel^ mehr als den Schein. Da das 
gegenseitige Vertrauen geschwunden ist und dem Argwohn Platz gemacht hat, 
sind fast alle Nationen um die Wette damit beschäftigt, sich zum Kriege zu rüsten. 
Die unerfahrene Jugend wird in die Gefahren des Miiitärlebens gestürzt, wo sie 
des Rates der Eltern entbehren muß und ihrer Autorität entzogen ist In der 
Blüte und Kraft der Jahre wird die Junge Mfinnerwelt weg vom Ackerbau, von 
heilsamen Studien, von Handel und Gewerbe zu den Waffen einberufen. Daher 
ist auch infolge von ungeheuren Ausgaben der Staatsschatz erschöpft, der Reich- 
tum der Länder zusammengeschmolzen, das Vermögen der einzelnen schwer 

*) Stead, S. 7. 

') In der Reichstagssitzung vom 28. Juni 1890 erklärte der Zentrumsabgeordnete 
Reichenspergen .Nun, meine Herren, sage ich mir mit stolzer Freude, dafi unser 
hochgemuteter jugendkräftiger Kaiser einmal schon ein anderes edles Wort gesprochen 
hat, das Wort von der Notwendigkeit des Arbeiterschutzes ... Ich kann mich 
darum nicht der Hoffnung verschliefien , dafi von irgendeiner hohen oder höchsten 
Stelle auch einmal das Wort »allgemeine Abrüstung* ausgesprochen werde, und ich 
bin überzeugt, dafi dies Wort noch unendlich zündender wirken wird als das erstere. 
Mag es auf den ersten Wurf nicht gelingen, es wird damit die fruchtbarste Aus- 
saat für eine bessere Zukunft ausgestreut sein.* In der gleichen Sitzung sprachen 
sich die Abgeordneten Frhr, v, Friesen und Liebermann v. Sonnenberg skeptisch 
über den Gedanken einer Abrüstung aus. (Stenographische Berichte über die Ver- 
handlungen des Reichstags, VIIL Legislaturperiode, I. Session 1890/91, Band I, S. 659, 
665, 671.) 

*) Vgl. z. B. die auch in anderer Beziehung interessante Bemerkung im . Alma- 
nach de la Paix-, Paris 1892, S. 38; femer Schlief, .Der Friede in Europa*, S. 458. 
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geschadigt. Wir sind bereits so weit gekommen, dafl der bews 
allgemach unerträglich geworden. Sollte ein derartiger Zustand der 
Gesellschaft ein natürlicher sein? Und doch können wir uns de 
entledigen und zu einem wahren Frieden gelangen, es sei denn dui 
Jesu Christi.' 
Ahnliche Worte sprach Uo XIII. am 17. September 18 
Korrespondenten der ,Nowo]e Wremja'.») 

So ging wohl der Gedanke einer Abrüstungskonferenz aus ( 
der Zeitgenossen am Ende des 20. Jahrhunderts hervor. Auf we 
führende Persönlichkeiten der Politik den großen Gedanken aul 
und dem Zaren nahegelegt haben, wird erst spater festgesi 
können. Ob insbesondere die Anwesenheit des russischen Koi 
an der Interparlamentarischen Konferenz zu Budapest vom Sept 
und sein günstiger Bericht über die Tagung an das Ministerium 
in Petersburg, der eine Rüstungsbeschränkung befürwortete, i 
welchem Einfluß auf die spatere Entwicklung der Dinge gewe: 
gleichfalls sehr bezweifelt werden. Auch Stead*) behauptet 
Basify der Konferenz, die die Rüstungsfrage überhaupt nich 
hat, in amtlichem Auftrage beigewohnt habe. Femer hat sein 
gestandenermaSen nicht den Beifall seiner Vorgesetzten gefunde 
soll sich schließlich die russische Regierung gerade 1896 au 
parlamentarischen Konferenz haben vertreten lassen? 1897 : 
auf der Brüsseler Tagung ebenfalls ein offizieller Abgesandter 
bürg. Wahrscheinlicher ist schon, daß ein späterer Vorschi 
an seinen Kabinettchef Graf Lamsdorff auf die Entwicklung 
eingewirkt bat. Als nämlich der englische Minister Salisbury 
vember 1897 in seiner Guildhallrede die Beendigung des * 
angeregt hatte, machte Basily bei seinem Chef Grafen Lamsi 
neuen Versuch.') Dieser soll davon dem Minister des Außi 
Murawjem und dem Zaren Kenntnis gegeben haben, die 
darauf eingegangen zu sein scheinen. 

Wie dem auch sei, sicher ist, daß sich der russisch 
V. BUxhs*) sechsbändiges Werk ober den .lO'ieg" schon als 
gelesen und mit dem Verfasser diese Probleme wiederholt 

>) Vgl. meine Schrift .Das Papsttum und der Weitfriede*, MD 
bach 1915, S. 47— 50; ferner die an anderer Stelle zu erwähnende friei 
Papstes vom 1. August 1917. 

*) A. a. O. S. 7, 8. Seinem Berichte folgt offenbar Berta v. Suttner, 
S. 362. 

■) Stead. S. 8. 

•) Fürst Peter Dolgorukoff schrieb bald nach Veröffentlichung 
manifestes an die Baronin Suttner, er wisse aus einer sehr vertrauenswUr 
daB der Kaiser das E)okument verfaSI, nachdem er „Die Waffen niei 
Suttner. „Memoiren", S. 402, 403. 
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hatte, sehr für den Plan interessiert hat. Dies bestätigt insbescHidere 
Stead auf Grund einer persönlichen Untenedung mit dem russischen 
Monarchen. ^) Auch Murawjew sprach sich Berta v. Suttner^) sowie dem 
amerikanischen Gesandten Hitchcöck^) gegenüber in diesem Sinne aus, 
indem er den Zaren als den Schöpfer des Rundschreibens bezeichnete.^) 

Den Wortlaut des ersten Rundschreibens hat aber sicherlich 
Murawjew selbst entworfen. Der Sohn des verstorbenen russischen 
Gelehrten v. Martens schrieb mir, nach Angaben seines Vaters') habe 
Murawjew die Initiative zu dem Manifeste ergriffen. Nikolaus II. sei 
aber bereits von ähnlichen Gedanken beeinflußt gewesen« *) Der genaue 
Hergang wird wohl nicht eher festgestellt werden, als bis sich die diplo- 
matischen Archive dieser Zeit geöffnet haben. Man wird aber sicherlich 
dem russisd)en Zaren einen grofien, wenn nicht den entscheidenden 
Einfluß beimessen dürfen; denn ohne seine begeisterte Aufnahme des 
Projektes wäre die Veröffentlichung des Manifestes wohl kaum möglich 
geworden. 

Das in dem russischen Rundschreiben vom 11. Januar 1899 ent- 
haltene Programm ist auf v. Martens zurückzuführen. ') Als Konferenz- 
ort wurde die Hauptstadt Hollands gewählt. In der zur Vorbereitung 

^) Suiiner, „Memoiren", S. 418ff. 

*) A.a.O. 8.421. 

*) Scott, Hague Peace Conferences 1909, I, S. 39. 

') Darauf deutet auch ein Interview Frieds mit einem hohen russischen Beamten, 
dem Direktor des Hausarchivs des Zaren, Anatole de Polootzoff, hin. „Die Waffen 
nieder" 1898, S. 436, 443. Der Beamte erzählte u. a. folgende Anekdote : Er habe eine 
Audienz beim Zaren gehabt, während ein General einen Bericht über ein Schützen- 
regiment überreicht habe; im Laufe des Gespräches habe der Zar dem General ge- 
sagt: .Was die Gewehre betrifft, so hat sie mein Vater projektiert, und ich habe sie 
nun ausgeführt, aber weiter mache ich nichts mehr; unsere Flinten sind gut genug. 
Ändert man sie, kommt wieder einer, der etwas Besseres hat, und man kann niemals 
zu Ende kommen.' 

Vgl. auch Zorns Aufsatz „Zur Erinnerung an die erste Friedenskonferenz" S. 8, 
in Sdiädiings „Das Werk vom Haag", zweite Serie, erster Band, I. Teil, 1917 und die 
Ausführungen von Lammasch in ,Niemeyers Zeitschrift für internationales Recht* 1916, 
S. 154. 

^) In einem Briefe vom 9. September 1898 an Baronin Suttner hat Martens 
erklärt, auf das Manifest keinen Einflufi gehabt zu haben. Sutiner, „Memoiren", S. 403. 
Auf der Londoner Interparlamentarischen Konferenz von 1906 erklärte Beemaert, dafi 
das erste russische Manifest gemeinsam von Murawjew und Witte ausgearbeitet 
worden sei. 

*) Dafür, dafi auch der russische Kirchengelehrte Pobjedonoszew auf die Ein- 
berufung der Konferenz hingewirkt hat, wie White, autobiography II, S. 70, 269, meint, 
ist ein sicherer Anhaltspunkt nicht vorhanden. Sehr unwahrscheinlich ist auch, dafi 
dem Papst die Einberufung des Kongresses zu verdanken ist, wie das in der Revue 
G^n^rale de droit international public VI, S. 840 vermutet wird. 

^) Das hat mir sein Sohn mitgeteilt 
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der Konferenz im Auftrage der niederländischen Regierung herausge- 
gebenen Dokumentensammlung Daehne van VarUks waren in glück- 
licher Weise auch wichtige Urkunden und Aussprüche über die Rüstungs- 
frage gesammelt. 

y) Das Zarenmanifest und seine Aufnahme 

Am 24. August 1898, vierzehn Tage nach der Einstellung der 
Feindseligkeiten im Spanisch-Amerikanischen Kriege, überraschte Kaiser 
Nikolaus II. von Rußland die Welt durch folgendes Rundschreiben: 

„Die Aufrechterhaltung des allgemeinen Friedens und eine mögliche Herab^ 
Setzung der übermäfiigen Rüstungen, welche auf allen Nationen lasten, stellen 
sich in der gegenwärtigen Lage der ganzen 'Weit als ein Ideal dar, auf das die 
BemQhungen aller Regierungen gerichtet sein mflfiten. Das humane und hoch- 
herzige Streben Sr. JVlajestät des Kaisers, meines erhabenen Herrn, ist ganz dieser 
Aulgabe gewidmet. In der Oberzeugung, daß dieses erhabene Endziel den wesent- 
lichsten Interessen und berechtigten Wünschen aller Mächte entspricht, glaubt 
die Kaiserliche Regierung, dafi der gegenwärtige Augenblick Mufierst günstig 
dazu sei, auf dem Wege internationaler Beratung die wirksamsten Mittel zu suchen, 
um allen Völkern die Wohltaten wahren und dauernden Friedens zu sichern und 
vor allem der fortschreitenden Entwicklung der gegenwärtigen Rüstungen ein 
Ziel zu setzen. Im Verlaufe der letzten zwanzig Jahre hat der Wunsch nach 
einer allgemeinen Beruhigung in dem Empfinden der zivilisierten Nationen be- 
sonders festen Fuß gefaßt. Die Erhaltung des Friedens ist als Endziel der inter- 
nationalen Politik aufgestellt worden. Im Namen des Friedens haben große 
Staaten mächtige Bündnisse miteinander geschlossen. Um den Frieden besser 
zu wahren, haben sie in bisher unbekanntem Qrade ihre Militärmacht entwickelt 
und fahren fort, sie zu verstärken, ohne vor irgendeinem Opfer zurückzuschrecken. 
Alle ihre Bemühungen haben dennoch noch nicht das segensreiche Ergebnis der 
ersehnten Friedensstiftung zeitigen können. Da die finanziellen Lasten eine stei- 
gende Richtung verfolgen und die Volkswohlfahrt an ihrer Wurzel treffen, so 
werden die geistigen und physischen Kräfte der Völker, die Arbeit und das 
Kapital zum großen Teil von ihrer natürlichen Bestimmung abgelenkt und in 
unproduktiver Weise aufgezehrt. Hunderte von Millionen werden aufgewendet, 
um furchtbare Zerstörungsmaschinen zu beschaffen, die heute als die neueste Er- 
rungenschaft der Wissenschaft betrachtet werden und schon morgen dazu ver- 
urteilt sind, infolge irgendeiner heuen Entdeckung auf diesem Gebiet jeden Wert 
zu verlieren. Die nationale Kultur, der wirtschafUiche Fortschritt, die Erzeugung 
von Werten sehen sich in ihrer Entwicklung gelähmt und irregeführt. Daher 
entsprechen in dem Maße, wie die Rüstungen einer jeden Machi anwachsen, 
diese immer weniger dem Zweck, den sich die betreffende Regierung gesetzt 
hat Die wirtschaftlichen Krisen sind zum großen Teil hervorgerufen durch das 
System der Rüstungen bis aufs äußerste, und die ständige Gefahr, welche in 
dieser Kriegsstoffansammlung ruht, macht die Armee. unserer Tage zu einer er- 
drückenden Last, welche die Völker mehr und mehr nur mit Mühe tragen können. 
Es ist deshalb klar, dafi, wenn diese Lage sich noch weiter so hinzieht, sie in 
verhängnisvoller Weise zu eben der Katastrophe führen würde, welche man zu. 
vermeiden wünscht und deren Schrecken jeden Menschen schon beim bloßen 

W e h b e r g , Die inteniMtlonale Btsctarlnkaog der RflstuDgea 1 2 
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Gedanken schaudern machen. Diesen unaufhörlichen Rüstungen ein Ziel zu setzen 
und die Mittel zu suchen, dem Unheil vorzubeugen, das die ganze Welt bedroht, 
das ist die höchste Pflicht, welche sich heutzutage allen Staaten aufzwingt Durch- 
drungen von diesem Gefühl, hat Se. Majestät geruht, mir zu befehlen, daß ich 
allen Regierungen, deren Vertreter am kaiserlichen Hofe akkreditiert sind, den 
Zusammentritt einer Konferenz vorschlage, welche sich mit dieser ernsten Frage 
zu beschäftigen hätte. Diese Konferenz würde mit Gottes Hilfe ein günstiges 
Vorzeichen des kommenden Jahrhunderts sein. Sie würde in einem mächtigen 
Bündel die Bestrebungen aller Staaten vereinigen, welche aufrichtig darum bemüht 
sind, den grofien Gedanken des Weltfriedens triumphieren zu lassen über alte 
Elemente des Unfriedens und der Zwietracht Sie würde zugleich ihr Zusammen- 
gehen besiegeln durch eine solidarische Weihe der Prinzipien des Rechts und 
der Gerechtigkeit, auf denen die Sicherheit der Staaten und die Wohlfahrt der 
Völker beruht" 

In einem weiteren Zirkular vom 11. Januar 1899 wurde u. a. fol- 
gendes ausgeführt: 

„Im August V. J. geruhte Se. Majestät der Kaiser, mir zu befehlen, mich an 
die Regierungen, welche Vertreter in St Petersburg haben, mit dem Vorschlage 
zu wenden, eine Konferenz einzuberufen behufs Aufsuchung der J^ittel, welche 
allen Völkern am sichersten den Segen eines wirklichen und dauernden Friedens 
zu garantieren imstande wären und vor allem der immer zunehmenden Entwick- 
lung der modernen Rüstungen ein Ziel zu setzen; gleichzeitig erschienen die 
Verhältnisse für eine Verwirklichung der erwähnten menschenfreundUchen Auf- 
gabe in mehr oder weniger naher Zukunft durchaus geeignet Das entgegen- 
kommende Verhalten beinahe aller Staaten zum Vorschlage Rußlands schien unsere 
Erwartungen zu rechtfertigen. In voller Würdigung der Sympathiekundgebungen, 
mit denen fast alle ausländischen Staaten ihre Einwilligung zu diesem Vorschlage 
ausgedrückt haben, hat die Kaiseriiche Regierung gleichzeitig mit gröfitem Ver- 
gnügen die noch einlaufenden Beweise der lebhaftesten Teilnahme aus allen 
Gesellschaftsschichten in den verschiedensten Weltteilen begrüfit Allein unge- 
achtet des zutage getretenen Bestrebens der öffentlichen J^einung zugunsten eines 
allgemeinen Friedens hat sich doch die politische Lage in der letzten Zeit be- 
deutend geändert Viele Staaten schritten zu neuen Rüstungen, um in noch 
höherem Maße ihre Militärmacht zu entwickeln. Es ist natüriich, daß man sich 
bei der so unbestimmten Lage der Dinge die Frage voriegen muß, ob die Mächte 
den gegenwärtigen politischen Augenblick für geeignet halten, auf internationalem 
Wege die Grundlagen zu beraten, welche in der Zirkulamote vom 12. August 
1898 dargelegt worden sind. Die Kaiseriiche Regierung gibt indessen die Hoff- 
nung nicht auf, daß die in politischen Sphären vorhandenen Differenzen beigelegt 
werden und einer ruhigeren Stimmung Platz machen werden, welche geeignet ist, 
den Ertolg der vorgeschlagenen Konferenz zu erieichtem; sie nimmt ihrerseits, 
an. daß es jetzt möglich ist, zum vorbereitenden Gedankenaustausch zwischen 
den Mächten zu schreiten zum Zwecke: 

a) ohne weiteren Aufschub Mittel zu suchen,- um die weitere Entwicklung 
der Rüstungen zu Wasser und zu Lande einzuschränken, wobei die Lösung dieser 
Frage immer dringender wird, in Anbetracht der in letzter Zeit vor sich gehenden 
Verstärkung der Kriegsmittel; 

b) den Boden zu schaffen zur Beurteilung der Fragen, welche geeignet sind, 
bewaffnete Zusammenstöße durch friedliche Mittel, über die die internationale 
Diplomatie verfügen könnte, zu ersetzen. 
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Im Falle, dafi die Mächte den gegenwärtigen Augenblick zur Einberufung 
einer Konferenz auf der angedeuteten Grundlage fflr geeignet anerkennen sollten, 
dürfte es unzweifelhaft nützlich sein, zwischen den Regierungen eine Oberehi- 
kunft hinsichtlich des Programms der künftigen Arbeiten der Konferenz festzu- 
setzen. Als Grundlage fflr die internationale Beratung in den Sitzungen der 
Konferenz könnten in allgemeinen Umrissen folgende Punkte dienen: 

1. Eine vertragsmäßige Obereinkunft, durch welche fflr eine bestimmte Zeit 
der augenblickliche Bestand der bewaffneten Macht zu Wasser und zu Lande 
und des Kriegsbudgets aufrechterhalten werden; ein vorbereitendes Erforschen 
der Mittel, durch welche sich in der Zukunft selbst eine Verminderung der er- 
wähnten Rflstungen und des Budgets erreichen ließe. 

2. Das Verbot, im Heere und in der Flotte irgendeine neue Schießwaffe und 
neue Sprengstoffe ebenso Pulver, welches stärker wirkt als das augenblicklich 
sowohl fflr Gewehre als auch fflr Geschütze gebräuchliche, anzuwenden. 

3. Die Beschränkung der Anwendung sowohl der schon existierenden zer- 
störenden Sprengstoffe als auch das Verbot der Benutzung von Platzbomben von 
Luftballons aus oder in anderer Weise. 

4. Das Verbot, im Seekriege unterseeische Torpedoboote oder andere Zer- 
störtfhgswaffen von ähnlichen Eigenschaften anzuwenden; die Verpflichtung, in 
Zukunft keine Kriegsschiffe mit Sporen zu bauen. " 

Bemerkt sei» daß beide Noten vom russischen Minister des Äufiern, 
Murawjew, unterzeichnet waren. 

Bereits in dem ersten Rundschreiben war deutlich zum Ausdruck 
gebracht, dafi es sich nur um eine Rüstungsbeschränkung, nicht aber 
um eine völlige Abrüstung handeln sollte. Das betonten übrigens ^uch 
der russische Zar in einer dem englischen Friedensfreunde Stead und 
der russische Minister Murawjew in einer der Baronin Suttner gewährten 
Audienz.^) 

Das Zarenmanifest wurde in der Hauptsache äußerst skeptisch auf- 
genommen, obwohl doch zunächst nur ein Rüstungsstillstand beabsich- 
tigt war. Zwar antworteten alle Mächte zustimmend, aber von freudiger 
Begeisterung war keine Rede. Sicherlich wurden die bejahenden Ant- 
worten mehr durch politische Erwägungen, denn durch Sympathie für 
die auf der Konferenz in Aussicht gestellten Probleme beeinflußt. Die 
Ansichten der Tagespresse waren geteilt.*) Den Regierungen nahe- 
stehende Blätter wagten keine Opposition, während anderseits natio- 

^) Vgl. .Die Waffen nieder-, 1898, S. 460, 482; Meurer, .Die Haager Friedens- 
Iconferenz-, München 1905, I. Band, S. 12. 

*) In diesem Zusammenhang verdient auch hervorgehoben zu werden, was die 
.Franldurter Zeitung* 1911 in ihrer .Geschichte der Franlcfurter Zeitung' auf S.925 
sagt: .Dem Abrüstungsvorschlage des Zaren . . . begegnete die .Frankfurter Zeitung*, 
soweit hierbei auf positive Resultate Hoffnungen erweclct wurden, mit einiger Skepsis. 
Zur Frage der Abrüstung bemerkte sie, dafi Deutschland sich jedem Vorschlage an- 
schliefien könne, der eine Verringerung der schweren Militäriasten bezwecke, sofern 
alle Machte gleichmäßig zu dieser Verringerung schritten. An unserem militärischen 
Grundgesetz, der allgemeinen Wehrpflicht, dürften wir aber nicht rühren lassen,* 
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nalistische und sozialdemokratische Bifitter ^) das Zarentnanif est verhöhnten. 
^Wie in stillschweigender Verabredung," so schrieb der Londoner .Con- 
cord*, „hat sich ein großer Teil der Tagespresse zur Vernichtung eines 
Planes zusammengetan, der die teuersten Hoffnungen der Menschheit 
umfaßt."*) Die „Hamburger Nachrichten**) wiesen auf die Tatsache hin, 
daß die Konferenz 28 Tage nach Bismarc ks Tod einberufen worden 
sei und man zu dessen Lebzeiten offenbar nicht gewagt habe, einen 
solchen Vorschlag, den Bismarck abgelehnt haben würde, zu machen. ^) 

^) Wilhelm Liebknecht nannte das Zarenmanifest einen Schwindel, während 
Bebel in einer an anderer Stelle (S. 70) erwähnten Reichstagsrede sympathisch darauf 
hinwies. 

Der sozialdemokratische Parteitag zu Stuttgart von 1898 nahm auf Bebeis An- 
trag einstimmig folgende Resolution an: 

.Der Parteitag begrüfit den AbrüstungsvorKhlag des Kaisers von Rufiland 
an sämtliche Regierungen als eine Bekräftigung dafür, daß die entschiedene 
Opposition, die bis jetzt die Sozialdemokratie aller Länder den an Wahnsinn 
grenzenden militärischen Rüstungen entgegensetzt» ihre volle Berechtigung hat. 

Die Sozialdemokratie ist mit dem Kaiser von Rußland darin einverstanden, 
daß die finanziellen Lasten, die diese unsinnigen Rüstungen den Völkern aufer- 
legen, die Volkswohlfahrt in der Wurzel treffen und die geistigen und phy- 
sischen Kräfte der Völker in unproduktiver Weise aufzehren. 

Der Parteitag konstatiert aber ausdrücklich, daß diese völkerverderbenden 
Rüstungen ausschließlich das Produkt des Ehrgeizes, der Eroberungs- und Herrsch- 
sucht der leitenden Klassen sind; daß die stehenden Heere eingestandenermaßen 
als Werkzeuge für die Unterdrückung der Völker und zur Aufrechterhaltung der 
Klassenherrschaft dienen und daß bisher es Rußland mit in erster Linie war, das 
auf diesem Wege voranging, wie denn auch das russische Volk noch gegenwärtig das 
einzige Kulturvolk ist, das selbst der ersten Anfänge zur Selbstregierung entbehrt. 

Der Parteitag ist deshalb der Meinung, daß, soll der Vorschlag des Kaisers 
von Rußland ernstgenommen werden, es notwendig ist, daß die russische Regie- 
rung im eigenen Lande mit gutem Beispiel vorangeht, weitere Rüstungen ein- 
stellt, die grausame Verfolgung politisch Andersdenkender aufhebt und dem 
russischen Volke diejenigen Rechte und Freiheiten gewährt, ohne die kein Volk 
seine Kulturmission erfüllen kann. 

Im übrigen betrachtet der Parteitag das Vorgehen des russischen Kaisers als 
ein Zeichen, daß selbst in den autokratischen Kreisen Europas die Verderblich- 
keit der militärischen Rüstungen anerkannt wird — mögen auch politische Hinter- 
gedanken gewichtigster Natur zum Ausspruch dieser Erkenntnis beigetragen haben — , 
und daß es hiernach erst recht Aufgabe der Sozialdemokratie und speziell ihrer 
Vertreter in den Parlamenten sein muß, diese Ansicht durch ihre Tätigkeit in 
immer weitere Kreise zu verbreiten und energischen Widerstand jedem Versuch 
zu leisten, die militärischen Rüstungen zu verstärken . . .' 

Der Schluß der Resolution weist schließlich auf die Bestrebungen der Sozial- 
demokratie als das beste Mittel hin, um zum Völkerfrieden zu gelangen. (Vgl. dazu 
aber den Beschluß des internationalen Sozialistenkongresses von 1900, oben S. 32.) 

*) .Die Waffen nieder-, 1898, S. 377, 

') Ahnlich äußerten sich die , Staatsbürgerzeitung" und die »Orenzboten*. \ 

*> A. a. 0. S. 421. 
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Auch in außerdeutschen Ländern erhoben sich viele gegnerische Stimmen. 
Es ist unrichtig zu sagen, dafi nur in Deutschland das Manifest skeptisch 
aufgenommen worden sei. Wohl aber war wohl die Gegnerschaft in Deutsch- 
land am stärksten und anhaltendsten. Von den sympathischen Stimmen 
sei besonders diejenige der »Daily News" bemerkt, die mit Recht erklärte: 
„Eine Nation, die sich von einem solchen Kongresse fernhielte, würde 
Gefahr laufen, als ein gemeinsamer Feind betrachtet zu werden.** ^) 

Man würde fehlgehen, wollte man annehmen, daß die Pazifisten 
von dem Zarenmanifeste eine völlige Abrüstung oder eine Beseitigung des 
Krieges erwartet hätten. Sicheriich waren ihre Hoffnungen hoch, ver- 
einzelt auch zu hoch gespannt. Sie jubelten über die Botschaft und 
hofften mehr von der Konferenz, als nach dem damaligen Stande der 
Weltlage vernünftigerweise zu erwarten war. Doch diese Begeisterung 
nützte dem Werke und hob es in den Augen vieler. Berta v. Sattner^) 
erklärte freilich sogleich, es müßten noch viele Jahre vergehen, ehe der seit 
Urzeiten bestehende Kriegszustand beseitigt werden könnte. Enthusiastisch 
wies Tolstoi darauf hin, daß das Manifest Erfolg haben werde, weil die 
Zeit dazu gekommen sei. Von England aus organisierte Stead einen 
großen Kreuzzug zugunsten der Konferenzidee. Die Friedensfreunde 
veranstalteten große Kundgebungen, in Deutschland vor allem in 
München und Frankfurt a. M. 

Die führenden Nationalökonomen Brentano, Sombart und Wagner^) 
erklärten^ sie hielten eine Abrüstung für unmöglich ; die beiden letzteren 
meinten sogar, eine solche sei nicht einmal unbedingt wünschenswert. 
Unter den Juristen fürchtete Kahl, „unsere Vorväter, die alten Germanen, 
würden sich bei dem Gedanken einer vollständigen Abrüstung noch im 
- Grabe umdrehen."*) In der „Deutschen Juristenzeitung** hielt Stoerk 
eine Abrüstung für unmöglich; er begründete aber seine Auffassung im 
Gegensatze zu vielen anderen in einer durchaus sympathischen Weise, 
wie denn überhaupt Stoerk einer der edelsten Gegner war, die die 
Friedensbewegung in Deutschland je gehabt hat. Ähnlich urteilte v. Bar, 
der immerhin eine Rüstungsverminderung für wünschenswert erklärte. 
Ablehnend standen dem Problem auch Laband, v. Ullmann und Zorn 
gegenüber. Unter den verständnisvollen Stimmen verdienen der Ver- 
gessenheit noch die Äußerungen Rehms und Strisowers entrissen zu 
I werden, die sich vollständig über die Bedeutung des Problems klar 

waren, ohne freilich die Schwierigkeiten zu unterschätzen. Rehm er- 

■■ * ' ■ ■ III. « . I - 

i >) A. a. O. S. 407. 

*) .Die Waffen nieder', 1898, S. 378. 

') .Mflnner der Wissenschaft über die Friedenskonferenz', Berlin 1899, S. 4, 
16, 29. 

«) .Die Waffen nieder«, 1899, S. 36. 
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klärte sogar ausdrücklich partielle Rüstungsbeschränkungen zwischen 
Grofimäcbten unter der Voraussetzung des gleichzeitigen Abschlusses 
von Schutzbündnissen für im Bereiche der Möglichkeit liegend.^) 
Strisower kam nicht zu einer unbedingten Verneinung, sondern be- 
gnügte sich mit dem Hinweise auf die technischen Schwierigkeiten, die 
zu überwinden wären. Bemerkenswert ist noch, daß von den deutschen 
Militärs Rogatta v. Biebersteln in der „Zukunft" die Rüstungsfrage für 
lösbar erklärte.*) Ein anderer früherer Militär, der berühmte Oberst- 
leutnant Moritz V. Egidy, widmete im Oktoberheft 1898 seiner Monats- 
schrift «Versöhnung* dem großen Projekte des Zaren folgende Worte: 

.Das eine steht heute schon fest: Schwierigkeiten bezüglich des Abrflstungsver- 
fahrens gibt es nicht. Wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg; wo ein Volkswille 
ist, da gibt es sogar viele Wege; wo aber gar der Wille der Mächtigen sich mit 
dem WUlen des Volkes verbündet, da tun sich ungezählte Wege auf. Wer die 
Summe von Intelligenz und Pflichttreue, von Organisationstalent und emsigem 
Fleifi kennt, mit der in allen Armeen der Kulturwelt das Heerwesen geleitet wird, 
der sorgt nicht um die Einzelheiten des Abrüstungsprogramms. Ob man zuerst 
die Truppen aller Nationen soundsoviel Kilometer, und allmählich immer weiter, 
von der Grenze abrücken läßt; ob man zunächst je eine Hauptgrenzfestung und 
nach und nach mehrere zur offenen Stadt erklärt; ob man die Prozentzahl der 
unter der Fahne Stehenden feststellt und allmählich verringert; ob man Verein- 
barungen bezüglich der Heeresansgaben trifft; ob man plötzlich eine Rekrutierung 
ganz überschlägt; ob man den Ausfall der grofien Manöver für ein Jahr verab- 
redet; ob man die bestehende Organisation vorläufig beibehält und nur die 
Stärken verringert; ob man erst ein, dann ein nächstes Armeekorps eingehen 
läfit; ob man die kleineren Staaten zunächst ganz abrüsten läfit und neutral er- 
klärt; ob man gewisse Meeresengen, Kanäle und dergleichen für jeden Kriegs- 
verkehr sperrt; ob man die Abrüstung gleichzeitig auf alle Erdteile ausdehnt 
oder allerlei Vorbehalte macht; ob und wie bald man daran denkt, den bis- 
herigen Berufssoldaten, den Offizieren, namentlich den jüngeren, eine anderweite 
Lebensbetätigung anzuweisen (Lehrer, Innenkolonisation); ob man die Pflanzstätten 
des Heerwesens auch für anderweit mögliche Verwendung einrichtet — tausend und 
noch mehr Gedanken drängen sich dem auf, der sich mit diesem Fragen beschäftigt* 

Bald nach dem Erlasse des Zarenmanifestes erklärte Kaiser Wil- 
helm II. am 8. September 1898 auf dem Festmahl des westfälischen 
Provinziallandtages : 

«Der Friede wird nie besser gewährleistet sein als durch ein schlagfertiges, 
kampfbereites deutsches Heer, wie wir es jetzt in einzelnen Teilen zu bewundern 
und uns darüber zu freuen die Gelegenheit haben. 

Gebe uns Gott, dafi es uns immer möglich sei, mit dieser stets schneidigen 
und gut erhaltenen Waffe für den Frieden der Welt zu sorgen I Dann möge sich 
auch der westfälische Bauer ruhig schlafen legen.* *) 

^) Vgl. über die Auflerungen v. Bars, Labands, Uilmanns, Zorns, Rehms und 
Strisowers die bereits erwähnte Schrift .Männer der Wissenschaft über die Friedens- 
konferenz*. 

*) Vgl» meine Denkschrift »Limitation des armements', S. 63. 

*) .Die Waffen nieder«, 1898, S. 441. 
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Ähnlich äufierte sich der Kaiser^) am 3. Februar 1899 in einer 
Rede an die Brandenburger.*) Dagegen war in der Thronrede vom 
6. Dezember 1898 der Grundidee des Zarenmanifestes in sympathischer 
Weise gedacht worden.*) 

Die Stimmung bei Beginn der Konferenzverhandlungen war ziem- 
lich pessimistisch. Besonders galt die Abrüstungsfrage bei den meisten 
Delegierten als von vornherein aussichtslos. ^) Vertreten waren 26 Staaten, 
in erster Linie die europäischen Regierungen, femer die Vereinigten 
Staaten von Amerika, Mexiko, China, Japan, Persien und Siam. Brasilien 
hatte die Einladung mit der Begründung abgelehnt, es habe bereits 
seine Kriegsschiffe verkauft, sein Heer herabgesetzt und in der Verfassung 
die Anrufung der Schiedssprechung sich zur Pflicht gemacht. Transvaal 
und der Papst waren infolge des Widerstandes Englands bzw. Italiens 
nicht eingeladen worden. 

Es ist bekannt, dafi der ersten Haager Konferenz eine welthistorische 
Tat, nämlich die Schaffung einer Schiedsgerichtskonvention mit dem 
Haager Schiedshof als Mittelpunkt, gelang. Auch kam ein Landkriegs- 
abkommen und manche andere kriegsrechtliche Regel zustande. In der 
Rüstungsfrage dagegen war der Erfolg in der Hauptsache ein negativer. 
Im folgenden werden lediglich die auf dieses Problem bezüglichen Ver- 
handlungen der ersten Haager Konferenz wiedergegeben. Von den drei 
Kommissionen der Friedenskonferenz hatte sich die erste Kommission 
unter dem Vorsitze des belgischen Ministers Beemaert mit der Be- 
schränkung der Rüstungen und der Kriegsmittel zu befassen. Sie setzte 
zwei Unterkommissionen ein, von denen die eine unter dem Vorsitze 
Beernaerts die das Landheer, die andere unter dem Vorsitze des nieder- 
ländischen Ministers Jhr. van Karnebeek die die Marine betreffenden 
Fragen zu lösen hatte. 

^) Vgl. auch die Aufiening des Kriegsministers v. Goßler am 13. Januar 1899 
im Reichstage: Das Zarenmanifest könne als Grundlage far eine friedliche Weiter- 
entwicklung angesehen und das Maß der Rüstungen eingeschränkt werden. 

*) »Die Waffen nieder*, 1899, S. 83; vgl. auch die Bemerkungen des Deutschen 
Kaisers gegenüber dem amerikanischen Botschafter White in des letzteren Memoiren, 
sowie in Fried, .Der Kaiser und der Weltfriede', Berlin 1910, S. 89. 

*) Vgl. oben S. 69 Anm. 1. 

^ Vgl. Lammasdi in Miemeyers Zeitschrift für internationales Recht', 1916, 
S. 156. 
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wolle. Jeder hielte sich für verpflichtet zu folgen, wenn der andere 
beginne. Aus diesen Vorkehrungen, die den FHeden sicherstellen wollten, 
würde der Krieg hervorgehen. Die Steigerung der Effektivbestände und 
der Ausgaben würde die wahre Kriegsursache sein. An Vorwänden werde 
es nicht fehlen. Er verkenne die bestehenden Schwierigkeiten nicht, aber 
als Soldat wisse er auch, dafi solche nicht unüberwindlich seien. Den 
Staaten, die durch die militärische Organisation gleich den Touristen 
in der Alpenwelt wie mit einem Seil aneinander gekettet seien, habe 
der Kaiser zugerufen : Man solle einen gemeinsamen Versuch machen, 
auf dem Wege zum Abgrund einzuhalten ; sonst sei man verloren. Man 
solle einhalten. Ihre, der Delegierten, Aufgabe sei es, den äufiersten 
Versuch zu wagen; es lohne sich der Mühe. 

Diese Rede wurde lebhaft diskutiert, fand aber nicht einmal in 
ihren Grundgedanken allgemeine Zustimmung.^) 

Hierauf stellte der russische Oberst Qilinsky den Antrag auf: 

.1. Herstellung eines internaUonalen Einvernehmens auf 5 Jahre, wodurch 
der Stillstand der jetzigen Friedenspräsenzstärke für die Truppen des Mutterlandes 
vereinbart wird. 

2. Für den Fall der Herstellung eines solchen Einvernehmens nach Möglich- 
keit ziffermäfiige Angabe der Friedenspräsenzstärke der Heere aller Mächte mit 
Ausschlufi der Kolonialtruppen. 

3. Beibehaltung'der Höhe des jetzigen Militärbudgets auf dieselbe Zeit von 
5 Jahren.* 

Zur Begründung führte Qilinsky aus: Der bewaffnete Friede sei 
auf die Dauer schlimmer als ein offener Krieg. Man sage vielfach, das 
Geld, das für Rüstungen ausgegeben werde, bleibe im Lande. Aber 
einmal wandere tatsächlich manches Geld nach auswärts. Dann aber 
sei doch selbst dann, wenn das Geld an eigene Waffenfabriken gehe, 
ein Vorteil für die gesamte Bevölkerung nicht vorhanden, sie habe an 
den Schulden zu tragen, die zur Beschaffung der ungeheuren Kriegs- 
rüstungen ausgegeben würden, und nur der Waffenfabrikant und dereir 
Arbeiter erhielten ihr Geld. Die fortwährende Steigerung der Rüstungen 
erreiche zudem nicht ihren Zweck; denn jede Erhöhung der einen 
Stärke habe ein Hinaufschrauben der Rüstungen bei den Nachbarn zur 
Folge. Der russische Zar schlage deshalb vor, die Friedenspräsenz- 
stärke zunächst für 5 Jahre zu ordnen. Auf einer späteren Konferenz 
könne dann der Vorschlag für eine längere Frist gemacht werden. Das 
sei nichts Neues, da ja bereits in Deutschland und Rußland die Präsenz- 

^) Wenn 21om später meinte, die Rede sei ein politischer Schachzug gewesen 
und die kleineren Staaten hätten sich bemaht, unter russischer Führung eine Koalition 
Iflr die Abrflstungsfrage zustande zu bringen und die Abrüstung zum Mittelpunkte 
der künftigen Weltpolitik zu machen» so geht das wohl zu weit. Vgl. Meurer, S. 590, 
Anmerkung 1. 
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stärke auf mehrere Jahre festgelegt wflrde. Von anderer Seite sei kein 
Vorschlag gemacht worden, weshalb nur das russische Programm zur 
Erörterung vorliege. Die Idee des Kaisers von Rufiland sei groß und 
edel; man solle sie verwirklichen und die Ehre nicht einer späteren 
Konferenz überlassen.^) 

In der nächsten Kommissionssitzung vom 26. Juni 1899 hob 
Giünsky noch hervor, jeder Staat müsse bei dem Abschlüsse des Ab- 
kommens die Gesamtsumme seiner Rekruten für jedes Jahr sowie die 
Zahl der Dienstjahre mitteilen. Nicht mitgerechnet werden sollten die 
Truppen für die Kolonien, die immer in Gefahr wären und daher dauernd 
im Kriegszustande bleiben müßten. Eine Steigerung müsse hier zu- 
lässig sein. Dasselbe müsse für Länder gelten, die vom Mutterlande 
durch ungeheure Entfernungen getrennt wären, z. B. für Sibirien. Das 
Militärbudget solle nur das ordentliche Budget zum Unterhalt der Truppen 
umfassen, also das Ordinarium, nicht auch außergewöhnliche Ausgaben, 
die durch Einführung neuer Kanonen, neuer Festungen usw. nötig werden 
sollten. Insoweit sollten die Regierungen frei bleiben. 

In der Diskussion erhob sich als erster der deutsche Oberst Groß 
V. Sdiwarzhoff, der später als Dank für die Opposition, die er der Lösung 
der Rüstungsfrage entgegengesetzt hatte, von der Universität Königs- 
berg den Titel eines Ehrendoktors erhielt.*) Von» deutscher Seite aus 
hat man seine Rede eine historische genannt. Dieses Urteil ist wohl 
nicht haltbar, v. Schwarzhoff betonte zunächst, das deutsche Volk würde 
nicht unter der Last der Steuern und der Umlagen erdrückt ; es befinde 
sich nicht am Rande des Abgrundes. Es gehe nicht der Erschöpfung 
und dem Untergange entgegen. \^elmehr wachse der Standard of life 
von Jahr zu Jahr. Weiter setzte der deutsche Oberst auseinander, die 
Frage der Friedenspräsenzstärke könne nicht für sich allein gewürdigt 
werden, losgelöst von einer Menge anderer Fragen, z. B. dem Stande 
der öffentlichen Bildung, der Dauer der aktiven Wehrpflicht, der Zahl 
der Cadres, der Präsenzstärke der Truppeneinheiten, der Zahl und Dauer 
der Einberufung unter die Fahne, d. h. der Wehrpflicht der gedienten 
Soldaten, der örtlichen Verteilung der Truppenkörper, dem Eisenbahn- 
netz und der Zahl wie Lage der befestigten Plätze. Bedenklich sei 
zudem die Trennung zwischen den Truppeit des Mutteriandes und der 
Kolonien, da die letzteren leicht am Kriege des Mutterlandes teil- 
nehmen könnten. Die überseeischen Staaten könnten kaum auf eine 
Beschränkung der Truppen eingehen, wenn die Kolonialheere, durch 
welche jene Staaten allein bedroht wären, außerhalb des Abkommens 

*) Meurer, S. 592 ff ^ 

*) Vgl. Zorn, .Das Deutsche Reich und die internationale Schiedsgerichtsbarkeit*, 
1911, S.38. 
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bleiben sollten.^) Die von Qllinsky vorgeschlagene fünfjährige Periode 
falle nicht immer mit der staatlichen zusammen ; femer sei zu erwägen, 
dafi das deutsche Militärgesetz keine unveränderliche Ziffer der Präsenz- 
stärke» sondern eine stete Erhöhung bis zum Jahre 1902 oder 1903 
vorsehe. Also sei es unmöglich, dieselben Ziffern beizubehalten. 

Die Schärfe, mit der Groß v. SAwarzhoff den russischen An- 
trag ablehnte, war fflr die erste Haager Friedenskonferenz verderblich. 
Denn nunmehr war bereits der Antrag, wie auch Zörn^ ausgeführt 
hat; gefallen. Immerhin darf man nicht etwa behaupten, dafi, falls sich 
Deutschland nicht widersetzt hätte, eine Einigung sicheriich zustande 
gekommen wäre.^) Das darf man angesichts der negativen Resultate 
der übrigen Verhandlungen über die Kri^smittelbeschränkung kaum 
annehmen. Aber der deutsche Widerstand verhinderte doch eine ernst- 
lichere Prüfung und trug dazu bei, in den Augen der ganzen Welt die 
Rüstungsfrage irrtümlicherweise als unlösbar hinzustellen. Es ist aufier- 
ordentlich schmerzlich, dafi sich Deutschland hier wie auch in der 
Frage der Schiedsgerichtsbarkeit so ablehnend verhielt. Der russische 
Antrag war sicherlich unvollkommen ; die mit den Rüstungen zusammen- 
hängenden Probleme waren ungeklärt. Niemand konnte es also einer 
Regierung verdenken, wenn sie nach ernstlicher Prüfung in dem da- 
mMigl^n Stadium der Dinge zu einer Verneinung der Möglichkeit einer 
Rflsttthgsbeschränkung kam. Aber war nun die Art, wie der übrigens 
menschlich sehr sympathische deutsche Oberst sich dem russischen 
Vorschlage widersetzte, wirklich begründet? Politisch war sein Verhalten 
ein schwerer Fehler, zumal die Einwendungen den russischen Vor- 
schlägen nicht gerecht wurden. Gewifi war es nicht unberechtigt, 
einige Übertreibungen des tapferen Holländers den Beer Poortugaels 
richtigzustellen. Aber durfte man ganz übersehen, dafi die Rüstungs- 
frage ein großes Menschheitsproblem war? 

Wenn der deutsche Oberst sagte, dafi die Stärke der Rüstungen 
nicht durch die Zahl der Truppen bestimmt werde, so hob er einen 
Punkt hervor, der vielleicht eher eine Stärke denn eine Schwäche des 
rusatscben Antrages bildete. Denn indem nur die Friedenspräsenzstärke 
beKcliränkt werden sollte, blieb für die Entwicklung der anderen Fak- 
toren, uisbesondere der öffentlichen Bildung, der Verteilung der Truppen- 

^) Gilinsky erklärte später in bezug hierauf, man könne ja für die überseeischen 
Länder Ausnahmen zugest^en. 

*) .Tag* 1903, Nr. 301; vgl. auch dessen Aufsatz a. a. O. in der Nummer vom 
24. Januar 1917. 

*) So auch Meurer, S. 601 ; vgl. auch Siengel im .Archiv des öffentl. Rechts', 
XV., S. 143, sowie Foster in .Proceedings of the American Society of international 
law- 1908, S. 233. 
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körper, der befestigen Plätze, des Eisenbahnnetzes usw. noch ein großer 
Spielraum über. Die Präsenzstärke ist doch ein wesentlicher Faktor, 
und durch seine Beschränkung allein wäre möglicherweise schon ein 
wertvoller Keil in das Wettrüsten hineingetrieben worden, v. Schwarz- 
hoff hätte also vielmehr prüfen müssen, ob nicht vielleicht die Steige- 
rungen, die in anderer Weise in den Rüstungen vorgenommen würden» 
die Verminderung wieder ausglichen, die lediglich durch die Be- 
schränkung der Präsenzstärke entstehen würde. Sehr treffend hat Reuter^) 
darauf hingewiesen, wie bei allen neuen Heeresvermehrungen gar nidit 
auf jene von Schwarzhoff betonten Imponderabilien Rücksicht genommen 
würde, sondern lediglich auf die nackte Zahl. 

Wenn v. Schwarzhoff schliefilich darauf hinwies, dafi die inter- 
nationale Periode des Stillstandes mit der staatlichen Feststellung der 
Präsenzstärke nicht zusammenfalle und auf die steigenden Ziffern des 
Reichsmilitärgesetzes hinwies, welch« eine gleichmäßige Feststellung 
der Präsenzstärke nicht gestatteten, so war das ebenfalls kein triftiger 
Grund. Immerhin haben bei den Verhandlungen über den Antrag Scheine 
andere Delegierte ähnliche Einwendungen gemacht, so daß man an- 
nehmen darf, es habe sich nicht um eine bloße Ausrede, sondern utn 
eine wirkliche Überzeugung gehandelt. 

In der Debatte zeigte sich bald eine gewisse Gereiztheit der 
Delegierten gegenüber der in sachlicher Hinsicht so schroffen Ablehnung 
des persönlich außerordenüich beliebten deutschen Bevollmächtigten. 
Nachdem der bulgarische Delegierte Stancioff^) die Zustimmung seiner 
Regierung zu dem russischen Antrage mitgeteilt und v. Gilinsky noch 
eine kurze Polemik mit Schwarzhoff gehabt hatte,*) ergriff der hol- 
ländische Delegierte Jhr. van Karnebeek, Vizepräsident der Konferenz, 
das Wort: v. Sdhwarzhoff habe ja wohl recht, daß der russische 
Vorschlag sehr große, vielleicht sogar unüberwindliche Schwierig- 
keiten biete. Aber man könne doch nicht verkennen, daß die Frage 
die ernsteste Aufmerksamkeit der Konferenz und der ganzen Welt ver- 
diene. Mit dieser Auffassung würde er gewiß nicht allein dastehen. 
Man müsse sich fragen, ob die Rüstungsausgaben wirklich zur natio- 
nalen Verteidigung nötig seien, oder ob sie nicht vielmehr als eine 
Folge des nationalen Wettbewerbs auf diesem Gebiete betrachtet werden 
müßten. Man könne sehr wohl zu einer Verständigung über^die Herab- 
setzung derselben gelangen. Nicht nur sei zu bedenken, daß der öffent- 
liche Wohlstand unter den Rüstungen leide, sondern daß auch revo- 
lutionäre Bewegungen durch die großen Lasten und die dadurch her- 

^) .Die Waffen nieder« 1899, S. 284. 
«) hAeurer, S. 597. 
') Meurer, S. d98. 
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vmgerufene Unzufriedenheit befördert würden.^) den Beer Poörtugael 
verwahrte sich noch gegen einige Äufierungen v. Schwarzhof fs. ') 

Darauf entschloß man sich, den Antrag einer Unterkommisson 
zu überweisen. Diese kam zu folgendem Beschluß, der durch einen 
- Prüfungsausschuß vorbereitet wurde: 

1. Dafies sehr schwierig sein würde, selbst nur far die Zeit von fünf Jahren, 
die Ziffer der Friedenspräsenzstärke zu bestimmen, ohne gleichzeitig auch andere 
Fragen der nationalen Verteidigung zu regeln. 

2. Dafi es nicht weniger schwierig sein würde, die Frage dieser Verteidigung, 
welch letztere in jedem Lande nach verschiedenen Gesichtspunkten organisiert 
ist, durch ein völkerrechUiches Abkommen zu regeln.*) 

In der Kommissionssitzung vom 30. Juli 1899 wurde der Beschluß 
der Unterkommission verkündet. Gleichzeitig betonte noch Griechen- 
land, es müsse eine Rüstungsbeschränkung ablehnen, da es zurzeit 
mit einer neuen Organisation der Armeen beschäftigt sei. ^) Desgleichen 
hob Italien hervor, es müsse sich vollkommene Handlungsfreiheit be- 
wahren. Darauf nahm der schwedisch-norwegische Bevollmächtigte 
Baron Blldt das Wort und begründete, weshalb sein Land nicht für 
den Antrag Qilinsky habe stimmen können. Der Vorschlags so führte 
er aus, unterscheide nicht zwischen Heeren, die bereits nach den Grund- 
sätzen der modernen Militärwissenschaft organisiert seien, und solchen, 
die nach veralteten Systemen eingerichtet seien. Auch behandle der 
Antrag diejenigen Heere, die für Angriff und Verteidigung gleichmäßig 
eingerichtet seien, genau so wie solche Heere, die vor allem einen Ver- 
teidigungscharakter hätten. Das schwedische Heer sei ebenfalls in einer 
Umbildung begriffen; der größte Teil -der Cadres beruhe auf einem 
zwei Jahrhunderte alten Systeme. Eine solche Organisation könne 
man keine fünf Jahre festlegen. Aber der Grundgedanke des Zaren 
sei groß und schön. Wenn der Kaiser zu dem Edelmute seines Herzens 
und der Hoheit seines Geistes noch die Tugend der Ausdauer geselle, 
so sei der Triumph seines Werkes gesichert. Ein zukünftiges Geschlecht 
werde die Aufgabe lösen. ^) 

Als letzter Redner machte der französische erste Bevollmächtigte 
Bourgeois *) folgende bemerkenswerten Ausführungen : Sie hätten hier 

*) Meurer, S. 598, 599. 

«) Meurer, S. 599. 

•) Meurer, S. 601. 

*) Meurer, S. 602. 

*) Meurer, S. 604, 605; vgl. hierzu Lammasät in ,,Niemeyers Zeitschrift für 
internationales Recht' 1916, S. 155. 

*) In bezug auf die Rede von Bourgeois erklärte am 4. Februar 1903 der 
freisinnige Abgeordnete Hoff mann (Hall) im Reichstag: „Das ist bemerkenswert, 
daß sich der französische Delegierte zu dem Priedenswerke freundlicher gestellt hat 
als der deutsche." 
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nicht zu erwägen» ob gerade ihr Heimatland im besonderen die Lasten 
des bewaffneten Friedens trage; ihre Aufgabe stände höher: Die Qe- 
samtlage der Völker sei es, die man zu prüfen habe. Das Zid der 
Kultur scheine zu sein, dafi an Stelle des Existenzkampfes der Mensdien 
untereinander mehr deren Eintracht im Kampfe gegen die grausame 
Sklaverei der Materie trete; wenn man im Augenblicke noch auf eine 
Lösung des Rflstungsproblems verzichten müsse, so sei es doch nötig, 
der öffentlichen Meinung zu beweisen, dafi man das Problem eingehend 
geprüft habe. Er schlage deshalb eine Resolution folgenden Inhalts vor : 

.Die Konferenz erklärt, daß die Einschränkung der MilitMrausgaben fflr das 
Wachstum des materiellen und sittlichen Wohles der Menschheit höchst wflnschens- 
wert sei."*) 

Diese Resolution wurde in der Kommission und später vom 
Plenum emstimmig angenommen. Ein gleichzeitig gefaßter Wunsch, 
der sich auch auf die Seerüstungen erstreckte, sprach sich dahin aus: 

•Dafi die Regierungen sich im Anschlufi an die auf der Konferenz genutchten 
Vorschläge mit dem Studium der Möglichkeit einer Vereinbarung beschäftigen 
sollten, die eine Beschränkung der Land- und Seestreitkräfte und der Kriegs- 
budgets ins Auge fassen sollte." 

bb) Der Antrag Scheine, betreffend die Marine 

In derselben Sitzung vom 23. Juni 1899, in der den Delegierten 
dtr Antrag Gillnsky vorgelegt worden war, gab die russische Regierung 
auch ihren Vorschlag, betreffend die Beschränkung der Seerüstungen, be- 
kannt, den sogenannten Antrag Scheine. Dieser lautete: 

»Annahme des Grundsatzes, daß für die Zeit von drei Jahren die Höhe des 
Marineetats angegeben wird mit der Verpflichtung, während dieses Trienniums 
die Gesamtsumme nicht zu erhöhen, und mit der weiteren Verbindlichkeit, ttr^ie 
genannte Periode im voraus bekanntzugeben: 

1. den Tonnengehalt der Kriegsschiffe, die man zu bauen beabsichtigt, wobei 
indes die Schiffsbaugattungen selbst nicht mehr näher bestimmt zu werden 
brauchen ; 

2. die Zahl der Seeoffiziere und Matrosen ; 

3. die Ausgaben fflr die Hafenarbeiten wie für die Befestigungen, Docks, Arse- 
nale usw.**) 

In der Sitzung der Marineunterkommission vom 26. Juni führte 
der russische Kapitän Scheine zur näheren Begrflndung folgendes aus : 
Die Mächte sollten es in der Hand haben, ihr Budget so hoch hinauf- 
zuschrauben, wie sie nur wollten. Sei es aber einmal festgelegt und 
mitgeteilt, so dürfe man die Gesamtziffer innerhalb dreier Jahre, ge- 
rechnet vom Tage, wo die Verbindlichkeit in Kraft trete, nicht mehr 



1) Meurer, S. 606. 
«) Meurer S. 591 . 
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erhöhen. Man könne also auch ein größeres als das jetzige Budget zu- 
grunde legen. So werde z. B. Rufiland verfahren, das lO^o über das 
jetzige Budget hinausgehen werde,^) 

Dieser Antrag war sicherlich insofern ungladdich, als es den Staaten 
gestattet sein sollte, eine beliebig hohe Summe für das zukünftige Budget 
anzugeben. Es lag also die Gefahr nahe, daß dadurch zunächst eine 
Steigerung der Rüstungen hervorgerufen würde.^) Trotzdem wurde dieses 
Bedenken in der Debatte nur ganz nebenher von den Vertretern Dänemarks 
und Hollands geäußert.') 

Der Kommissionspräsident van Karnebeek betonte, auch er habe 
einen ähnlichen Antrag stellen wollen, daß sich nämlich die Regierungen 
die beabsichtigte Marineentwicklung gegenseitig anzeigen und die so 
mitgeteilten Ziffern für eine bestimmte Zeit festgelegt bleiben sollten. 
Der deutsche Kapitän zur See Siegel erklärte, im deutschen Flotten- 
gesetz sei bereits der Antrag Scheine verwirklicht, freilich mit der Modi- 
fikation, daß die Ausgaben in den verschiedenen Jahren nicht gleich 
blieben, sondern in bestimmt vorgesehener Weise Stiegjen. Insofern das 
deutsche Gesetz sogar die geplanten Schiffs^auarten genau bekanntgetie, 
gehe es noch über den Vorschlag Scheines hinaus. Siegels Bemerkung 
war nicht zutreffend. Denn die Ähnlichkeit des deutschen Flottengesetzes 
war eine rein äußerliche. Das, was den Kernpunkt des russischen An- 
trages bildete, lag dem deutschen Flottengesetze natürlich ganz fem, 
nämlich die Verpflichtung, auch außerordentliche Erhöhungen des Etats 
innerhalb der vorgesehenen Zeit zu vermeiden, und zwar im Interesse 
der allmählichen Verminderung der Seekriegsrüstungen. Wohl in der 
Erkenntnis, daß diese erste Begründung des deutschen Standpunktes 
nicht ganz richtig gewesen war, gab Siegel später die weitere Erklä- 
rung ab, Deutschland müsse für sich die Freiheit beanspruchen, im 
Rahmen des Flottengesetzes Änderungen vorzunehmen. Auf den gleichen 
Standpunkt stellte sich der österreichische Korvettenkapitän Graf Sölfyk. 
Die Delegierten Englands, Frankreichs, der Vereinigten Staaten von 
Amerika und Portugals erhoben nun einen ähnlichen Einwand, den Groß 
V. Schwarzhoff bereits gegenüber dem Antrage Glllnsky geltend ge- 
macht hatte, daß nämlich den Pariamenten die Zuständigkeit über die 
Budgetbewilligung zustehe und daß sich die Regierungen nicht vertrag- 
lich binden könnten, ohne vorher die Landtage zu hören. Mit Recht 

- 

*) Mearer. S. 607. 

*) Am 12. Januar 1899 hatte der konservative Abgeordnete v. Stumm- Halberg 
im Deutschen Reichstage erklärt, wenn der russische Abrüstungsantrag Erfolg habe, 
stände sich der Staat am besten, der vor der Konferenz am meisten gerüstet hätte. 

*) Vgl. dazu auch Picard, S. 123; de Lapradelle in »Revue O^n^ral de Droit 
intern, public', 1899, S. 26. 
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wies van Karnebeek dieses Bedenken zurück: Es masse doch für die 
Regierungen möglich sein, sich wenigstens auf drei Jahre mit den Parla- 
menten zu einigen. In Holland jedenfalls würde dem kein unüberwind- 
liches Hindernis entg^enstehen. Nachdem noch der portugiesische 
Vertreter darauf hingewiesen hatte, daß im portugiesischen Marineetat 
auch Ausgaben für die Kolonien ständen, bemerkte der skeptische 
amerikanische Kapitän Mahan, man könne doch schwerlich eine Summe 
angeben, bevor man wüfite, wie hoch die der anderen Staaten sei. 
Daraufhin meinte Scheine, jede Regierung könne ihr jetziges Budget 
und den Tonnengehalt der Flotte mit dem höchsten Prozentsatz steigern, 
den ein Land nur angehommen habe.^) 

Man konnte schliefilich in der Unterkommission zu keiner Einigung 
gelangen, van Karnebeek schlug daher vor, die Frage offen zu lassen 
und sie den Regierungen zur Prüfung auf einer späteren Konferenz zu 
empfehlen. Dagegen verwahrte sich aber Scheine^ der hoffte, dafi einzelne 
Delegierte noch günstige Instruktionen erhalten würden. Er beantragte 
deshalb Vertagung auf eine spätere Sitzung. Dem schloß sich die Mehr- 
heit an. In der weiteren Verhandlung am 30. Juni wurde man sich über 
den der Kommission zu erstattenden Bericht einig, der die Entscheidung 
dem Plenum der Kommission überliefi. Man hatte in diesem Augenblicke 
noch die Hoffnung auf einen Erfolg. 

Die Kommission war nicht der Meinung, dafi man durch weitere 
Vertagung noch etwas erreichen werde. Der dänische Bevollmächtigte 
V, Bille betonte als Berichterstatter der Unterkommission besonders, 
dafi dort kein durchschlagender Grund gegen den Antrag vorgebracht 
worden und dafi man lediglich zu einem „non liquet* gelangt sei. Es 
sei nach den Instruktionen der Delegierten nicht mehr auf Annahme des 
Vorschlages während der Konferenz zu rechnen. So entschied man sich 
schliefilich, nachdem Scheine noch einen letzten Versuch gemacht hatte» 
eine neue Beratung auf der Konferenz zu erreichen, für den Wunsch, 
dafi die Frage einer neuen Prüfung auf einer späteren Konferenz unter- 
zogeii würde. Dieser Wunsch wurde dann mit demjenigen, betreffend 
die Beschränkung des Landheeres,^) vereinigt. 

In der Kommissionssitzung vom 17. Juli gab schliefilich der ameri- 
kanische Kapitän Mahan noch die Erklärung ab, die Vereinigten Staaten 
wären dem Wunsche, betreffend einen Rüstungsstillstand, beigetreten, 
wünschten aber nicht, dafi man glaube, Amerika wolle bezüglich der 
von den europäischen Staaten in der Frage zu ergreifenden Mafinahmen 
eine Meinung äufiern. Diese Erklärung werde nicht aus Gleichgültigkeit 
abgegeben, sondern in der Absicht, von Meinungsäufierungen über 

») Meurer, S. 609. 
«) Vgl. oben S. 190. 
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Fragen, welche Europa allein angingen und bei welchen sich deshalb 
die Vereinigten Staaten unter keinem Vorwand beteiligen wollten, abzu» 
sehen. Die Rüstungen der Vereinigten Staaten seien so gering, dafi 
dadurch die Rüstungen der anderen Staaten nicht beeinflußt würden. 
Das war eine durchaus wertlose, papierne Erklärung. Denn jenes Unter- 
prinzip der Monroedoktrin, daß sich die Amerikaner in die inneren 
europäischen Angelegenheiten nicht mischen sollen, war 1899 längst 
aufgegeben worden. Es entsprach längst nicht mehr den tatsächlichen 
Verhaltnissen, da der Zusammenhang der Nationen ein viel zu großer 
geworden war. Das erkennt man gerade in der Rüstungsfrage. Ein 
Land, wie Amerika, das so eifrig für den Weltfrieden eintritt, gibt dadurch 
selbst zu erkennen, daß die den Frieden bedrohenden Rüstungen der euro- 
päischen Nationen keine rein europäische Angelegenheit, sondern eine 
solche der gesamten Menschheit und Zivilisation darstellen.^) Mit Recht 
hat Präsident Wilson im Weltkriege einen anderen Standpunkt vertreten. 

II. Die Frage der Beschränkung der Kriegsmittel 

aa) Die Frage der Pulver- und Sprengstoffe 

Was die Pulverfrage anlangt, so fanden darüber keine ein- 
gehenden Verhandlungen statt. In der Sitzung der militärischen Unter- 
kommission vom 29. Mai 1899 äußerten sich die Bevollmächtigten ein- 
stimmig dahin, daß sich jeder Staat volle Freiheit vorbehalten müsse, 
ob er neues Schießpulver einführen werde oder nicht. Eingehend be- 
gründet hatte sein Votum lediglich der amerikanische Kapitän Crozler, 
der in der Sitzung vom 26. Mai 1899 folgendes ausgeführt hatte: Die 
Anregung des Verbotes brisanterer Pulver könne in einer Beziehung 
das Gegenteil von dem erreichen, was Rußland beabsichtige. Gehe 
man davon aus, daß ein brisanteres Pulver das Pulver sei, welches 
einem Geschoß von gegebenem Gewicht eine größere Geschwindigkeit 
oder einem schweren Geschoß die gleiche Geschwindigkeit verleihe, so 
beruhe die Brisanz im Verhältnis des Gasvolumens, welches durch die 
Verbrennung entstehe. Nun könnte man möglicherweise ein Pulver her- 
stellen, welches bei niedrigerer Verbrennungstemperatur ein größeres 
Gasvolumen liefere und daher durchschlagender sei als eines der jetzigen 
Pulver und das doch wegen der geringeren Erhitzung das Gewehr 
weniger angreife, also auch besser erhalte. Das Verbot solcher Pulver 
würde also eine ökonomische Schädigung bedeuten, indem es einer 
Minderung der militärischen Ausgaben entgegentreten würde.') 

'■■ ^— ^^^ ■ ■ ■—■ ■-■■-■■■ !■■■ IIM.I »■■■ ■■■ m^ ■ ^»^—^ ■ ■ I ■ ■ . . I ■ ■ ■■ ^.^^M I ^ 

^) Vgl. auch Kraus, .Die Monroedoktrin", Bedin 1913, S. 339 ff., der übrigens 
diese Ausführungen Mahans unerwähnt läßt. 
•) Meuren S. 527. 

Wchberg, Die intcrottloiuile Beschränkung der RQstungen 13 
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Die Frage der Sprengstoffe wurde am 27. Mai 1899 von der 
-militärischen Unterkommission erörtert. Der russische Vertreter GUinsky 
stellte den Antrag: 

»Die Feldartillerit soll keine Sprenggranaten und auch keine Flatterminen 
gebrauchen und sich auf die bestehenden Sprengstoffe beschränken, otine auf 
die furchtbaren Sprengstoffe zu greifen, welche bei den Belagerungen in An- 
wendung kommen.*^) 

Auf eine Anfrage hin wurde festgestellt, dafi es sich bei dem russi- 
schen Vorschlage um die durchschlagenden Sprengstoffe mit ganz be- 
sonders vernichtender V/irkung handle, wie sie bereits in einigen Armeen 
eingeführt seien. Bei der Abstimmung waren für den russischen Antrag 
Belgien, Dänemark, Holland, Persien, Portugal, Serbien, Rußland, Siam, 
die Schweiz und Bulgarien, dagegen Deutschland, die Vereinigten Staaten 
von Amerika, Österreich-Ungarn, Prankreich, Spanien, England, Italien, 
Japan, Rumänien, Schweden und Norwegen sowie die Türkei. Damit 
war der Vorschlag mit 11 gegen 10 Stimmen abgelehnt. Ein Antrag 
über die weitere Frage, ob nicht wenigstens ein Verbot neuer, noch 
nicht in Gebrauch gestellter Sprengstoffe eingeführt werden sollte, hatte 
ungefähr dasselbe Resultat. Er wurde mit 12 gegen 10 Stimmen ab- 
gelehnt, indem diesmal Dänemark auf die Seite der Gegner des An- 
trages trat 

Auch die Marineunterkommission befafite sich mit der Frage des 
Verbotes der Sprengstoffe.') Bereits bei der Beratung am 26. Mai wurden 
eine Reihe von Einwendungen vorgebracht. Die französischen und 
englischen Delegierten betonten, es sei schwierig, neue Sprengstoffe von 
solchen zu unterscheiden, die nur als Verbesserungen der bestehenden 
Arten gelten sollten. Der Vertreter von Siam wies darauf hin, dafi 
Sprengstoffe zu den wichtigsten Verteidigungsmitteln der Schwachen ge- 
hörten. Nach kurzer Debatte darüber, ob nur die neuen oder auch die 
bereits bestehenden Sprengstoffe verboten werden sollten, brachte der 
russische Kapitän Scheine in der Sitzung vom 31. Mai 1899 endlich 
einen förmlichen Antrag ein. Dieser wünschte ein Verbot solcher Spreng- 
stoffe, die erstickende oder giftige Gase verbreiteten. Die Beratungen 
führten dann auch zu der bekannten Erklärung von 1899, wonach solche 
Geschosse verboten sind, deren einziger Zweck es ist, erstickende 
oder giftige Gase zu verbreiten. Das Zustandekommen dieser Resolution 
ist lediglich auf humane Gründe zurückzuführen, weil die erwähnten 
Granaten nicht nur kampfunfähig machen, sondern notwendigerweise 
auch töten.') Die Erklärung und die ihr vorangehenden Verhandlungen 

*) Meurer, S. 469. 

*) Meurer, S. 470 ff. 

») Sehr richtig Meurer, S. 478. 
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liegen daher außerhalb derjenigen Bestrebungen, die einen Stillstand der 
Kriegsmittel zwecks Erleichterung der Budgets der Staaten vorschlagen. 
In der Kommissionssitzung vom 22. Juni betonte übrigens der 
Präsident, man habe sich bisher nur mit Sprengstoffen beschäftigt, die 
Wissenschaft, insbesondere Chemie und Elektrizität, würden aber mög- 
licherweise noch neue Kriegsmittel liefern. Sollte man nicht wenigstens 
diese verbieten? Aber nach kurzer Beratung, bei der Groß v. Sdvwarz- 
hoff erklärte, es könnten auch menschenfreundlichere Mittel gefunden 
werden, wurde die Frage offen gelassen. 

bb) Die Frage der Gewehre 

In der Sitzung der militärischen Unterkommission ^) vom 26. Mai 1899 
machte der holländische Delegierte den Beer Poortugael, bevor man auf 
die Gewehrfrage einging, bezüglich des Verbotes neuer Erfindung die 
zutreffende Bemerkung, es sei vielleicht schwierig, von vornherein auf 
jede Erfindung zu verzichten; denn eine solche könne nicht nur zu 
neuen Ausgaben, sondern auch zu neuen Ersparnissen führen. Die 
Frage der Gewehre wurde zuerst durch den russischen Oberst GUinsky 
aufgeworfen. Er führte etwa aus: Sämtliche Armeen hätten zurzeit fast 
das gleiche Gewehr, insbesondere neue Kaliber; deshalb solle eme Zeit 
bestimmt werden, innerhalb derer diese Gewehre nicht durch andere er- 
setzt werden sollten. Dadurch sollte keine Verbesserung ausgeschlossen, 
sondern nur die Einführung einer neuen Grundform für eine gewisse 
Zeit verboten werden. Insbesondere sollte das jetzige Gewehr nicht 
zum Selbstlader umgewandelt werden dürfen. Der portugiesische Ver- 
treter Kapitän d'Ayres ctOrellas machte aber darauf aufmerksam, daß 
das Kaliber der Gewehre der europäischen Heere zwischen 6 und 8 mm 
schwanke. Er fragte ferner an, ob als Grundtypus die bereits fest ein- 
geführten Gewehre oder die Versuchsgewehre gelten sollten. In den 
späteren Entwürfen war diese Frage ganz verschieden beantwortet. Der 
Präsident der Unterkommission Beernaert betonte, er nehme an, daß 
nach dem Antrage die bezüglich der Konstruktion ihrer Gewehre zurück- 
gebliebenen Staaten sich auf den Standpunkt der anderen noch hinauf- 
arbeiten dürften. Das war in der Tat die Ansicht Rußlands, wie aus 
den Ausführungen des russischen Obersten Grafen Barantzew in der 
Sitzung vom 31. Mai hervorging.*) 

In der Debatte wies der österreichisch-ungarische Vertreter auf die 
Schwierigkeit hin, den Typus des gegenwärtigen Gewehres mit Sicher- 
heit zu bezeichnen. Selbst eine leichte Verbesserung könne den Cha- 

^) Die Marineunterkommission belafite sich mit der Qewelirfrage nicht, da 
die Gewehre im Seekriege nur eine untergeordnete Rolle spielen. 
») Meurer, S. 526, 527. 532. 
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rdkter der Waffe vollständig ändern. Es müsse ferner feststehen, ob als 
gegenwärtiges Gewehr auch die bloßen Versuchsgewehre anzusehen 
seien. Er sei aber bereit, über die Frage zu verhandeln und darüber 
Instruktionen einzuholen. Auf denselben Standpunkt stellten sich Deutsch- 
land, England, Portugal, Rumänien, Schweden-Norwegen und die Türkei. 
Ähnlich äußerten sich Dänemark, Frankreich, Italien und Japan, völlig 
zustinimend desgleichen Spanien, Belgien, Holland, Persien, Siam und 
Bulgarien. Ein negatives Votum gaben die Vereinigten Staaten von 
Amerika und Serbien ab, letzteres mit der Begründung, daß es augen- 
blicklich noch ein veraltetes Gewehrsystem habe. 

Auf Aufforderung des Präsidenten Beernaert wurden in der nächsten 
Sitzung der militärischen Unterkommission vom 29. Mai 1899 zwei förmliche 
Anträge von Seiten Rußlands und Hollands vorgelegt. Der russische Vor- 
schlag setzte den Gewehrtypus und die Bedingungen folgendermaßen fest : 

,1. Das Minimum des Qewehrgewichts Ist 4 kg. 

2. Das Minimum des Kalibers ist 6Va mm. 

3. Das Minimum des Oeschofigewichts ist nicht unter 10V2g- 

4. Die Anfangsgeschwindigkeit ist nicht über 720 m. 

5. Die Feuergeschwindigkeit betragt nicht über 25 Schüsse in der Minute. 

6. Es versteht sich von selbst, dafi die Sprenggeschosse ebenso wie die 

Selbstlader verboten sind.'^) 

Nachdem der russische Oberst GUinsky betont hatte, der Vorschlag 
werde mit Rücksicht auf die Steuerlast der Völker gemächt, damit nicht 
die Gewehre fortwährend geändert und große Kosten hervorgerufen 
würden, begründete der holländische General den Beer Poortugael 
folgenden holländischen Antrag: 

.Die Staaten verpflichten sich, bei ihren Heeren und Flotten wfihrend fünf 
Jahren, gerechnet vom Tage der Unterzeichnung dieses Abkommens, nur solche 
Gewehre einzustellen, die gegenwärtig geführt oder geprobt werden. Als Ver- 
suchsgewehre werden nur solche von einem bereits vertretenen Typus und einem 
Kaliber von 6 bis 8 mm zugelassen. 

Die erlaubten Verbesserungen müssen derart sein, dafi sie weder den Typus 
noch das Kaliber noch die Anfangsgeschwindigkeit ändern.*') 

Infolge der vielen Einzelvorschriften in dem russischen und hol- 
ländischen Antrage hielt man es jedoch für besser, zunächst einen 
holländisch -russischen Kompromißantrag zur Abstimmung zu bringen, der 
in der Sitzung vom 31. Mai 1899 vorlag. Dieser hatte folgenden Wortlaut: 

»Die Staaten verpflichten sich, in ihren Heeren während fUnf Jahren, ge- 
rechnet vom Tage der Unterzeichnung dieses Abkommens, nur «och solche Ge- 
wehre zuzulassen, die zurzeit eingeführt sind. 

Die statthaften Verbesserungen müssen der Art sein, dafi sie weder den 
jetzigen Typus noch das jetzige Kaliber Andern.' ') 

*) Meurer, S. 531. 
*) Meurer, S. 531. 
') Meurer, S. 533. 
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Sogleich trat aber der deutsche Oberst Groß v. Schwarzhoff gegen 
diesen Antrag auf und bezeichnete ihn als unannehmbar: Es sei nicht 
möglich, die bloßen Verbesserungen von einem neuen Typus zu unter- 
scheiden. Wer sollte das beurteilen? Es könne den Staaten auch nicht 
zugemutet werden, das neue Modell den Vertragsmächten mitzuteilen 
und vor der Einführung ihre Zustimmung einzuholen. Bei der Abstim- 
mung waren außerdem die Vereinigten Staaten von Amerika, Österreich- 
Ungarn, Frankreich, England, Italien, Japan, Portugal, Serbien und die 
Türkei gegen den Antrag. Dafür stimmten lediglich Dänemark, Spanien, 
Holland, Persien, Rußland, Siam, Schweden -Norwegen, die Schweiz 
und Bulgarien. Rumänien enthielt sich der Stimme. 

Nunmehr ging man auf den früheren russischen Antrag zurück. 
Dieser wurde wiederum von Groß v. Schwarzhoff bekämpft. Er betonte, 
es sei menschenfreundlicher, das Gesamtgewicht, das der. Soldat zu 
tragen habe, zu erleichtern, als für einen Teil seiner Bewaffnung ein 
Gewichtsminimum festzusetzen. Man würde ihm nämlich sonst das, 
was er an Gewicht verliere, an Patronen zusetzen. Man müßte auch 
klar sagen, ob es sich um das nicht geladene, einfache Gewehr oder um 
ein geladenes Gewehr mit Bajonett handle. Sodann ging v. Schwarz- 
hoff näher auf die technischen Details ein. Den darauf bezüglichen Teil 
seiner Rede gebe ich am besten wörtlich wieder: 

»Im ersteren Fall erinnere ich meine Kameraden daran, dafi mehrere augen- 
blicklich eingeführte Dienstgewehre der Voraussetzung des Antrages nicht ge- 
nügen. Das gilt für das belgische, spanische, italienische, norwegische, rumä- 
nische und auch deutsche Gewehr. Wenn man somit ein Gewehr gewicht 
von 4 kg vorschreibt, so zwingt man alle diese Staaten zu einer wenig wünschens- 
werten Änderung ihres Gewehres. 

Auch rücksichtlich des Geschofigewichts gibt es Gewehre, welche, wie 
die norwegischen und rumänischen Gewehre, hinter der vorgesehenen Ziffer 
zurückbleiben. 

Was die Anfangsgeschwindigkeit von 720 bis 730 m betrifft, so gebe ich 
zwar zu, dafi dieselbe bis jetzt nicht überholt ist und daß man sich auf diese 
Ziffer festlegen kann. Aber die Anfangsgeschwindigkeit hängt zum mindesten 
ebensosehr vom Pulver wie vom Gewehrsystem sowie vom Gewicht und von 
der Form des Geschosses ab. Wenn die Unterkommission vor einigen Tagen 
' jedem Staate die Freiheit in der Einführung von neuen Pulvern zugestanden hat, 
so erscheint es folgerichtig, auch an der Anfangsgeschwindigkeit nicht zu rühren. 
Denn im anderen Fall könnte sehr wohl ein neues, billigeres Pulver erfunden 
werden, das auch gröfiere Haltbarkeit und Wirksamkeit hat, und doch könnte es 
nicht angeschafft werden, blofi weil es die Anfangsgeschwindigkeit über 720 m 
erhöht 

Man mufi somit auf das zurückkommen, was in der Sitzung am 29. Mai ein- 
mütig beschlossen worden ist 

Die Feuergeschwindigkeit hängt ebensosehr von der Geschicklichkeit 
des Schützen wie vom Mechanismus des Gewehres ab. Wenn man ein Minimum 
vorschreibt, mflflte man also sagen, ob das eine mittlere Geschwindigkeit ist, 
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^ welche dem Durchschnitt der Soldaten angepafit ist, oder eine Geschwindigkeit, 
welche die besten Soldaten nicht überholen. 

Ich erkenne übrigens an, daß die Zahl genügend hoch gegriffen ist.'^) 

Der österreichisch -ungarische Bevollmächtigte wollte zwar den 
Gedanken einer vertragsmäßigen Festlegung annehmen, aber nur unter 
der Voraussetzung, dafi man keine Einzelheiten festsetze. Ober letztere 
mtlBten doch erst die Sachverständigen aller Länder gehört werden; 
was die Anfangsgeschwindigkeit betreffe, so teile er hier die Ansicht 
des deutschen Vertreters. Da der russische Vorschlag auf Einzelheiten 
eingehe, so müsse er ihn leider ablehnen. In demselben Sinne ent- 
schieden sich die Vereinigten Staaten von Amerika, Belgien, Dänemark, 
Spanien, Italien, Japan, Portugal, Serbien, Slam, die Schweiz, die Ttlrkei 
und Rumänien. Frankreich enthielt sich der Stimme. Ftlr den russischen 
Antrag stimmten nur Holland, Persien, Rußland und Bulgarien, letzteres 
ad referendum.*) 

Darauf stimmte man über die Frage der Selbstlader ab. Für das 
Verbot waren Belgien, Dänemark, Spanien, Holland, Persien, Rußland, 
Slam, die Schweiz und Bulgarien. Dagegen waren Deutschland, die 
Vereinigten Staaten von Amerika, Österreich-Ungarn, England, Italien 
sowie Schweden-Norwegen. Der Stimme enthielten sich Frankreich, 
Japan, Portugal, Rumänien, Serbien und die Türkei. Nach diesem 
negativen Resultate machte der holländische General den Beer Poortugael 
einen letzten Versuch, indem er den holländischen Antrag in folgender 
Form stellte: 

.Für die Zeit von 5 Jahren, gerechnet vom Tage der Unterzeichnung dieses 
Abkommens, verpflichten sich die Staaten, die gegenwartig bei ihren Heeren 
eingeführten Gewehre nicht durch Gewehre eines anderen Typus zu ersetzen. 

Es ist ihnen aber nicht untersagt, an den gegenwärtig eingeführten Gewehren 
- eine Verbesserung oder Vervollkommnung anzubringen, die ihnen vorteilhaft er- 
scheint. 

Die Staaten, welche ein Gewehr rückständigen Modells, d. h. mit einem 
Kaliber von mehr als 8 mm oder noch kein Magazingewehr haben, können vor- 
handene Modelle annehmen."') 

Bei der Begründung seines Antrages erinnerte den Beer Poortugael 
die Versammlung an ihre gebieterische Pflicht, die gestellte Aufgabe zu 
lösen; die Völker aller Kulturstaaten erwarteten von ihr einen Erfolg 
in der Rüstungsfrage. Man dürfe ihre Hoffnung nicht täuschen. Die 
Völker baten, dafl man aufhöre, Millionen, ja fast Milliarden für die 
unaufhörlichen Änderungen zu opfern, die sich so schnell folgten, dafi 
öfters das Modell drei- oder viermal geändert würde, bevor es habe 
verwandt werden können. Jedes Mißtrauen solle man beiseit e lassen. 

*) Meurer, S. 534. 
«) Meurer, S. 535. 
*) Meurer, S. 536. 
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Rufiland, das hier den ersten Antrag gestellt, habe gegenwärtig ein 
Gewehr mit dem Kaliber von 7,62 mm , während benachbarte Staaten, 
Schweden und Norwegen sowie Rumänien, bessere Gewehre mit einem 
Kaliber von 6,5 mm hätten. Das sei ein deutlicher Beweis für die Selbst- 
losigkeit Rußlands. Zu den technischen Einzelheiten des neuen hol- 
ländischen Vorschlages übergehend, betonte er: Pas Versuchsgewehr 
solle nicht mehr als Grundtypus des gegenwärtigen Gewehres angesehen 
werden; femer solle den Staaten mit rückständigen Gewehren erlaubt 
werden, unter den vorhandenen besten Modellen das Passendste auszu- 
wählen. Bezüglich der von Groß v. Schwarzhoff in seiner ersten Rede 
aufgeworfenen Kontrollfrage erklärte der holländische Bevollmächtigte: 
Es hiefie die Vertragsparteien beleidigen, wolle man ihnen zumuten, sie 
wollten sich ihrer Verpflichtung entziehen. Um sicher zu gehen, daß 
die Staaten sich weder dem Geiste noch dem Buchstaben des Vertrages 
entzögen, gäbe es seiner Oberzeugung nach keine bessere Aufsichts- 
instanz als die nationale Ehre.^) 

Wiederum ergriff Groß v. Schwarzhoff das Wort. Er betonte, es 
ließe sich auch mit höchst kleinen, aber kostspieligen Veränderungen 
eine ganz neue, dem jetzigen Gewehr überlegene Waffe herstellen; 
mache man aber einmal Ausgaben für Gewehre, so müsse man sich 
auch diejenige Waffe anschaffen können, die man für die beste halte. 
Übrigens wisse man auch nicht im voraus, ob die jetzigen Modelle für 
Umbildungen geeignet seien, zu denen man sich angesichts der anders- 
wo eingeführten Verbesserungen gezwungen sehen könne. Die Frist- 
setzung auf fünf Jahre würde wahrscheinlich eine doppelte Ausgabe 
nach sich ziehen, zuerst für die Umbildung und dann für ein neues 
Gewehr, den Beer Poortugael erwiderte, sicherlich mache es einige 
Kosten, wenn man Änderungen an dem Modell eines Dienstgewehres 
anbringe; aber diese seien nicht so bedeutend, als wenn das Modell 
völlig gewechselt würde.*) 

Der bulgarische Vertreter stimmte dem holländischen Antrage unter 
der Bedingung bei, daß jeder Staat sein Kaliber ändern könne, worauf 
den Beer Poortugael darauf bestand, daß ein 8-millimetrisches Modell 
beibehalten werden müsse. Serbien stimmte gleichfalls dem holländischen 
Vorschlage zu. Dagegen wandte sich der englische General Sir John Ardagh 
gegen die Neuerung, weil die Aufsicht zu schwierig sei. Auch fragte 
er an, ob es durch den Wortlaut des Antrages ausgeschlossen sei, jetzt 
noch bessere Gewehre in den staatlichen Gewehrfabriken herstellen zu 
lassen, sie in den Lagerhäusern aufzustapeln und sie dann im Kriegs- 
falle an die Truppen zu verteilen. Der Präsident verneinte diese Frage. 

^) Meurer. S. 536-539. 
^ Meurer, S. 539. 
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Bezüglich der Kontrolle erklärte der russische Oberst GUinsky, eine eigent- 
liche Aufsicht sei hier ebenso unnötig wie bei den Handelsverträgen. 
Der russische Delegierte RaffcUovltdi betonte ferner, was bereits den 
Beer Poortugael in dieser Hinsicht ausgeführt hatte ^ daß nämlich eine 
. Garantie in der bona fides der Vertragsmächte und in der öffentlichen 
Meinung liege. Groß v. Sdtwarzhoff entgegnete, es brauche sich nicht 
um Böswilligkeit zu handeln, sondern um gutgläubiges Bestreiten be- 
züglich der Tragweite einer Verbesserung. 

Bei der Abstimmung waren für den Antrag Dänemark, Spanien» 
Holland, Persien, Rußland, Serbien, Siam, Schweden-Norwegen, dagegen 
Deutschland und Italien. Die Vereinigten Staaten von Amerika, Österreich- 
Ungarn, Frankreich, Japan, Portugal, die Schweiz, die Türkei, Bulgarien 
und England enthielten sich der Stimme. 

Damit war der Vorschlag in der Unterkommission abgelehnt. In 
der Kommissionssitzung vom 22. Juni stimmte zwar Bulgarien mit ja, 
aber zu den Gegnern des Antrages waren jetzt auch Frankreich, Öster- 
reich-Ungarn, die Türkei, Japan, England und die Vereinigten Staaten 
von Amerika hinzugekommen. Der Präsident van Karnebeek schlug 
darauf vor, die Sache einer späteren Konferenz zur Prüfung zu über- 
weisen. Dieser Wunsch wurde zusammen mit dem auf die Kanonen 
bezüglichen zu einem einzigen vereinigt und ist später bei der Kanonen- 
frage wiederzugeben.^) 

cc) Die Frage der Kanonen *) 

Die Kanonenfrage wurde hauptsächlich von der Marineunterkom- 
mission behandelt. Die militärische Unterkommission kam bereits nach 
ganz kurzer Debatte zu einer Verneinung des russischen Antrags auf 
Verbot der Einführung neuer Kanonen. Die verschiedenartige Behand- 
lung des Problems, soweit es den Land- bzw. den Seekrieg angeht, ist 
charakteristisch für die mangelnde Vorbereitung. In Wahrheit hätten zu- 
erst einmal von einer gemeinsamen Kommission die Grundfragen, die 
für die Kanonen im Land- und Seekrieg völlig gleich sind , geklärt 
werden sollen. 

In der Sitzung der militärischen Unterkommission vom 29. Mai 
1899 warf der russische Oberst Gillnsky die Frage auf, ob man nicht 
verbieteh solle, die jetzigen Kanonen zu ändern, und die* Staaten sich, 

*) Meurer, S. 557, 558. 

^) Im Gegensätze dazu, dafi man auf der ersten Haager Konferenz der Technik 
der Waffenvervollkommnung ein Ende setzen wollte, verdient bemerkt zu werden, 
dafi früher namenüich der sozialdemokratische Abgeordnete Heine für die Bewilligung 
besserer Geschütze eingetreten ist, um dem Volke im Kriegsfalle eine möglichst gute 
Verteidigung zu gewähren. Ahnlich hat sich auch Bebet geäufiert. Vgl. oben S. 71 
Anm. 1. 
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nicht fQr den Landkrieg verpflichten sollten, bei der Schnellfeuerkanone 
zu bleiben. Man mUsse dann aber den Ländern, die bezüglich der Aus- 
rastung mit Kanonen zurückgeblieben seien, gestatten, sich zu den 
anderen hinaufzuarbeiten, d. h. den besten, bereits irgendwo eingeführten 
Typus anzunehmen, selbst wenn sie ihn jetzt noch nicht besäßen. Man 
stimmte zuerst über die letztere Frage ab, die der Präsident Beernaert 
folgendermaßen formulierte: »Erlaubt für den Fall, daß man durch ein 
Abkommen neue Verbesserungen verbietet, dieses Verbot nichtsdesto- 
weniger allen Staaten noch die Annahme der besten Typen, die gegen- 
wärtig eingeführt sind?"* 

Der dänische Bevollmächtigte hob hervor, die den zurückgebliebenen 
Staaten zugestandenen Verbesserungen könnten voii diesen nur vor- 
genommen werden, wenn sie die besten Modelle zur Verfügung hätten ; 
diese würden aber die Staaten, die sie hätten, geheimhalten ; es müsse 
also festgestellt werden, ob sie zulässig seien. Bei der Abstimmung 
stimmten mit »ja" nur Belgien, Italien, Persien, Serbien, Siam und 
Bulgarien, letzteres unter der Bedingung, daß man in der Gewehrfrage 
zu derselben Entscheidung gelange. Die meisten Staaten enthielten sich 
des Votums, während England dagegen stimmte. Man hatte übrigens, 
wie auch Meurer^) hervorhebt, nicht recht gewüßt, ob die Abstimmung 
der Eventualfrage oder bereits der Hauptfrage, dem direkten Verbote, 
gegolten hatte. Darauf stimmte man über die Hauptfrage ab, die 
folgendermaßen formuliert wurde : „Wollen es sich die auf der Konferenz 
vertretenen Staaten für eine noch zu bestimmende Zeit und hauptsächlich 
aus volkswirtschaftlichen Erwägungen durch vertragsmäßige Bindung 
versagen, bezüglich der Kanonen Neuerungen vorzunehmen, indem sie 
auf die Nutzbarmachung jeder Erfindung verzichten ?*"') 

Diesmal waren alle Staaten dagegen, außer Belgien und Rußland, 
die sich der Stimme enthielten. Die meisten hatten sich wohl dagegen 
erklärt, weil es den Staaten mit zurückgebliebenem Typus nicht gestattet 
sein sollte, ein besseres Modell anzunehmen. Rußland rechtfertigte die 
Stimmenthaltung ausdrücklich damit, daß der russische Vorschlag durch 
die Ablehnung des Eventualantrages verändert worden sei. 

Eingehender waren die Verhandlungen der Marineunterkommission 
über das Verbot neuer Kanonen für den Seekrieg. Die Diskussion 
drehte sich zunächst darum, ob man nur einen völlig neuen Typus ver- 
bieten wolle, oder auch bloße Verbesserungen. Dabei warfen einige 
Redner die Frage auf, was denn überhaupt ein neuer Typ sei, ohne 
daß man sich darüber völlig einigen konnte.*) Der russische Kapitän 

») S. 543. 

^ Meurer, S. 544. 
*) Meurer, S. 546. 



k- 



202 in. Anregungen von Regierungen 

Scheine versuchte den anderen Staaten den Vorschlag seiner Regierung 
dadurch besonders annehmbar zu machen, daß er betonte, das Verbot 
sei ja nicht für unbestimmte Zeit, sondern nur für drei oder vier Jahre; 
in dieser Zeit könnten sich die jetzigen Kanonen nicht erheblich vier- 
ändem. Auf diese Weise könnte man einen Anfang machen. 

Der Präsident van Kamebeek erklärte, er halte den russischen 
Antrag für sehr bedeutend ; er könne dazu fähren, daß sich die Staaten 
in der Herstellung neuer Waffen nicht mehr die zwecklose, zugrunde 
richtende Konkurrenz machten. Am besten sei es, die Erfindung neuer 
Kriegsmittel unter Strafe zu stellen, van Kamebeek machte in der Tat 
einen entsprechenden Vorschlag, der jedoch kaum debattiert wurde. Nur 
der englische Delegierte Fisher meinte, die Erfindungen dienten dazu, 
den Krieg zu erschweren und aufzuhalten. Auch der schwedisch -nor- 
wegische Kapitän Hjulhammar widersprach in einer späteren Sitzung 
dem Bestreben, den Erfindern Schwierigkeiten zu bereiten. 

Fisher warf sodann die Frage der Kontrolle der Abmachung auf; 
ohne eine solche sei der Antrag nicht durchzuführen ; die Staaten würden 
aber in einer Aufsichtsinstanz sicherlich einen Angriff auf ihre Souveränität 
erblicken. Auch der deutsche Kapitän Siegel und der französische 
Admiral Piphau wiesen auf die Schwierigkeit einer Aufsichtsvorkehrung 
hin. Das tat bei einer späteren Gelegenheit auch der japanische Delegierte. 

In der nächsten Sitzung der Unterkommission vom 29. Mai 1899 
präzisierte Kapitän Scheine den russischen Antrag näher. . Zunächst zeigte 
er an einem Beispiel, was unter einem neuen Typus zu verstehen sei. 
Er betonte, wie sich zunächst die glatten in gezogene Kanonen, die 
Vorderlader in Hinterlader verwandelt hätten und schließlich die Schnell- 
feuerkanonen eingeführt worden seien. In einer so umstürzenden 
Änderung erblicke er die Einführung eines neuen Typus. Er beantrage 
nunmehr eine Überschreitung des Maximums des Kalibers von 20 cm 
für Schnellfeuerkanonen und von 43 cm für die gewöhnlichen Grob- 
geschütze zu verbieten. Freilich kämen außer dem Kaliber noch die 
Länge des Kanonenrohrs und die Art des Pulvers in Betracht. Insoweit 
genfige es aber, die Anfangsgeschwmdigkeit der Kugel auf 700 — 800 m 
in der Sekunde festzulegen. Femer müsse man sich verpflichten, keine 
andere SchieBmasse als Pulver und nicht den Rückstoß zur Ladung zu 
verwenden, also auch keine Selbstlader einzuführen. Später war Scheine 
auf die Anfrage einiger Redner bereit, das Maximum des Kalibers noch 
etwas hinaufzusetzen. ^) Die Ausführungen des russischen Delegierten 
wurden diesmal von dem amerikanischen Vertreter Mahan kritisiert, der 
die Beschränkung des Kalibers nicht als ausreichend ansah, sondern 
erklärte, dannmüfiten eventuell noch ähnliche Bestimmungen für die Panzer 

>) Meuren S. 548, 549. 
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erlassen werden. Die Vereinigten Staaten seien aber wohl kaum geneigt, 
darauf einzugehen. Auch der japanische Kapitän Sakamoto httont^ 
später» dafi bei den Panzern eine gleiche Beschränkung ins Äuge gefaßt 
werden mflße. Dagegen erklärte einmal der dänische Bevollmächtigte 
V. BUle, die Dicke des Panzers bestimme keineswegs allein die V^der- 
standskraft; man möge eine Ziffer fflr da$ Verhältnis der Durchschlags- 
kraft der Geschosse und der Widerstandskraft der Panzer aufteilen, 
wobei auch die Panzer der Küstenbefestigungen zu berücksichtigen seien. 
Später sagte der Präsident van Kamebeek, die einschränkende Bestimmung 
für Schiffskanonen und Panzer müßte auch für die Strandbatterien in 
Reeden und Häfen gelten.^) 

Der deutsche Kapitän Siegel meinte, die Frage der Anfangs- 
geschwindigkeit allein entscheide nicht, sondern es käme auch auf die 
lebendige Kraft des Geschosses an, die durch das Gewicht der Granate 
mitbestimmt werde. Der russische Kapitän Scheine antwortete: Das 
Gewicht der Granate könne freilich nicht erhöht werden, ohne daß die 
Fluggeschwindigkeit abnehme ; aber durch die Steigerung der Anfangs- 
geschwindigkeit könne man das bis zu einem gewissen Grade wieder 
ausgleichen.') 

Um die Verhandlungen von diesen technischen Einzelheiten ab- 
zulenken, stellte der französische Admiral Päphau nunmehr folgenden 
formellen Antrag: 

•Die Verfassungsstaaten verpflichten sich, wahrend . . . Jahren» gerechnet 
vom . . ., an den jetzigen Kanonentypen keine Veränderung von Grund aus, 
wie sie sich etwa mit der Einführung der Hinterlader vollzog, vorzunehmen. Auf 
jeden Fall darf das jetzige Kaliber nicht mehr erhöht werden.") 

Bevor auf diesen Antrag eingegangen wurde, stellten der öster- 
reichische Korvettenkapitän Graf Solfyk und der Präsident fest» daß es 
den Staaten mit rückständigen, veralteten Kanonen auf jeden Fall frei- 
stehen müsse, die fortgeschrittensten Kanonen anzuschaffen, die im 
Augenblick bei irgendeiner Macht eingeführt seien. Der englische 
Admiral Flsher machte sodann, abgesehen von der Frage der Aufsicht, 
folgende beiden prinzipiellen Bedenken geltend: Einmal würden die 
kleiqeren Staaten, die ihre Kraft in der Eigenschaft ihres Materials zu 
erblichen hätten, schwerlich geneigt sein, sich bezüglich neuer Erfin- 
dungen Beschränkungen aufzueriegen. Femer würden im Kriege mit 
Mldeii die Verbote nur zum Nachteile der gesitteten Nation wirken. 

In der Sitzung vom 5. Juni stimmte man über den ersten Satz 
des Antrages Päphau ab. Deutschland und Portugal waren wegen der 

^) Meurer, S. 556. 
^ Meurer, S. 549, 550. 
*) Meurer, S. 550. 
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ZU allgemeinen Fassung und großen Unbestimmtheit des Vorschlages 
gegen ihn. England verwarf den Antrag, weil die Schwierigkeiten der 
praktischen Durchführung zu groß wären. Außerdem stimmten gegen ihn 
noch die Vereinigten Staaten von Amerika, Österreich-Ungarn, Spanien, 
Italien und die Türkei. ^) Schweden-Norwegen enthielt sich der Stimme, 
während Dänemark und Siam für den Antrag waren. Holland stimmte 
unter der Voraussetzung der Einstimmigkeit der Konferenzmäcbte für 
den Antrag, Rumänien und Rußland unter der Bedingung, daß die 
Geltungsdauer zeitlich beschränkt würde. Japan nahm den Antrag gleich- 
falls an, aber sowohl unter der Bedingung der Einstimmigkeit wie der 
zeitlich beschränkten Dauer.*) 

Der zweite Satz des Antrages Piphau wurde nicht mehr verhandelt, 
da inzwischen der russische Kapitän Sdhelne folgenden neuen, detaillierten 
Vorschlag gemacht hatte: 

.Die Regierungen sollen sich verpflichten, daß 

1. bei allen Arten von Kanonen das Kalibermaximum 17 Zoll oder 
431,7 mm sei, 

2. das Kanonenrohr nicht eine 45 Kaliberlänge überschreite, 

3. die Anfangsgeschwindigkeit nicht über 3000 Fufi oder 914 m hinausgehe, 

4. die Panzerdicke nicht über 14 ZoU oder 355 mm betrage und der 
Panzer von derselben Qualität sei wie der Panzer des letzten Kruppschen 
Patents/») 

Der französische Admiral Piphau erklärte diesen Antrag für viel 
zu kompliziert. Der rumänische Oberst Cöanda betonte, auf die An- 
fangsgeschwindigkeit des Geschosses allein komme es nicht an; wenn 
man die Fluggeschwindigkeit bestimmen wolle, müsse man, um die 
Anfangsgeschwindigkeit auszurechnen, auch das Gewicht des Geschosses 
berücksichtigen. Die Länge der Kanonen könne auch nicht allein maß- 
gebend sein ; hier komme es auch auf das Pulver an ; wenn man daher 
lediglich die Anfangsgeschwindigkeit beschränke, nicht aber auch das 
Pulver, und femer für den Panzer ein Maximum bestimme, so sei damit 
von vornherein die Sache des Banzers verloren. Der russische Kapitän 
Scheine meinte aber, wolle man das Geschoßgewicht erhöhen, ohne 
dafi die Fluggeschwindigkeit darunter leide, so müsse man eben die 
Anfangsgeschwindigkeit steigern. Coanda erwiderte, dann schieße man 
auf kleine Entfernung oder auch mit einer etwas geringeren Sicherheit 
und das Geschoß würde trotz alledem den Panzer durchschlagen. 

Bei der Abstimmung über den Antrag ergab sich, daß man fast 
allgemein wegen seiner zu komplizierten Fassung gegen ihn war. Das 

^) Nach dem Soltyksdien Konferenzbericht, der hier von dem Sitzungsbericht 
abweicht, sollen dagegen Spanien und Portugal für den Antrag gewesen sein. 
«) Meurer, S. 550- 553. 
») Meuren S. 553 ff . 
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erklärten denn auch die Vertreter Deutschlands, der Vereinigten Staaten 
von Amerika, Frankreichs und Spaniens. Der französische Delegierte 
bemerkte noch, es könne ein neues Verfahren erfunden werden, wodurch 
der Panzer bei geringerer Dicke eine größere Widerstandskraft erhalte. 
Nur Dänemark und Bulgarien waren unter der Voraussetzung der Ein- 
stimmigkeit für den Antrag, während sich Österreich-Ungarn der Stimme 
enthielt. *) 

Mehrere Delegierte hatten bei tier Abstimmung geäußert, der An- 
trag erfordere ein gründliches technisches Studium. * Demgemäß faßte 
die Unterkommission folgenden Beschluß: 

.In Anbetracht dessen, daß erst n^ch einer technischen Prüfung in jedem 
Lande eine Entscheidung erhofft werden kann, beschliefit die Unterkommission, 
die Verhandlung zu vertagen, um die Entschließungen der Regierungen abzuwarten, 
welche die Bevollmächtigten herbeizuführen übernommen haben.") 

In der Kommission beschloß man jedoch einstimmig, keine neuen 
Instruktionen abzuwarten, da solche doch keine Aussicht auf Annahme 
bieten würden, die Frage der Kanonen wie der Gewehre offen zu lassen 
und sie der ernsthaften Prüfung der Regierungen zu empfehlen. 'Der 
russische Kapitän Scheine regte noch mit Erfolg an, den Wunsch aus- 
zusprechen, daß sich die Regierungen auch wirklich mit der, Prüfung 
der Frage befaßten. Das Plenum der Konferenz nahm dann folgenden 
Wunsch an: 

.Die Konferenz spricht den Wunsch aus, daß die von ihr geprüften Fragen 
der Qewehre und Schiffslcanonen von den Regierungen einem Studium unter- 
worfen werden, um zu einer Vereinbarung über die Beschränkung neuer Muster 
und Kaliber zu gelangen/ 

dd) Die Frage der Unterseeboote und Rammschiffe 

In der Sitzung der Marineunterkommission vom 31. Mai kam man 
zur Beratung der Frage der Unterseeboote und Rammschiffe. Bezüg- 
lich der Unterseeboote stellte der Präsident van Karnebeek sogleich fest, 
es ließe sich ein Verbot nur einführen, wenn Einstimmigkeit herrsche. 
Unter dieser Voraussetzung waren denn auch Deutschland, Dänemark, 
Italien, Japan, Rußland und England für ein Verbot. Gegen ein Verbot 
sprachen sich Frankreich und die Türkei mit Rücksicht auf den Ver- 
teidigungscharakter der Tauchboote, femer Holland und Schweden- 
Norwegen mit der Begründung aus, das Unterseeboot sei ein Hilfs- 
mittel für die Schwachen. Bei der entscheidenden Abstimmung am 
23. Juni stimmten Griechenland, Persien, Siam und Bulgarien bedingungs- 
los mit „ja*, unter der Bedingung der Einstimmigkeit auch Deutsch- 

*) Meuren S. 554, 555. 
2) Meurer S. 556. 
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land, Italien, England, Japan und Rumänien. Rußland, Serbien und die 
Schweiz enthielten sich der Stimme, während die Vereinigten Siäaten 
von Amerika, Österreich-Ungarn, Dänemark, Spanien, Frankreich, Por- 
tugal, Schweden-Norwegen, Holland und die Türkei den Antrag ab- 
lehnten. ^) 

Bei Beginn der von Rufiland angeregten Verhandlung tlber die 
Rammschiffe einigte man sich sogleich darauf, daß die schon bestehen- 
den und im Bau begriffenen Rammschiffe durch das Vefbot nicht ge- 
troffen werden seilten. Unter Rammschiffen sollten Schiffe verstanden 
werden, die besondere Rammvorrichtungen hätten; ein Schiff, das am 
Bug nur stärker gebaut sei, so dafi es leichter einen Stoß versetzen und 
ertragen könne, solle noch nicht als Rammschiff betrachtet werden. Zu 
dieser Definition bemerkte später der dänische Delegierte v. Bille, diese 
Begriffsbestimmung hebe das Verbot wieder auf. 

Der deutsche Kapitän Siegel betonte, mehrere Staaten hätten 
bereits ein Programm fflr die neuen Schiffsbauten ausgearbeitet; diese 
würden durch das beabsichtigte Verbot geändert werden müssen, was 
unmöglich sei. Ahnlich äußerte sich auch der japanische Kapitän 
Sakamoto. Aber der Präsident appellierte darauf an den guten VTilten 
der Delegierten : das Menschheitsziel der Konferenz sei zu hoch, als daß 
man auf die Pläne der Ingenieure Rücksicht nehmen könne ; man könne 
ja die Einschränkung machen, daß von dem Verbote nur solche Schiffe 
getroffen würden, bei welchen weder mit dem Bau noch mit der Auf- 
tragserteilung an einen Fabrikanten begonnen sei. Sakamoto erwiderte, 
er sei bereit, für das Verbot zu stimmen, wenn die in den Schiffsbau- 
plänen vorgesehenen Schiffe nicht davon getroffen würden und Em- 
stimmigkeit herrschte. Das war auch die Ansicht des französischen 
Delegierten Piphaa. Der schwedisch-norwegische Delegierte Hjulha^Hmar 
gab seine persönliche Meinung dahin ab, daß mit dem Verbotft der 
Rammschiffe sowohl wie der Unterseeboote für die Menschheit wenig 
getan sei; übrigens schütze die Rammvorrichtung gegen Truppen- 
landungen, was für Staaten wichtig sei, die lange Küsten hätten. Ebenso 
wie Japan und Frankreich waren England und die Vereinigten Staaten 
von Amerika im Falle der Einstimmigkeit für das Verbot. Österreich- 
Ungarn lehnte den Vorschlag ebenso wie Schweden-Norwegen ab.^ 

In der Sitzung der Unterkommission vom 5. Juni 1899 gab der 
dänische Bevollmächtigte v. BUle ein verneinendes Votum seiner Re- 
gierung ab, da die Rammschiffe ein nützliches Verteidigungsmittel für 
die Schwachen und die Rammvorrichtungen überhaupt keine Waffe 
seien, sondern nur der selbständige Teil des Schiffsrumpfes. Der rus- 

») Meurer, S. 578, 579. 
•) Meurer. S. 581. 582. 
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sische Kapitän Scheine beantragte bei dieser Gelegenheit, sich auch mit 
der Frage der Rammschiffe in Friedenszeiten zu befassen und die Ramm- 
vorrichtungen der Kriegsschiffe im Frieden zu bekleiden, um die Gefahr 
beim Zusammenstoß 9u vermindern. Doch begnügte man sich mit einer 
Anregung dieser Feststellung im Protokoll. 

Erst am 23. Juni wujde Aber das Verbot der Rammschiffe abge- 
gestimmt« Bedingungslos erklärten sich Frankreich, Griechenland, Slam 
und Bulgarien, unter der Voraussetzung der Einstimmigkeit auch die 
Vereinigten Staaten von Amerika, England, Italien, Japan, Persien, 
Holland und Rumänien dafür. Abgelehnt wurde der Vorschlag voti 
Deutschland, Österreich-Ungarn, Dänemark, Spanien, Portugal, Schweden- 
Norwegen sowie der Türkei. Der Stimme enthielten sich Belgien, RuS- 
land, Serbien und die Schweiz. 

IIL Die Bedeutung der Verhandlungen der ersten 

Haager Friedenskonferenz 

Es fragt sich, ob die fehlgeschlagene Beratung des Rflstungs- 
problems auf der ersten Haager Konferenz der Sache mehr genützt oder 
mehr geschadet hat. ^) Die Antwort wird wohl weder ganz in dem einen 
noch in dem anderen Sinne lauten dürfen. Für die Auffassung der 
öffentlichen Meinung von der Lösbarkeit der Frage war es sicherlich 
höchst unerwünscht, daß sich in den Köpfen der Massen nunmehr noch 
leichter die Meinung festsetzen mußte, die Rüstungsfrage sei unlösbar; 
denn daß das Problem in erster Linie infolge der mangelnden Vorbe- 
reitung und des mangelnden guten Willens einzelner Staaten gescheitert 
war, blieb vielen unbekannt. Andererseits ist es für die weitere Be- 
handlung des Problems keineswegs ohne bedeutsame Folgen geblieben, 
daß einmal die Schwierigkeiten rücksichtslos aufgedeckt wurden. Da- 
durch wurde erst der Anstoß zu einer Vertiefung der Erörterung des 
Rüstungsproblems gegeben. Es kann auch keineswegs als wertlos be- 
zeichnet werden, daß in der Resolution von Bourgeois die Einschränkung 
der Rüstungslasten für wünschenswert erklärt wurde. Meurer^) meint frei- 
lich, der Inhalt dieses Beschlusses sei ohne Bedeutung; niemand be- 
streite die Richtigkeit jener Feststellung ; es frage sich lediglich, ob die 
Einschränkung auch möglich sei, und das müsse verneint werden. 
Zweifellos aber wollte die Resolution Bourgeois die Lösbarkeit der Frage 
auch vom praktischen Gesichtspunkte bejahen ; denn ohnedem hätte sie 
ein so ernster Staatsmann nicht vorgeschlagen. Darum kommt der 

^) Vgl. auch Fried, .Das Abrüstungsproblem', S. 17; Protokolle des Stock-, 
holmer Weltfriedenskongresses, S. 343. 
*) n. S. 624. 
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Resolution doch eine große Bedeutung zu. Auf sie ist auch seitdem 
immer wieder in Parlamenten usw. zur Rechtfertigung der Notwendig- 
keit einer Reform hingewiesen worden. 

e) Die Vorgeschichte der zweiten Haager Friedenskonferenz 

Der von der ersten Haager Konferenz ausgesprochene Wunsch, 
dafi sich die Regierungen mit der Rüstungsfrage befassen sollen, bat, 
wie bereits erwähnt, keine direkten praktischen Erfolge gehabt. Es ist 
nicht bekanntgeworden, daß eine Regierung wirklich die Frage in 
solchem Maße studiert hat, wie sie es verdiente.^) In den Reichstags- 
sitzungen vom 30. April 1907 und 30. März 1911 haben zwar v. Bülow 
und V. Bethmann Hollweg erklärt, sie wären der Aufforderung der ersten 
Haager Konferenz, die Rüstungsfrage zu prüfen, nachgekommen, hätten 
aber keine praktische Formel gefunden. Doch verlautet nichts, in welcher 
Weise und von welcher Kommission nun deutscherseits diese Prüfung 
vorgenommen worden ist. Auch die englische Regierung hat meines 
>)\^ssens einen solchen Prüfungsausschuß nicht eingesetzt'. Das 1906 
zusammengetretene Komitee hervorragender Engländer, das eine ver- 
hältnismäßige Beschränkung oder einen Stillstand der Rüstungen vor- 
schlug, war privater Natur, und zudem strenggenommen nicht zur Aus- 
führung des Wunsches der ersten Haager Konferenz, sondern zur Vor- 
bereitung der zweiten Friedenskonferenz bestimmt.') 

Die Weltfriedenskongresse zu Monako 1902 und zu Rouen 1903 
haben auf den Wunsch der ersten Haager Konferenz vergebens hin- 
gewiesen. 1903 hat der französische Deputierte Hubbard unter anderem 
in seiner wertvollen, aber schon bald wieder eingegangenen Zeitschrift 
»La Justice Internationale''') vorgeschlagen, Frankreich und England 
sollten in Ausführung des Wunsches von 1899 gemeinsam eine Studien- 
kommission zur Erörterung der Abrüstungsfrage einsetzen. 

Die im Jahre 1907 zusammengetretene zweite Haager Konferenz*) 
geht vor allem auf eine Initiative der Interparlamentarischen Konferenz 
zu St. Louis vom Jahre 1904 zurück. Diese sandte eine Deputation zu 
Roosevelt und bat ihn, eine neue Konferenz ins Leben zu rufen. Die 
amerikanische Regierung nahm darauf die Angelegenheit in die Hand. 

_ I ■ - -I - I ■ ■III.IMMMIIIIiMMIlllM I ^1 - " -- " ' 

^) Das hob auch Stead im .Counier de la Conference' vom 14. August 1907 
hervor. 

*) Vgl. die Resultate dieser Kommission in meiner Schrift »Limitation des arme- 
ments*, S. 27 ff. Kirdiwey erwähnte die Arbeiten dieser Kommission 1909 auf der 
Lake Mohonk Konferenz, .Report', S. 31, 32. 

») 1903, S. 206. 

*) Vgl. über deren Vorgeschichte vor allem Scott »The Hague Peace Confe- 
rences' I, S.88 ff.; FrUd, .Die zweite Haager Konferenz' 1908, S. 11 ff. 
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Rußland wurde die Einberufung der Konferenz überlassen. Infolge des 
Russisch-Japanischen Krieges und der dritten panamerikanischen Kon- 
ferenz wurde die russische Einladung erst am 16. März (a. St.) 1906 
versandt. Die Rflstungsfrage sollte nach dem ursprünglichen Plane auf 
der Konferenz nicht beraten werden. Denn in dem russischen Rund- 
schreiben hiefi es: 

.Die Kaiserliche Regierung ist der Ansicht, daß es zurzeit notwendig wflre, 
sich nur mit der Prüfung der Fragen zu beschäftigen, die durch die Erfahrung 
der letzten Jahre mit besonderer Dringlichkeit zutage getreten sind, ohne die- 
jenigen zu berühren, die eine Reduktion der Land- und Marinestreitkräfte be- 
treffen könnten, und beantragt, als Programm für die bevorstehende Konferenz 
die nachstehenden Hauptpunkte in Aussicht zu nehmen.* ^ 

Aber eine machtvolle öffentliche Meinung forderte die Beratung 
des Rüstungsproblems auf der zweiten Haager Konferenz, z. B. die eng- 
lischen Nationalfriedenskongresse von 1905 und von 1907,*) die Lake 
Mobonk Konferenz von 1906 und der amerikanische Nationalfriedens- 
kongreß von 1907. Auch die Interparlamentarische Union, die bereits 
auf ihrer Wiener Tagung von 1903 eine Konferenz zur Beratung der 
Rüstungsfrage befürwortet hatte, nahm auf ihrer Londoner Tagung von 1906 
nach einem Bericht von d' Estournelles de Constant eine entsprechende 
Resolution an. Von anderer Seite, z. B. von Meurer^^) wurde der Vor- 
schlag einer erneuten Behandlung der Rüstungsfrage bekämpft 

Inzwischen aber hatte die englische Regierung bereits begonnen, 
sich um die Beratung der Rüstungsfrage im Haag zu bemühen,^) und 
zwar war hier die Interpellation des Deputierten Vivian im Unterhause 
vom 9. Mai 1906 von grundsätzlicher Bedeutung. Dieser schlug eine 
Resolution vor, wonach die englische Regierung die Rüstungsfrage auf 
das Programm der zweiten Haager Konferenz bringen sollte. An anderer 
Stelle ist diese Verhandlung ausführlicher wiedergegeben.*) Hier genügt 
es, darauf hinzuweisen, daß Minister Grey die Resolution im Namen der 
Regierung annahm und daß auch im Oberhause von einem Regierungs- 
vertreter eine ähnliche Erklärung abgegeben wurde. Ende Juli 1906 rief 
Campbell'Bannermann den Delegierten der Interparlamentarischen Union 
zu, sie sollten im Namen der Menschlichkeit darauf bestehen, daß die 
Rüstungsfrage auf das Programm der neuen Konferenz gesetzt würde. 
Im Oktober 1906 richtete England formell das Ersuchen nach Peters- 
burg, dem Programme der Konferenz die Rüstungsfrage hinzuzufügen. 

») Vgl. .Friedenswarte« 1906, S. 92. 

*) Vgl. auch die Schrift von G. H. Penis, »Pour la limitation des armements', 
London 1906. 

*) .Die Haager Friedenskonferenz", II, S. 642 ff. 

*) Vgl. auch .Belgische Aktenstacke 1905—1914', Berlin 1915, S. 24, 30. 

*) Vgl. oben S. 131. 

W e b b t r g , Dlt Internationale Beschrtnkunff der Riiatungen 14 
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Da nun Deutschland im Gegensatze zu England eine Beratung des 
Rüstungsproblems auf der Haager Konferenz nicht wünschte, unternahm 
der russische Staatsrat v. Martens, der als russischer Bevollmächtigter 
an beiden Friedenskonferenzen teilgenommen hat, Ende 1906 eine Rund- 
reise an die europäischen Höfe, um eine Einigung über die Streitfrage 
zu erzielen. Gegenüber einem Korrespondenten des „Temps* äußerte 
sich damals v. Martens folgendermaßen : 

,Es scheint mir, dafi die Diskussion über die Beschränkung der Rüstungen 
unter den gegenwärtigen Umständen zu keinem praktischen Ergebnis führen kann, 
und meine Regierung hat, weil sie derselben Ansicht ist, sie zunächst nicht auf 
das Programm gesetzt. Ich glaube, daB diese Ansicht von einer grofien Zahl 
anderer Mächte geteilt wird. In Berlin, woher ich eben komme, denkt man darüber 
wie wir. Wenn ich mich an 1899 erinnere, so sehe ich, daß Uon Bourgeois und 
seine fremden Kollegen damals eine ähnliche Theorie unterstützten. Bei einer so 
umfangreichen Vereinigung, wie es die jetzt vorbereitete sein wird, ist es 
dringend wünschenswert, daß man nur solche Probleme anschneidet, die man 
auch lösen kann. Das Problem der Rüstungsbeschränkung gehört aber nicht zu 
jenen, weil die Opposition einer einzigen Macht genügt, um diese Lösung 
zu verhindern, und weil andererseits, was man auch tun möge, um dem Problem 
einen juristischen Charakter zu geben, es doch eine wesentlich politische Trag- 
weite besitzt. 

Die* Kaiserlich russische Regierung — und darauf lege ich besonderes Ge- 
wicht — hält sich jedoch nicht für befugt, eine Frage dieser Art von den Be- 
ratungen auszuschließen. Ich hege die Oberzeugung, daß diese Anschauung, die 
ihr der Wunsch nach dem Zustandekommen der Konferenz und die Achtung vor 
dem freien Willen der Mächte einflößt, überall geteilt werden wird. Wäre es 
anders, so wäre der Zusammentritt der Konferenz in der Tat gefährdet Nun, 
das darf aber nicht eintreten, und deshalb ist alles, was wir verlangen, daß 
Oberraschungen und Oberrumpelungen vermieden werden. Meine Mission hat 
daher auch den Zweck, diese Gefahren zu beseitigen. Wir widersetzen uns nicht 
der Erörterung jener Probleme, die wir für den Augenblick als unlösbar betrachten, 
aber wir wünschen, daß jene Länder, die die Absicht haben, diese Erörterungen 
herbeizuführen, uns genau sagen, auf welchen Standpunkt sie sich stellen, welches 
ihre Anschauungen und welcher Art ihre Vorschläge sind, und dies nur, um die 
Ordnung und den Erfolg der Konferenzarbeiten zu sichern*.^) 

V. Martens hat auf seiner Reise nicht den erwünschten Erfolg ge- 
habt.^) Über die Verhandlungen und das Ergebnis im einzelnen ist bisher 
nichts Genaues bekanntgeworden. Fried hat sicher recht, wenn er') 
sagt, die Beratungen über die Art des Vorbringens des Rüstungsproblems 
seien vielleicht umfangreicher und gefährlicher gewesen, als es die Be- 
sprechung dieses Problems selbst gewesen wäre.*) 



J) .Friedenswartc* 1907, S. 28 ff. 
") Vgl. auch Picard, S. 182 ff. 
■) »Die zweite Haager Konferenz*,' S. 141. 

*) Vgl. die amerikanische Antwortnote auf die russische Einladung vom 7. Juni 1916 
in .Recueil de Rapports-, IV, Haag 1918, S. 298 ff. 
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Den Standpunkt der deutschen Regierung, den übrigens auch 
Österreich-Ungarn ^) teilte, ersieht man aus der Erklärung v. BiUows im 
Deutschen Reichstage am 30. April 1907. Er sagte damals, Deutschland 
mache seine Beteiligung nicht davon abhängig, dafi die Rüstungsfrage 
überhaupt nicht diskutiert würde; es überlasse daher die Beratung den- 
jenigen Mächten, die sich davon einen Erfolg versprächen. Komme bei 
der Erörterung etwas Praktisches heraus, so werde man deutscherseits 
das Resultat gewissenhaft prüfen.*) Italien teilte.diesen Standpunkt seiner 
Bundesgenossen nicht. Denn Tittoni gab am 15. Mai 1907, wie schon 
vorher am 16. Juni 1906, in der Deputiertenkammer die Erklärung ab, 
gegen die Erörterung der Rüstungsfrage im Haag habe man keine Be- 
denken. Italien würde an den Verhandlungen teilnehmen und jede 
annehmbare Lösung unterstützen.*) Die Auffassung Frankreichs ersieht 
man aus der Erklärung Pichons in der Deputiertenkammer vom 7. Juni 1907. 
Dieser sagte, die französische Regierung sei bereit, Rußland zu unter- 
stützen \ ja sie wolle sogar an der Lösung mitarbeiten. Daß die ameri- 
kanische und spanische*) Regierung großen Wert auf die Behandlung 
der Rüstungsfrage legten, ersieht man daraus, daß sie sich bei der An- 
nahme des russischen Programms die Freiheit vorbehalten hatten, die 
Rüstungsfrage vorzubringen. Japan hatte ganz allgemein erklärt, sich 
von der Beratung der nicht auf dem Programme stehenden Punkte fern- 
halten zu wollen, wenn es sich davon kein praktisches Resultat verspreche. 
Dies letztere gab auch Rußland in dem zweiten Rundschreiben, in dem 
es das Programm vom April 1906 beibehielt, als seinen Willen kund. 

Die zweite Haager Konferenz, die vom 15. Juni bis 18. Oktober 1907 
tagte, hatte bekanntlich ein weniger günstiges Ergebnis als die Konferenz 
von 1899. In der wichtigsten Frage, der obligatorischen Schiedsgerichts- 
barkeit, kam man zu keinier Einigung. Da nun auch der wirklich ständige 
Schiedsgerichtshof und der Prisengerichtshof nicht zustande kamen, so 
liegen die positiven Resultate der Konferenz') lediglich in einer Ver- 
besserung der Abkommen von 1899 und der Schaffung einiger kriegs- 
rechüicher Bestimmungen. Die nähere Darstellung der zweiten Haager 
Konferenz gehört nicht hierher, da weder ihre Einberufung noch ihre 

^) Wenigstens offiziell ; vgl. die nicht unbedenkliche Darstellung bei Molden, 
Qraf Aehrenthai .Sechs Jahre äußere Politik Österreich-Ungarns*. Stuttgart 1917. S.29. 

*) Vgl. die Petition der Deutschen Friedensgesellschaft an den Reichstag von 1907 
im Anhang. 

*) Vgl. die Resolution der Delegiertenversammlung der Friedensgesellschaften 
In den Dreibundländem vom S.Mai 1911 im Anhang. 

«) Vgl. über Spaniens Haltung »Belgische Aktenstücke 1905—1914% Berlin 
1915, S. 34. 

^) Trotzde^^ darf man die Konferenz nicht als überflüssig ansehen. Sie hat für 
die Zukunft, namentlich in organisatorischer Hinsicht, bedeutende Lehren gegeben. 
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Verhandlung unter dem Leitmotiv der Rüstungsbeschränkung stand, wie 
seinerzeit die erste Konferenz von 1899. Aus den »Rüstungskonferenzen*, 
wie sie das erste Zarenmanifest beabsichtigt hatte, waren ,»Friedens- 
konferenzen* geworden, bei denen die Rüstungsfrage nur einen Teil 
der Beratungen ausmachte.^) 

An der zweiten Haager Konferenz nahmen auch sämtliche sfld- und 
mittelamerikanischen Staaten teil. Die ganze Welt war vertreten auBer 
Liechtenstein, San Marino, Monako, femer Marokko, Abessinien, ^Afgha- 
nistan, Liberia und Kostarika. Für die Beratung der Rüstungsfrage 
wurde diesmal keine besondere Kommission ernannt. Die kurze Beratung 
des ungeheuer wichtigen Problems wurde innerhalb 25 Minuten in einer 
Plenarsitzung am 17. August 1907 erledigt. Es hatte sogar noch während 
der Konferenz langer Verhandlungen bedurft, um sich über die Art der 
Erörterung zu einigen.*) Bemerkt sei, dafi Mitte Juli 1907 eine Depu- 
tation der Interparlamentarischen Union unter Leitung von Lord Weardale 
dem englischen Premierminister Campbeli-Bannermann eine Resolution 
der englischen Interparlamentarischen Gruppe über die Behandlung der 
Rüstungsfrage im Haag vorlegte. Campbell-Bannermann erwiderte da- 
mals : Was den scheinbaren Mangel an Fortschritten auf der Konferenz 
anbetreffe, so müsse man daran denken, daß die Gegenwart von Ver- 
tretern so vieler Staaten, obwohl sie an und für sich nützlich sei, doch 
die erreichten Fortschritte hemme. Es wäre zu bedauern, dafi die P^ge 
der Einschränkung der Rüstungen keinen hervonagenden Platz in den 
Beratungen der Konferenz einnehmen würde. Aber Schwierigkeiten, die 
mehr in Umständen als in dem Gegenstande selbst lägen, ständen im 
Wege, und so wäre es möglich, dafi das Äufierste, was bei dieser Ge- 
legenheit getan werden könnte, wäre, frühere Resolutionen von neuem 
zu bestätigen. Er, Bcmnermanriy dächte, dafi 'die britischen Delegierten 
an den Arbeiten der Konferenz lebhaften Anteil genommen hätten, und 
zwar in der rechten Richtung, und dafi sie durchaus das Vertrauen des 
Landes verdienten. Bannermann schlofi seine Rede mit der Erklärung, 
dafi es selbstverständlich einer einzelnen Delegation unmöglich sei, ihre 
Ansichten auf der Konferenz zur Geltung zu bringen, und dafi die Dele- 
gierten, um praktische Resultate zu erzielen, sich dazu verstehen müfiten, 
sich den Ansichten der Konferenz anzupassen. Wenn sie nicht eine 
Politik verfolgten, die in Übereinstimmung mit der anderer Nationen 

. _ - — • — ■ — • ■ — - — — ■ — — — - - — - — - -11 — ^ ^ 

1) Vgl. auch Zorn in .Zeitschrift für Politik', II, 1909, S. 327. 

*) Scott .The Hague Peace Conferences", I, S. 663, sagt: .Outside of the Con- 
ference, however, in season and oat of season, Sir Edward Fry, Mr. Choate, Mr. Bour- 
geois and the Baron d' Estoumelles de Constant discussed the question, and the 
initiative taken by Sir Edward Fry was with the knowledge, consent and outspoken 
approval of the American and French Delegation.' 
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Stande, so könnten sie leicht den Erfolg gefährden in Materien, in denen 
vermutlich eine Einigung zu erzielen sei. Grey^ der gleichfalls anwesend 
war, fflhrte aus, daß die Regierung der Ansicht sei, dafi alles, was nur 
im Bereiche der Möglichkeit liege, getan werden sollte, um die öffent- 
liche Meinung für die Fragen der Abrflstung und der Verminderung der 
Kriegsgefahren reif zu machen und diesen Fragen Eingang zu verschaffen, 
und ihnen einen Weg zu bahnen fflr eine günstige Aufnahme dieser Frage 
auf zukünftigen Konferenzen. 

5) Die Rüstungsfrage auf der zweiten Haager Friedenskonferenz 

Zunächst sei hervorgehoben, dafi bei zwei Verhandlungen der Haager 
Konferenz von 1907, die nicht notwendigerweise mit der Rflstungsfrage 
zusammenhängen, dieses Problem kurz zur Sprache gebracht wurde. 
Am 15. Juli 1907 führte der englische Bevollmächtigte Sir Ernest Satow 
bei den Verhandlungen über das Seebeuterecht in der vierten Kommission 
folgendes aus: 

„Wenn sich jemals ein Wechsel der Anschauung in der Richtung einer Be- 
schrankung der Rastungen vollziehen sollte, so würde meine Regierung die Frage 
vielleicht von neuem prüfen. Wenn z. B. einerseits die Völker größtenteils 
geneigt wären, den Bestand ihrer Land- und Seerflstungen zu veringem . . . und 
es andererseits offenbar wire, dafi der Abschluß eines Vertrages über die Un- 
verletzlichkeit des Privateigentums im Seekriege diesen Wechsel erleichtem, sein 
Fehlen aber verhindern würde, so wflre die Regierung Seiner Majestät ohne 
Zweifel geneigt, zuzugestehen, daß die aus einer solchen Wandlung folgenden 
Wohltaten schwerer ins Gewicht fallen als die Einwände, die man grundsätzlich 
dagegen erheben kann."^) 

^) ProtokoUe Dl, S. 788. 

Eine Durchsicht der Reden, die von englischen Staatsmännern seit 1898 für 
eine Rüstungsverständigung gehalten worden sind, ergibt das Resultat, daß England 
zwar eine Prüfung der Frage der Abschaffung des Seebeuterechts vornehmen wollte, 
wenn DeutKhland sich für eine Rüstungsbeschränkung bereit erklärte, daß es aber 
niemals das bestimmte Versprechen zu einer solchen Reform gegeben oder die Auf- 
forderung an Deutschland gerichtet hat, die Reform des Seebeuterechts durch ein Ent- 
gegenkommen in der Rüstungsfrage zu erleichtem. 

Bei den Verhandlungen von 1907 über die Rüstungsfrage als solche hat Eng- 
land das Seebeuterecht nicht erwähnt, sondern nur einen Informationsaustausch der 
Marinen angeregt, ein Beweis dafür, daß Jene Verbindung zwischen Seebeuterecht 
imd Rflstungsfrage ohne Jeglichen Nachdruck hervorgehoben wurde. Etwas ganz 
anderes wäre es gewesen, wenn England gesagt hätte: Ja, wir sind gerne bereit, das 
Seebeuterecht abzuschaffen, wenn Deutschland sich in der Rüstungsfrage mit uns 
verständigt Aber davon ist keine Rede. England war lediglich willens, das Problem 
einer Prüfung (und zwar vielleicht) zu unterziehen, wenn Deutschland sich auf das 
Rflstungsproblem näher einließ. Man muß nun bedenken, welche Schwierigkeiten in 
England Reformen des Seekriegsrechts in jüngster Zeit zu bestehen hatten, wie stark 
die Strömung in England für die Beibehaltung des Seebeuterechts warf Die viel 
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An dem gleichen Tage, an dem SatOw die erwähnten Worte sprach, 
führte der russische Oberst Midielson in der zweiten Unterkommission 
der zweiten Kommission bei den Verhandlungen über die Kriegserklärung 
aus, man solle einen Zwischenraum zwischen dem Abbruch der diplo- 
matischen Beziehungen und dem Beginn der militärischen Operationen 
setzen ; dann brauche ein Staat seine Truppen nicht immer sprungbereit 
zu halten; er könne erhebliche Ersparnisse machen.^) Der Vorschlag 
wurde aber nicht weiter in Erwägung gezogen. 

zahmere Londoner Deklaration ist vollkommen gescheitert. Wer also die Worte 
Sataws mit kühlem Verstände prüft, mufi zu dem Resultate kommen, daB es sich um 
nicht viel mehr als um eine schöne Geste gehandelt hat (anderer Meinung Nippoiä, 
„Die Gestaltung des Völkerrechts nach dem Weltkriege", Zürich 1917, S. 152 ff., 176,177). 
Dieser Eindruck wird durch die späteren Äußerungen verstärkt. In seiner grofien 
Rede vom 29. März 1909 im englischen Unterhause hat Sir Edward Qrey erklärt: 

.Einen Punkt möchte ich als nicht erheblich für diese Debatte übergehen, 
nämlich den Gedanken, daß, wenn wir unsere Ansicht über die Fortnahme des 
Privateigentums zur See änderten, es leicht sein würde, zu einem Abkommen zu 
gelangen. Wir haben niemals eine Andeutung oder einen Fingerzeig dafür ge- 
habt, daß, wenn wir unsere Ansicht über den Punkt änderten, dies einen Ein- 
fluß auf die deutsche Flottenpolitik haben würde." 
Ist das ein Aussprechen der Bereitwilligkeit, mit Deutschland das Seebeuterecht 
zu beseitigen, wenn man zu einer Verständigung über die Rüstungen gelangte? Oder 
ist es nicht die klare Betonung des Gedankens, daß diese beiden Reformen nicht 
notwendig verbunden zu werden brauchen? 

Ende April 1909 wurde im englischen Unterhause von F. W, Jowett eine Reso- 
lution eingebracht, die eine Beseitigung des Seebeuterechts anregte. Hier hätte der 
englische Minister Gelegenheit gehabt zu erklären: In demselben Augenblicke, da 
Deutschland sich mit uns über die Rüstungen verständigt, werden wir das Seebeute- 
recht gerne aufheben. Statt dessen aber sagte Mac Kenna: 

England könne die stärkste Waffe, die es besitze, nicht aufgeben. Würde 
England auf das Seebeuterecht verzichten, so könnte es im Falle eines Krieges 
dem Feinde kaum irgendeinen Schaden zufügen, wohl aber sich der Gefahr 
der Invasion aussetzen. Schließlich erklärte er aber, daß die britische Regierung 
bereit sei, ihre Stellungnahme in der Frage des Seebeuterechts in Erwägung zu 
ziehen, falls die Aufgabe desselben zum Angelpunkt einer gegenseitigen Ein- 
schränkung der Rüstungen gemacht werden könnte. 
Auch hier: Prinzipielle Ablehnung und lediglich Erklärung, die Sache eventuell 
in Erwägung zu ziehen, falls Deutschland über die Rüstungsfrage verhandle. 

Es ist kein Zweifel daran möglich, daß England bis zum Mai 1914 ein ausge- 
sprochener Gegner des Seebeuterechts gewesen ist Am 6. Mai 1914, als Qrey die 
Bereitwilligkeit Englands, das Seebeuterecht unter gewissen Modifikationen vielleicht 
aufzugeben, erklärte, hat er die Verbindung des Rüstungsproblems mit dieser Frage 
geradezu bestritten. Er stellte für eine Beseitigung des Seebeuterechts Bedingungen 
auf, die gar nicht mit dem Rüstungsprobleme, sondern mit der Konterbande-, Blockade- 
und Minenfrage zusammenhängen. Ja, er leugnete ausdrücklich, daß die Beseitigung 
des Seebeuterechts auf die Rüstungsausgaben viel Einfluß haben werde. (Vgl. »Zeit- 
schrift für Völkerrecht* 1914, S. 476ff. und die Ausführungen von Fitger ebendort.) 
^) Protokolle III, S. 167 ff.; vgl. meine Schrift .Limitation des annements', S.30ff. 
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In der Plenarsitzung vom 17. August hielt zuerst der englische 
Vertreter Sir Edward Fry, der der Abrüstungsfrage ein großes per- 
sönliches Interesse entgegenbrachte,^) eine Rede. Er ging von dem 
Wunsche der ersten Haager Konferenz und dem Memorandum Muraw- 
jews aus und betonte, daß sich seit 1899 die Rüstungen noch er- 
heblich vermehrt hätten. Er wies darauf hin, daß 1898 die Militär- 
ausgaben in Europa 251 Millionen Pfund Sterling betragen hätten, 
abgesehen von der Türkei und Montenegro, deren Zahlen er nicht 
kenne, und zuzüglich derjenigen der Vereinigten Staaten von Amerika 
und von Japan, während die entsprechenden Ziffern für 1906 bereits 
320 Millionen Pfund betrügen. Deshalb wäre die Verwirklichung des 
durch die erste Haager Konferenz ausgesprochenen Wunsches, so fuhr 
Fry fort, eine Wohltat für die Menschheit. Aber sei dieser Wunsch 
erfüllbar? Das sei eine Frage, auf die er keine kategorische Antwort 
geben könne. Wohl aber dürfe er versichern, daß seine Regierung 
eine überzeugte Anhängerin dieser erhabenen Bestrebungen sei und 
ihn beauftragt habe, die Regierungen einzuladen, zusammen an der 
Verwirklichung dieses Ideals zu arbeiten. Dann sagte der englische 
Delegierte wörtlich: 

.Ich bitte Sie, daß Sie nicht auseinander gehen, ohne verlangt zu haben, 
dafi die Regieningen der Welt sich ernstlich mit der Frage der Einschränkung 
der Rüstungen beschäftigen. Mein^ Regierung erkennt an, dafi es die Pflicht 
eines jeden Landes ist, sich gegen seine Feinde und gegen die Gefahren zu 
schützen, die es bedrohen können, und dafi Jede Regierung das Recht und die 
Pflicht hat, selbst zu entscheiden, was ihr Land zu diesem Zwecke zu tun hat. 
Es ist blofi der gute Wille, der freie Wille einer jeden Regierung, die auf eigenen 
Antrieb für das Wohl ihres Landes handelt, dafi das Ziel unserer Wünsche er- 
reicht werden kann. Die Regierung Seiner britischen Majestät hat erkannt, dafi 
mehrere Mächte ihre Rüstungen einzuschränken wünschen, und dafi dieses Ziel 
durch die unabhängige Aktion einer jeden Macht erreicht werden kann; sie hat 
es darum für ihre Pflicht gehalten, nachzuforschen, ob es Mittel gibt, diese Be- 
strebungen zu fördern. Darum hat meine Regierung mich ermächtigt, den fol- 
genden Vorschlag zu machen: 

Die Regierung Grofibritanniens ist bereit, alljährlich den Mächten, die das 
gleiche tun würden, die Pläne zum Bau neuer Kriegsschiffe sowie die Kosten 
derselben mitzuteilen. Dieser Austausch von Mitteilungen würde den Austausch 
von Gesichtspunkten unter den Regierungen über die Abstriche, die man machen 
könnte, erleichtern. Die grofibritannische Regierung glaubt, dafi man auf diese 
Weise zu einer Verständigung kommen könnte über die Ausgaben, welche die- 
jenigen Staaten, die sich verpflichten würden, diesen Weg zu beschreiten, in ihre 
Budgets einzusetzen berechtigt wären. Infolgedessen, Herr Präsident, habe ich 
die Ehre, Ihnen die Annahme folgender Resolution vorzuschlagen: 



^) Das betont Lammasdi in Niemeyers .Zeitschrift für internationales Recht* 
1916, S. 178. Scott (The Hague Peace Conferences I, S. 663) nennt Fry einen .Nach- 
folger von William Penn". 
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Die Konferenz bestätigt die Resolution, die von der Konferenz von 1899 
bezüglich der Beschränkung der Rüstungen angenommen worden ist, und erklärt 
in der Erwägung, daB sich die Militärlasten seit jenem Jahre in fast allen Län- 
dern beträchtlich vermehrt haben, es für höchst wünschenswert, die Regierungen 
das ernste Studium dieser Frage wieder aufnehmen zu sehen.* ^) 

Frys Rede wurde mit lebhaftem Beifall aufgenommen. Sodann 
wurde vom Präsidenten ein Schreiben des ersten Delegierten der Ver- 
einigten Staaten von Amerika verlesen. Darin erinnerte dieser daran, 
dafl Amerika sich die Erörterung des Rflstungsproblems vorbehalten 
habe und bedauere, dafi für den Augenblick in der Frage kein Fort* 
schritt gemacht werden könne. Er bemerkte femer, seine Regierung 
wäre glücklich in dem Gedanken, daß keine Absicht bestehe, die Be- 
mühungen zur Verringerung der Rüstungen im Stiche zu lassen. Er 
spreche seine Sympathie zu dem englischen Vorschlage aus. Sodann 
erklärte auch der erste französische Delegierte, daB er den Antrag Fry 
unterstütze, und erinnerte daran, däfi er 1899 den Wunsch, betreffend 
die Rüstungsfrage, vorgebracht habe. ') Femer wurde ein Schreiben 
des ersten spanischen Delegierten veriesen, das inhaltlich mit dem Briefe 
des amerikanischen Vertreters übereinstimmte. Ein weiteres Schreiben 
der Delegierten Argentiniens und Chiles, das verlesen wurde, machte 
auf den 1902 zwischen den beiden Republiken geschlossenen Rüstungs- 
vertrag aufmerksam. Die Konferenz beglückwünschte die beiden Re- 
giemngen zu dem Abschlüsse dieses Vertrages. 

Weiter führte der Konferenzpräsident, der mssische Botschafter 
Nelldow, aus, der Angelpunkt der ersten Haager Konferenz sei die 
Rüstungsfrage gewesen; bei der näheren Erörtemng dieses Problems 
seien aber damals groBe Schwierigkeiten zutage getreten. Die erste 
Konferenz sei infolgedessen von einem Zwiespalt bedroht gewesen, 
der für sie leicht hätte verhängnisvoll werden können. Deshalb habe 
man sich damals mit einem Wunsche begnügt. Leider hätten die poli- 
tischen Verhältnisse seit 1899 zu einer weiteren Steigemng der Rüstungen 
geführt. Die mssische Regiemng habe diesmal die Frage nicht auf das 
Programm gesetzt; sie habe geglaubt, das Problem sei noch nicht reif, 
und habe nicht durch die Erörtemng Meinungsverschiedenheiten her- 
vormfen wollen, die für die übrigen Konferenzberatungen gefähriich 
gewesen wären. Es habe sich jedoch auBerhalb der Konferenz eine 



^) Protokolle I, S.92ff. 

'} Zu dieser Rede bemerkte Lammasdi a. a. O. S. 180: .Der Gegensatz ein- 
zelner Staaten gegen Frankreich wurde dadurch verschärft, dafi Bourgeois, zwar nicht 
wider eine formelle Abrede, aber wider Erwarten in der Plenarsitzung vom 17. August 
ein paar Worte für den Resolutionsantrag Sir Edward Frys sprach, der das neuerliche 
Studium der Abrflstungsfrage betraf, während jenen Staaten alles daran gelegen war, 
dafl diese Resolution so lauUos als möglich verschwinde.' 
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starke öffentliche Meinung für eine Verminderung der Rüstungen er- 
hoben/ und zu deren Interpreten habe sich die englische Regierung 
gemacht. Die Annahme des von England gemachten Vorschlages stelle 
den einzig möglichen Fortschritt dar, und er empfehle ihn der allge- 
meinen Zustimmung. 

Darauf wurde der Antrag Frys durch Handeklatschen .angenommen. 

Genau wie die Beratung von 1899, so hatte diejenige von 1907 ihre 
VorteUe wie Nachteile. Die Öffentlichkeit neigte jetzt noch mehr dazu, 
anzunehmen, dafi die Frage unlösbar sei, zumal man irrtümlich glaubte, 
die zweite Haager Konferenz habe das Problem gründlich erörtert. 
Andererseits erkannten die Befürworter einer Rüstungsbeschränkung noch 
deutlicher, dafi man daran gehen müsse, den Regierungen fertige Projekte 
zu unterbreiten. Mehr als bisher ist seitdem versucht worden, der Frage 
und insbesondere den technischen Details auf den Grund zu gehen; 
in dieser Hinsicht ist Qulddes Entwurf bahnbrechend und hat eine eben- 
so grofie welthistorische Bedeutung wiö die Descämpsche Denkschrift 
für das Schiedsgerichtsproblem. Auch sonst wurde allseitig eine gründ- 
lichere Prüfung und eine Ausarbeitung genauer Projekte befürwortet, 
z. B. auch von den Weltfriedenskongressen zu München und Genf 1907 
und 1912, dem englischen NationalfriedenskongreS von 1910 und dem 
deutschen Friedenskongresse zu Kaiserslautern 1914. 

rj) Deutschlands Verhalten auf den Haager Friedenskonferenzen 

Ober die Stellungnahme der deutschen Regierung auf der zweiten 
Haager Konferenz zur Rüstungsfrage hat sich Professor Richard Eickhoff 
folgendermaSen geäußert:- »Ich habe die Haltung unserer Regierung 
und ihrer Vertreter im Haag nicht recht verständlich gefunden, die im 
Verein mit den Österreichern die Frage des Rüstungsstillstandes ohne 
weiteres für indiskutabel erklärten. Auch hier gilt das Wort Zorns, 
daß Deutschland sich nur selbst schädigt, wenn es sich einem lebhaften 
Wunsche der anderen Staaten widersetzt.*" ^) Konnte man für die Stellung- 
nahme der deutschen Regierung zur Rüstungsfrage im Jahre 1899 
noch gewisse Entschuldigungsmomente anführen und sich mehr oder 
minder auf eine Kritik der brüsken Form einer Ablehnung beschränken, 

^) »Die internationale Schiedsgerichtsbewegung', Berlin 1910, S. 33 ff.; vgl. 
auch Fried, „Die zweite Haager Konferenz" 1908, S. 203 ff. ; Schädling, „Die Organi- 
sation der Welt«*, Leipzig 1909, S. 75 ff. ; Wlassics in „Nord und Süd", Juni-Heft 1917 
S. 283 ff.; Bustamante, „La seconde Conference de la paix", Paris 1909, S. 66 ff.; vgl. auch 
den Aufsatz von Pawlawitsdi, „Die Haager Konferenz", in der „Neuen Zeit" 1908, S. 544 ff., 
wo der englische Vorschlag für eine Finte erklärt wird. Hauptsächlich auf Gesichts- 
punkte der inneren Politik führt Peters, „Zur Weltpolitik'* 1912, S. 28 ff., den eng- 
lischen Antrag zurück. 
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SO ist dies gegenüber der Opposition von 1907 ganz unmöglich. 
Die deutsche Regierung wollte sich diesmal sogar an keiner Dis- 
kussion des Themas beteiligen. Ein volles Verständnis fflr diese Art 
der Behandlung eines Problems, das in den Augen der ganzen Welt 
als eine grundlegende Frage der Menschheitsentwicklung angesehen 
wurde, erlang! man erst, wenn man gleichzeitig den Gang der späteren 
Verhandlungen über eine Flottenverständigung mit England verfolgt, 
vor allem aber, wenn man sich das Verhalten Deutschlands zu den 
Fragen der Schiedsgerichtsbarkeit auf beiden Haager Konferenzen ver- 
gegenwärtigt. Die erste Haager Friedenskonferenz erstrebte neben der 
Rüstungsbeschränkung die Errichtung eines ständigen Schiedshofs 
sowie ein Abkommen über obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit (Welt- 
schiedsvertrag). Es handelte sich bei beiden Anträgen nur um be- 
scheidene , wenn auch für die Entwicklung des internationalen Rechts 
höchst bedeutsame Anfänge. Der Weltschiedsvertrag sollte die Ehren- 
und Interessenklausel enthalten und die Anrufung der Schiedssprechung 
lediglich bei Fragen rein rechtlicher Natur pflichtgemäß machen, wie solche 
z. B. im Weltpostvertrage der schiedsrichterlichen Lösung allgemein über- 
wiesen worden sind. Der ständige Schiedshof sollte gleichfalls allen Be- 
denken bezüglich der Souveränität der Staaten gerecht werden. Deutsch- 
land wollte nun in der ersten Hälfte der Konferenz nicht nur die Rüstungs- 
beschränkung , sondern auch den ständigen Schiedshof und den 
Weltschiedsvertrag ablehnen. Die Berliner Diplomaten glaubten, die 
Konferenz, die nach den Worten des Zaren zur Aufrechterhaltung des 
allgemeinen Friedens ins Leben gerufen worden war, würde genug 
leisten, wenn sie einige Regeln zur Humanisierung des Krieges auf- 
stellte und auf diese Weise die Brüsseler Konferenz von 1874 fortsetzte. 
Glücklicherweise erkannte der wissenschaftliche Delegierte Deutschlands, 
Professor Zorn^ der zm der Konferenz mit großem Skeptizismus ge- 
kommen, aber bald von der Begeisterung seiner Mitarbeiter im Schieds- 
gerichtsausschusse tief bewegt worden war, daß diese Haltung seines 
Vateriandes nicht nur für den völkerrechtlichen Fortschritt verderblich, 
sondern auch für die politische Stellung Deutschlands außerordentlich 
schädlich sein und eine vielleicht dauernde Selbstisolierung Deutschlands 
zur Folge haben würde. In der historischen Sitzung des Ausschusses 
vom 9. Juni 1899 hatte Zorn noch die Ansicht der deutschen Regierung 
zu der seinigen gemacht. Als dann aber Asser, Graf Nigra, Odier und 
Descamps unter Berufung auf die große Verantwortung des Ausschusses 
vor der Geschichte und den Völkern an den versöhnlichen Sinn Zorns 
appellierten, kam der hervorragende deutsche Delegierte zu dem 
Resultate, daß Deutschland die Ablehnung eines mit solchem En- 
thusiasmus von allen anderen Mächten befürworteten Gedankens 
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nicht rechtfertigen könne und berichtete demgemäß an seine Regie- 
rung. Als diese auf ihrer bisherigen Ansicht beharrte und Zorn den 
Befehl erteilte, in der nächsten Ausschußsitzung im Namen Deutsch- 
lands den Schiedshof mit Entschiedenheit und ein für allemal abzulehnen, 
weigerte sich Zorn, mit einer in der Geschichte des Völkerrechts ewig 
ruhmvollen Entschlossenheit, den betreffenden Befehl zu verkünden. Er 
wurde darauf von dem Grafen Münster, dem ersten deutschen Bevoll- 
mächtigten im Haag, nach Berlin geschickt, wo er es bei den höchsten 
Instanzen durchsetzte, daß wenigstens eines der beiden Grundprobleme, 
der ständige Schiedshof, von Deutschland angenommen wurde. Deutsch- 
land machte aber dabei die Bedingung, daß das Projekt eines Welt- 
Schiedsvertrags fallen gelassen würde und der Schiedshof lediglich aus 
einer Liste von Richtern bestehen sollte.^) 

Auf der zweiten Haager Konferenz von 1907 hat Deutschland die 
Schaffung eines Staatengerichtshofes, der im Gegensatz zum Schieds- 
hof von 1899 ständig tagen sollte, unterstützt, eine Haltung, die übrigens 
zu der von 1899 in ausgesprochenem Gegensatze stand. ' Auch trat 
die deutsche Regierung energisch für einen internationalen Prisenhof 
ein. Zu bindenden Abkommen ist es bekanntlich in beiden Fragen 
nicht gekommen. Der Staatengerichtshof scheiterte an der Schwierig- 
keit seiner Zusammensetzung. Im Gegensatze zur ersten Haager Kon- 
ferenz waren 1907 auch alle südamerikanischen Staaten anwesend, die 
in dem Richterkollegium nach Ansicht der Großmächte zu anspruchs- 
voll vertreten sein wollten. Auf der ersten Haager Konferenz wäre man 
ohne diese Staaten gewiß zu einer Einigung gelangt, so daß es von 
diesem Gesichtspunkte aus doppelt zu bedauern ist, daß sich Deutsch- 
land 1899 einem Schiedshöfe mit ständiger Verfassung widersetzte. Was 
den Prisenhof angeht, so wurde das Abkommen zwar unterzeichnet, 
aber in Ermangelung einer bindenden Vereinbarung über die Grund- 
sätze des materiellen Rechts bisher nicht ratifiziert. Das weitaus wich- 
♦ tigste, das »zentrale Problem" der zweiten Haager Konferenz war je- 
doch die Schaffung eines Weltschiedsvertrages. Wiederum brachte 
Deutschland diesen Vorschlag durch seine an den Haaren herbeige- 
zogenen Einwände zu Fall. Alle Bedenken Deutschlands, die in dieser 
Richtung geäußert wurden, waren nur Vorwände, um die prinzipiell 
„unerschütterlich ablehnende* Haltung des Deutschen Reiches mit einem 
Scheine der Begründung zu versehen. Auch diesmal wollte Zorn, der 
wissenschaftliche Delegierte Deutschlands, diesen Widerstand der leiten- 
den deutschen Kreise beseitigen. Es gelang ihm aber nicht. Er wurde 

^) Ober die Vorgänge auf der ersten Haager Friedenskonferenz bei Errichtung 
des Schiedshofs hat der Autor dieses Buches seit Jahren eine eingehende Darstellung 
vorbereitet, die eine Reihe wertvoller, noch unveröffentlichter Dokumente enthält. 
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vielmehr» sobald er innerhalb seiner Delegation zu opponieren wagte^ 
von der deutschen Regierung aus dem Schiedsgerichteausschusse der 
zweiten Haager Konferenz herausgenommen und durfte während der 
ganzen Konferenz den Mund nicht auftun. Die zweite Haager Kon- 
ferenz endete infolgedessen nach den Worten Zorns in einer „allge- 
meinen internationalen Verwirrung*. Man war in allen Ländern von 
der Stellungnahme Deutschlands tief enttäuscht. Die ablehnende Hal- 
tung des Deutschen Reiches zu dem Weltschiedsvertrage auf beiden 
Haager Konferenzen hat von fast allen völkerrechtlichen Autoritäten, 
auch des Deutschen Reiches, eine geradezu vernichtende Kritik erfahren.^) 
Man darf gar nicht daran denken, wieviel schönere Resultate die 
beiden Haager Konferenzen hätten haben können, wenn man sich nicht von 
Berlin aus den wichtigsten Fortschritten so energisch widersetzt hattet 
Man darf sich auch als Deutscher nicht allzusehr die Bedeutung jener 
Tatsache vorstellen, da6 gerade unser Vaterland in einer der brennendsten 
Fragen unseres Jahrhunderts die Sache der Menschlichkeit und Gerech- 
tigkeit für einen Spielball ihrer Laune betrachtet hat! Zu tiefe Betrübnis 
muB man bei diesem Gedanken empfinden und man erinnert sich, daß 
mutige Männer erklärt haben, die Entstehung des Weltkrieges könne 
nicht isoliert von der Haltung Deutschlands auf beiden Haager Kon- 
ferenzen erörtert werden.*) 



^) Vgl. außer den zahlreichen Aufsätzen Frieds besonders dessen Schrift „Der 
Kaiser und der Weltfriede", Berlin 1910; ferner Zoni in der Festschrift zu Gaterbodts 
80. Geburtstag; derselbe, „Das Deutsche Reich und die internationale Schiedsgerichts- 
barkeit", Berlin 1911; derselbe, in dem Vorwort zu dem „Werk vom Haag", 0. Serie, 
I.Band, Teil 1; die „Memoiren" des amerikanischen Botschafters White; SdiOdUng, 
.Die Organisation der Welt", Leipzig 1909, S.72ff.; derselbe, „Der Staatenverband 
der Haager Konferenzen", Leipzig 1912, S. 89; derselbe, in Nr. 1 des L Jahrgangs 
der „Korrespondenz des Verbandes ffir internationale Verständigung" ; Nippold, ,J>\t 
zweite Haager Konferenz", Leipzig 1908, I, S. 190 ff. ; derselbe im Anhange seiner »Ge- 
staltung des Völkerrechts nach dem Weltkriege* ; Lammasdi, im Artikel fiber Schieds- 
gerichtsbarkeit in Görres „Staatslexikon", 3. Aufl., II. Band ; Wehberg, in der Einleitung zur 
Teztausgabe „Die Abkommen der Haager Friedenskonferenz", Beriin 1910, S. 5ff.; 
Stier- Somio, „Die Freiheit der Meere und das Völkerrecht", Leipzig 1917, S. 120; 
V. Liszt, „Das Wesen des völkerrechtlichen Staatenverbandes und der internationale 
Prisenhof", Breslau 1910; Strupp, „Die internationale Schiedsgerichtsbarkeit", Berlin 
1914; Meurer, „Die Haager Friedenskonferenz", München 1905, I; Märignhac, „La 
Conference internationale de la Paix", Paris 1900; Hoiis, „The Peace Conference 
at the Hague", New York 1900; Scott, „The Hague Peace Conferences", Baltimore 1909. 
Die Kriegsliteratur über diese Frage ist sehr zahlreich. Vgl. z. B. J'accuse, „Das Ver- 
brechen", IL Band» Lausanne 1918, S. 137 ff.; Hof er, „Die Keime des grofien Krieges", 
Zürich 1917, S. 246 ff. ; ZuHinden , „Der Weltkrieg", IIL Band, Zürich 1919. 

*) Während Niemey'er noch 1918 in seiner .Zeitschrift für internationales Recht* 
(Bd. XXVII) in dem Aufsatze .Die internationale Schiedsgerichtsbarkeit und des 
Deutschen Reiches Beteiligung an ihrer Entwicklung' versucht hatte, die Haltung 
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&) Die Rüstungsfrage bei der Vorbereitung einer dritten 

Haager Friedenskonferenz 

Dafi die Regierangen, dem Wunsche der zweiten Haager Konferenz 
lolgend, die Rastungsfrage geprüft haben ^), ist nicht bekannt geworden.^) 
Nur ein Versuch der amerikanischen Regierung ist hier zu erwähnen. 
Im Juni 1910 wurde vom amerikanischen Repräsentantenhause die soge- 
nannte Bennett-Bill unterzeichnet, wonach beschlossen wurde, es solle 
eine Kommission von fünf Mitgliedern ernannt werden, um über die 
Möglichkeit einer internationalen Rüstungsbeschränkung zu beraten.') 
Im November 1910 wurden die Regierungen von Deutschland, Öster- 
reich-Ungarn, Frankreich, England, Italien, Japan, Rußland, Holland, 
Belgien und der Türkei eingeladen, durch Ernennung ähnlicher Kom- 
missionen mit Amerika zusammenzuarbeiten. Nicht alle Antworten der 
Regierungen sind bekanntgeworden. Die italienische und englische 
Regierung haben zugestimmt. Was Österreich-Ungarn angeht, so hat 
Graf Aehrenthal am 30. Januar 1911 im Ausschusse der Delegationen 
für auswärtige Angelegenheiten erklärt, er habe sich nach Empfang der 
amerikanischen Anregung an die anderen Regierungen gewandt, um 
deren Haltung in Erfahrung zu bringen. Einige Monate später erklärte 
CA. D. HUles, der Sekretär des Präsidenten 7a//: 

Deutschlands zur Schiedsgerichtsfrage psychologisch zu erklären (vgl. auch van 
Calfcer, .Die völkerrechtlichen Sicherungen der wirtschaftlichen Verkehrsfreiheit ki 
Priedenszeiten", Jena 1918, S. 46) betonte Direktor Simons vom Auswärtigen Amte 
im Januar 1919 gegenüber dem Vertreter des .Holland Nieuwsbureaus' : .Die deutsche 
Politik in der Schiedsgerichts- und Abrüstungsfrage Anno 1907 ist, wie ich glaube, 
einie der wesentlichen Ursachen des Kriegsausbruchs von 1914 und der deutschen 
Niederlage. Es hat die Welt mit Mißtrauen erfüllt, dafi Deutschland die Entschei- 
dung seiner Streitfragen nicht auf dem Wege der Gerechtigkeit, sondern auf der 
Spitze des Schwertes suche, und so die Atmosphäre geschaffen, die sich in immer 
neuen Kriegserklärungen entlud.' (.Deutsche Allgemeine Zeitung,* 23. Januar 1919, 
Nr. 35.) Ebenso legte am 14. Februar 1919 der Reichsminister des Auswärtigen, 
Oraf Brodtdorff'Rantzau,' in der deutschen Nationalversammlung das tapfere Geständ- 
nis ab: «Wir erkennen an, daß dieStellung, die Deutschland bei den 
Haager Friedenskonferenzen in diesen beiden grundlegenden 
Fragen (der Schiedsgerichts- und Rflstungsfrage) eingenommen 
hat, eine historische Schuld in sich schlofi. Dieses Bekenntnis schließt 
aber keineswegs das Geständnis ein, dafi das deutsche Volk im Sinne feindlicher 
Behauptungen allein den Weltkrieg verschuldet hat.' 

^) Noch 1907 hatte der dritte italienische Nationalfriedenskongrefi erklärt, der 
Wunsch der zweiten Haager Konferenz solle als Anlaß benutzt werden, um eine 
Abrüstungskonferenz einzuberufen. 

*) Das beklagte auf der Genfer Interparlamentarischen Konferenz von 1912 
und bei anderen Gelegenheiten besonders Quidde, 

■) .Friedenswarte' 1910, S.4ff., 36 ff., 76, 256. 
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,Die von den Regierungen empfangenen Antworten bezeugten einiges Inter- 
esse für die Frage» erklärten aber gleichzeitig aus verschiedenen Gründen ihr 
Zögern , an dieser Initiative teilzunehmen. Während einige dieser Mächte sich 
geneigt zeigten, bestimmte Vorschläge in Erwägung zu ziehen, die wir ihnen als 
Ergebnis der Untersuchungen der Kommission unterbreiten könnten, sind andere 
der Ansicht, dafi es jetzt nicht angebracht sei, eine von der Bennett-BiW vorge- 
sehene internationale Aktion zu unternehmen, und halten den Augenblick nicht 
für geeignet, das Studium der Frage zu erneuern.' ^) 

Inzwischen wurden eine Reihe von Kommissionen zur Vorbereitung^ 
der dritten Haager Konferenz eingesetzt.*) Von diesen ist bekannt 
geworden, daß zum mindesten die amerikanische, englische, französische 
und norwegische Kommission auch die Rüstungsfrage in den Bereich 
ihrer Kompetenz gezogen haben.') Die amerikanische* Kommission 
erklärte, die Rüstungsfrage müsse auf der nächsten Haager Konferenz 
vorgebracht werden, fürchtete aber, da6 sich ein praktisches Resultat 
nicht erzielen lassen werde. Nach ihrem Vorschlage sollten die Kriegs- 
mittel bzw. die Präsenzstärke der Truppen oder das Kriegsbudget be- 
schränkt werden, und zwar entweder nach dem gegenwärtigen Stande 
oder unter ihm bzw. über ihm.^) Das englische Komitee meinte, die 
vertragsmäßige Beschränkung der Budgets werde der beste Weg sein.') 
Die englische Kommission gelangte zu folgendem Ergebnis: 

.This committee is consclous that the inquiries proposed above can be carried 
out adequately only by the Qovernments themselves; and it regards its main 
work as accompiished in urging tliat these inquiries should be undertaicen forth- 
with. As, however, tlie Committee has had before it the results of a close study 
of what occurred in 1899 and 1907, and of the discussions of the subject, it 
ventures to add, for what they may be worth, certain conclusions at which it 
has arrived with regard to the British aspect of the problem in particular, and 
the path aiong which a Solution may be most easily attained. These conclusions 
are as follows: 

A. A limitation of armaments may be either partial or general, applying to 
armies only, or navies only, or to both, and being carried out by agreement 

^) .Friedenswarte' 1911, S. 256; Picard, S. 201 ff.; hierzu die Beschlüsse des 
Stockholmer Weltfriedenskongresses von 1910, der Berner Generalversammlung von 
1911, die Eingabe der deutschen Friedensgesellschaft vom 13. Februar 1911, die Be- 
schlüsse der Lake Mohonk Konferenz und des französischen wie amerikanischen 
Nationalfriedenskongresses vom Jahre 1911. 

*) Der Haager Weltfriedenskongreß von 1913 sprach den Wunsch aus, daß die 
Rüstungsfrage von den Kommissionen zur Vorbereitung der dritten Friedenskonferenz 
geprüft würde. Vgl. auch den Beschluß des Stockholmer Weltfriedenskongresses 
von 1910. 

") Vgl. .Union Interparlementaire^ Annuaire 1914, S. 247 ff.; Polano im .Jahr- 
buch des Völkerrechts-, IF, S. 53 ff. 

*) .Advocate of Peace- 1914, S. 10. 

'^) Bereits der englische Nationalfriedenskongrefl zu Leicester 1910 hatte die 
englische Regierung aufgefordert, eine besondere Kommission für das Studium der 
Rüstungen zu ernennen. 
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between only two, or between a number of States. We would urge the British 
government to be prepared to support any of the possible alternatives, and to 
participate In any experiment, great or small. 

B. The three great factors in the problem are Money, Men and Material: 
that is to say existing expenditure may be limited, en bloc or in detail; the 
existing number of men under arms or at call may be limited; the existing 
weapons, ammunition, and other material of war may be stereotyped, the adoption 
of new types being forbidden. Of these three factors, that of expenditure appears 
to be by far the easiest of regulation. 

The relative strength of armies and navies in men and material is evidently 
measurable for it is, in fact, measured every year by rival War Offices and ad- 
miralties for the purpose of counter-preparations. But the fact that one State 
has to estimate for its own purposes the value of the ships, regiments, guns, 
rifles, etc. . . ., of one or more other States, gives us no assurance that a common 
international measure could be agreed upon. Certainly, it would be very com- 
plicated, and difficult to arrive at; and, when arrived at, it would seem to require 
very extensive supervision if differences were not constantly to occur. 

The debates at The Hague in 1899 sufficiently showed the strength of the 
Opposition likely to be evoked by any attempt to stereotype weapons, that is, 
to restrain the use of new inventions. 

The money test, on the other band, appears to be comparatively easy of 
application. It Covers all other factors. It effectively enlists public interest, and 
in every parliamentary State it enlists, also, the vigilance of deputies accustomed 
to the control of national expenditure. For this reason, an agreement to limit 
«xpenditure is assured of important national support for its scrupulous fulfilment, 
the simplest and most convenient kind of control. 

C. Probably this financial basis is the only one on which an agreement 
between a number of Powers covering both military and naval establishments 
could at the outset be arrived at. Most of the objections raised at The Hague 
in 1899 would be irrelevant to a formula so simple as this: 

.The signatory States agree that, during the three years following the date 
of the signature of the present Act, their peace expenditure upon Military forces, 
Naval forces, and Military and Naval works respectively, shall not exceed the 
average of such formal and recurring expenditure during the three years prece- 
ding^the signature of the present Act.* 

The invention of new weapons would continue; but the agreement would 
put a heavy brake on the process. Presently, more detailed agreements as to 
the number of ships, military units, and men, might be adopted. Then, finally, 
an attempt might be made to stereotype weapons and munitions. One step at 
a time; and the financial step is at once the simplest and most far-reaching. 

D. In View of the peculiar position of Qreat Britain and the Empire, the 
British Government may conclude that the only initiative it could itself usefully 
propose would be for an arrest of naval competitlon. For this step, the outlook 
is much more favourable than it formerly was. The support of two Great Naval 
Powers — the United States and France — as well as of Spain and several 
smaller States is already assured. That of Japan and Italy is highly probable. 
If Russia will not now follow France and England there m'ust be something 
strangely wrong with the Triple Entente. There remain Germany and Austria- 
Hungary. In fact, the relations of England and Germany are the heart of the 
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Problem, and the deciaration of Admiral von Tirpitz quoted above gives ground 
for hoping that Qermany will not prove as irreconcilable as in 1899 and 1907. 
Should she do so, the question of a naval standstill between the other States 
named, supported by a naval defence treaty, must inevitably arise. 

E. An agreement for a naval arrest should apply not oniy to the total 
annual expenditure during the period, but also, specifically, to the expenditure 
on new shipbuilding. 

F. In making any such proposal, the British Government must carry wiifa 
it the self-goveming Dominions; it must be made perfectly clear that the whole 
armaments expenditure of the Empire is inclnded in the agreement; and that It 
will not be stultified, by .gifts* of warships, or other aid. 

G. A certain machinery of technical supervision may be regarded as neces- 
sary. In the case of a limited agreement — for instance an Anglo-Qerman naval 
arrest — this machinery would, perhaps, best take the form of a Joint Commission 
of navah financial, and other experts appointed by the two Qovemments directly 
with power to appoint a referee in case of difference. In the case of a larger 
agreement» embracing a number of Powers, a series of Technical Committees 
might be named by the Permanent Council at The Hague. In either case, the 
agreement should provide for the reference of any dispute as to its execution to 
the permanent Court of Arbitration.* 

Der ungarische' Reichstag nahm am 21. März 1911 eine vom 
Abgeordneten Gießwein eingebrachte Resolution an, wonach die Rflstungs- 
frage auf die Tagesordnung der dritten Haager Konferenz gesetzt 
werden sollte. In der russischen Duma sprach am 24. Mai 1911 der 
Präsident der Interparlamentarischen Gruppe den Wunsch aus, daß die 
russische Regierung die Rüstungsfrage auf das Programm der dritten 
Friedenskonferenz setze. Am 25. März 1914 erklärte der belgische 
Minister des Äußern, Davignon, im Senate, eine neue Beratung des 
Rüstungsproblems im Haag habe nur Zweck, wenn jede Großmacht 
vorher durch eine technische Kommission die Frage geprüft habe und 
eine Einigung unter den Staaten erzielt worden sei. Auch in einer 
Denkschrift, die der Schwede Wawrinskl im Februar 1912 der ersten 
schwedischen Kammer überreicht hatte, war gefordert, daß die Rüstungs- 
ffage auf der dritten Friedenskonferenz erörtert würde. 

Die Interparlamentarische Union ist wiederholt dafür eingetreten, 
daß atich die Rüstungsfrage auf der dritten Haager Konferenz erörtert 
würde, so bereits 1910 in einer „Note über die Vorbereitung der dritten 
Haager Konferenz", die von Chr. L Lange verfaßt war. Die drei Welt- 
friedenskongresse von 1910, 1912 und 1913 und die Lake Mohonk 
Konferenz von 1912 sind in gleichem Sinne vorstellig geworden. * 

Die internationale Studienkommission, deren Einberufung durch 
die holländische Regierung bereits bei den Teilnehmerstaaten der zweiten 
Friedenskonferenz angeregt war, war bei Beginn des Weltkrieges noch 
nicht zusammengetreten. Vielmehr war ihre Einberufung erst für den 
1. Juni 1915 vorgesehen. 



a) Mondiale Bestrebungen 225 

Bestrebungen zwecks Rüstungsbeschränkung im Friedens- 
vertrage des Weltkrieges 

I. Bis zur Papstnote vom 1. August 1917 

Der Ausbruch des Weltkrieges hat den Gedanken an den Zusammen- 
tritt einer dritten Haager Konferenz naturgemäß in den Hintergrund 
gedrängt und das allgemeine Interesse auf die Friedenskonferenz konzen- 
triert, die den Weltkrieg beendigen wird. Die ungeheure Schuldenlast, 
die alle Staaten infolge des Krieges aufgehäuft haben, und das überall 
einsetzende Bestreben, einen Frieden von Dauer zu schaffen, werden 
sichertich dazu beitragen, daß eine Rüstungsbeschränkung zustande 
kommt Wohl alle, die ehriicherweise einen Dauerfrieden herbeisehnen, 
können sich einen solchen nicht ohne eine gleichzeitige Herabsetzung 
der Rüstungen vorstellen. 

Unter den Äußerungen von Staatsmännern sind zunächst die 
Worte des englischen Staatssekretärs Sir Edward Grey in einer Unter- 
redung mit dem Londoner Vertreter der „Chicago Daily News" vom 
15. Mai 1916 sehr bemerkenswert. Es ist dies wohl die einzige Er- 
klärung englischer Minister zu der Rüstungsfrage in den ersten drei 
Kriegsjahren, wenn man von den allgemein gehaltenen Redensarten 
über den Kampf gegen den deutschen Militarismus absieht. Sie lautet:^) 

»Wir Verbündete kämpfen für ein freies Europa, das nicht nur frei sein soll 
von der Oberherrschaft der einen oder anderen Nation über die andere, sondern 
auch von jeder tyrannischen Diplomatie und Kriegsgefahr und von dem be- 
ständigen Rasseln mit dem Schwerte in der Scheide und dem beständigen Reden 
über glänzende Waffenrüstungen und Feldherrn . . . Deutschlands Philosophie 
lehrt, daß ein permanenter Frieden zur Auflösung und Degeneration führt und die 
heldenhaften Eigenschaften des Menschen zerstören. Wenn diese Philosophie 
als wirkungsvolle Kraft bestehen bleibt, so werden eine ewige Sorge und Unruhe, 
•ein ewiges Waffenrüsten und der SUllstand in der Entwicklung der Menschheit 
auf den Bahnen der Zivilisation und der Menschlichkeit die Folge sein . . .") 

^) »Friedensäußerungen von Regierungen und Volksvertretern', gesammelt von 
dem ,Anti-oorlograad% herausgegeben von der neutralen Konferenz, Haa^, Juli 1916, 
S. 54, 55. Vgl. auch den Artikel der .Westminster Gazette' vom 15. Mai 1917 zu- 
gunsten einer Rflstungsbeschränkung, abgedruckt in den »Holländischen Nachrichten*, 
5. Juni 1917, S. 418. 

') Gleich hier sei bemerkt, daß in einer am 26. September 1917 zu Leeds ge- 
haltenen Kriegszielrede der damals nicht mehr im Amte täUge, frühere Ministerpräsident 
Asquith ausführte, die Beschränkung der Rüstungen und die Annahme der Schieds- 
gerichtsbarkeit seien Meilensteine auf dem Wege zu einem Bund der Völker. »Hol- 
ländische Nachrichten', 20. Oktober 1917, S. 1311. 

Fr. W.Förster schrieb in Nr. 985 der »Neuen Zürcher Zeitung* vom I.Juni 
1917: »Das oberste Kriegsziel der in der Entente/ vereinigten Völker liegt in dem 
absoluten Aufhören des Wettrüstens nach dem Kriege und in der Herstellung einer 
internationalen Friedensordnung.* 

Wehberg, Die Internationete Beschrlnkung der Rflstungen 15 
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In der Antwort auf diese Rede, die Bethmann HoUweg am 
22. Mai 1916 in einem Interview mit dem amerikanischen Journalisten 
Karl V. Wiegand gab, schien er einer Rüstungsbeschränkung sehr wohl 
geneigt zu sein:*) 

,Sir Edward Grey will einen dauerhaften Frieden. Das will auch ich . . . 
Durch allgemeine Preßpolemiken und öffentliche Reden wird der Hafi unter den 
V<^]kera nur immer mehr geschart. Und das ist nicht der Weg, der zu dem 
Idealzustande Sir E4ward Greys fahrt, in dem freie und gleichberechtigte Volker 
ihre Rüstungen einschränken und ihre Zwistigkeiten, anstatt durch den Krieg, 
durch Schiedsspruch lösen ..." 

Weitere Äußerungen englischer, deutscher usw. Minister über die 
Rüstungsfrage aus der Zeit vor der letzten großen Papstnote sind mir 
nicht bekanntgeworden. Auch in den amtlichen Schriftstücken, die 
durch das deutsche Friedensangebot vom 12. Dezember 1916 veranlaßt 
wurden, fehlt jeder Hinweis auf dieses Problem. Wohl aber wurde es 
eingehend in der berühmten Botschaft Wilsons an den amerikanischen 
Senat vom 23. Januar 1917 erörtert: 2) 

.Es braucht nicht schwer zu sein, die Freiheit der Meere zu definieren oder 
sicherzustellen, wenn die Regierungen der Welt den aufrichtigen Willen haben, 
<Hesbezdglich zu einer Verständigung zu gelangen. Dies ist das Problem, welches 
mit der Begrenzung der maritimen Rüstungen und der Zusammenarbeit der Flotten 
der Welt, um die Meere sowohl frei als gesichert zu erhalten, eng verknüpft ist 
Und die Frage der Begrenzung der maritimen Rüstungen wirft auch eine gröSere 
und vielleicht schwierigere Frage auf: Wie die Landarmeen und jedes Programm 
militärischer Vorbereitung eine Beschränkung erfahren könnten. So schwierig 
und heikel diese Fragen auch sein mögen, sie müssen mit vollständiger Un- 
Voreingenommenheit betrachtet und im Geiste wirklichen Entgegenkommens gelöst 
werden, wenn anders der Frieden eine Besserung bringen und von Dauer sein soll. 

Ohne Opfer und Konzessionen ist der Frieden unmöglich. Der Geist der 
Ruhe und der Sicherheit wird niemals unter den Völkern heimisch werden, wenn 
große schwerwiegende Rüstungsmafinahmen da und dort auch in Zukunft Platz 
greifen und fortgesetzt werden sollten. Die Staatsmänner der Welt müssen für 
den Frieden arbeiten, und die Völker müssen ihre Politik diesem Gesichtspunkte 
anpassen, so wie sie sich bisher auf den Krieg, den erbarmungslosen Kampf und 
auf den Wettstreit vorbereitet haben. Die Frage der Rüstungen, einerlei ob zu 
Wasser oder zu Lande, ist jene Frage, die am einschneidendsten und unmittel- 
barsten mit dem künfUgen Geschicke der Völker und des Menschengeschlechts 
verknüpft ist.' 

Auch in seiner Inaugurationsrede vom Kapitol am 5. März 1917 
hob Wilson hervor, daß die internationalen Rüstungen auf die Erforder- 
nisse der nationalen Ordnung und Sicherheit im Innern beschränkt werden 

*) .Friedensäußerungen von Regierungen und Volksvertretern", S. 62. Freilich 
sind die Worte v, Bethmann Hollwegs zweideutig. Das betont auch eine Denkschrift 
des .Anti-oorlograads* von Ende September 1916. Die spätere Rede des Reichskanzlers 
vom 9. November 1916 erlaubt es jedoch, jenen Worten die angegebene Bedeutung bei- 
zulegen. Die Note an den Papst vom 19. September 1917 hat dann jeden Zweifel beseitigt. 

*) Vgl. Pilofy, .Das Friedensangebot der Mittelmächte', Tübingen 1917. S. 32. 
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mfiäten.^) Nach dem Eintritte Amerikas in den Weltkrieg erklärte der 
amerikanische Botschafter Nelson Page einem Vertreter des „Giomale 
d^Halia**, die Intervention Amerikas wtlrde das Ende des Krieges be- 
schlemiigen und den Frieden auf eine dauernde Grundlage stellen ; denn 
sie werde speziell die Abrüstung im Auge haben. ^) 

Auch die Note des russischen Ministers des Auswärtigen vom 
1. Mai 1917 bzw. ihre Erläuterung vom 5. Mai 1917 hob hervor, daß 
unter den am Schlüsse des Krieges zu fordernden Garantien auch die 
Rüstungsbeschränkung mit einbegriffen sei.^) 

Was die Äußerungen von Parlamentariern anbetrifft» so ätitn 
die Worte des sozialdemokratischen Abgeordneten Landsberg im 
Deutschen Reichstage hervorgehoben, die am 9. Dezember 1915 bei der 
Aussprache über die sozialdemokratische Friedensinterpellation fielen: 

»Ich zweifle keinen Augenblick, dafi dieser furchtbare Aderlaß zur Mehrung 

• der friedlichen Gesinnung der Völker beitragen wird, und wer weifi, wie nahe 

wir vor Verträgen über Rüstungsbeschränkungen stehen, die nicht nur den Völkern 

grofie Ersparnisse bringen, sondern die vor allen Dingen das Mifitrauen beseitigen 

helfen, das immer wieder zu blutigen Zusammenstöfien führt.* 

Der sozialdemokratische Abgeordnete Haase führte in der deutschen 
Reichstagssitzung vom 6. April 1916 aus: 

.Wenn es sich darum handelt, Friedensbedingungen zu formulieren, so liegt 
es näher, an etwas ganz anderes zu denken als an Ihre Kriegsziele, nämlich ob 
die schwere Rüstungslast, die die Völker so lange getragen haben und die später 
noch viel mehr auf ihre Schultern drücken wird, nicht durch internationale Ober- 
einkommen gemindert werden kann . . . Wenn man sich wieder für das Wett- 
rüsten entscheidet, wird es durchführbar sein? Werden die Kosten für diese 
Zwecke aufgebracht werden können? Der Gedanke kann kein utopischer sein, 
schon deswegen, weil doch die deutsche und englische Regierung schon in der 
Vergangenheit den Versuch unternommen haben, zu einem Abkommen wenigstens 
in Beziehung auf die Seerüstung zu gelangen. Wenn das nicht gelungen ist, 
so nicht deswegen, weil es praktisch undurchführbar war — denn dann würden 
die praktischen Staatsmänner sich an dieses Problem nicht gemacht haben — , 
sondern lediglich deshalb, weil in der Atmosphäre des Mifitrauens, die damals 
bestand, ein solcher Gedanke nicht reifen konnte. Ist aber die Gewitterluft 
gereinigt, dann ist das sehr wohl möglich. 

Das wäre wenigstens etwas, was Sie den Völkern als wertvolles Ergebnis 
aus diesem Ringen bringen könnten.' 

Am 11. Oktober 1916 betonte derselbe Abgeordnete im Reichstage: 

»Darüber kann heute kaum mehr ein Zweifel bestehen, daß nach den 
drückenden Lasten, die der Krieg jedem einzelnen Volke aufgewälzt hat, in dem 
alten Tempo gar nicht weiter gerüstet werden kann, wenn wir nicht zu Zuständen 
im Inland kommen wollen, die einfach nicht auszumalen sind.' 

1) .Holländische Nachrichten', 1917. S. 171. 

*) Der .Bund*, 7. April 1917. Morgenblatt. Ahnlich wie Pfl^^' sprach sich 
Ende April 1917 nach einer Meldung der .Times' die .World* aus. 
») .Holländische Nachrichten*, 20. Mai 1917, S. 297, 298. 
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In der Sitzung des Hauptausschusses des Deutschen Reichstages 
vom 9. Mai 1917 erklärte ein sozialdemokratischer Redner, nach dem 
Kriege sei darüber zu reden, ob überhaupt die Rüstungen fortgesetzt 
werden sollen, und ein fortschrittlicher Redner sprach die Hoffnung aus, 
daß es möglich sein werde, in Zukunft den Rüstungswettlauf der Völker 
einzudämmen und zu beseitigen.^) 

Der Senator La Follette befürwortete am 12. Februar 1915 im 
amerikanischen Senate die Einberufung einer Konferenz, worin u. a. die 
Frage der Beschränkung der Rüstungen und der Verstaatlichung der 
Rüstungsindustrie behandelt werden sollte.') 

Bemerkenswert ist femer, daß am 28. Juni 1917 im österreichischen 
Abgeordnetenhause Dr. Bugatto (klerikaler Italiener) einen Friedensantrag 
stellte, der für einen Verständigungsfrieden eintrat, damit auf diese Weise 
die Einschränkung der Rüstungen ermöglicht würde. Am gleichen 
Tage erklärte der Pole Graf Pininski im österreichischen Herrenhause, 
daß die Staaten bezüglich der Rüstungsfrage und der Schiedsgerichts- 
barkeit dahin gelangen müßten, durch internationale Verträge moralische 
und rechtliche Garantien ihrer Freiheit und wirtschaftlichen Entwicklung 
zu schaffen, nicht nur für sich, sondern auch für diejenigen, die nicht 
kräftig genug seien, sich mit eigener Waffengewalt zu wehren.*) Von 
ganz besonderer Bedeutung sind die Ausführungen, die Professor 
Lxintmäsch in derselben Sitzung machte und die allgemeines Interesse 
erregten. Nachdem er sich gegen Annexionen gewandt hatte, fuhr er 
etwa fort:^) 

.Ein zweiter Umstand, der einemt Frieden von Dauer bisher entgegenstand, 
war das bisherige System des Wettrüstens der Staaten. Es falle dem Redner nicht 
ein, der vollständigen Abrüstung, der Entlassung aller Armeen, der Demontlening 
aller Festungen, der Verbrennung aller Kriegsschiffe u. dergl. das Wort zu reden. 
Er glaube auch nicht an einen ewigen Frieden. Warum sollte in einer Welt, in 
der alles vergänglich ist, gerade der Friede ewig sein? Das schließt aber nicht 
aus, einen möglichst gesicherten Frieden von möglichst langer Dauer zu erzielen. 
Die Verwirklichung dieses Strebens ist keineswegs so unwahrscheinlich, auch 
das Verlangen nach vertragsmäßiger Rüstungsbeschränkung nicht so unmöglich, 
als es scheint Bisher strebten die Staaten nach dem Gleichgewicht der Kräfte. 
Das hatte bisher zum Resultat das Gleichgewicht der allgemeinen Schwächung. 
Der einzige Trost, den wir haben, ist: socios habere malorum, daß es anderswo 
nicht besser ist, in manchen Staaten vielleicht noch schlechter. Wie könnte es da 
möglich sein, daß ein europäischer Staat innerhalb der nächsten dreißig oder 

^) .Berliner Tageblatt', 10. Mai 1917, Morgenausgabe. 

*) ,Le Mouvement Pacifiste% Bern 1915, S. 54. Dort sind auch andere Vor- 
schläge erwähnt, die dem amerikanischen Kongresse vorgelegt wurden. 

') Nach dem Bericht der .Neuen Freien Presse', 29. Juni 1917, Morgenausgabe. 
Vgl. den Wortlaut der ganzen Rede bei Lamtnasdi, Europas elfte Stunde, München 
1919; ferner österreichisches Herrenhaus, XXH. Session, 6. Sitzung, 28. Juni 1917, 
Stenographisches Protokoll, S. 96, 105 ff. 
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vierzig Jahre einen anderen überfällt? Ist es nicht vernünftig, dafi wir vielleicht 
für die Hälfte dieser Zeit, etwa für fünfzehn bis zwanzig Jahre, Verträge schliefien, 
durch welche die Rüstungen der Staaten verhältnismäfiig eingeschränkt, die fried- 
liche Schlichtung internationaler Differenzen vereinbart wird? Besser das ver- 
tragsmäßig zu bestimmen, als dafi jeder einzelne Staat nach seinen eigenen Ver- 
hältnissen dafür sorgt. Wozu, wenn wir keinen Angriff vom Nachbar zu besorgen 
haben, fortwährend auf dem .Qui vive?' stehen? Millionen von Armen und 
Milliarden von Kapital würden dadurch zu produktiver Arbeit frei werden. 

Wenn überhaupt, so kann diese Idee nur nach dem Friedensschlüsse in An- 
griff genommen werden. 

Die Diplomaten pflegen eine spöttische Miene aufzusetzen, wenn man von 
Treue im Völkerrechte und Vertragstreue spricht. Diese schlechte Meinung von 
der Vertragstreue haben die Diplomaten im großen und ganzen von den Bünd- 
nissen, welche, wie wir erlebt haben, nicht eingehalten werden. Aber Bündnisse 
werden von Diplomaten mit Diplomaten geschlossen, gewöhnlich, ohne dafi die 
Völker um ihre Zustimmung gefragt werden, sehr häufig, ohne dafi die Völker 
davon wissen und Interessen daran haben. An dem Vertrage aber, der die Ein- 
schränkung der Rüstungen und die friedliche Schlichtung internationaler Diffe- 
renzen betrifft, haben alle Völker ein Interesse, und für die Einhaltung solcher 
Verträge werden sich alle mit aller Kraft einsetzen. Solche Verträge würden viel- 
leicht der einzige Gewinn sein, der aus diesem schauderhaften Kriege zu ziehen 
wäre, ein Kriegsgewinn, an dem nicht das Blut der Nationen, nicht der fHuch 
der Menschheit klebt, ein Sieg des Christentums, das alle im Munde führen, aber 
die wenigsten beherzigen, ein Sieg des Christentums im Sinne der Bemühungen 
Benedikts XV ^ (Lebhafte Zustimmung.) 

Die Sozialisten aller Länder stimmen, so uneins sie in vielen 
anderen Fragen sind, darin (iberein, dafi die Lösung des Rflstungs- 
Problems überaus dringlich ist. Die Friedenskonferenzen der sozialistischen 
Parteien der neutralen Länder zu Kopenhagen vom 16. bis 17. Januar 1915 
und im Haag vom 31. Juli bis 2. August 1916 forderten Einschränkung 
der Rüstungen mit der allgemeinen Abrüstung als Ziel.^) Genau die 
gleiche Lösung befürwortete die Zusammenkunft der deutsch-österreichisch- 
ungarischen Sozialdemokraten in Wien vom 12. und 13. April 1915.*) 
Die Sozialistenkonferenz der gegen Deutschland verbündeten Länder 
sprach am 15. Februar 1915 auf der Londoner Tagung die Erwartung 
aus, dafi die Frage der Rüstungen und der Kriegsindustrie nach dem 
Kriege geregelt würde.*) Dagegen gingen die Manifeste der Zimmer- 
walder internationalen Sozialistenkonferenz von Anfang September 1915 
sowie der sich daran anschliefienden Zusammenkünfte auf die Rüstungs- 
frage nicht ein. 

In den Vordergrund gerückt wurde das Problem dagegen durch die 
Stockholmer sozialistischen Verhandlungen vom Mai und Juni 1917.^) 



*) .Friedenswarte', 1915,8.13; .Holländische Nachrichten'. 10. Oktober 1916,5,5. 

*) .Blatter für zwischenstaatliche Organisation', 1915, S. 102. 

•) .Le Mouvement Pacifiste', Öera 1915, S. 19, 93. 

*) Vgl. .Holländische Nachrichten',' 1917, S. 452 ff., 548 ff., 608. 
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Die österreichische Delegation trat dabei für die vertragsmäfitge Ein- 
schränkung der Rüstungen zu Lande und zur See bis zur völligen Ab- 
rüstung der stehenden Heere ein. Sie befürwortete gleichzeitig eine 
Volkswehr für die Landesverteidigung und die Verstaatlichung der 
gesamten Rüstungsindustrie. Die Sozialisten von Bosnien und Her- 
zegowina forderten Abschaffung der stehenden Heere und Schaffung 
einer rein defensiven Miliz. Von selten der ungarischen Delegation 
wurde gleichfalls die Abrüstung zu Wasser und zu Lande befürwortet, 
femer aber der Zusammenhang zwischen der Beschränkung der See- 
rüstungen und der Freiheit der Meere hervorgehoben. Zur Sicherung 
der Meeresfreiheit verlangte man eine internationale Seepolizei und die 
Internationalisierung der Meerengen. Auch die bulgarischen Sozialisten 
befürworteten die Abrüstung. SchlieSlich stellte die Del^ation der deut- 
schen sozialdemokratischen Mehrheitspartei folgendes Programm auf: 

.In die Friedensverträge sind Abmachungen übet eine Rastungsbegrenzung 
zu Wasser und zu Lande aufzunehmen. Das Ziel der Abmachungen mufi die 
Schaffung eines Volksheeres sein zur Verteidigung des Landes gegen kriegerische 
Angriffe und gewaltsame Unterdrflckungen. Für die einzelnen Waffengattungen 
dieses Volksheeres ist die Dienstzelt durch internationalen Vertrag möglichst 
kurz zu bemessen. Die im Kriege zulässigen Kriegsmittel sind vertraglich zu 
beschiHnken. Die Rflstungsindustrle ist zu verstaatlichen. Die Lieferung von 
Waffen und Munition aus neutralen Staaten an kriegführende Mächte ist inter- 
national zu verbieten. Das Seebeuterecht ist zu beseitigen. Die Bewaffnung von 
Handelsschiffen ist zu verbieten. Die für den Weltverkehr wichtigen Meerengen 
und interozeanischen Kanäle sind unter internationale Kontrolle zu stellen. Für 
die Sicherung des Welthandels während eines Krieges sind wirksame Garantien 
zu schaffen. Der Begriff der Bannware ist international festzulegen. Rohstoffe 
zur Bekleidung und Nahrungsmittel sind von der Bannwarenliste auszuschliefien. 
Das Privateigentum ist gegen Eingriffe der Kriegführenden sicherzustellen. Der 
Postverkehr zwischen Kriegführenden und Neutralen und den Neutralen unter- 
einander ist auch im Kriegsfalle zu sichern. Der Begriff der Blockade ist neu 
festzusetzen.* 

Auch die französischen und amerikanischen Sozialisten verlangten 
in ihrer Antwort an das holländisch-skandinavische Komitee die Ab- 
rastung. 

Das Friedensmanifest des skandinavisch-holländischen sozialistischen 
Komitees vom 10. Oktol)cr 1917 hob hervor, der Hauptzweck einer so- 
fortigen Aktion des Proletariats müsse die internationale Abrüstung sein, 
die infolge der Erschöpfung der Staaten notwendig geworden wSre. 

Der 23. Jahreskongrefi der englischen ,,Independent Labour Party "* 
von Ostern 1915 trat dafür ein, dafi in dem zu schließenden Friedens- 
vertrage „energische Einschränkung der Rüstungen auf Grund inter- 
nationaler Verständigung unter gleichzeitiger Einführung des Staats- 
monopols für die Waffenfabrikation* vereinbart würde. Ferner sollte 
der Waffentransport in andere Länder der öffentlichen Kontrolle unter- 
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stellt werden. ^) Die gleichen Fotderangen erhob wiederholt die , Union 
für demokratische Kontrolle* in England.*) Am 14. und 15. Juli 1915 
sprach sich der Nationalrat der französischen sozialistischen Arbeiter- 
partei •) und am 27. Dezember 1916 der Kongreß der gleichen Partei *) 
für eine Rüstungsbeschränkung aus. Anfang 1915 traten die süddeutschen 
Sozialisten für eine Beschränkung der Rüstungen zu Lande und zu 
Wasser ein und befürworteten die Einführung des Milizsystems zur 
Landesverteidigung.^) Zu ungefähr der gleichen Zeit sprach sich die 
amerikanische Sozialistenpartei für die Unterdrückung der nationalen 
Armeen und für eine Monopolisierung der Rüstungsindustrie aus.*) 
Mitte Juli 1917 brachte die sozialistische Minderheit im Deutschen 
Reichstage ohne Erfolg eine Resolution ein, die sich u. a. zugunsten 
einer allgemeinen Abrüstung ansprach. 

Merkwürdigerweise haben die bürgerlichen Parteien der 
Rüstungsfrage fast gär kein Verständnis entgegengebracht. Die bekannte 
Friedensresolution der Mehrheitsparteien des Reichstages vom 19. Juli 
1917 erwähnt das Problem mit keinem Worte. Auch die Kundgebungen 
der Fortschrittlichen Volkspart^i in Deutschland gehen an der großen 
Aufgabe stillschweigend vorbei.^) Ende 1916 stellte jedoch die ungarische 
Opposition, die /Caro/j/i-Partei, einen Entwurf für Friedensbedingungen 
auf, worin auch eine Beschränkung der Seerüstungen auf ihren augen- 
blicklichen Stand gefordert wurde. ^) 

Um so' mehr ist es zu begrüßen, daß fortschrittliche Pariamentarier 
und Politiker wiederholt die dringende Notwendigkeit eitier Rüstungs- 
beschränkung betont haben. Namentlich das „Beriiner Tageblatt* unter 
seinem Chefredakteur Theodor Wolff hat sich in dankenswerter Weise 
zum Sprachrohr solcher Anschauungen gemacht und Männern wie Dem- 
barg, Gothein, Haas, Persius usw.*) wiederholt Gelegenheit gegeben, 
die Öffentlichkeit auf das Problem hinzuweisen. Aber auch das andere 



^) .Blätter für zwischenstaatliche Organisation', 1915, S. 102. 

*) .Le Mouvement Pacifiste, Bern 1914, S. 407 ff.; .Kriegsge^er in England', 
nach englischen Quellen dargestellt von *%, München 1915, S. 30ff. 

') ,Le Mouvement Pacifiste*, Bern 1915, S. 93. 

*) .La Paix par le Droit', Paris 1917, S. 43. 

*) .Le Mouvement Pacifiste*, Bern 1915, S. 30. 

•) A. a. O. S. 30. 

'; Immerhin hob der Abgeordnete Gothein in seinem dem Zehtralausschufi der 
Volkspartei am 6. Oktober 1917 zu Berlin erstatteten mündlichen Referat die Bedeutung 
der Frage treffend hervor. 

•j A.a.O. 1916, S. 113. 

*) Vgl. z. B. die Aufsätze von Maas im .Berliner Tageblatt* vom 4. Oktober 
1916, Morgenausgabe, und vom 11. Mai 1917, Abendausgabe, von Dernburg im .Ber- 
liner Tageblatt* vom 17. Dezember 1916 und 28. Januar 1917, von Gothein im .Berliner 
Tageblatt* vom 11. August 1917. 
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grofie freisinnige Organ, die „Frankfurter Zeitung", hat sich der Frage 
angenommen und sie mit einer besonderen Wärme befürwortet. In 
einem Leitartikel vom 17. Dezember 1916^) hat sie hervorgehoben: 

.... Wenn die Völker aus dem Kriege hinausgehen, so werden sie sehr viel 
ärmer geworden sein, nicht nur durch den Verlust von Millionen wertvoller 
Menschen, von Oütem und Werten; eine weitere Verarmung wird eintreten durch 
die Verpflichtungen, die ihnen die ungeheuren Kriegsschulden auferlegen. Denkt 
man sich aber, dafi nun auch die bleibenden Aufwendungen, die neben den 
bereits genannten Lasten aus der Pflicht der Landesverteidigung erwachsen, in 
der bisherigen Höhe, vieUeicht aber durch die Erfahrungen und technischen Um- 
gestaltungen, die der Krieg mit sich gebracht hat, noch gesteigert zu tragen sind, 
so ergibt sich für die Völker und ihre Regierungen ein Ausblick, der Beklem- 
mungen bereitet, aber auch ohne weiteres die Frage nahelegt, ob nicht ein Teil 
des Schutzes, den die Völker bisher fast ausschliefilich in der Verbesserung ihrer 
Waffen, der Vergrößerung ihrer Heere und der Steigerung ihrer militärischen 
Leistungsfähigkeit gesehen haben, durch andere Mittel ersetzt werden, und ob 
nicht durch zwischenstaatliche Vereinbarungen eine Dämpfung des gegenseitigen 
Mißtrauens und eine ernsthafte Erleichterung der Rüstungen herbeigeführt werden 
kann. ... Es liegt in der menschlichen Natur, dafi der Starke sich selbst zu 
schützen sucht und sich nicht auf Abmachungen verläßt, deren Wert erst erprobt 
werden muß. Nicht gern wird er einen Teil seiner Kraft freiwillig brachlegen, 
wenn er ihrer zu bedürfen glaubt. Aber die Ereignisse der letzten neunundzwanzig 
Monate haben gezeigt, daß der bisherige Zustand, in dem der einzelne sich nun 
auf sich und seine nächsten Freunde verließ, zu einem Chaos von Blut und 
Zerstörung geführt hat, und daß eine weitere Steigerung der Rüstungen auch 
über die Kraft des Stärksten ginge. Zieht man dies in Betracht, so ergibt sich 
als vernünftiger Schluß, dafi eine Verständigung über das Maß der Rüstungen 
trotz aller Schwierigkeiten möglich sein müßte. Liegt die Annahme nicht ganz 
nahe, daß in einem Frieden, der jetzt durch freiwilligen Verzicht auf die weitere 
Erprobung des Kriegsglücks und der Kriegskunst zustande käme und dessen 
Ursache im Grunde dieselbe wäre wie die einer solchen Vereinbarung, nämlich 
die Einsicht, daß eine Fortsetzung des Krieges die Zerstörung Europas zugunsten 
anderer Völker bedeuten würde ^ daß in diesem Frieden die Grundmauern für 
eine solche Vereinbarung gebaut werden könnten und sollten? • 

Weiter betonte die „Frankfurter Zeitung" in jenem Aufsatze, daß 
Deutschland keinesfalls auf die allgemeine Wehrpflicht zu verzichten 
brauche, dafi eine Bürgschaft für die redliche Einhaltung der Verein- 
barung getroffen werden und diese sich auch auf die Seerüstungen er- 
strecken müsse. 

Sehr bemerkenswert ist ferner, dafi sich auch die führende national- 
liberale „Kölnische Zeitung"^) im Anschluß an Wilsons Botschaft an 
den Senat dahin aussprach: 



^) Der Artikel ist auch abgedruckt in der Schrift von Lanidi »Klarheit über 
die Kriegsziele% Heidelberg 1917, S. 60ff. Übrigens hat sich die .Frankfurter Zeitung' 
ai^ch in anderen Artikeln Ähnlich geäufiert. 

^ 1917, Nr. 80, ferner Nr. 826. Vgl. aber auch die eine Rüstungsbeschränkung 
ablehnende Bemerkung in Nr. 578 (1917). 
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,£ine allgemein durchgeführte und gewissenhaft beobachtete Beschränkung 
der Rüstungen, die es dem aus tausend Wunden blutenden Europa ermögliche, 
sich von den Nachwirkungen der großen Heimsuchung zu erholen, werde in 
Deutschland nicht auf Widerstand stofien." 

Gleich hier sei bemerkt, daß sich nach der Friedensnote des Papstes 
vom 1. August 1917 auch führende Zentrumsblätter, im Gegensatz zu 
den konservativen Organen, für eine Rüstungsbeschränkung ausgesprochen 
und diese Frage geradezu als den Kardinalpunkt der Friedenskonferenz 
bezeichnet haben. So schrieb die „Germania''^): Die Abrüstungsfrage 
sei die wichtigste Frage der Papstnote, der man nicht aus dem Wege 
gehen dürfe; es handle sich um eine allgemeine Befreiung der zivili-. 
sierten Welt von den Lasten der Rüstungen. Die Abrüstuiigsfrage diene 
in dem Friedensprogramme des Papstes als wesentliche Stütze des voll- 
ständigen und gegenseitigen Verzichts auf den Ersatz der Kriegsschäden 
und der Kriegskosten. Stellten sich die deutsche Regierung und die 
verbündeten Mächte bezüglich der Abrüstungsfrage auf den Standpunkt 
des Papstes, so stände der Annahme des römischen Programms als 
Verhandlungsgrundlage nichts im Wege. 

Hochbedeutsam sind schließlich die Aufsätze der i,Welt am Montag", 
in denen Hellmuth v, Qerladi die Notwendigkeit einer Rüstungsbeschrän- 
kung betont hat. 

2^hlreich sind naturgemäß auch die Bestrebungen pazifistisch^er 
Kreise, auf die Lösung des Rüstungsproblems im Friedensvertrage hin- 
zuarbeiten. Am 6. Januar 1915 wies der Rat des Berner internationalen 
Friedensbureaus in seinem »Aufrufe an die Friedensgesellschaften aller 
Länder" darauf hin, daß der Pazifismus immer betont habe, die stete 
Steigerung des Systems der Rüstungen sei gleichbedeutend mit der 
Steigerung gegenseitigen Mißtrauens und mit der Steigerung der Kriegs- 
gefahr. Er stellte als Forderung für die Friedenskonferenz auf: 

.Die Rüstungen haben eine weitgehende, vertragsmäßig festgelegte und unter 
internationale Kontrolle gestellte Herabsetzung zu erfahren ; die gesamte Rüstungs- 
industrie ist zu expropriieren.") 

Der niederiändische „Anti-oorlograad*" betonte bereits in seinem 
ersten Aufruf e vom Oktober 1914, die internationale Regelung der Rüstungs- 
frage müsse eine der hervorragendsten Forderungen sein ; mit dem Schlag- 
wort *„si vis pacem, para bellum", dessen Unrichtigkeit jetzt in so jammer- 
voller Weise an den Tag getreten sei, müsse gebrochen werden. Frag- 
lich sei allerdings, welcher Weg der gangbarste sei. Müßten mit der 
Rüstungsbeschränkung noch andere eingreifende Reformen verbunden 
werden? Dies festzustellen müsse man sich bemühen. Insbesondere 



I 



^) Leitartikel vom 18. August 1917. 

«) .Le Mouvement Pacifisle*, Bern 1915, S. 2ff.; .Friedenswarte* 1915, S.5ff. 
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sei auch die Frage der Abschaffung der Waffenfabrikation als Privat- 
unternehmen und Einnahmequelle sowie die Beziehung zwischen den 
Flottenrüstungen und dem Seebeuterecht zu prüfen.^) Anfang 1915 
wurde auf Anregung des „Anti-oorlograads' eine »Zentralorganisation 
fQr einen dauernden Frieden" begründet, in der alle maßgebenden krieg- 
führenden und neutralen Staaten vertreten waren, abgesehen freilich von 
Frankreich. Vom 7. bis 10. April 1915 hielt diese Organisation im Haag 
eine Tagung ab, an der von .deutscher Seite u. a. Qiüdde und Sdiüdüng 
teilnahmen und außerdem neun andere Länder vertreten waren. Von 
deutscher Seite wurde besonders darauf gedrungen, daß als Gegenleistung 
für eine von Deutschland zu unterstützende Flottenbeschränkung die 
Beseitigung des Seebeuterechts ui}d die Freiheit der Meere verlangt 
würde. Demgemäß wurden in einem „Mindestprogramm" *) als For- 
derungen u. a. vertreten: 

«7. Die Staaten sollen eine Verminderung der Rüstungen vereinbaren. 
8. Um die Herabsetzung der Bewaffnung zur See zu erleichtem, soll das 
Beuterecht abgeschafft und die Freiheit der Meere gesichert werden." 

In dem gleichzeitig erlassenen Aufrufe wurde betont, daß das System 
des Wettrüstens eine feindselige Atmosphäre geschaffen und förmlich dazu 
gedrängt habe, die Rüstungen zur Niederwerfung des Gegners und zur 
Vernichtung des Wohlstandes wirtschaftlicher Konkurrenten zu verwenden.') 

Ende September 1915 berief die „Zentralorganisation, für einen 
dauernden Frieden " zusammen mit dem noch, zu erwähnenden »Schwei- 
zerischen Komitee zum Studium der Grundlagen eines dauerhaften 
Friedensvertrages" sowie der schweizerischen Gruppe der „Interparlamen- 
tarischen Union" einen Studienkongrefi nach Bern auf den 14. bis 18. De- 
zember 1915. Als Referenten wurden eine Anzahl bekannter Völker- 
rechtler, Nationalökonomen, Pazifisten usw. eingeladen. Von fran- 
zösischer Seite wurde leider die Teilnahme an diesem Kongresse ver- 
weigert; die amerikanischen Pazifisten baten um eine Verschiebung der 
Zusammenkunft wegen der weiten Entfernung ; es setzte ferner in Deutsch- 
land eine solche Hetze gegen den Kongrefi ein, dafi den von deutscher 
Seite vorgesehenen Teilnehmern des Kongresses die Pässe verweigert 
wurden. Der Kongreß wurde zunächst vertagt und fand später Ober- 
haupt nicht statt. Als Ersatz für die Kongrefiberatungen gab aber die 
„Zentralorganisation für einen dauernden Frieden" Mitte 1916 den 
ersten Band einer Zusammenstellung ausführlicher Berichte über die 

^) .Friedenswarte' 1915, S. 9. 

') .Blatter far zwischenstaatliche Organisation', Mai 1915, S. 101; vgl. auch 
.Compte rendu de la r^union internationale', 7.— 10. Avril 19r5, La Haye 1916 und 
.Ein dauernder Friede', offizieller Kommentar des Mindestprogramms, Haag 1915. 

*) A. a. O. S. 100 ff. Das Haager Mindestprogramm wurde bald darauf von 
einer Tagung der englischen Friedensgesellschaften angenommen. 
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Probleme des Mindestprogramms heraus, die zum Teil von den für den 
Bemer Kongreß bestimmten Personen ausgearbeitet waren und ursprang- 
lieh diesem Kongresse als Referate hatten dienen sollen. ^) Im zweiten, 
ein Jahr spater erschienenen Bande dieses Sammelwerkes blinden sich 
zwei sehr bemerkenswerte Berichte über die Rüstungsfrage. In einem von 
einer niederländischen, unter Leitung des Generals de Meester tagenden 
Kommission*) erstatteten Gutachten ,, Limitation of armaments by inter- 
national Agreement" •) wird vorgeschlagen, die Kriegführenden sollten 
sich im Friedensvertrage am Schlüsse des Weltkrieges verpflichten, ihre 
Armeen nicht zu vergrößern. Diese Bestimmung sollte mit der Ratifi- 
kation des Friedensvertrages in Kraft treten und ihre Kraft behalten bis 
zu einem neuen, bindenden Beschlüsse über die Rüstungsfrage, der von 
allen, nicht nur den kriegführenden Ländern auf einer Sonderkonferenz 
gefafit werden müfite. Die kriegführenden Staaten sollten sich bemühen» 
eine solche Konferenz zustande zu bringen. Ein zweiter Bericht einer 
anderen, ebenfalls vom „Anti-oorlograad* eingesetzten, holländischen 
Kommission, der die holländischen Generäle de Meester (als Vorsitzender) 
und CoUette angehörten, über die Verstaatiidiung der Kriegsindustrie ^) 
kommt zu dem Resultate, eine Staatsmonopolisierung empfehle sich 
nicht; man solle vielmehr die dem Frieden so gefährlichen Mißstände 
der Rüstungsindustrie durch andere Reformen beseitigen. Namentlich 
sollten fortan nicht mehr öffentiiche Beamte in der Leitung der Kriegs- 
industrien sitzen und sich finanziell daran beteiligen. Im dritten Bande 
des zuletzt genannten Werkes sind schließlich noch zwei wertvolle Be- 
richte üt>er die Rüstungsfrage von de Beaufort und Broda und im 
vierten Bande solche von Nasmyth und Spiller abgedruckt. 

Auch das „Schweizerische Komitee zum Studium der Grundlagen 
eines dauerhaften Friedensvertrages", das freilich keine so große Reg- 
samkeit wie die holländische Vereinigung und deren internationale Tochter- 
gesellsdiaft entfaltete, wandte sich in seinem Aufrufe gegen das Wett- 
rüsten. In der im Auftrage dieser Vereinigung von Professor Nippold 
im Februar 1915 herausgegebenen „Denksdirift über die Grundlagen 
eines dauerhaften Friedensvertrages**) wird mit besonders beredten 



^) Recueil de Rapports snr les diff^rends points du Programme-Minimufli, La 
Haye 1916, 1917, 1918, 4 BSnde. 

*) Ein englisches Komitee, dem Professor 7. Estlin Carpenter, Thomas Burt 
LordCourtney ofPenwith, Sir Edward Fry, J, A. Habson, Ben Turner, L. S, Wootfns^, 
angehörten, schlug 1916 eine Basis für einen dauernden Frieden vor, worin auch eine 
Rastungsbeschränkung gefordert wurde. .Nederlandsche Anti-oorlograad*. .Friedens- 
debatten^im Deutschen Reichstage mit Kommentaren', November 1916, S. 105. 

*) A.a.O., II, S. 165 ff. 

*) A.a.O., U, S.315ff. 

*) Ölten, 1915. 
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Worten die internationale Beschränkung der Rüstungen gefordert und 
dabei auch der detaillierte Vorschlag eines Komiteemitgliedes erwähnt. 
Gleichzeitig wird die Frage aufgeworfen, ob man nicht die Anleihen 
für Kriegsrüstungen erschweren und die Rüstungsindustrie verstaatlichen 
soll. Die Stockholmer Konferenz der Neutralen (/=brd-Konferenz), die 
vom 10. Februar bis 15. April 1916 in Stockholm tagte, verlangte eben- 
falls eine internationale Rüstungsbeschränkung.^) 

Als hochbedeutsam müssen sodann die Beschlüsse des „Internatio- 
nalen Frauenkongresses** vermerkt werden, der vom 28. April bis 1. Mai 
1915 im Haag tagte, übrigens der einzigen Versammlung der bürgerlichen 
Frauenbewegung, die sich je des Rüstungsproblems angenommen hat. 
Dieser Kongreß*) forderte ähnlich, wie dies kurz vorher die englische 
, Unabhängige Arbeiterpartei" sowie die , Union für demokratische Kon- 
trolle** getan hatte, eine Einschränkung der Rüstungen auf Grund inter- 
nationaler Verständigung, Verstaatlichung der Fabrikation von Waffen 
und Munition sowie Beaufsichtigung des internationalen Handels dieser 
Gegenstände. Er erblickte in der Ausschaltung der Privatinteressen an 
der Waffenfabrikation ein wichtiges Mittel zur Abschaffung der Kriege. ^) 

Auch Vereinigungen des Christentums haben sich im Dienste des 
Pazifismus damit befaßt, das Verständnis für die Grundlagen eines dauer- 
haften Friedens zu erwecken. Anfang Januar 1917 erließen 700 Vertreter 
der christlichen Kirchen in Amerika einen „Aufruf an die Christen in allen 
Ländern von den Christen in Amerika**, worin u.a. eine Liga der Völker 
befürwortet wurde, um die Rüstungen zu beschränken.*) Im Juni 1917 
verbreitete das „Weltfriedenswerk vom weißen Kreuz** in Genf einen 
Mahnruf, worin es hieß : „Wir fordern das Aufgeben des sinnlosen Wett- 
rüstens der Völker zu Wasser und zu Lande und die Konzentrierung 
ihrer Mittel auf die positiven Kulturaufgaben.** ^) 

Unter denjenigen Vereinigungen, die ihre Tätigkeit auf ihr engeres 
Vateriand beschränkten,«) verdient vor allem der Bund „Neues Vater- 

^) Lodiner, . Die neutrale Konferenz für ständige Vermittlung* , Stockholm 1916, S.30 

') Internationaler Frauenkongrefi, Beschlüsse, herausgegeben vom nationalen 
Frauenausschufi für dauernden Frieden, Stuttgart 1915, S. 13. 

^ Kurz vorher, am 9. und 10. Januar 1915, hatte sich die neue amerikanische 
.Woman's Peace Society' zu Washington für Rüstungsbeschränkung und Verstaat- 
lichung der Kriegsindustrie ausgesprochen. .Le Mouvement Padfiste', Bern 1915, S. 37. 
Vgl. auch die Kundgebung des .Britischen Komitees des internationalen Frauenkon- 
gresses', „Holländische Nachrichten", 1. September 1915, S. 19. 

*) Vgl. „Holländische Nachrichten", 20. April 1917, S. 217. 

^) Vgl. .HoHändlsche Nachrichten-, 5. August 1917, S.698. 

*) Am 25.-27. Juni 1915 wandte sich der schwedische Friedenskongreß gegen 
das Wettrüsten; am 27.-28. Februar 1915 sprach sich der amerikanische National- 
friedenskongreß zu Chikago für die Rüstungsbeschränkung und Verstaatlichung der 
Rüstungsindustrie aus. ,Le Mouvement Pacifiste*, Bern 1915, S. 73, 47. 
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land' Beachtung, der 1915 in Deutschland begründet wurde und eine 
rege Tätigkeit entfaltete. Er verlangte in seinen Richtlinien ^) auch eine 
internationale Verständigung über die Einschränkung der Rüstungen, 
Verstaatlichung der Rüstungsindustrie sowie Verbot der Ausfuhr von 
Kriegsmaterialien im Frieden wie im Kriege. Es handelte sich also hier 
um die gleichen Forderungen, wie sie in England die „Unabhängige 
Arbeiterpartei" sowie die „Union für demokratische Kontrolle" aufgestellt 
hatten. Anfang 1916 überreichte der „Verband für internationale Ver- 
ständigung" dem Reichskanzler eine von Schüddng verfaßte Denkschrift : 
, Meeresfreiheit gegen Friedensgarantien I Ein Weg zur Abkürzung des 
Weltkrieges",*) worin eine Flotten Verständigung dringend befürwortet 
wurde. Die »Deutsche Friedensgesellschaft" trat in einer Eingabe an den 
Reichskanzler vom 17. Juni 1916 und in einer Erklärung vom Juli 1917 
zur Kriegszielkundgebung des Reichstags*) für eine Rüstungsvereinbarung 
im Friedensschlüsse ein. Desgleichen wurde in einer Eingabe, die die 
neugegründete „Zentralstelle für Völkerrecht" Ende 1916 dem Reichs- 
kanzler mit 170 Unterschriften unterbreitete, hervorgehoben, dafi das 
Problem der vertragsmäßigen Beschränkung der Rüstungen dringend 
nach einer Lösung verfange.*) 

Im April 1917 richteten die „Deutsche Friedensgesellschaft", der Bund 
„Neues Vaterland", der „Nationale Frauenausschuß für einen dauernden 
Frieden" und die Zentralstelle „Völkerrecht" eine Petition an den Reichs- 
tag, worin an diesen die Bitte gerichtet wurde, er solle sich u. a. dahin 
aussprechen : 

»Der Reichstag ist gewillt, eine Politik zu unterstützen, die sich im bewufiten 
Gegensatz zu der Haltung Deutschlands auf den beiden Haager Konferenzen 
eine internationale Verständigung über eine den Frieden sichernde zwischen- 
staaüiche Organisation (einen »Friedensbund der Völker*, von dem der Reichs- 
kanzler am 9. November v. J. gesprochen hat) zur Aufgabe setzt und eine ver- 
tragsmäßige Beschränkung der Rüstungen mit dem Ziel der allgemeinen Ab- 
rüstung herbeiführt" *) 

Zur Begründung war dieser Petition eine höchst bemerkenswerte 
Denkschrift »Die Friedensfrage nach der russischen Revolution* beige- 
geben, aus der hier einige Stellen *) vermerkt seien, da sie in geradezu 
klassischer Form den Standpunkt deutscher Pazifisten zu diesem Problem 
festlegen. Nachdem hervorgehoben worden ist, dafi sich der Reichs- 
kanzler leider weder in seiner Erklärung vom 9. November 1916, noch 
in seinem Friedensangebot vom 12. Dezember 1916, noch in seiner 
Antwort an Wilson zu den beiden Hauptproblemen eines Friedens- 

^) Abgedruckt in meiner Schrift ,,Das Papsttum und der Weltfriede", 1915, S. 121. 
«) Abgedruckt in Sdiütking. „Der Dauerfriede", Leipzig 1917, S. 49ff. 
») „Völkerfriede", August, September 1917. 
Wiedergegeben nach Manuskripten. 
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bttüdes, der obUgatoriscben Schiedsgerichtsbarkeit sowie der Rüstungs- 
beschränkung, geäufiert habe, kommt die Denkschrift auf die Fehler 
Oeutschlands im Haag zu sprechen: 

Die deutsche Regierung hat 1899 und 1907 gegenüber den Vor- 
schlägen auf vertragsmäfiige Beschränicung der Rüstungen nicht nur, was durch- 
aus berechtigt gewesen wäre, die grofie Schwieriglieit des Problems und die 
Hindernisse, die der praktischen Durchführung im Wege stehen, betont, sondern 
sie hat grundsätzlich Widerspruch erhoben. Sie hat dadurch die öffentticbe 
Mei&ung in fast allen Ländern gegen sich aufgebracht und den Gegnern Deutsch- 
lands bUlige Gelegenheit geboten, zu behaupten, dafi Deutschland allein für die 
Fortdauer des Rüstungswettkampfes verantwortlich sei. Vor der Konferenz von 
1907 hat die deutsche Regierung gar zur Bedingung ihrer Beteiligung gemacht, 
dafi das Rüstungsproblem überhaupt nicht zur Erörterung kommen dürfe, und hat 
damit ihren Gegensatz zu einer ungdieuer populären Forderung verschärft. * 

Bezüglich der zukünftigen Stellungnahme Deutschlands heißt es 
dann weiter in der Denkschrift : 

»In der Rüstungsfrage ist es unmöglich geworden, sich auf die platonischen 
Erklärungen von 1899 und 1907 zurückzuziehen. Die ungeheuerliche, alle früher 
auch nur vorsteUbaren Mafie übersteigende finanzielle Belastung aller am Krieg 
beteiligten Mächte, die sich in einem entsetzlichen Steuerdruck nach Friedens- 
schlufi erst recht bemerkbar machen wird, hat das Bedürfnis, den Rüstungen 
Einhalt zu tun, zu einer so gebieterischen Forderung erhoben, dafi das früher 
vielfach als unlösbar erscheinende Problem schlechterdings gelöst werden muß 
und dafi die früher vorgeschlagenen zaghaft tastenden Lösungen als durchaus un- 
genügend erscheinen werden. 

Bei den unleugbaren gewaltigen technischen Schwierigkeiten, die jedes inter- 
nationale Abkommen über Beschränkung der Rüstungen darbietet, taucht die 
Frage auf, die vor dem Kriege zu stellen auch in pazifistischen Kreisen als Ver- 
messenheit galt, ob nicht die radikale Lösung die leichtere sein würde, eine 
radikale Lösung, die in allseitiger, sofortiger, vollständiger Ab- 
rüstung bestehen würde. Es wird auch die Frage einer sehr eindringlichen, 
vorurteilslosen Prüfung bedürfen, ob nicht gerade den deutschen Interessen mit 
der radikalen Abrüstung zu Lande und zur See, die mit einem Schlage die eng- 
lische Seeherrschaft und den deutschen Militarismus, mit diesem aber auch die 
militärische Einkreisung Deutschlands und die Gefahren seiner zentralen Lage 
beseitigt würde, am besten gedient ist. 

Die Frage soll hier nicht beantwortet, sondern nur aufgeworfen werden. 
Sie ist viel zu wichtig und zu schwierig, um nebenbei dazu Stellung zu nehmen. 
Was gefordert wird, ist nur, dafi die deutsche Politik auch dieser Forderung 
nicht wieder wie im Haag allen Vorschlägen auf Rüstungsbeschränkung ein 
prinzipielles Nein entgegenstelle. Sie mufi anerkennen, dafi die Rüstungsfrage 
nicht nur ein nationales, sondern in erster Linie ein internationales Problem ist 
— ebenso auch der »Militarismus*, wenn man unter diesem vieldeutigen Wort 
das Mafi der Rüstungen, ihren Einflufi auf die Staatsfinanzen und die Einwirkung 
der militärischen Interessen auf die auswärtige Politik versteht. Sie mufi sich 
an der Prüfung dieser Fragen mit. dem guten Willen, eine Lösung zu finden, be- 
teiligen, und sie mufi anerkennen, dafi die Schule dieses Krieges Lösungen möglich 
gemacht hat, die früher unmöglich schienen. Die deutsche Politik mufi in diesen 
Dingen umlernen, um nicht wieder gewalttätiger Absichten verdächtigt zu werden.' 
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Die Note Deutschlands an den Papst vom 19. September 1917 
zeigt, dafi diese Ansichten von der Reichäregierung angenomnaen 
wufden. 

Am 16. Juli 1917 richteten die gleichen Verbände an den Deutschen 
Reichstag eine Eingabe, ^) worin sie baten, die Kundgebung zur Kriegs- 
zielfrage, soweit sie sich zugunsten internationaler Rechtsorganisationen 
ausspreche, durch die Formierung zu ergänzen, «daß einer \^iederkehr 
des verderblichen und gefährlichen Rüstungswettkampfes durch inter- 
nationale Vereinbarungen über allgemeine Abrüstung vorgebeugt werde." 

Von der führenden französischen Friedensgesellschaft „La Paix par 
le Droit" wurden im Laufe des Krieges Richtlinien für einen Dauerfrieden 
aufgestellt, in denen auch eine Rüstungsbeschränkung gefordert wurde. ^) 
Nach einer Feststellung des Bankrotts des bisherigen Wettrüstens wird 
auf die Beschlüsse der beiden Haager Friedenskonferenzen hingewiesen, 
dargetan, daß eine einseitige Abrüstung oder eine vertragsmäßige Ab- 
rüstung lediglich eines Teiles der Staaten nicht zum Ziele führen kann, 
und schließlich betont, daß nur die durch eine internationale Polizei- 
macht geschützte Ordnung der zwischenstaatlichen Beziehungen die Ab- 
rüstung ermöglichen kann, da letztere nicht ein Instrument des Friedens 
sei, sondern lediglich den Frieden voraussetze. Im Mai 1917 richtete 
die Schwedische Friedens- und Schiedsgerichtsvereinigung einen Appell 
an den russischen Arbeiter- und Soldatenrat, worin als Grundlage des 
Friedens u. a. die „Abschaffung der nationalen Heere" gefordert wurde.*) 

Zu den bemerkenswertesten Aufsätzen, die während des Weltkrieges 
zugunsten einer Rüstungsverständigung geschrieben worden sind, gehört 
der Artikel Sir Edward Frys, des bekannten englischen, inzwischen leider 
verstorbenen Delegierten auf der zweiten Haager Friedenskonferenz, über 
„the limitation of armaments".*) Er befürwortet, man solle in diem Friedens- 
vertrag das Maximum der Land- und Seestreitkräfte festsetzen, das kein Staat 
tiberschreiten dürfe. Die künftig ertaubte Zahl der Streitkräfte soll be- 
stimmt werden unter Berücksichtigung der Größe der einzelnen Länder, 
ihrer geographischen Lage, ihrer Bevölkerung, ihres Handels und aller 
anderen dabei in Betracht kommender Faktoren. Die verbleibenden Truppen 
sollen die Aufrechterhaltung der inneren Ordnung und die Verteidigung 
gegen die Nachbarn gestatten, aber nicht zu einem Angriffskrieg aus- 

*) .Völker-Friede-, September 1917, S. 8 ff. Vgl. auch die Eingabe derselben 
Verbände an den Reichstag über »Friede im Westen" vom 17. Februar 1918. .Völker- 
Friede*, März 1918, S. 33. 

>) .Holländische Nachrichten-, 20. März 1917, S. 138 ff. 

») .Fredsfanan*, 26. Mai 1917. 

*) ,The Nation*, 6. November 1915, S. 211 ff.; vgl. auch das Interview Sa 
Edward Frys durch die Herausgeber des .Common Sense*, abgedruckt in den .Hol- 
ländischen Nachrichten-, 5. März 1917, S. 87. 
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reichen. Es soll ferner eine internationale Kommission mit der nötigen 
Vollmacht eingesetzt weräen, die die Befolgung der Bestimmungen des 
Abkommens überwacht. Im Falle einer Übertretung soll die bewaffnete 
Macht des gleichzeitig zu errichtenden Staatenbundes in Anspruch ge- 
nommen werden. Es soll ferner geprüft werden, wie weit Festungen 
zu schleifen sind und ob die Kriegsindustrie verstaatlicht werden mufi. 
Darüber hinaus ist die Zahl der Betrachtungen, die sich vor der 
Papstnote vom •!. August 1917 mit der Rüstungsfrage beschäftigen, 
außerordentlich groß. ^) 

IL Seit der Papstnote vom 1. August 1917 

In ein ganz neues Stadium trat das Rüstungsproblem durch die 
Papstnote vom 1. August 1917. Darin hieß es: 

.Vor allem muß der Grundgedanke sein, daB an die Stelle der materiellen 
Kraft der Waffen die moralische Kraft des Rechts tritt Hieraus folgt ein billiges 
Einvernehmen aller zum Zwecke gleichzeitiger und gegenseitiger Verminderung 
der Rüstungen nach bestimmten Regeln und unter gewissen Sicherheiten bis zu 
dem Maße, das zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung in jedem Staate 
notwendig und ausreichend ist/ 2) 

In der deutschen Antwortnote^) an den Papst vom 19. September 1917 
wurde darauf mit folgenden Worten erwidert: 

„Auch wir sind davon durchdrangen, daß der kranke Körper der mensch- 
lichen Gesellschaft nur durch eine Stärkung der sittlichen Kraft des Rechtes 
gesunden kann. Hieraus wflrde nach Ansicht Seiner Heiligkeit die gleich- 
zeitige Herabminderang der Streitkräfte aller Staaten und die Einrichtung 
eines verbindlichen Schiedsverfahrens fflr internationale Streitfragen folgen. 
Wir teilen diese Auffassung Seiner Heiligkeit, daß bestimmte Regeln und 
gewisse Sicherheiten fflr eine gleichzeitige und gegenseitige Begrenzung 
der Rflstttngen zu Lande, zu Wasser und In der Luft sowie fflr die wahre 
Freiheit und Gemeinsamkeit der hohen See diejenigen Gegenstände dar- 
stellen, bei deren Behandlung der neue Geist, der kflnftig im Verhältnis der 



^) Siehe besonders die Arbeiten von Fried, .Europäische Wiederherstellung*, 
Zürich 1915, Nippold, .Die Schweiz und der künftige Friede% Bern 1915, und Sdiüdüng, 
.Der Dauerfriede*, Leipzig 1917, sowie zahlreiche Aufsätze der .Neuen Züricher Zei- 
tung*. Ferner z. B. Federn, .Die Politik des Dreiverbandes und der Krieg', München 
1914, S. 17; Hobson, .Towards International Government', London 1915, S. 20; de 
Beaufort, .Deutsche Revue*, Juni 1917, S.261 ; Schwan, .Les bases d'une Paix durable', 
Paris 1917, S. 216 ff. 

') .Holländische Nachrichten', 5./20. September 1917, S. 1014. 

') .Holländische Nachrichten', 5. Oktober 1917, S. 1144. Die deutsche Regie- 
rung zog bei Abfassung der Note einen aus 7 Mitgliedern bestehenden Sonderaus- 
schuß des Reichstages zu. Das konservative Mitglied desselben, Qraf Westarp, stimmte 
gegen die Empfehlung der Abrüstung, wie er im Hauptausschusse des Reichstages 
am 28. September 1917 erklärte, .weil ein Mafistab und eine Kontrolle nicht vor- 
handen sei.' .Holländische Nachrichten', 20. Oktober 1917, S. 1260. 



J 



> a) Mondiale Bestrebungen 241 

Staaten zueinander herrschen soll, den ersten verheißungsvollen Ausdruck 
finden müßte. Es wflrde sich sodann ohne weiteres die Aufgabe ergeben, 
auftauchende internationale Meinungsverschiedenheiten nicht durch das Auf- 
gebot der Streitkräfte, sondern durch friedliche Mittel, insbesondere auch 
auf dem Wege des Schiedsverfahrens, entscheiden zu lassen, dessen hohe 
friedenstiftende Wirkung wir mit Seiner Heiligkeit voll anerkennen. Die 
Kaiserliche Regierung wird dabei Jeden Vorschlag unterstützen, der mit den 
Lebensinteressen des Deutschen Reiches und Volkes vereinbar ist. Deutsch- 
land ist durch seine geographische Lage und seine wirtschaftlichen Bedflrf- 
nisse auf den friedlichen Verkehr mit den Nachbarn und mit dem fernen 
Ausland angewiesen. Kein Volk hat daher mehr als das deutsche Anlaß, zu 
wflnschen, daß an die Stelle des allgemeinen Hasses und Kampfes ein ver- 
söhnlicher und brflderticher ,Qeist zwischen den Nationen zur Geltung 
kommt.* 

Das sind in Wahrheit goldene Worte, durch die das Deutsche 
Reich seine frühere irrtümliche Stellungnahme zu diesem grundlegenden 
Problem offenkundig verließ. Ein neuer Geist spricht aus solchen 
Äufierungen, und ein Vergleich mit den früheren Erklärungen des 
Deutschen Reiches^) läßt die Frage auftauchen: Wie viel anders wäre 
wohl manches gekommen, wenn man 20 Jahre früher so gesprochen 
hätte!«) 

Bei der Besprechung der Papstnote im Hauptausschusse des Deut- 
schen Reichstages am 28. September 1917^) haben sich die Regierungs- 
vertreter auffallenderweise mit keinem Worte auf die Rüstungsfrage ein- 
gelassen. Auch die Abgeordneten gingen meist darauf nicht ein, ob- 
wohl infolge des Schweigens der Friedensresolution der Reichstags- 
mehrbeit vom 19. Juli 1917 zu diesem Punkte eine Aussprache nützlich 
gewesen wäre. Der fortschrittliche Abgeordnete Naumann dagegen be- 
tonte: Die Antwort zur Papstnote gehe über die Erklärung vom 19. Juli 
hinaus mit ihren Darlegungen über Abrüstung und Schiedsgericht. Die 
Zustimmung zu ihrer Erörterung dürfe man der Lösung dieser ungeheuer 
schwierigen Fragen nicht gleichsetzen; allein, was bisher lediglich als 
Gesinnung der Deutschen hervorgetreten sei, sei jetzt dokumentarisch 
festgelegt. Es werde nur aufgegriffen, was seit langem durch das deutsche 

*) Die wichtigsten Erklärungen der deutschen Regierung seit der ersten Haager 
Konferenz zur RQstungsfrage hatten etwa folgenden Inhalt. Fürst v. Bülow erldärte 
Im Reichstage am 1. März 1900: Man Icönne keine Konzessionen machen ; am 30.AprU 1907 : 
Man lehne die Beteiligung an der Rüstungsdebatte im Haag ab; am 10. Dezember 1908: 
Man halte eine Rüstungsbeschränkung für wünschenswert und wolle nicht jede Mög- 
lichkeit einer Verständigung von der Hand weisen ; am 29. März 1909: Verhandlungen 
über Einschränkung der Flottenrüstungen hätten keinen Zweck, solange der Maßstab 
fehle. v.Bethmann Hollweg sagte Im Reichstag am 30. März 1911: Die Abrüstungs- 
frage sei unlösbar, solange die Menschen Menschen und Staaten Staaten seien; am 
7. April 1913: man wolle abwarten, bis England mit konkreten Vorschlägen komfac* 
*) In Deutschland, aber auch anderswo I 
*) .HoUändische Nachrichten-, 20. Oktober 1917, S. 1259. 

W e b b e r g , Die Inteniattonale Bescbrinkuog der Rflstung^en 16 
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Denken gegangen sei; es sei ein deutscher Weg, den man ginge* (I) 
Ausführlicher hat sich dagegen der Deutsche Reichstag in seiner Sitzung 
vom 10. Oktober 1917 mit den in der Antwort zur Papstnote aufge- 
worfenen Problemen befaßt. Der nationalliberale Führer Dr. Stresemann 
erklärte seine Zustimmung zu den Grundgedanken des Deutschen Reiches 
in der Abrüstungsfrage. Er betonte, man müsse nach dem Kriege selbst- 
verständlich bestrebt sein, die Rüstungen nicht größer werden zu lassen. 
Schon der Menschenmangel werde zu einer Verringerung der Armee 
führen müssen. Aber eine Abrüstung bis zu dem Grade, daß nur die 
innere Sicherheit des Landes geschützt werde, scheine ihm nicht emp- 
fehlenswert. Der Konservative Graf Westarp verneinte dagegen mit 
den bekannten Schlagwörtern die Frage, ob eine Abrüstung möglich sei. 
Seine Partei wünsche nicht, so erklärte er, daß der Abrüstungsgedanke 
auf der Friedenskonferenz diskutiert werde. Deutschlands Stellung werde 
dadurch nur verschlechtert werden. In der gleichen Sitzung wies der 
sozialdemokratische Abgeordnete Ledebour auf die Bedeutung des Pro- 
blems hin. Alle drei Redner nahmen dabei Bezug auf die noch zu er- 
wähnende große Rede Czernins, dessen Ausführungen nur Ledebour 
vorbehaltlos zustimmte, indem er seine Ziele für alte sozialdemokratische 
Forderungen erklärte. 

Ähnlich wie die deutsche Antwortnote an den Papst lautete die 
österreichisch-ungarische, die bereits am 10. September 1^17 Benedikt XV. 
übergeben wurde. Darin hieß es:^) 

.Wir treten daher der Auffassung Eurer Heiligkeit bei, dafi Verhandlungen 
der Kriegführenden zu einer Verständigung darüber führen sollten und könnten, 
wie unter Schaffung entsprechender Sicherheiten die Rüstungen zu Lande, zu 
Wasser und in den Lüften gleichzeitig, wechselseitig und sukzessive lierabzu- 
setzen*) seien.* 

Zur Bekräftigung der Note erklärte am 25. bzw. 26. September 1917 
der österreichische Ministerpräsident Dr. Seidler im österreichischen At)- 
geordnetenhause bzw. Herrenhause, er glaube, daß Vereinbarungen er- 
zielt werden könnten, die unter entsprechend wirksamen Sicherheiten 
eine gleichmäßige, gleichzeitige und schrittweise Herabminderung der 
Rüstungen auf ein zu vereinbarendes Maß ermöglichten.^) Kurz darauf, am 
2. Oktober 1917, hielt der österreichisch-ungarische Minister des Äußern 
Qraf Czernin bei einem Mahle des ungarischen Ministerpräsidenten 
Wekerle in Budapest eine große staatsmännische Rede, die für die so 

1) .Holländische Nachrichten', S.Oktober 1917, S. 1142. 

*) Die deutsche Note redet genau wie die türkische von »Begrenzung*, die 
österreichisch-ungarische ebenso wie die bulgarische von einer .Herabsetzung* der 
Rüstungen. Ein grundlegender Unterschied wird darin kaum zu erblicken sein, zu- 
mal sich Graf Czernin wenige Tage spflter für völlige Abrüstung aussprach. 

») .Hollandische Nachrichten', 20. Oktober 1917, S. 1233, 1234. 
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lang verspottete Idee einer internationalen Abrüstung einen gewaltigen 
Triumph bedeutete. Die Ausführungen des Oraf Czernin, die am 
27. Oktober 1917 im Herrenhause von dem früheren Botschafter 
Dumba unterstrichen wurden, sind voller Klarheit und Entschlossenheit. 
Sie lauten:*) 

.Bis zu dem Momente» in welchem wir den Beweis hierfür erbracht hatten,') 
konnten wir auf den Schutz der Rüstungen nicht verzichten und uns einer miß- 
. günstigen Behandlung unserer Lebensfragen durch einen von der Legende unseres 
bevorstehenden Zusammenbruches beeinflußten Areopag nicht aussetzen. Mit dem 
Augenblicke aber, in welchem dieser Beweis erbracht ist, sind wir in der Lage, 
gleichzeitig mit unseren Gegnern die Waffen abzulegen und unsere etwaigen 
Streitigkeiten schiedsgerichtlich und friedlich zu regeln. Diese Erkenntnis, die 
sich in der Welt durchgerungen hat, bietet uns die Möglichkeit, den Abrüstungs- 
und Schiedsgerichtsgedanken nicht nur anzunehmen, sondern wie Sie, meine 
Herren, wissen, schon seit geraumer Zeit für deren Verwirklichung mit allen 
Kräften einzutreten. 

In großen Umrissen ist unser Programm des Wiederaufbaues der Weltordnung, 
das richtiger als Aufbau der neuen Weltordnung zu bezeichnen wäre, in unserer 
Antwort auf die Friedensnote des Heiligen Vaters niedergelegt. Es kann sich mir 
also heute nur darum handeln, dieses Programm zu ergänzen, vor allem Auf- 
klärung darüber zu geben, welche Erwägungen uns bestimmen, diese das bisherige 
System umstürzenden Grundsätze aufzustellen. In weiten Kreisen mag es über- 
raschend, ja unbegreiflich erscheinen, daß die Mittelmächte und speziell Österreich- 
Ungarn in Zukunft auf militärische Rüstungen verzichten wollen. Europa wird 
zweifellös nach diesem Kriege auf eine neue internationale Rechtsbasis gestellt 
werden, welche Garantien der Dauerhaftigkeit bietet. Diese Rechtsbasis muß,, 
wie ich glaube, in ihrem Wesen vierfacher Art sein : Erstens muß sie Sicherheiten 
bieten, daß es keinen Reyanchekrieg, und zwar von keiner Seite mehr geben 
kann; wir wollen das eine erreicht haben, daß wir unseren Kindeskindern als 
Vermächtnis hinterlassen können, daß sie von Schrecken einer ähnlich fürchter- 
lichen Zeit, wie wir sie jetzt durchmachen, verschont bleiben. Keine Machtver- 
schiebung der kriegführenden Staaten kann dies erreichen. 

Der Weg, um zu diesem Ziele zu gelangen, ist allein der erwähnte der 
internationalen Weltabrüstung') und der Anerkennung des schiedsgerichtlichen 
Verfahrens. Es ist Überflüssig zu sagen, daß sich diese Maßregel der Abrüstung 
niemals gegen einen einzelnen Staat oder gegen eine einzelne Mächtegruppe 
richten darf, und daß sie selbstverständlich Land, Wasser und Luft in gleichem 
Maße umfassen muß. Aber der Krieg als Mittel der Politik muß bekämpft werden. 
Auf internationaler Basis, unter internationaler Kontrolle muß eine allgemeine, 
gleichmäßige, sukzessive Abrüstung aller Staaten der Welt erfolgen und die Wehr- 
macht auf das unumgänglichst notwendige beschränkt werden. 



1) A. a. O. S. 1241 ff. 

^ Nämlich dafür, daß Österreich-Ungarn nicht mit Waffengewalt niedergerungen 
werden kann. 

*) In der Sitzung des Ausschusses für Äußeres der ungarischen Delegation am 
4. Dezember 1917 forderte Graf Czernin .mit entsprechenden Garantien versehene 
Abmachungen über allmähliche, gleichzeitige und wechselseitige Herabsetzung der 
Rüstungen'. .Holländische Nachrichten*, 24. Dezember 1917, S. 1680 ff. 



K ■ ■ I 



244 ni. Anregungen von Regierungen 

Ich weiß sehr wohl, daß dieses Ziel ungemein schwer zu erreichen und dafi 
der Weg, der dahin fahrt, voll Schwierigkeiten, lang und dornenvoll ist. Und 
dennoch bin ich fest überzeugt, dafi er gegangen werden muß und daß er gegangen 
werden wird, ganz einerlei, ob der einzelne dies für wünschenswert hält oder 
nicht Es ist ein großer Irrtum, zu glauben, daß die Welt nach diesem Kriege 
wieder dort anfangen wird, wo sie 1914 aufgehört hat. Katastrophen, wie dieser 
Krieg eine ist, gehen nicht ohne tiefe Spuren vorüber, und das schrecklichste 
Unglück, welches uns widerfahren könnte, wäre es, wenn das Wettrüsten nach 
dem Friedensschluß seinen Fortgang nehmen würde, denn es würde den i^rirt- 
schaftlichen Ruin aller Staaten bedeuten. 

Schon vor diesem Kriege waren die militärischen Lasten drückend, obwohl 
wir speziell uns sagen müssen, dafi Österreich-Ungarn lange nicht auf der mili- 
tärischen Höhe war. Als es vom Kriege überrascht wurde, holte es die früher 
unterlassenen Rüstungen erst während des Krieges nach. Aber nach diesem 
Kriege wären bei freier RUstungskonkurrenz die Lasten für alle Staaten einfach 
unerträglich. 

Dieser Krieg hat gelehrt, daß mit vielfachen früheren Rüstungen gerechnet 
werden muß. Um nach diesem Kriege bei freier Rüstungskonkurrenz auf der Höhe 
zu bleiben, müßten alle Staaten alles verzehnfachen, sie müßten zehnmal so viel 
Artillerie, Munitionsfabriken, Schiffe und Unterseeboote als vorher und auch un- 
gleich mehr Soldaten haben, um diesen Apparat spielen lassen zu können. Das 
jährliche Budget aller Großstaaten müßte mehrere Milliarden umfassen. Das ist 
eine Unmöglichkeit. Bei allen Lasten, welche alle kriegführenden Staaten nach 
dem Friedensschluß sowieso schon mit sich schleppen werden, würden diese 
Ausgaben, ich wiederhole es, den Ruin der Völker bedeuten. Zurückzukehren auf 
die relativ geringen Rüstungen von 1914 wäre für einen einzelnen Staat schon 
ganz und gar unmöglich, denn er wäre dadurch dermaßen im Hintertreffen, 
daß seine militärische Kraft nicht zählen und seine Auslagen daher völlig zwecklos 
werden würden. Wenn es aber überhaupt gelingen könnte, allgemein auf das 
relativ geringe Rüstungsniveau von 1914 zurückzukommen, dann würde dies ja 
bereits eine internationale Rüstungsverminderung bedeuten, nur hätte es allerdings 
gar keinen Sinn, nicht weiter zu gehen und tatsächlich abzurüsten. 

Aus diesem Engpasse gibt es nur einen einzigen Ausweg: internationale und 
vollständige Weltabrüstung. Die riesigen Flotten haben keinen Zweck mehr, wenn 
die Staaten der Welt die Freiheit der Meere garantieren. Die Landheere müßten 
auf das geringe Maß reduziert werden, welches die Aufrechterhaltung der inneren 
Ordnung erfordert. Und nur auf internationaler Basis, d. h. unter Internationaler 
Kontrolle, ist dies möglich.' ^) 

In der am 25. September 1917 veröffentlichten Antwortnote Bulga- 
riens an den Papst wurde gesagt:*) 

.Die Gewalt wird in den internationalen Beziehungen dem Rechte und der 
Billigkeit weichen, sobald die Staaten, durchdrungen von den Menschlichkeits- 
gefühlen Eurer Heiligkeit, sich verständigt haben werden, um gleichzeitig den 
Stand ihrer Streitkräfte herabzusetzen und das obligatorische Schiedsgerichtsver- 
fahren in allen intemaUonalen Streitigkeiten anzunehmen.* 

^) Am Schlüsse seiner Rede behielt sich Graf Czernin eine Revision seines 
Friedensprogramms vor, wenn die Gegner die ausgestreckte Hand zurackweisen wflrdea. 
>) .Holländische Nachrichten«, 20. Oktober 1917. 
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Ferner hieß es in dem am 30. September 1917 veröffentlichten 
Handschreiben des türkischen Sultans auf die päpstliche Note: 

«Gleich Eurer Heiligkeit denken wir, daß zur Erreichung dieses im höchsten 
Grade menschlichen Zieles^) künftige Verhandlungen darauf gestellt sein müfiten, 
die praktischsten und wirksamsten Mittel zu suchen und zu finden, um gegenseitig 
und allmählich eine Begrenzung der Rüstungen zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft herbeizuführen, und so die Reichtümer und Hilfsquellen aller Völker der 
Entwicklung des Fortschritts, der Kultur und der Wohltaten der ganzen Mensch- 
heit dienstbar zu machen.'^ 

Wenn die Rüstungsfrage von den Zentralmächten durch jene Ant- 
wortnoten in völlig zustimmender Weise beantwortet wurde, so ist dies 
erfreuliche Resultat keineswegs ausschließlich der edlen Initiative des 
Papstes zu verdanken, sondern auch jenen zahllosen Anregungen, die 
vor und seit Kriegsbeginn für die Propaganda der Rüstungsbeschrän- 
kung gemacht worden sind. 

Von den Gegnern der Zentralmächte hat auf die päpstliche Anregung 
lediglich der italienische Minister des Äußern, Sonnlnö, in der Kammer- 
sitzung vom 25. Oktober 1917*) geantwortet: 

.Die Fragen der Abrüstung und des Schiedsgerichts sind eng miteinander 
vericnQpft, da es um so leichter wäre, die allgemeine Zustimmung zur Abrüstung 
zu erlangen, je besser die Verteidigung eines jeden gegen Überfälle und Ober- 
raschungen anderer gesichert würde. Für die Abrüstung wie für das Schiedsgericht 
liegt bereits die theoretische Zustimmung aller kriegführenden Mächte vor, die 
sich darüber in ihren Antworten auf die erste Botschaft des Präsidenten Wilson 
geäußert haben.*) Die Schwierigi(eit besteht aber darin, eine praktische Ordnung 
zu finden, die solche Wünsche zur Wirklichkeit werden läßt, um in der Tat nach 
dem Ausdruck des Papstes .die moralische Kraft des Rechts an Stelle der materieUen 
Gewalt der Waffen' setzen zu können. (Zwischenruf des sozialistischen Führers - 
Enrico Fern: Die Aufhebung der stehenden Heere.) Noch vor dem Abgeordneten 
Ferri hat Kardinal Gasparri in seiner Note an die britische Regierung vom 28. Sep- 
tember 1917 die allgemeine Aufhebung der obligatorischen Dienstpflicht vorge- 
schlagen. Ich wiU diesen Vorschlag nicht in seinen Einzelheiten erörtern; er 
scheint mir aber weder heute noch morgen leicht durchzuführen, um so mehr, als 
ein ausschliefilich freiwilliger Dienst für diejenigen Staaten, deren Verteidigung 
in der Hauptsache Landheeren anvertraut ist, in Friedenszeiten den Dienst von 
ausschliefilich Söldnertruppen bedeutet, was ebenfalls seine Gefahren in bezug 
auf die inneren Verhältnisse hat' 

^) Nämlich: .DaB diie künftige Gestaltung der Welt gegründet sein müsse auf 
den Ausschlufi der Gewalt der Waffen, auf die moralische Macht des Rechtes, auf den 
Triumph der internationalen Gerechtigkeit und der Gesetzmäßigkeit.* 

*) .Holländische Nachrichten', 20. Oktober 1917, S. 1236. In einer Rede auf 
dem Kongresse der Partei für Einheit und Fortschritt in Konstantinopel am 24. Sep- 
tember 1917 sagte der Großwesir Talaat- Pascha, die Türkei würde sich keiner Lösung 
der Rflstungsfrage widersetzen, die mit ihren Lebensinteressen vereinbar sei. Vgl. 
.Holländische Nachrichten', 20. Oktober 1917, S. 1230. 

*} .Corriere della Sera', 26. Oktober 1917. 

') Das trifft, soweit es sich um die Abrüstung handelt, wohl nicht ganz zu. 
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Daraufhin setzte der »Osservatore Romano" ausführlicher ausein- 
ander, wie sich der Papst die Verwirklichung seiner Vorschläge denke :^) 

„Der Gedanke des Heil. Stuhls über diese Frage ist nunmehr allgemein be- 
kannt. Abrüstung wird ausnahmslos von allen als das einzige Mittel zur Besei- 
tigung einer neuen Kriegsgefahr gefordert» oder wenigstens der Gefahr eines dem 
heutigen ähnlichen Krieges, um die erschöpften Finanzen der verschiedenen 
Staaten wieder zu ordnen, um soziale Erschütterungen zu vermeiden, die sonst 
leider vorauszusehen sind; wenn man aber zur Bestimmung des praktischen 
Systems übergeht, um die Abrüstung durchzuführen und aufrechtzuerhalten, hört 
die Übereinstimmung auf. Der Heil. Stuhl hat in seinem Aufruf aus Hochachtung 
vor den Staatsoberhäuptern der kriegführenden Mächte dieses System nicht angeben 
zu sollen geglaubt, indem er es vorwog, jenen die Sorge seiner Bestimmung 
zu überlassen. Der Heil. Stuhl glaubt aber, daß das einzige praktische 
und ohne Schwierigkeiten durchzuführende Mittel ein Obereinkommen zwischen 
den Kulturvölkern für die gleichzeitige und gemeinsame Aufhebung der mili- 
tärischen Zwangsaushebung ist, die von einem internationalen obligatorischen 
Gerichtshof ergänzt wird und als Sanktion von dem allgemeinen Boykott der- 
jenigen Nation, die versuchen sollte, die Dienstpflicht wiedereinzuführen oder 
sich weigern sollte, internationale Fragen dem Urteil des Schiedsrichters zu unter- 
breiten oder seine Entscheidung anzunehmen. Diese Aufhebung müßte der erste 
ArUkel des Friedensvertrages sein. Das Beispiel der Nationen, die keine Zwangs- 
aushebung haben, beweist zur Genüge die praktische Durchführbarkeit dieses 
Systems ; der freiwillige Militärdienst gibt ein ausreichendes Kontingent zur Auf- 
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung, ohne jedoch die gewältigen Heere zu 
liefern, die der moderne Krieg erfordert Eine Tatsache hat Herr Sonnino ver- 
gessen : wenn die Zwangsaushebung einmal abgeschafft wäre, könnte sie auch nach 
der jetzigen Verfassung der Mittelmächte nicht wieder eingeführt werden, ohne ein 
Gesetz, das vom Parlament angenommen werden müßte. Eine solche Annahme 
wäre aber mehr als problematisch, aus verschiedenen Gründen, besonders nach 
der Erfahrung des gegenwärtigen Krieges. Für die Aufrechterhaltung der ge- 
troffenen Abkommen hätte man daher nicht nur das Wort der Reglerenden, sondern 
ebensosehr die geforderte Garantie der Völker. Herr Sonnino fügt bei, daß 
„der ausschließliche Dienst von Freiwilligen für die Staaten, deren Verteidi- 
gung hauptsächlich Landheeren anvertraut ist, im Frieden den Dienst von Söldner- 
truppen bedeutet, der für die innere Politik auch seine Gefahren birgt."') Lassen 

*) Vgl. „Frankfurter Zeitung", 4. November 1917, erste Morgenausgabe. Schon 
vorher war vertraulich geäußert worden, daß der Papst die Lösung in einer Abschaf- 
fung der Zwangsdienstpflicht erblicke. Vgl. auch den Brief des Kardinalstaatssekretärs 
Gasparri an den französischen Bischof Seuß in Chesnelong, abgedruckt in der „Tijd" 
vom 8. November 1917. Gegen den päpstlichen Vorschlag wandte sich sogleich ein 
Leitartikel des „Reichsboten" vom 7. November 1917 mit der Behauptung, er treffe 
die großen Land- und Seemächte, insbesondere Deutschland und England, ungleich- 
mäßig. 

■) Am 29. November 1917 erklärte der Deutsche Reichskanzler Graf HertUng 
im Reichstage: „In seiner letzten Rede hat Sonnino den Gedanken einer allgemeinen 
Abrüstung vollkommen abgelehnt. Der Grund dafür ist bezeichnend genug. Er meinte, 
man könne die stehenden Heere nicht entbehren wegen der Möglichkeit innerer Ge- 
fahren.* Aus den oben wiedergegebenen Äußerungen Sonninos ergibt sich, daß von 
einer grundsätzlichen Zurückweisung keine Rede sein kann. 
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wir das hflfiliche Wort „Söldner" beiseite ; wenn sich aber die Qefaiiren für die 
innere Politik bei den Völkern nicht zeigen, die den Frei will igendienst besitzen, 
sieht man nicht ein, weshalb sie bei anderen auftreten sollten. Man braucht 
übrigens nur die wirtschaftliche Lage der Soldaten zu verbessern und man wird 
sicherlich mehr als genug zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung finden, 
immer aber noch weit weniger, als man für den modernen Krieg braucht' 

Weitere offizielle bzw. offiziöse Äußerungen zu dem Inhalt der 
Papstnote vom I.August 1917 sind nicht gefallen. 

Bemerkenswert ist noch ein Interview, das der Korrespondent des 
„Berliner Tageblattes", Dr. Leo Lederer, am 12. Dezember 1917 mit dem 
k. u. k. Kriegsminister v. Stoeger-Steiner in Wien gehabt hat. ^) Auf 
die Frage nach seiner Stellung zur Abrüstungsfrage antwortete der 
Kriegsminister : 

„Ich teile vollkommen die Ansicht des Grafen Czemin, dafi die Ausgaben 
für Heer und Marine eine Höhe erreicht haben, die sie unter gar keinen Um- 
ständen dauernd behaupten können. Es wäre auch vollkommen unrichtig, 
anzunehmen, daB etwa wir Militärs grundsätzliche Gegner der Abrüstung 
sind. Wir lieben unseren Beruf, aber wir sind uns dessen sehr wohl be- 
wußt, daß auch wir nur als Teile einem Ganzen zu 'dienen haben, und daß 
Heer und Flotte nur solange einen Daseinszweck erfüllen, solange sie eben für 
die Sicherheit des Staates notwendig erscheinen. Auch uns erscheint das System 
der Militärstaaten nicht als das Ideal der Weltordnung. Aber^ solange an die 
Stelle dieses Systems nicht ein anderes tritt, das in gleicher Weise Sicherheiten 
für die ungehinderte und freie Entwicklung des Staates bietet, solange haben 
Heer und Flotte ihre Pflicht zu erfüllen. Eine Abrüstung ist nur möglich, wenn 
sie allmählich, gleichzeitig und wechselseitig erfolgt. Niemals aber dürfen wir 
uns in eine Lage versetzen lassen, die der übrigen Welt gestattet, uns ihren 
Willen zu diktieren. Heute, da sich die Reihe der Militärstaaten noch um zwei 
gewaltige Mächte, England und die Vereinigten Staaten, vermehrt hat, weniger 
als je".*) 

^) „Berliner Tageblatt", 14. Dezember 1917, Morgenausgabe. 

*) Der Korrespondent richtete weiter folgende Frage an den Kriegsminister: 

„Hat dieser Krieg nicht den Beweis etbracht, Exzellenz, daß das System der 
stehenden Heere überhaupt eine überholte Einrichtung darstellt, die ohne Nach- 
teil durch das Milizsystem ersetzt werden kann, nachdem ja die stehenden Heere 
tatsächlich nur einen Bruchteil der im Felde kämpfenden Truppen darstellen und 
der einzelne Mann heute niemals die zwei- oder dreijährige Ausbildung genießt, 
sondern bereits nach drei oder vier Monaten ins Feld abrückt?" 

Darauf antwortete der Kriegsminister: 

.Ich weiß, dafi der Gedanke des Milizsystems heute eine große volkstümliche 
Schlagkraft besitzt Aber ich kann vor volkstümlichen Schlagworten nicht Halt 
machen, und einer eingehenden Prüfung halten die angeblichen Vorteile des 
Milizsystems nicht stand. Man behauptet, daß das Milizsystem billiger sei und 
die Volkswirtschaft nicht in gleichem Maße schädige, wie das System der ste- 
henden Heere. Tatsächlich ist aber das Milizsystem nachweisbar kostspieliger, 
und es ist überdies mehr als fraglich, welches System größere Nachteile für die 
Volkswirtschaft mit sich bringt: Ein System, das ein bestimmtes ziffernmäßig 
begrenztes Kontingent zu längerer Ausbildung dem Wirtschaftsleben entzieht, 
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Am 5. Januar 1918 erklärte der englische Ministerpräsident Lloyd 
O^or^ß^) zu Vertretern der Gewerkschaften, man müsse durch Schaffung einer 
internationalen Organisation die Last der Rüstungen zu beschränken suchen. 

In seiner Botschaft an den Kongreß vom 8. Januar 1918 stellte 
der amerikanische Präsident Wilson 14 Friedensbedingungen auf, von 
denen eine lautete: 

„Die vierte Bedingung ist, dafi entsprechende Qaranüen gegeben und ange- 
nommen werden, daß die Rüstungen der Völker auf das niedrigste, mit der 
inneren Sicherheit zu vereinbarende Mafi herabgesetzt werden".*) 

Hierauf antworteten der Deutsche Reichskanzler Graf Hertling und 
der österreichische Minister des Äußern Graf Czernin.^) Ersterer sagte 
am 24. Januar 1918 im Hauptausschusse des Reichstages: 

oder ein System, das mehr oder weniger die Gesamtheit der Bürger immer wieder 
für kürzere Zeit zum militärischen Dienst verpflichtet. Natürlich hat uns der 
Krieg manche Anregung gegeben, auch die Frage der Ausbildung des Soldaten 
zu überprüfen, und die Erfahrungen des Krieges lassen auch eine gewisse Ver- 
kürzung der zwei- und dreijährigen Dienstzeit denkbar erscheinen. Aber ganz 
verfehlt wäre es, aus der gegenwärtigen Ausbildungspraxis weitgehende Schlüsse 
zu ziehen. Der Mann, den wir heute unter dem Zwange der Verhältnisse nach 
drei oder vier Monaten ins Feld schicken, ist vielleicht ein Qewehrträger, ein 
Soldat ist er nicht. Zum Soldaten macht ihn erst die harte Schule des Schlacht- 
feldes, macht ihn die Disziplin, die ihn mit eiserner Klammer umfafit. Eine 
Organisation, die das Bleibende im ständigen Wechsel darstellt, die die Tradition 
hochhält und so den einzelnen zum brauchbaren Glied des Ganzen macht, wird auch 
das Volksheer der Zukunft nicht entbehren können. Man darf auch nicht ver- 
gessen, dafi die Zeit, die der Mann beim Militär verbringt, für ihn nicht verloren 
ist. Er lernt vor allem zwei Dinge kennen, die das Leben in einer auf sittlichen 
Grundsätzen ruhenden Welt immer und überall von ihm verlangen wird : Disziplin 
und Pflichtgefühl. Die Ausgaben für Heer und Flotte mögen vielfach unproduktive 
Anlagen gewesen sein, aber was die Institutionen der Landesverteidigung der 
Gesamtheit an Volksgesundheit und sittlichen Werten gegeben haben, wird sich 
in Ziffern nie erfassen lassen." 
^) Vgl. .Holländische Nachrichten', 21. Januar 1918, S. 1913 ff. Kurz vorher, 
am 14. Dezember 1917, hatte Lloyd George bei einem den Leitern des Luftdienstes in 
London gegebenen Bankett erklärt, daß Worte von einer Liga der Nationen, Abrüstung 
usw. schöne große Redensarten seien, wenn England nicht siege. .Holländische Nach- 
richten', 31. Dezember 1917, S. 1743 ff. Am 10. Dezember 1918 erklärte Lloyd George 
in einer Londoner Frauenversammlung, der Bestand von Riesenheeren, die zum Kriege 
verleiteten, dürfte fortan nicht mehr gestattet sein. Balfour, der britische Staats- 
sekretär des Äußern, sprach sich am I.August 1918 über die Abrüstung skeptisch aus. 
Vgl. .Holländische Naclirichten', 19. August 1918, S. 1581. 

*) In seiner Botschaft an den Kongreß vom 1. Dezember 1918 hat Wilson die 
Weiterführung des in Angriff genommenen Flottenbauprogramms empfohlen, da es 
nicht vernünftig sei, die Seerüstungen einer noch nicht sicheren zukünftigen Welt- 
politik anzupassen. Vgl. .Holländische Nachrichten', 16. Dezember 1918, S. 2463. 
Nach späteren Pressemeldungen soll jedoch der Kongreß beschlossen haben, mit 
weiteren Rüstungen zu warten, bis das Ergebnis der Friedenskonferenz vorliege, 
s) .Holländische Nachrichten', 4. Februar 1918, S. 2008 ff., 2015 ff. 
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„Wie schon früher von uns erklärt wurde, ist der Gedanke einer Rüstungs- 
beschränkung durchaus diskutabel. Die Finanzlage sämtlicher europäischen 
Staaten nach dem Kriege dürfte einer befriedigenden Lösung den wirksamsten 
Vorschub leisten." 

Am gleichen Tage äußerte sich Graf Czernln in der österreichischen 
Delegation : 

»»Punkt vier, welcher die allgemeine Abrüstung verlangt, erklärt in einer be- 
sonders guten, klaren Stilisierung die Notwendigkeit, die freie Rflstungskonkur- 
renz nach diesem Kriege auf jenes Mafi herunterzudrücken , welches die innere 
Sicherheit der Staaten erfordert. Herr Wilson spricht dies klipp und klar aus. 
Ich habe mir gestattet, den gleichen Gedanken vor einigen Monaten in meiner 
Budapester Rede zu entwickeln. Er bildet einen Teil meines politischen Glaubens- 
bekenntnisses , und eine jede Stimme, welche sich in gleichem Sinne erhebt, 
begrüße ich dankbarst." « 

In einer Rede an die Obmänner-Konferenz des Wiener Gemeinde- 
rats vom 2. April 1918 betonte Graf Czernin weiter.^) 

„Ich nehme den Bleistift zur Hand und rechne nach, mit welch furchtbaren 
Lasten die Staaten der Erde aus diesem Kriege hervorgehen werden, und ich 
frage vergebens, wie sie bei weiterer freier Rüstungskonkurrenz die militärischen 
Ausgaben werden machen können. Ich glaube nicht, daß irgendein Staat in der 
Lage sein wird, nach diesem Kriege jährlich mehrere Milliarden für die durch 
den Krieg so bedeutend erhöhten militärischen Bedürfnisse auszugeben. Ich 
glaube vielmehr, dafi die finanziellen Vis majors die Welt zu einem internationalen 
Kompromiß über die Herabsetzung der Rüstungen zwingen werden. Meine Hoff- 
nung ist weder idealistisch noch phantastisch. Sie ist realpolitisch in des 
Wortes wahrster Bedeutung. Ich hielte es für ein großes Unglück, wenn es nicht 
schließlich gelingen sollte, zu allgemeinen Vereinbarungen über die Verminde- 
rung der militärischen Rüstungen zu gelangen."') 

Der Vizekanzler des Deutschen Reiches') v. Payer bekannte sich 
am 12. September 1918 in einer öffentlichen Versammlung in Stuttgart 
zu der Idee des Völkerbundes und erklärte insbesondere: 

.Die Abrüstungsvereinbarungen wollen wir, volle Gegenseitigkeit vorausge- 
setzt, sogar gerne auf die Seestreitkräfte, nicht bloß auf die Landheere ausdehnen.* ^) 

Als Deutschland und Österreich - Ungarn in ihren Noten vom 
5. Oktober 1918, in denen sie den Präsidenten Wilson um die Einleitung 

^) „Hamburger Fremdenblatt", 3. April 1918, Morgenausgabe. 

*) In einem am 8. September 1918 in der .Neuen Freien Presse' erschienenen 
Aufsatz hat Graf Czernin nach seinem Rücktritt erklärt: .Darüber dürfen wir uns 
jedenfaUs keiner Täuschung hingeben, dafi der Widerstand, dem Gedanken der Ab- 
rüstung auch nur prinzipiell näherzutreten, der stärkste Balken ist, der das Friedens- 
tor noch versperrt, und ich halte diesen Widerstand daher für einen schweren kriegs- 
verlängernden Fehler, von welcher Seite er immer komme.' 

*) Noch am 19. März 1918 hat., der Führer der Konservativen, Graf Westarp, 
im Deutschen Reichstage erklärt, von Rüstungsbeschränkungen nach dem Kriege 
dürfe keine Rede sein. .Berliner Tageblatt', 20. März 1918, Morgenausgabe. Vgl. 
auch 9. Siemens, .Belgien und die Abrüstungsfrage*, Berlin 1918, S. 8 ff. 

^) .Berliner Tageblatt", 13. September 1918, Morgenausgabe. 
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von Friedensverhandlungen baten, die 14 in der Kongreßbotschaft 
vom 8. Januar 1918 enthaltenen Punkte annahmen, verpflichteten sie 
sich erneut, in eine Rüstungsbeschränkung zu willigen. 

Bald darauf führte der österreichisch-ungarische Minister des Äußern, 
Graf Burian^ in dem Ausschusse für das Auswärtige der ungarischen 
Delegation am 15. Oktober 1918 aus: 

•Die Konstituierung des VöUterbundes wird die Voraussetzung für die Herab- 
setzung der Rüstungen und für die Normierung der Freiheit der Schiffahrt zur 
See sein, Postulate, die seit langem zu unserem Friedensprogramm gehören. Mit 
der Aufrichtung des Völlcerbundes als gemeinsamer Schutzmacht der einzelnen 
Staaten wird der internationale Selbstschutz durch Rüstungen jeden Zweck ver- 
loren haben. Allerdings wird er auch erst dann überflüssig geworden sein, wenn 
die Liga die Funkti#nen des Selbstschutzes des einzelnen Staates wirksam über- 
nommen haben wird.*^) 

Unter den verschiedenen Erklärungen deutscher Staatsmänner,*) 
die die im Waffenstillstandsangebot eingegangene Verpflichtung des 
Reiches besonders betonten, sei diejenige des Reichsministers desÄuBem, 
Grafen v. Brodkäorff-Rantzati, in der Sitzung der Nationalversammlung 
vom 14, Februar 1919 hervorgehoben: 

.Ein Beweis unserer friedlichen Politik wird zunächst in unserer entschlossenen 
Abkehr von jeder Rüstungspolitik liegen. . . . Schon aus wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Gründen ist Deutschland darauf angewiesen, seine Rüstung auf das Maß 
zu beschränken, das mit der Aufrechterhaltung der Ordnung im Innern und der 

^) .Neue Zürcher Zeitung-, 16. Oktober 1918, 1. Mittagsblatt. Als im Juni 1918 
Verhandlungen zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn zur Vertiefung des Bünd- 
nisses auch über eine gewisse Vereinheitlichung der Heere schwebten, wurde Graf 
Burian von dem Berichterstatter des .Berliner Tageblatts* gefragt, ob dadurch die spätere 
Abrüstung nicht erschwert würde. Graf Burian antwortete: .Ich sehe nicht ein, 
inwiefern zukünftige Abrüstungsmöglichkeiten durch die Tatsache erschwert werden 
könnten, daB zwei Heere in ihren Einrichtungen enger genähert worden sind. Wenn 
sich aus diesem Kriege die Aussichten auf eine gleichmäßig verteilte Heeresverringe- 
rung aller Staaten ergeben sollten, so wird niemand eine solche mit größerer Qenug- 
iuung begrüßen und fördern, als wir.« .Berliner Tageblatt', 10. Juni 1918, Abend- 
ausgabe. Auch in einer Unterredung mit den Reichsratsabgeordneten Hanusdi und 
Sever sowie dem Chefredakteur der .Arbeiterzeitung' hat sich Graf Burian am 21. Juni 
1918 zugunsten einer Herabminderung der Rüstungen ausgesprochen. .Holländische 
Nachrichten', 8. Juli 1918, S. 1233. 

«) Hervorgehoben sei, daß die .Deutsche Gesellschaft für Völkerrecht' Im 
Januaj 1919 einen deutschen Entwurf einer Verfassung des Völkerbundes entworfen 
hat, dessen Art. 22 lautete: 

.Die Heeres- und Marineausgaben dürfen einen Betrag nicht überschreiten, 
der 257o der Heeres- und Marineetats des Jahres 1909 gleichkommt. Der 
Völkerbundkongreß wird die Ausführung dieses Grundsatzes bestimmen und 
überwachen.* 

Die Ergebnisse sonstiger nationaler Studienkommissionen über unsere Frage 
sind mir bis Drucklegung nicht bekanntgeworden. 
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Sicherung der Grenzen nach außen irgend vereinbar ist. ... Es wäre ein Irrtum, 
zu glauben, daß bei der Konzentrierung der Kräfte auf die friedliche Arbeit im 
Innern die äußere Politik zu kurz käme. Denn eine Außenpolitik, die sich auf 
überlegene Waffenmacht stützt, ist zwar eine bequeme, aber meist eine schlechte 
und unfruchtbare Politik. (Sehr richtig! links.) Von mir jedenfalls werden Sie 
nur eine solche Führung der Reichsgeschäfte erwarten dürfen, die nicht alle Augen- 
blicke ans Schwert schlägt, um ihre Absichten durchzusetzen, sondern den Gegner 
•davon überzeugt, daß es sein eigenes Interesse ist, auf unsere Absichten einzu- 
gehen. Die äußere Abrüstung allein genügt aber nicht, es muß die geistige 
Abrüstung mit ihr Hand in Hand gehen.' 

Nur die wichtigsten Äußerungen habe ich im vorhergehenden wieder- 
gegeben. Insbesondere ist es nicht möglich, die zahlreichen Erklärungen 
von Asquithy^) Barnes^^) Cecily^) Orey^^) Lansdowne^^) Smuth^) und 
anderer führender englischer Politiker aus der neuesten Zeit zugunsten einer 
Rüstungsverständigung ausnahmslos wiederzugeben. Hervorgehoben sei 
nur noch, daß sich am 28. September 1918, kurz vor dem Zusammen- 
bruch der deutschen Kriegspolitik, sogar die nationalliberale Fraktion 
des Deutschen Reichstags in einer Entschließung zugunsten eines Völker- 
bundes und einer gleichzeitigen gegenseitigen Begrenzung der Rüstungen 
aussprach,') und daß der Führer der Zentrumsfraktion des Deutschen 
Reichstags, Matthias Erzberger, in einer vielbeachteten Schrift über den 
«Völkerbund" die gleiche Forderung, die er sich schon länger zu eigen 
gemacht, mit großer Wärme vertrat. 

* « 

* 



1) Vgl. Erzherger, .Der Völlierbund', S. 24. 

*) Vgl. z. B. seine Rede in Cambridge vom 6. August 1918; .Berliner Tage- 
blatt*, 7. August 1918, Morgenausgabe. Siehe ferner die Rede des Unterhausmit- 
gliedes Thomas vom I.August 1918; Erzherger, .Der Völlcerbund*, S. 29. 

') Vgl. .Holländische Nachrichten', 11. März 1918/ S. 262, und 2. Dezember 1918, 
S. 2427. Am 13. November 1918 erklärte er vor der Universität Birmingham: .Das 
Abrflstungsprogramm ist schwierig. Ich habe bisher noch keinen Plan gesehen, der 
sicher und durchfahrbar erschiene. In Ermangelung eines solchen Planes müssen 
wir darauf vertrauen, daß die Völker allmählich in dem Mafie abrüsten werden, in 
dem die Notwendigkeit für internationale Bewaffnung aufhört.* 

*) Vgl. insbesondere seine Schrift .The League of Nations*, Oxford 1918. 

*) Vgl. z. B. seine Rede im englischen Oberhause vom 20. März 1918; .Berliner 
Tageblatt*, 21. März 1918, Morgenausgabe. 

•) Vgl. seine Schrift .The League of nations', London 1918. 

') .Kieler Zeitung*, 29. September 1918. In einem neu entworfenen Aktions- 
programm vom Mai 1918, das von einer auf dem Würzburger Parteitag von 1917 ein- 
gesetzten Kommission ausgearbeitet worden war, hatte die sozialdemokratische Partei 
•Umwandlung des stehenden Heeres in ein Volksheer, beginnend mit der Herab- 
setzung der Dienstzeit' gefordert. .Berliner Tageblatt', 24. Mai 1918, Abendausgabe. 
Vgl. ferner die ausgezeichneten Reden von Troelstra in der holländischen Zweiten 
Kammer vom 20., 21. November 1917 und 31. Januar 1918. .Holländische Nach- 
richten*, 10. Dezember 1917, S. 1593, und 18. Februar 1918, S. 72 ff. 
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Als erstes praktisches Resultat der Bestrebungen auf unserem Ge- 
biete ist der Pariser Völkerbundsentwurf der alliierten Konferenz vom 
14. Februar 1919 zu betrachten, dessen §§ 8 und 9 folgendes be- 
stimmten : 

,§ 8. Die vertragschliefienden Teile erkennen an, dafi die Aufrechterhaltung 
des Friedens eine Beschrflnlcung der nationalen Rüstungen erheischt, und zwar 
auf das Minimum, das mit der gemeinsamen Ausführung der internationalen 
Verpflichtungen und mit der nationalen Sicherheit verträglich ist. Es sollen 
dabei die geographische Lage und die allgemeinen Umstände eines jeden Landes 
berücksichtigt werden. 

Der ausführende Rat^) ist beauftragt, den Plan für diese Verringerung der 
Rüstungen auszuarbeiten. Er soll aufierdem jeder Regierung eine gerechte nnd 
vernünftige Festsetzung der militärischen Rüstungen zur Prüfung vorlegen, die 
dem Maßstab der durch das Abrüstungsprogramm festgesetzten Streitkräfte ent- 
spricht. Die angenommenen Grenzen dürfen ohne Bewilligung des ausführenden 
Rates nicht überschritten werden. 

Die vertragschliefienden Teile stimmen darin überein, daß die private Her- 
stellung von Munition und Kriegsgerät zu schweren Bedenken Anlaß gibt Sie 
beauftragen den ausführenden Rat, zu erwägen, wie die hieraus sich ergebenden 
verderblichen Folgen hintangehalten werden können, unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse der Länder, die selbst nicht die für ihre Sicherheit nötige Munition und 
Kriegsgerätschaften herstellen können. Die veriragschließenden Teile verpflichten 
sich außerdem, sich gegenseitig die Lage ihrer Industrien, die für den Krieg in 
Betracht kommen können, nicht zu verheimlichen, ebensowenig auch den Stand 
ihrer Rüstungen. Sie verpflichten sich femer, offen Informationen über ihre 
militärischen und maritimen RUstungsprogramme auszutauschen. 

§ 9. Es wird eine ständige Kommission eingesetzt werden, die dem Völker- 
bund ihre Ansicht über die Ausführung des § 8, und überhaupt allgemein über 
militärische und maritime Fragen unterbreiten soll.* 

■ 

^) Der ausführende Rat soll folgendermaßen zusammengesetzt sein: 

.Der ausführende Rat wird sich aus Vertretern der Vereinigten Staaten, des 
britischen Reiches, Frankreichs, Italiens und Japans zusammensetzen, außerdem 
aus Vertretern von vier dem Völkerbunde angehörenden Staaten. Die Auswahl 
dieser vier Staaten wird durch die Vertreterversammlung getroffen werden. Der 
ausführende Rat wird von Zeit zu Zeit zusammentreten, wenn die Umstände es 
erfordern , mindestens aber einmal jährlich, um aUe Fragen des Weltfriedens zu 
besprechen. Alle Mächte, deren Interessen direkt durch eine der auf die Tages- 
ordnung gesetzten Fragen einer Sitzung des ausführenden Rates berührt werden, 
werden eingeladen werden, an dieser Sitzung teilzunehmen, und der gefaßte Be- 
schluß wird diese Macht nur binden, falls sie eingeladen war." 
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«) Versuche, um mit Preußen bzw. Deutschland zu einer 

Rfistungsverständigung zu gelangen 

Sehr bemerkenswert sind auch die Bestrebungen, nicht auf dem 
Wege eines Mondial-, sondern eines Partialvertrages mit anderen Mächten 
zu einer Rüstungsvereinbarung zu gelangen. Entsprechende Vorschläge 
wurden besonders Preußen bzw. Deutschland gegenüber gemacht, was 
s^r natürlich erscheint, da dieser Staat immer eine sehr starke Militär- 
macht gewesen ist. 

Einige Jahre nach Beendigung des Siebenjährigen Krieges — etwa 
im Winter 1766/67 — machte der österreichische Staatskanzler Fürst 
Kaarutz den Versuch, mit Preußen zu einer Verständigung über die 
Rüstungen zu gelangen, und zwar auf der Grundlage des Hubertus- 
burger Friedens. Es sollten drei Viertel der Soldaten, die damals unter 
den Fahnen gestanden hatten, entlassen und zur Kontrolle des Vertrages 
bei Truppenbesichtigungen Militärattaches der Gegenpartei zugezogen 
werden. Zur Begründung dieses Vorschlages erklärte Kaunitz dem 
preußischen Gesandten in Wien: Die großen stehenden Heere seien 
ebenso schädlich wie die Klöster und bedrohten das Menschengeschlecht 
mit völligem Verderben. Dem müsse ein Ende gemacht werden. Die 
Hauptschwierigkeit, die Bemessung der Truppen für die einzelnen 
Mächte, werde durch seinen Vorschlag überwunden. 

Friedridi der Große lehnte diesen Vorschlag ab. Er erklärte, 
dieser sei nur aus der finanziellen Lage Österreichs, das so viel Truppen 
nicht unterhalten könne, zu erklären. Vertraulich gab er der Befürch- 
tung Ausdruck, die Österreicher könnten im Ernstfälle ihre Armeen 
schneller versammeln als er. Der preußische Gesandte in Wxtn wurde 
beauftragt, falls Kaunitz nochmals auf den Vorschlag zurückkäme, die 
Erklärung abzugeben, das Projekt scheine ihm nach dem des Abbä de 
Saint Pierre auszusehen, und die Mächte würden sich schwerlich über 
die Zahl der beizubehaltenden Truppen einigen.^) 

^) A. //. Loebl (.Archiv für österreichische Geschichte' 1903, Band 92, S. 416 
ii^ dem Artikel .Osterreich und Preufien 1766—1768') meint, dafi FrUdridi der Große 
durch den Abrflstungsvorschlag, den er notwendig als Ablenknngs- und Einschlaf erungs- 
mittel hätte ansehen müssen, mißtrauischer denn je geworden sei. Durch die der 
Ablehnung des Vorschlages folgenden umfassenden Rüstungen Österreichs in Ungarn 
und Mähfen sei, so fahrt Loebl fort, Friedridi der Große bald ganz in Rufilands Arme 
getrieben worden. Chr. W. v. Dohm (.Denkwürdigkeiten meiner Zelt', IV, Lemgo 
und Hannover, 1819, S. 317 ff.) g^ubt, Friedridi der Große habe den Antrag abgelehnt, 
weil die Bestimmung des Mafies, in dem die Rüstungen vermindert werden soUten, 
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1769 brachte Kaiser Josef II. bei seiner Begegnung in Neiße 
Friedrich dem Großen gegenüber den Plan nochmals vor, aber auch 
diesmal ohne Erfolg.*) 

Hundert Jahre später, im August 1868, regte der österreichische 
Gesandte in Brüssel, Graf Vitztum, bei dem österreichischen Minister- 
präsidenten Graf Bellst an, Napoleon III . aufzufordern, König Wilhelm L 
von Preußen zu allgemeiner Abrüstung anzuregen.*) Napoleon sollte in 
einem offenen Briefe erklären, daß er den Prager Frieden trotz mehrerer 
Bedenken angenommen habe; er sei jetzt im Begriffe, seiner Armee 
eine stärkere Organisation zu geben: nun aber wünschten alle Völker 
dringend eine Verminderung der jährlich anschwellenden Militärlast; -er 
sei zu einer Rüstungsbeschränkung bereit, wenn Preußen ihm durch 
eine befriedigende Zusage über die Beachtung des Prager Friedens die 
Möglichkeit dazu gebe. In einer den Vorschlag begründenden Denk- 
schrift an den Kaiser war darauf hingewiesen, welche Popularität sich 
dieser durch seine Initiative erwerben würde. Ferner war dargetan, daß 
durch die Annahme des Antrages der Friede Europas gesichert, durch 
die Ablehnung aber die preußische Politik diskreditiert und der preußi- 
schen Regierung fortan kein Geld mehr zu weiteren Rüstungen vom 
Reichstage bewilligt werden würde. Im September 1868 überreichte 
Graf Vitztum im Einverständnis mit Graf Beust dem französischen 
Staatsminister Rouher die Denkschrift. Dieser wollte zwar von dem 
oft mißlungenen Plane einer Abrüstungskonferenz nichts wissen, war 
aber wohl bereit, Napoleon III. den Grundgedanken einer Rüstungs- 
verminderung zu empfehlen. Napoleon IIL^ der sich damals gerade in 
Biarritz befand, erklärte jedoch auf diese Anregung, bei der preußischen 
Landwehr- Verfassung wäre eine beiderseitige, gleichmäßige Verminde- 
rung der Feldarmee ein Selbstbetrug (march6 de dupe).«) Diesem Be- 
denken suchte Rouher dadurch zu begegnen, daß er einen Entwurf 
ausarbeitete, wonach für die nächsten zehn Jahre die Friedensstärke 

zu großen Schwierigkeiten geführt und eifersüchtige Beobachtung der Rüstungen jeder 
Partei zur Folge gehabt hätte. Dohm hält dies Bedenken für berechtigt und meint 
daß .nur auf gleiche Überzeugung gegründetes, gleichzeitiges Verfahren aller großen 
Staaten' eine Verminderung der stehenden Heere herbeiführen könne. Er hebt schliefi- 
lieh hervor, Friedridi der Große habe wohl die Rüstungen etwas übertrieben und 
andere Staaten ebenfalls zu Heeresverstärkungen veranlaßt. 

In diesem Zusammenhange sei auch ein häufiger zitiertes Wort aus dem Tage- 
buche des alternden Friedridi erwähnt: .Es würde dje Zeit kommen, wo es gelte, 
Apostel auszuschicken, die gegen das Wettrüsten predigten.* 

*) Fried, .Handbuch der Friedensbewegung*, II, S. 32, 33. 

*) Vgl. v. Syhel a. a. O., VI. Band, S. 369 ff., 388, VII. Band, S. 87; Beust .Aus 
drei Vierteljahrhunderten-, Stuttgart 1887, II, S. 340 ff. 

*) Das war auch die Meinung des französischen MilitfirbevoUmflchtigten in Paris, 
Baron Stoffel \ v. Sybel a. a. O., VII. Band, S. 203. 
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der französischen und preußischen Armee auf je 250000 Mann fest- 
gesetzt, die Reserve von ihrer Verpflichtung entbunden, ferner die preu- 
ßische Landwehr und die französische Mobilgarde ^) aufgelöst werden 
sollte. Napoleon III. ging auch hierauf nicht ein und soll, seiner früheren 
Oberzeugung zuwider, erklärt haben: „Ein Napoleon kann nicht ent- 
waffnen, geschweige das Signal zu einer allgemeinen Abrüstung geben; 
er würde damit seine Krone auf das Spiel setzen." ^) Später, Ende 1869, 
erklärte Napoleon IIL den österreichischen Staatsmännern: man habe ihn 
zu einer Abrüstung aufgefordert; er wolle etwas Besseres vorschlagen, 
nämlich einen Dreibund zwischen Frankreich, Österreich und Italien. 

Im Jahre 1870 nahm der Kaiser jedoch denselben Gedanken 
nochmals auf, nachdem GrafDarUy der französische Minister des Äußern, 
seine Bedenken zerstreut hatte. Graf Dara bat am 1. Februar 1870 
Lord Clarendon um die Weitergabe einer Anregung, die im Februar 1870 
Bismarck durch den englischen Gesandten Loftus vorgelegt wurde. Sie 
fand bei dem preußischen Ministerpräsidenten eine kühle Aufnahme. Dieser 
erklärte, der Gedanke sei mit dem preußischen Heeressystem so unver- 
träglich, daß er sich nicht getraue, ihn dem Könige auch nur vorzulegen. 

In einem Schreiben vom 9. Februar 1870 an den preußischen Bot- 
schafter in London, Grafen Bernstorf f, führte Bismar<k aus: 

.... Unsere geographische Lage ist ganz von der jeder anderen Kontinental- 
^ macht verschieden und verträgt in keiner Weise einen Vergleich mit der Insel- 
lage Grofibritanniens. Wir sind auf allen Seiten von Nachbarn umringt, deren 
Militärmacht ein bedeutsames Element in allen politischen Kombinationen bildet. 
Jede der drei anderen Kontinentalgrofimäclite ist dagegen so gestellt, daß sie 
wenigstens auf einer ihrer Grenzen keinem ernsthaften Angriffe ausgesetzt ist, 
und Frankreich ist unter ihnen auf drei Seiten vor jeder Gefahr gedeckt. Diese 
drei Mächte haben in den letzten Jahren ihre Militärkräfte bedeutend verstärkt, 
in höherem Verhältnis als wir. Österreich und Frankreich haben ihr Militär- 
system völlig umgewandelt, um uns jeden Augenblick mit verstärkten Kräften 
angreifen zu können. Osterreich, Frankreich und Rußland haben sämtiich eine 
Armee, die auf dem Friedensfuße der unseren an Zahl überlegen ist. Außerdem 
ist unser Militärsystem so durchsichtig, daß jede Erhöhung unserer Streitkräfte 
sofort genau erkannt und abgewogen werden kann; die Bedeutung jeder Er- 
höhung oder Verminderung unserer Militärkräfte kann also ganz genau berechnet 
werden. Die Militärsysteme der anderen Nationen sind nicht die gleichen. Selbst 
im Falle einer nominalen Herabsetzung der Jahrgänge ermöglichen sie die Bei- 
behaltung oder Erneuerung aller ihrer Kräfte. Sie gestatten eine materielle Er- 
höhung dieser Kräfte, ohne die Aufmerksamkeit auf sich zu lenken oder doch 
Jedenfalls, ohne daß es möglich wäre, etwas zu beweisen. Bei uns dagegen 
wird das Militärsystem, das nach seiner Art öffentlich ist, es noch mehr auf 

^) V. Sybel bemerkt hierzu, daß die Mobilgarde damals erst auf dem Papier 
gestanden hätte. 

*) Beust a. a. O. S. 243, erwähnt noch, daß im Sommer 1869 zwischen Preußen 
und Österreich eine Rastungsverminderung durch Depeschen Wechsel zustande gekommen 
sei. Genaueres habe ich darüber nicht gefunden. 



256 III* Anregungen von Regierungen 

Qrund der Natur unserer Einrichtungen. Unter solchen Umständen und in dem 
Falle einer sofortigen Erörterung über Maßregeln von solcher Bedeutung mflsses 
wir uns fragen, wie man uns verbürgen könnte, dafi unsere Lage den andeno 
Mächten gegenüber nicht tatsächlich im ungünstigen Sinne verändert würde, 
wenn wir unsere Zustimmung zu einem anscheinend gerechten und unparteüscha 
Systeme gäben, das aber trotzdem eine ungleiche Behandlung der in Frage 
stehenden Parteien herbeiführen müßte. Jede Schwächung der Macht Preußeos, 
jede Verwirrung in dem europäischen Gleichgewicht kann England kaum nfitz- 
lieh sein. Die Vorbereitung der Großmächte auf den Krieg ruft zweifellos eines 
Zustand der Beunruhigung hervor, wie Lord Clarendon richtig bemerkt; aber 
man muß gestehen, daß sie als eine wirksame Bürgschaft dafür an^esehtn werden 
kann, daß jeder Angriff oder jeder Versuch einer Änderung an den bestehenden 
Rechten auf einen festen und tatsächlichen VTiderstand stieße. Ich erachte, daB 
das verflossene Jahr dafür neue Beweise erbracht hat, und Lord Clarendon ist 
wegen seiner innigen Vertrautheit mit den Ereignissen unserer Epoche besser als 
irgendwer gestellt, um das Zutreffende meiner Bemerkung zu beurteilen. Die 
Erhaltung des Friedens ist nicht nur auf die friedlichen Neigungen der Regie- 
rungen zurückzuführen ; die Macht und der Stand der Vorbereitungen der Nadi- 
barstaaten haben ebenfalls viel dazu beigetragen, die öffentliche iVLeinung zu leiten 
und die getroffenen Entschließungen vorzuschreiben. Die Tendenzen einer Nation 
können durch und durch friedlich, sie können auf einem richtigen Verständnis 
ihrer Interessen begründet sein; aber sie sind nichtsdestoweniger einem plötz- 
lichen Wandel infolge irgendeines unvorhergesehenen Zwischenfalles oder einer 
künftigen Aufregung ausgesetzt. Unter solchen Umständen könnten wedtr det 
mächtigste noch der einflußreichste Minister für die Dauer der friedlichen 
Neigungen eintreten.* 

Aber Graf Dam gab sich noch nicht geschlagen. Er erbat am 
13. Februar 1870 erneut die Vermittlung Ciarendons und betonte: Da 
man nicht wechselseitig abrüsten wolle, werde Frankreich allein be- 
ginnen, „pour affirmer par des actes, qui valent mieux que des paroles, 
ses intentions, sa politique". Er wolle deshalb der Kammer vorschlageni 
die regelmäfiige Rekrutierung dieses Jahres um 10000 Mann zu ver- 
mindern. Er würde eine noch größere Verminderung beabsichtigt haben, 
falls er vom Norddeutschen Bunde eine befriedigende Antwort erhalten 
hätte. Clarendon legte diesen Vorschlag erneut Bismarck vor, ohne 
dafi ein Resultat erzielt wurde. Tatsächlich verminderte der französische 
Gesetzentwurf vom 21. März 1870 das Kontingent für das nächste Jaftfi 
nämlich für 1871, von 100000 auf 90000 Mann. Am 1. Juli 1870, etwa 
zwei Wochen vor Kriegsausbruch, nahm die Kammer das Gesetz an.^j 

*) V. Sybel a. a. O., VII. Band, S. 203; Fried a. a. O. S. 80 ff.; Picard, S. 33; 
Pingaud, ,NapoUon III ti le d6sannement% in .Revue de Paris', Mai 1899; Duval, 
•Projets de dösarmement franco-prussien en 1870*». in .Revue de Paris*, Februar 1914; 
Modi, .L'Alsace-Lorraine devant l'Europe'. Paris 1894, S. 104 ff.; Modi, .L'Aisace-Lor- 
raine', Paris 1895, S. 50; Modt, .Comment se fera le d^sarmement', Bern 1897, S. 5; 
.Preufiische Jahrbücher-, Oktoberheft 1898, S. 186; .Die Waffen nieder- 1898, S. ^n\ 
.Priedenswirte« 1914. S. 109 ff.; Lord Newton, .Lord Lyons, k record of Bfitiib 
Diplomacy-, London 1913, I, S. 261. 
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1877 nahm Gambetta die Intervention des italienischen Staats- 
ba: mannes Crispi in Anspruch, um Bismarck eine deutsch-französische 
N: Rüstungsbeschränkung vorzuschlagen. Cm/?/ sprach darüber am 17.Sep- 
^^' tember 1877 mit Bismarck in Gastein. Letzterer erklärte, eine Abrüstung 
der beiden Länder wäre nicht möglich; vor 1870 habe man die Frage 
^, mit Napoleon III. verhandelt. Nach langen Besprechungen sei damals 
i^}i der Beweis geliefert worden, daß der Gedanke nicht praktisch durch- 
idis führbar sei, namentlich weil die Bestimmungen über die militärischen 
^ Einrichtungen in den einzelnen Ländern zu verschieden wären. Im 
^ Wörterbuche fänden sich noch keine Vokabeln, die die Grenze 
zwischen Abrüstung und Rüstung festsetzten. Wenn man die Heere 
auf FriedensfuS stelle, könne man nicht sagen, ob die Nationen, 
^' die sich zur Abrüstung bekannt hätten, in der gleichen Lage der 
täff' Offensive und Defensive seien. Man solle die Frage den Gesell- 
^* Schäften der Friedensfreunde überlassen. Der Plan Gambettas scheiterte 
f* somit.*) 

^s: In den letzten Jahren vor Beginn des Weltkrieges haben eine 

s^ Reihe von Verhandlungen zwischen Deutschland und England 
3^ über die Frage der Rüstungsbeschränkung stattgefunden. Die Einzel- 
^1 heiten der Beratungen sind bisher noch nicht veröffenüicht worden. In 
der Hauptsache ergeben sich diese Versuche aus den damaligen Ver- 
handlungen des englischen und deutschen Parlaments. Am 13. März 1911 
schlug Sir Edward Grey im englischen Unterhause einen Nachrichten- 
austausch zwischen Deutschland und England über die gegenseitigen 
Schiffsbauten vor. v. Bethmann Hollweg erklärte am 30. Mai 1911 hierzu 
sein Einverständnis. Es handelt sich also um ein weiteres Rüstungs- 
^1 abkommen.*^) Doch scheint ein die Einzelheiten festsetzender förmlicher 
{([ Vertrag nicht abgeschlossen worden zu sein. 

r Im Februar und März 1912 fanden im Zusammenhange mit 

i *der Reise Lörd Haldanes nach Berlin Verhandlungen über eine Ver- 
(| minderung der beiderseitigen Flotten zwischen Deutschland und England 
statt. Deutschland mächte die Rüstungsverminderung davon abhängig, 
dafi England sich zur Neutralität verpflichtete, falls Deutschland ein 
Krieg aufgezwungen werden sollte. Man konnte sich aber über die 

1) Vgl.- die Memoiren Francesco Crispis, Berlin 1912, 2. Aufl., S. 36; die Rede 
Crispis im italienischen Parlamente vom 3. Mai 1894; Crispi, La Conferenza del 
desarmo in Nuova Antologla, 15. Mai 1899, oben S. 152; Fried, .Handbuch der Friedens- 
bewegung*, II, S. 88; Picard S. 38; La proposition britannique relative aux arme- 
ments im «Courrier de la Conference*, 24. August 1907; Modi, »L'Alsace-Lorraine", 
Paris 1895, S. 50 ff. 

') Vgl. hierzu den Aufruf des Bemer Priedensbureaus vop März 1913, der im 
Anhang abgedruckt ist. 

W t h b e r g , Die Interaattonale Beschrinkung der Rflitiingen 1 7 
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Formel des Neutralitätsabkommens nicht einigen, so daß auch eine Flotten- 
verminderung nicht zustande kam.^) 

Eine neue Anregung enthielt die Rede Churchills im Unterhause 
vom 18. März 1912 über das Verhältnis der deutschen und englischen 
Flotte wie 10:16. In den Sitzungen der Budgetkommission des deutschen 
Reichstages vom 7. Februar 1913 und 4. Februar 1914 erklärte v. Tirpitz 
diesen Vorschlag für annehmbar. -Auch diesmal gelang es aber nicht, 
sich über die Einzelheiten zu verständigen. Am 26. März 1913 be- 
fürwortete Churchill, offenbar unter Fallenlassen seines Projektes 16:10, 
im Unterhause ein Flottenfeierjahr. Die Rede v. Bethmann Hollwegs 
im Reichstage vom 7. April 1913 ging auf diese Idee ein, äußerte sich 
aber weder zustimmend, noch ablehnend.^) 

Eine ganze Reihe Persönlichkeiten haben sich seinerzeit in Deutsch- 
land wie in England um das Zustandekommen eines Flottenabkommens 
bemüht. Kapitän Persius ist wiederholt für ein Flottenfeierjahr ein- 
getreten. Vizeadmiral a. D. Karl Galster hat immer wieder darauf hin- 
gewiesen, wir sollten weniger Linienschiffe und mehr Unterseeboote 
bauen; dann würden wir die Rüstungsfrage von einem freieren Stand- 
punkte aus betrachten und unser Verhältnis zu England bessern können.*) 



ß) Das englisch-französische Flottenabkommen von 1787 

Das älteste bekannte Rüstungsabkommen, das bereits von Bentham 
in seinen .Principles of international law* als Präzedenzfall angeführt 
ist, dürfte das Flottenabkommen zwischen England und Frankreich vom 
Jahre 1787*) seip. Im Jahre 1786 waren in Holland wegen der Schmäle- 
rung der Rechte des Erbstatthalters innere Unruhen ausgebrochen. 
Während PreuBen die Partei des Statthalters unterstützte, fanden die 
Gegner, die sogenannte republikanische Partei, eine starke Hilfe bei 
Frankreich. Letzteres rüstete u. a. sechs Linienschiffe aus, worauf Eng- 

^) VglT die Verhandlungen bei Niemeyer-Strupp, ,Die völkerrechUichen Ur- 
kunden des Weltkrieges', München und Leipzig 1916, I.. S. 155 ff., 190. 

*) Am 31. Oktober 1913 sprach sich das amerikanische Repräsentantenhaus für 
den Chunhillsdien Vorschlag eines Feierjahres aus. Vgl. auch die Resolution der 
•Deutschen Friedensgesellschaft' vom April 1913. 

') Vgl. die deutsch-englischen Verhandlungen in meiner Schrift .Limitation 
des armements', S. 33—40. 

*) Vgl. Chr, E, Graf v. Benzel-Stemau, .Frankreichs Friedensgeschichte unter 
den drei ersten Dynastien', Frankfurt a. Main, 1815, IL Band, S. 570, 571 ; de Hertx- 
berg, Recueil des D^ducUons, Manifestes, D6clarations, Trait^ et autres Actes et 
läcrits publics qui ont €i€ r^dig^s et publik par le ministre d'Etat de Hertzberg, 
Berlin 1789, vol. IL, S. 439; de Segur, .D^cade historique ou tableau politique de 
l'Europe depuis 1786—1796', 4. 6dit., Paris 1824, L, S. 138. 
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land gleichfalls starke Vorbereitungen traf, um auf preußischer Seite in 
die holländischen Angelegenheiten einzugreifen. Die erregten diplo- 
matischen Verhandlungen führten schlieBlich mit Unterstützung der 
preußischen Diplomaten, Grafen v. d. Goltz und Baron v. Alvensleben, 
zu dem Vertrage vom 30. August 1787.^) Darin kamen Frankreich 

^) Dieses Abkommen lautet: 

D6claration r^ciproque entre les cours de Versailles et de 
Londres, pour ne mettre en activus de part et d'autre que six 
vaisseauzdeligne; donn^eä Versailles Ie30.aoütl787. (Martens, 
«Recueil de traitds', seconde Edition, tome IV., Oöttingen 1818, S. 279; Kodi. .Table 
des Trait^s entre la France et les Puissances ^trangöres, Basle 1802, vol. IL, S. 498.) 

Sa Majest^ Tr^s Chr^tienne et S. M. Britannique voulant consolider de plus 
en plus la bonne harmonie qui eziste entre elles, ont jug6 ä propos, dans la 
Position actuelle des affaires, de convenir que Ton ne pr^parera de part et d'autre 
aucun armement de mer au delä de l'^tablissement de paiz, et que Ton ne fera 
aacune disposition pour mettre en mer un plus grand nombre de vaisseaux de 
ligne que les six dont Tafmement a d^jä €i€ communiqu^ r^ciproquement, et que 
dans ce cas oü Tun des deux souverains se trouverait dans la n^cessitö de faire 
ä cet 6gard quelque arrangement diff^rent, il ne pourra avoir lieu, qu'apr^ nn 
avertissement pr^lable. 

A VersaiUes, le 30. aoflt 1787. Le Comte de Montmorin. 

William Eden. 

D^clarations r^ciproques des cours de Londres et de Ver- 
sailles pour faire cesser les armements faits ä Toccasion des 
trQubles en Hollande. (Martens, .Recueil de trait^', seconde Edition, 
tome IV, Oöttingen 1818, S. 313, 314.) 

D^claration 

Les ^vinements qui ont lieu dans la R^publique des Provinces-Unies, ne 
paraiasant pius laisser aucun suJet de discussion, et encore moins de contes- 
tation, entre les deux Cours, les soussign^s sont autoris^s de demander, si Tin- 
tention de S. M. Tr^s-Cbr^tienne est de donner des sultes k la notiflcation faite 
le 16. du mois de Septembre dernier, par le Minisire Pl^nipotentiaire de S. M. Tr^- 
Chrötienne, qui annon^nt qu'on donnerait des secours en Hollande, a occasionn^ 
les armements maritimes de la part de S. M.; lesquels armements sont devenus 
r^ciproques. 

Si la Cour de Versailles est dispos^e ä s'expliquer sur cet objet, et sur la 
conduite ä adopter vis-ä-vis de la R^publique, d'une maniöre conforme au d^sir 
qu'on a temoign^ de part et d'autre, de conserver la bonne intelligence entre 
les deux Cours; et toujours entendu aussi, qu'il n'y ait aucune vue d'hostilit^ 
nulle part, en cons^quence de ce qui s'est pass6; Sa Majest^, toujours empress^e 
de concourir avec les sentiments amicals de S. M. T.-C, conviendrait avec Elle, 
que les armements, et en g^n^ral tous pr^paralifs de guerre, seraient discontinu^s 
de part et d'autre, et que les marines des deux nations seraient remises sur le 
pied de l'^tablissements de la paix, tel qu'il existait au premier Janvier de la 
prteente ann^e. 

A Versailles, le 27. Oct. 1787. • Dorset Wm. Eden. 
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und England überein, die Rüstungen nicht über den Friedensstand zu 
erhöhen und außer den sechs ausgerüsteten Linienschiffen keine weiteren 
Linienschiffe mehr einzureihen. Falls ein Kontrahent von diesen Be- 
stimmungen abzuweichen gezwungen wäre, sollte ' dies nur nach vor- 
heriger Mitteilung an die Gegenpartei geschehen dürfen. 

Als bald darauf preußische Truppen in Holland eindrangen und 
den Erbstatthalter wieder in seine Rechte einsetzten, gab der französische 
Gesandte in London, Barthilemy, am 16. September 1787 die Erklärung 
ab, daß sich Frankreich das Recht vorbehalte, seinerseits Hilfe nach 
Holland zu senden und seine Rüstungen zu vergrößern. Das hatte 
auch eine Verstärkung der englischen Flotte zur Folge. Die diplo- 
matischen Verhandlungen führten aber auch diesmal mit Unterstützung 
Preußens zu einer freundlichen Übereinkunft vom 27. Oktober 1787, 
worin die Mächte beschlossen, ihre Rüstungen wieder herabzusetzen, 
und zwar auf den Stand vom 1. Januar 1787. Das Flottenabkommen 
war im wesentlichen nur zur Beseitigung eines augenblicklichen Wett- 
rüstens getroffen worden und verlor durch die Erledigung der hollän- 
dischen Angelegenheiten seine Bedeutung. 



Contre-D^claration 

Lintention de S. M. n'^tant pas, et n'ayant Jamals iii, de s'immiscer par 
la torce dans les affaires de la R^publique des Provinces-Unies, la communication 
faite k la Cour de Londres, le 16. du Mois dernier, par Mr. Barth^lemy, n'ayant 
eu d'autre objet, que d'annoncex k cefte Cour une Intention, dont les motifs 
n'ezistent plus, surtout depuis que le Roi de Prusse a fait part de la r6solutton; 
S. M. ne fait aucune difficuU^ de d^larer, qu'Elle ne veut donner aucune suite 
k la d^claration ci-dessus mentionn^e, et qu'Elle ne conserve nulle part aucune 
vue hostile, rölativement ä ce qui s'est pass6 en Hollande. En cons^quence, 
S. M., dösirant de concourlr avec les sentiments de S. M. Britanniqne, pour la 
conservation de la bonne harmonie entre les deux Cours, convient aVec plaisir, 
avec S. M. Britannique, que les armements, et en giniizX tous pr^paratifs de 
guerre, seront discontinu^ de part et d'autre: et que les marines des deux 
nations seront remises sur le pied de l'^tablissement de la paix, td qu'il existait 
au premier Janvier de la präsente annde. 

A Versailles, le 27. Octobre 1787. Le Comte de Montmorin. 

En cons^quence de la d^claration et contre-d^daration 6chang6es aujour- 
d'hui, les soussign^s, au nom de leurs Souverains respectifs, conviennent, que les 
armements et en gdn^ral tous pr^paratifs de guerre, seront dlscontinu^s, de part 
et d'autre; et que les marines des deux nations seront remises sur le pied de 
r^tablissement de la paix, tel qu'il existait au premier Janvier de la präsente 
ann^e. 

4 

A Versailles, le 27. Oct. 1787. Le Comte de Montmorin. 

Dorset. Wm.Eden. 



j 



b) Partielle Bestrebungen 261 

y) Der Rush-Bagot- Vertrag von 1817') 

Die zwischen den Vereinigten Staaten und Kanada gelegenen Seen 
waren während des Bruderkrieges zwischen den beiden Nationen der 
Schauplatz blutiger Kämpfe gewesen. Vor dem Kriege von 1812 hatten 
die Amerikaner so gut wie gar keine Kriegsschiffe auf den Grenzseen, 
die sich von der Mündung des St. Lawrencestromes bis zum oberen See 
in einer Länge von etwa 2000 Meilen ausdehnen. Während des Krieges 
kam es aber zu vielen Seegefechten; die Zahl der Schiffe wurde mehr 
und mehr vergröfiert ; auch gab es am Schlüsse des Krieges nicht weniger 
als 46 Forts auf amerikanischer Seite und ebensoviel auf selten Kanadas. 
Allein im Forte Niagara waren 6000 Soldaten placiert. Man braucht femer 
nur die Namen von Fort Porter, Fort Erie, Fort George usw. zu nennen, 
um an eine Reihe blutiger Gefechte jener Zeit erinnert zu werden. 
Selbst nach dem Aufhören der Feindseligkeiten wurden auf den Grenz- 
seen immer stärkere Rüstungen veranstaltet, und deshalb schlug man 
bei den Verhandlungen, die 1814 zu dem Frieden von Gent führten, 
von englischer Seite vor, England solle die Aufsicht über die kanadischen 
Seen übernehmen, damit jeder Rüstungswettbewerb aufhöre. Es sollte 
ein Indianerterritorium mit Einschluß des Landes südlich und wesüich 
der oberen Seen unter englischer Oberhoheit gebildet werden. Den 
Amerikanern paBte aber naturgemäß eine solche, den Engländern vor- 

^) Vgl. die Berichte der Staatssekretäre Foster und May in .House of Represen- 
tatives% Washington 1900, Doc. Nr. 469, 56th Congress, l>t Session, 1900, sowie 
in der 2. Flugschrift des Carnegie Endownient for international peace, division of 
international law: .Limitation of armament on the great lakes*, Washington 1914, 
femer die Literaturangaben in meiner Schrift: .Limitation des armements", S. 5; Lever- 
more, ,The anglo-american agreementof 1817", Boston, world peace foundation 1914; 
Adams, .Meraoirs', 1874, III, S. 51, 279, 287 ff., 329; IV, S. 41 ; .Almanach de la Paix-, 
Paris 1891, S. 73; .American State Papers, Foreign Relations-, I, S. 473; ID, S. 717, 
718; IV, S. 202 ff.; Norman Angell, .The foundations of international diplomacy- 
London 1914, S. 183 fi.;Bigelow, .Breaches of anglo-a^nerican treaties*, New York 1917, 
S. 32 ff. ; »Bulletin des V. Weltfriedenskongresses zu Chikago' 1893, S. 183, und des 
,XI. Weltfriedenskongresses zu Monako* 1902, S. 47; Callahan, .The neutrality ofthe 
American Lakes', Baltimore 1898, S. 61 ; Chittenden, .War or peace', London 1914, 
S. 109 ff.; .Documents Interparlementaires* No. 3, S. 85 ff.; d'Estoumelles de Con- 
stant, .Einschränkung der Ausgaben für Rüstungen zu Lande und zur See', Brüs- 
sel 1912, S. 16 ff.; Hansard, .Pari. Debates-, London voL33, S, 376 ff„ 567 ff.; 
Kingsford, .History of Canada-, IX, S. 40 ff., 343 ff.; X, S. 456 ff., 493 ff.; .Memoirs 
and Correspondence of Lord Castlereagh' , X, S. 67 ff., 86 ff. ; Moore, .A digest of 
international law-, Washington 1906, 1. S. 691 ff. ; //. S. Perris, .Pax Britannica', Lon- 
don 1913, S. 269 ff. ; Röttcher. .Amerikas Friedensvermittlung- , Völkerfriede 1914, 
S. 134 ff. ; .Twelfth Annual report of the international arbitration and peace association 
for 1892', S. 17; Christopher West, .The Defense of Canada in the light of Canadian 
history, London and Toronto 1914; .Die Waffen nieder«, 1895, S. 153; Wild, .Wis- 
consin State Bar Association", 1915, S. 100 ff. 
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tejlhafte Regelung nicht, und es war auch zweifelhaft, ob sie wirkli 
eine Änderung in den Rüstungen zur Folge haben oder nicht vieln« 
'zu neuen Konflikten fahren wOrde. Eine Abrastung wurde damals 
den offiziellen Verhandlungen nicht diskutiert, obwohl man auf beid 
Seilen daran dachte und insbesondere der englische Minister des A 
wartigen, Lord Castlereagk, in seinen Instruktionen den Plan ins Au 
gefaBt hatte. Der Gedanke eines solchen Übereinkommens wurde e 
nach dem Friedensschlüsse ernstlich diskutiert. 

Am 16. November 1815 instruierte Monroe den amerikanischen C 
sandten Adams in London, er solle der englischen Regierung ein / 
kommen aber die Verminderung der Kriegsschiffe auf den kanadisch 
Seen vorschlagen; auf eme je kleinere Zahl von Schiffen man si 
einigen würde, um so lieber sei es ihm. Man brauche nur soviel Schil 
als nötig seien, um den Schmuggelhandel zu bekämpfen. Dabei betoi 
er nicht nur die finanzielle Seite der Frage, sondern auch die Cef: 
eines Zusammenstoßes infolge der Rüstungen, ein Gedanke, der spS 
auch in einem Briefe Bagots an Monroe vom 26. Juli 1816 und in eini 
Briefe Monroes an Bi^ot vom 2. August 1816 hervortrat. 

Es ist nun interessant, daß diesem ehrlich gemeinten Vorschla 
gegenütKr zunächst groSe Bedenken von englischer Seite erhoben wurd< 
wie das ja auch in neuerer Zeit bei allen die RUstungsfrage betreffend 
Bestrebungen der Fall gewesen ist. Als Ende Januar \?>\^ Adams d 
Vorschlag mit Lord Castlereagk besprach, erklarte letzterer, er glaul 
dafi eine Vereinbarung über die Rüstungen auf beide Teile verschied 
wirken werde. Die Amerikaner seien in viel günstigerer Lage und kOnnl 
bei Beginn eines Krieges die Rüstungen viel schneller vergrOBem 
England. Adams erwiderte, dieser Unterschied wirke in gleicher We 
ein, ob nun die Rüstungen beider Parteien klein oder grofi wären, i 
dem breche ein Krieg zwischen ihnen nicht so plötzlich, sondern e 
nach gewissen beunruhigenden Anzeichen aus; England sei daher w( 
regelmäßig gewarnt und kOnne genau so gut Vorbereitungen treffen i 
die Vereinigten Staaten. Später fügte er noch hinzu, daß die Tatsac 
der großen maritimen Überlegenheit Englands sowie die Notwendigk 
der Sanktion jedes Beschlusses durch den Kongreß der Vereinig! 
Staaten England vor einem Überfall sichere. Auch im englischen Pai 
mente zeigte sich keine Neigung, auf den Plan einzugehen. Dort wies 
die Chauvinisten darauf hin, dafi ein neuer Krieg zwischen den bdd 
Nationen unvermeidlich sei und deshalb die Rüstungen vergrößert w 
den müßten. 

Aber die amerikanische Diplomatie ließ sich nicht abhalten, für < 
Verwirklichung dessen tätig zu sein, was ihr im Interesse der Schwest 
nationen nützlich erschien. In einem Schreiben Adams vom 21. Mfirz 18 
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an Lord Castlereägh beifit es u. a. : „Die Vergröfiemng der Seerflstungen 
während des Friedens auf der einen Seite der kanadischen Seen wird 
dasselbe Anwachsen auf der anderen Seite nötig machen. Abgesehen 
von der Steigerung nutzloser Ausgaben bei beiden Parteien mufi diese 
Tatsache den Verdacht und die Feindschaft zwischen den Bewohnern 
und den OrtsbehOrden gegen ihre Nachbarn vergrOfiem. Die mo- 
ralische und politische Folge eines solchen Systems ist Krieg und nicht 
Frieden." 

Im April 1816 erklärte sich plötzlich Castlereägh bereit, ein ent- 
sprechendes Abkommen zu schließen, und man kam flberein, dafi die 
genaue Formulierung des Vertrages in Washington stattfinden solle. Im 
August 1816 wurde bereits ein vorläufiges Übereinkommen abgeschlossen, 
wonach bis zum Zustandekommen des definitiven Vertrages jede Neu- 
einstellung und jeder Neubau von Kriegsschiffen auf den kanadischen 
Seen unterlassen werden sollte. Der englische Botschafter Bagöt in 
Washington sandte dem amerikanischen Staatssekretär damals eine Liste 
der augenblicklich auf den kanadischen Seen in Dienst befindlichen 
englischen Schiffe. Es waren insgesamt 28, von denen aber nur noch 
10 kriegstüchtig sein sollten. Die Zahl der amerikanischen Kriegsschiffe, 
die Monroe am 7. November 1816 mitteilen ließ, -betrug 44, darunter 13 
kriegsbrauchbare, von denen aber acht abgetakelt waren. Die Verhand- 
lungen gingen nunmehr flott von statten. Auch vereinzelte Übergriffe 
englischer Schiffskommandanten auf den kanadischen Seen und der Trans- 
port von Kriegsmaterialien durch englische Schiffe nach Kanada,Tatsachen, 
die in Washington zeitweilig Bedenken erregten , konnten das Ergebnis 
nicht beeinträchtigen. 

Der am 28. April 1817 abgeschlossene Rush-BagotAfttttag hat fol- 
genden Wortlaut:^) ,,Die von der Regierung der Vereinigten Staaten 

^ Der Originaltezt lantet: 
,By the President of the United States a proclamation. Whereas an arrange- 
ment was entered into at the city of Washington, in the month ol April, in the 
year of our Lord one thousand eight hundred and seventeen» between Richard 
Rusk, esquire, at that time acting as secretary for the department of State of the 
Untted States, and the rlght honourable Charles Bagot, his Britannic Majesty's 
envoy extraordinary and minister plenipotentiary, for and in behalf of his Britannic 
Majesty; whlch arrangement is in thewords following, towit: 

•The naval force to be maintained upon the American lakes, by his Majesty and 
the government of the United States, shall henceforth be confined to the following 
vessels on each aide; that is: On lake Ontario, to one vessel not ezceeding one 
hitiidred tons bürden, and armed with one eighteen pound cannon. On the upper 
laices, to two vessels, not exceeding like bürden, and armed with like force. On 
the waters of Lake Gamplain to one vessel not exceeding like bürden and armed 
with like force. AU other armed vessels on these lakes shaU be forthwith dis- 
mantted and no other vessels of war shall be there buUt and or armed. If either 
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und Seiner britischen Majestät auf den amerikanischen Seen zu erhaltende 
maritime Macht soll fortan auf die nachstehenden Schiffe auf jeder Seite 
beschränkt sein, nämlich : Auf dem Ontariosee ein Schiff von nicht Ober 
hundert Tonnenzahl mit einem achtzehnpfündigen Geschütz; auf den 
oberen Seen je zwei Schiffe mit derselben Tonnenzahl und gleicher Be- 
waffnung ; auf dem Champlainsee ein Schiff mit derselben Tonnenzahl und 
gleicher Bewaffnung. Alle übrigen Kriegsschiffe auf diesen Seen werden 
entwaffnet» und keine anderen Kriegsschiffe sollen daselbst gebaut oder 
in Dienst gestellt werden.* 

Als in späteren Jahren zwischen England und den Vereinigten Staaten 
Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung des Vertrages entstanden» 
wurden Bedenken über die formale Gültigkeit des Vertrages laut. Zu- 
nächst wurde zweifelhaft, ob Rush und Bagot zum Abschlüsse des Ver- 
trages ordnungsmäßig bevollmächtigt gewesen seien. Fester sagt in 
seinem Berichte, im amerikanischen Staatssekretariate hätten sich keine 
Abschriften der Vollmachten vorgefunden. Aus dem Briefwechsel zwischen 
Rush und Bagot ergibt sich folgende für die Beurteilung der Frage 
wesentliche Tatsache. Im August 1816 weigerte sich Bagot einen end* 
gültigen Vertrag abzuschließen, weil er dazu keine Vollmacht habe. 
Wenn er also später den Vertrag unterzeichnete, so dürfte er dies, wenn 
man aus seinem früheren Verhalten einen Schluß ziehen will, nicht ohne 
eine ausdrückliche Vollmacht getan haben. Zudem ist der Vertrag, selbst 
wenn er durch nicht rechtmäßig Bevollmächtigte geschlossen worden 
sein sollte, sicherlich durch nachträgliche Genehmigung der Regierungen 
in Kraft getreten. Denn beide Mächte haben sich an die Vereinbarung 
gehalten. Es ist ferner gegen den Vertrag geltend gemacht worden, daß 
eine ausdrückliche Ratifikation nicht staltgefunden habe. Aber diese Ein- 
wendung ist nicht durchschlagend, weil der Vertrag ausgeführt worden 

party should hereafter be desirous of annuling this stipulation, or should give 
notice to that effect to the other party, it shall cease to be binding after the 
ezpiration of six months from the date of such notice. The naval force so to 
be limited shall be restricted to such Services ieis will, in no respect, interfere 
with the proper duties of the armed vessels of the other party.* 

And whereas the Senate of the United States have approved of the said arrange- 
ment, and recommanded that it should be canied into effect; the same having also 
received the sanction of his Royal highness the Prince Regent, acting in the name and 
in the behalf of his Britannic Majesty ; now, therefore, I, James Monroe, President 
of the United States, do, by this my proclamation, make known and dedare that 
the arrangement aforesaid, and every stipulation thereof, has been duly entered 
into, concluded, and confirmed, and is of füll force and effect Qiven under my 
band, at the city of Washington, this twenty-eight day of april, in the year of our 
Lord one thousand eight hundred and eighteen , an of the independence of the 
United States the forty -second James Monroe; by the President: John Qiänty 
Adams, secretary of State.* 
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ist. Dadurch kann, wie z. B. Oppenheim ^) sagt, die Ratifikation ersetzt 
werden. So mufi auch Foster zugeben: ,Tbe Agreement became effec- 
tive by means of executive orders on each seade from the date of the 
original exchange of notes."* 

Zwanzig Jahrelang wurde der Vertrag befolgt, ohne dafi es seinetwegen 
zu Meinungsverschiedenheiten kam, und beide Parteien lernten den Segen 
der Vereinbarung schätzen. Als in den Jahren 1837/38 in Kanada ein 
Aufstand der sogenannten «Canadian Patriots* gegen England ausbrach,, 
wurden auch die kanadischen Seen Schauplatz der Wirren. Im Januar 1838 
besetzten eine Anzahl Insurgenten die im Niagaraflusse gelegene, zu Ka- 
nada gehörige Navy-Insel, um dort einen Stützpunkt für ihre Operationen 
gegen Kanada zu haben. Es handelt sich um jene Vorgänge, die auch 
zu dem berühmten Carolinefall führten. Der Vertrag hat damals eine 
bedeutsame Feuerprobe bestanden, da ohne ihn der Ausbruch von Feind- 
seligkeiten zwischen England und Amerika leichter möglich gewesen wäre. 

Als nämlich in Verfolg der kanadischen Wirren die britischen Be- 
hörden eine Anzahl Schiffe bewaffneten und auf dem Eriesee kreuzen 
liefien, fragte der amerikanische Staatssekretär Forsyth, inwiefern dies- 
mit dem Rush-Bagot-VtrlTage vereinbar sei. Der englische Gesandte Fox 
erwiderte am 25. November 1838, daß die größeren Rüstungen ausschließ- 
lich gegen die Insurgenten gerichtet seien und nach deren Niederwerfung 
wieder verschwinden würden; ein Verstoß gegen diesen Vertrag liege 
nicht vor. Im Sommer 1839 erklärte der amerikanische Staatssekretär 
dem britischen Gesandten, die Rebellen seien jetzt niedergeworfen, und 
man erwarte, daß der in dem Rush-Bagot-Vertrsig vereinbarte Zustand 
wiederhergestellt würde. Der britische Gesandte erklärte sich damit ein- 
verstanden. Aber in der Befürchtung, es könnten wieder neue Unruhen 
ausbrechen, wurden neue Dampfboote bewaffnet und auf dem Erie- und 
Ontariosee in Bereitschaft gestellt. Dies hatte zur Folge, daß das amerika- 
nische Repräsentantenhaus im März 1840 um eine Darstellung des 
Zustandes der Rüstungen auf den kanadischen Seen bat. Noch längere 
Zeit wurden von England auf den Seen größere Rüstungen aufrecht- 
erhalten, um allen Eventualitäten bei einem erneuten Aufstande vorzu- 
beugen. Die Vereinigten Staaten protestierten dagegen nicht. Vielmehr 
erbat der amerikanische Staatssekretär Webster von dem englischen Ge- 
sandten Fox Ende 1841 lediglich die Erklärung, daß diese Kriegsschiffe, 
die über das in dem Vertrage von 1817 erlaubte Maß hinausgingen, nur 
zu Verteidigungszwecken bestimmt wären, worauf denn Fox eine ent- 
sprechende Erklärung abgab. 

Man ersieht also, daß die amerikanische Regierung in dem Vor- 
gehen Englands keinen Vertragsbruch erblickt hat. Senator Woobrldge 

— -- - — — - ^ __■■ _ 

') .International law', 1, S. 554. 
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hatte daher sicherlich recht, wenn er im August 1841 im Senate der 
Vereinigten Staaten die Ansicht flufierte, die zeitweilige und vorflber- 
gehende Vergrößerung der englischen Flotte auf den kanadischen Seen 
sei seiner Meinung nach mit Zustimmung der Vereinigten Staaten ge- 
schehen. Woobridge äußerte diese Worte bei der erfolgreichen Be- 
kämpfung eines Amendements des Senators Allen zn der ,,fo1rtification 
bill* ; Allen befürwortete nämlich, daß im Widerspruche mit dem Rush- 
Bagot'WeTttag, an den sich seiner Ansicht nach auch England nicht halte» 
von den Vereinigten Staaten gleichfalls zwei Kriegsschiffe auf dem Eriesee 
gehalten würden. Dieselbe Meinung, wie sie Woobridge vertrat, findet sich 
in dem Schreiben des englischen Gesandten Packenham vom 23. Juli 1844 
ausgesprochen. Am deutlichsten ist aber wohl die Erklärung, die Staats- 
sekretär Webster am 29. November 1841 in einem Briefe an Fox abgab: 
,The United States have not been disposed to make complaint of the 
temporaiy deviation from this agreement by the British Government 
in 1838, under what was supposed to be a case of clear and urgent 
necessity for present self-defense.* Diese letzteren Worte müssen übri- 
gens, soweit sie eine allgemeingültige Theorie zum Ausdruck bringen 
wollen, vorsichtig aufgefaßt werden. Webster war derselbe Staatssekretär, 
der in dem Carolinefall eine ähnliche Theorie aufstellte. Immerhin geht 
aus jenen Worten mit Bestimmtheit hervor, daß die Vereinigten Staaten 
mit dem Vorgehen der Engländer einverstanden waren. 

Im Jahre 1844 stellten die Amerikaner ein Dampfschiff »Michigan* 
in Dienst, das 498 Registertonnen und 6 Kanonen hatte, also in bezug 
auf Größe und Bewaffnung weit über das in dem Rush-BagotAleTitage 
erlaubte Maß hinausging. Am 23. Juli 1844 beschwerte sich der eng- 
lische Gesandte Packenham über diese Maßnahme. Er erklärte: als 
kürzlich in Kanada die Schiffszahl von selten der Engländer erhöht 
worden sei, hätten dazu infolge des Aufstandes besondere Gründe vor* 
gelegen; solche beständen aber diesmal nicht. Die Antwort der Ver- 
einigten Staaten enthielt für das Vorgehen zunächst eine Reihe von 
Gründen, die wenig durchschlagend waren. Sie führte an, daß der 
.Michigan" zu einer Zeit gebaut worden wäre, als auch England wegen 
der kanadischen Wirren mehr Schiffe auf den Seen gehabt habe, und 
letzteres scheine auch jetzt noch der Fall zu sein. Ganz gewiß wäre 
es im letzteren Falle das Richtige gewesen, die englische Regierung um 
Einhaltung des Vertrages zu bitten, nicht aber nunmehr sich gleichfalls 
über den Vermag hinwegzusetzen. Aber am Schlüsse enthält die ameri- 
kanische Antwort eine Bemerkung, die das amerikanische Verhalten 
doch in einem wesentlich günstigeren Licht erscheinen läßt Die ameri- 
kanische Note bemerkte nämlich, man würde die niedrige Tonnenzahl 
in dem Rush'Bagot-WtTtiag nicht festgesetzt haben, wenn man die Ent- 
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Wicklung der Dampfschiffe vorausgesehen hätte. 1817 seien Dampf- 
schiffe nur in geringer Zahl als Passagierdampfer benutzt worden, nie- 
mals aber zu Kriegsschiffen; heute sei das anders. Kein Dampfschiff 
baue man mehr mit einem Tonnengehalt von nur hundert Tonnen. 

Die Frage wurde aber nicht eingehend weiter geprüft. Auch 
unterblieb eine von England angeregte Revision des Vertrages von 1817. 
In den fünfziger Jahren interpellierte der englische Gesandte Lord 
Napier noch wiederholt wegen der Verwendung des »Michigan" und ver- 
schiedener Zollkutter, ohne dafi aber infolgedessen eine nähere Erörterung 
der Sachlage erfolgt wäre. Auf eine spätere Anfrage von 1861 durch Lord 
Lyons erklärten die Vereinigten Staaten, der .Michigan" würde nur zur 
Reknitenausbildung benutzt; das stände mit dem Vertrage von 1817 
nicht im Widerspruch. Eine Antwort der englischen Regierung hierauf 
ist nicht bekannt. 

Durch das Bemühen verschiedener Agenten der Konföderierten 
entstand im Jahre 1864 auf kanadischem Territorium eine grofie Be- 
unruhigung der Vereinigtien Staaten von Amerika und zwang zu Vor- 
sichtsmafiregeln. Zu jener Zeit tauchte der Gedanke auf, den Rash- 
Bagot-Weitrag zu kündigen, um auf alle Fälle freie Hand zu haben. In 
dnem entsprechenden Beschlüsse erklärte das Repräsentantenhaus, dafi 
die Bestimmungen des Vertrages zur Zeit seines Abschlusses billig und 
gerecht gewesen seien, dafi sich at^er seitdem durch, den Bau ver- 
schiedener Kanäle die Situalipn geändert habe. Damals wurden bereits 
aus den Kreisen der Schiffsbauer Stimmen laut, die den Vertrag für 
nachteilig erklärten, da er durch das Verbot des Bauens von Kriegs- 
schiffen das Emporkommen einer Schiffsbauindustrie hemme, während es 
jetzt doch infolge der Verbindung der Seen mit dem Ozean möglich sei, 
Kriegsschiffe zu bauen, die nicht auf den kanadischen Seen stationiert 
werden sollten. 

England sah mit Bedauern, dafi die Vereinigten Staaten den Ver- 
trag kündigen wollten. Lord Lyons schrieb an den amerikanischen 
Staatssekretär Seward^ die englische Regierung werde diesen Schritt 
der Vereinigten Staaten sehr bedauern; der Vertrag habe ein halbes 
Jahrhundert zufriedenstellend gewirkt, indem er beide Völker vor ge- 
waltigen Ausgaben bewahrt und Gelegenheiten zu Streitigkeiten ver- 
mieden habe. Eine Zeitlang schien es auch, als wollte die ameri- 
kanische Regierung die Absicht der Kündigung aufgeben, und lediglich 
unter Berufung auf das 1837 auch von England angerufiene Selbst- 
erhaltungsrecht eine vorübergehende Vergröfierung der Kriegsflotte be- 
anspruchen. Am 25. November 1864 kündigte jedoch Adams auftrags- 
gemäB Lord Rasselt den Vertrag. Dieser hatte eine Kündigung mit 
einer Frist von sechs Monaten vorgesehen. Als Lord Russell den 
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Empfang der Note bestätigte, fügte er die Worte hinzu, hoffentlich 
würde nach der Beendigung des Sezessionskrieges das Abkommen» 
das auf gerechten und weisen Erwägungen beruhe und für beide Teile 
so grofie Vorteile gebracht habe, wiederhergestellt werden. Anfang 1865 
billigte der Kongreß die Kündigung. Bevor aber die sechs Monate 
abgelaufen waren, hatte sich die Lage geändert, und der Grund für 
die Kündigung war weggefallen. Deshalb wurde der englischen Regie- 
rung gegenüber die Kündigung widerrufen. Später ist zweifelhaft ge- 
worden, ob dieser Widenuf, der niemals vor den amerikanischen Kon- 
grefi gebracht worden ist, Gültigkeit erlangt hat und ob nicht das 
Abkommen von 1817 aus der Welt geschafft worden ist. Aber die 
Gültigkeit der Kündigung vom völkerrechtlichen Standpunkte aus kann 
durch die Nichtgenehmigung des Kongresses nicht berührt werden, da 
die Beziehungen zwischen dem Präsidenten und dem Kongrefi eine rein 
innerstaatliche Angelegenheit sind. Zu der Zeit, als man in London 
nicht mehr an das Fortbestehen des Vertrages glaubte, hatte man einen 
Gesetzentwurf eingebracht, um Quebeck zu befestigen. Der schwer er- 
krankte Richard Cobden bekämpfte damals mit Erfolg diesen Antrag. 

Wie dies die englische Regierung bereits Anfang 1858 durch Lord 
Napier getan hatte, interpellierte sie am 3. November 1865 erneut wegen 
der Einstellung verschiedener bewaffneter Zollkutter. Seward erklärte,, 
das stände nicht im Widerspruche mit dem Geiste des Rush-Bagot- 
Vertrages. Diese Auffassung dürfte, wie auch Foster betont, manches 
für sich haben. Wenn auch das Rush-Bagot-Abkommen über diese 
Frage schweigt, so ergibt sich doch darüber manches aus der Korre- 
spondenz, die dem Abschlüsse des Vertrages vorausging. In dem ersten 
Vorschlage Monroes an Adams war der Wunsch ausgedrückt, die be- 
waffneten Schiffe zu beschränken, außer denen, die für die Bewachung^ 
der Zollgesetze nötig seien. Als Adams eben diesen Gedanken Castle- 
reagh mitteilte, erklärte dieser, daß jede Bewaffnung, die nicht der 
Bekämpfung des Schmuggels diene, nur nachteilig sei. Diesen Ge- 
danken wiederholte Adams in seiner Note vom 21. März 1816 an Lord 
Castlereagh; in der Note vom 2. August 1816 erklärte Adams an Bogota 
die Seestreitkräfte müfiten beschränkt werden, abgesehen von den zum 
Schutze der Zolleinnahmen notwendigen. Am 13. August 1816 sagte 
Monroe, dafi Bägots Instruktionen sich nicht auf die Beschränkung 
von Zollkuttern erstreckten. 

Als 1890 von den Vereinigten Staaten der Bau eines Kriegsschiffes 
ausgeboten wurde, machte die Werft von F.W.Wheeler and Company 
of West Bay City in Michigan das günstigste Angebot. Infolge des 
Rush'Bagot'Veriiagts konnte ihr aber die Lieferung nicht übertragen 
werden, weil danach auch der Bau von Kriegsschiffen auf den kana- 
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dischen Seen verboten war. Als sich die Schiffsbauindustrie der an jenen 
Seen gelegenen Städte beschwerte, kam die Sache vor das Pariament. Staats- 
sekretär Föster legte diesem einen Bericht vor. In seinem Überblick über 
die Geschichte des Vertrages von 1817 zeigte er, dafi die Parteien unter 
gewissen Voraussetzungen sich gegenseitig em Abweichen von dem 
Vertrage zugebilligt hätten, nämlich erstens im Interesse der nationalen 
Selbstverteidigung, zweitens in bezug auf Zollkutter zur Unterdrückung 
des Schmuggels, und drittens wegen des Ersatzes des Dampfes durch 
das Segel in bezug auf die Tonnage und Ausrüstung der Schiffe. 
Zweifelhaft war geblieben, ob die zur Rekrutenausbildung benutzten 
Schiffe mit unter den Vertrag fielen. Für die Zukunft wollte Fester 
noch eine weitere Ausnahme zugestanden wissen, nämlich den Bau 
von Kriegsschffien in den an den kanadischen Seen gelegenen Schiffs- 
werften, falls diese nicht auf den Seen selbst verwandt würden. 

Das amerikanische Staatssekretariat weigerte sich zu Fosters Zeiten 
noch, den an den kanadischen Seen gelegenen Werften Kriegsschiffe der 
Vereinigten Staaten in Auftrag zu geben, da es wegen des Rüsh-Bagot- 
Vertrages Bedenken hatte. Ja, dies geschah sogar, obwohl sich manche 
Werften verpflichten wollten, die Kriegsschiffe erst außerhalb der kana- 
dischen Seen kriegsfertig zu machen. Immerfort, namentlich bei den 
großen Kundgebungen "dieser Art von 1890 und 1895, wurde von selten 
der Schiffsbauindustrie betont, daß der Vertrag von 1817 doch nicht 
habe beabsichtigen können, die Schiffsbauindustrie zu beschränken. 
Damals sei der Bau von Kriegsschiffen, die außerhalb der kanadischen 
Seen zur Verwendung kommen sollten, für jene an den Seen gelegenen 
Werften noch nicht in Betracht gekommen, da die Verbindung mit dem 
Ozean noch nicht bestanden habe; dies sei aber anders geworden, 
seitdem die Kanäle gebaut seien. Diesen Klagen war der Bericht Fosters 
günstig gesinnt. 

Foster lobte am Schlüsse seines Berichtes die große Bedeutung 
des Vertrages für den Frieden zwischen den beiden Scbwestemationen 
und meinte, es habe sich als ausreichend erwiesen, den Geist des Ver- 
trages zu befolgen. Er wünschte aber eine Modifikation der Be- 
stimmungen, die den modernen Verhältnissen entspräche. Den Gegnern 
der gefähriichen, neuerdings von E. Kaufmann in Schutz genommenen 
clausula rebus sie stantibus darf es eine besondere Befriedigung ge- 
währen, daß trotz wichtiger Änderungen in den bei Abschluß des Ver- 
trages als maßgebend angesehenen Verhältnissen sich kein Kontrahent 
auf jene Klausel berufen hat. Das hebt auch Lammasch^) hervor. 
Den Parteien schien es richtig durch eine der Gegenwart angepaßte 

») In seinem Aufsatze .Vertragstreue Im Völkerrecht', Sonderabdruck aus der 
Österreichischen Zeitschrift für öffenüiches Recht, 1915, S. 24. 
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Anwendung des Geistes jenes Vertrages seine Fortdauer zu sichern n 
die Zustimmung der anderen Partei zu dieser Auslegung zu erlang 
nictit abct ilin unter Berufung auf jene berflcbtigte Klausel als erled 
anzusehen. 

Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts hat das amerikanische Marii 
amt den Bau von Kriegsschiffen den an den Seen gelegenen Wecfi 
nicht abertragen, trotz des Fosterschen Berichts. Als im Januar IG 
beschlossen wurde, den seit 54 Jahren in Dienst befindlichen .Michiga 
durch ein moderneres Schiff zu ersetzen, prüfte man ausdrQcklicb, v 
weit dieses Verhalten mit dem Vertrage von 1817 zu vereinbaren ; 
Man hielt es auch für richtig, bezüglich der Schiffsbaufrage nidit e 
seitig vorzugehen, sondern die Angelegenheit möglichst durch ei 
besondere Vereinbarung mit Kanada ins reine zu bringen. Dal 
wurde 1898 einer gemischten Kommission die Aufgabe Obertr^ 
bei Gelegenheit der Regelung der zwischen Kanada und den Vereinigt 
Staaten schwebenden Fragen auch den Ras/v-Bagot-Vertiig zu revidiert 
Die Kommissare der Vereinigten Staaten erhielten dazu folgende 
stniktion: Sie sollten eine Anerkennung der amerikanischen Auffassu 
zu erlangen suchen, daB es mit dem wahren Geist des Rush-Bag 
Vertrages sehr wohl im Einklang stände, Kriegsschiffe auf den kai 
diseben Seen bzw. den Hafen zu bauen, vorausgesetzt, daß sie di 
nicht stationiert würden. 1817 seien, so sollten sie betonen, die obei 
Seen geschlossene Gewässer gewesen; auch hatten damals nur wei 
Menschen an den Ufern der Seen gewohnt und eine Industrie sei no 
nicht vorhanden gewesen. Pernet sollten die amerikanischen Ko 
missare die Ansicht vertreten, dafi ohne Widerspruch mit dem Gei: 
des Abkommens solche Kriegsschiffe auf den Seen vorhanden si 
dürften, die lediglich der Ausbildung der Marine gewidmet waren. Lei< 
konnte diese gemischte Kommission zu keinem Resultate gelangt 

Seit dem mißlungenen Versuche, mit Kanada zu einer authentisch 
Interpretation des Vertrages von 1817 zu gelangen, scheinen die V 
einigten Staaten ihren eigenen Weg gegangen zu sein, und es ist n 
nicht bekannt, daü sie neuerdings ihren Standpunkt, wonach Krie] 
schiffe auf den kanadischen Werften in unbeschrankter Zahl gel» 
werden konnten, veriassen hatten. Vielmehr wird er offenbar in c 
Praxis angewandt Und noch in einem zweiten Punkte haben ( 
Amerikaner den Vertrag seither weitgehender interpretiert. 1893 ha 
sich die amerikanische Regierung noch geweigert, auf eine Bitte c 
Weltausstellung von Chikago, ein Kriegsschiff durch die Seen fahr 
zu lassen, aus Furcht, man kOnne dies als Vertr^sbnicb auffassi 
1904 dagegen wurde einem Kriegsschiffe eine solche Erlaubnis f 
geben, und dieses Beispiel soll sich wiederholt haben. Die kanadisc 
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Regierung wurde 1909 im Unterhause über den Vertrag interpelliert und 
gab ihrer Meinung Ausdruck, daß das amerikanische Verhalten nicht ganz 
mit dem Vertrage vereinbar sei. ^) Sie wollte aber von einer Kündigung 
des Vertrages nichts wissen, da das nur zum Wettrüsten führen würde. 

Aus der letzteren Bemerkung ist ersichtlich, daß der Geist des 
Vertrages nach wie vor die Beziehungen der beiden Nationen beherrscht 
und daß die Vereinbarung glänzende Dienste geleistet hat. Das heben 
besonders Norman Angell, Ch. Henry Butler, Crosby, d Estotunelles 
de Constänt, Perris und Scott, femer die Resolutionen des ameri- 
kanischen Nationalfriedenskongresses von 1911 sowie der Lake Mohonk- 
Konferenzen von 1910 und 1914 hervor. Ob wohl in den Zeiten des 
Trent- und Alabamafalles eine friedliche Lösung möglich gewesen wäre, 
wenn auf den kanadischen Seen zahlreiche Kriegsschiffe beider Parteien 
vorhanden gewesen wären? 

Zweierlei kann man meines Erachtens aus der Geschichte des 
Bash-Bagot-Vertrags entnehmen, nämlich, daß die Gesinnung und der 
gute Wille der Nationen bei dem Abschlüsse von Rüstungsverträgen 
eine hochbedeutsame Rolle spielen, dann aber, daß solche Verträge,, 
um Meinungsverschiedenheiten zu vermeiden, möglichst alle wichtigen 
Fälle berücksichtigen und auch eine Instanz zur Entscheidung von 
Differenzen vorsehen müssen. Das letztere ist ja vor allem in dem 
\fertrage zwischen Argentinien und Chile von 1902 sowie zwischen 
Schweden und Norwegen von 1905 der Fall, wodurch die Rüstungen 
beschränkt bzw. neutrale Zonen festgesetzt wurden. 

d) Die Verträge zwischen Bolivia und Peru von 1831 und 1840 

In dem Präliminarfrieden vom 20. August 1831 zu Tiquina 
zwischen Bolivia und Peru*) wurde, abgesehen von einigen auf 
die Demobilisierung bezüglichen Vorschriften,') auch folgendes ver- 

^) Das Verhalten der amerikanischen Regierung ist besonders von Wauitrin 
kritisiert worden, aber auch von William Renwitk Riddell, wenn er sagt : .11 confess 
my inability to understand how this was logically consistent. But we are not a. 
logical people.' 

*) Martens, .Nouveau Recueil de Traitds', nouvelle sdrie, tome I, 1826—1832^ 
Göttingen 1837, S. 405 ff. 

*) Art II und 111 lauten : .The armies of both Republics shall commence thei 
retreat from the frontiers, 10 days alter the signing of this Convention, — 2000 men 
being allowed to remain in the Departments of Arequipa, Cuzco and Puno, of whoin 
500 only shall be cavalryi On the part o! Bolivia there may, in like manner, be 
stationed in the Departments of la Paz, Oruro and Cochabamba, 1500 men, of whom 
400, at most, shall be cavalry/ (II) .The remaining troops of the Peruvian army 
shaU be stationed on the other side of the Apurimac, and those of the Bolivian army 
in the Departments of Potosi and Chaquisaca.* (III). 



272 ni. Anregungen von Regierungen 

einbart : ^) Nach der Ratifikation des Vertrages sollte Peru seine Truppen- 
zahl aller Waffengattungen auf 5000, Bolivia auf 3200 Mann beschranken. 
In der peruanischen Zahl von Soldaten sollte die Garnison von Callao in 
Höhe von 1000 Mann nicht miteinbegriffen sein. Diese sollte entweder in 
Callao bleiben oder ihren Sitz nach Lima, nicht aber anderswohin ver- 
legen dürfen. Damit an der Grenze oder in einzelnen Bezirken keine 
Truppenansammlungen stattfänden, sollte die eine Hälfte der peru- 
anischen Armee in den Bezirken von Lima, Junin und Libertad, die 
andere Hälfte im Süden stationiert werden. In ähnlicher Weise sollte 
die eine Hälfte der bolivianischen Armee ihre Garnison in den Bezirken 
von La Paz, Oruro und Cochabamba, die andere Hälfte in den Bezirken 
von Potosi, Chuquisaca, Santa Cruz und Tanja haben. Inspektoren 
beider Regierungen sollten die genaue Innehaltung dieser Bestimmungen, 
insbesondere auch die Verteilung der Truppen auf die Bezirke, über- 
wachen. 

In dem endgültigen Friedensvertrage zu Arequipa vom 8. No- 
vember 1831 ') wurden die beiderseitigen Sh'eitkräfte noch mehr herab- 
gesetzt:') Die Gesamtzahl der Truppen aller Waffengattungen sollte in 

^) Art IV— VII lauten: .Immediately upon the ratification of the present treaty, 
the Penivian Republic shall reduce its army to the number of 5000 men, of aU anns, 
not including the Ganison of the Portress of Callao which shall onfy, be pennitted to 
feside therein, or in Lima, and shall not exceed 1000 men." (IV) .In like manncr 
the Republic of Bolivia, after the ratification mentioned in the preceding article, shall 
reduce its army |in the number of 3200 men, of all arms.' (V) »The reducUon of 
both armies being effected, one half of the Penivian army shall be stationed in the 
Departments of Lima, Junin and Libertad, and the other half may be cantoned in 
Ihose South of the Capital. Bolivia shall retain one half of its army in the Depart- 
ments of La Paz, Oruro and Cochabamba, and the other, in those of Potosi, Chu- 
quisaca, Santa Cruz and Tarija.* (VI) »Inspectors shall be appointed by each Govern- 
ment, for the purpose of examining the respedive cantonnements, and superintendlng 
^he exact and faithful fulfilment of the preceding Articles." (VII). 

*) Martens a. a. O. S. 421 ff. 

^ Art. II— VI lauten: «The total and absolute numerical force of the army of 
the Bolivian Republic, shall be 1600 men,^of all arms, and that of the army of the 
Pteruvian Republic 3000 men, also of all arms." (fl) .Weither of the 2 Republics shaU 
augment its armed force beyond the number mentioned in the preceding article, 
without giving the other clear and definitive ezplanations of the causes which oblige 
it so to do.* (HO .Within 6 months, reckoning from the day of the approval of this 
treaty, Bolivia shall reduce 500 men, and, within the same term, Peru shall reduce 
1(XX) of the forces which they actually retain agreably to the Preliminary treaty of 
Tiquina.' (IV) .Two months after the constituUonal raUfication of this treaty shall 
have been obtained, the reduction of the forces mentioned in the IL article shaU be 
carried into effect by the 2 Govemments." (V) .Until the reduction mentioned in 
the U. and V. articles shall be carried into effect, the armies of both Republics shaU 
femain in the cantonments which were assigned to them in the V. artide of the 
Prdiminary Treaty of Tiquina." (VI). 
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Peru nicht mehr als 3000, in Bolivia nicht mehr als 1600 Mann be- 
tragen. Eine Vermehrung der beiderseitigen Heere solle nur stattfinden 
dflrfen, nachdem dem Gegenkontrahenten der Grund der Rüstungs- 
steigerung bekanntgegeben worden sei. Innerhalb sechs Monaten, von 
der völkerrechtlichen Ratifikation des Vertrages an gerechnet, sollte Bolivia 
500, Peru 1000 Mann der Streitkräfte, die sie gemäß dem Präliminar- 
vertrage noch besäfien, entlassen. Zwei Monate nach der staatsrecht- 
lichen Sanktion des Vertrages sollten die Heere auf 1600 bzw. 
3000 Mann beschränkt und, wie im Präliminarfrieden angegeben, auf 
die einzelnen Bezirke verteilt werden. 

Ähnliche, aber kürzer gefaßte Bestimmungen ^) wie diejenigen der 
vorerwähnten Verh-äge enthalten auch die Additionalfestsetzungen vom 
30. April 1840 zum Vertrage vom 19. April 1840 zwischen Bolivia und 
Peru.*) Danach sollte die Stärke des peruanischen Heeres 3000, die 
des bolivianischen Heeres 2000 Mann betragen. Eine Erhöhung über 
diesen ^tand hinaus sollte nur stattfinden, nachdem der anderen Partei 
eine deutliche Erklärung über die Ursache abgegeben worden sei. Es 
sollten femer Inspektoren ermächtigt werden, welche die Ausführung 
der Bestimmungen über die Herabsetzung der Streitkräfte zu überwachen 
hatten. 

Ober die praktische Ausführung dieser Verträge habe ich nichts 
in Erfahrung brhigen können. 



^) Vgl. auch Art. 4 des Friedensvertrages zwischen Peru und Kolumbien vom 
20. September 1829, wo es heißt: .Les forces militaires dans les d^partements septen- 
trionaux du Pdrou et dans ceux du sud de Columbie, seront rdduites au pied de 
paix, aussitöt apr^s la ratification du präsent trait^ de sorte qu'ä l'avenir il ne sera 
permis d'avoir en ces d^partements que les garnisons et corps tout-ä-fait necessaires 
et indispensables pour cpnserver le pays en repos et sür6t^.* Martens a. a. O. S. 27. 
Hier wird nicht nur eine Demobilisierung, sondern auch eine sehr allgemein ge- 
haltene Beschränkung der Truppen an der Grenze festgesetzt. 

') Ricardo Aranda, Republica de! Peru. Colleccion de los tratados, conven- 
ciones, capitulaciones, armisticios, Lima 1890, II, 8.267 ff. Die fraglichen Artikel lauten: 

.Art. I: La fuerza numdrica, total y absoluta de! ej6rcito de la- Republica Peru- 
ana, serä de tres mil hombres de todas armas; y la del de la Republica Boliviana 
de dos mil hombres, tambien de todas armas. 

Art. II: Ninguna de las dos Republicas podrä aumentar su fuerza armada ä mas 
del nämero seflalado en del articulo anterior, sin dar A lä otra ezplicaciones ciaras 
y terminantes de las causas que la obliguen ä hacerlo. 

Art. XI : En el t^rmino de treinta dias, contados desde la publicacion de este 
Convenio en cada una de las Republicas, estarä hecha la reduccion de fuerzas de 
que habla el artfculo primero. 

Art. XII : Las dos altas partes contratantes quedan facultadas para nombrar y 
enviar inspectores que vigilen el cumplimiento de lo estipulado relativamente . . , 
reduccion de fuerzas en cada uno de ambos Estados ..." 

W e b b e r g , Die InteraaUonale Beichrtnkuag der Rflitunsfen 18 
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£) Die Befriedung des Schwarzen Meeres von 1856 

Bereits der Belgrader Friede vom Jahre 1739 hatte den Russen 
verboten, auch nur ein einziges Schiff auf dem Schwarzen Meere zu 
bauen, und bestimmt, daß der russische Handel ausschliefilicb auf tflr- 
kischen Fahrzeugen vor sich gehen sollte. Die Frage der Beschränkung 
der Seestreitkräfte auf dem Schwarzen Meere wurde später besonders 
im Krimkriege angeschnitten.^) In der Depesche des englischen Aus- 
wärtigen Amtes vom 19. Juni 1855 an die Gesandten im Auslande wurde 
hervorgehoben, die Interessen Europas erforderten eine vollgflltige Bflrg^ 
Schaft dafür, daß Rußland nicht durch sein beständiges maritimes Über- 
gewicht in dem Schwarzen Meere die Mittel besitze, den Marsch und 
die Invasion seiner Armee durch die Flotte zu unterstützen und dadurch 
einen tödlichen Schlag gegen die Türkei zu führen. Bei den ersten 
Verhandlungen in Witn vom Juni 1855 wollten sich jedoch die Russen 
auf keine Abmachung dieser Art einlassen. Die Verbündeten machten 
damals einen Vorschlag, wonach die Rüstungen Rußlands und der Türkei 
im Schwarzen Meere vertragsmäßig beschränkt werden sollten. Erst 
nach der Übergabe von Sebastopol im Herbste 1855 nahm Rußland 
diese Bedingungen an. In einem Annexvertrage zum Pariser Frieden 
von 1856*) verpflichteten sich dann sowohl die Türkei wie Rußland, 
nur sechs Dampfschiffe von 50 Meter Länge mit höchstens 800 Tonnen^ 
gehalt und vier Leichterfahrzeuge mit höchstens 200 Tonnengehalt in 
dem gleichzeitig befriedeten Schwarzen Meere zu haben. Diese unter 
dem Druck der anderen Signatarstaaten zustande gekommene Verein- 
barung kündigte Rußland 1870 einseitig durch die bekannte Depesche 
des Fürsten Gortsdiakow an die russische Gesandtschaft in Wien.*) 

^) Ich folge hier der neuesten trefflichen Darstellung Knorrs, .Die Donau und 
die Meerengenfrage*, Weimar 1917, S. 78ff.; vgl. ferner Dascovici, ,La question du 
Bosphore et des Dardanelles*, Qen^ve 1915, S. 221 ff. 

*) ,Sa Ma]est6 TEmpereur de toutes les Russies et Sa Majestö imperiale le 
Sultan, prenant en consid^rafion le principe de la neutralisation de la mer Noire. 
stabil par les pr^liminaires consign^ au protocole n® 1 signd ä Paris, le 25 f^vrier 
de la prdsente ann6e et voulant, en cons^quence, regier d'un commun accord le 
nombre et la force des bdUments Idgers qu'elles se sont riservd d'entretenir dans 
la mer Noire pour le service de leurs cötes, ont r^solu de signer, dans ce but, 
une Convention speciale et ont nomm^ ä cet effet . . . 

Articie Premier. — Les Hautes Parties contractantes s'engagent mutuellement ä 
n'avoir dans la mer Noire d'autres bätiments de guerre que ceux dont le nombre, 
la force et les dimensions sont stipul^s ci-apr^s. 

Art. 2. — Les Hautes Parties contractantes se r^servent d'entretenir, chacune, 
dans cette mer, six bdtiments ä vapeur de 50 mhires de longueur ä la flottaison, 
d'un tonnage de 800 tonneaux au maximum, et quatre bAtiments Idgers ä vapeur 
ou ä volle d'un tonnage qui ne ddpassera pas 200 tonneaux, chacun.* 

*) Vgl. auch Krauei, .Neutralität, Neutralisation und Befriedung im Völker- 
recht', München und Leipzig 1915, S. 76 ff. 
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S) Der argentinisch-chilenische Flottenvertrag von 1902 

Nächst dem Rush-Bagoi-Verixag am bemerkenswertesten ist der 
Flottenvertrag zwischen Argentinien und Chile vom 28. Mai 1902 bzw. 
12. Januar 1903. ^) Bereits in den neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
scheinen zwischen Brasilien, Argentinien und Chile Verhandlungen , be- 
treffend eine wechselseitige Rüstungsbeschränkung, geschwebt zu haben. 
Sowohl Anfang 1895 wie Mitte 1899 standen in der europäischen Tages- 
presse Telegramme, wonach die Vertreter der drei Staaten Aber eine Ab- 
rfistung berieten.^) Diese haben dann endlich 1902 zu einer Vereinbarung 
zwischen Chile und Argentinien geführt. Beide Länder hatten seit langem 
Grenzstreitigkeiten miteinander. Zwischen Argentinien und Chile lagen 
außerordentlich fruchtbare Täler, die besonders reich an Wasserquellen 
und Naturschätzen waren.') Als sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts ein großer Auswandererstrom in diese Gegenden ergoß, nahmen 
beide Staaten das Land für sich in Anspruch, und es schien kaum 
möglich, sich friedlich zu einigen. Große Rüstungen^) wurden dadurch 
veranlaßt, die die Situation noch zuspitzten. Aber 1896 hatte sich be- 
reits die engliche Peace Society um eine friedliche Erledigung der 
Frage bemüht. Desgleichen hatte 1898 die Generalversammlung der 
Friedensgesellschaften in Turin ein Telegramm an die beiden Regie- 
rungen mit der Bitte um friedliche Beilegung des Streitfalles gesandt. 
Am Ostersonntag 1900 predigte der Bischof Benavente von San Juan de 
Cujo im Dome zu Buenos Aires von der Pflicht, die Streitfragen durch 
ein Schiedsgericht zu erledigen, und er sowohl wie der chilenische 
Bischof Lara von Ancud veranstalteten eine gewaltige Agitation für die 
friedliche Eriedigung des Grenzstreites. 

Trotzdem spitzte sich der Streit zunächst weiter zu, und die Kriegs- 
marinen wurden kriegsfertig gemacht. Flottenmanöver fanden in aus- 
gedehntem Maße statt; das Personal wurde vergrößert und neues Kriegs- 
material angeschafft. Ja, man ging sogar zu bedeutenden Bestellungen 
neuer Panzeischiffe mit sehr kurzen Baufristen über. Ende 1901 schloß 
Argentinien mit der Firma Ansaldo in Genua einen Vertrag über die 
Lieferung zweier Panzerkreuzer eines verbesserten Typs der Garibaldi- 
klasse von je 7700 Tonnen Deplacement ab, deren Fertigstellung 
binnen eines Jahres erfolgen sollte. Darauf gab Chile seinerseits zwei 
Linienschiffe von 11800 Tonnen Deplacement bei den englischen 

^) Vgl, Stead im .Courrierde la Conference* vom H.August 1607; .Friedens- 
warte" 1903, S. 83, 102, 116, 143; 1904, S. 155; 1908, S. 233; 1911, S. 205 ff. 

*) Vgl. .Die Waffen nieder* 1895, S. 78; 1899, S. 327. 

») Vgl. W, A, Hirst, .Argentina-, London 1911, S. 106 ff. 

^) Insbesondere wurden Mitte der neunziger Jahre eine Reihe grofler Kriegs- 
schiffe gebaut. 
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Firmen Vickers Sons & Maxim sowie Armstrong, Withworth & Cie 
in Auftrag, die noch früher als die argentinischen Kriegsschiffe fertig 
sein sollten. Dadurch wurde Argentinien so beunruhigt, daß im Minister- 
rat vom 1. April 1902 die Bestellung von zwei weiteren Linienschiffen 
mit einem Tonnengehalte von je 15200 bei der Firma Ansaldo in 
Genua beschlossen wurde. ^) Bevor aber diese in Auftrag gegeben 
wurden, einigten sich die Parteien in friedlicher Weise und Obergaben 
den Streitfall dem König von England zur schiedsrichterlichen Ent- 
scheidung. Gleichzeitig schloß man einen Vertrag zur Verringerung der 
Flottenrüstungen.') Aus dem Metalle der Kanonen aber, mit denen 



^) .Marine-Rundschau' 1913, I, S. 599. 

') Convention entre le Chili et la R^publique Argentine, sur 

la limitation des forces naVales 

R^unis au Minist^re des affaires ^trang^res du Chili, MM. don Josö Francisco 
Vergara Donoso, ministre du d^partement, et don Josö Antonio Terry, envoyö 
extraordinaire et ministre pldnipotentiaire de la Rdpublique Argentine, se sont 
mis d'accord en vue de consigner en la prdsente Convention les diverses con- 
ctusions dont ils ont convenu dans le but de limiter les forces navales des deux 
Rdpubliques; conclusions qui ont €i€ prises gräce ä l'instigation et aux bons 
Offices de Sa Ma]est6 Britannique , repr^sentde au Chili en la personne de son 
envoyd extraordinaire et ministre pl^nipotentiaire M. Qdrard A. Lowther et en la 
Rdpublique Argentine par son envoyd extraordinaire, Sir W. A. Barrington. 

Article PREMIER. — Dans l'esprit de dissiper tout motif d'inqui^tude et de 
m^fiance dans Tun ou Tautre pays, les gouvernements du Chili et de la Rdpublique 
Argentine se d^sistent d'entrer en possession des navires de guerre qu'ils ont actuelle- 
ment en construction ainsi que de faire pour le moment de nouvelles acquisitions. 
, Les deux gouvernements conviennent, de plus, de r^duire leurs escadres res- 
pectives, et ä cet effet ils poursuivront leurs pourparlers en vue d'arriver ä un 
accord qui dtablisse une 6quivalence raisonnable entre les deux escadres. Cette 
r^duction de la flotte se fera dans les ddlais d'un an ä compter de la date de 
rdchange des raUfications de la präsente Convention. 

Art. 2. — Les deux gouvernements s'engagent ä ne pas augmenter leurs 
forces navales pendant une dur6e de cinq ans, avec la condition, pour celui des 
deux qui aurait Tintention d'augmenter ses forces, de donner ä Tautre gouvemement 
avis prdalable en le prdvenant dix-huit mois d'avance. II est entendu que demeure 
exclu de cet engagement tout armement relatif aux fortifications des cötes et des 
ports. Tun et l'autre pays conservant 6galement toute facult^ pour acqudrir tout 
engin flottant destin^ exclusivement h la defense des cötes et des ports, tels que: 
sous-marins, etc. 

Art. 3. — Toute vente de navires de guerre, qui se ferait ä la suite de la 
präsente Convention, ne pourra pas 6tre rdalisde en faveur de tiers pays ayant 
des questions pendantes avec l'une ou l'autre des Parties signataires. 

Art. 4. — Afin de faciliter le transfert des contracts en cours d'ex^cution, 
les deux gouvernements s'engagent ä proroger pendant deux mois le d^lai qui 
a 6t6 convenu pour la prise en possession des navires qu'ils ont actuellement 
en construction, et ä cet effet ils donneront les ordres n^cessaires, dte ie jour 
de la signature de la präsente Convention. 
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sich die Blflte der beiden Länder hatte vernichten wollen, go6 man eine 
Kolossalstatue Christi^ die, auf einem der höchsten Pässe an der 
chilenisch-argentinischen Grenze aufgestellt, die Inschrift trägt: »Eher 

Art. 5. — Les ratiflcations de la pr^ente Convention seront dchang^es dans 
nn d^ai de soixante jours, et avant si possible, et Tdchange aura Heu en cette 
vüle de Santiago. v 

En foi de quoi, ont slgn6 et rev6tu de leurs sceatix cette Convention faite 
en double exemplaire ä Santiago, le vingt-huiti&me jour du mois de mal de mil 
neu! Cent deuz. J.-P. Veroara Donoso. 

J.-A. Terry. 

Protocole de la Convention du 28 mai 1902 entre le Chili et 
la R^publique Argentine sur la limitation des forces navales 

Rdunis k Buenos- Ayres, le 9 janvier 1903, au minist^re des affaires ^trangires. 
S. Ezc. M. don Carlos Concha, envoy^ extraordinaire et ministre pl6nipotentiaire 
du Chili et S. Exe. le D'-Luis M. Drago, ministre du ddpartement, apr^s avoir 
^hang^ leur pleins pouvoirs respectifs et les avoir trouvds en due forme, ont 
convenu le r^glement suivant dans le but de rendre effective l'^quivalence rai- 
sonnable que les deux pays ont d^cidd d'dtablir entre leurs escadres respectives, 
conform^ment au Trait^ sur la limitation des forces navales, sign6 le 28 mai 1902, 
et attx notes ^hang^es ä la mtoe date entre la chancellerie ctiilienne et le 
ministre pl^nipotentiaire de la Rdpublique Argentine au Ctiili, et suivant le proc^s- 
verbal qui, sur le m6me sujet, fut sign^ le 10 juiilet 1902. 

Article PREMIER. — Les Rdpubüques du Ctiili et de TArgentine vendront imm€- 
diatement, et dan leplus bref dilai possible, les navires de guerre qu'elles ont actuelle- 
ment en construction,la premiöre dans les chantiers de Vickers et Armstrong (Angle- 
terre); la seconde dans les chantiers d'Ansaldo (Italie); et ce, suivant les conditions 
«Ublies par le § 1«' de l'article 1« et par l'article 3 de l'Ade du 28 mai 1902. 

Au cas oü la vente ne pourrait pour quelque raison s'effectuer imm^diate- 
ment, les Hautes Parties signataires pourroni n^anmoins poursuivre la construction 
des navires mentionnds jusqu'ä leur enti^re terminaison ; mais, dans aucun cas, 
ces navires ne pourront 6tre incorpor^s aux escadres respectives, pas mtoe avec 
l'avls prdalable de dix-huit mois requis pour l'augmentation des forces navales, 
avis pr^vu dans l'article 2 du Pacte citd. 

Art. 2. — Les deux Hautes Parties signataires, de commun accord, prennent 
dte l'instant l'engagement de mettre les navires en construction & la disposition 
et aux ordres de Sa Majest^ Britannique, arbitre ddsignd par le Traitd du 
28 mai 1902, et lui feront connaltre qu'ils ont convenu que les dits navires ne 
peuvent sortir des chantiers oü ils se trouvent aduellement qu'ä la seule condition 
que les deux Parties signataires le solliciteraient conjointement , au cas oü leur 
vente auralt iXi r^alis^e ou qu'une Convention post^rieure aurait M pass^e i cet effet. 

Art. 3 Les Hautes Parties signataires notifieront imm^diatement aux 

chantiers constructeurs que les navires ont M mis, selon accord pris par les deux 
gouvemements, i la disposition de Tarbitre d&ign^ dans le Traitd du 28 mai 
1902, Sans l'ordre expr^s de qui les navires ne peuvent 6tre remis ä aucune 
nation ou personne quelles que soient-elles. 

Art. 4. — En vue d'^tablir une dquivalence raisonnable entre les escadres 
existantes, la R^publique du Chili proc^dera au d^armement de son cuirasse 
Capitan Prat; et la R^publique Argentine au ddsarmement de ses cuirass^ 
Garibaldi et Pueyrredon. 
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mögen diese Berge in Staub zerfallen, als daß die Völker von Argen- 
tinien und Chile den Frieden brechen, den sie zu den Fflßen Christt, 
des Erlösers geschlossen haben."*^) 

Der Vertrag vom 28. Mai 1902 hatte vor allem folgende Bestim- 
mungen : Chile und Argentinien verpflichteten sich, um jedes Mißtrauen 
gegeneinander zu zerstreuen, keinerlei neue Kriegsschiffe mehr in Auf- 
trag zu geben, auch keine mehr zu kaufen. Binnen einem Jahre 
sollte ferner ein besonderes Übereinkommen über eine Verminderung 
der beiderseitigen Streitkräfte getroffen werden. Innerhalb fünf Jahren 
von dem Vertragsschlusse ab sollte eine Neueinstellung nur gestattet 
sein, wenn die betreffende Macht der anderen 18 Monate vorher eine 
Mitteilung darüber hatte zukommen lassen. Ausgeschlossen sein von der 
Verpflichtung sollten Befestigungen der Küsten und Häfen. Kein Verkauf 
von Kriegsschiffen durfte an eine solche Macht vorgenommen, werden, 
die mit der anderen gerade Streitigkeiten hatte. Nach einem Notenaus- 
tausch vom gleichen Tage sollten die aus der Auslegung des Art.l, Abs. 2 
entstehenden Streitigkeiten einem Schiedsgericht überwiesen werden. 

Ferner wurde am 10. Juli 1902 ein ErgänzungsprotokoU zu dem 
Vertrage unterzeichnet. Danach sollte die Ausführung des Art. 1, Abs. 2 
des Vertrages vom 28. Mai 1902 nicht notwendig den Verkauf von Kriegs- 

Art. 5. — Pour que les navires soient considdr^s ddsarmds suivant Tarticle 
prdc^dent, ils devront 6tre amarrds dans une darse ou port, n'ayant uniqoement 
k bord que le personnel requis pour veiller au bon entretien du mat^riel, mat^riel 
qui ne pourra pas €tre d^plac^, et apr^ avoir d^barqu^ du navir^: 

Tout le charbon; 

Toutes les poudres et munitions; 

L'arUllerie de petit calibre, les tubes lance-torpilles, les torpilles, les projecteurs 
ölectriques, les embarcations moindres; 

Tous les approvisionnements et le chargement. 

Pour facüiter le bon entretien du navire, un couvert pourra 6tre mis sur son tillac. 

Art. 6. — Les navires mentionnds dans Tarticle 4, que les deuz gouveme- 
ments ont convenu de ddsarmer, devront demeurer en tel dtat, et ne pourront 
etre arm^s k nouveau, sans un avis pr^lable que devra donner & Tautre gouverae- 
ment celui des deuxqui aurait Tintention de ce faire, et avec un'ddlai de dix- 
huit mois d'avance, sauf en cas d'accord post^rieur ou vente des dits navires. 

Art. 7. — Les deux gouvernements sollidteront, de Tarbitre d^sign^ dans 
le Traite du 28 mal 1902 pour la Solution de tout diff^rend qui pourrait se pro- 
duire des questions de limitation des forces navales, Tacceptation de la mission 
que lui confie le präsent acte, copie authentique duquel lui sera remise ä cet effet. 

En foi de quoi, les pl^nipotentiaires respectifs signent le präsent protocole 
et y apposent leurs sceaux; fait en double exemplaire ä Buenos-Ayres le neu- 
vitoie jour du mois de janvier de 1903. ^^^^^^ ^^^^„^ 

Luis M. Drago. 

^) Eine Nachbildung dieser Statue befindet sich in dem Haager Priedenspalaste 
eine Abbildung bei Hirst a. a. O. S. 108. 
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schiffen voraussetzen, sondern das richtige Gleichgewicht in den See- 
streitkräften beider Teile sollte auch durch eine Außerdienstsetzung der 
Schiffe oder auf andere Weise erreicht werden können. Beide Teile 
sollten die Kriegsschiffe behalten, die für ihre natürliche Verteidigung 
und dauernde Sicherheit im Stillen bzw. im Atlantischen Ozean und an 
der Mflndung des La Plata-Stromes erforderlich wären. Diese Bestim- 
mung war nötig geworden, weil sich die englischen und italienischen 
Werften mit der Aufhebung der die Kriegsschiffe botreffenden Lieferungs- 
verträge nur gegen hohe Entschädigung — angeblich englischerseits 
85 Vp des 1100000 Pfd.-Sterling betragenden Kaufpreises — einver- 
standen erklären wollten. Zur Zahlung eines solchen Reugeldes waren 
die südamerikanischen Regierungen nicht bereit. Der chilenische Minister- 
präsident bemerkte in der Deputiertenkammer bei der Beratung der 
Zusatzakte: Im Hinblick auf die annähernd gleiche Stärke der beiden 
Flotten sei ein Verzicht auf die im Bau befindlichen Kriegsschiffe nicht 
erforderlich, vorausgesetzt, daß sie unbewaffnet und auBer Dienst ge- 
stellt blieben, und nicht ohne eine vorgängige, 18 Monate vorher zu 
bewirkende Benachrichtigung des anderen Teiles in kriegstüchtigen Zu- 
stand versetzt würden. Nachdem der Vertrag vom 28. Mai 1902 von 
dem argentinischen Pariament am 28. Juni 1902 und vom chilenischen 
Parlament am 11. August 1902 genehmigt war, erfolgte der Austausch 
der Ratifikationsurkunden in feieriicher Weise am 22. September 1902 
in Santiago. Von selten Argentiniens war zu diesem Zwecke eine 
Kommission aus Angehörigen der Diplomatie, des Heeres und der 
Marine entsandt worden.^) 

Am 9. Januar 1903 wurde nach mehr wöchentlichen besonderen 
Verhandlungen ein Zusatzvertrag geschlossen, wonach die zurzeit in 
Bau befindlichen Kriegsschiffe der beiden Kontrahenten verkauft werden 
sollten. Falls sich das nicht ermöglichen lasse, sollten die Schiffe voll- 
endet, aber nicht in die Flotte eingestellt werden dürfen. Femer 
sollten der chilenische Kreuzer »Capitän Praf) und die argen- 
tinischen Kreuzer , Garibaldi* •) und „Pueyrredon* *) entwaffnet werden. 
Eine Benutzung dieser Schiffe zur Verstärkung der Kriegsflotte sollte 
nur nach einer vorhergehenden achtzehnmonatlichen Kündigung gestattet 
sein. Dieser Vertrag wurde auch beiderseits ratifiziert. Die im Bau 
befindlichen Kriegsschiffe wurden an England und Japan verkauft.") 

^} .Marine-Rundschau' 1903, 1, S.600, 601. 

*) Gebaut 1890 mit 6966 Registertonnen. 

*) Gebaut 1895 mit 6840 Registertonnen. 

*) Gebaut 1897 mit 6840 Registertonnen. 

*) Vgl. Ministerio de Relaciones Ezteriores, Boletin Diplomatico y Consular 
Nr. 1, Buenos Aires 1903, S. 11 ff.; Martens-Stoerk , .Nouveau recueil gdn^ral de 
tralt68\ deuii&me s6rie, tome XXXV. S. 300 ff. 
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Wie der amerikanische f rubere Staatssekretär John M, Fester 1903 
auf der Lake Mohonk Konferenz^) sagte » bestand eine Folge des Ver- 
trages fflr Argentinien darin, dafi der Marineminister den Ackerbau- 
minister auffordern konnte, die unbeschäftigten Schiffe zum Transport 
von Getreide und Fleisch nach Afrika zu benutzen, um Absatzgebiete 
fflr die glänzende Ernte zu finden. Foster fflgte hinzu, es habe sich 
so das Wort des biblischen Propheten erfallt, daß das Volk seine 
Schwerter in Pflugscharen verwandelt habe. 

Bemerkenswert ist, dafi dieser Vertrag von beiden Seiten treu ge- 
halten wurde. Man war sogar geneigt, noch weitere als die im Ver- 
trage vorgesehenen Verkäufe von Kriegsschiffen vorzunehmen'), und 
nahm lediglich deswegen von diesem Plane Abstand, weil man genug 
Kriegsschiffe zur Verteidigung der Neutralität in dem Russisch-Japanischen 
Kriege haben wollte. Jedenblls aber stellte man noch mehr Schiffe 
aufier Dienst, als vereinbart war. Argentinien behielt außer einem 
Artillerie- und einem Seekadettenschulschiff sowie den nationalen Trans- 
portschiffen nur noch zwei größere Kreuzer und einen kleineren Kreuzer 
im Dienst ; ja, an deren Stelle traten sogar bald kleine Panzerkanonen- 
boote. In Chile ließ man der Marine zwei Panzerkreuzer aus den Jahren 
1896 und 1897, von denen einer als Artillerie- und Torpedoschulschifi 
dienen sollte, femer zwei geschätzte Kreuzer aus den Jahren 1896 und 
1897, ein Torpedofahrzeug und drei bis vier Torpedobootszerstörer. 
Die in solchen Fragen gewiß sehr kritische «Marine-Rundschau'',') der 
ich diese Feststellungen entnommen habe, knflpft daran die Bemerkung : 

.Das in beiden Ländern kurzweg mit dem Namen .Malvertrige' belegte 
Ablcommen hatte mit einem Schlage bei den alten Gegnern jegliches Mifitraoen 
beseitigt, so daß man geneigt schien, noch über den Rahmen der Verträge 
hinauszugehen." 

Auch aus den allerdings mit Vorsicht aufzufassenden Statistiken der 
Kriegsflotten geht die Bedeutung des Vertrages hervor. Nach dem 
»Taschenbuch der Kriegsflotten" hatte 1903 Argentinien 48 Kriegsfahr- 
zeuge*) mit einem Tonnengehalt von 87731 Registern. Fünf Jahre 
hindurch und über den Ablauf des Vertrages hinaus ist die Zahl die 



*) .Report*, S. 6 ff.; vgl. auch .Bulletin officiel du XÜ. Congr^s universel de 
la paix" 1903, S. 110. 

*) Darüber, daß Argentinien und Chile wahrend des Russisch- Japanischen Krieges 
von den Kriegführenden Vorschläge zum Verkauf von Kriegsschiffen gemacht wurden, 
siehe Einidte, .Rechte und Pflichten der neutralen Mächte ini Seekriege*. Tübingen 
1912, S. 73. 

*) 1906, I, S. 186 ff. 

^) Diese Zahl einer sicherlich nicht einwandfreien Statistik ist wohl dadurch 
2U erklären, da6 auch außer Dienst gestellte Fahrzeuge und kleinere Boote, sowie 
Transportschiffe usw. mitgezählt sind. 
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gleiche geblieben, während kurz vor dem Abschlüsse des Vertrages 
61 Kriegsschiffe mit 95466 Registertonnen verzeichnet wurden. Das 
gleiche ist bei Chile der Fall. 1903 zählte nach jener Statistik dieses 
Land 31 Kriegsfahrzeuge mit 41 770 Registertonnen. Mit ganz un- 
bedeutenden Schwankungen ist diese Zahl in den ftlnf Jahren des Ver- 
trages die gleiche geblieben. 1908 hatte Chile 32 Kriegsfahrzeuge mit 
42555 Registertonnen. Vor dem Vertragsschlusse zählte man hier 
39 Kriegsfahrzeuge mit 46411 Registertonnen. Wenn ich auch auf diese 
Statistik weniger Wert lege und vor allem die obigen Angaben der 
»Marine-Rundschau* betonen möchte, so sprechen doch auch diese 
Zahlen ftlr eine treue Innehaltung des Vertrages. Als die zweite 
Haager Friedenskonferenz in der Plenarsitzung vom 17. August 1907 
die Abrfistungsfrage erörterte, verias der Präsident, der russische Bot- 
schafter Nilidow, ein Schreiben der Delegierten Argentiniens und Chiles, 
in dem diese der Konferenz von jenen Vereinbarungen Mitteilung 
machten und hervorhoben, daß beide Staaten ihren Verpflichtungen 
durchaus nachgekommen wären. Chile und Argentinien wurden darauf 
die Glückwünsche und der Dank der Konferenz zum Ausdruck 
gebracht. ^) 

Wenn es Argentinien und Chile 1902 gelang, zu einer Rüstungs- 
verständigung zu gelangen, so war hierbei vielleicht das Verhalten 
Brasiliens nicht ohne Einflufi. Dieser grofie Staat hatte seinerzeit die 
Einladung zur ersten Haager Friedenskonferenz mit dem Bemerken 
abgelehnt, er sei der Konferenzidee vorausgeeilt, indem er seine Kriegs-^ 
schiffe verkauft, sein Heer herabgesetzt und außerdem in. der Verfassung 
die Anrufung der Schiedssprechung zur Pflicht gemacht habe. Um- 
gekehrt wirkte später der argentinisch-chilenische Rüstungsvertrag seiner- 
seits günstig auf die Rüstungen der anderen südamerikanischen Staaten 
ein. Vor dem Vertrage zwischen Argentinien und Chile zählte Brasilien 
nach einer Statistik 49 Kriegsfahrzeuge mit 46 897 Registertonnen. Be- 
reits 1903 sank die Zahl der brasilianischen Kriegsschiffe auf 24 mit 
39 122 Registertonnen. Durch das Flottengesetz vom 14. Dezember 1904 
trat jedoch eine Änderung in der Marinepolitik Brasiliens ein. Der 
Präsident wurde nämlich durch dieses Gesetz zur Bestellung von drei 
Panzerschiffen mit einem Tonnengehalt von 12500 bis 13000, drei 
Panzerkreuzern mit einem Tonnengehalt von 9200 bis 9700, sechs 
Torpedobootszerstörem mit einem Tonnengehalte von 400, sechs Torpedo- 

^) Auf der Londoner Interparlamentarischen Konferenz von 1906 hob d'Estour- 
neues de Constant hervor, daß Argentinien in der Rastungsfrage genau so vorbild- 
lich gewesen sei wie in der Schiedsgerichfsbarlceit; auf der ersten Haager Konferenz 
sei dem italienisch-argenUnischen Schiedsverträge eine grofie Bedeutung beigemessen 
worden. 
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booten mit einem Tonnengeiialt von 130, sechs Torpedobooten mit 
einem Tonnengebalt von 50, drei Unterseebooten, einem Transportschiff 
und einem Schulschiff, insgesamt 29 Kri^[sschiffen ermächtigt CHddi- 
zeitig bestellte Peru einen geschätzten Kreuzer und drei Panzer- 
kreuzer. ^) 

Die Flottenvergrößerung in Brasilien verhinderte, daß 1907 der 
argentinisch-chilenische Vertrag erneuert wurde. In einer Unterredung: 
gegenüber Stead^) hat sich Drago hierüber folgendermafien geäußert: 

.Wenn Chile und Argentinien die einzigen Staaten der Welt waren, würde 
der Rastungsvertrag morgen erneuert werden. Aber wir sind niclit allein ; wir 
haben Nachbarn. Und diese Nachbarn haben ihre Waffenmacht nicht reduiierl 
Im Gegenteil, unser bedeutendster Nachbar, Brasilien, vergrößert sie. Brasilien 
baut drei neue Dreadnoughts. Wofür es sie nötig hat, wissen wir nicht Es 
hat sie nötig, um sie zu gebrauchen, und nicht als Zierat Es ist möglich und, 
wie ich hoffe, wahrscheinlich, daß Brasilien sie nicht gegen uns gebrauchen 
wird. Aber wir Icömien nichts tun, um uns auf eine Visite der brasilianischen 
Dreadnoughts vorzubereiten, da uns die Hinde durch den Vertrag mit Qiile 
gebunden sind. Und darum wird der Vertrag nicht erneuert werden. Argentinien 
und Chile werden von neuem beginnen, das Geld der Steuerzahler durch ROstungen 
zu verschleudern. 

Wenn Brasilien sich dem Abrflstungsvertrage anschließen würde, so würden 
wir ihn mit Vergnügen erneuern. Der Abrüstungsgedanke kann von zwei Staaten 
allein nicht realisiert werden. — Es muß eine allgemeine Obereinkunft getroffen 
werden, oder es wird nichts ausgeführt werden können.'*) 

Den argentinisch-chilenischen Vertrag, den (TEstoameUes de Con- 
statu am 12. April 1905 im französischen Senat als höchst bedeutsam 
bezeichnete, hat Picard^) als einen Beweis dafür angesehen, daß einer 
dauernden und ernsthaften Rüstungsbeschränkung unüberwindliche 
Schwierigkeiten entgegenstehen. Picard behauptet, wenn eine Partei 
mit einem Dritten in einen Konflikt geraten wäre, so würde sie sich 
gewiß nicht an die Vereinbarung gehalten haben. Er glaubt daher, 
daß aus einem solchen Vertrage die schwersten Meinungsverschieden- 
heiten entstehen können. In der Tat würde ein solcher partieller Ver- 
trag ohne weiteres die eine Partei nicht mehr binden, wenn sie ange- 
griffen wird. Das zeigt aber nur, daß ein allgemeiner Abrüstungsvertrag 
grundsätzlich idealer ist als ein partieller. Die Erkenntnis dieser Wahr- 
heit wird es den Parteien nahelegen, möglichst auch mit den anderen 
Staaten zu einer Rüstungsverständigung zu gelangen. Ist das nicht 
möglich, so ist immerhin schon etwas gewonnen, wenn wenigstens in 

^) .Marine-Rundschau" 1906, I, S. 191 ff. Siehe über die neuere Entwicidang: 
Stühel, .Südamerikanische Rüstungen', Wirtschaftsdienst, 27. September 191S. 

*) Vgl. .Hannoverscher Anzeiger*, 18. August 1907. 

^ Vgl. auch Hirst a. a. O. S. 121. 

^) S. 164 ff.; ihm folgt Toinet .La limitation conventioneile des armements*, 
1912, S. 88 ff. 
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dem Verhältnis der Kontrahenten untereinander für die Dauer des Friedens- 
zustandes mit den Grenznachbarn die Rüstungen verringert sind. Eine 
Meinungsverschiedenheit darüber, daß ein Angriff von dritter Seite auf 
einen Kontrahenten die Beschränkungen des Vertrages zum wenigsten 
vorübergehend aufhebt, ist bei vernünftiger Auslegung des Vertrages 
kaum möglich. Gewifi aber wird es gut sein, diesen Fall besonders 
zu regeln, wie das übrigens in dem schwedisch-norwegischen Vertrage 
von 1905 geschehen ist. ÄuBerstenfalles war ja auch im Rüstungs- 
vertrage zwischen Argentinien und Chile ein Schiedsgericht für die Er- 
ledigung solcher Streitigkeiten vorgesehen. 

Ebenso unzutreffend ist Picards Behauptung, der Vertrag sei des- 
halb ohne Bedeutung, weil er keine endgültige Beschränkung darstelle 
und die Schiffe nach 18 Monaten wieder hätten eingestellt werden 
können. Jeder Anfang ist bescheiden, und die Grenzen des Vertrages 
beweisen noch lange nicht seine Wertlosigkeit. Tatsächlich ist doch 
auch diese Klausel in den fünf Jahren nicht zur Anwendung ge- 
kommen. 

In seiner Voreingenommenheit führt Ricard schließlich gegen den 
Vertrag die weitere Tatsache an, dafi er hauptsächlich aus finanziellen 
Gründen geschlossen sein soll. Zunächst ist diese Behauptung, wie 
sich aus der Vorgeschichte und den Eingangsworten des Vertrages er- 
gibt, nicht ganz zutreffend. Die Vereinbarung sollte vor allem eine 
Periode der Spannung beseitigen und das Mißtrauen vermindern. Frei- 
lich waren durch die übertriebenen Rüstungen die Finanzen der beiden 
Länder derart angegriffen worden, daß auch pekuniäre Gründe den Ab- 
schluß des Vertrages dringend erforderlich machten. Wie dem aber 
auch sei: Die Tatsache bleibt bestehen, daß es gelungen ist, einen 
Modus über die Beschränkung der Flottenrüstungen zu finden, der 
sich fünf Jahre hindurch bewährt hat. Das ist ein machtvolles Argu- 
ment gegenüber denen, die solche Verträge in das Reich der Utopie 
verweisen. 

Die Beziehungen zwischen Argentinien und Chile haben sich seit 1902 
bis beute immer inniger gestaltet. Auch mit Brasilien sind die beiden Regie- 
rungen in ein freundschaftliches Verhältnis gekommen. Ende 1908 waren 
Gerüchte im Umlauf, daß Amerika zwischen Argentinien und Brasilien 
vermittle, um die Staaten zu einer vertragsmäßigen Rüstungsbeschränkung 
zu veranlassen.^) Ende April 1914 haben diese drei sogenannten ABC- 
Staaten anläßlich des amerikanisch-mexikanischen Streitfalles gemeinsam 
in Washington vermittelt. — 

^) .Marine-Rundschau", 1909, I, S. 111. Anfang Juli 1914 ging ein Telegramm 
durch die Presse, wonach zwischen den drei Regierungen ein Abrüstungsvertrag 
geschlossen werden sollte. Näheres ist nicht bekanntgeworden. 
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ri) Der schwedisch-norwegische Vertrag von 1905 

Als sich 1905 Schweden und Norwegen voneinander trennten und 
beiderseits stark gerüstet wurde, schlössen die beiden Regierungen am 
26. Oktober 1905 einen Vertrag*), worin eine befriedete Zone an der 
Grenze zwischen Schweden und Norwegen vereinbart wurde. Beiden 
Staaten sollte es verboten sein, in dieser Zone kriegerische Operationen 



^) Der Text des Vertrages lautet: 

.Convention relative ä rdtablissement d'unezone neutre, k la misehors 

d'^tat de servir de fortiffications, etc. (3) 

M. Thor de Ditten, pl^nipotentiaire de la Norvige,-et 

M. le Comte Axel Fr^d^ric Claesson Wachtmeister, pldnipotentiaire de la SuMe, 

S'dtant rdunis en vue de convertir en Convention formeUe le projet de Con- 
vention relative ä T^tablissement d'une zone neutre, ä la mise hors d'ötat de 
servir de fortilications, etc., approuv^ par le Storthing norv^gien le 9 octobre 
1905 et par le Riksdag su^dols le 13 octobre 1905, et düment autorisds ä cet 
effet, ont sign^, sans rdserve de ratificafion, les aiticles qui suivent: 

Article Premier. — Afin d'assurer des relations pacifiques entre les deux 
Etats, il sera ^tabli, des deux c6i€B de la fronti^re commune, un territoire (zone 
neutre) qui jouira des avantages d'une neutralitd perpdtuelle. 

Cette zone sera limit^e comme suit: 

Du c6t6 norv^gien, par une ligne de d^marcation allant, en ligne droite par 
le Kirk0, en touchant la pointe nordouest du Singlee ä l'dglise d'Ingedal et, de 
\h, formant une succession de lignes droites passant par: Tdglise de Rokke, la 
pointe sltude sur la rive nord de rembouchure du cours d'eau de Fredrikshald 
dans le Femsje, Tembouchure, dans l'angle nord-est du Femsje, du ruissean 
passant prös de la ferme de Rad, Textr^mit^ est du Klosatjern, Textr^mitd est du 
Qrefslivand (au nord de l'^glise de Haerland), la pointe s'avan^ant dans l'Ogde- 
rensje au sud-ouest de Kraaktorp, le d^troit entre le Mjermen et le Gaasefjord, 
TEidsdammen, l'extitoit^ sud-ouest du Dyrerudtjcrn (ä Textr^mit^ nord du Lier- 
mosen), T^glise d'Urskog, l'extrdmit^ sud du Holmtjern, l'angle sud du Digersje, 
l'extrdmit^ nord du Skassensje, Textr^mit^ est du Nordre Flegensje, jusqu'an 
point oü rUlvaa coupe le 61^ parallele; 

Du cöt6 su6dois, par une ligne de ddmarcation partant de la pointe septen- 
trionale du Nordkoster et formant une succession de lignes droites passant par: 
la pointe mdridionale du Norra LIngö, l'extr^mit^ nord-est du lac de Färingen, 
l'extrdmitd nord-est du Lursjön, l'embouchure du f leuve de Kynne dans le Södra 
Bullaren, Textrdmit^ sud-est du Södra Komsjön, l'extr^mit^ sud du Stora Le, 
rextr6mit6 ouest de TOgnesjön, l'extrdmit^ sud du Lysedstjärn, Textr^mit^ sud 
du Svalsjön, Textrdmit^ sud du Nfissjön, l'extrtoit^s ud du Bysjön, rextr6mit«^ 
nord-ouest du lac de Kymmen, l'extrdmitd nord-ouest du Qrunnsjön, l'extr^mlt^ 
nord-ouest du Kläggen, Textr^mitd nord du Mangen, l'extr^mit^ ouest du Breds- 
jön, jusqu'au point ou la rive droite du Klarälfven coupe le 61* parallele. 

Dans la dite zone sont comprls les lies, Hots et r^cifs, mais non pas les parties 
de la mer elle-m6me avec ses golfes, qui se trouvent dans les limltes de la zone. 

La neutrallt^ de la dite zone sera complMe. II sera donc d^fendu ä chacun 
des deux Etats de faire dans cette zone des Operations de guerre, de s'en servir 
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ZU unternehmen, militärische Stützpunkte zu haben oder Truppen zu kon- 
zentrieren» es sei denn zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung. 
Falls Eisenbahnen durch die befriedete Zone führten» sollte es freilich 
nicht verboten sein, diese zu Transporten von Truppen zu verwenden. 
Jede Anlage von Festungen, Kriegshafen und Verproviantierungsstätten 
sollte untersagt sein. Alle diese Bestimmungen sollten keine Anwendung 

finden in dem Fall, daß die beiden Staaten gegen einen gemeinsamen 

— — — — — — ^— — ^^■^— ^— — — ^~-^— — - , -————-_.__— ^_^___-_^— _______ . ________ ^ 

comme point d'appui ou comme base d'op^rations de ce genre et d'y faire sta- 
tionner (sauf TexcepUon prdvue par Tartlcle 6) ou concentrer des forces militalres 
arm^es, sauf celles qui pourraient 6tre n^cessaires pour le maintien de Tordre 
public ou pour porter secours en cas de sinistre. Si, dans Tun des Etats, il 
existe, ou si plus tard 11 y est construit des chemins de fer passant par une 
partie de la zone neutre de cet Etat dans une diredlon essentiellement parallele 
ä Taxe longitudlnal' de celle-d, les präsentes dlspositions ne s'opposeront pas ä 
Templol de ces chemins de fer pour les transports militalres de passage. Elles 
ne s'opposeront pas non plus ä ce que des personnes, domicili^es dans la partie 
de zone de Tun des Etats et qui appartiennent ä Tarm^e ou ä la flotte, s'y r£- 
unissent pour ßtre dirig^es sans retard hors de la zone. 

On ne pourra conserver dans la zone neutre et on ne pourra y ätablir h 
Tavenir ni fortifications, ni ports de guerre, ni d^pöts de provisions destin^ ä 
rannte ou k la flotte. 

Toutefois ces dlspositions ne seront pas applicables au cas oü les deux Etats 
se porteraient secours dans une guerre contre un ennemi commun. Si Tun des deux 
Etats se trouve en guerre avec une tierce Puissance, elles n'engageront pas non 
plus, pour la partie de la zone qui appartient ä chacun d'eux» ni celui qui se trouve 
en guene, ni l'autre, en tant qu'il s'agit pour ceiui-ci de faire respecter sa neutralitä. 

Art. 2. — En vertu des dlspositions pr^c^dentes, les fortifications qui se 
trouvent actuellement dans la zone neutre teile qu'elle a 6t4 ätablie ci-dessus 
seront d^mantel^es, ä savoir : les groupes de fortifications norv^giennes de Fred- 
rikssten avec Gyldenleve, Overbjerget, Veden et Hjdmkollen, d'Orje avec Krok- 
sund et d'Urskog (Dingsrud). 

Art. 3. ~ Les fortifications visöes ä Tarticle 2 seront mises hors d'dat de 
servir en cette qualitä; les ouvrages anciens de Fredrikssten et des forts de 
Qy]denl0ve et d'Overbjerget seront toutefois conserv^s, mais 11 sera döfendu d'y 
faire des travaux d'entretien ayant un caract^re de fortification. 

Des stipulations plus d^taill^es relatives aux constructions modernes de ces 
trois forts, ainsi qu'aux mesures ä prendre en ce qui touche les autres fortifica- 
tions, seront ins^röes dans un ade säpar6 qui aura la m6me force et la mßme 
valeur que la pr^ente Convention. 

Art. 4. — L'ex^cution des mesures vis^es ä Tarticle 3 sera achev^e au plus 
tard huit mois apr^s l'entrde en vigueur de la pr^ente Convention. JS 

Art. 5. — Une commission compos^e de trois officiers de nationalitä ätran- y^, 

göre (ni norv^gienne ni suödoise) sera charg^e de contröler que les mesures vis6es 
ä l'aiUde 3 auront 6X€ düment ex^cut^es. De ces officiers un sera nommä par chacun 
des deux Etats et le troisiöme par les deux offiders ainsi d4sign€s ou, dans le cas i^^ 

oü ils ne pourraint tomber d'accord, par le Präsident du Conseil fädäral suisse. ^"^ 

Des dispositions plus ddailläes relatives k ce contröle seront insMes dans '^A 

l'Ade s6par6 mentionnä ci-dessus. ../!'| 
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Feind Krieg fahrten, auch nicht, wenn nur einer von beiden sich in 
einem Kampfe befände. Sodann wurde vereinbart, daß eine Reihe von 
Festungen, die sich in der befriedeten Zone befanden, geschleift werden 
sollten. Alle Vorschriften sollten innerhalb acht Monaten nach Vertrags- 
schluß ausgefahrt werden. Eine aus drei Offizieren bestehende Kom- 
mission, in denen nur Angehörige unbeteiligter Staaten vertreten sein 
sollten, sollte die Schleifung der Festung kontrollieren. Sowohl Schweden 
wie Norwegen sollten je einen fremden Offizier wählen, und diese beiden 
sollten einen dritten ernennen, oder, falls sie sich nicht einigen konnten, 
der schweizerische Bundesrat. Streitigkeiten, die aus der Auslegung 
dieses Vertrages, soweit es sich nicht um die Schleifung der Festungen 
handelte, entstehen könnten, sollten schiedsrichterlich erledigt werden. 
Der Vertrag sollte sofort in Kraft treten und nnr durch einen neuen 
Vertrag wieder aufgehoben werden können. 

Näheres aber diesen Vertrag, der noch heute in Kraft steht, ist 
nicht bekanntgeworden. 

Art. 6. — Fredrikssten pourra contlnuer ä 6tre le quartier du commandement 
militaire du district et celui de T^cole de sous-officiers des forces ressortissant 
k ce commandement, le tout essentiellement sur le m6me pied qu'avant la con- 
strudion des fortifications modernes. 

Art. 7. — Le groupe de fortifications de Kongsvinger ne pourra 6tre ang- 
ment4, ni comme constructlons, ni comme armement, ni comme gamison, le 
Chiffre de cette derni^re n'ayant pas, jusqu'ici, d^pass^ trois cents hommes. Nc 
seront pas compris dans la garnison les hommes convoqu^ pour les exercices 
annuels. En application de la disposition ci-dessus, il ne pourra 6tre stabil de 
nouveUes fortifications dans un rayon de 10 kilom^tres autour de la forteresse 
ancienne de Kongsvinger. 

Art. 8. — Les diff^rends relatifs ä l'interprdtation ou ä rapplication de la 
präsente Convention qui n'auront pu 6tre r^gl^s par des n^godations diploma- 
tiques diredes seront, avec Texception qui suit de l'article 5, soumis k un tri- 
bunal arbitral composä de trois membres dont un sera nornm^ par chacun des 
deux Etats et le troisi^me par les deux membres ainsi d^sign^, ou, s'ils ne 
peuvent tomber d'accord sur ce choix, par le President du Conseil f^d^ral suisse, 
ou, subsidiairement, de la maniire pr^vue par les deux demiers alinöas de l'ar- 
ticle 32 de la Convention de La Haye du 29 Juillet 1899. Aucun des arbitres 
ne pourra 6tre sujet de Tun ou de l'autre Etat, ni domicilii dans leurs terri- 
toires. II ne devront avoir aucun int^rfit dans les questions qui feront Tobjd 
de Tarbitrage. 

A d^faut de clauses compromissoires contraires le tribunal arbitral d^terminera 
le Heu de sa r^union et la proc^dure arbitrale. 

Art. 9. — La präsente Convention entrera imm^diatement en vigueur et ne 
pourra 6tre d^noncde que d'ua commun accord. 

Fait ä Stockholm, en double expddition, le 26. octobre 1905. 

V. Ditten; F. Claesson Wachtmeister.' 

Vgl Krauel a.a.O. S. 73ff. 
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^ Der zentralamerikanische Friedensvertrag von 1906 

Am 20. Juli 1906 schlössen San Salvador und Honduras mit Gua- 
temala durch Vermittlung der Vereinigten Staaten von Amerika einen- 
Friedensvertrag^), nach dessen erstem Grundsatz die beiderseitigen 
Heere innerhalb drei Tagen, von dem zweiten Tage des Abschlusses 
des Vertrages ab, zusammengezogen und binnen weiteren drei Tagen 
.bis auf die in den bevölkerten Orten unterhaltenen Garnisonen und 
die Polizeitruppen* entlassen werden sollten. Das war im Grunde nur 
eine Vereinbarung über Demobilisierung, die aber deswegen an dieser 
Stelle besonders hervorgehoben zu werden verdient, weil die Parteien 
im Falle einer Meinungsverschiedenheit über irgendeinen Punkt des 
Vertrages, also auch über die Demobilisierung, die Anrufung des Schieds- 
spruches der Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika und von 
Mexiko vorsahen.') 

i) Rüstungsbeschränkungen besonderer Art 

Es bleibt schließlich noch übrig, einiger besonderer, anormaler 
Rüstungsbeschränkungen zu gedenken. Bereits bei der Erörterung des 
Pariser Vertrages von 1856 über die Beschränkung der türkisch-russischen 
Schiffe im Schwarzen Meere wurde hervorgehoben, dafi diese Verein- 
barung nicht ganz freiwillig geschlossen und daher von Rußland ge- 
kündigt worden ist. Immerhin war dieser Vertrag nicht unter einem 



^) Dieser ist abgedruckt auf S. 65 des Berichts der von der Zentralorganisation 

für einen dauernden Frieden eingesetzten Studienkommission : de Meester, .La limi- 

tation internationale des armements', Haag 1917. Die mafigebenden Stellen lauten: 

»Premiere Base: Les R^publiques du San Salvador et du Honduras reviennent 

ä r^tat de paiz avec la R6publique du Guatemala oubliant leurs anciens diffä- 

rends. En cons^quence, dies concentreront leurs arm^es respectives sous trois 

jours k compter du second jour de la signature de la präsente Convention; et 

eUes proc^deront ä leur d^armement sous les trois jours suivants, gardant seule- 

ment les garnisons qui sont habituellement maintenues dans les endroits peupMs 

et les troupes mobiles en fonction de Service de police. 



Cinqui&me Base: Dans le cas oü, cas qu'il n'est pas ä revoir, Tune quel- 
conque des Häutes Parties contractantes manquait, dans sa suite, ä quelle qu'une 
des dispositions convenues en ce trait^, ou donnerait motu ä de nouveaux diff^- 
rends, cette ou ces Parties se soumettront h Tarbitrage, d^signant dös ä präsent 
comme arbitres Leurs Excellences JVIessieurs les Pr^sidents des Etats-Unis 
d'Am^rique et des Etats-Unis Mezique, ä l'arbitrage desquels devront ^gale- 
ment se soumettre toutes nouvelles difficult^s qui pourraient survenir entre 
Guatemala, San Salvador et Honduras.' 
') Es ist bemerkenswert, daß hier zwei Staatsoberhäupter nebeneinander als 
Schiedsrichter bezeichnet werden. 
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unwiderstehlichen Zwange zustande gekommen. Solche Rastungs- 
beschränkungen, die von einem flberlegenen Sieger dem Gegner auf- 
erlegt werden, haben natOrlich in diesem Zusammenhang gar keine 
Bedeutung. Sie verbessern nicht die Stimmung zwischen den Vertrags- 
staaten, sondern erwecken im Besiegten nur Zorn und den Gedanken 
nach Rache. Zahllose Beispiele solcher erzwungenen Vertrage aus 
der Geschichte ließen sich gewiß in diesem Zusammenhang aufzählen. 
Als Athen von Sparta besiegt worden war, wurde es gezwungen, sich 
mit einer Flotte von zehn Schiffen zu begnügen. Rom legte Karthago 
nach dem ersten punischen Kriege die Bedingung auf, nur noch eine 
kleine Zahl von Kriegsschiffen zu haben. Dasselbe Schicksal ereilte 
Philipp V. von Mazedonien, Antiochus den Großen von Syrien und 
Mithrldates von Pontus. Im Laufe der im Jahre 1613 entbrannten 
Kämpfe zwischen den Herzögen von Savoyen und Mantua gelang es 
dem Drucke Frankreichs und anderer Mächte, Savoyen zu dem Abschlüsse 
des Vertrags zu Asti vom 21. Juni 1615^) zu veranlassen. Darin mußte 
sich Savoyen verpflichten, seine Truppen innerhalb eines Monats zu 
entlassen und fortan nicht mehr als vier Kompagnien von Schweizern 
und so viele seiner ' eigenen Untertanen unter den Waffen zu behalten, 
als für die Sicherheit Savoyens erforderlich waren. Savoyen hatte 
ferner jeden weiteren Angriff auf Mantua zu unterlassen und seine 
künftigen Streitigkeiten der Rechtsprechung des Deutschen Kaisers zu 
unterwerfen. Dafür wurde ihm von Seiten Frankreichs und Englands 
volle Unterstützung im Falle eines Angriffs von fremder Seite ver- 
sprochen. 

1739 wurde den Russen im Frieden zu Belgrad verboten, auch nur 
ein einziges Schiff auf dem Schwarzen Meere zu bauen. Im Friedens- 
vertrage von Tilsit (1807) mußte Preußen gegenüber Napoleon /. die Ver- 
pflichtung übernehmen, keine größere Armee als 42000 Mann unter den 
Waffen zu haben. Die preußische Regierung wußte nun die bedenk- 
lichen Folgen dieser Bestimmung dadurch zu umgehen, daß sie die 
Soldaten nach einer Periode gründlicher Ausbildung entließ und an 
ihrer Stelle neue Rekruten einberief. Das war das sogenannte Krümper- 
system.') Auf diese Weise wurde die Zahl von 42000 Soldaten nie 

überschritten, aber doch möglichst das ganze Volk militärisch ausgebildet. 

— — ■■ ■ I - ■■ , , ■ , 

^) Der zwischen Frankreich und Savoyen abgeschlossene Vertrag findet sich 
abgedruckt bei Dumont, .Corps Üniversel Diplomatique du Droit des gens, contenant 
un recueil des Traitäs etc.', Amsterdam, Haag 1728, tome V, 2. Teil, S. 271 ff. Siehe 
auch Chr. E. Orafv, Benzel-Stemau, .Prankreichs Friedensgeschichte unter den drei 
ersten Dynastien", Frankfurt a. M., I. Band, 1813, S. 254 ff. 

*) Krümper wurden seit Friedrich dem Großen diejenigen Mannschaften genannt, 
.welche die Regimenter über die Zahl der reglementsmäßig Beurlaubten im Kanton 
hatten, um aus ihnen zufällige Abgfinge zu ersetzen.' Meurer, II, S. 56. 
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f So gelang es Schamhorst, dafi anstatt 42000 in Wahrheit 150000 Soldaten 
ausgebildet wurden. Gemäß dem Frieden zwischen Kolumbien und 
Peru vom 27. Febraar 1829 mußten die Streitkräfte in Nordperu auf 
Garnisonsfuß vermindert werden und durften an beiderseitigen Grenzen 
höchstens 3000 Mann stehen. ^) In dem Vertrage zwischen Frankreich und 
dem Pascha von Tripolis vom 1 1 . August 1830 verpflichtete sich der Pascha, 
fortan seine Streitkräfte nicht mehr zu vergrößern. Er durfte die Kriegs- 
schiffe, die im Dienste standen, ausbessern und diejenigen vollenden, 
deren Bau er begonnen hatte. Auch durfte er im Falle des Verlustes 
eines Schiffes dieses durch ein anderes ersetzen. 1835 abemahm die 
Türkei, als sie eine türkische Oberherrschaft in Tripolis einrichtete, die 
aus diesem Vertrage hervorgehenden Verpflichtungen. ') In der September- 
konvention von 1864 zwischen Italien und Frankreich, die von dem 
Kirchenstaate nicht anerkannt wurde, war dem Papste die Bildung einer 
sdbständigen Armee gestattet. Nur sollte sie nicht so stark sein dürfen, 
daß sie zum Angriff gegen die italienische Regierung benutzt werden 
konnte. Nach dem Berliner Vertrag von 1878 dürfe Montenegro keine 
Kriegsschiffe mehr haben.') 

Wertvoller als die erzwungenen Verträge sind einseitige Rflstungs- 
t)escbränkungen, die in der Absicht vorgenommen wurden, einen anderen 
Staat zu einem gleichen Verhalten zu veranlassen. Bereits erwähnt wurde, 
,^^ daß Frankreich 1870 sein Kontingent von 100000 auf 90000 Mann herab- 
O setzte in der Hoffnung, daß Preußen einen ähnlichen Schritt unternehmen 
wQrde. *) 1 888 hat Uruguay nach der Botschaft des Präsidenten seine Streit- 
kräfte um ein Viertel vermindert.^) 1898 erklärte Brasilien auf die Ein- 
ladung des Zaren, es habe bereits seine Kriegsschiffe verkauft und seine 



^) Martens, .Nouveau recueü de trait^', IX., S. 77. 

') Vgl. .Revue G^nörale de droit international public', 1905, S. 336, 338. Die 
Bestimmung lautete wörtlich: ,Le Dey renonce de plus k augmenter ä l'avenir les 
forces navales qu'il poss^de en ce moment, et dont la note duement v^rifi^ et con- 
statte sera annezte au prteent Trait^. Cette stipulation ne Temp^chera toute fois pas 
de r^parer ses bfltiments de guerre, ni mßme de remplacer par des bfltiments de force 
^gale ceux qu'il viendrait k perdre, et d'achever ceux dont la construdion est actuelle- 
ment commenc6e. II est entendu entre les deuz Parties contractantes que le Dey 
ne ponrra Jamals armer des bfltiments de commerce, ni autoriser ses sujets k les 
garoir de canons et d'instruments de guerre." Martens, .Nouveau recueil de traitös*, 
nouvelle s^rie, tome I, Göttingen 1837, S. 53. 

*) Vgl. aber erzwungene Rastungst>eschrankungen die Schrift »Deutschland sei 
wach', herausgegeben vom Deutschen Flottenverein, 1912, S. 131, 133. Zitelmann 
wollte in seiner Schrift .Das Schicksal Belgiens beim Priedensschlufi' (Leipzig 1917, 
S. 33 ff.) Belgien die Haltung eines eigenen Heeres untersagen. Siehe ferner Un 
philhell^ne, .La v^itö sur la question grecque', Leipzig-Zürich 1918, S. 46. 

VgL oben S. 256. 

>) Märignhac, .L'arbitnge international', 1895, S. 509. 

W e h b e r g, Die Internationale Bcschrinkuog der Rflttungen 19 
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Armee verringert. ^) Wie der Serbe Mijatovitdi auf der Haager Konferenz 
von 1899 hervorhob, hat Serbien nach dem Zarenmanifeste einen ähnlichen 
Schritt unternommen .und die Truppenzahl auf drei Viertel herab- 
gesetzt ') Die Bemühungen zur Entwaffnung der italienisch-französischen 
Grenze hatten im Dezember 1906 Erfolg, indem das französische Parla- 
ment nach einem Berichte Messimys den Kredit fflr die Alpenbefesti- 
gungen an der italienischen Grenze von 290000 auf 190000 Pranken 
herabsetzte. ') Es ist nicht mit Sicherheit festzustellen, ob Italien *) dasselbe 
getan hat Jedenfalls soll nach einer Mitteilung Monetas Italien in den 
Jahren vor der zweiten Haager Friedenskonferenz sein Kriegsbudget 
verringert haben. Es ist aber fraglich, ob sich diese Verminderung 
insbesondere auch auf die italienisch-französische Grenze bezog. 1912 
und 1913 bewilligte das amerikanische Repräsentantenhaus*) statt der 
von der Regierung geforderten zwei Schlachtschiffe nur je eins. Alle 
diese Versuche, deren es gewiß noch mehr gibt, erlangten niemals eine 
größere Bedeutung. 

Interessant sind die sogenannten Demobilisierungsvertrflge, 
das sind Rflstungsverträge, deren Besonderheit darin besteht, daß sie 
nach einer Mobilisation geschlossen werden. Sie sind also zeitlich 
beschränkt, können aber infolge der gespannten Lage von besonderer 
Bedeutung sein. Zwei solcher von Peru in den Jahren 1829 und 1831 
mit Kolumbien und Bolivia geschlossenen Verträge wurden bereits er- 
wähnt Am 12^ März 1913 schlössen Rußland und Österreich-Ungarn, 
zwischen denen infolge der Balkanereignisse eine große Spannung 
bestand, ein Abkommen über die beiderseitige Abrüstung *) des Inbahs, 
daß sie sich verpflichteten, ihre Kompagnien an der galizischen Grenze, 
d.h. im Nordosten,^) auf die Iststärke von 150 Mann herabzusetzen, 
den normalen Stand der russischen Kompagniestärke.®) Vor der Ein- 
fahrung dieses Vertrages war die Stärke einer Kompagnie auf russischer 
Seite auf 200 Mann, auf österreichischer Seite auf 180 Marni erhöht 

») Vgl. oben S. 183. 

') Konferenzprotokolle, 11., S. 41; Meuren H. S. 601. 

•) Vgl. oben S. 119; ferner .Friedenswarte- 1904, S. 135; 1905, S. 24; 1907, 
S. 15. NamenUich Gaston Modi hatte sich in dieser Richtung sehr bemüht; vgl. dessen 
Schrift «D^rmons les Alpes', 1905, sowie den Beschluß des französischen Friedens- 
kongresses von 1905. 

«) Wie Toinet S.98 meint; vgl. übrigens .Friedenswarte' 1907, S. 15. 

*) Vgl. oben S. 156, ferner die Resolution des Genfer Weltfriedenskongresses 
von 1912 und des amerikanischen Nationalfriedenskongresses von 1913. 

*) Vgl. hierzu auch den Aufruf des Benter Priedensbureaus vom März 1913, 
der im Anhang abgedruckt ist. 

') Im Gegensatz zum Südosten. 

*) Sosnosky, .Die BalkanpoHUk Österreich-Ungarns seit 1866', IL Band, Stutt- 
gart 1914, S. 315. 
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worden. Als nach Beendigung des ersten Balkankrieges Aber die Ver- 
teilung der Beute zwischen Serbien, Griechenland und Bulgarie;i eine 
starke Spannung herrschte und die Truppen stark mobilisiert blieben, 
schlug der russische Minister Süssonow den drei Regierungen eine gleich- 
zeitige Demobilisierung vor. Serbien erklärte sich auch am 11. April 1913 
dazu bereit, wenn die anderen Staaten ihre Truppen gleichzeitig ver- 
minderten. Es wollte seine Armee um 80 bis 100000 Mann verringern, 
jedoch nicht mehr, da die Nachrichten von der albanischen Grenze 
beunruhigend lauteten. Am S.Mai 1913 erklärte sich auch Bulgarien 
unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit zur Rflstungsverminderung 
bereit. In einem Telegramme Sassonows an die russischen Gesandten 
in Sofia, Belgrad und Athen vom 31. Mai 1913 betonte dieser noch- 
mals, welche Bedeutung eine gleichzeitige Verminderung der Truppen 
fflr die Eriedigung des Streitfalles habe. Es kam jedoch nicht zu einem 
Vertrage. Vielmehr brach im Juni 1913 der zweite Balkankrieg aus.^) 
In dem fflr Bulgarien unglflcklichen Friedensvertrag von Bukarest 
muBte es sich verpflichten, sein Heer binnen kurzer Frist auf den 
Friedensstand zu bringen. Im übrigen gehören die von der einen 
Partei der anderen diktierten Demobilisierungsverträge nicht in diesen 
Zusammenhang. 

In diesem Zusammenhange ist auch ein Artikel zu erwähnen, der 
sich in einem Formulare des Bry ansehen Friedensvertrages. findet. So 
soll nach Art. IV des Friedensverh-ages zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und Salvador vom 7. April 1913 jeder der Vertragsstaaten 
verpflichtet sein, während der Erhebungen und der Berichterstattung der 
internationalen Kommission, die einen Streitfall zu untersuchen hat, die 
Heeres- und Flottenstärke nicht zu vergrößern, es sei denn, daß die 
Haltung einer dritten Macht sie dazu zwingt. In diesem Falle soll der 
bedrohte Staat der anderen vertragschließenden Regierung vertraulich 
über den Tatbestand berichten, und dieses Land soll von der Verpflichtung, 
den bisherigen Zustand des Heeres und der Flotte aufrechtzuerhalten, 
entbunden sein. *) Die meisten Friedensverträge Bryans enthalten jedoch 
diese Klausel nicht. ') Sie ist auch verschiedentlich beanstandet worden, 
indem man darauf hinwies, daß inmitten einer großen internationalen 
Spannung, die zum Kriege führen könne, ein Staat wohl vielleicht mit 



^) Vgl. das russische Orangebuch in ^Niemeyers Zeitschrift für internationales 
Recht-, 1915, S. 150, 153. 157. 

*) Vgl. .Zeitschrift fflr Völkerrecht-, 1913, S. 548 ff., 607; .American Journal 
of international law-, 1913, S.825. 

*) Vgl. zum Beispiel den Vertrag der Vereinigten Staaten mit Dänemark vom 
5. Februar 1914, mit San Domingo vom 14. Februar 1914 und mit Venezuela vom 
21. Ma« 1914. 
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Losschlagen zurflckhalten, aber nicht seine Vorbereitungen einstellen 
könnei^) 

Nicht aus dem Gedanken der Friedenssicherung heraus, sondern 
mehr aus allgemeinen politischen Motiven sind gewisse Verträge Aber 
die Verminderung von Besatzungstruppen entstanden. Durch 
einen Vertrag vom 29. August 1801 wurde das französische Besatzungs- 
korps in Holland von 25000 auf 10000 Mann verringert. Im Januar 1803 
erfolgte eine weitere Herabsetzung des französischen Korps, und zwar 
von einer Division auf die Stärke von zwei halben Brigaden. Seit 
April 1803 wurde das Besetzungskorps wieder von den Franzosen ein- 
seitig vermehrt und durch Vertrag vom 25. Juni 1803 erneut auf 
18000 Mann begrenzt.*) Die Verminderungen erfolgten vor allem des- 
wegen, weil die Bewohner des besetzten Gebietes die Besetzungstruppen 
zu unterhalten hatten und wegen der hohen Kosten deren Verminderung 
erbaten. Bereits an anderer Stelle^) wurde erwähnt, daß am 10. Februar 1817 
die Besatzungstruppen der Alliierten, die diese nach dem Vertrage vom 
22. Oktober 1815 in Frankreich hatten, von 150000 auf 120000 Mann 
verringert wurden. Von französischer Seite war diese Verringerung aus 
finanziellen Gründen und solchen des nationalen Ehrgefühls, das eine 
solche Besetzung möglichst schnell, eventuell gradweise, beenden wollte, 
erstrebt worden. Auf seiten der Alliierten war bei Erfüllung der Bitte 
auch das Moment maßgebend, daß durch die zahlreichen Besatzungs- 
truppen leicht Konflikte mit den Bewohnern entstehen konnten.*) Aus 
ähnlichen Gründen fand wohl auch 1821 die Verminderung der öster- 
reichischen Besatzungstruppen in Neapel von 52000 auf 42000 Mann, 
1822 auf 35000, 1824 auf 30000 Mann statt.') Als Frankreich Mitte 
der zwanziger Jahre des vorigen Jahrhunderts in Spanien zur Wieder- 
herstellung der inneren Ordnung eingegriffen und ein Besatzungskorps 
zurückgelassen hatte, wurde am 10. Dezember 1824 die Truppenzahl 
auf die Hälfte verringert, zum Leidwesen der spanischen Machthaber, 
die sich durch ein größeres Besatzungsheer mehr gesichert glaubten.*) 
Nach dem Kriege 1870/71 erfolgte die Räumung der besetzten Gebiete 

^) Vgl. Eidthoff in .Compte rendu de la XVm. Conf^ence de l'Union Inter- 
parlementaire', 1914, S. 243, sowie im .Tag' vom 30. April 1914; Lammasch, .Blfltter 
fflr zwischenstaatliche Organisation', März 1915, S. 2. 

*) Robin, .Des occupaUons militaires en dehors des occupations de guerre', 
Paris 1913, S. 81, 82. 

*) Oben S. 169. 

«) Robin a. a. O. S. 158, 159. 

*) Robin, S. 176-178; vgl. auch die Protokolle vom 4. Februar 1819. S.De- 
zember 1822, 28. Mai 1825, die bei RenauU-Descamps, .Recueil International des 
tralt^ du XCC. si^de', toihe premier, Paris 1914, S. 727, 888 und 998 erwühnt simL 

•; Robin, S. 191. 
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Frankreichs etappenweise. Dagegen wurden die far die einzelnen Ge- 
biete bestimmten Truppenteile niemals vertragsmäSig verringert. 

Zu den RastungsvertrSgen gehören im weiteren Sinne auch die 
sogenannten Befriedungen sowie die Festsetzung von Grenzschutz* 
streifen. Diese dienen zwar im wesentlichen nur dazu, Streitigkeiten 
zwischen den Bewohnern von Nachbarländern nach Möglichkeit zu 
vermeiden, verringern aber gleichzeitig auch die aggressive Natur der 
Rüstungen. Indem sie die Anlage von Befestigungen in dem befrie- 
deten Gebiete untersagen, beschranken sie in gewisser Beziehung die 
Kriegsmittel. 

Wir haben eine solche Vereinbarung bereits in dem Pariser Vertrage 
von 1856 und in der schwedisch-norwegischen Konvention von 1905^ 
kennengelernt. Diese beiden haben die Rflstungen in so einschnei- 
dendem^ Mafie, wenigstens für einen größeren Grenzbezirk, verboten, 
dafi man ihnen eine gewissie allgemeine Bedeutung nicht absprechen 
kann. Außerdem aber gibt es noch weniger wichtige Verträge dieser 
Art. Durch die Wiener Kongreßakte von 1815 wurden die damals zu 
Sardinien, heute zu Frankreich gehörigen Provinzen Chablais und Fau- 
cigny, ferner das im deutsch-belgischen Kondominate befindliche Neutral- 
Moresnet in der Weise befriedet, daß alle militärischen Garnisonen und 
Befestigungen dort ausgeschlossen sein sollten. Das gleiche gilt von 
den Inseln Korfu und Paxos gemäß dem Vertrage vom 29. März 1864. *) 
Erwähnt seien in diesem Zusammenhange auch die Befriedungen der 
Magelhaenstraße sowie des Suezkanals. Besonders oft sind solche 
neutralen*) Zonen angelegt worden, um im Falle einer militärischen Be- 
setzung Streitigkeiten zwischen den fremden Soldaten und den Soldaten 
des besetzten Gebietes zu vermeiden. So wurde 1808 bei der Besetzung 
von Glogau, Stettin und Küstrin durch französische Truppen bestimmt, 
daß sich die preußischen Truppen nur einen Tagesmarsch diesen Festungen 
nähern darften. Während der Besetzung Frankreichs nach 1815 haben 
die Alliierten um die von ihnen besetzten Plätze je eine neutrale Zone 
gelegt. Ebenso machte Deutschland nach 1870/71 jedesmal, wenn ein 
Teil des besetzten Gebietes geräumt wurde, mit Frankreich aus, daß 
zwischen den beiderseitigen Truppen eine neutrale Zone geschaffen 
wurde, worin die Franzosen nur soviel Truppen 'haben durften, als zur 



^) Auch in der weniger bedeutenden Bestimmung des kolumbisch-penianischen 
Friedensvertrages von 1829. 

*) Vgl. aber Befriedungen usw. die ausgezeichnete Darstellung von Krauel, 
.Neufralität, Neutralisation und Befriedung im Völkerrecht', München und Leipzig 
1915. S. 69 ff. 

*) Den Ausdruck .neutral" gebrauche ich im folgenden, obwohl eine Neutrali- 
sation nach den Ausfahrungen Kraueis hier nicht gegeben ist 
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Aufrechterbaitung der Ordnung erforderlich war. Dasselbe geschah 1895 
bei der Besetzung von Weihaiwei durch Japan, 1898 bei der Be- 
setzung Kiäutschous durch Deutschland, wobei die neutrale Zone eine 
Breite von 50 Kilometern erhielt, und bei der Besetzung Port Arthurs 
durch Rußland im gleichen Jahre. ^) In dem Friedensvertrage zu Adria- 
nopel vom September 1829 wurde zwischen Rußland und der Tflrkei 
eine neutrale Zone geschaffen. Sie sollte nicht nur unbefestigt sein, 
sondern durfte auch von keiner Menschenseele bewohnt werden.*) In 
den Berliner Kongrefiakten verpflichteten sich die Staaten, auf dem 
neutralisierten Teile der Donau vom Eisernen Tor bis zur Donaumfln- 
düng keinerlei Kriegsschiffe, ausgenommen Polizeischiffe, zu haben.*) 
Eine neutrale Zone findet sich femer in dem französisch-englischen 
Vertrage vom 15. Januar 1896, betreffend Mekong sowie in dem spanisch- 
marokkanischen Vertrage vom 5. März 1894. Hervorgehoben sei scbliefi- 
lieh, daß Frankreich vor Beginn des großen Weltkrieges nach der Ent- 
stehung der Spannung seine Truppen angewiesen hatte, 10 Kilometer 
von der deutschen Grenze entfernt zu bleiben.*) Als Gegenstück zu 
den Neutralisierungen sei das Barrieresystem genannt. 1715 wurden 
nämlich die an der französischen Grenze gelegenen Festungen Belgiens 
mit Truppen einer dritten Macht besetzt, um einen französischen An- 
griff von vornherein zu verhindern.') 

Eine Reihe von Bestimmungen verbieten die Errichtung von 
Festungen oder ordnen die Schleifung bereits vorhandener Festungs- 
werke an. Auch diese können hier nicht vollständig aufgezählt werden. 
Schon der Handels- und Friedensvertrag zwischen Karthago und Rom 
im Jahre 406 v. Chr. enthielt eine derartige Bestimmung.*) Im Frieden 
zu Utrecht wurde Frankreich die Befestigung Dflnkirchens untersagt, 
ein Verbot, das der Friedensvertrag von Versailles 1783 wieder aufhob. 
Großbritannien verpflichtete sich in dem Vertrage mit Spanien und 
Frankreich vom 10. Februar 1763 zur Zerstörung aller Befestigungen, 
die seine Untertanen in der Bai von Honduras oder an sonstigen Plätzen 
spanischen Gebiets errichtet hatten. In den Verträgen vom 30. März 1814 
und 19. April 1839 ist angeordnet, daß Antwerpen nicht Kriegsbafen 
werden darf. Nach dem zweiten Pariser Friedensvertrage mußte die 
Festung Hflningen geschleift werden. Durch den Vertrag von 1831, 

^) Robin. S. 148, 371. 377, 385, 476, 522, 524, 724ff., 786ff. 

») Art 3. 

•) Art 52. 

^ Vgl. das englische Blaubuch Nr. 134, 136. Ahnliches sahen eine Reihe 
Waffenstillstandsvertrflge während des Weltkrieges vor, z. B. derjenige der Entente 
mit Deutschland vom November 1918. 

*) Vgl. RiMer, .Die Neutralisation von Staaten*, 1913, S. 66ff. 

^ Vgl. Krauel a. a. O. S. 6. 



b) Partielle Bestrebungen 295 

der Belgien zu einem selbständigen Königreich machte, wurde die 
Schleifung der Festungen Menin, Ath, Mons, Philippeville und Marien- 
burg bis zum 1. Dezember 1833 angeordnet. Der Pariser Vertrag von 
1856 untersagte die Errichtung von Befestigungen am Ufer des Schwarzen 
Meeres und auf den Rufiland gehörigen Alandinseln; der Londoner Ver- 
trag von 1867 verbot Luxemburg jede Festungsanlage; der Beriiner 
Vertrag von 1878 ordnete die Schleifung der bulgarischen Festungen 
längs der Donau an, an deren Stelle keine neuen errichtet werden 
durften, und untersagte die Errichtung von Festungen am Laufe der 
Bojana für Montenegro, das keine Kriegsflotte halten durfte. Nach 
dem Konstantinopeler Vertrag vom 2. Juni 1881 darf der Golf von Arta 
nicht befestigt werden, und vorhandene Festungswerke müssen geschleift 
werden. Ein Verbot gewisser Befestigungen ist weiter angeordnet für 
die Strafie von Gibraltar,^) gemäß den Verträgen vom 8. April 1904, 
3. Oktober 1904 und 27. November 1912 zwischen Frankreich, England 
und Spanien, in dem deutsch-französischen Abkommen, betreffend die 
beiderseitigen Besitzungen in Aquatorialafrika vom 4. November 1911, 
sowie für Bulgarien nach dem Bukarester Vertrage von 1913. Sicherlich 
gibt es noch viele, weniger bekannte Beispiele solcher Servituten.*) 

^) Und zwar far das afrikanische Ufer, das sich unter der Oberhoheit Spaniens 
und Prankreichs befindet 

*) Vgl. darüber auch Fleisdmann, .Die Alandfrage-, Berlin 1918, S. 32ff., 61 
(als Manuskript gedruckt). 
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B. Grundsätzliches 




L Rüstungen und Weltorganisation'^ 

a) Rüsten und Wettrüsten'^ 

Würden sich die Staaten darauf beschranken, eine angemessene 
Rüstung zu haben, so würde vom Standpunkte der friedlichen 
Verständigung der Völker aus wenig dagegen zu sagen sein. Man 
würde zwar auch dann versuchen müssen, aus finanziellen und all- 
gemein kulturellen Gründen die Rüstungsausgaben in den einzelnen 
Staaten so gering wie möglich zu gestalten. Aber ein Hindernis für 

^) Es sei besonders hervorgehoben, dafi die folgenden AusfOhningen den vo r 
Schaffung eines Völkerbundes vorhandenen Zustand im Auge haben. 

*) An Literatur zu diesen und den folgenden Abschnitten ist besonders zu 
erwähnen: v.BUxh, .Der Krieg', 6Bflnde, Berlin 18d9; .The Bürden of armaments, 
a plea for retrendiement', ' by the Cobden Club, London 1905; Erzberger, .Die 
Rflstungsausgaben des Deutschen Reiches*, Stuttgart 1914; d'Estournelles de Con- 
stanU .Die Beschränkung der Rflstungen*, Bericht, erstattet der Londoner Interparla- 
mentarischen Konferenz, übersetzt von Alfred H. Fried, Berlin 1907; d'Estoumelles 
de Constant, .Einschränkung der Ausgaben für Rüstungen zu Lande und zur See*. 
Bericht, erstattet der Genfer Interparlamentarischen Konferenz, Brüssel 1912. (Diese 
beiden Berichte sind im folgenden zitiert: d'Estoumelles de Constant 1907 bzw; 
1912.) Alfred H, Fried. .Weder Sedan noch Jena*^ Berlin 1905; Alfred H. Fried. 
.Das Abrflstungsproblem*, Berlin 1905; Alfred //. Fried, .Der gegenwärtige SUnd 
des Rüstungswesens und das Problem der Verminderung der Rüstungslasten*, in den 
Protokollen des Stockholmer Weltfriedenskongresses 1910, S. 335 bis 356; .Amerika 
gegen die Rüstungen, Reden und Aufsätze von Carnegie, Jefferson und Butler^, 
herausgegeben von Fried, Berlin 1909; Alfred H, Fried, .Handbuch der Friedens- 
bewegung', 2. Aufl., I, 1911, S. 47—74; Jaques, .De quelques consid^rations sur 
la Res publica europ^nne*, Paris 1910, S. 239—263; Kobatsdh, .Die volks- und 
^Staats wirtschaftliche Bilanz der Rüstungen*, Wien 1911; de Meester, .La limitation 
internationale des armements* (Bericht der Studienkommission der Zentralorgani- 
sation für einen dauernden Frieden), Haag 1917; Meurer, .Die Haager Friedens- 
konferenz*, n, 1907, S. 613—640; Modi, .Comment se fera le dfearmement*, Bericht 
an den Hamburger Weltfriedenskongrefi, Bern; Graf Montgelas, .Wege der Zu- 
kunft, zur Frage der Abrüstung*, .Berliner Tageblatt*, 29. September 1918, Morgen- 
ausgabe; Picard, .La question de la limitation des armements de nos jours*, Paris 1911 ; 
Sttttner, .Rüstung und Oberrüstung*, Berlin 1909; Toinet, .La limitation conven- 
tionelle des armements*, Paris 1912; Wehberg, .LimiUtion des armements, relev^ 
des proJets tois pour la Solution du probl^me, pt€c€d€ d'une introdudion historique*. 
Brüssel 1914; Wehberg, .Die praktische Lösung der Rüstungsfrage* in .Die Friedens- 
bewegung', 1914, S. 235—254; weitere Literatur im Texte. Vgl. femer den Frage- 
bogen der internationalen Studienkommission der .Zentralorganisation für einen 
dauernden Frieden" (1917) sowie folgende Artikel bzw. Zitate aus der .Friedens- 
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die Verständigungsbestrebungen wflrde man in dem Stande der Rflstangen 
nicht erblicken können.^) 

Seit langen Jahren aber beschränken sich die Staaten nicht darauf, 
ihre Rüstungen auf einer angemessenen Höhe zu halten. Sie suchen 
einander vielmehr in Rflstungen zu flberbieten. Lediglich gegen dieses 
Wettrüsten muß der Völkerrechtler und Pazifist Front machen. Die 
Unterscheidung zwischen der angemessenen Rflstung und der »Ober- 
rflstung* ist fundamental und wird von den Befürwortern einer Rflstungs- 
vereinbarung mit Recht stark betont. Regelmäßig findet man audi bei 
denen, die scharfe Gegner des heutigen Wettrüstens sind, ein volles 
Verständnis für die Erlaubtheit angemessener Rflstungen. .Es handelt 
sich nicht darum", so sagt d'Estournelles de Constant,*) «von jedem 
Lande zu verlangen, seine Rüstungen zu unterdrücken, sondern darum, 
in allen Ländern der Rivalität ein Ende zu machen, die sie alle zugrunde 
richtet/ Desgleichen betont Nippöld% daß die Hauptaufgabe darin 
bestände, festzustellen, welche Rüstung ein Staat «vernünftigerweise* 
nötig hat Ebenso kommt es nach Frieds treffender Darstellung^) darauf 
an, den scharfen Wettbewerb zu beseitigen, ihn zu regulieren, das Tempo 
der Rüstungen zu verringern. In dieser Beziehung begegnen sich die An- 
hänger einer Rüstungsvereinbarung mit ihren verständigeren und wissen- 
schaftlich vorgehenden Gegnern. Hat doch auch Meurer^) zugegeben, daß 
ein vernünftiges Sparsystem in Rüstungsangelegenheiten unentbehrlich sei.^ 

warte« 1902, S.91ff., 158; 1903. S.52; 1905, S. 151 (Reuter): 1906, S. 6 (Eükhoff) ; 
1906, S. 131 ff. (Sir Thomas Barclay): 1906, S. 194 (Moller-Sagan): 1907, S. 201, 1908, 
S.48, 74 (vom Rath): 1909, S.54; 1910, S.70; 1909, S. 83, 188; 1910, S. 108, 188; 
1911, S. 10, 40, 67; 1911, S. 148 (Naumann): 1908, S. 125, 172, 209, 210; 1912, 
S. 161, 243, 347; 1913, S.41, 90, 92, 129, 467; 1912, S. 126, 283; 1913, S. 47, 211, 
250, 379; 1914, S.5 (Gädke): 1913, S.245, 407, 446 (Persius): 1907, S.174; 1913, 
S. 123; 1914, S. 145 (Qothein): Persius in .Die Friedensbewegung' 1914, S. 255 bis 
266; Limitation of Armaments by international Agreement, in »RecueU de Rapports 
sur les diff^rents points du Programme-Minimum* 1916, II, S. 165ff; siehe ebendort, 
m, S. 173ff., 193ff., IV, 289ff., 311 ff., die Berichte von W. H. de Beaufort, Broda. 
Nasmyth und Spiller. 

^) Es Iflfit sich natürlich nicht rechnungsmflfiig eine bestimmte Zahl für die 
Angemessenheit der Rflstung des einzelnen Staates angeben. Wohl aber wird man 
regelmflfiig ein ungefähres Höchstmafi und ein ungefähres Mindestmaß finden, 
awischen denen sich eine angemessene Rflstung wird bewegen mflssen. 

•) 1912, S. 10. 

') ,Die Grundlagen eines dauerhaften Friedensvertrages', 1915. 

*) .Friedenswarte' 1909, S. 188. 

•) U, 8.621. 

*) Nicht stimme ich Meurer zu, wenn er S. 616 sagt, das letzte Ziel der At>- 
rflstungsbewegung ginge darauf hinaus, die kriegerischen Machtmittel so herab^ 
zadrflcken, dafi der Krieg schliefilich nur noch markiert werde. Nur die Heratn 
Setzung auf eine .vernflnftige' Höhe ist unser Ziel. 
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Nur wer diesen Unterschied zwischen Rflsten und WettrOsten im 
Ange behält» wird unser Problem verstflndnisvoll zu wflrdigen wissen. 
Es handelt sich nicht um eine Wehrlosmachung der Staaten, sondern 
um die Herabsetzung der Rüstungen von ihrem gegenwärtigen pathon 
logischen Stande auf ein vemflnftiges Maß. »Man muß sich fragen*« 
so sagte van Karnebeek am 26. Juni 1899 auf der ersten Haager 

Konferenz, «ob die Rüstungsausgaben wirklich nötig oder nur 

eine Folge des nationalen Wettbewerbs auf diesem Gebiete sind/ 

Wenn also von Abrüstung gesprochen wird, so meint der PazifiSr 
mus nur die Beschränkung der Rüstungen in diesem Sinne. Sie kann 
elitweder in einer Verminderung des Maßes des bisherigen Rüstung»" 
tempos oder in einem Stillstand bzw. einer Herabsetzung der gegen^ 
wflrtigen Stärke bestehen. 



b) Die Unsicherheit des Schutzes der Rüstungen 

Daß unter den gegenwärtigen Verhältnissen jede Rüstung wenig- 
stens eine »relative* Sicherheit gewährleistet, wird man willig zugeben 
müssen. Sie schreckt andere Staaten vor Angriffen ab und gibt, falls 
ein Oberfall erfolgt, die Möglichkeit der Zurückweisung des Gegners. 
Es muß aber betont werden, daß dieser Schutz ein höchst unsicherer 
ist. Das Gegenteil* könnte man nur dann annehmen , wenn es wirk- 
lich für einen Staat möglich wäre, sich so stark zu machen» daß er 
jedem anderen Gegner dauernd überlegen wäre. In diesem Falle würde 
er in jedem Kriege Sieger bleiben müssen. Das ist aber ganz gewiß 
nicht denkbar. Einmal sei darauf hingewiesen , daß es wohl noch nie 
eine Rüstung gegeben hat, die nicht von dem Standpunkte der Militärs 
des betreffenden Landes als unzureichend angesehen wurde. Sodann 
muß jeder Staat damit rechnen, daß er es in einem Kriege nicht mit 
einem einzigen Gegner, sondern mit einer Koalition von mehreren 
Feinden zu tun hat. Gerade der Weltkrieg hat die Richtigkeit dieses 
Satzes besonders deutlich gezeigt. Bündnisse zweier Staaten können 
die militärische Stärke einer dritten Macht außerordentlich verändern.^) 
Keine Regierung ist so gerüstet, daß sie nicht durch eine Vereinigung 
anderer Mächte zum mindesten in Schach gehalten werden könnte.*) 

^) Danim hat auch Erzberger in seinem oben (S. 16) erwähnten Rflstungs- 
vorschlage, betreffend eine deutsch-englische Plottenverstflndigung, tlie politische 
Verbindung Englands mit Frankreich und Rußland mitberflcksichtigt. 

") Vgl. d'Estöumelles de Constant, 1907, S. 26, femer die Äußerung Dr. Heines 
im sächsischen L4indtage von 1869; Ffied hat darauf hingewiesen, dafi die Staaten, 
die Bündnisse schließen, fortan mit weniger starken ROstungen auskommen, dafi alsQ 
insofern die Bandnispolitik sogar stark herabmindernd auf die Rüstungen wirkt. 
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Auch kann der Verlauf eines Krieges durch die Auffassung der am 
Kriege unbeteiligten Staaten von ihren Neutralitätspflichten verschieden 
und unvorherjgesehen beeinflußt werden. Man denke daran , wie viel 
leichter die Stellung Deutschlands im Weltkriege gewesen wäre» hätten 
die Vereinigten Staaten von Amerika die Lieferung von Waffen verboten 
und hatte sich Belgien gegenüber der deutschen Bitte um Durchmarsch 
unter Preisgabe seiner nationalen Ehre mit einem Proteste begnügt. 
Femer kann die militärische Stärke eines Landes, wie Rußlands Beispiel 
im Weltkriege zeigt, durch innerpolitische Vorgänge beeinträchtigt 
werden. Sodann ist der Wert bedeutsamer Verteidigungs- und Zer- 
stOrungsmittel davon abhängig, da& der Gegner sie entweder nicht 
kennt oder doch nicht nachahmen oder geeignete Schutzmittel dagegen 
nicht herstellen kann. ^) Was aber die Geheimhaltung der neuen waffen- 
technischen Erfindungen sowie der sonstigen Maßregeln der Landes^ 
Verteidigung anlangt, so wird infolge des ausgedehnten Spionage. 
Systems vieles rechtzeitig vom Gegner in Erfahrung gebracht Wo es 
nicht gelingt, solche Erfindungen nachzuahmen, gelangt man zur 
Herstellung von Gegenmitteln und besonderen Kampfmethoden,*) die 
den Erfolg der Erfindungen in Frage stellen. Zudem ist bekannt, dafi 
eine Neuerung die andere jagt und daß kostspielige Neuanschaffungen, 
die heute noch als das letzte Wort der Wissenschaft betrachtet werden, 
schon morgen dazu verurteilt sind, jeden Wert zu verlieren.') Bei dem 
WetUcampfe der Staaten um die größte Zahl und* vor allem um den 
größten Tonnengehalt der Dreadnougths glaubte man immerfort, nun- 
mehr das höchstmögliche Maß erreicht zu haben, und immer wieder 
wurden noch gewaltigere Deplacements geschaffen.^) Im Veriaufe des 

,Friedenswarte' 1902, S. 145; meine Denkschrift .Limitation des armements', S. 48. 
In der Hauptsache hat aber die Bflndnispolitik die Spannung der Staaten in solchem 
Mafie verstärkt, dafi dieses Mittel letzten Endes nur zur Steigerung der Rflstungs- 
schraube' beigetragen hat. Nippold, »Blätter für zwischenstaatliche Organisation', 
März 1915, S. 10 ff.; derselbe, ,Die Grundlagen eines dauerhaften Friedensvertrages', 
1915, S. 10—24; derselbe, , Die Ausgestaltung des Völkerrechts nach dem Weltkrieg', 
Zarich 1917, 8.32; Fried, .Europäische Wiederherstellung', 1915, S. 101 ff.; Wilsons 
Botschaft an den Senat vom 22. Januar 1917; Redslob, .Das Problem des Völkerrechts*, 
S. 67. Aus den Ausfahrungen Redslobs, 8.330 ff., ergibt sich übrigens, dafi dieser 
hervorragende Autor die Gefahren der Bündnispolitik gering einschätzt, wenn sie 
im Dienste der Rechtsidee steht. ^ 

») Vgl. Kobatsch, 8. 33 ff. 

*) 8o waren die 42-cm-Kanonen nur bei Beginn des Weltkrieges von besonderer 
Bedeutung. Später richtete der Gegner sein Verhalten danach ein, so dafi diese 
Kampfmittel nicht mehr recht zur Geltung gelangten. Bezüglich der Unterseeboote 
war das gleiche der Fall. 

') So steht es auch im ersten Zarenmanifest von 1898. 

*) ä'EstoumeUes de Constant, 1912, S. 20. 
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Weltkrieges bat es sich gezeigt, daß diese Schlachtschiffe wegen der 
Unterseeboote eine viel geringere Bedeutung haben, als maa geglaubt 
hat. Die Fortschritte der Technik können von solcher Bedeutung sein^ 
daß dadurch die ganze Methode der Kriegführung, auf die sich die 
Staaten bei ihrem Streben nach Oberiegenheit eingerichtet haben, 
aber den Haufen geworfen wird. Wie völlig wurde z. B. der Charakter 
des Seekrieges durch das Aufkommen der Unterseeboote verändert, ohne 
daß darüber vor dem Weltkriege volle Klarheit bestand!^) 

Daraus folgt, daß auch die stärkste Rüstung nur einen unsicheren 
Schutz gewährt.*) Man darf sogar sagen, daß eine zu große Rüstung 
in dieser Hinsicht hiancherlei Bedenken hat. Einmal wird ein Staat, 
der mit aller Kraft rüstet, die um ihn her wohnenden Staaten leicht 
zusammenschmieden. Er wird die Bündnisse, die selbst seine stärkste 
Rüstung in ihrer Bedeutung herabsetzen, durch seine Rüstungspolitik 
erst ins Leben rufen. Nicht immer wird er sich durch gleich starke 
Gegenbündnisse dagegen sichern können. Weiterhin wird ein Staat, 
der seine im dienstpflichtigen Alter stehenden Männer so stark wie 
möglich heranholt, auch viele nur bedingt Taugliche einstellen müssen ; 
darunter muß seine erste Stoßkraft leiden.^) Ferner erfordert ein lang- 
wieriger Krieg große Geldmittel, und ein Staat, der sich im Frieden 
überanstrengt hat, wird infolge seiner ungesunden Wirtschaft weniger 
imstande sein, den >K^derstand in finanzieller Hinsicht zu organisieren.^) 
Da zudem, wie noch näher gezeigt werden wird, jede Rüstungsvermeh- 
rung des einen Staates eine solche des anderen zur Folge hat, so wird 
durch alle Anstrengungen die Sicherheit nicht relativ größer. 

Diese Unsicherheit des Rüstungsschutzes bewirkt, daß der Ver- 
gleich der Rüstungen mit einer Versicherungsprämie seine großen Be- 
denken hat. Die Versicherung wirkt mit solcher Gewißheit, daß im 
Falle des Eintritts der Versicherungsgefahr der Schaden auch wirklich 
ersetzt wird. Wenn man nun annimmt, daß die Vermeidung einer 
Niederlage das Ereignis ist, gegen das sich die Staaten versichern, so 

*) Erwähnt sei auch, dafi gelegentlich durch die Gewissenlosigkeit von Kriegs- 
lieferanten die voraussehbare Qüte der Wehrmacht beeinträchtigt wird. Kobatsth, S. 38. 

*) Mit Recht sagt Lammasch (.Blätter für zwischenstaatliche Organisation', 
1915, S. 3): .Immer besser gerüstet zu sein als die anderen, wird ja keinem Staate 
möglich sein, wenn man nicht blofi die militärischen, sondern auch die finanziellen, 
die diplomaUschen und die innerpolitischen Momente, die auf die Schlagferkigkeit 
von Einflufi sind, beracksichtigt." 

*) Vgl. .Friedenswarte' 1913. S. 91. 

*) Vgl. tr. Schorlemer-Alst im Deutschen Reichstage am II. Januar 1875; 
Ratzinger im bayerischen Landtage am 30. Oktober 1893 und ttEstournelles de 
Constant, 1912, S. 23. Allzugrofie Bedeutung möchte ich freilich nach den Erfah- 
rungen des Weltkrieges diesem letzteren Argument nicht beilegen. 
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wflrde dutch die Rüstungen doch niemals eine vollkommene Gewihr 
far den Nichteintritt des betreffenden Ereignisses geschaffen. Man 
lauft trotz der hohen Summen, die man ausgibt» Gefahr, daß man alle 
Lasten vergeblich auf sich genommen hat.^) 

Eine Versicherung geht femer regelmäßig darauf aus, den Schaden 
zu ersetzen, den das fragliche Ereignis mit sich bringt. Niemals aber 
kann davon die Rede sein, daß den Staaten die Kosten des Krieges 
vermittelst der fflr die Rüstungen verausgabten Prämien ersetzt werden. 
Es gibt weder irgendeine Schadenssumme noch eine fest bestimmte 
Prämie. 

Diejenigen, die von einer Versicherung des Vaterlandes sprechen, 
lassen schließlich außer acht, daß es die Aufgabe großer Versichenings- 
verbände zu sein pflegt, auch präventiv fflr den Nichteintritt des schädi- 
genden Ereignisses zu sorgen. Haben doch z. B. die öffentlichen Feuer- 
Versicherungsanstalten in Deutschland von 1875 bis 1908 insgesamt 
84^/s Millionen Mark für die Verbesserung des FeueriOschwesens aus- 
gegeben. Die sogenannte Versicherung der Rüstungen aber vermehrt 
geradezu, wie wir noch sehen werden, die Wahrscheinlichkeit des 
kriegerischen Zusammenstoßes. Ein vernünftiger Versicherer wird eine 
Versicherung ablehnen, die die Möglichkeit des Unglücks, gegen das 
er sich schützen möchte, erheblich vergrößert. Je angespannter die 
Rüstungen sind, je höher also die Versicherungsprämie ist, um so mehr 
ist die internationale Sicherheit gefährdet. Man wird also sagen dürfen, 
daß die Versicherungssumme allmählich zu hoch wird.*) 

Bemerkenswert ist schließlich, daß bei der .Versicherung'', eines 
Landes durch die Rüstungen der Versicherte gleichzeitig derjenige ist, 
von dem der Eintritt des schädigenden Ereignisses ganz oder teil- 
weise abhängt. 

Im privaten Leben pflegt man bei so ungeheuren Risiken, wie 
sie bei einem Kriege auf dem Spiele stehen, Rückversicherungen abzu- 
schließen. Will man also schon den Vergleich beibehalten, so führe 
man ihn auch durch und empfehle den Abschluß von Rückveraiche- 
rungsverträgen, d. h. Vereinbarungen über eine Beschränkung der Rü- 
stungen I 

Mit Recht betonte das erste Zaren manifest vom Jahre 1898, daß 
die Bemühungen, den Frieden durch die Rüstungen zu sichern, bisher 

^) So Fried, .Handbuch' I, S. 68 ff. ; Kobatsdi, S. 31 ff. ; Gothein am 23. Febroar 
1911 im Deutschen Reichstage; Kamarowski 1887 in seiner Antwort auf das Rund- 
schreiben von Roün-Jaequemyns im .Institut für internationales Recht*; Resolution der 
.Osterreichischen Frtedensgesellschaft* vom 9. November 1909; .Friedenawarte* 1912, 
S.347; a. lA. Meurer, II, S.620; Umfrid, .Friedenswarte' 1913, S.343; v, Baiow im 
Deutschen Reichstage am 5. Dezember 1904 usw. 

') Harden in der .Zukunft', 27. Februar 1909. 
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nicht das segensreiche Ergebnis der erwarteten Friedensstiftung ge- 
habt hätten. 1) 

Wenn nach Beendigung des Weltkrieges die Mächte flberein- 
kommen, den Haager Staatenverband zu einem wirklichen Weltstaaten- 
bund mit einer internationalen Polizeimacht auszubauen, und das Wort 
»Alle fUr einen und einer für alle" verwirklicht sein wird, dann ist 
jeder Staat vor einem Oberfall in solcher Weise gesichert, daß er einer 
eigenen Rflstung in der Hauptsache nur noch zur Ergänzung der inter- 
nationalen Exekutivgewalt und zur Aufrechterhaltung der inneren Ord- 
nung bedarf. 

c) Die Abhängigkeit der Rüstungen voneinander 

Da die Rflstungen ganz gewiß einen «relativen"* Schutz gewähnen, 
so könnte man die Behauptung aufstellen, man mflsse dann die Sicher- 
heit wenigstens »relativ" so hoch wie möglich gestalten und fttr ein 
Höchstmaß der Rflstungen jedes einzelnen Staates eintreten. Diese Auf- 
fassung übersieht aber die Abhängigkeit der Rflstungen voneinander. 
Verstärkt der eine Staat seine 'Wehrmacht, so tut dies auch der andere. 
Selbst die Kleinstaaten werden vielfach ') durch das Verhalten der Groß- 
mächte zu weiteren Rflstungen veranlaist. ') Es ist gar nicht möglich, 
durch die Anspannung der äußersten Kräfte das Verhältnis der Rflstungen 

^) Auch Meurer, U, S. 616, mafi zugestehen: ,Die Rüstungen sind nicht das 
wirksamste Vorbeugungsmittel gegen den Krieg.' Die Ansicht, dafi der Frieden 
lediglich durch starke Rostungen gesichert werden kann, ist vor allem auch in zahl- 
reichen Reden Kaiser Wilhelms II. zum Ausdruck gebracht worden; vgl. Alfred 
//. Fried, .Der Kaiser und der Weltfriede-, Berlin 1910. 

*) Wie auch de Meester, S. 13, hervorhebt. 

*) Sehr richtig sagt Fried, .Das Abrflstungsproblem*, S. 40: .Der Staat A ver- 
mehrt seine Rüstungen mit dem Hinweis auf die Rflstungen des Staates B. Er ver- 
gifit aber, dafi der Staat B eines schönen Tages seine Rflstungen infolge der Neu- 
rflstungen des Staates A abermals vermehren mnfi, und dafi er, der Staat A, nach 
einiger Zeit aus diesem Grunde wieder neue Rflstungen anschaffen mufi, weil ihn B 
abermals überholt hat. B ist aber nur zuvorgekommen, weil A seine Rflstungen ver- 
mehrte, ergD ist der Staat A gezwungen, seine Rflstungen wieder zu erhöhen, nur 
weil er sie schon frflher einmal erhöhte. Dieser Vorgang entwickelt steh dann ins ^ 
Unendliche, nur dafi die Kriegsminister, die sich um die Ursachen dieser Erschei- 
nungen nicht zu kflmmem brauchen, und die Volksvertreter, die sich auf die Kriegs- 
minister verlassen, den kausalen Zusammenhang der im Augenblick geforderten Mil- 
lionen nicht erkennen. Jede Neurüstung, die ein Staat unternimmt, trfigt sofort den 
Keim zu weiteren Neurflstungen in sich. Sie enüastet nicht, sondern bildet im Gegen- 
teil eine Verpflichtung zu weiteren neuen Ausgaben, und der Schutz, den man davon 
erhofft, wird sofort illusorisch, wenn die Mafiregel zur Ausfflhrung gelangt' Sehr 
richtig zitiert de Meester (S. 12) den Ausspruch, dafi man beim Wettrflsten das 
Unterscheidungsvermögen zwischen Offensiv- und Defensivmafinahmen verliere. 

Wehberg, Die internationale Betchrinkung der Rflstungen 20 
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zueinander in entsdieidender Weise zu beeinflussen. Bereits im Reid»- 
tage des Norddeutschen Bundes sprach der Abgeordnete Götz 1867 in 
diesem Zusammenhing von der «Schraube ohne Ende*", die durch den 
Wettbewerb der Staaten entsteht 

Sobald ein Staat seitie Rüstungen vergröfiert, werden in den feind- 
lichen Landern Stimmen blut, die mit Rücksicht auf jene Vermehrung 
ebenfalls eine Verstirkung des Kriegsbudgets oder der Zahl der Mann- 
schaften verlangen.*) Das geschah insbesondere auch nach der großen 
deutschen Militarvorlage des Jahres 1893 in Rufiland und nach der 
großen deutschen Militärvortage des Jahres 1913 in Frankreich. Dabei 
soll ganz dahingestellt bleiben» wet zuerst mit der neuen Rüstung voran- 
gegangen ist. Ob es der eine oder der andere war, auf jeden Fall 
hatte sein Verhalten eine entsprechende Vermehrung auf der Gegenseite 
zur Folge. Auch in England hat man wiederholt erklärt,*) daß die 
britischen Seerüstungen von denen Deutschlands abhängig seien. Die 
von deutscher 'Seite zur Abweisung aller Rüstungsvorschläge vielfach 
aufgestellte Behauptung, daß sich unsere Rüstungen ausschließlich nach 
den eigenen Bedürfnissen richteten, ist von sachkundiger Seite immer 
nur als eine Ausrede betrachtet worden. Denn die eigenen Bedürfnisse 
wurden ja von den Anstrengungen der Gegner stark beeinflußt, und 
der sogenannte Risikogedanke war nur aufrechtzuerhalten, wenn unsere 
Flottenrüstungen die Stärke der Gegner in Betracht zogen. Nach diesem 
Risikogedanken sollte unsere Flotte so stark sein, daß auch für den 
seemachtigsten Gegner ein Krieg mit größten Gefahren verbunden und 
seine Machtstellung dadurch in Frage gestellt wäre. Der Abgeordnete 
Ledebour wies am 29. März 1909 im Deutschen Reichstage darauf hin, 
daß jahrelang in der Wandelhalle des Reichstages Büdwerke mit 
graphischen Darstellungen der Flottenstärke der verschiedenen Marinen 
ausgestellt worden seien, und daß man also unter Hinweis auf die Stärke 
der anderen die erforderliche Stimmung für eine Flottenvermehrung 
habe machen wollen. In dem von dem Deutschen Flottenvereine ver- 
öffentlichten Buche »Deutschland sei wach 1"^) ist auch zugegeben, daß 
England „unmittelbar" das Maß für unsere Abwehrrüstung sei, und in 

^) Vgl. auch .Amerika gegen die Rüstungen', S. 13, 20; .Friedenswarte' 1905, 
S. 74; 1907, S. 16, 178; 1908, S. 22, 46; 1909, S. 65; (TEstournelles de Constant 
1912, S. 44. 

*) Als freilich einmal im italienischen Senate eine Rastungsverstflrkung mit 
Rflcksicht auf das Verhalten anderer Machte vorgeschlagen wurde, erklärte der italie- 
nische Kriegsminister PedalHdm 17. Juni 1904, wenn andere Mächte gröfiere Rflstungen 
vorbereiteten, so brauche Italien ihren Beispielen nicht zu folgen. Jeder weifi, wie 
selten solche Beispiele sind! 

") Vgl. z. B. Qreys Aufierung im englischen Unterhause vom 29. März 1909. 

*) S. 141. 
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ähnlichem Sinne hat sich Erzberger^) ausgesprochen.') In der Tat 
worden fast alle Heeresvermehrungen damit begründet, dafi die Gegner 
in irgendeiner Hinsicht Fortschritte gemacht hatten. Schlug man femer 
einmal in einem Parlamente vor, die Rüstungen zu vermindern, so 
konnte man regelmäßig den Einwand vernehmen, dafi der »unruhige* 
Nachbar erst einmal vorangehen müsse.') 

Da demnach jeder Vorsprung des einen Staates nur ein vorüber- 
gehender ist und den Gegner nur zu schärferer Anspannung seiner 
Kräfte auffordert, so bleibt das Verhältnis zu dem Wettrüsten im grofien 
und ganzen genau dasselbe wie vorher. .In der Sphäre des Flotten- 
wettbewerbs'', so sagte ChurdiUl am 26. März 19i3 im englischen Unter- 
hause, »ist alles relativ. Die Stärke einer Flotte ist ihre Stärke, ver- 
glichen mit einer anderen.* Die über das normale Mafi hinausgehende 
Rüstung vergrößert also im wesentlichen nur die finanziellen Lasten und, 
wie wir noch sehen werden, auch die internationale Unsicherheit, ohne 
die relative Überlegenheit zu stärken. Selbst die große deutsche Wehr- 
vorlage 1913 hat nicht anders gewirkt Nach den Berechnungen des 
»Wehrvereins" ^) hatte die französische Armee damals eine Köpfstärke 
von 620000 Mann, denen Deutschland rund 670000 gegenüberstellen 
konnte. Im Jahre 1915 wäre infolge der Einführung der dreijährigen 
Dienstzeit in Frankreich nach den Berechnungen desselben Vereins 
das deutsche Heer 823300, das französische Heer aber 898000 Mann 
stark gewesen.^) Die Feststellung des Wehrvereins sollte natürlich 
sogleich die Grundlage zu einer neuen Rüstungsagitation bilden. 

Ein solcher Wettbewerb ist für alle Beteiligten zwecklos. Wenn 
Meurer*) einmal zur Rechtfertigung des Rüstungsfiebers darauf hinweist, 

^) .Die Rüstungsausgaben des Deutschen Reiches', S. 18. 

*) Vgl. ferner .Die Waffen nieder' 1893, S. 368; 1898, S.20, 132; .Friedens- 
warte' 1902, S. 108; 1904, S. 136; 1905, S. 74; 1907, S. 178; 1908, S. 46; 1912, S. 306, 
307; Protokolle des Londoner Weltfriedenslcongresses von 1890, S. 167, und des Haager 
Weltfriedenskongresses von 1913, S. 38 ff.; Aufruf des Berner Bureaus vom März 1913; 
Resolution des Hamburger Weltfriedenskongresses 1913; Protest der österreichischen 
Priedensgesellschaft von 1911; Cobdens Äußerung auf dem Friedenskongresse von 
1849; Lorimers Ausführungen in seinem Antwortschreiben an Rolin-Jaeguerriyns 1887 
im Institut für internationales Recht; .Amerika gegen die Rüstungen', S. 9; Fried, 
.Handbuch', I, S. 72; Suttner, .Rüstung und Oberrüstung', S. 15. 

*) Vgl Waldedt im Reichstage des Norddeutschen Bundes 1867; v. Crailsheim 
im bayerischen Landtage am 30. Oktober 1893; der Engländer Snape auf der Wiener 
Interparlamentarischen Versammlung von 1903; ßaifour am 9. Mai 1906 im englischen 
Unterhause und Tittoni am 16. Juni 1906 im italienischen Parlamente. 

*) .Die Wehr', September 1913. 

*) Dazu bemerkt Persius (. Friedenswarte' 1913, S. 447) mit Recht: .Also gibt der 
Wehrverein zu, daß das Resultat des deutschen Milliardenopfers uns eine relative Ver- 
schlechterung unserer militärischen Stärke gegenüber der französischen Armee brachte.' 

•) II, S. 617. 
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das ganze Leben beruhe doch auf dem Wettbewerb, so übersieht er, 
daß auch im privaten Leben dort, wo eine alle gleichmäfiig schädigende 
Konkurrenz eingesetzt hat, Kartelle abgeschlossen werden.^) Die ange- 
messene Rflstung jedes Staates soll gewifi bestehen bleiben, und damit 
widerlegt sich auch Zorns Behauptung, ') daß wir unsere staatliche Ein- 
heit jeden Augenblick verteidigen müßten und deshalb unsere Rüstungen 
nicht einschränken könnten. Es soll im wesentlichen nur diejenige 
Rüstung beseitigt werden, die auf das Wettrüsten zurückzuführen ist 
und die finanziellen Kräfte des Staates wie die internationale Sicherheit 
bedroht. 

Die Behauptung, daß durch das Wettrüsten die relative Überlegenheit 
des Staates nicht verstärkt werden kann, ist jedoch besonders voa 
Meurer*) bestritten worden. Er meint, die verschiedene Bevölkerung^ 
zahl der Staaten spiele hierbei ein großes Wort mit Dem einen Staate 
würde schließlich der Atem ausgehen und er könne den Fortschritt des 
anderen nicht mehr einholen. Es läßt sich ganz gewiß nicht bestreiten, 
daß hier gewisse Verschiedenheiten Platz greifen und daß es Umstände 
gibt, wo der eine Staat einen Vorsprung vor dem anderen zu erlangen 
vermag, ohne daß der andere ihn wieder einholen kann. Es ist jedoch 
zu bedenken, daß schon in den bereits vorhandenen Rüstungen eines 
Staates die Verschiedenheit seiner nationalen Kräfte regelmäßig g^en- 
über dem anderen zum Ausdruck gelangt. Femer wird die größere 
Bevölkerungszahl und die stärkere finanzielle Kraft in einem Kriege, 
wenn er nicht ganz kurz ist, sehr wohl zur Geltung kommen können, 
auch ohne daß schon in der Friedenszeit das Maß der Rüstungen aufs 
äußerste angespannt wurde. *) Femer aber ist jede Sicherheit der Rüstungen, 
wie deutlich gezeigt wurde, nur eine relative. Es mag sein, daß in dem 
Verhältnisse der Rüstungen zueinander durch die Verschiedenheit der 
nationalen Kräfte noch Andemngen eintreten können. Diese aber werden 
regelmäßig gering sein und nicht in Betracht kommen können, wenn 
man erwägt, daß durch solche Oberrüstung der Weltfriede gefährdet 
und dadurch die Gefahr, die zu vermeiden die Rüstungen in erster 
Linie bestimmt sein sollen, nur verstärkt wird. Wer die sehr geringen 
Vorteile des Wettrüstens von diesem Gesichtspunkte aus mit ihren un- 
geheuren Nachteilen vergleicht, insbesondere den friedengefährdenden 

^) Vgl. auch Naumann, zitiert in . Friedenswarte' 1911, S. 148. Broda, Recueil m, 
S. 196 ff. weist treffend auf die .Rüstungsbeschränlcung' der RObenzucIcerländer hin. 

>) .Zeitschrift für Polititc', II, S. 330 ff.; .Das Deutsche Reich und die inter- 
nationale Schiedsgerichtsbarkeit', S. 9. 

*) II, 8.618; vgl. auch tCEstourneiles de Constant 1907, S.33. 

^) So auch V. Bemhardi» »Deutschland und der nflchste Krieg', Stuttgart 1912, 
S.203. 
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Charakter der Rüstungen richtig einschätzt, wird mit einer angemessenen 
ROstung zufrieden sein und im Interesse seines Landes darauf verzichten, 
die nationalen Kräfte bis zum äußersten und Ober das^ vernünftige Maß 
hinaus anzustrengen. 

Admiral v. Ahlefeld^) hat zum Beweise dafür, daß man durch 
energisches Rüsten über ein anderes Land leicht Vorteile bedeutender 
Art erlangen könne, darauf hingewiesen, wieviel günstiger allmählich 
das Verhältnis der deutschen zu der englischen Flotte geworden sei.*) 
Al)er das liegt ganz gewiß daran, daß Deutschland zunächst nur eine 
sehr kleine Rotte hatte und England eine Verstärkung derselben ohne 
Gefährdung seiner Interessen bis zu einem gewissen Grade glaubte zu- 
geben zu können.') 

Danach darf man dem deutschen Diplomaten v. Holstein zu- 
stimmen, Venn er einmal sagte: 

.Es kommt vor allem darauf an, die Lügenhaftigkeit des perfiden Satzes 
klarzumachen: Jedes Schiff mehr ist eine Vermehrung der Macht des Deutschen 
Reiches, wenn jedes Schiff mehr der Anlafi ist, dafi — von Frankreich nicht zu 
reden — England zwei Schiffe mehr baut Wie stellt sich da die Vermehrung 
der deutschen Macht? Einfaches Rechenexempell'^ 

Aus der gegenseitigen Abhängigkeit der Rflstungen geht deutlich 
hervor, daß die Rflstungsfrage kein nationales, sondern ein internatio- 
nales Problem ist und nur auf internationaler Grundlage lösbar erscheint. 
Das haben schon Bentham in seinen .Principles of international law** 
und neuerdings besonders Quidde immer wieder betont. Daraus folgt 
einmal die große Schwierigkeit einer einseitigen Rüstungsbe- 
schränkung, die in den meisten Fällen nicht unbedenklich sein wird. 
Zwar wird eine erhebliche Verminderung der Rflstungen des einen Staates 
unter Umständen nacheifernd und begeisternd wirken können. Sehr 
wohl möglich ist aber auch, daß dieses Experiment fehlschlägt und 
den Oberfall von selten anderer Staaten, die vielleicht den betreffenden 
Krieg auf die Dauer für unvermeidbar halten, zur Folge hat^) Man 



*) .Tag-, 6. März 1912. 

*) Das betont u. a. auch Lookout, .Englands Weltherrschaft und die deutsche 
Lozusflotte*, Berlin 1912, S. 49. In einem sonderbaren Widerspruche hierzu steht die 
früher oft aufgestellte Behauptung, daß England der Rüstungstreiber sei. 

') Vgl. auch den Ausspruch v, HoUebens darüber, dafi wir nie in der Lage 
sein würden, England auf dem Gebiete des Plottenbaues zu überbieten. .Friedens- 
warte- 1909, S. 161. 

^) Wiedergegeben durch vom Rath in der .Deutschen Revue*, zitiert nach 
FrUd. .Der Kaiser und der Weltfrieden-, 1910, S. 115 ff. 

^) Dieses Bedenlcen sucht ein Projekt der .World Peace Foundation' zu beseitigen, 
das Denys P. Myers der L4ike Mohonk-Konferenz von 1914 (.Report-, S. 116, 117) 
mitteilte. Jeder Staat soll danach seine Rflshingen von sich aus soweit vermindern 
als er dies mit Rücksicht auf seine Sicherheit verantworten zu können glaubt. Eine 
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soll den Geist des Chauvinismus nicht unterschätzen. Insoweit jedoch 
eine sdlche Rflstungsvennindening nur in geringem Mafie erfolgt und 
nur unter der Voraussetzung geschieht, daß auch die anderen Staaten 
in absehbarer Zeit nicht nur ihre Rüstungen nicht vergröSem, sondern 
sogar jenem Beispiele f olgen, ist dieser Weg sehr wohl denkbar. ^) Ist 
freilich die Stimmung unter den Staaten bereits so, dafi dieser Versuch 
starke Aussicht auf Erfolg hat, so wflrde eine gleichzeitige vertrags- 
mäßige Beschränkung den Vorzug verdienen. Andernfalls ist infolge 
der noch herrschenden internationalen Anarchie jeden Augenblick die 
Gefahr vorhanden, dafi eine neue Etappe des Wettrüstens beginnt 

Von holländischer Seite *) ist einmal der Vorschlag gemacht worden, 
die Kleinstaaten sollten mit einer Rüstungsbeschränkung vorangeben; 
einmal habe für sie der Rüstungsschutz keine nennenswerte Bedeutung; 
sodann hätten gerade sie das gröfite Interesse an einer Organisation 
der Welt. Aber die Rüstungen der Grofimächte werden nur wenig von 
denen der Kleinstaaten beeinflußt, so daß das gute Beispiel wahrschein- 
lich ohne Erfolg bleiben würde. 

Aus dem internationalen Charakter des Problems können wir auch 
die Frage beantworten, ob Partial- oder Mondialabkommen den 
Vorzug verdienen. Eine Beschränkung der Rüstungen zwischen zwei 

besondere Formel far die Art der Verminderung soll nicht vorgesehen werden. Wohl 
aber sollen alle Orofimflchte übereinkommen» derjenigen Regierung vereint zur Hilfe 
zu kommen, die infolge ihrer Rastungsbeschränkung von irgendeiner Seite ange- 
griffen wurde. Ob ein Angriff aus diesem Grunde vorliegt, soll von einer inter- 
nationalen Kommission geprüft werden. Dieser Vorschlag erscheint mir nicht sonder- 
lich empfehlenswert Voraussichtlich wird mangels einer besonderen Formel kein 
Staat wagen, seine Truppen erheblich zu vermindern. Jeder wird warten, bis der 
andere vorausgeht. Oberdies ist die Feststellung, wann ein Angriff auf die Rflstungs- 
verminderung des betreffenden Staates zurflckzufflhren ist, sehr schwierig, ja un- 
möglich. Sie kann auch kaum von einer internationalen Kommission getroffen werden, 
ohne dafi die Mächte den richtigen Augenblick, um dem Oberfallenen zu helfen, be- 
reits verpafit haben. Haben einmal die Staaten den Willen, gemeinsam die Rüstungen 
zu beschränken, so wird es auch möglich sein, eine passende Formel zu finden. 
Ohnedem sind auch die zahllosen Streitigkeiten, die vielleicht aus gelegentlichen 
Rüstungsvennehrungen entstehen und Mifitrauen hervorrufen können, nicht zu er- 
ledigen. Es brauchte nur ein einziger Staat seine Rüstungen zu vergrößern, und 
das allgemeine Wettrüsten wäre vielleicht schon bald wieder im Gange. Ohne dne 
feste Formel und ohne eine Instanz zur Erledigung der Streitigkeiten über die Aus- 
legung der Vereinbarung wird man die Rflstungsfrage nicht lösen können. 

^) Vgl. die Aufierungen von Vinhaw im preufiischen Abgeordnetenhause von 
1869, von Moneta, Trueblood und Passy auf dem Londoner Weltfriedenskongresse 
von 1890; siehe ferner meine Denkschrift »Limitation des armements*, S. 57, 58, sowie 
SMief, .Der Friede in Europa', S. 454, und die oben wiedergegebene Aufierang 
Benthams. 

*) Vgl. meine Denkschrift »Limitation des armements', a. a. O., femer Norden- 
toft .Practical Padfisme and its adversaries', London 1916, S. 191 ff. 
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Staaten wird nur soweit möglich sein/ als gerade zwischen ihnen ein 
über das sonstige Maß der Überrüstungen hinausgehender Wettbewerb 
herrscht. Dann können diese Länder ihre Rüstungen, die nicht infolge 
des allgemeinen Wettbewerbs, sondern infolge einer besonderen, 
nur zwischen ihnen herrschenden Spannung vergrößert worden sind, 
sehr wohl herabsetzen. Deshalb war auch ein Plottenabkommen zwischen 
Deutschland und England sehr wohl möglich, wie ja auch früher schon 
solche Vertrage zwischen Frankreich und England, England und Amerika, 
Argentinien und Chile usw. geschlossen worden sind. Auch der Plan 
einer Entwaffnung der italienisch-französischen Grenze war von diesem 
Gesichtspunkte aus empfehlenswert. Die prinzipielle Ablehnung von 
Sonderabkommen kann daher nicht für richtig gehalten werden.^) 

Immerhin mufi betont werden, dafi sich im übrigen größere Fort- 
schritte nur auf dem Wege eines alle oder doch die Mehrzahl der 
Staaten*) umfassenden Vertrages erreichen lassen.') Sonderabkommen 
sind der Gefahr ausgesetzt, durch Rüstungen dritter Staaten auf eine 
harte Probe gestellt zu werden, und gerade das Schicksal des argen- 
tinisch-chilenischen Vertrages ist in dieser Hinsicht sehr lehrreich. Es 
erscheint zu leicht möglich, daß chauvinistische Elemente in anderen 
Ländern die Situation ausnutzen, um einen Vorsprung zu gewinnen. 
Das Rüstungsfieber ist der ganzen internationalen Politik immment; 
es beschränkt sich^ nicht auf eine kleine Gruppe von Staaten. Man 
kann allerdings zugeben, daß die einen Länder niehr, die anderen 
weniger davon ergriffen sind. Ganz frei aber ist keines von ihnen. 
Wollen wir diese Krankheit der Gesellschaft bessern, so dürfen wir die 
Heilmittel nicht auf einen kleinen Teil der Erde anwenden, sondern 
müssen dem Übel nach Möglichkeit überall zu Leibe gehen, wo wir 
es feststellen können. Deshalb ist ein Mondialabkommen das erstrebens- 
werte Ziel. Wünschenswert wäre es, wenn ein solches Abkommen alle 
Staaten der Erde umfassen würde. Aber schon die Teilnahme aller 
Großmächte an einem solchen Vertrage würde seinen segensreichen 
Erfolg sichern. Sehr wichtig ist femer, daß sich die Vereinbarung so- 
wohl auf die Rüstungen zu Lande wie zur See erstreckte. Denn auf 
beiden Gebieten herrschte bisher ein kostspieliger, die guten Beziehungen 
der Staaten beeinträchtigender Wettbewerb, und es ist schwer zu sagen, 

^) Par partielle Abkommen haben sich früher besonders Fried, .Bericht des 
Stockholmer Weltfriedenskongresses*, S. 355, und Schädling, »Die Organisation der 
Welt'» 1909, S. 78, ausgesprochen; Bentham (siehe oben S. 8 ff.), Quidde, .Protokolle 
des Genfer Weltfriedenskongresses', S. 248 usw., Gothein, .Friedenswarte' 1910, 
S. 109, und Piloty a. a. O. S. 25, sind nur für Mondialabkommen. 

*) Auch die Vereinigten Staaten von Amerika und Japan maßten sich an der 
Rüstungsbeschränkung beteiligen. Vgl. de Meester, S. 36 ff. 

') Vgl. die Aufierungen von Rolin-Jaequemyns. 
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welche Tatsache dem Weltfrieden mehr geschadet hat: Die deutsch - 
englische Flottenrivalität oder das Wettrflsten zu Lande zwischen Deutsch- 
land einerseits und Frankreich und Rußland anderseits. 

Man unterscheidet vielfach zwischen einem Stillstand, einer Be- 
schränkung und einer Beseitigung der Rüstungen. Für die Beendigung 
des Wettrüstens würde ein Stillstand der Rüstungen genügen. Da aber 
die Rüstungen in den Jahren vor dem Kriege und während des Krieges 
ein so hohes Maß erreicht haben, wird man eine allgemeine Beschrän- 
kung der Rüstungen für das erstrebenswerte Ziel halten müssen. 



d) Der friedengefährdende Charakter des Wettrüstens 

Schon in dem ersten Zarenmanifeste von 1898 war darauf hinge- 
wiesen, daß das heutige System der Rüstungen zu einer Bedrohung des 
Völkerfriedens führe: »Die ständige Gefahr, welche in dieser Kriegsstoff- 
ansammlung liegt, macht die Armee unserer Tage zu einer erdrückenden 
Last.* Die Rüstungen beschränken sich nämlich keineswegs darauf, den 
Völkern- eine relative Sicherheit zu gewähren. Sie werden gleichzeitig 
eine Bedrohung anderer Staaten, die jede neue Rüstung als gegen sich 
gerichtet auffassen. Schon PhUo Judaeus^) hat einmal gesagt: ,Hostes 

^) De spedalibus legibus. In seiner berühmten Grotius- Ausgabt vom Jahre 1751 
hat Henrkus L B, de Cocceji in einer Anmerliung zu L U c. 1, 9^ 17, S. 51» folgendes 
gesagt: .Si certum fit vidnum meditari bellum» si foedera contrahit, si ezercitum 
äuget, si vicina castra munit et constet contra me hoc parari, tunc eum 
praevenire possum, quia injuria vere fit, adeoqne jus necessariae defensionis indpit.' 
Vgl. die Beschlüsse der Weltfriedenskongresse von 1843, 1848, 1849, 1850, 1851, 
1890, 1912, der Deutschen Friedensgesellschaft vom 14. März 1913, den gemeinsamen 
Aufruf der deutschen und französischen Friedensgesellschaften vom Mai 1913, den 
Beschlufl des Englischen Nationalfriedenskongresses von 1853, des Amerikanischen 
Nationalfriedenskongresses von 1909, das Einladungsschreiben von Mitgliedern des 
schweizerischen Nationalrates vom 9. Aiyil 1913 zu einer deutsch-französischen Ver- 
ständigungskonferenz. Es ist wohl nicht Zufall, dafi in der Zeit von 1890 bis 1912 die 
Friedenskongresse den friedengefährdenden Charakter der Rüstungen wenig hervorge- 
hoben haben. Nachdem die Abrüstung lange Zeit geradezu das Hauptziel der Friedens- 
bewegung gewesen war, wurde sie später vernachlässigt, indem man ihre Lösung 
lediglich von der internationalen Organisation erwartete. Man fkl von einem Extrem, 
wie das häufig zu beobachten ist, in das andere. Noch in seinem .Handbuche der 
Friedensbewegung' S. 73 ff., hat Fried den bedrohlichen Charakter der Rüstungen nicht 
scharf genug hervorgehoben. Die treffliche Schrift der Suttner, »Rüstung und Ober- 
rüstung* (besonders S. 23— 29), hat in dieser Hinsicht sehr reformierend gewirkt, 
ebenso die Bemühungen von (fEstoumelles de Constant, Quidde usw. Vgl. femer 
i die Äußerungen des Sozialdemokraten Gradnauer am 22. April 1912 Im Deutschen 

Reichstage, des Sozialdemokraten Segitz am 28. November 1913 im bayerischen L4ind- 
tage, des Delegierten /Cramarz am 23. Februar 1911 in den österreichischen Dele- 
gationen, Lord Asguiths am 9. November 1910 beim Lordmajorsbankett, femer v. Holtzen. 
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babentnr non solum, qui nos jam impugnant classibus aut exercitibus» 
verum etiam, qui utrosque apparatus faciunt/ Falls die militärischen 
Vorbereitungen der Mächte nicht Aber ein angemessenes Maß hinaus- 
gingen, wäre freilich die Bedrohung so gering, daß sie bei dem heutigen 
Stande der internationalen Organisation unbeachtet bleiben könnte. Je 
mehr aber in den letzten Jahrzehnten ein gewaltiger Wettkampf der 
Staaten um die stärkste Wehr eingesetzt hat, um so gefährlicher ist der 
bedrohende Charakter der Rfistungen geworden.^) Das deutlichste Bei- 
spiel hierfür ist das Verhältnis zwischen Deutschland und England, das sich 
vor allem infolge des RQstungswettkampfes so außerordentlich ungünstig 
gestaltet hat. Kann es bei dem scharfen Wettbewerb ausbleiben, daß 
der eine Staat jeder Vermehrung des anderen Heeres feindliche Absichten 
unterschiebt? Das Vertrauen der Staaten zueinander, das nun einmal 
die Grundlage des friedlichen Zusammenlebens bildet, wird auf diese 
Weise erschüttert. Die gesamte Staatenpolitik wird mehr und mehr von 
diesem gegenseitigen Mißtrauen beeinflußt. Es entsteht eine allgemeine 
Unruhe und Nervosität. In einem solchen Zustande ist es schwierig, 
hochpolitische Streitfragen ruhig und zufriedenstellend zu erledigen. 
Regierungen wie Völker betrachten einander als natürliche Gegner, und 
ein Funken genügt, um den Zündstoff zur Entladung zu bringen. Auch 
kleinere Streitigkeiten spitzen sich bei diesem Systeme leicht zu. Der 

dorffs im »Handbuch des Völkerrechts' (II, 8.55), Rolin-Jaequemyns und Kamarowskys 
im .Institut für internationales Recht', 1887 ; Stokes auf dem .Brüsseler Weltfriedens- 
kongresse' von 1848; Cobäens auf dem .Pariser Weltfriedenskongresse' von 1849; 
itEstoumeiles de Constants 1912, S. 22; Butlers und Je/fersons in .Amerika gegen 
die Rfistungen', S. 29, 46; Schackings, .Der Staatenverband der Haager Konferenzen*, 
S.321; Qotheins, zitiert in .Friedenswarte* 1910, S. 109; Kamarowsfys in .Die 
Waffen nieder', 1892, Vll/Vni, S.4; .Almanach de la Paix', 1891, S.88; Monetas 
auf dem .Londoner Weltfriedenskongresse' von 1890, Bericht S. 170; neuerdings 
besonders auch den Bericht der Kommission des .Antioorlograads' : .Recueil de Rapports 
sur les diff^rends points du programme-minimum*, II, S. 318 ff.; bestritten worden ist 
der friedengefährdende Charakter der Rüstungen vor allem von Meurer, II, S. 614. 

^) Um den Rüstungen ihren bedrohlichen Charakter zu nehmen, haben zahl- 
reiche Autoren immer wieder vorgeschlagen, die Heere zu produktiven Zwecken zu 
verwenden, insbesondere zum Trockenlegen von Meeresküsten, zu Deichbauten, zu 
Arbeiten in der Industrie, in den Kolonien, usw. Eine solche Verwendung der Heere 
würde gewiß Millionen von Ausgaben sparen und den Rüstungen ihren friedenge- 
fährdenden Charakter nehmen. Denn die betreffenden Soldaten könnten dann natürlich 
nicht gleichzeitig militärisch weiter ausgebildet werden. Die Heere wären bei weitem 
nicht mehr in demselben Mafie kriegsbereit wie jetzt. Es würde sich nur noch dem 
Namen nach um Soldaten hanxleln. Gerade deswegen aber ist dieser Vorschlag eine 
Utopie. Wenn sich die Staaten einmal zu solchen Maßnahmen entschliefien, dann 
könüen sie auch ebensogut ihre Heere vermindern. Dann brauchen sie nicht zum 
Scheine größere Truppenmassen aufrechtzuerhalten. Vgl. die Literaturangaben in meiner 
Denkschrift .Limitation des armements', S. 52. 
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internationale Geist, dessen Veiiireitung mit allen Kräften erstrebt werden 
mnfi, kann sieb nur scbwer entwidcehi. Fflr die Förderung der Fragen 
des internationalen Recbts nnd der Völkerorganisation, inst>esondere auch 
der Scbiedsgericbtsbarkeit, wird eine ungünstige Atmospbäre gescbaffen.^) 

Die Wissenscbaft des Völkerrecbts ist in den letzten Jabren mehr 
nnd mebr zu der Erkenntnis gekommen, dafi man sieb l>ei scbwerwie- 
genden internationalen Konflikten nicbt damit begnügen darf, ein Scbieds- 
geridit vorzuseben, dafi vielmebr das Hauptziel darauf gericbtet sein 
mufi, die streitenden Parteien zu beruhigen und die Möglichkeit mbiger 
diplomatischer Erörterung zu schaffen. Daher bat man das Institut der 
Untersuchungskommissionen mehr und mehr auszubilden versucht; die 
Vertragsprojekte des amerikanischen Staatssekretärs Bryan haben grofies 
Aufsehen erregt, und neuerdings hat man sogar den Gedanken eines 
obligatorischen Vermittlungsamtes aufgenommen. Diese Bestrebungen 
sind aus dem Gedanken heraus geboren, bei internationalen Streitigkeiten 
von größter politischer Tragweite auf die Qemfltsverfossung der l>etd- 
ligten Diplomaten beruhigend einzuwirken und sie, die im Begriffe waren, 
die Beziehungen abzubrechen, emander wieder zu nähern und den Boden 
fflr weitere Verhandlungen zu ebnen. Das Haupthindernis für alle diese 
Versuche und überhaupt für das Bestreben, eine möglichst friedliche nnd 
gerechte Erledigung aller Staatenstreitigkeiten zu erlangen, bildet sicher- 
lich das allgemeine Mißtrauen, das durch die Rüstungen in denkbar 
ungünstigster Weise gefördert wird. 

In dem Zeitalter des gegenseitigen Wettrüstens und Mißtrauens 
werden neue Rüstungsvorlagen in den Pariamenten regelmäßig mit dem 
Hinweise auf mögliche Angriffe von anderer Seite gerechtfertigf. Unver- 
hüllt schreiben Wehr- und Flottenvereine den anderen Mächten feindliche 
Absichten zu und vergiften planmäßig die öffentliche Meinung. Das 

^) Vgl. den Beschlufi des .Amerikanischen Nationalfriedensicongresses* von 1909. 
Sehr treffend bat Askevold in der •Priedenswarte*, 1908» S. 209 ff^ die Folgen des 
Wettrüstens geschildert: .Jede Rflstungsvermehrnng ist das Ergebnis einer starken 
Agitation, die stets mehr oder weniger den Charakter einer chauvinistischen Hetze 
tragt; jede Rastungsvermehrung erzeugt infolge ihres — bedrohlichen Charakters ein 
Wiederaufleben der Hetze in dem .bedrohten* Lande, und die ROstungsfreunde in 
den sich gegenseitig bedrohenden Ländern liefern sich gegenseitig durch ihre als 
Hetze empfundene Tätigkeit das beste Agitationsmaterial. All dies hemmt die natflr- 
liche Tendenz zur Organisation der Welt, erzeugt eine dem Pazifismus feindliche 
Stimmung, während es dem Chauvinismus immer neue Nahrung gibt, und lähmt somit 
die Kräfte, die zur Beseitigung der internationalen Unsicherheit drängen. — Es ist 
aber auch nicht zutreffend, dafi das schrankenlose Wettrüsten eine notwendige Kon- 
sequenz der internationalen Unsicherheit ist; die Völker können sehr wohl zu der 
Einsicht kommen, dafi ihre Sicherheit durch das Wettrüsten nicht nur nicht gefördert 
wird, da die relative Wehrkraft dieselbe bleibt, sondern dafi die durch das Wettrüsten 
immer wieder erzeugte Spannung die Unsicherheit sogar vermehrt.' 
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gibt einen herrlichen Boden für den Chauvinismus und die Hetzarbeit^) 
Pfir die Rflstungsindusfaie ist unter solchen Umständen die Versuchung 
allzugroS, diese Bestrebungen zu unterstfitzen und mit ihrem ungeheuren 
Kapital der Arbeit der Rflstungstreiber, die von der Verhetzung der 
Völker nicht zu trennen ist, entgegenzukommen. Da diese Kreise ihre 
Tätigkeit hauptsächlich in der Presse entfalten, so wird die gesamte 
öffentliche Meinung auf leichteste Weise aufgewiegelt. Die PreSorgane 
widmen der Rflstungsfrage einen solchen Raum, daS die Völker wie 
hypnotisiert unter dem Eindruck stehen, der andere Staat rfiste zu einem 
Angriffskrieg. Da alle diese ÄuSerungen im Grunde auf Vermutungen 
beruhen und nicht beweisbar sind, so reden die Polemiken der Prefi- 
organe der verschiedenen Länder Aber diese Frage aneinander vorbei. 
Es kann zu keiner klaren Aussprache kommen, die möglicherweise eine 
Verständigung über die Rflstungsfrage erleichtern würde. Vielmehr wird 
der Streit der führenden Zeitungen mit jedem Jahre erbitterter. Diese 
Auseinandersetzung trägt wiederum dazu bei, das Verhältnis der Staaten 
zueinander zu verschlechtem. Schließlich bereitet das Wettrüsten eine 
Verstärkung des Spionagesystems vor, das seinem ganzen Wesen nach 
die Staatenbeziehungen noch mehr mit Mißtrauen erfüllt 

Wenn Meurer*) hierzu meint, nicht die Rüstungen, sondern die 
Hetzer seien eine Gefahr für den Frieden, so übersieht er, daß die 
Hetzer das beste Material für ihre kriegerische Agitation aus den 
Rüstungen der anderen Staaten ziehen und daß durch die übertriebenen 
Heeresvermehrungen auch friedliebende Elemente beunruhigt werden. 

Die schwere Gefahr des Wettrüstens erkennt man erst, wenn man 
sich klarmacht, daß diese einseitige Bedrohung sogar die Ursache 
eines Krieges werden kann.') Manche Kreise haben im Zeitalter des 

^) Darauf wies am 10. November 1911 der Abgeordnete Schöndorf im bayerischen 
Landtage hin. In demselben Parlamente wandte sich am 11. November 1911 der Zen- 
trumsabgeordnete Speck gegen eine Rede des Großadmirals v. Kosten die dieser am 
24. September 1911 auf der Tagung des . Flottenvereins' gehalten hatte. Kostet häbt^ 
so betonte Speck, mit Rücksicht auf die vorhandenen Dberachflsse einen beschleunigten 
Bau von Panzerkreuzern verlangt. Am 26. Septemt>er 1911 habe der erste Lord der 
englischen Admiralität Mac Kenna in London eine Rede gehalten, die als Antwort 
auf die Ausführungen Küsters anzusehen und worin gesagt worden wäre, solange 
Deutschland weiterrüste, werde England eine doppelt so starke Flotte bauen. Dieser 
Erfolg sei der Rede Kösters zuzuschreiben. 

«) II. S. 617. 

') Vgl darüber AsquUh am 31. Juli 1908 auf dem Bankett des Londoner Welt- 
friedenskongresses : pDie ungeheuren Rüstungen werden nicht zur Zierde oder zur 
Zerstreuung angehäuft, sondern um im gegebenen Augenblicke gebraucht zu werden, 
vielleicht bei einem zufälligen Temperamentausbruch.' Siehe femer die Aufierungen 
Maegregors am 20. März 1895 im englischen Unterhause, des Abgeordneten Dreesbadt 
am 31. Januar 1898 im badischen Landtage, den Beer Poortugaels am 23. Juni 1899 
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Wettrflstens das Gefflhl» daB ein Ende mit Sdirecken besser sei als ein 
Schrecken ohne Ende. Der Gedanke eines Präventivkrieges kann sidi 
bei diesem Zustande der Staatengemeinschaft nur zu leicht in den 
Köpfen mancher Leute mit unheilvoller Glut festsetzen. Es gibt ein 
HöchstmaS von Flottenverstflrkung» so sagte 1912 der Historiker Ondten 
im Hinblick auf den deutsch-englischen Flottenwettbewerb Oi ^^^ ^^^ 
Engländer sofort zur Kriegserklärung hinreißen könnte. In einem Augen- 
blicke, wo eine größere Rflstungsvermehrung gelungen ist und der 
Gegner den Vorsprung noch nicht wieder eingeholt hat, wird man in 
der Furcht, dafi nun doch der Nutzen wieder zunichte gemacht werde, 
die Möglichkeit einer sofortigen Niederringung .des Gegners erwägen. 
Der Generalstab eines Landes hat unter solchen Umstanden allzu leichte 
Spiel, wenn er unter Hinweis auf die augenblickliche Überlegenheit ein 
sofortiges Losschlagen befürwortet Erst von diesem Gesichtspiuiltfe 
aus erkennen wir den Satz „si vis pacem, para bellum" in seiner ganzen 
Torheit. Der amerikanische Gesandte Adams druckte die grofien Ge- 
fahren des Wettrüstens in einem Schreiben vom 21. März 1816 an Lori 
Castlereagh mit den klassischen Worten aus: .Die moralische und 
politische Folge eines solchen Systems ist Krieg und nicht Frieden.") 
Von einigen Seiten ist bestritten worden, dafi die Rüstungen die 
Gefahr des Krieges verstärkten.') Man hat gesagt, ein Krieg werde 
durch die angespannten Rüstungen viel gefährlicher und die Völker 
würden unter diesen Umständen noch mehr versuchen, ihm auszuweichend- 
es würde zwar der Kriegsalarm, nicht aber auch die Kriegsgefahr Ver- 
stärkt^) Es kann in der Tat nicht geleugnet werden, dafi die Furcht' 
barkeit des modernen Krieges durch die Stärke der Rüstungen vermehrt 
wird*) und dieser Gedanke einige abschreckende Wirkungen ausübt *) 

auf der ersten Haager Konferenz, Darbys auf dem vierten Weltfriedenskongresse, 
Berichts. 91, Quiddes auf dem Haager Wdtfriedensicongfresse von 1913, Berichts. 42, 
EggensdiwyUrs in den .Blättern fflr zwischenstaatiiche Organisation* 1905, S. 30), 
Toinets S. 36 usw. 

^) .Deutschland und England«, S. 37. 

*) Vgl. auch das Schreiben Monroes an Adams vom 16. November 1815, Baff^ts 
an Monroe vom 26. Juli 1816 und Monroes an Bagot vom 2. August 1816. 

») Z. B. von Deibrüdt, .Preußische Jahrbücher«, November 1917, S. 253 ff. 

Vgl. Fried, .Das Abrüstungsproblem«, S. 22 und .Die Qntndlagen des revo- 
lutionären Pazifismus-, Tübingen 1908, S. 23 ff.; .Friedenswarte« 1908, S. 172 ff., 210\ 
.Handbuch der Friedensbewegung", S.73; aber auch .Europäische Wiederherstellung'. 
Zürich 1915. S. 105; Godke in »Friedenswarte- 1914, S. 6. 

*) Wenn andere gerade umgekehrt sagen, ein Krieg werde um so grausamer, je 
weniger Truppen im Frieden ausgebildet und in der Disziplin geübt wären, so ist 
das wohl nicht richtig, wie noch später gezeigt werden wird. 

*) Vgl. Pidions Aufiening, man müsse die Rüstungen immer mehr steigern, oin 
den Krieg zu verhindern. .Belgische Aktenstücke 1904—1915«, Beriin 1915, S. Ü^- 
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Ja, man kann sogar sagen, daS die riesenhaften Anstrengungen der 
Staaten, einander in Rüstungen zu abertreffen, vielfacli die Sehnsucht 
nach einer Stärkung der Friedensidee noch vergrOBem und auch die 
Notwendigkeit der Fortbildung der Rechtsorganisation noch schärfer 
hervortreten] lassen. Auch wird durch die Heranziehung breitester 
Volkskreise zum Waffendienste das Interesse an der Aufrechterhaltung 
des Friedens möglicherweise alle Bevölkerungsschichten durchdringen^ 
wie mandte behaupten.^) Es fragt sich aber, ob diese Vorteile wirklich 
in erheblichem MaSe die Nachteile des Wettrtlstens überwiegen. 

Was zunächst die Tatsache anlangt, dafi die krankhaften Rüstungen 
noch mehr zur Vervollkommnung der Rechtsnormen antreiben, so ist 
zu bedenken, daß in dieser Beziehung die Bemühungen der Völker- 
reditler und Pazifisten ein viel größeres Gewicht haben und von Jahr 
zu Jahr wertvollere Resultate erzielen. Weiter erweckt das Wettrüsten 
allenfalls die Sehnsiicht nach einer Veredelung der Staatenbeziehungen, 
führt aber nicht zu einer tatsächlichen Besserung der Verhältnisse. 
Das mit ihm verbundene Mißtrauen läßt den erforderiichen Enthusias- 
mus und den Glauben der großen Masse an eine friedliche Verständigung 
nicht recht aufkommen. Es erschwert das Zusammenarbeiten der Re- 
gierungen selbst bei kleineren Fortschritten. In einem Zustande des 
rasenden Wettrüstens bildet sich bei den Völkern die Auffassung, daß 
der Krieg, zu dessen Vermeidung bzw. Vorbereitung doch die Rüstungen 
bestimmt sind, etwas Unausbleibliches und Unvermeidliches sei. Es 
fehlt der Glaube an die Möglichkeit und den praktischen Wert bedeut- 
samerer organisatorischer Fortschritte. Man hält sie für Utopien, viel- 
leicht sogar für hinteriistige Fallen anderer Regierungen. 

Auch der Behauptung, daß die gegenwärtigen Rüstungen in der 
Hauptsache eine Stütze des Weltfriedens seien, kann nicht zugestimmt 
werden. Jeder Krieg ist ein furchtbares Unglück, und der Gedanke 
an die große Verantwortung wird hemmend auf das sofortige Los- 
schlagen wirken. Sicherlich werden nun diese Erwägungen an sich 
durch die Höhe der Rüstungen gestärkt. Aber die verantwortungsvollen 
Staatsmänner, die ihr Vaterland wahrhaft lieben, und die Völker selbst 
werden in Zukunft auch ohnedem ihre besten Kräfte einsetzen, um den 
Frieden zu erhalten. Das wird aber um so schwerer sein^ je mehr die 
Staatent>eziehungen durch das gegenseitige Mißtrauen vergiftet sind. 
Leichtsinnige Regierungen werden sich andererseits durch die größere 
Gefahr eines Krieges nicht von ihrem Vorhaben abhalten lassen, und 
sie werden ihre Pläne auf dem Boden des Chauvinismus um so unge- 

^) Vgl. de Meester, S. 11. Sehr zu bedenken ist, dafi gleichzeitig auch die 
Zahl derer, die Interesse an der Kriegsgefahr und am Kriege selbst haben, dauernd 
steigt. 
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stOrter verwirklichen können. Viel größer als die angeblich so stark 
abschreckende Wirkung der Rflstungen ist die Versuchung» dafi derjenige, 
der sich wohl gerüstet fühlt und am Ende seiner fluSersten Kraft- 
anstrengung angelangt zu sein scheint» losschlagt. 

Daher ist es unrichtig, wenn einzelne sogar die Auffassung ver- 
treten, durch die Verminderung der Rüstungen, selbst wenn sie überall 
gleichmäSig geschähe, würde die Kriegsgefahr nur vergrößert. Im Gegen- 
teil muß man sagen, daß sie größer überhaupt nicht mehr werden 
konnte als in den Jahren vor dem Weltkriege.^) 

Nur zu sehr hat sich die öffenüiche Meinung bisher der Auf- 
fassung hingegeben, daß übertriebene Rüstungen den Frieden sicherten, 
während genau das Gegenteil der Fall ist. Wie merkwürdig mutet 
es uns heute an, daß Erzberger kurz vor dem Kriege schrieb*), 
.Deutschland hätte 1913 die größte Wehrvorlage seit 1871 mit 
solchem Erfolge durchgebracht, daß es sich und Europa den Frie- 
den sicherte". In Wahrheit haben die letzten deutsch -französischen 
Rüstungen die internationale Spannung in unheilvollster Weise ver- 
größert, und niemand, der tiefer in die Dinge einzudringen sucht, 
wird verkennen dürfen, daß die übertriebenen Rüstungen in höchstem 
Maße zu der Tragödie des Weltkrieges beigetragen haben.') Das 

^) Vgl. die Äußerungen Ernst v, Wolzogens, v. Hartmanns und Stoerks in 
.Die Waffen nieder* 1898. S.400, 423; 1899, S. 19; femer Graf Mohenthals in der 
Ersten sächsischen Kammer am 22. Januar 1870: »Wenn man über die Entwaffnung 
verhandelt, so ist doch das erste, daß die gegenseitigen Bedingungen, unter denen 
hüben und drüben desarmiert werden soll, vorläufig festgestellt werden. Da kommt 
man aber auf Fragen, die vorläufig schlummern, dann wieder auftauchen und einen 
sehr alcuten Charalcter annehmen.* In Wahrheit braucht und soll auch die Rflstungs- 
beschränlcung gar nicht mit einer Aufrollung aktueller politischer Fragen verbunden 
zu sein. Vgl. femer Lasfcer im preußischen Abgeordnetenhause vom 15. November 1869 
und Graf Khuen-Hiderväry im ungarischen Reichstage am 28. März 1911. 

') Die Rüstungsausgaben des Deutschen Reiches S. 20. In seinem Buche .Der 
Völkerbund", S. 98, hat Erzberger aber erklärt, die Vorgeschichte des Krieges be- 
weise, daB große Rüstungen ein Agens zum Kriege seien. 

*) Am 26. Juli 1914 schrieb der .Vorwärts* : .Die Gefahr internationaler Ver- 
wicklungen ist um so größer, als seit einer Reihe von Jahren der militärische Wett- 
streit des Rüstungswahnsinns alle europäischen Völker ergriffen hat . . .* Vgl. Grün- 
berg, .Die Internationale und der Weltkrieg', Leipzig 1916, 1, S. 53. In der Sitzung 
der schweizerischen Bundesversammlung vom 3. August 1914 erklärte Greuiidi im 
Namen der sozialdemokratischen Fraktion: .Die sozialdemokratische Nationalrats- 
fraktion stellt mit Bedauern fest, dafi die Herrschaft der unbegrenzten Rflstungen die 
Kulturwelt in einen Abgrund von Leiden und Verzweiflung stürzt ... Im Namen 
der schweizerischen Arbeiterklasse protestieren die sozialdemokratischen Vertreter . . . 
gegen ein internationales Rüstungssystem, das so unermefiliches Unheil über die 
Völker bringt. Sie werden den Kampf gegen dieses System auch fernerhin mit aller 
Energie weiterführen." Vgl. Grünberg a. a. O. S. 237. 
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haben auch so hervorragende Fachmänner wie Lammasdi ^)» Nlppold') 
und Redslob*) anerkannt.*) 

e) Rüstungen und internationale Verständigung 

Da wir im vorhergehenden das Wettrüsten als eine starke Gefährdung 
des Weltfriedens erkannt haben» so dflrfen wir mit der Lösung der 
Rastungsfrage nicht warten, i bis die internationale Organisation völlig 
ausgebaut ist und die Rüstungen gleichsam von selbst verschwinden. 

*) .Butter fflr zwischenstaatliche Organisation', März 1915, S. 3. 

') »Die Grundlagen eines dauerhaften Friedensvertrages', S. 33. 

*) .Das Problem des Völkerrechts', S. 213. 

«) Vgl. auch Wettstein, .Europas Einigungskrieg', Zarich 1914, S. 12 ff.: .Ein 
iedes Volk rüstete und verbündete sich, ganz offen bekundend, dafi dies dazu ge- 
schähe, um sich gegen das andere zu stärken. Man weifi auch, dafi Grofimächte sich 
nicht deswegen starken, um sich gegen Angriffe blofi verteidigen zu können, sondern 
gegebenenfalls auch die Offensive zu ergreifen, um ihren Worten die nötige Nach- 
achtung zu verschaffen, sich in einem solchen Falle nicht blofi mit wirtschaftlichen 
Antipathiekundgebungen begnügend. Jede Rüstungsvennehrung und jeder Neuabschlufi 
eines Bündnisses, oder auch nur die Aufrechterhaltung der bereits bestehenden be- 
deutete also schon indirekt eine Kriegserklärung hinüber und herüber, denn die ganze 
Situation war so, dafi diese schon an und für sich genug sprechenden Handlungen 
nur ganz bestimmten Völkern und Völkergruppen gelten konnten. Die ganze Politik, 
namentlich die Auslandspolitik, wurde betrachtet und geführt von der Warte auf dem 
Pulverturme der europäischen Kriegsvorbereitungen. Wenn die auftauchenden Funken 
von einer Explosion abgehalten wurden, so geschah das nur deswegen, nicht weil 
man den Krieg überhaupt nicht wollte, sondern weil man ihn noch nicht wollte, bevor 
man noch mehr Explosionsmaterial angeschafft hatte. Gerade in Deutschland und 
Frankreich betrachtete man alles schon dermafien durch die Kriegsbrille, dafi man 
sich einen Aeronauten überhaupt gar nicht mehr als friedlichen Nachbarn vorstellen 
konnte, der nach den Staatsverträgen mit den eigenen Bürgern gleichberechtigt war, 
sondern man konnte sich ihn nur als Spion denken und behandelte ihn entsprechend. 
Kein Volk kann in guten Treuen behaupten, den Krieg nicht gewollt zu haben, denn 
überall waren die Vorbereitungen so auf die Spitze getrieben worden, dafi es kein 
Zurück mehr gab . . .' Sehr treffend auch de Meester, S. 7, 14 ff. 

In dem Aufrufe der niederländischen sozialdemokratischen Arbeiterpartei vom 
4. August 1914 ist ebenfalls betont, die wachsenden Rüstungen der Grofimächte hätten 
Europa in den Krieg gestürzt Grünberg a. a. O. S. 239. Einen Tag später erklärte 
ein Manifest der schwedischen sozialdemokratischen Arbeiterpartei: .... Das Wett- 
rüsten der Grofimächte hat jahraus, jahrein neues Brennmaterial fflr den Weltbrand 
angehäuft ... In diesen blutigen Tagen wird das endgültige Urteil gefällt über das 
System des Wettrüstens, über jene Rüstungen, die angeblich den Frieden sichern 
sollten, über die Rüstungen, die in allen Ländern stetigen und konsequenten Wider- 
stand nur bei der Sozialdemokratie gefunden haben. Hat sich denn Europa nicht 
gerüstet, ja so weit gerüstet, dafi die Völker unter der 10-Milliardenlast erschöpft 
sind! Und. wo bleibt nun Europas Ruhe? Das Wettrüsten konnte nur eine Folge 
hat>en: dafi die Opfer der Kriegsfurie unzählbar werden und dafi die ganze Zivilisation 
bis in ihre Tiefen erschüttert wird . . .' Qrünherg a. a. O. S. 284. 
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Das WettrOsten wirkt in denkbar ungQnstigster Wdse der SchaffiiO£^ 
einer internationalen Rechtsordnung entgegen. Die internationale Or- 
ganisation wird in idealer Form zum mindesten viel später geschaffen 
werden, wenn wir nicht diese Quelle des internationalen Mifitrauens 
nach Möglichkeit beseitigen.^) Mehr als viele andere politische Fak- 
toren zusammengenommen wirkt der Wettbewerb auf dem Gebiete des 
Rflstungswesens der friedlichen Verständigung der Staatengemeinscbaff 
entgegen, und man wird daher sagen dflrfep : Es gibt keine Frage, die 
in höherem Maße die allgemeine Aufmerksamkeit verdient und die 
schneller der Lösung entgegengefahrt werden muß, als das Problem 
der Rflstungsbeschränkung. ') 

Es ist daher unrichtig, sich lediglich mit der Befürwortung einer 
internationalen Justiz') zu begnflgen und von ihrer Schaffung eine auto- 
matische Lösung der Rflstungsfrage zu erwarten, wie das viele franzft- 
sische Pazifisten tun. *) Die Schaffung von Rechtsnormen allein ist nicht 
imstande, einen dauernden Frieden zu schaffen, wenn man nicht gleich- 
zeitig den Willen der Völker zum Frieden stärkt, der durch das Wett- 
rüsten stark gefährdet wird. 

Einige haben in der Beseitigung bzw. Verminderung der politischen 
und ökonomischen Spannungen^) ein wirksames Mittel zur Aufhebung 
des Rastungswettbewerbs erblickt. Gewiß wird das Wettrüsten durch 
akute politische Fragen und handelspolitische Gegensätze verstärkt; 
umgekehrt erschwert aber auch das Wettrüsten jegliche politische und 
handelspolitische Verständigung. Man muß alle diese Fragen in ihrem 
Zusammenhange betrachten. Dann wird man zu dem Resultate kommen, 
daß sie gemeinsam in Angriff genommen werden müssen. Wer an 
dem Wettrüsten gleichgültig vorübergeht und das Heil nur von anderen 
Mitteln als einer Rüstungsverständigung erwartet, übersieht eine der 
wichtigsten Quellen der internationalen Anarchie. 

^) Nicht ganz zutreffend ist Frieds Meinung, «Die Grundlagen des ursichlicfaen 
Pazifismus', 2. Aufl., Zürich 1916. S. 28, die Rüstungen seien vernünftig, solange das 
System unvernünftig sei, aus dem sie entstanden wären. Die Unvernunft des Systems 
wird durch das Wettrüsten noch erheblich gefördert und ihre Beseitigung in immer 
weitere Ferne gerückt. Vgl. auch die Verhandlungen der Weltfriedenskongresse von 
Monako, München, Stockholm und Genf. 

*) In meiner Denkschrift zu dem Wiener Weltfriedenskongresse 1914 habe ich 
bereits hervorgehoben: .Es ist also nicht zutreffend, lediglich zu sagen: die Ab- 
rüstung wird eine Folge der internationalen Organisation sein, sondern man mofi 
hinzufügen: auch die internationale Organisation ist nur nach Beseitigung des Wett- 
rüstens möglich.' 

*) Mit dem Problem eines Staatenbundes usw. werden wir uns an anderer Stdle 
befassen. 

*) Vgl. meine Denkschrift .Limitation des armements', S. 47 ff. 

*) A. a. O. S. 48 ff., 51 ff. 
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Die Bedeutung eines Weltvertrages aber die Beschränkung der 
Rüstungen würde keineswegs allein darin bestehen, daß eine bedeutsame 
Ursache des gegenseitigen Mißtrauens beseitigt wird. Abgesehen von 
diesem mehr negativen Erfolge würde eine Initiative in unserer Frage 
eine hohe positive Bedeutung haben. Qrey sagte am 29. März 1909 
im englischen Unterhause: .Eine Verringerung der Flottenausgaben 
Deutschlands und Englands würde die öffentliche Meinung überall als 
eine Garantie der guten Absichten der beiden Nationen ansehen^ und 
die V^rkung würde unberechenbar sein." ^) Das würde noch mehr von 
einem Mondialvertrage gelten müssen. Das Zustandekommen einer 
Rüstungsvereinbarung, die npch vor kurzem von vielen Regierungen 
wie von der Mehrheit der Völker Europas für unmöglich gehalten wurde» 
würde eine neue Ära des Zusammenlebens der Staaten eröffnen. Man 
würde» nachdem man in dieser wichtigen Frage zu einer Einigung ge- 
langt wäre» sowohl auf selten der Regierungen wie der Völker ein 
größeres Vertrauen zu dem guten Willen der anderen und zu der 
Möglichkeit einer gesicherten internationalen Rechtsordnung Jhssen» und 
würde in Kürze weitere Etappen auf dem Wege zur Organisation der 
Welt zurücklegen. Die Politik der Staaten würde sich von Grund aus 
wandeln. Man würde von der gegenseitigen Schädigung zu der gegen* 
seitigen Hilfe gelangen, wie Berta v. Suttner einmal so schön sagte. 
Die Aufklärung der öffentlichen Meinung, deren Bedeutung gar nicht 
hoch genug eingeschätzt werden kann, würde sich leichter ermöglichen 
lassen, wenn das Wettrüsten aus der Welt geschaffen wäre. Unsummen 
für kulturelle Aufgaben und damit auch für die Weltorganisation würden 
frei. Nach dem Zustandekommen eines solchen Rüstungsvertrages 
könnte man gegenüber den großen Plänen betreffend die Beseitigung 
der Staatenanarchie nicht mehr von Utopie und weltfremden Hirn- 
gespinsten sprechen. Es wäre die Probe auf das Exempel gemacht, 
und es gäbe nun kein Zurück mehr auf dem einmal begonnenen Wege. 
Wahriich, an dem Tage, an dem der Rüstungsvertrag zustande käme, 
würde ein Aufatmen der Völker durch die Welt gehen, und es wäre der 
Beweis erbracht, daß man endlich nach dem Satze: »si vis pacem, 
para pacem" handeln will. 

Sehr treffend hat in der Sitzung des Deutschen Reichstages vom 
30. März 19U der freisinnige Abgeordnete l^/^m^r erklärt, man müsse 
auf die Rüstungsfrage ein kluges Wort Zorns anwenden, .daß nämlich 
schon in dem Entgegenkommen gegen mächtig sich geltend machende 
internationale Strömungen eine wertvolle Bezeigung friedlicher und freund- 

^) v.Bethmann Hollweg bezeichnete am 7. April 1913 schon die Tatsache, daß 
Churddll den Vorschlag eines Flottenfeierjahres ausgesprochen hatte, als einen Fort* 
schritt. Treffend Broda, .Recueil*, III, S. 199 ff. 

W e li b e r g. Die Internationalt Beschrlnkung der Rflstttogeo 21 
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schaftlicher Gesinnung liegei die die internationale Lage verbessere und 
erleichtere*. Von anderer Seite ist wohl auch behauptet worden, gerade 
die Erörterung der Rflstungsfrage erhöhe die Spannung. ^) Das ist aber 
nur dann der Fall, wenn man von vorneherein einem solchen Vorschlage 
mit Mißtrauen entgegenkommt, ja förmlich nach Gründen sucht, um ihn 
ablehnen zu können. Wenn wirklich die Staatsmänner diese Frage in 
dem Bewußtsein der großen Verantwortung vor der Geschichte und den 
Völkern behandeln, wenn sie bereit sind, dem anderen Staate mit Ver- 
trauen entgegenzukommen, dann wird die internationale Luft schon bei 
den Verhandlungen Ober einen solchen Vertrag in außerordentlichem 
Maße gereinigt werden. 

Noch an ein zweites Wort Zorns möchte ich hier erinnern ujid 
es entsprechend anwenden. Zorn hat oftmals von den Formalisten 
gesprochen, die die große politische und moralische Bedeutung eines 
Problems verkennen und Aber formale Bedenken gegenflber Kleinigkeiten 
nicht hinwegkommen. So erscheinen mir auch jene, die infolge em- 
gewurzeltA Vorurteile nicht einsehen wollen, daß das Wettrüsten ein 
furchtbar gefahrliches Hindernis für die Rechtsorganisation der Staaten ist 

Vom Standpunkte der internationalen Organisation aus wird man 
sich mit einer Bekämpfung des Übermaßes von Rüstungen begnügen 
dürfen und dem Staate eine angemessene Rüstung zugestehen. Ist 
jedoch einmal ein Vertrag geschlossen, so wird es später möglich sein, 
das .angemessene" Maß immer weiter herabzusetzen, weil daraus erheb- 
liche Vorteile entstehen. Infolge der Abhängigkeit der Rüstungen von- 
einander würde in diesem Falle kein Staat schlechter gestellt sein als 
vorher. 

Es bleibt schließlich noch übrig, auf die Beziehungen zwischen der 
Rüstungsfrage und der internationalen Organisation einzugehen. 

Daß der Grad des Wettrüstens nicht lediglich von dem Fortschritt 
der internationalen Rechtsorganisation abhängt, ersieht man daraus, daß 
das Rüstungsfieber trotz des Fortschrittes der Haager Konferenzen und 
der bedeutsamen Entwicklung der Schiedsgerichtsbarkeit mehr und mehr 
zugenommen hat. Schon der englische Minister Sir Charles Dilke hat 
vor Jahrzehnten auf diese merkwürdige Tatsache hingewiesen. ') Neuer- 
dings haben es Campbell-Bannermann ') und Sir Edward Qrey *) als 

^) Nicht scharf genug Fried, .Die Grundlagen des revolutionären Pazifismus*, 
S. 24, wenn er sagt, ein Rflstungsvertrag würde den Willen der Staaten nach einer 
Besserung der Verhältnisse beweisen; er würde diesen Willen, was meines Erachtens 
hochbedeutsam ist, auch wesentlich stärken. Ausgezeichnet Askevold, 1908, S. 209. 

*) Vgl. Ridiards Äußerung hierüber auf der Mailänder Tagung der International 
law association, 1883, .Report', S. 52—54. 

») .Concord-, 1907, S. 83. 

*) Am 13. März 1911 im englischen Parlamente. 
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ein Paradoxon bezeichnet, ddfi die Vergrößerung der Rflstungen mit 
der Fortentwicklung der Schiedsgerichtsbarkeit Hand in Hand gehe.^) 

Der Widerspruch zwischen den in der neueren Entwicklung sicherlich 
besonders deutlich hervortretenden Verständigungsbestrebungen und dem 
Wettrüsten ist zunächst darin zu suchen, daß man sich bisher allzusehr 
darauf beschränkt hat, durch Aufs1;jellung internationaler Rechtsnormen, 
insbesondere durch Schiedsgerichtsverträge, die Völkerverständigung zu 
fördern. Während die Schiedsgerichtsfrage schon vor Jahrzehnten 
gründlich erörtert worden ist, hat man das Rüstungsproblem erst in den 
letzten Jahren ex fundo zu behandeln versucht. Früher hielten viele 
eine völlige Beseitigung der stehenden Heere für sofort möglich und 
begnügten sich mit der Aufstellung dieser aligemeinen Forderung.') 
Dagegen hat es die Friedensbewegung bisher weniger vermocht, das 
internationale Vertrauen durch Bekämpfung der Hetzpresse, des Chauvi- 
nismus usw. in der nötigen Weise zu kräftigen. Wohl ist dieses Ziel 
schon seit Jahren in ihrem Programme enthalten gewesen. Aber prak- 
tische Resultate sind in dieser Hinsicht noch kaum erreicht worden. Man 
wird also sagen können, daß der Fortschritt der internationalen Organisation 
das Übel mehr an den Symptomen als an der eigentlichen Wurzel 
faßte und nicht tief genug war, um auch eine Verminderung des Wett- 
rüstens herbeizuführen.*) 

Die Fortschritte, die der Pazifismus auf dem Gebiete des formellen 
Völkerrechts errang, ermutigte die Küstungstreiber zu noch energischerer 
Arbeit, indem sie das bereits vorhandene Mißtrauen der Völker ver- 
stärkten und auf weitere Rüstungen hinarbeiteten. Es ist doch gewiß, 
daß z. B. der Deutsche Wehrverein, wie aus seinem ersten Rund- 
schreiben deutlich hervorgeht, nicht zum wenigsten auch deswegen ge- 
gründet worden ist, um sich gegen die Friedensbewegung zu »wehren *" 
und den «betreffenden, auch mit amerikanischen Millionen gefütterten 
Organisationen ein Gegengewicht zu bieten". Die Anerkennung, deren 
sich die Bestrebungen nach Verständigung bei allen Einsichtigen zu 
erfreuen hatten, hat die Organisation der Gegner nur noch be- 
schleunigt und ihnen zunächst einen vorübergehenden Erfolg ermöglicht. 
Mit großem Nachdruck arbeiteten auch die chauvinistische Presse und 
das Rüstungskapital für eine Verstärkung der Rüstungen. 

Außerdem aber haben sicheriich noch viele andere Gründe das 
Wettrüsten gefördert. Viele Rüstungsvermehrungen sind gewiß in dem 

*) Vgl. auch ,d'Estournelies deConstani\ 1912, S. 22!!.; Jefferson in Amerika 
gegen die Rflstungen', S. 44, Stf//nfr, .Rüstung und Überrüstung*, S.22; ,G.Ii. Penis 
auf dem IL Weltfriedenslcongresse", Bericht,. S. 50. 

*) Vgl. hierzu auch meine Ausführungen in .Friedenswarte' 1912, S. 91, 92. 

3) Vgl. auch Amaud, .Bericht des 11. Weltfriedenslcongresses', S. 54. 
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aufrichtigen Bestreben nach noch grOfierer Friedenssicherung voi^e- 
nommen worden, und kein Kriegsminister glaubte genug für die Ver- 
teidigung des Landes tun zu können. ^) Denn der wahre Charakter 
und die Abhängigkeit der internationalen Rüstungen ist ja bis heute 
vielen Kreisen noch unbekannt geblieben.') Weiterhin tauchten gerade 

^) Daher werden von dieser Seite aus die Wehr« und Flottenvereine usw. in 
ihrem Treiben gelegentlich unterstützt. Dem Schriftsteller Adolf Stein, der 1912 eine 
Broschüre .Englands Weltherrschaft und die deutsche Luxusflotte* herausgab (die 
grobe Entstellungen und hetzende Behauptungen enthielt), wurde später Gelegenheit 
gegeben, den Betrieb auf dem deutschen Linienschiff .Kaiser Wilhelm IL" kennen- 
zulernen, erfreute sich also besonderer Protektion, anstatt als Schädling behandelt 
zu werden. Vgl. die Zuschrift eines Admirals a. D. an die .Friedenswaite' in dieser 
Angelegenheit, 1913, S. 428 ff. 

') In seiner wertvollen Schrift .Grundlagen des ursächlichen Pazifismus' hat 
der hochverdiente Vorkämpfer des Pazifismus Alfred //. Fried das Wettrüsten allzu- 
sehr lediglich als ein Symptom der internationalen Organisation aufgefaßt, ohne her- 
vorzuheben, daß die übertriebenen Rüstungen gleichzeitig das internationale Miß- 
trauen stärken, daß demnach Wettrüsten und internationale Desorganisation in Wechsel- 
wirkung zueinander stehen. Die Rüstungen sind keineswegs, wie Fried an jener 
Stelle meint, lediglich .das minderwertige Ersatzmittel für die fehlende Ordnung, 
für den Mangel an Sicherheit und Recht' (S. 22). Das wären sie nur, wenn sie ver- 
nünftig wären und nicht jene Übertriebene Höhe erreicht hätten, die über das Maß 
der Sicherung hinaus eine ungeheure Gefährdung des Weltfriedens darstellt. Sind 
denn die Rüstungen wirklich lediglich entsprechend der angeblich steigenden Des- 
organisation der Staaten gewachsen, oder haben es nicht einige wenige Hetzer in der 
Hand gehabt, durch eine besonders wirksame Propaganda gerade in den Jahren vor 
dem Weltkriege das Wettrüsten in einer bisher ungeahnten Weise zu schüren? 
Waren die Staaten vor hundert Jahren, als das Wettrüsten in solchem Maße noch gar 
nicht bestand, mehr organisiert als heute? Mit Recht weist Fried doch darauf hin« 
daß die Organisation von Tag zu Tag zunimmt. Er kann also nicht sagen : mit 
wachsender Organisation würden die Rüstungen abnehmen. (Siehe dazu de Meester, 
S. 18.) Sein Versuch, die Höhe, der Rüstungen zu dem Grade der internationalen 
Organisation in ein bestimmtes Verhältnis zu bringen, erscheint mir nicht gelungen. 
Im Gegenteil : Je größere Fortschritte der Gedanke der internationalen Verständigung 
machte, um so fieberhafter arbeitete der Chauvinismus, um die Rüstungen zu vergrößern, 
und zwar nicht lediglich zum Schutze des eigenen Staates, sondern auch zur Vor- 
bereitung eines, z. B. von alldeutschen Kreisen nicht ungern gesehenen Krieges. Fried 
übersieht die ungeheure Gefahr des Wettrüstens, ja er leugnet geradezu, daß die über- 
triebenen Rüstungen einen Krieg herbeiführen können, wenn er sagt: .Je gewaltiger 
der Kriegsappärat ist, um so weniger zahlreich werden die Fälle sein, die es lohnend 
machen, den gewaltigen Apparat in Bewegung zu setzen.' (S. 26.) So leicht entsteht 
an und für sich kein Krieg mehr. Andererseits wächst die Versuchung, das gewaltige 
Heer zu verwenden, je furchtbarer die Rüstungslast die Völker bedrückt. Das Kat 
der Weltkrieg gezeigt. Man spielt nicht ohne Gefahr mit einer gefährlichen Waffel 
Es ist ferner unrichtig, wenn Fried meint: .Der von uns grundsätzlich verurteilte 
Rüstungswahn trägt dazu bei, die anarchisch handelnden Staaten zur Ordnung zu 
erziehen, sie an die kriegslose Entscheidung ernster Streitfälle zu gewöhnen.* (S. 26.) 
Fried kommt sogar zu der Erklärung, der organisatorische Pazifismus werde niemals 
eine unmittelbare Änderung der Rüstungsschäden durch Verminderung der Rüstungen 
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in den letzten Jahrzehnten eine Fülle schwerwiegender, besonders kolo- 
nialer Fragen auf, die mit den Mitteln der alten Diplomatie nur schwer 
und nicht ohne große Erschütterungen gelöst werden Iconnten. Auch 
die Bündnispolitik der Staaten trflgt grofie Schuld an dem Rüstungs- 
wettbewerb, 

Wollen wir das Wettrüsten von Grund aus beseitigen, so dürfen 
wir uns nicht damit begnügen, lediglich einen Vertrag über die Be* 
schränkung der Rüstungen zustande zu bringen. Durch eine solche, 
allzu mechanische Auffassung der Dinge würden wir Gefahr laufen, tote 
Buchstaben ins Leben zu rufen. Es handelt sich gleichzeitig darum 
die öffentliche Meinung immer mehr über den wahren Wert militärischer 
Rüstungen aufzuklären und in die Völker den Geist der Verständigung 
und Versöhnung zu tragen. Weil das Wettrüsten eine Folge des Im* 
perialismus und des internationalen Mißtrauens^) ist, diese Faktoren 
aber künstlich auf die verschiedenste Weise gesteigert werden, müssen 
Schule, Presse, Parlament, Regierung usw. mehr als bisher den Friedens- 
gedanken pflegen. Es muß also mit dem Abschluß des Rüstungs- 
vertrages ein immer tieferes Eindringen des pazifistischen Gedankens 
in die Völker verbunden sein. Ganz besondere Aufmerksamkeit ist 
den Faktoren des öffentlichen Lebens zu widmen, durch die eine 
künstliche Steigerung des Mißtrauens und insbesondere des Wettrüstens 
hervorgerufen wird. Soweit die Treibereien der Rüstungsindustrie in 
Betracht kommen, wird noch in einem besonderen Kapitel davon zu 
sprechen sein. Den Kriegsministerien, denen die Wehr des Vaterlandes 
nie stark genug ist, müssen selbstbewußtere Parlamente entgegentreten, 
was ohne Stärkung des demokratischen Gedankens nicht möglich ist. 
Die Bekämpfung der Hetzpresse geschieht am besten durch die auf- 
klärende Gegenwirkung der vernünftigen Zeitungen. Für ganz grobe 
I^Ue werden auch Strafvorschriften erlassen werden können.') Der 
unterwühlenden Arbeit der Wehr- und Flottenvereine muß durch Auf- 
klärung auch von selten der Regierun gen entgegengearbeitet werden. 

verlangen, sondern auf die Beseitigung der Ursachen hinweisen. Er gibt lediglich 
zn, daB eine RUstungsverminderung den Willen der Staaten, sich zu organisieren, 
beweisen und insofern von dem Pazifismus begrflfit werden würde. In seiner Schrift 
.Europäische Wiederherstellung" (Zflrich 1915, S. 33, 105 und anderswo) hat FrUd 
das Problem dagegen richtig gesehen, indem er hervorhebt, das Wettrüsten werde 
nicht nur von der Anarchie erzeugt, sondern vertiefe diese seinerseits wieder, und 
die rasende Drehung der Rüstungsschraube habe zur Auslösung der Explosion im 
Jahre 1914 nicht unbeträchtlich beigetragen. 

^) De Meester, S. 12 ff. schildert trefflich die Ursachen des Wettrüstens. 

•J Vgl. Wehberg, .Die Presse und der Chauvinismus*, .Friedenswarte' 1914, 
S. 261 ff.; Chauvinismus in der Presse, Bericht der von dem .Nederlandsche Anti- 
ooriog Raad' ernannten Studienkommission bezüglich chauvinistischer Aufierungen 
in der Presse, Haag, 1917. 
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Die Bekämpfung der Rflstungstreiber wird auch nach dem Abschlafi 
des Rastungsvertrages von Wert sein. Denn auch dann können die 
Hetzer das Volk noch mit Mißtrauen gegen die Rflstungsverstandigung 
erfallen. Sie können unter vielleicht iflgenhaftem Hinweise auf angeb* 
liehe vertragswidrige Rflstungssteigerungen der Gegenpartei das eigene 
Volk zur einseitigen Lösung seiner Verpflichtung veranlassen. So ist es in 
der Tat unmöglich, das Rflstungsproblem ohne Zusammenhang mit den 
anderen Fragen der internationalen Verständigung zu betrachten. Denn 
wenn das Wettrüsten auch nicht ausschliefilich als eine Folge der 
internationalen Desorganisation angesehen werden kann, so wird es 
doch in hohem Maße durch sie hervorgerufen. 

Da nach den bisherigen Ausführungen die Rüstungsfrage ein Pro- 
blem der Völkerverständigung darstellt, so ist gewiß, daß sie nicht in 
erster Linie, wie das besonders 1899 im Haag geschah, von Militärs 
geprüft werden darf, die doch in Wahrheit nur für die technischen Details 
in Betracht komn^en dürfen. ^) Auch in die öffentliche Diskussion der 
Frage ist eine große Verwirrung dadurch hineingetragen worden, daß 
frühere Militärs das Hauptwort führten und naturgemäß die organisatorische 
und soziologische Bedeutung der Aufgabe ganz übersehen') wurde. 

Aus dem Charakter der Rüstungsfrage folgt ferner, daß sie in den 
Bereich der Haager Friedenskonferenzen hineingehörte.*) Es ist kein 
Grund ersichtlich, warum früher gelegentlich vorgeschlagen wurde, sie 
aus dem Programm derselben auszuschließen und einer Sonderkonferenz 
zu überweisen. Gerade wegen des Zusammenhanges der Rüstungshrage 
mit der Bekämpfung des Chauvinismus, der Hetzpresse usw. wäre eine 
gemeinsame Beratung dieser Aufgaben, z. B. auf der zweiten Haager 
Konferenz nützlich gewesen! 

Neuerdings ist befürwortet worden, ^) das Rüstungsproblem in der 
auf den Weltkrieg folgenden Friedenskonferenz zu lösen, da vielleicht 
niemals die Gelegenheit so günstig wiederkehren würde. Diesem Vorschlag 
ist sicherlich zuzustimmen. Zum mindesten wird man auf der Friedens- 
konferenz die Grund:Küge eines solchen Vertrages festsetzen müssen, 
um dann nötigenfalls auf einer Sonderkonferenz die speziellen Probleme 
zu lösen.*) 

^) Vgl. auch Fried in den ProtokoUen des Stockholmer Weltfriedenskongresses, 
8. 43 ff.; Meurer W, S. 613. 

*) Vgl. dartlber Frieds offenen Brief an alle Generale, Admirale usw. in .Prie- 
denswarte« 1912, S. 94ff. 

*) Vgl. meine Denkschrift .Limitation des armements', S. 59, 60. 

*) Z.B. von Wettstein, .Europas Einigungskrieg", 1914, S. 78; Nlppold. .Die 
Grundlagen eines dauerhaften Friedensvertrages", S. 32; .Bemer Zusammenkunft zur 
Besprechung der künftigen Völkerbeziehungen', Haag 1917, S. 30. 

*) Recueil de Rapports 11, S. 170. 



IL Allgemeine Bedenken gegen eine Rüstungs- 
beschränkung 

a) Ethische Bedenken 

Unter den Grflnden, die gegen eine Verminderung der Rüstungen 
angeführt werden, begegnet man vor allem dem Hinweise auf die er- 
zieherische Bedeutung der Wehrpflicht. Insbesondere weist man darauf 
hin, wie der. militärische Geist der Ordnung, Pünktlichkeit und Genauig- 
keit das ganze nationale Leben Deutschlands durchdringt.^) Es soll 
gar nicht geleugnet werden, daß der militärische Geist, ganz abgesehen 
von den gesundheitlichen Vorzügen, in dieser Hinsicht mancheriei 
Vorteile aufweist. Aber die Anhänger einer Rüstungsbeschränkung haben 
zunächst gar nichts dagegen, daß alle Wehrfähigen in das Heer ein- 
treten. Sie wollen nur das Übermaß von Rüstungen beseitigen. So- 
daqn ist es auch zweifelhaft, ob nicht diejenigen, die längere Zeit im 
Militärdienst gestanden haben, die eigene Initiative allzusehr einbüßen 
und nicht dadurch, daß sie immer nur auf den Wink anderer haben 
gehorchen lernen, in ihrer Entschlußfähigkeit erheblich geschwächt werden. 
Auch ist die jahrelange, einseitige körperiiche Beschäftigung unter 
beinahe völliger Vernachlässigung der geistigen Ausbildung nicht so 
wertvoll als eine gleichzeitige harmonische Pflege der körperlichen und 
geistigen Kräfte. Femer wird zwar das Ehrgefühl beim Soldaten ge- 
weckt, aber in sittlicher Beziehung steht es um so schlechter, und nicht 
unzutreffend redet Leo XIII. in seinem Apostolischen Sendschreiben 
vom 20. Juni 1894 von den Gefahren des Militäriebens, in dem die 
unerfahrene Jugend den Rat der Eltern entbehrt und ihrer Autorität 
entzogen ist*) 

Man darf also die erzieherischen Vorteile des Soldatenlebens nicht 
^ überschätzen und vor allem nicht übersehen, daß es andere Möglich- 
keiten gibt, insbesondere auf dem Wege der Schule und des Sports, 

^) So Zorn, .Zeitschrift für Politilc«, II, S. 330; .Das Deutsche Reich und die 
Interaatipnale Schiedsgerichtsbarkeit', S. 9; Meuret, H, S. 626 ff.; Frhr. v. Vindte im 
Reichstage des Norddeutschen Bundes von 1867; vgl. ferner Ostwald, .Frankreich 
als Friedensbringer'p S. 12, 37, 50; Schädling, .Der Staatenverband der Haager Kon- 
ferenzen", S. 320. 

^ Vgl. auch Annuarius Osseg, .Der europäische Militarismus', neue Ausgabe, 
Amberg 1880, S. 232H.; meine Ausfflhrungen in «Priedenswarte" 1911, S. 140ff. 
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ZU gleichen, ja noch viel besseren Resultaten, zu gelangen.^) Unter 
Berücksichtigung dieser Tatsache wird man unschwer zugestehen mQssen, 
daS mit dem erzieherischen Werte des Militarwesens das System der 
abermäBigen Rüstungen und ihrer friedengefährdenden Tendenz nicht 
verteidigt werden kann. Die Veredlung der Jugend, von der die Zu- 
kunft des Vaterlandes abhängt, kann wahrlich auf eine bessere Art 
geschehen als dadurch, daS man gleichzeitig die Kriegsgefahr vergröSert 
und dadurch die friedliche Entwicklung des Menschengeschlechts hemmt. 

Ebensowenig begründet ist demnach der Hinweis darauf, die 
Menschen würden, wenn man das Militärwesen beseitigen oder auch 
nur verringern würde, verweichlichen. Es gibt wahrlich andere Möglicfa- 
keiten, die KOrperkraft zu stählen. 

Ateurer ^ hat ferner behauptet, Kriege, die mit den aus dem Boden 
gestampften Heeren geführt werden müfiten, würden viel grausamer 
sein. Schon deshalb sei die Herabsetzung der Rüstungen nicht emp- 
fehlenswert Die Unrichtigkeit dieser Auffassung wird durch den Ve^ 
lauf des gegenwärtigen Krieges bewiesen. Die Hauptanklagen wegen 
Verletzungen des Völkerrechts wurden zu Anfang des Krieges erhoben, als 
der Landsturm usw. noch nicht ausgebildet war. Sie hingen wohl vor allem 
mit der größeren Erbitterung der Parteien bei Kriegsbeginn zusammen. 
Zudem braucht eine Rüstungsbeschränkung keineswegs in der Weise vor-, 
genommen zu werden, dafi die Zahl der Auszubildenden verringert wird. 

Das beste Mittel, die Kriege nicht über das Notwendige hinaus 
grausam zu gestalten, ist eine eingehende Instruktion der Heere über 
die Bestimmungen der Haager Abkommen und ein rücksichtsloses Vor- 
gehen gegen jede Übertretung. Mit Recht weist der preuSische Feld- 
webel Eichler in seiner Schrift . Kriegsgesetze für den Landkrieg**) 
darauf hin, dafi die gebräuchlichen InstruktionsbOcher in Deutschland 
hierüber bisher nichts enthalten. v 

b) Wirtschaftliche Bedenken 

Von jeher hat man behauptet, die Rüstungen seien produktiv und 
man werde durch ihre Beseitigung die Volkswirtschaft schädigen. Zum 
mindesten hat man zu beweisen versucht, daß die für Rüstungen ver- 
ausgabten Summen durchaus ökonomisch verwandt würden, da sie 
produktiv seien.*) Heute wird diese Produktivität von keinem wahr- 

^) Auch würde dieser Weg viel weniger kostspielig sein. 

•) II. S. 615, 632. 

») Berlin 1917, S. 3. 

*) Vgl. die Aufierungen des Ministers v, Friesen in der sflchsischen Kammer 
von 1869 und des ungarischen Ministerpräsidenten Grafen Khuen-Hiderväry im 
ungarischen Reichstage am 28. März 1911. 
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baft Einsichtigen mehr behauptet. V^r wissen, daß die in Rüstungen 
angelegten Summen keine neuen Werte hervorbringen» daß sie genau 
so angelegt sind, als wenn man Millionen Menschen damit beschäftigte, 
Gräben über das ganze Land hinzuziehen und dann wieder zuzuschütten. 
Der Unterschied besteht nur darin, daS die Rüstungen wenigstens noch 
eine relative Sicherheit gewähren. Dieser Gesichtspunkt kann aber dort 
nicht in Betracht kommen, wo die Rüstungen durch ihr DbermaS in 
Wahrheit zu einer Gefährdung des Weltfriedens, also gerade derjenigen 
Güter werden, die zu schützen sie angeblich berufen sind. *) Sogar Meurer^ 
will von der angeblichen Produktivität der Rüstungen nichts wissen. 

Nicht ernster genommen werden kann die Behauptung, es würden 
zahllose Offiziere und Mannschaften brotlos werden, wenn man die 
Rüstungen erheblich verminderte, oder es würde doch der Arbeitsmarkt 
so überschwemmt werden, daS eine Krisis unausbleiblich wäre. Sicherlich 
wäre es die Aufgabe des Staates, die betreffenden Personen entsprechend 
zu entschädigeni wie das schon Sdiliep) betont hat. Die hierbei aufzu* 
wendenden Summen könnten gegenüber den Ersparnissen, die in Zu- 
kunft gemacht werden würden, und den gewaltigen ökonomischen Vor- 
teilen, die eine größere Sicherung des Weltfriedens zur Folge hätte, 
gar nicht in Betracht kommen. ^) 

In Wahrheit sind die Rüstungen nur ein Hemmschuh der natio- 
nalen Volkswirtschaft und der Weibvirtschaft. Auch die großen Kultur* 
aufgaben« leiden unsagbar unter den sinnlosen Forderungen des Mili- 
tarismus.^ Diese Tatsachen sind so erwiesen , daß es zwecklos wäre, 
darüber noch viel Worte zu vertieren.*) Als charakteristisches Beispiel 

^) Vgh Kobatsdi, S. 16 ff.; Fried, .Handbuch*/!, S.66ff., sowie .Die Lasten 
des bewaffneten Friedens und der zukOnftige Krieg', Eßlingen 1902, S. 8; Gilinsky 
am 23. Juni 1899 auf der erster Haager Konferenz; Oothein am 23. Februar 1911 im 
Deutschen Reichstage; Bastiat, Garibaldi usw. 

•) II, S. 619. 

^ .Der Friede in Europa*, S. 466. 

«) Vgl. .Die Waffen nieder*, 1892, I, S. 12—14; IV, S. 23-25; 1895, S.330; 
.Friedenswarte* 1908, S. 69; Howard auf dem Londoner Weltfriedenskongresse von 
1890, Protokolle S. 168 ; Lorimer in seiner Antwort an Rolin-Jaequemyns Im Institut 
für internationales Recht, 1887; Dr. Dirr im bayerischen Landtage im Dezember 1913. 

*) Alle kulturellen Schäden der abertriebenen Rüstungen aufzuzählen, gehört - 
nicht in den Zusammenhang dieses Buches. Van Kamebeefc, auf der ersten Haager 
Konferenz am 26. Juni 1899, und d Estourneües de Constant, 1907, S.43ff., haben 
darauf aufmerksam gemacht, dafi durch die grofien Rüstungen leicht allgemeine Un- 
zufriedenheit entsteht und revolutionäre Bewegungen gefördert werden. 

*) VgL aber auch die Schrift von Dr. Ludwig Sevin: .Wird Deutschland durch 
seine Rüstungen wirtschaftlich geschädigt? Hemmen sie seine kulturelle Entwicklung? 
Ein Fehdehandschuh allen, die es behaupten.' .11. Flugschrift des Vaterländischen 
Schriftenverbandes*, Berlin 1910; und die Behauptungen Delbrada in den .Preufiischen 
iahrbflchem*, November 1917, S. 252 ff. 
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sei nur erwähnt, daB der Abgeordnete Erzbergir ^) das Wort eines vcr* 
antwortlichen Finanzmannes des Deutschen Reiches anfahrt, wonadi 
.die heutigen Rüstungen der Tod gesunder und geordneter Finanzen* 
seien.*) Und nach Erzbergers sicheilich sachkundiger Meinung ist in 
den letzten dreißig Jahren keine neue Steuer in Deutschland geschaffen 
öder keine vorhandene erhöht worden, welche nicht letzten Endes anf 
die Rüstungsausgaben zurückzuführen wSre. 

Was insbesondere die Seerüstungen anlangti so weist man darauf 
hin, daB der Handel des Schutzes einer starken Marine bedürfe und 
daB sich die Kriegsflagge häufiger in den Niederlassungen der aus- 
ländischen Häfen zeigen müsse. *) Darauf ist zu antworten , da6 kmne 
Kriegsmarine den Handel mit Sicherheit und vollkommen zu schützen 
vermag. In dem Weltkriege haben wir gesehen, daB Deutschland 
trotz seiner relativ groBen Kriegsmarine seinen Handel nicht zu schflken 
vermochte und dafi auch England zahllose Handelsschiffe verioren bat 
Der Schutz der Handelsmarine durch die Kriegsmarine ist also immer 
nur ein relativer. Einem angemessenen Schutz wird man sich nicht 
widersetzen, wohl aber einem System der Oberrüstungen, da gerade 
dieses den Ausbruch eines Krieges, der dem Handel die größten Wunden 
schlagen muß, in bedeutsamer Weise fördert.^) 

Stärker als irgendwelche kleinlichen Bedenken der soeben be- 
sprochenen Art dürften nach dem Kriege die ungeheueriichen finan- 
ziellen Lasten der Völker ins Gewicht fallen. 



c) Staatsrechtliche Bedenken 

Der viel mißbrauchte Souveränitätsbegriff muß auch in unserer 
Fk-age dazu herhalten, um einen Einwand gegen die vertragsmäßige 
Beschränkung der Rüstungen herzugeben. Man sagt, ein Rüstungsver- 
trag widerstreite dem Souveränitätsprinzip; ein Staat könne sich die 
Größe seines Heeres und seiner Flotte nicht vorschreiben lassen.') In 
Wahrheit ist nicht zu erkennen, weshalb die Souveränität einem solchen 
Vertrage entgegenstehen soll. Ist sie doch sehr wohl kraft des eigenen 
Willens beschränkbar. Souveränität im modernen Sinne heißt nichts 
anderes als Handlungsfähigkeit. Es sind auch bereits, wie wir gesehen 

^) »Die Rüstungsattsgaben des Deutschen Reiches*, S. 71. 

') Vgl. auch .Priedenswarte"» 1911» 8.89. 

*) Z. B. Freiherr v, Sdiwegel am 27. Oktober 1910 im Ausschüsse der öster- 
reichischen Delegation. 

*) Kobatsth, S.26ff.; Fried, .Handbuch-, I, S.70ff. 

>) Vgl. z. B. Meurer. II, S. 631 ; MOUer-Sagan, zitiert in .Priedenswarte' 1906, 
S. 194 ff. 
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haben, eine Reihe von ROstungsverträgen geschlossen worden, und 
bei den Verhandlungen, die zwischen England und Deutschland aber 
dieses Problem gepflogen worden sind, hat Deutschland aus diesem 
Gesichtspunkte heraus keine Einwendungen gemacht, sich vielmehr 
damit begnflgt, die praktische Möglichkeit einer solchen Beschrän- 
kung zu bestreiten oder jedenfalls als sehr schwierig hinzustellen. 
Daraus erkennt man schon, dafi es sich hier um eine Einwendung der 
guten »Formaljuristen' handelt, die ein Problem, dessen Lösung mit 
Racksicht auf den Weltfrieden dringend erstrebt werden muß, durch den 
Hinweis auf gewisse mißverstandene juristische Begriffe zu Fall bringen 
wollen.^) Zwar kann auch den «meisten anderen Einwendungen allge- 
meiner Natur gegenaber unserem Problem der Vorwurf einer gewissen 
Leichtfertigkeit nicht erspart bleiben; ganz gewiß aber verdient gerade 
die zuletzt erwähnte Behauptung diese Kritik. Wenn schließlich gesagt' 
wird, man könne sich die Rüstungen nicht vorschreiben lassen, so ist 
dieser Einwand ebenso unbegründet, wie die früher oft gehörte Be- 
hauptung, man könne sich tiicht auf eine Schiedsverpflichtung einlassen. 
In Wahrheit wäre auch hier die Vereinbarung nur das Ergebnis des 
freien Entschlusses. Indem femer unsere eigenen Rüstungen begrenzi 
werden, werden auch diejenigen des Gegners beschränkt. Uns wird 
also sozusagen nicht nur von anderer Seite etwas vorgeschrieben, 
sondern wir schreiben gleichzeitige auch selbst vor, und das dürfte sich 
gegenseitig aufheben. 

Ein anderes staatsrechtliches Bedenken wurde besonders voti 
deutscher Seite auf der ersten Haager Friedenskonferenz "geltend gemacht. 
Man wies darauf hin, daß die Etatsperiode in den einzelnen Ländern 
verschieden wäre; würde man also z. B. in einem internationalen Ver* 
trage die Rüstungen für fünf Jahre beschränken, so falle die internatio- 
nale Periode nicht mit der staatlichen zusammen.') Auch ständen in 
den einzelnen Militäretats verschiedene Arten von Ausgaben , z. B. in 
dem portugiesischen Marineetat solche für die Kolonien. Es könne 
sich also eine Regierung in diesen Fragen überhaupt nicht binden, ohne 
vorher mit dem Pariamente gesprochen zu haben.') 

Sicheriich aber dürfte es möglich sein, die staatlichen Etatsperioden 
mit der internationalen in Einklang zu bringen, wie van Karnebeek auf 
der ersten Haager Konferenz betonte und auch Meurer*) zugeben muß. 

^) Sehr treffend W.M. de Beaufort, .Recueil', m, S. lS4ff; Sdiadäng, .Der 
Sttttenverband der Haager Konferenzen*, S. 326. 

^) Groß V. S(hwarzho/f gtgtnübtf dem Antrage Qllinsky auf der erster Haager 
Konferenz am 26. Juni 1899. 

*) So die Vertreter Engtands, Prankreichs, der Vereinigten Staaten Von Amerika 
und Portugals bei der Beratung des Antrages Sdieine am 26. Juni 1899. 

*) II S. 628 ff. 
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Wenn hierbei Schwierigkeiten entstehen, so wiegen diese gering gegen- 
über dem hochbedeutsamen Vorteile» der aus dem Zustandekommen 
des Vertrages für den Weltfrieden erwüchse. Um diese Bedenken zu be- 
seitigen, könnte man sehr gut den Beginn des Abkommens nicht EOr 
sogleich, sondern für einen späteren Zeitpunkt verabreden.^) 

Was die Zustimmung des Parlaments zu dem internationalen Ver- 
trage betrifft, so ist zunächst interessant, dafi gerade die Vertreter 
Frankreichs, Portugals usw., die auf der ersten Haager Konferenz dieses 
Bedenken bei der Rüstungsfrage am meisten betont hatten, auf der 
zweiten Haager Konferenz ein entsprechendes Bedenken Deutschlands 
gegenüber der Frage der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit') mit Nach- 
druck zurückwiesen.') Dadurch desavouierten sie ihre frühere Stellung- 
nahme gegenüber dem Rüstungsproblem. Zorn hat mit vollem Rechte 
betont: »Wenn ein Staat internationale Rechtspflichten vertragsmäßig über- 
nimmt, so sind dadurch alle Organe des Staates in gleicher Weise ge- 
bunden, auch die Parlamente. Das ist die einfache logische Konsequenz 
aus dem Begriff des internationalen Rechts.* ^) Es ist die Aufgabe des 
einzelnen Staates, seine internationalen Pflichten zu erfüllen, ohne daS 
das Parlament widerspricht. Dafi letzteres geschieht, ist nicht nur bei 
der Rüstungsfrage möglich, sondern auch bei allen anderen Problemen 
des internationalen Vertragsrechts. 

Sehr treffend hat SdiiUking^ gesagt: Man solle doch nicht glaut)en, 
durch die Zwirnsfäden einer noch dazu völlig unzutreffenden juristischen 
Deduktion von einer Diskrepanz zwischen dem internationalen und dem 
nationalen Rechte ein politisches Ziel von soldier Bedeutung wie die 
Rüstungsfrage als unausführbar hinstellen zu können! 



^) Das hat auch Kamarowsky In seiner Antwort an Rolin-Jaequemyns 1887 
Im Institut für Internationales Recht vorgeschlagen. Nach dem Weltkriege kommt das 
freilich nicht In Betracht. 

*) In der Hervorbringung dieses, allerdings falschen Einwandes war die Haltung 
Deutschlands 1899 und 1907 durchaus konsequent. 

*) Vgl. die Rede des deutschen Botschafters Freiherr v. MarsdiaU, .Protokolle*. 
II, S. 53; anderseits besonders die Reden des Franzosen Renault, »Protokolle', II, 
S.69, 451; des Portugiesen Oliveira, .Protokolle', II, S. 64; des Griechen Streit, 
.Protokolle', II, S. 105, und des Serben Mitovanovitdi, .Protokolle', II, S. 493. 

*) .Das Deutsche Reich und die internationale Schiedsgerichtsbarkeit', S, 27; 
.Zeitschrift für Politik', 11, S. 363; Lammasdi, .Die Rechtskraft internationaler Schieds- 
sprüche', 1913, S. 125 ff.; Nippold, .Die zweite Haager Friedenskonferenz', 1, 1908, 
S.56; Max Huber, .Jahrbuch des öffentlichen Rechts', II, S. 533 ff; Sduüze-Berge, 
.Die obligatorische Schiedssprechung nach den Verhandlungen der zweiten Haager 
Friedenskonferenz' 1912, S. 104 ff,; von der Weien, .Die Frage der obligatorischen 
Schiedssprechung in den Verhandlungen der zweiten Haager Friedenskonferenz' 1912« 
S. 288 ff. Vgl. meine Ausführungen In .Friedenswarie' 1912, S. 93. 

*) .Der Staatenverband der Haager Konferenzen« 1912, S. 325. 
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d) Völkerrechtliche Bedenken 

Vom völkerrechtlichen Gesichtspunkte aus hat man gegen die 
Rastungsbeschränkung zunächst eingewandt, sie widerstreite dem Prinzip 
der Gleichheit der Staaten, da eine Vereinbarung über die Zahl der 
Truppen bzw. die Höhe des Budgets, eine Rangordnung voraussetzen 
wflrde.^) In Wahrheit hat unsere Frage mit jenem Prinzip der Gleich- 
berechtigung nichts zu tun. Das erkennen wir am besten, wenn wir 
uns einmal klarmachen, was die Folge einer solchen Anwendung des 
Gleichheitsprinzips sein würde. Dann müßten die Rüstungen aller 
Staaten auf die gleiche Stufe gebracht werden, was praktisch ein Un- 
sinn wäre. Vielmehr mufi hier, den tatsächlichen Verhältnissen ent- 
sprechend, ein verschiedener Grad der Beteiligung zugrunde gelegt 
werden. Es handelt sich lediglich darum, das militärische Verhältnis 
der Staaten, wie es vor der Vereinbarung bestand, festzustellen.') Da- 
durch wird der eine Staat nicht höher gewertet als der andere. Denn 
dieses Verhältnis bezieht sich ausdrücklich nur auf die militärischen 
Rüstungen und gewährt kein anderes Recht, wie dies bei einer allgemeinen 
.Rangordnung" der Fall sein müßte. Nach dem Ende des Weltkrieges 
wird man übrigens mehr und mehr davon abkommen, die Bedeutung 
der Staaten nach ihrer militärischen Kraft zu bemessen und schon des- 
wegen immer weniger daran denken, in jenem Falle von einer »Rang- 
ordnung" zu sprechen. Man wird denjenigen Staat am höchsten ein- 
schätzen, der am ehrlichsten und eifrigsten an der Friedensorganisation 
mitarbeitet. 

In der Sitzung des Deutschen Reichstages vom 30. März 1911 hat auch 
V. Bethmann Hollweg eine Rüstungsbeschränkung deswegen bekämpft, 
weil sie eine Rangordnung der Staaten voraussetze. *) Als sich v. Tirpitz 
damit einverstanden erklärte, daß das Verhältnis der deutschen zu der 
englischen Flotte sehr wohl 2:3 betragen könne, hat er offenbar kein 
Bedenken gegen eine solche .Rangordnung" gehabt. Auch hat es die 
deutsche Regierung auf der zweiten Haager Konferenz für zulässig er- 
achtet, bei der Verteilung der Richterstellen am internationalen Prisen- 
hofe eine •Klassifikation" der einzelnen Mächte^) eintreten zu lassen, 

») Vgl. auch Toinet, S. 149^ 

') Von diesem Gesichtspunkte ist es üuch unrichtig, zu sagen, es fehle der 
Maßstab fflr die gemeinsame Entwaffnung. Dieser Mafistab besteht bereits, wenn man 
das vorhandene Verhältnis zugrunde legt; vgl. Ostwald, »Frankreich als Friedens- 
bringer', S. 21, 46; Ridiet. .Die Vergangenheit des Krieges und die Zukunft des 
Friedens*, S. 312. 

*) Vgl. meine AusfOhrungen in , Friedenswarte' 1912, S. 93; Sdiücking, , Staaten- 
verband der Haager Konferenzen' 1912, S. 324; a. M. Toinet, S. 150 ff. 

*) Vgl. Pohl. .Deutsche Prisengerichtsbarkeit' 1911, S. 142. 
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obwohl doch gerade bei der Rechtsprechung die Beteiligung der Staaten 
an der Bildung des Tribunals keine verschiedene sein darf.') 

Man sagt femer, eine Rüstungsvereinbarung sei utopistisch, weil 
keine Kontrolle möglich sei und eine Aufsichtsinstanz fehle» die eine 
treue Befolgung des Vertrages garantiere.')* V^r mfissen hier, um uns 
Klarheit zu verschaffen, zwischen gutgläubigem Bestreiten der richtigen 
Auslegung des Vertrages^) und zwischen Böswilligkeit unterscheiden. 

Was bloße Meinungsverschiedenheiten über Sinn und Tragweite 
des Abkommens betrifft, so sind diese ganz gewiß möglich, und es 
muß durch Schaffung einer schiedsrichterlichen Instanz gegen solche 
Eventualitäten Vorsorge getroffen werden . Das ist auch bereits bei ver- 
schiedenen Präzedenzfällen, nämlich dem argentinisch-chilenischen und 
dem schwedisch-norwegischen Vertrage, geschehen. In dem bedeutsamen 
Vertragsprojekte von Quldde ist ein solches Tribunal ebenfalls vor- 
gesehen. Naturgemäß müßten die wichtigsten Zweifelsfragen mög- 
lichst schon im Vertrage geregelt und nicht der Entscheidung des Ge- 
richtshofes überiassen werden. 

Man sagt aber, ein solcher Kontrollhof entspräche nicht dem 
heutigen Stande des Völkerrechts.^) Dagegen ist zu sagen, daß keine 
Einstimmigkeit darüber besteht, welches der heutige Stand des Völker- 
rechts ist; denn keine Materie ist so im Flusse begriffen wie diese. 
Deshalb besagt dieser Einwand gar nichts. V^r müssen vielmehr prüfen, 
ob ein positiver Grund angegeben werden kann, wonach eine solche 
Instanz mit dem heutigen Völkerrechte unvereinbar wäre. Die Ant- 
wort hierauf kann nur in verneinendem Sinne ausfallen. Man könnte 
vielleicht einwenden, die militärische Rüstung könne nicht der obliga- 
torischen Schiedssprechung unterworfen werden, da man einen Welt- 
schiedsvertrag nicht einmal über unwichtige Punkte habe abschließen 
können, und es sich hier um Lebensinteressen handle. ^) Demgegenüber 
ist vor allem darauf hinzuweisen, daß man auf der zweiten Haager 
Friedenskonferenz eine große Anzahl von Prisenstreitigkeiten der Ent- 
scheidung eines ständigen Gerichtshofes übergeben wollte. Ich behaupte 
femer, daß die Lebensinteressen eines Staates nicht verletzt werden, 

^) Vgl. mein Buch Ober »Das Problem eines internationalen Staatengerichts- 
hofes- 1912, S. 75 ff. 

*) Vgl. besondtTs v.Bethmann Hollweg am 30. Mfirz 1911 im Deutschen Reichs- 
tage; Schlief, .Der Friede in Europa', $. 457; Meurer, II, S. 632 ff. 

*) Vgl. die Ausftthrungen v, Sdiwarzhof/s am 31. Mai 1899 auf der ersten Haager 
j Konferenz bei der Beratung der Qewehrfrage. 

«) Vgl. Meurer, II, S. 632 ff. 

*) Der Völkerbund wird es den Staaten nicht mehr gestatten, in allen Fallen 
über sogenannte „Lebensinteressen", souverän zu entscheiden, so daß schon deshalb 
dieser Einwand nicht durchschlagend ist. 
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wenn die Innehaltung eines Rüstungsvertrages beaufsichtigt wird, vor* 
ausgesetzt, da6 alle Staaten gleich kontrolliert werden und die relative 
Sicherheit der einzelnen Mächte dieselbe bleibt. Man darf sich die 
Kontrolle auch nicht so vorstellen, dafi nun dem Staate in jede mili* 
tarische Anordnung hineingeredet werden könnte. Das Maß der Ver- 
pflichtung müßte genau im Vertrage festgelegt werden, und wenn man 
z. B. lediglich die Budgets normierte, so wären die Heeresverwaltungen 
in ungefähr allen Detailfragen nach wie vor frei. Alle Staaten haben 
schließlich ein gleiches Interesse daran, daß der Vertrag die militärische 
Verwaltung der einzelnen Länder möglichst wenig beschränkt. Takt- 
volle Richter werden dafür sorgen, daß die Staaten mit den Entschei- 
dungen des Tribunals genau so zufrieden sein werden, wie das mit 
den Urteilen des Haager Schiedshofes bisher regelmäßig der Fall war. 

Was aber die bewußte Nichtbefolgung einer Bestimmung betrifft, 
so bandelt es sich hier keineswegs um einen Einwand, der sich gerade 
gegen eine Rflslungsvereinbarung wendet, sondern um eine Möglichkeit, 
die bei jedem völkerrechtlichen Vertrage vorliegt. Wäre dies Bedenken 
durchschlagend, dann müßte man nicht nur im Privatrechte, sondern 
auch im Völkerrechte auf jede rechtliche Bindung verzichten. In Wahr- 
heit aber sind Vertragsbrüche auch im Völkerrechte keineswegs die 
Regel, nicht einmal im Kriegsrecht. Das Gewissen der Völker sowie die 
Rücksicht auf die Nachteile, die jeder Rechtsbruch unvermeidlich mit 
sich bringt, zwingt die Staaten zu vertragsmäßigem Verhalten.^) Nicht 
unrichtig wiesen auf der ersten Haager Friedenskonferenz den Beer 
Poortugael, GUinsky und Raffaiovitdi auf die nationale Ehre als eine 
wertvolle Aufsichtsinstanz hin. Wenn von gegnerischer Seite gesagt 
wird, die Rüstungsverträge forderten ihrem Inhalte nach ganz besonders 
zum Bruche heraus, so wird das gewaltige Interesse unterschätzt, das 
alle Staaten an der Innehaltung eines solchen Vertrages haben. Nur 
papieme Vereinbarungen, die mit den tatsächlichen Notwendigkeiten 
nicht im Einklang stehen, sind von vornherein dem Untergange geweiht. ^) 

Nun wird aber hervorgehoben, es sei möglich, daß ein Staat 
jahrelang über die Rüstungsvereinbarung hinaus seine Wehrmacht stärke, 
ohne daß die anderen Mächte das merkten. Darin, daß dies geschehen 
könne, läge ein besonderer Anreiz zur Umgehung der Bestimmungen 
und eine besondere Gefahr für die anderen Mächte. Nun ist nach 
der herrschenden Meinung der beste Weg einer Rüstungsbeschränkung 
die vertragsmäßige Herabsetzung der Budgets. Gerade bei diesem 

^) So auch d'Estoumelles de Constant 1907, S. 50. 

^ Vgl. auch die Bemerkungen Ardaghs bei der Beratung der Gewehrfrage, und 
der englischen, französischen, deutschen und japanischen Vertreter bei der Kanonen- 
frage auf der ersten Haager Konferenz ; Toinet, S. 156. 
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Vorschlage ist es völlig ausgeschlossen, die Bestimmungen zu uita* 
gehen, weil das Budget in allen Kulturstaaten öffentlich ist und der 
Kontrolle der Parlamente unterliegt. ^) Es wird gut sein, die parlamen- 
tarische Aufsicht nach Abschluß des Rastungsvertrages noch zu ver- 
schärfen, falls sie nicht allen Anforderungen in dieser Hinsicht genügen 
sollte. Eine Erweiterung der parlamentarischen Rechte wird sich ja über- 
haupt schon aus anderen, die Friedensorganisation der Staaten betreffen- 
den Gründen') nach dem Kriege nicht umgehen lassen.*) 

Auch falls ein anderes Projekt als die Festsetzung der Budgets 
verwirklicht würde, ist die Gefahr, daß ein Staat ohne V^ssen der 
anderen seine Rüstungen hinaufschraubt, sehr gering. Das Nachrichten- 
wesen ist heute zu ausgebildet. Treffend hat einmal Fried*) darauf hin- 
gewiesen, wie entwickelt das Spionagesystem der Großmächte sei und 
wie man heute über alle, selbst die kleinsten Vorgänge im feindlichen 
Lande schnell unterrichtet werde. . Nun möchten wir allerdings gerne das 
Spionagesystem in Zukunft mehr und mehr eingeschränkt, ja be- 
seitigt wissen. Aber selbst wenn das geschähe, werden solche Vertrags- 
umgehungen, wie das Krümpersystem Preußens nach dem Tilsiter Zu- 
sammenbruche, nicht zu verheimlichen sein. Es ist unbegründet, wenn 
gerade aus Jenem Vorgange der preußischen Geschichte ein scharfer 
Einwand gegen die Rüstungsbeschränkung hergeleitet wird.^) Daß 
Preußen damals jene Reform vornehmen konnte, war wohl in der 
Hauptsache nicht der Heimlichkeit seines Beginnens zuzuschreiben, 
sondern der höchst mechanischen Auffassung Napoleons, der bei der 
Festsetzung der Verpflichtung nichts weiter als die Zahl der im Dienste 
befindlichen Truppen vorgeschrieben und alle;anderen Faktoren unbe- 
rücksichtigt gelassen hatte. Deshalb kam er gar nicht auf den Gedanken, 
nachzuprüfen, ob Preußen auch den Sinn des Vertrages hielt Das würde 
heute anders sein, da eine solche oder ähnliche Möglichkeit nach den 
gemachten Erfahrungen besonders im Auge behalten werden würde. Zu- 
dem war aber jene Vereinbarung Preußen aufgezwungen worden. Es 

^) Das haben besonders betont: QoMW/t, zitiert in .Friedens warte* 1910, S. 109 
und Frank am 31. März 1911 im Deutschen Reichstage; vgl. auch Umfrid, .RQstungs- 
stillstand* 1911, S. 8; a. M. RidieU .Die Vergangenheit des Krieges und die Zukunft 
des Friedens' 1909, S. 312. Modi bei Ostwald, .Frankreich als Friedensbringer« 
1911, S.22. 

') Siehe u. a. den sciiönen Aufsatz von Curtius, Die Demokratisierung der aus- 
wärtigen Politik, .Blätter fflr zwischenstaatliche Organisation', Oktober 1915, S.283 ff. 

*) Nicht durchschlagend sind daher die JEinwendungen von Toinei, S. 1S8 ff. 

*) .Friedenswarte' 1911, S.99. 

*) So z. B. V. Bethmann Hollweg am 30. März 1911 im Deutschen Reichstage; 
Meurer, II, S. 632; Guyoi, .Les causes et les cons^quences de la guerre', Paris 1915, 
S. 356; Strupp im .Fränkischen Kurier', 20. Februar 1915, Morgenausgabe, S. 3. 
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konnte von ihm, das in die tiefe Knechtschaft des Korsen gesunken 
war, eine Befolgung des Vertrages nicht vorausgesetzt werden. Wie 
anders läge heute der Fall, wenn die Staaten nicht unter dem Drucke 
eines Mächtigeren, sondern infolge der tiefen Erkenntnis von dem all- 
gemeinen Nutzen eines solchen Vertrages ihre Rüstungen gegenseitig 
herabsetzten ! ^) Nicht gering zu achten ist schließlich die Tatsache, daß 
die Staatenpolitik, insbesondere nach den Erfahrungen des Weltkrieges, 
in Zukunft immer »edler werden dttrfte. Aber auch andere Möglichkeiten 
der Umgehung der Verträge dürfen in ihrer Bedeutung nicht überschätzt 
werden. Sirupp ') nimmt auch auf die in neuerer Zeit erfolgten Beschlag- 
nahmen der im Bau befindlichen türkischen und sonstigen Großkampf- 
schiffe durch England Bezug und glaubt dadurch nachweisen zu können, 
wie leicht praktisch ein Staat den Vertrag umgehen könne. Aber diese 
und ähnliche Einwendungen^) lehren lediglich, daß bei einem solchen 
Vertrage eine Fülle von Möglichkeiten ins Auge zu fassen sind. Ein 
Vertrag über die Beschränkung der Seerüstungen müßte ganz gewiß über 
die in den einzelnen Ländern im Bau befindlichen Schiffe eine besondere 
Bestimmung treffen. Eine solche mag eventuell für die Schiffsbauindustrie 
nicht sehr angenehm sein. Aber was können d^ren Interessen wiegen, 
wo es sich um die bedeutsamsten Probleme des Weltfriedens handelt I 

Für den Fall einer absichtlichen Verletzung des Vertrages wird nötigen- 
falls eine Exekution der anderen, am Vertrage beteiligten Staaten zunächst 
durch wirtschaftliche, ev. durch militärische Zwangsmittel einzusetzen haben. 

Die Frage der Kontrolle birgt somit keineriei bedeutsame Schwierig- 
keiten in sich. Trotzdem muß gerade dieser Gesichtspunkt besonders 
herhalten, um die angebliche Undurchführbarkeit der Rüstungsverein- 
barung zu beweisen. In dem gegenwärtigen Augenblicke, wo die 
zwingendste Notwendigkeit eine internationale Beschränkung der Rü- 
stungen erfordert, wird man jenen Einwand nicht mehr ernst nehmen. 

e) Technische Bedenken ^^ 

In technischer Hinsicht wird gegen eine Rüstungsvereinbarung 
besonders geltend gemacht, es sei unmöglich, eine praktische Formel 
zu finden.^) Solche Aussprüche waren verständlich in einer Zeit, als 

^) Schon weil die Wehrpflichtigen heute über die ganze Welt verbreitet sind, 
lassen sich geheime Maßregeln im Militärwesen schwerer durchführen. 

■) A. a. O. 

•) Vgl. auch Toinet, S. 160 ff. 

*) Es sei besonders betont, daß hier nur von den technischen Bedenken allgemeinerer 
Natur die Rede ist, nicht von solchen, die sich auf spezielle Vorschläge beziehen. 

*) So schon Bismarck, zitiert bei Stengel, .Weltstaat und Friedensproblem*, 
1909, S. 57. 

Wchberg, Die inteniaUonale Betchrlnkung der Rfistnogefl 22 
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von pazifistischer Seite noch keinerlei Vertragsentwürfe aosgearbeite 
waren. Heute aber, wo eine Fülle von Einzelvorschlägen gemach 
worden sind, wird man diese Behauptung so lange zurückweisen müssen» 
als nicht gegenüber jedem einzelnen Projekte die Unausführbarkeit dar- 
getan worden ist. Ein solcher Versuch ist von gegnerischer Seite noch 
nicht unternommen worden. Es fehlt an einer Darstellung, die die 
Pläne der Reihe nach widerlegt. Insbesondere ist der treffliche Vor- 
schlag Quiddes noch nie zum Gegenstande einer wirklich der Sache 
auf den Grund gehenden Kritik gemacht worden.^) Die Gegner einer 
Rüstungsbeschränkung greifen regelmäßig auf gut Glück das eine oder 
andere Projekt heraus» bringen dagegen ihre Einwände vor und ziehen 
nunmehr aus der angeblichen Widerlegung einer einzelnen Idee den 
Schluß, daß jegliche Vereinbarung in das Reich der Utopie gehöre. 
Im einzelnen sind alle wichtigen Einwände der Gegner in diesem Buche 
geprüft und widerlegt worden. 

Ebensowenig stichhaltig ist der Hinweis darauf, die Frage sei 
unlösbar, weil sie für jeden Staat ihre ganz besondere Bedeutung habe, 
j6 nach seiner geographischen Lage, seinen besonderen Bedürfnissen 
und seiner »speziellen militärischen Aufgabe'.') Diese Sonderstellung 
der einzelnen Staaten tritt ja bereits in dem gegenwärtigen Stande der 
Rüstungen hervor,') und es handelt sich nur darum, eine verhältnismäßige, 
gleichmäßige Verringerung der Rüstungslasten herbeizuführen, ohne die 
Berücksichtigung jener Faktoren auszuschalten. Das kann nur auf dem 
Wege einer internationalen Vereinbarung geschehen. Gerade auf diese 
Weise wird eine Rüstung erreicht, die den wahren Bedürfnissen der einzelnen 
Länder entspricht, während heutzutage durch das planlose Wettrüsten 
überall ein Stand erreicht ist, der als anormal bezeichnet werden muß. 

Hält man sich vor Augen, daß bereits in dem gegenwärtigen 
Stande der Rüstungen die besondere Lage der einzelnen Länder zum 
Ausdruck gelangt und die Aufgabe lediglich darin besteht, unter wesent- 
licher Anerkennung des bisherigen Verhältnisses die absolute Höhe der 

^) Ich kann Zorn, .Zur Erinnerung an die erste Haager Friedenskonferenz*, 
S. 13 In Schädlings .Werk vom Haag*, zweite Serie» erster Band, erster Teil, nicht 
zustimmen, wenn er sagt, Quidde gelange gerade bis zur Fragestellung. Zu dieser 
Ansicht könnte allerdings die Bescheidenheit verleiten, mit der Quidde damals seinen 
Entwurf als ersten Versuch bezeichnet hat. Quidde hat nicht nur die Fragen an- 
geschnitten, sondern sie auch zu lösen versucht. Sicher wird man zugeben müssen, 
dafi ein endgültiger Vertrag an jenem Entwürfe noch mancherlei Änderungen vor- 
nehmen wird. Niemand aber hat bisher darzutun vermocht, dafi der Entwurf seinen 
Kernpunkten nach unausführbar sei. 

«) Meurer, II, S. 622. 

*) Wenigstens In grofien Zügen. Im einzelnen Ist bemerkenswert, worauf schon 
Reuter aufmerksam gemacht hat, dafi bei den Heeresvermehningen der Staaten diese 
Imponderabilien kaum In Rechnung gestellt werden. 
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Lasten herabzusetzen, dann ist auch bereits jene Auffassung widerlegt, 
wonach eine Rüstungsbeschränkung niemals gleichmäfiig nach allen 
Seiten hin wirken könne. ^) Zudem ist zu bedenken, dafi kleinere 
Ungleichmäßigkeiten in Anbetracht des ungeheuren Vorteils, der allen 
Staaten aus einer Beschränkung der Ausgaben erwachsen würde, nicht 
in Betracht kommen können. Man wird es für genügend ansehen müssen, 
wenn in der Hauptsache die Vereinbarung auf alle gleichmäßig wirkt.') 
Nun wird aber gesagt, das letztere sei nicht möglich, weil die 
militärische Macht der Staaten in Zukunft vielleicht ein ganz anderes 
Verhältnis annehme und durch eine Rüstungsbeschränkung solche Regie- 
rungen, die in Zukunft vielleicht einen großen Vorsprung erlangen 
würden, auf Kosten der anderen in ihrer Entwicklung gewaltsam gehemmt 
würden.*) Dieses Argument ist bereits an anderer Stelle gewürdigt 
und dabei betont worden, daß der Vorteil, der einzelnen Staaten z. B. 
aus einem schnelleren Wachstum der Bevölkerung zukommen würde, 
in einem eventuellen Kriege sehr wohl zur Geltung käme. Femer 
gewähren alle Rüstungen nur eine „relative'' Sicherheit. Man wird den 
Vorteil einer größeren Sicherung des Weltfriedens viel höher bewerten 
müssen als den Nutzen, der aus einer schon im Frieden vor sich 
gehenden rücksichtslosen Ausnutzung aller militärischen Kräfte des Staates 
entsteht.^) Schließlich wäre aber zu prüfen, ob es nicht möglich wäre, 

») Meurer, II, S. 615. 

') Vgl. über dieselbe Frage auch die Abschnitte Aber die Unsicherheit des 
Schutzes der RQstungen, die Abhängigkeit der Rüstungen voneinander und über die 
Vorschlüge zur Beschrflnicung der Rüstungen zu Lande. 

*) Es wird daher von gegnerischer Seite ein Anerbieten zur Rüstungsbe- 
schränkung sehr oft als eine Falle hingestellt, um die Machtmittel des stärker 
Wachsenden zu unterbinden. Mit Recht erhebt demgegenüber d'EstourneUes de 
Constant, 1907, S. 30, 31, die Frage: .Wie Icommt es denn, dafi auch die Chauvi- 
nisten des anderen Landes Gegner solcher Verträge sind?* Vgl. ferner Toinet, S. 124. 
Gerade in bezug auf das deutsch-englische Verhältnis hat man deutscherseits sehr 
oft gesagt, England wolle das Wachstum Deutschlands unterbinden. Aber England 
hat später den Zweimächtestandard aufgegeben und sich zu dem Verhältnisse von 
16:10 bekannt, ^as BVLoh v, Tirpitz seinerseits für durchaus annehmbar erklärte. VgL 
auch Butlers Aufierung in Amerika gegen die Rüstungen, S. 32, femer »Belgische 
Aktenstücke 1905-1914% Berlin 1915, S. 68. 

*) Wer freilich den Standpunkt vertritt, daß ein Krieg etwas Segensreiches ist 
und der Kulturmenschheit erhalten werden mufi, wird solche Beweisführung nicht 
anerkennen. Nur derjenige wird in vollem Mafie meine Ausführungen würdigen, 
der davon überzeugt ist, daß die Menschheit mit allen Kräften ihre friedliche Organi- 
sation erstreben mufi. Die Rüstungsbeschränkung wird oft lediglich deshalb als 
Utopie bezeichnet, weil sie in das System derjenigen, die den Krieg als ein .Element 
der göttlichen Weltordnung* auffassen, nicht hineinpafit. Ob die Mehrzahl der mit 
Verstand und Herz Begabten auch noch nach diesem Kriege die Propheten einer 
Blut- und Eisenpolitik anhören werden, darf man mit Ruhe abwarten. 
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in einem Vertrage die zukünftige Steigerung des nationalen Vermögens 
und der Bevölkerungsziffer in irgendeiner Weise mit in Rechnung zu 
stellen. Das ist sicherlich möglich. Es fragt sich aber, ob jene Unter- 
schiede, namentlich wenn ein Vertrag zunächst nur für einige Jahre 
geschlossen wird, um dann erneuert zu werden, praktisch bedeutsam 
genug sind. Wird doch auch bei dem bisherigen Wettrüsten vor allem 
mit Rücksicht auf die Vermehrungen des anderen weiter gerüstet, nicht 
aber gemäß eventueller Veränderungen der eigenen nationalen Kraft 

Die Wehrkraft eines Volkes besteht schließlich nicht nur in den 
Kriegsmitteln und der Zahl der Soldaten, sondern vor allem auch in 
seinem Geiste. Ein Rüstungsvertrag würde diese Imponderabilien nie- 
mals aus der Welt schaffen. Es würde also das Volk, das in der 
Zukunft mehr als das andere an Tüchtigkeit zunimmt, trotz des »gleich- 
machenden* Vertrages, das in einem eventuellen Kriege stärkere sein. 
Dieser Gesichtspunkt ist wohl auch gegen jede vertragsmäßige Be- 
schränkung angeführt^) und betont worden, es gehe daraus hervor, 
daß man niemals alle Faktoren der Landesverteidigung der verschie- 
denen Staaten in ein Verhältnis bringen könne.') Aber das ist auch 
gar nicht beabsichtigt. Im Interesse der internationalen Friedensordnung 
und der finanziellen Erleichterung der Staaten genügt es, wenn sich 
nur in der Zahl der Soldaten und der Höhe der Ausgaben eine allseitige 
Herabsetzung ermöglichen läßt. Ist doch in Wahrheit niemals der Ver- 
such gemacht worden, die Rüstungen wirklich genau jenen Impon- 
derabilien anzupassen. Man hat vielmehr darauf losgerüstet, ohne 
die wirkliche Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen. In viel höherem 
Maße wird die Rüstung den Verhältnissen des einzelnen Staates gerecht 
werden, wenn jenes Obermaß beseitigt wird, das lediglich auf dem 
internationalen Wettbewerb, dem Rüstungstieber, beruht 

Wenn nach der Beendigung des Weltkrieges neben einer Rflstungs- 
vereinbarung gleichzeitig der Staatenverband ausgebaut und eine tnter- 
nationale Polizeimacht geschaffen werden wud, die die Lebensinteressen 
der Staaten schützt, dann dürfte jener Einwand überhaupt nicht mehr 
erhoben werden. 

*) SdiUef. .Der Friede in Europa', S. 456; Toinet, S. 145 ff. 

*) Vgl. auch die Rede v. Sdmarzhoffs auf der ersten Haager Konferenz. 



ill. Die Bekämpfung des Einflusses der Rüstungs- 
industrie *) 

a) Die Macht der Rüstungsindustrie 

Wir haben bereits Gelegenheit gehabt» darauf hinzuweisen, dafi 
das Wettrüsten der Staaten durch die Praktiken der Rastungsfabrikanten 
erheblich gesteigert wird. Die Kriegsindustrie verfügt in fast allen 
Landern über eine sehr bedeutsame Macht sowohl in finanzieller wie 
persönlicher Beziehung. Sie steht in engster Verbindung mit allen Ein- 
flüssen, die zusammen die öffentliche Meinung bilden. Einige Beispiele 
werden das erläutern. 



^) Literatur: Eduard Bernstein, .Das Konto K.'» Ein Beitrag zum Fall des 
Generals Keim, .Berliner Tageblaü', 2. November 1918» Morgenausgabe; A. Fenner 
Brodtway, .The Devil's Business*» London IQ!.*); DWatsi, .Le Patriotisme des plagues 
bUndtes'» La Paix par le Droit, 1913, S. 320 ff.; vanEmbden, .De oorlog en het 
kapitalisme-, Amsterdam 1914, S. 93 ff.; Erzherger, .Die Rüstungsausgaben des 
Deutschen Reiches', Stuttgart 1914, S.36ff.; Grant, Qreenwood, Hughes, Kerr and 
Urquhart, .An introduction to the study of international relations', Londotr 1916, 
S.88, 96, 109; Hirst, .The six panics', London 1913; de Meester, .La limitation 
international des armements*, Haag 1917, S. 38ff.; H.Robertson Murray, Krupp's 
and the International Armaments Ring, the scandal of modern civilisation', London 1915 ; 
Walter Newbold,, The war trust exposed*, Manchester 1915; Penis, .The war traders*, 
1914 (zitiert: Perris); Penis, .Die Inteniationalitfit des Waffenhandels-, .Friedens- 
warte- 1913, S. 340 ff. ; Perris, .Industries de la guerre-, Bulletin officiel du XX.Congr^ 
universel de la Paix, Haag 1913, S. 44--51 ; Persius, .Patriotismus und Dividenden- 
hunger-, .Friedenswarte- 1913, S. 446 ff.; Sadekum, .Kriegsindustrie-, .Friedens- 
warte- 1913, S. 163 ff.; .Ein dauernder Friede-, Offizieller Kommentar des Mindest- 
programms, Haag 1915. S.39ff.; .The End of the Armament Rings-, Boston, World 
Peace Foundation 1914; .International industry of war-, Union of Democratic Control, 
1914; .Est'il souhaitabie que la fabrication des armes et autres matdriels de guerre 
soit confi^e ä l'^tat et cette situaUon favoriserait-elle effectivement la limitation des 
armements?- Recoeil de Rapports sur les diffdrents pointsdu Programme-minimum, La 
Haye 1916, IL, S. 315-355 (zitiert: RecueU, II); .Syndicates for war; oorlog en 
oorlogsindustrie-, Vrede door Recht, 1916, S. 314 ff.; .The inftuence of the malters of 
war material and of capital invested in war supplies-, Boston, World Peace Foundation 
1911; Rostungskartelle, .Friedenswarte- 1911,8. 327 ff.; ferner .Friedenswarte- 1913, 

5. 265 ff., 348, 426, 428, 431, 446; 1914, S. 71, 108, 109, 134, 146, 189; .Economist-, 

6. September 1913; 28. Februar 1914; H.März 1914; 11. April 1914; 16. Mai 1914, 
27. Juni 1914. 
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Die in einigen der größten englischen» französischen und deutschen 
Rflstungsfirmen investierten Kapitalien erreichen folgende Höhe: 

Aktienkapital von Armstrong, Withworth et Co (England) . . etwa 210 Mlll. Mark 

. Vidters Ltd. (England) . 190 . 

derzehnnflchstgrofien englischen Finnen zusammen , 480 , 

der drei größten französischen Werke Creuzot, . 

der Ad^ries de la Marine Hom6court .... . 320 . 

und von Chdtillon-Commentry 

der Firma Krupp (Deutschland) 180 . 

Die von solchen Werken zur Verteilung gelangenden Dividenden 
gehen in Friedenszeiten selten unter 10%. /Cru/'/'5 Aktionäre erhielten 
in den drei Jahren vor dem Weltkriege 10, 12 bzw. 14%. Jede starke 
Rfistungsvermehrung hat naturgemäß ein Hinaufgehen der Dividende 
zur Folge, und ein Krieg bedeutet Hochkonjunktur.^) Die Größe der 
Dividende, so sagte der Abgeordnete Karl Liebknecht am 18. April 1913 
im Deutschen Reichstage, ist dem Grade des Hasses zwischen den Völkern 
schlechthin proportional. 

Da die Rüstungsindustrie so gut wie ausschließlich auf Staatsauffa-äge 
angewiesen ist, so muß ihr daran liegen, einflußreiche Persönlichkeiten 
in ihre Betriebe zu ziehen, die mit den in Betracht kommenden Mini- 
sterien Fühlung haben. Fürstliche Gehälter bestimmen Generale und 
Admirale, Verwaltungsbeamte usw., in den Dienst der Rüstungsindustrie 
zu treten. Durch die hohe Dividende werden femer kapitalkräftige und 
nützliche Männer des öffentlichen Lebens zu Aktionären gewonnen, 
so daß auch auf diesem Wege ein einflußreicher Kreis zusammengeschmiedet 
wird," der alles Interesse daran hat, daß die Hrma große Aufträge erhält. 
In den zwei größten englischen Rüstungsfirmen befinden sich unter 
den Aktionären nach einer englischen Darstellung:') 

A 

Herzöge und Marquis 

Oralen, Barone, deren Frauen und Kinder . . 

niederer Adel 

Parlamentarierer 

Offiziere 

Journalisten 

Sdmelder-Creuzot hat in seinem Dienste nicht weniger als zwei 
frühere Admirale, Besson und Nabona, den früheren Kapitän zur See 
de Freyctnet, den früheren General Delanne und den früheren Artillerie- 
inspektor Duplomp. *) In den höchsten Verwaltungsstellen der englischen 
Rrma Armstrong sitzen der frühere Artilleriekapitän Sir Andrew Noble, 

^) »Recueü%II,S. 329 ff.; 5/i7/u/i(, Kriegsgewinne großer Rflstungsunternehmungen 
in Deutschland, .Blätter fflr zwischenstaatiiche Organisation-, Januar 1916, S. 17ff. 
') Vgl. .Friedenswarte- 1910, S.329. 
•) Delaisi, S. 374 ff. 
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der frahere Oberst Sir Percy Girouard und der frühere Admiral Sir 
Charles Ottley, die alle einmal hphe Regieningsflmter im britischen 
Imperium bekleidet haben, femer der frühere Generalgouvemeur von 
Kanada, Eart Grey.^) Der Vorsitzende des Direktoriums der Firma 
Krupp, Hugenberg, war früher Oberfinanzrat im preußischen Finanz- 
ministerium. Besonderer Wert wird auch darauf gelegt, daß die Vertreter 
besondere Fühlung mit ausländischen Regierungen haben. Bezeichnend 
in dieser Hinsicht ist, daß bis vor wenigen Jahren nicht weniger als 
fünf auslandische Waffenfabriken als Vertreter bei der holländischen 
Regierung frühere niederländische Offiziere angestellt hatten.') Der 
französische Kriegsminister Etienne war an der „Soci^t^ de Trefilerie 
du Hflvre" interessiert und ließ ihr während seiner Amtsperiode große 
Aufträge, sogar ohne Bewilligung des Parlaments, zukommen*^) Im 
Jahre 1912 befürwortete Lord Beresford im englischen Unterhause die 
Einführung des automatischen Gewehrs für das Heer als eine dringende 
Notwendigkeit. Der Lord war gleichzeitig Präsident der großen Gesell- 
schaft Henry Andrew Ltd. in Sheffield, die sich speziell mit der Kon- 
struktion des empfohlenen Gewehrs befaßte.^) Wiederholt hat der 
angesehene Londoner .Economist''^) die Vermutung ausgesprochen, das ' 
Londoner Auswärtige Amt verschaffe den großen englischen Rüstungs- 
firmen Aufträge im Ausland und habe insbesondere 1913 und 1914 
mitgewirkt, um zwischen der Firma Armstrong und der Türkei den 
Verkauf des brasilianischen Schlachtschiffes „Rio de Janeiro'' zu vermitteln. 
Gleichzeitig ha})e man Griechenland ermutigt, bei den englischen Hrmen 
Armstrong und Vickers Unterseeboote und TorpedobootszerstOrer zu 
bestellen, um damit den türkischen Schlachtschiffen ein Gegengewicht 
gegenüberzustellen. *) Sir Edward Grey bestritt damals, daß die englische 
Regierung diese Verhandlungen eingeleitet habe; der »Economisf be- 
tonte jedoch, dies nicht glauben zu können. Er hob gleichzeitig her- 
vor, es mache einen eigentümlichen Eindruck, daß man zur selben Zeit, 
wo man auf dem Balkan den Frieden herzustellen sich bemühe, zwei 
kleine Mächte zu kostspieligen Kriegsvorbereitungen treibe ; die britische 
Regierung hätte derartige Rüstungen verhindern müssen. 

Sehr günstig ist es für die Rüstungsindustrie, wenn sie be- 
sondere Beziehungen zu den Personen hat, die in den Vereinen zur 



Penis. S.29ff. 

») .Recucil-, 11, S.327. 

*) Fenner Brodeway, S. 56, 61 ; Delaisi, S. 380. 

«) .Friedenswarte* 1913, S. 449. 

*) 6. September 1913 und H.Mfirz 1914. 

*) Vgl. Persitis, .Der Flottenrüstungswettlauf zwischen der Türkei und Griechen- 
land*. .Berliner Tageblatt', 9. Juli 1914, Morgenausgabe. 



344 HI- Die Bekämpfung des Einflusses der Rüstungsindustrie 

Propaganda ffir Heer und Flotte eine so große Rolle spielen.^) Im 
Komitee der britischen „National .Service League" sind nicht weniger 
als acht Präsidenten und Direktoren englischer Waffenfabrikanten ver- 
treten.') In dem Präsidium des englischen Flottenvereins sitzen vier 
Männer, die Miteigentümer von italienischen, österreichisch-ungarischen 
und russischen Fabriken von Kriegsmaterial sind. Persius^) erwähnt eine 
Stelle aus dem Jahresbericht dieses Flottenvereins, worin es heifit : 
.Grofibritannien ist nicht nur von der rapiden Entwicklung deutscher 
Seegeltung abhängig, sondern es mu0 auch mit dem Fortschritt der 
Flotten seiner Dreibundsgenossen rechnen." Er meint, dafi diese Worte 
den vier Präsidialmitgliedem sicher aus dem Herzen gesprochen seien. 
Der englische Admiral Freemantle, der als Protektor einer englischen 
Luftverteidigungsgesellschaft England um jeden Preis eine riesige Luft- 
flotte sichern wollte, war gleichzeitig Präsident einer englischen Fabrik 
zur Herstellung von Aeroplanen. ^) Das Vorstandsmitgliecl des Alldeutschen 
Verbandes, Admiral z. D. v. Qrapow ist mit dem Vizeadmiral a. D. 
V. Ahlefeld verschwägert, dem Direktor der Bremer Weserwerft, die viel 
im Kriegsschiffbau beschäftigt ist. Naturgemäß hat sich ein Mann wie 
Ahlefeld gegen eine deutsch - englische Flottenverständigung aus- 
gesprochen,*) während andere Admirale zu jener Zeit ein Verhältnis 
der deutschen zur englischen Flotte von 2:3 für zulässig erachteten. 
Schließlich sind die Beziehungen der Kriegsindustrie zu einigen 
chauvinistischen Organen ganz besonders verhängnisvoll. Karl Uebknedit 
sagte am 18. April 1913 im Deutschen Reichstage : . Die Dillinger Hatte 
heiße Herr Generalleutnant v. Schubert; Herr v. Schubert sei gleich 
seinem Schwiegervater v. Stumm und v. Stumm sei wieder gleich der 
Zeitung .Post".* Bekanntlich ist die »Post* eines der chauvinistischsten 
Organe des ganzen JReiches. Hier haben wir die vollkommene Zusammen- 
arbeit von froheren Offizieren, Rüstungskapital und Presse, natüriich 
unter der Flagge des Patriotismus. An demselben Tage bezeichnete 
übrigens Karl Liebknecht die »Rheinisch- Westfälische Zeitung' als ein 
Organ, .das den Stempel des Profitwillens der Rüstungsinteressenten 
an der Stirne trage." Am 5. Mai 1913 veranstaltete die englische »Daily 
Mail* eine große Versammlung für eine Riesenpropaganda, betreffend 

^) Ober welche Macht z. B. der Deutsche Flottenverein verfügt, zeigt die Tat- 
sache, dafi er am I.Januar 1914 über 1 123622 Mitglieder verfügte. Seine Zeitschrift 
wurde in 370000 Exemplaren verbreitet. 

») .Recueil". II. S. 322. . 

») .Friedenswarte« 1913, S. 449. 

*) .Recueil-, II, S. 322. 

*) .Deutsche Revue', Mai 1912. Vgl. über die völkerverhetzende Tätigkeit 
zahlreicher früherer Offiziere besonders Mfred M. Fried, . Friedenswarte' 1912, S.44ff. 
and de Beaufort, .Deutsche Revue*, Februarheft 1914. 
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den Luftschilfbau. Es ist klar, wie der »Econotnist'* vom 19. April 1913 
ausfahrte, dafi sie das nicht lediglich aus Begeisterung für die Luftschiff- 
fahrt tat, sondern gleichzeitig, um im Zusammenhang mit Börsenmanövern 
und dem von Hetzern inszenierten Luftverteidigungsfeldzuge die Geschäfte 
dieser Leute zu besorgen. 

Den Höhepunkt der Korruption aber bedeutet es, wenn sich sogar 
die hohe Geistlichkeit an den Kanonenfabriken beteiligt. So gehören 
die Bischöfe von ehester, New Castle, Adelaide, Herham und New Port 
zu den Aktionären größerer englischer Rflstungsgesellschaften. 



b) Das internationale Zusammenarbeiten der Rüstungs- 
industrie 

Die Macht des Rüstungskapitals wird nun l)esonders dadurch ge- 
stärkt, dafi sich die hier in Betracht kommenden Firmen nicht gegenseitig 
bekämpfen, sondern im Einverständnis miteinander handeln, um von 
den Regierungen möglichst gflnstige Bedingungen zu erlangen.^) Zu 
diesem Zwecke hat man vor allem Trusts und Kartelle gegründet 
und dadurch jeden Konkurrenzkampf auszuschalten gesucht Wie wichtig 
gerade auf diesem Gebiete das Nebeneinanderbestehen verschiedener 
unabhängiger Werke ist, zeigt folgende Tatsache. Vo r der Gründung der 
beiden französischen Syndikate „des fabricants et constructeurs de mat^riel 
de guerre" und .des constructeurs de navires et de machines marines* 
im Jahre 1898 kostete das Kilo Panzerplatten 2,27 Franken, nach der 
Gründung dagegen 2,96 Franken. Da ein Dreadnought fünf Millionen Kilo 
Panzerplatten nötig hat, ist diese Preiserhöhung sehr bedeutend. Die bei- 
den französischen Syndikate sind nur scheinbar Konkurrenten; in Wahrheit 
haben sie denselben Sitz und denselben Generalsekretär. Wiederholt hat 
eine der Firmen Aufträge, betreffend den Bau von Kriegsschiffen, ^n den 
angeblichen Konkurrenten abgetreten.*) 

Wie stark dagegen die Gründung einer Konkunenzfirma den Preis 
herabdrücken kann, zeigen folgende Ausführungen des preufiischen 
Kriegsministers zf. £i/t^/7f am 27. März 1905 im Deutschen Reichstage: 

.Nun, meine Herren, hat der Herr Abgeordnete Erzberger darauf hingewiesen, 
daß doch die Preise in verschiedenen Lieferungen fttr Artilleriematerial dadurch, 
dafi Ehrhardt in die Konkurrenz eintrat, sehr heruntergegangen seien. Ich glaube, 
meine Herren, das kann man im wesentlichen nur bestlltigen. Ich will hier 

^) Broda, .Recueil', 10, S. 215 ff., meinte es habe seine Bedenken, diese Ge- 
winne zu beseitigen. Denn die Ersparnisse, die die Staaten dann machten, könnten 
zugunsten der Militärbudgets verwandt werden. Aber besteht diese Gefahr nach dem 
WlelÜKriege noch ? 

*) Delaisi, S. 370 ff.; .Recueil-, II, S. 333, 338 ff. 
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ein paar Zahlen nennen. Es handelt sich da z. B. um Stahlkerne für 15-cm-Gra- 

naten 96. Die wurden im Jahre 1897/98 von Krupp geliefert mit 35 Mark, von 

Ehrhardt mit 30,50, von Witten, mit 34,40, Bochum 32,25 und von Phönix mit 28. 

Nun ist die Sache bis zum Jahre 1903 bei sämtlichen Pinnen ganz allmählich 

:' ' heruntergegangen in verschiedenen Stufen, Aber 20 bis auf 17,20 Mark. <Hört! 

^V ' hörti) Dafür liefern jetzt sämtliche Werke, Krupp sowohl wie die anderen. — 

'l Femer, meine Herren, wurden geliefert fertige 15-cm-Qranaten 96 im Jahre 1897/98 

von Ehrhardt für 41, von Phönix für 43 Mark, und nun ist es weiter herunter- 
gegangen. Krupp lieferte im Jahre 1900 mit 40,50 Mark — dann hat er diese 
Geschosse nicht mehr geliefert. — In unseren Werken kosteten fertige derartige 
Geschosse 31,30, bei Ehrhardt 27,85, Bochum 27,85, Phönix 26,50 Mark, also 
überall eine Preisreduktion. Dann kommen Stählkerne für 21-cm-Granaten 96; 
diese sind im Jahre 1900 von Krupp mit 102, von den übrigen Werken, also 
Ehrhardt, Witten, Bochum mit 89 Mark berechnet (Hört! hört!) Dann sind sie 
weiter zurückgegangen bei den Firmen Ehrhardt und Witten auf 68,60 Mark (hört! 
hörtO, und Krupp hat im Jahre 1903 geliefert mit 67,50 Mark, also auch erhebliche 
und sehr dankenswerte Preisreduktionen. — 

Dann, meine Herren, fertige 21-cm-Granaten 96. Im Jahre 1901 haben sie 
bei sämtlichen Werken noch 113, 125, 114 Mark gekostet, und sie sind im 
Jahre 1904 zurückgegangen auf 98, also auch da Preisreduktion.' 

Durch ein Zusammengehen der Firmen, das auch dadurch zum 
Ausdruck gelangt, daS dieselben Personen in den verschiedensten Werken 
als Direktoren sitzen,^) werden die Preise erheblich hinaufgeschraubt. 
Der Zentrumsabgeordnete Erzberger erklärte am 23. April 1913: 

.Ich habe in der Kommission erklärt und halte es aufrecht: Von einer der 
sachverständigsten Seiten im deutschen Vaterlande ist mir der Beweis dafür er- 
bracht worden, dafi eine Tonne Panzerplatten zu 50 7o ^^ heute noch von der 
Marineverwaltung zu zahlenden Preises mit hohem Gewinne bei alUn Abschrei- 
bungen hergestellt werden kann.* 

Die geringe Konkurrenz auf dem Gebiete der Rüstungsindustrie 
hindert allerdings nicht, dafi fortwährend neue Verbesserungen an den 
Kriegsmitteln vorgenommen werden. Die Staaten werden dadurch zu 
neuen Anschaffungen veranlafit, die die Parlamente um so leichter be^ 
willigen werden, weil sie regelmäfiig nicht imstande sind, die Notwen- 
digkeit der neuen Verbesserungen sachgemäfi zu prüfen.*) Die technischen 
Erfindungen einer einzigen Firma haben mit der Zeit auch für die anderen 
Rüstungsfirmen höhere Aufträge zur Folge. Denn ist einmal eine Kriegs- 
waffe überholt, so werden die alten Bestände in möglichst weitem Mafie 
durch neue ersetzt. 

Das planmäßige Zusammenarbeiten der Rüstungsfirmen, das ja 
übrigens auch dadurch gefördert wird, daß die von den Staaten bestellten 
Patronen, Geschosse usw. immer genau gleich sein müssen, wird nun 

^} Nach den Feststellungen von Perris sind in England ein einziger Industrieller 
an sechs Unternehmungen, drei andere an vier Unternehmungen und wieder drei 
andere an vier Unternehmungen der Rastungsindustrie beteiligt. .Recueü*, 0,8.340. 

*) ,Recueil% II, S. 340 ff.; .Friedenswarte* 1^11, S. 328. 
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vor allem durch die zahlreichen Kartelle und Trusts erreicht, von denen 
die wichtigsten hier mitgeteilt werden sollen. 

I. Bis zum Kriege bestand das internationale Pulverkartell Dieses 
setzte sich zusammen aus dem Nobel Dynamlte Trust (London) mit 
sieben Filialen in England, fünf Filialen in Deutschland und einer Filiale 
in Japan, aus der Rhein-Siegener Gruppe, die aus drei Sprengstofffabriken 
besteht, aus den Köln-Rottweiler Pulverfabriken, die ihrerseits wieder mit 
englischen, russischen und spanischen Firmen zusammenarbeiteten, aus 
den deutschen Waffen- und Munitionsfabriken, die gleichfalls nähere Be- 
ziehungen zu zahlreichen in- und ausländischen Gesellschaften hatten, 
aus der Soci^tä frangaise de Dynamite und der gleichfalls französischen 
Soci^tä g^n^rale pour la fabrication de Dynamite und der Soci^tä franco- 
russe de Dynamite. Auch diese drei letzteren Firmen stehen nicht 
isoliert und haben besondere Verbindungen mit gleichartigen Unter- 
nehmungen.^) 

II. Von 1901 bis 1913 bestand die United Harvey Steel Cie., in der 
die größten Panzerplattenfabrikanten und Kanonenkönige der Welt. fried- 
lich zusammenarbeiteten. Fast alle großen deutschen, französischen, eng- 
lischen, amerikanischen und italienischen Firmen waren darin vertreten, 
z. B. die gewaltigen englischen Werke Vickers Ltd., W. G. Armstrong et 
Cte. Ltd., die amerikanische Bethleem Steel Cie. Ltd., Schneider-Creuzot, 
Krupp, die Dillinger Hütte, die Societä degli Alti Fomi Fondiere Ac- 
dajene di Terni. Die letztere Gesellschaft hatte wieder besondere Be- 
Ziehungen zu Vickers et Cie., die ihrerseits taW einer anderen italienischen 
Rflstungsfirma gleichfalls liiert war. Die Firma Krupp war schliefilich an 
den österreichischen 5/k:)^-Werken und den russischen Poutiloff-WeTken 
beteiligt. Diese russische Gesellschaft, an der auch Schneider-Creuzot 
finanziell interessiert war, verband Krupp schliefilich mit der gröfiten 
französischen Panzerplattenfabrik. Interessant ist femer, dafi Armstrong 
und Vickers gemeinsam die Hälfte des Kapitals für die Panzerplatten- 
fabriken von Mutoran in Japan gaben. Beide sind auch mit der eng- 
lischen Firma John Brown Mitteilhaber an der spanischen Werft »Naval 
Construction Establishments de Ferrol"". Sechs grofie bekannte englische 
Hrmen haben femer ein portugiesisches Flottenbausyndikat begründet^ 
um der portugiesischen Regiemng zu einer starken Flotte zu verhelfen. 
Die Neuschaffung der russischen Flotte nach dem russisch-japanischen 
Kriege wurde durch ein Zusammenarbeiten britischer, französischer, 
deutscher, belgischer und amerikanischer Firmen erreicht. So besteht 
zwischen den gesamten Panzerplattenfabrikanten der Welt ein vollkom- 
mener Zusammenhang.*) 

"ijT.Recueil-, D, S.335 ff. 
») .Recueil-, U, S. 336 ff.; Penis In .Fricdenswarte' 1913, S.340 ff. 
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III. In Deutschland hat man ein .Maiine-Verständigungskonzern" 
mit dem Sitz in Dortmund gegründet. Will eiiie kaiserliche Werft Schiffs- 
baumaterial bestellen, so hat sie sich nicht an die einzelnen Firmen, 
sondern an die Geschäftsstelle des Konzerns zu wenden, die alle Auf- 
träge an die angeschlossenen Firmen weitergibt. Nunmehr setzen sich 
die Werke miteinander in Verbindung und einigen sidi darüber, welche 
Angebote sie machen und welche Preise sie fordern wollen. Es wird 
also festgesetzt, wer diejenige Offerte abzugeben hat, auf die der Auf- 
trag zu erwarten ist. Irgendeine Konkurrenz oder Üb'erbietung findet 
nur scheinbar statt. Denn wer an der Reihe ist, darf die günstigste 
Offerte abgeben. Die Mehrkosten hat natürlich das Reich zu zahlen. 
Von jedem Auffarage hat das betreffende Werk 10 % nicht des Reinge- 
winns, sondern des Rechnungsbetrages abzugeben. Diese 10 % werden 
naturgemäß bei der Offerte gleich in Zuschlag gebracht ; sie dienen zum 
kleineren Teil zur Deckung der Unkosten der Geschäftsstelle. Zu neun 
Zehntel werden diese an die übrigen Firmen des Konzerns verteilt, die 
bei der betreffenden Auftragserteilung leer ausgegangen sind. Auf diese 
Weise werden dann spielend Millionen verdient, und eine Firma arbeitet 
der anderen in die Tasche.^) 

IV. In den Jahren 1905 und 1907 schlössen die Deutschen Waffen- 
und Munitionsfabriken in Berlin und Karlsruhe, die Waffenfabrik Mauser 
in Oberndorf a. Neckar, sowie die Fabrique nationale d'armes de guerre 
in Herstal (Belgien) einerseits und die Osterreichische Waffenfabrik- 
Gesellschaft anderseits Verträge miteinander. Deren wichtigste Be- 
stimmungen lauteten: »Waffengeschäfte, welche sich auf die Lieferung 
von neu herzustellenden Repetiergewehren oder Karabinern für Rußland, 
Japan, China und Abessinien beziehen, werden zu gemeinschaftlichem 
Nutzen durchgeführt, und die annähernden Gewinne nach einer be- 
stimmten Skala unter die Gruppen verteilt.* (§ 1.) »Die den beiden 
Gruppen angehörenden Fabriken werden sich gegenseitig jede mögliche 
Unterstützung gewähren, damit jede Fabrik aufs rascheste und billigste 
zu fabrizieren vermag. Zu dem Zwecke sollen auch die Zeichnungen 
und Dimensionstabellen der verlangten und zu erzeugenden Modelle 
gratis, die erforderlichen Lehrgeräte und Kaliber zum Selbstkostenpreise, 
resp. insoweit sie entbehriich sind, leihweise gegenseitig gratis über- 
lassen werden." (§ 3.) «Der Preis für die zu liefernden Waffen ist 
jeweils von den beiden Gruppen einverständlich festzusetzen und zu 
offerieren." (§ 4.) , Behufs Verwirklichung der im § 1 ausgesprochenen 
Grundabsichten wird eine gemeinschaftliche Kasse gebildet, in welche 
jede Fabrik, welche unter die voriiegende Abmachung* fallende Gewehre 



*) Südekum, S. 166 ff. 
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bzw. Karabiner fabriziert, anliefert und fakturiert, eine Abgabe im Betrage 
von 15 Franken pro Waffe einzuzahlen hat/ (§ 6.) Einheimische Aufträge 
fallen also nicht unter den Vertrag. Das will jedoch wenig bedeuten^ 
wenn man bedenkt, dafi die deutschen Munitions- und Waffenfabriken 
fast alle Aktien der Gewehrfabrik Mauser besitzen.^) 

Diese Beispiele dürften genügen. Sie beweisen den engen Zu- 
sammenhang der gesamten Rüstungen der Welt.') Sie lassen ahnen, 
welch gemeinsames Interesse alle diese Firmen daran haben, dafi die 
Rüstungen dauernd vergrößert werden. Gelingt es in einem einzigen 
Lande, die Rüstungen zu steigern, so haben die Firmen aller Länder 
davon Vorteil, wenn auch vielleicht die ausländischen nicht immer in 
gleichem Mafie. Anderseits bringt eine Rüstungsvermehrung in einem 
Staate regelmäßig ein Steigen der Rüstungslasten in den anderen Ländern 
mit sich. 

Die Internationalität der Rüstungsfirmen war früher auch vom Stand- 
punkt der Landesverteidigung aus bedenklich. Konnten doch wichtige 
militärische Geheimnisse dadurch verraten werden. In dem Aufsichts- 
rate der Dillinger Hütte, deren Aktien sich zum Teil in französischen 
Händen befanden und deren Geschäftssprache die französische war, 
safien in den Jahren vor dem Kriege die französischen Herren Reni de 
Botet und Eugen IV., Comte de Waldner-Freundstein, ein früherer 
französischer Botschaftssekretär und Reserveleutnant') 

Naturgemäß ist es den Rüstungsfirmen gleichgültig, ob sie ihre 
Kanonen für das In- oder Ausland liefern. Am 29. April 1868 hat 
Friedrich Krupp in einem Briefe*) Napoleon Hl seine Dienste ange- 
boten. Die deutschen Waffen- und Munitionsfabriken z. B. wiesen in 
ihren Geschäftsberichten vor dem Kriege regelmäßig darauf hin, daS 
ihr Gesamtumsatz zum größten Teil auf das Ausland entfalle. In dem 
Weltkriege wurden die Engländer vor den Dardanellen mit Kanonen 
beschossen, die englische Firmen geliefert hatten. Da femer die öster- 
reichischen 5torfa-Werke für die Newski-V/ttke in St. Petersburg eine 
Stahlhütte zwecks Herstellung von Artilieriematerial angelegt hatten, 
so wurden die österreichischen Soldaten an der galizischen Front von 

*) Erzberger, S. 51 ff.; SOdekum, S. 167 ff. 

') Daß gelegentlich auch ernste Konkurrenz vorkommt, soll nicht bestritten 
werden. 1913 hatte die mit Krupp konkurrierende Firma Ehrhardt der Generalver- 
sammlung ihrer Aktionäre eine zur Steigerung der Leistungsfähigkeit nötige Kapital- 
vermehrung vorgesclilagen. Aber infolge einer Kontrolle der Aktien durch die Firma 
' Krupp wurde der Antrag von der Generalversammlung abgelehnt. Auf diese Weise 
suchte Krupp das Monopol aufrechtzuerhalten. Vgl. Brentano im »Berliner Tage- 
blatt', 12. November 1913, Morgenausgabe. 

■) Südekum, S. 167. 

Wiedergegeben von Karl Liehknedit am 19. April 1913 im Deutschen Reichstage. 
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Geschützen hingemäht, an deren Herstellung Firmen ihres eigenen Landes 
mittätig gewesen waren. Vor dem Kriege wurden deutsche Parseval- 
luftschiffe nach England, Japan und Rußland verkauft.^) Indem auf 
diese Weise deutsche Arbeiter fflr fremde Mächte arbeiten und deren 
Rüstungen vergrößern, treiben sie indirekt die Rüstungen und die 
Steuern des eigenen Volkes in die Höhe. 

Um Auslandsgeschäfte zu erhalten, wird von der Industrie zu den 
interessantesten Mitteln gegriffen. In der Zeit vor dem Weltkriege 
schlössen die niederösterreichische Eskömptegesellschaft und die Boden- 
kreditanstalt dreimal eine chinesische Anleihe ab. Diese wurde nur 
ausgegeben, nachdem sich die chinesische Regierung verpflichtet hatte, 
einen großen Teil des Geldes zum Ankauf von Kreuzern und deren 
Armierung bei der Cahtiere Navale Triestino und den Skoda-Wetken zu 
benutzen. Das Geld konnte also in Osterreich bleiben und den Rüstungs- 
betrieben zur Verfügung gestellt werden.*) Das französische Bankhaus 
'Parier streckte vor einigen Jahren der türkischen Regierung das Geld 
zum Ankauf eines Dreadnoughts vor und erhielt dafür eine Konzession 
für den Bau undBehieb einer Trambahn von Jerusalem nach Bethlehem.') 

Aus alledem erkennen wir, daß die Rüstungsindustrie als solche 
vaterlandslos ist. Sie liefert demjenigen, der am besten zahlt. Um so 
merkwürdiger muß es berühren, daß die Propaganda der Kriegsindustrie 
unter dem Wahrzeichen des Patriotismus geschieht. 

Mit Recht heißt es in einer Flugschrift der »World Peace Foun- 
dation":*) 

.Ein armer Engländer, welcher Pflttge macht, würde ausgelacht werden, wenn 
er die Vaterlandsliebe als einen Qrund anrufen wollte, aus welchem wir ihm 
mehr Auftrage erteilen sollten. Aber der Millionär, welcher Panzerplatten macht, 
appelliert ohne Schaden an den Patriotismus des Volkes, welches er verprovian- 
tiert. Er hat Zeitungen zur Verfügung, um diejenigen als Landesverräter oder 
Wahnsinnige oder wenigstens als Utopisten zu brandmarken, welche versuchen, 
den ungeheuren Rastungen Einhalt zu gebieten." 

Wenn die Rastungsfabrikanten darauf hinweisen, was sie für die 
nationale Sicherheit bedeuten, so ist darauf einmal zu entgegnen, daß 
sie ihren ganzen Reichtum dem Volke verdanken, daß femer ein viel 
besserer Schutz des Vateriandes erreicht werden würde, wenn man ent- 
gegen den Interessen dieser Kapitalistengruppe dem Rflstungswahnsinn 
ein Ende bereitete und einen dauernden Friedenszustand begründete. 

^) Jedoch wurde die Lieferung von Zeppelinluftschiffen an das Ausland verboten. 
*) .Neue Freie Presse', 19. Oktober 1913; .Priedenswarte' 1913, S. 431. 
") .Friedenswarte" 1914, S. 71. 
*) .Priedenswarte' 1911, S, 328. 
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c) Die Praktiken der Rüstungsindustrie 

Durch die berühmte Krupp-Märe von 1913 ist die deutsche Öffent- 
lichkeit wohl zum ersten Male genauer davon unterrichtet worden, 
welche Praktiken die Rflstungsindustrie anwendet. Der Abgeordnete 
Karl Liebknecht führte über diesen Fall am 18. April 1913 im Reichstage 
folgendes aus: 

.Der Vorstand der Oufistalilfabrik Frledridi Krupp-Essen a. Ruhr unterhielt 
in Berlin bis vor wenigen Wochen einen Agenten namens Brandt, einen frflheren 
Feuerwerker, der die Aufgabe hatte, sich an die Kanzleibeamten der Behörden, 
der Armee und der Marine heranzumachen, sie zu bestechen, um auf diese Weise 
Kenntnis von geheimen Schriftstücken zu erhalten, deren Inhalt die Firma inter- 
essierte. Was sie interessiert, sind besonders Absichten der Behörden in Be- 
waffnungsfragen, Angaben Ober Konstruktionen der Behörden sowie der Kon- 
kurrenz, Ergebnisse von Versuchen, namenUich aber die Preise, welche andere 
Werke fordern oder die ihnen bewilligt werden. Herrn Brandt sind zu diesem 
Zwecke grofie Mittel zur Verfügung gestellt. Die berühmte Firma nützt ihre 
Qeldmacht systematisch dazu aus^ höhere und niedere preußische Beamte zum 
Verrat militärischer Geheimnisse zu verleiten. Dieser Zustand besteht seit Jahren. 
In den Oeheimschränken eines Herrn xH>n Dewiiz-Essen, eines hohen Beamten 
der Firma Krupp, liegen — oder lagen — diese Geheimberichte säuberlich auf- 
gestapelt. Das, was ich Ihnen eben hier gesagt habe, beruht nicht auf einer 
blofien Mitteilung, die mir von irgendeiner Seite gemacht worden ist. Ich darf 
Ihnen sagen, dafi ich selbstverständlich von dem, was mir mitgeteilt wurde, dem 
Herrn Kriegsminister Kenntnis gegeben habe. Ich bin besonder^ darauf aufmerk- 
sam gemacht worden, daß eine Bekanntgabe dieser Dinge zu einem früheren 
Zeitpunkte leicht dazu führen könnte, daß die Firma bei ihrer ungeheuren Geld- 
macht in der Lage sein würde, alle Beweisstücke und auch unbequeme Personen 
irgendwohin aus der Welt zu schaffen. Der Herr Kriegsminister hat in dieser 
Angelegenheit seine volle Schuldigkeit getan. Er hat eingegriffen, und zwar 
nicht nur gegen Militärpersonen, sondern auch gegen Zivilpersonen. Gegen 
sechs oder sieben Personen — • ich will im Moment die Namen nicht prei^eben — 
schwebt die Voruntersuchung, wenn sie nicht bereits geschlossen ist. Es ist mit 
anerkennenswerter Energie eingegriffen worden. Die Betreffenden sind in Unter- 
suchungshaft genommen worden. Hochgestellte Leute! Es ist also kein Vorwurf 
gegen die Militärverwaltung zu erheben. Die Untersuchung ist im wesentlichen 
abgeschlossen und hat bis auf das Tüpfelchen über dem i dasjenige bestätigt, 
was ich Ihnen hier vorgetragen habe.* 

Der in dieser Sache angestrengte Strafprozeß führte zur Verurteilung 
des Agenten Brandt^ sowie eines der Direktoren der Firma Krupp^ femer 
einiger weiterer Angestellter und Offiziere. Die den Panzerplattenfabri- 
kanten nahestehende Presse hatte angesichts dieses Urteils die Stime 
zu behaupten, die Firma gehe aus diesem Prozesse makellos hervor.^) 

Georg Bernhard betonte damals im Anschluß an die Ausführungen 
Liebknechts^ wenn solche Durchstechereien vorkämen, müsse eine Kon- 

^} So die .Rheinisch -Westfälische Zeitung'; dagegen scharf die »Frankfurter 
Zeitung-, 13. November 1913, Abendblatt 
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kurrenzfirma Krupps fürchten, daB auch geheime Verfahren, die sie dem 
Kriegsministerium anbiete, der Firma Krupp bekannt würden, und dann 
werde eine solche Firma ihre Offerte lieber nicht der deutschen Regie- 
rung machen, sondern ins Ausland gehen. ^) 

Ist es nicht gewifi, daB Firmen, die in dieser Weise hohe Staats- 
beamte zur Erlangung von Geheimnissen bestechen, die Macht des 
Geldes auch noch zu anderen Dingen benutzen? 1914 wurden ein 
japanischer Admiral und ein japanischer Kapitän zur See zu hohen 
Gefängnisstrafen verurteilt, weil sie sich durch Vertreter ausländischer 
Rüstungsfabriken hatten bestechen lassen, ihnen Aufträge auf Kriegs- 
material von der japanischen Regierung zu verschaffen.*) In Sofia 
wurde 1914 ein ProzeB gegen die Mitglieder des Kabinetts Ratscho 
Petrow geführt, denen gesetzwidrige Manipulationen bei der Bestellung 
von Kanonen vorgeworfen wurden. Obwohl die Kruppschen Kanonen 
billiger und besser waren, hatten sie bei Sdineider-Creuzot aus leicht 
zu errätenden Gründen Bestellungen gemacht.') 

Wer Minister besticht, wird auch nicht davor zurückschrecken, der 
Presse Geld zuzuwenden, um durch Rüstungspropaganda größere Auf- 
träge zu erhalten. Man sollte es nicht für möglich halten : Regierungs- 
und Preßorgane, deren heiligste Aufgabe darin bestehen müßte, das 
wahre Wohl des Landes zu fördern, haben sich in vereinzelten Fällen 
vor der Macht des Rüstungskapitals in strafbarer Weise gebeugt. Sie 
beugen sich täglich vor ihnen, ohne eine Gegenleistung dafür zu er- 
halten, weil die tatsächliche Macht des Rüstungskapitals, das seine bösen 
Einflüsse durch tausend Vor- und Hintertüren spielen läßt, ungeheuer ist 
So wird mit dem Glück der Völker gespielt, nur damit einige Kapi- 
talisten ihre Dividenden vergrößern. Kein Vorgehen kann rücksichtslos 
und scharf genug sein, um solche Wespennester auszunehmen. Leider 
ist der positive Beweis des Voriiegens strafbarer oder unanständiger 
Handlungen bei dem geschickten Vorgehen der Rüstungsinteressenten 
nur selten zu führen. 

Immerhin gibt es aus den letzten Jahren eine Reihe von 
Beispielen, die die Skrupellosigkeit zeigen, mit der die Rüstungs- 
firmen sogar falsche Nachrichten in die Welt setzen, um die inter- 
nationale Nervosität zu steigern und neue Rüstungen hervorzurufen. 
Am bekanntesten ist ein Brief der Deutschen Waffen- und Munitions- 
fabriken (Karlsruhe) aus dem Jahre 1907, der hier im Wortlaut wieder- 
gegeben sei: 

^) .Berliner Zeitung am Mittag*, 19. April 1913. 
*) .Economist' vom 28. Februar, 27. Juni 1914. 

') Vgl. den Bericht in der .Frankfurter Zeitung' vom 20. Februar 1914 ; .Friedens« 
warte' 1914, S. 109. 
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.Wir drahteten Ihnen soeben : »Bitten unseren heutigen Brief in Paris abwarten/ 
Grund dieser Depesche war, daß wir die Aufnahme eines Artikels in einer 

der gelesensten französischen Zeitungen, möglichst im .Figaro*, durchsetzen 

möchten, welcher folgenden Inhalt haben soll: 

.Die französische Heeresverwaltung hat sich entschlossen, die Neubewaffnung 
der Armee mit Maschinengewehren erheblich zu beschleunigen und die doppelte 
Anzahl, als zuerst beabsichtigt, zu bestellen.' 

Wir bitten Sie, alles aufzubieten, um die Aufnahme eines derartigen Artikels 

zu erreichen. 

Hochachtungsvoll 

Deutsche Waffen- und Munitionsfabriken.' 

Dieser Brief, der von dem Geheimen Baurat Paul v. Gontard und 
Af. Kosegarten unterzeichnet war, wurde von der Firma später damit 
zu erklären gesucht, man habie keinen Einfluß auf die deutsche Heeres- 
verwaltung gewinnen, sondern nur die geplanten französischen MaB- 
nahmen erfahren wollen. Zweifellos aber beabsichtigte die Firma, die 
einige Jahre später ihre Dividende von 20% auf 32% (0 vergröBem 
konnte,^ im Ausland auf Stimmungsmache hinzuwirken, wie im Reichs- 
tage besonders die Abgeordneten Dove, Erzberger und Spahn am 19. 
and 23. April 1913 erklärt haben. Besonders bemerkenswert sind die 
Erläuterungen Erzbergers zu diesem Briefe im Deutschen Reichstage 
vom 23. April 1913: 

•Dieser Brief stammt aus dem Jahre 1907. Im Jahre 1907 war man in den 
militärischen Kreisen der ganzen Welt noch lange nicht so von der Vorzüglich- 
keit des Maschinengewehrs durchdrungen wie heute, wo man es als unentbehr- 
liche Waffe hinstellt 1907 hat man in vielen Kreisen auch des deutschen Heeres 
die Maschinengewehre noch als Waffen nur gegen Herero und Hottentotten ge- 
kennzeichnet ; ganz klein, minimal war die Anschaffung von Maschinengewehren 
auf diesem Gebiete. Prankreich fing dann an, mehr Maschinengewehre auch in 
den Dienst seines europäischen Heeres zu stellen. Wenn ich mir diese Situation 
vor Augen halte, dann gewinnt der Brief der Deutschen Waffen- und Munitions- 
fabriken eih ganz anderes Gesicht, als wenn wir ihn aus diesem Zusammenhange 
heraüsreifien. Wie oft hat man uns hier im Reichstage gesagt, wenn wir 40 Mil- 
lionen Mark fttr Maschinengewehre in den Jahren 1908. 1909 und 1910 — also 
gleich nach diesem Brief ^ ausgegeben haben: wir brauchen diese Maschinen- 
gewehre, wir brauchen diese Neubeschaffung — wir haben sie auch bewilligt — , 
weil Prankreich uns soundsoviel auf dem Gebiete der Maschinengewehrbeschaffung 
voran ist. Dann gewinnt der Brief der Deutschen Waffen- und Munitionsfabrik 
ein ganz anderes Interesse, und es ist ein ganz anderes Material, als man bisher 
mnehmen konnte.* 

Auch die Presse hat diesen Brief in schärfster Weise verurteilt. 
Das »Beriiner Tageblatt"^) sagte, er stelle den höchsten Grad geschäft- 
licher Skrupellosigkeit und blinder Verfolgung nackter egoistischer Ge- 
schäftsinteressen dar. Die «Frankfurter Zeitung"*) meinte, kein Wort 

^) 22. April 1913, Abendausgabe, Handelsteil. 
*) 21. April 1913, Abendblatt. 

W e h b e r g , Die IntenutionJle Beichrinkung der ROstungen 23 
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der Entrüstung sei gegenüber diesem Briefe scharf genug ; der Versuch 
der Deutschen Waffen- und Munitionsfabrik sei noch skandalöser als 
der Fall Krupp. 

Im Jahre 1909 nahm man in England an, daB Deutschland 1912 
insgesamt 17 Dreadnoughts gegenüber 16 englischen haben werde. 
Infolgedessen beschloß man, um die englische Überlegenheit für die 
Zukunft zu sichern, den Bau von 4 weiteren Großkampfschiffen. Damals 
agitierte aber BcUfour für eine noch größere Flottenvermehrung mit 
dem Hinweise darauf, er habe aus geheimer Quelle erfahren, daß 
Deutschland im Jahre 1912 nicht 17, sondern 25 Dreadnoughts haben 
werde. Balfour, der sicherlich gutgläubig war, hatte nach der Behauptung 
des englischen Publizisten Hirst seine geheimen, aber völlig irrtümlidiäa 
Nachrichten von dem Direktor einer großen englischen Kriegsfabrik. Atd 
diese Weise wurde damals die Flottenpanik noch weiter gesteigert^ 

Sehr bekanntgeworden ist schließlich die Poutiloff-MiS^re, 

Am 27. Januar 1914 erschien im »Echo de Paris" ein Telegpramm 
etwa folgenden Inhalts : Es laufe ein Gerücht, wonach die Pefetstarger 
PoutUoff'WeTkt von Krupp erworben würden. Da die russische Regie- 
rung für die Artillerie des Landheeres das französische System anwende 
und ihre Kanonen größtenteils bei Poutiloff herstellen lasse, so sei die 
große Gefahr für Frankreich im Anzüge , daß man deotscherseHs m die 
französischen Geheimnisse eindringen werde. Es entstand in Paris 
eine lebhafte Erregung, bis der Petersburger Koirespondent des ,Temps' 
feststellte, es sei von einem Verkauf der Petersburger Werke an Krupp 
gar nicht die Rede, sondern man wolle lediglich das Kapital der Poutiloff - 
Werke erhöhen ; dabei seien auch Angebote von deutschen Kapitalisten, 
unter anderen von Krupp ^ eingegangen. Die KapitalserhOhung müsse 
aber überhaupt erst von den Aktionären und dem russischen Ministerium 
genehmigt worden. Tardieu, der Redakteur des .Figaro", erklärte gleich- 
zeitig , es gebe in bezug auf die Artillerie überhaupt keine Geheimnisse. 
Die Falschmeldung hattedediglich den Zweck gehabt, einen Druck auf 
eine Gruppe französischer Finanzleute auszuüben, damit diese den 
PoutUoff-^erken eine Anleihe zur Verfügung stellten. Zu diesem Zwecke 
sollte die Öffentlichkeit alarmiert und Frankreichs Staatsgeheimnis als 
von deutscher Seite gefährdet hingestellt werden.^) 

Die „Frankfurter Zeitung" ') hat die vorhandenen Zustände folgen- 
dermaßen gekennzeichnet : 

*) .Recueil*, II, S. 342; Persius in der .Friedenswarte- 1913. S. 448. 

*) «Recueil', II, S. 344 ff.; vgl. auch die interessanten Ausfahningen der Wiener 
.Zeit' tlber die Agenten Sdineider-Creuzots in der Nummer vom 20. März 1914,. 
wiedergegeben in der .Friedenswarte' 1914, S. 134 ff. 

*) Am 19. und 21. April 1913. 
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.Schon oft ist, in Deutschland wie in Frankreich nnd anderwärts, die grofie 
Oefahr betont worden, die darin liegt, daß es in den verschiedenen Ländern 
diese große Industrie mit riesigen Geldmitteln und weitreichenden Verbindungen 
gibt, deren ganzes Geschäftsinteresse dahin zielt, daß die Völker nicht friedlich 
nnd freundschaftlich miteinander leben. — 

Das Profitinteresse des Rflstungskapitals verlangt, daß der latente Kriegszu* 
stand dauernd erhalten bleibt. Ein europäischer Krieg wäre fflr die Rflstungs- 
industrle Hochkonjunktur, und solange dieser nicht zu haben ist, muß wenigstens 
das Wettrüsten der Völker immer von neuem und zu immer höheren Dimensionen 
entfacht werden. — Schlimm wäre es, wenn die Völker einmal zur Vernunft 
kämen und sich einigten, das Geld, das sie jetzt der Rüstungsindustrie opfern, 
lieber gemeinsam fflr Kultur und Volkswohlfahrt zu verwenden, und um dies 
Unglück zu verhindern, wird gehetzt. — 

Man weiß ja, wie solche Dinge gehen: Ein französisches Blatt meldet, daß 
Frankreich neue Rüstungen plant; die deutsche Hetzpresse greift die erfundene 
Nachricht mit Begeisterung auf und fragt drohend, ob denn die deutsche Heeres- 
verwaltung schlafe. Ein paar Tage später kann sie ,aus bester Quelle' melden, 
daß Deutschland seine Rüstungen selbstverständlich immer auf den vollen Stand 
der Leistungsfähigkeit bringen werde. Dieser Ball fliegt wieder an die franzö- 
sische Presse zurück, die nun selbstverständlich französische Rüstungen fordert; 
und wenn das dann eine Weile hin- und hergegangen ist, erklären die leitenden 
Staatsmänner in Frankreich und in Deutschland mit Reden, die seit Jahrzehnten 
immer wiederkehren . . ., daß sie sich von der Notwendigkeit immer neuer Rü- 
stungsvermehrung schon vor Monaten überzeugt hätten. — 

Das deutsche Volk muß jetzt unbedingt Aufklärung haben. Wir wollen 
wissen, welche Fäden von diesen Unternehmungen zu den Hetzern des Rflstungs- 
Wahnsinns diesseits und jenseits der Grenze führen. Wir wollen wissen, wie 
die berühmte 1813-Stimmung dieses Jubeljahres finanziert worden ist.' 

Infolge der Enthüllungen des Abgeordneten Karl Liebknecht hatte 
der Deutsche Reichstag am 23. April 1913 beschlossen, den Reichskanzler 
um Bildung einer Rflstungskommission zu ersuchen. ' In der Tat trat 
diese Kommission am H.November 1913, wenn auch mit geringen 
Befugnissen, zusammen. Ihre Aufgabe sollte darin bestehen, „die bis- 
herige Entwicklung der Grundsätze und Methoden fflr die Rflstungs- 
lieferungen an Heer und Marine in ihrem Zusammenhang mit der allge- 
meinen wirtschaftlichen Entwicklung klarzulegen und die Zweckmäßig- 
keit der gegenwärtigen Praxis unter vergleichender Betrachtung ähnlicher 
Staats- oder privater Großbetriebe des In- und Auslandes einer Unter- 
suchung zu unterziehen **. Die Arbeiten der Kommission begannen 
gleich mit einem MiSklang, indem sich die Regierung weigerte, den 
von der Sozialdemokratie vorgeschlagenen Abgeordneten Karl Liebknecht 
in die Kommission aufzunehmen. Die sozialdemokratische Partei trat in- 
folgedessen von der Mitarbeit an der Kommission zurück. Die Arbeiten der 
Rüstungskommission sind durch den Krieg unterbrochen worden. Sie hätte 
vielleicht wertvolle Aufklärungen flber das Geschäftsgebaren der privaten 
Rflstungsindustrie und über die Möglichkeit ihrer Verstaatlichung gegeben. 
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d) Die Verstaatlichung der Rüstungsindustrie 

Bekanntlich geht eine gerade in jüngster Zeit immer von neuem aufge- 
stellte Forderung dahin, die Rüstungsindustrie zu verstaatlichen.*) In der 
Literatur ist diese Frage verhflltnismflfiig wenig erörtert worden. Zu den 
Anhängern der Verstaatlichung unter den Nationalökonomen zählt auch 
Brentano. Dagegen hat der Zentrumsabgeordnete Erzberger diesen 
Reformvorschlag bekämpft Auch die. durchaus pazifistisch zusammen* 
gesetzte Kommission des niederländischen Anti-oorlograads, die zwei 
frühere Generale als Mitglieder gewonnen hatte, ist zu einer Ablehnung 
der Verstaatlichung gekommen. 

Sicherlich würde eine solche Verstaatlichung nur Zweck haben, 
wenn die Monopolisierung gleichzeitig von allen Großmächten durch- 
geführt würde. Sie müßte also auf Grund eines internationalen Vertrages 
erfolgen. Andernfalls wäre wenig erreicht. Denn die großen Gefahren 
von Seiten der Rüstungsindustrie würden solange fortbestehen, als 
noch in einzelnen Staaten private Fabrikunternehmungen in gleicher 
Weise wie bisher die internationale Luft vergiften. Bisher hat alleui 
Rußland zeitweilig ein Staatsmonopol für die Kriegsindustrie gehabt, 
aber nach einiger Zeit wieder aufgegeben.^) Zahlreiche Regierungen 
haben femer staatliche Betriebe ins Leben gerufen,, die neben der Privat- 
industrie arbeiten. So wurde z. B. die Bewaffnung und Munition der 
deutschen Infanterie vor dem Kriege fast ausschließlich von staatlichen 
Gewehrfabriken in Spandau, Danzig, Erfurt, den Munitionsfabriken in 
Spandau, Dresden usw. hergestellt. Die Geschütze des Landheeres wurden 
vor dem Kriege zu 28®/o von staatlichen und zu 72% von privaten Be- 

^) Literatur: Brentano, »Zum ^n//?p-Prozefi*, .Berliner Tageblatt*, 12. November 
1913, Morgenausgabe; derselbe, .Die Verstaatlichung der Rüstungsindustrie', .Neue^ 
Freie Presse*, 12. April 1914; Erzberger z,z.O.S.2ßi\,\ Gast. .Deutschland und 
die Entwicklung des Haager Priedenswerks in Vergangenheit und Zukunft*, Leip- 
zig 1917/18, S. 53; van Itailie—van Embden, .De Wapenfabrieken in Staatshanden*, 
in Vrede door Recht, April 1914, S. 109 ff.; Wolff, .Soll der Staat sein Kriegsmaterial 
selbst hersteUen?*, .Berliner Tageblatt*, S.Januar 1914, Morgenausgabe; .RecueU*, 
n., S. 348 ff.; meine Denkschrift .Limitation des armements*, S. 52ff.; .Vorentwari 
mit Eriäuterung für eine Verfassung des Welt- Völkerbundes*, Bern 1918, S. 56 ff. 

') So hat der sozialdemokratische Abgeordnete David in den Reichstagssitzungen 
vom 20. Februar und 3. Dezember 1912 die Obemahme der gesamten Kriegsindustrie 
in staatliche Regie gefordert. Dasselbe Veriangen hat auch die demokratische Presse, 
insbesondere das .Berliner Tageblatt* und die .Frankfurter Zeitung* , gestellt Vgl. 
femer den Beschluß des Haager Weltfriedenskongresses von 1913,. des Englischen 
Nationalfriedenskongresses von 1914, ferner die zahlreichen Resolutionen Aber diese 
Frage aus der Zeit des Weltkrieges. (Vgl .Völker-Friede', 1918, S.4.) Siehe auch 
Quiddes Rede im bayerischen Landtage vom 3. Dezember 1913. 

•) Erzberger, S. 57. 
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trieben» die Geschütze derMarjne zu 4VoVon staatlichen und zu 96% 
von privaten Werken geliefert. Die Kaiseriichen Werften zu Danzig, Kiel 
und Wilhelmshaven sowie die Torpedowerkstatt Friedrichsort dienten 
in der Hauptsache nur zur Herstellung von Torpedobooten, Untersee- 
booten , ferner zur Vornahme von Reparaturen. Die Neubauten der 
großen Kreuzer wurden von der Privatindustrie übernommen.*) 

Zweifellos liegt in dem Nebeneinanderarbeiten der privaten und 
staatlichen Industrie ein wesentlicher Vorteil gegenüber einem Monopol 
der Privatindustrie. Trotzdem waren wohl die staatlichen Werkstätten an 
Deutschland nicht grofi genug, um z. B. gegen Krupp ein ausreichendes 
Gegengewicht bei der Preisregulierung usw. darzustellen. 

Die Verstaatlichung der Rüstungsindustrie hat zwei Seiten: Eine 
finanzielle und militärtechnische auf der einen, und eine politische 
(pazifistische) auf der anderen Seite. Was zunächst das finanzielle 
Problem angeht, so kann dieses wohl nicht entscheidend sein. Bei 
einer Frage, die den Frieden und die Wohlfahrt der Völker in höchstem 
Maße berührt, würde es nicht viel ausmachen, wenn der Staat mit 
gröfieren Unkosten arbeitete als die Privatindustrie. Ob dies der Fall 
ist, darüber stimmen die Ansichten nicht überein. Wegfallen würden 
ganz gewiß die ungeheuren Gehälter und die in die Taschen der Aktionäre 
fließenden Gewinne. Anderseits arbeitet eine IStaatsfabrik immer nur 
für den eigenen Bedarf des Landes und muß auf Auslandsbestellungen 
verzichten. Sie hat somit geringeren Umsatz als ein Privatunternehmen, 
muß aber trotzdem die gleichen kostspieligen Einrichtungen besitzen.') 
Auch läßt sich die Herstellung der großen Kanonen schwerlich von der 
Erzeugung des Friedensmaterials trennen, eine Schwierigkeit, der man 
vielleicht dadurch aus dem Wege gehen könnte, daß sich auch die 
Staatsbetriebe nicht lediglich mit der Herstellung von Kriegswerkzeugen 
befaßten.') Sodann verhindert die Eigenart des bureaukratischen Betriebs 
im Gegensatze zur freien kaufmännischen Betätigung eine so rentable 
Arbeit wie bei den privaten Fabriken.^) Ins Gewicht fallen würde 
schließlich die Tatsache, daß dadurch den kleineren Staaten, die sich für 
ihren geringen Bedarf eigene Betriebe zulegen müßten, verhältnismäßig zu 
hohe Kosten entstehen würden.') Auch dieses Hindernis ließe sich durch die 
gleichzeitige Herstellung von Friedensmaterial in Staatsfabriken beseitigen. 

Von den Gegnern der VerstaaÜichung wird femer darauf hinge- 
wiesen, daß durch ein Staatsmonopol der deutschen Volkswirtschaft die 



*) Erzberger, S. 36—40. 

*) Wolff, .Berliner Tageblatt*, 8. Januar 1914, Morgenausgabe. 

*) Erzberger, S. 56 ff. 

*) Erzberger, S. 43. 

*) .Recueil-, 11. S.350. 
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Auslandsbesfellungen entgehen würden, die bisher der Privatindu- 
strie zugute gekommen sind. Aber wenn die anderen Regierungen 
ihre Fabriken gleichfalls verstaatlichten, würde diese Schädigung der 
deutschen Volkswirtsdhaft nicht zugunsten des Auslandes vor sich 
gehen. Es wird fernerhin der Einwand vorgebracht, dafi infolge der 
Verstaatlichung viele Arbeiter brotlos werden würden. Sie könnten 
sicheriich anderswo beschäftigt werden, zumal die Zahl der Arbeiter 
nach den ungeheuren Blutopfem dieses Krieges erheblich gesunken ist. 
Als ein Vorteil wäre es zu betrachten, dafi die staatlichen Betriebe nicht 
mehr wie bisher die Privatuntemehmungen infolge der Auslandsbestel- 
lungen alle möglichen Konstruktionen und Erfindungen kennenlernten.^) 
Denn es würden dann ja in allen Staaten weniger Verbesserungen an 
den neuesten Modellen angebracht werden; die Tendenz, dafi eine Erfin- 
dung die andere jagt, den Rflstungswettbewerb steigert und die Völker 
finanziell schädigt, würde geringer werden. Vielleicht würde fortan 
auch die Spionage nicht mehr die gleiche Rolle wie bisher spielen. 
Auch aus dem Gesichtspunkte, dafi die Heerführung im Mobil- 
machungsfalle auf die Privatindustrie angewiesen wäre,*) kann ein 
entscheidender Einwand gegen die Verstaatlichung nicht abgeleitet 
werden. Sollte einmal ein neuer Krieg ausbrechen, was nach den Er- 
fahrungen der jüngsten Zeit nicht gerade wahrscheinlich ist, so würden 
sich die Privatbetriebe immer noch schnell genug zu Rüstungszwecken 
umstellen lassen. Wir haben es ja während des Weltkrieges eriebt, wie 
viele Betriebe, die zur Kriegsindustrie in gar keiner Beziehung standen, 
sich plötzlich mit der Herstellung von Kriegsmaterial befafit haben. 

• V^chtiger als die finanzielle und militärtechnische Seite der Frage 
erscheint die politische. Gegen eine Verstaatiichung ist vor allem ein- 
gewandt worden, die Staaten würden nach der Monopolisierung der 
Kriegsindustrie sehr daran interessiert sein, die Arbeiter in angemessenem 
Umfange zu beschäftigen, und es würde dadurch das Bestreben, die 
Rüstungen zu steigern, erheblich gefördert. In dieser Hinsicht hat man 
gerade in Holland mit Staatsbetrieben dieser Art recht ungünstige 
Erfahrungen gemacht ') Dem ist entgegenzuhalten, dafi sich die Staats- 
fabriken ja gleichzeitig mit der Herstellung von Friedensmaterial be* 
fassen und dafi bei geringerem Rüstungsbedari eine allmähliche Ent- 
lassung von Arbeitern in andere Industrien ohne Schwierigkeit vor sich 
gehen könnte. Weiter meint man: Die Privatindustrie müsse sich bei 



^) Als einen Nachteil für die Vervollkommnung der eigenen Waffen betrachten 
dies Erzberger, S. 60, und Wolff a. a. O. 

') Z. B. Kriegsminister v. Heeringen in der Reichstagssitzung vom 18. April 1913. 

8) Recueil II, S. 350. Vgl.auch den Artikel .Die VerstaaUichung der Kriegsindustrie 
in der französischen Kammer*, .Berliner Tageblatt*, 1. März 1917, Morgenausgabe. 
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Rflstungssteigeningen die Unterstützung des Parlaments und der Re- 
gierung sichern; sie habe also zwei Hindernisse zu überwinden; wenn 
aber die Rüstungsindustrie und der Staat eine Einheit würden, so wäre 
das eine Hindernis nicht mehr vorhanden und jede Rüstungsvermehrung 
wäre leichter durchzuführen.^) Ich glaube aber, dafi man die einseitige 
Politik der privaten Rüstungsindustrie, die nur ihren eigenen Vorteil 
sucht und leicht zu den bedenklichsten Mitteln greift, nicht mit dem 
Bestreben der amtlichen Organe vergleichen kann, die letzten Endes 
das Gesamtwohl des Staates im Auge haben. Es wäre doch unmöglich, 
dafi eine Regierung eine nach Umfang und Form so bedenkliche Pro- 
paganda betreiben würde, wie dies die private Rüstungsindustrie tut. 

Auch der Gesichtspunkt, *) dafi der Druck auf »abhängige" Staaten 
infolge der Verstaatlichung wachsen würde, damit diese der Kriegs- 
industrie der herrschenden Staaten die nötigen Aufhräge erteilten, kann 
nicht als entscheidend angesehen werden. Werden doch die staatlichen 
Fabriken überhaupt nicht für Auslandslieferungen in Betracht kommen. 
Dieser letztere Gesichtspunkt würde gleichzeitig den Vorteil bieten, dafi 
fortan Waffenlieferungen an kriegführende Staaten unterbleiben würden, 
auch ohne dafi ein besonderes Verbot dieser Art bestände.^) 

Man kann demnach wohl sagen, dafi sich durchschlagende Argu* 
mente gegen eine Verstaatlichung nicht anführen lassen.^) Zum min- 
desten wird man fordern müssen, dafi die gröfiten privaten Rüstungs- 
werke wie Krupp usw. in staatliche Hände überführt werden. Was die 
Verstaatlichung sämtlicher Rüstungsbetriebe angeht, so läfit sich nicht 
leugnen, dafi sie viele technische Schwierigkeiten mit sich bringt und 
dafi man deswegen prüfen mufi, ob nicht annähernd das gleiche Ziel, 
die Ausschaltung des unheilvollen Einflusses der Rüstungsinteressenten, 



M Recueil II, S. 351 ff. 

*) Recueil II, S. 351. 

') Vgl. Lammasch in der .Osterreichischen Zeitschrift für öffentiiches Recht' 
1915, S. 236 ff. 

*) In der .Neuen Zürcher Zeitung* Nr. 250 vom 11. Februar 1917 verlangt 
E. O. Monopolisierung und Beschränkung der Erzeugung von Sprengstoffen auf ein 
Land, z. B. die Schweiz, um auf diese Welse die Herstellung von Zerstörungsmitteln 
unter die gegenseitige Kontrolle der Staaten zu stellen und einer Anhäufung solchen 
Materials in den Händen eines Landes eine Grenze zu setzen. Dieser Vorschlag 
dürfte zu kompliziert sein. Siehe die Bedenken gegenüber jenem Vorschlage in Nr. 
277 und 343 der .Neuen Zürcher Zeitung* vom 15. und 26. Februar 1917. In dem 
ersten Artiker weist Dr, E, K. besonders darauf hin, dafi Sprengstoffe nicht nur für 
kriegerische, sondern auch für friedliche Zwecke verwandt werden. Es könne daher, 
so meint er, allenfalls die Fabrikation rein militärischer Sprengstoffe einzelnen neu- 
tralen Ländern übertragen sowie die Herstellung sämUicher Explosivstoffe unter Inter- 
nationale Kontrolle gestellt werden. VgL Nippold, .Die Gestaltung des Völkerrechts 
nach dem Weltkriege*, S. 104. 
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auf anderem Wege erreicht werden kann. Die holländische Kommission ^) 
hat befürwortet, es solle kflnftig keiner, der ein öffentliches Amt be- 
kleide, in der Leitung der Kriegsindustrie sitzen dflrf en ; es solle diesen 
Personen femer untersagt sein, sich an den Unternehmungen finanzieU 
zu beteiligen. Die Anteilscheine der Gesellschaften müßten daher, um 
die Möglichkeit einer Kontrolle zu gewährleisten, nicht auf den Inhaber, 
sondern auf den Namen lauten. Das erscheint wenig erfolgversprechend. 
An den Rüstungsindustrien sind ja viel weniger aktive Staatsbeamte 
und Offiziere interessiert als solche, die es früher einmal waren und noch 
über alle die glänzenden Beziehungen verfügen, die ihnen ihr früheres 
Amt verschafft hat. Das unheilvolle Zusammenarbeiten der privaten 
Kriegsindustrie mit den nationalistischen Verbanden, der nationalistischen 
Presse usw. wird sich auf gesetzgeberischem Wege nicht ausschalten 
lassen. Auch durch den Strafrichter ließen sich nur die gröbsten, die 
Öffentlichkeit verwinenden Nachrichten verfolgen.') Die zahlreichen unter- 
irdischen Kanäle der Rüstungsinteressenten blieben nach wie vor bestehen. 

Nur eine einzige Möglichkeit ist ernstlich in Betracht zu ziehen: 
Würde nicht durch den Abschluß eines internationalen Vertrages über 
die Beschränkung der Rüstungen eine weitere Vermehrung von Heer 
und Flotte in solchem Maße unmöglich gemacht werden, daß dem 
Treiben des Rflstungskapitals notwendigerweise, jeder Erfolg versagt 
bleiben müßte? Es ist jedoch zu bedenken, daß die Rüstungsindustrie 
ihren ganzen' Einfluß aufbieten könnte, um den Vertrag zu diskreditiereil 
und die Öffentlichkeit dagegen einzunehmen. Sodann handelt es sich 
bei dieser Frage nicht n u r um eine Beseitigung des Wettrüstens, sondern 
gleichzeitig um eine Ausschaltung aller Faktoren, die der internationalen 
Verständigung im Wege stehen. Kann es der moderne Staat dulden, 
daß noch weiter eine Gruppe von höchst einflußreichen Kapitalisten 
bestehen bleibt, die in der immer größeren Ausbreitung des Gedankens 
einer internationalen Verständigung eine große Gefahr für sich erblicken 
und deswegen in entgegengesetzter Richtung wirken ? Mir scheint, daß 
diese Frage verneint werden muß. Denn trotz des Weltkrieges und 
des durch ihn hervorgerufenen Elendes ist die öffentliche Meinung 
infolge der skrupellosen Züchtung des nationalen Hasses usw. wohl 
noch nicht aufgeklärt genug, um lediglich aus sich heraus die bösen 
Schädigungen jener Gruppe zu überwinden. 

Deshalb bleibt die Verstaatlichung der Rüstungsindustrie in der 
Tat eine wichtige Forderung zukünftiger Verständigungspolitik ! 

^) Recueil II, S. 352 ff. 

*) De Beaufort Recueil III, S. 186 befürwortet eine internationale Überwachung 
der Fabriicen der Rastungsindustrie und ein Verbot der Konstruiction von Kriegs- 
mittetn aufierhalb derselben. 



IV. Die Vorschläge zur Beschränkung der 

Rüstungen ') 

a) Vorschläge zur Beschränkung der Rüstungen sowohl 

zu Lande wie zur See 

Im April 1917 haben vier pazifistische Verbände') und einige 
Monate später der österreichisch-ungarische Minister des Äußern, Graf 
Czernin^ *) die Frage aufgeworfen, ob man nicht nach dem Kriege durch 
eine radikale Abrüstung den großen technischen Schwierigkeiten 
eines Rilstungsvertrages aus dem Wege gehen solle, um auf diese Weise 
am leichtesten zu einem brauchbaren Resultate zu gelangen. Man wird 
sagen können, dafi diese Lösung nach den furchtbaren Erfahrungen 
des Weltkrieges nicht ohne weiteres als utopistisch bezeichnet werden 
kann. 

Graf Czernln fahrte seinerzeit zur Begründung seines Vorschlages 
an, die Staaten müßten» um nach diesem Kriege bei freier Rflstungs- 
konkurrenz auf der Höhe zu bleiben, alles verzehnfachen ; sie müßten 
zehnmal so viel Artillerie, Munitionsfabriken, Schiffe und Unterseeboote 
als vorher und auch ungleich mehr Soldaten haben. V Auf die relativ 
geringen Rüstungen des Jahres 1914 zurückzukehren, wäre für einen 
einzelnen Staat unmöglich. Denn er würde dermaßen in den Hinter- 
grund gedrängt, daß seine militärische Kraft nicht mehr zählen würde. 
Deshalb .müsse man vollständig abrüsten. Wie man erkennt, gehen 
diese Bedenken davon aus, daß auch nach dem Kriege die freie Rüstungs- 
konkunenz bestehen bleiben würde. Sie entfallen, wenn man an die 

^) Es sei ausdrücklich hervorgehoben, dafi die folgenden Ausführungen mit der 
MOglichlceit rechnen, dafi der Krieg zwischen Völlcerbundstaaten nicht unbedingt ver- 
boten wird. Eine Stellungnahme zu dem Probleme des Vetbotes jeglichen Krieges 
zwischen Bundesstaaten ist dadurch nicht beabsichtigt 

') In einer Denkschrift an den Deutschen Reichstag, oben S. 237 ff. 

*) Derselben Meinung ist auch Spiller, Recueil IV, S. 311 ff.; dagegen deMeester, 

S. la 

*) Dasselbe würde von den Flugzeugen gelten. Nach den Erfahrungen dieses 
Krieges mflfiten bei ungemessener Rüstungssteigerung an unseren Grenzen Flieger- 
schnppen an Fliegerschuppen enichtet werden, um gleich bei Beginn eines neuen 
Krieges in grofiem Stile aufklaren zu können. Vgl. auch Enkerger, »Der Völker- 
bund", S. 121. 
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Möglichkeit einer vertragsmäßigen Rflstungsbeschrflnkung glaubt ^) Wcaui 
sich alle Staaten auf ein bestimmt festgesetztes Maß von Rüstungen 
einigen, so sind die Bedenken, die gegen das Fortbestehen geringerer 
nationaler Heere geltend zu machen sind, beseitigt. Damit soll nicht 
gesagt sein, daß nicht die unleugbaren Schwierigkeiten eines Vertrages 
über die Begrenzung der Rüstungen sehr für die radikale Abrüstung 
sprechen. Immerhin müßten doch auch die Truppenkontingente, die 
zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung zulässig sein sollen, abge- 
grenzt werden, sollen nicht Mißverständnisse darüber entstehen. Und 
auch die internationale Exekution setzt das Bestehen nationaler Heere 
voraus, wenn man sich auch hauptsächlich mit ökonomischen Zwangs- 
maßnahmen zufrieden geben wird. 

Sodann kommt es vom Standpunkte der internationalen Verstän- 
digung aus lediglich darauf an, das Wettrüsten zu beseitigen, und dieses 
Ziel würde durch eine allgemeine Beschränkung der Rüstungen voll- 
kommen erreicht. 

Einen anderen Plan hat auf der zweiten Haager Friedenskonferenz 
der russische Oberst Mldielson ') vorgeschlagen. Er befürwortete, es solle 
zwischen dem Abbruch der diplomatischen Belebungen und 
dem Beginn der Feindseligkeiten ein Zwischenraum eingeschoben 
werden. Den Parteien würde dadurch Gelegenheit gegeben, sich zu 
beruhigen ; die Neutralen könnten ihre Vermittlung mit Erfolg anbringen. 
Es wäre weiter der große Vorteil erreicht, daß nicht der eine Staat 
plötzlich den anderen überfalle; ein starker Antrieb zum Wettrüsten, 
das »jederzeit-bereit-sein*, falle fort. Der holländische Staatsminister 
de Savornin Lohman*) sowie der Osteneicher Lammasdi^) haben diesen 
Gedanken aufgenommen und vorgeschlagen, daß fortan Kriege nur nach 
einer Oberiegungsfrist von einem Jahre oder wenigstens einem Monat 
begonnen werden sollten. Zo/nmasatK betont besonders: Zwar würde da- 
durch jeder Staat auf eine Überrumplung des Gegners Verzicht leisten ; aber 
jeder würde auch selbst eine Sicherheit dagegen erhalten, von dem Gegner 
überfallen zu werden. Er sieht deshalb in dem Plane mit Recht einen 
Weg zur Verminderung der Rüstungen, «indem er, falls die Frist keine 

^) Ohne einen Rastungsvertrag wird es allerdings allzu leicht wieder zu dem 
alten Wettrasten in noch schlimmeren Formen kommen. Erst der Rttstungsvertrag 
und die Verstaattichung der Rastungsindustrie geben eine Gewähr, dafi aUe chauvi- 
nistischen Bestrebungen auf Rastungsvermehrung scheitern massen. 

*) Vgl. meine Denkschrift .Limitation des armements", S. 30ff.» 56, sowie 
oben S. 214. 

') Gedachten over oorlog en vrede, Haag 1914. 

*) .BlAtter für zwischenstaatliche Organisation', Mirz 1915, S. 2 ff.; .Osterrel* 
chische Zeitschrift far öffenttlches Recht" 1915, S. 227; .Recueil' m, S. 82ff.; vgl. 
femer Zorn, .Das Recht", 5. Mai 1917. 
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ZU kurze sei, die Staaten vor dem Alpdruck der fortdauernden augen- 
blicklichen Kriegsbereitschaft befreie.« Die Sanktion für die Inne- 
haltung der Vereinbarung soll in einer Kollektivintervention aller Staaten 
gegen den Friedensbrecher bestehen. Die Idee ist ganz ausgezeichnet 
und wird hoffentlich am Schlüsse des Krieges in irgendeiner Form 
verwirklicht werden. Nur glaube ich, daß. dadurch allein dem Wett- 
rflsten noch nicht hinreichend gesteuert wird. 

Die ausfflhrlichsten Verhandlungen der ersten Haager Friedens- 
konferenz haben über ein Verbot der Benutzung bestimmter 
Kriegsmittel stattgefunden, nämlich der Benutzung neuer Schieß- 
pulver, neuer Sprengstoffe, neuer Gewehre und neuer Kanonen.^) Die 
Fragen sind damals sowohl für das Landheer wie die Marine aufge- 
worfen worden. Man hat nach dem Studium der Verhandlungen von 
1899 über diese Vorschläge nicht den Eindruck, als ob auf diesem 
Wege eine Lösung unmöglich wäre, namentlich wenn eine Aufsichts^ 
Instanz geschaffen würde. Aber würde die Durchführung dieser Idee 
einen erheblichen praktischen Vorteil bedeuten, der in einem richtigen 
Verhältnisse zu den sicherlich großen Schwierigkeiten stände, die dabei 
zu überwinden wären? Die Waffen sind seit 1899 noch mannigfaltigere 
geworden. Man könnte sich jetzt schon nicht mehr auf das Verbot 
neuer Gewehr- und Kanonenmodelle beschränken, sondern müßte zum 
mindesten auch die Maschinengewehre und die Luftfahrzeuge in den 
Vertrag miteinbeziehen. Femer ist der moderne Infanterist mit Hand- 
granaten ausgerüstet, die im Laufe der Zeit noch eine erhebliche Ver- 
besserung erfahren dürften. Schließlich gibt es Minen werf er, Flammen- 
werfer, Apparate für Gasangriffe und andere bemerkenswerte Kampf- 
mittel. Man müßte also auch hierüber Vereinbarungen treffen oder doch 
den Vertrag so gestalten, daß nicht eine Beschränkung des einen Kampf- 
mittels eine stärkere Konkurrenz bezüglich anderer Waffen zur Folge 
hätte. Selbst wenn das gelänge, wäre für die Beschränkung des Wett- 
rüstens nicht allzuviel eneicht. Die Staaten könnten nach wie vor ihr 

^) Die erste RttstungsbeschrSnkung dieser Art ist wohl vom 2. Laterankonzil 1 139 
aasgegangen, dessen Canon 29 lautet: .Artem autem illam mortiferam et deo odibilem 
ballistarlorum et sagittariorum adversus Christianos et catholicos exerceri de caetero 
sub anathemate prohibemus." (Mansi, Sacror. concillorum . . . collectio 21 [1776], S. 533.) 
Hefele .Condliengeschichte', 2. Aufl., Band 5 [1886]. S. 442) meint, es handle sich um 
ein Verbot turnierartigen Wettschiefiens mit Armbrust und Bogen auf Menschen ; in- 
des nimmt Lammasdi .Hochland', Band 12, Heft I [1914/15], S. 262) an, dafi es sich 
auf den kriegerischen Gebrauch bezieht, weil es nach dem Tode von Ridiard Löwen- 
herz (1199), der sich darüber hinweggesetzt hatte und durch einen Armbrustschufi 
getötet worden war, durch Jahrzehnte beobachtet worden ist (Nach einer Mitteilung 
meines Freundes Adolf Grote in Dasseldorf, der eine großzügige Geschichte der 
Friedensbewegung vorbereitet) 
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Kriegsmaterial und ihre Mannschaften verstärken, insbesondere die Zabl 
der Artillerieregimenter, der Maschinengewehrabteilungen, der Flugzeuge, 
det Zeppeline usw. vergrößern. Dasselbe gilt für die Marine, deren 
Stärke insbesondere durch VergrOfierung der Zahl der einzustellenden 
Schiffe nach wie vor erheblich gesteigert werden könnte. Eine Be- 
schränkung, die nur neue Kriegsmittel verbietet und nicht die Gesamt- 
stärke von Heer und Flotte in irgendeiner Weise herabsetzt, wird immer 
Flickwerk bleiben. Deshalb wollten auch die russischen Anträge von 
1899 nicht nur neue Kriegsmittel untersagen, sondern daneben weitere 
Beschränkungen anordnen. Man müßte also schon, abgesehen von dem 
Verbote neuer Waffen, auch die Zahl der Soldaten, der Kanonen, Ma- 
schinengewehre, Flugzeuge usw. festsetzen. Das würde aber erhebliche 
Schwierigkeiten, insbesondere der Kontrolle, mit sich bringen, ^) und 
man könnte diesem Gedanken nur nähertreten, wenn nicht da; Ziel 
auf anderem Wege leichter zu verwirklichen wäre, was sehr wohl' der 
Fall ist Für den Anfang wird man danach trachten müssen, ein mög- 
lichst einfaches Projekt für den Vertrag über die Beschränkung der 
E^üstungen aufzustellen. ') 

Erwähnt sei noch ein Vorschlag Fatios von dem Luzemer Welt- 
friedenskongreß von 1905,») wonach die gesamte Artillerie des Feld- 
heeres und der Marine^) verboten, den Staaten aber weiter gestattet 
werden sollte, Befestigungen jeder Art und Artillerie für Festungsanlagen, 
sei es im Binnenlande, sei es an der Küste, zu unterhalten« Da- 
durch sollte die Möglichkeit von Offensivhandlungen möglichst er- 

^) Vgl. die Verhandlungen der ersten Haager Friedenskonferenz und dazu die 
fcritischen Erörterungen Meurers. 

*) Ahnlich ist auch die Ansicht des englischen Komitees, das zur Vorbereitung 
der dritten Haager Konferenz eingesetzt war; vgl. oben S. 222 ff.; Obereinstimmend 
Broda, .Recueil% III, S. 208 ff. 

') Vgl. meine Denkschrift .Limitation des armements', S. 70 ff., oben S. 22. 

^) Vor dem Weltkriege hat man auch verschiedentlich befflrwortet, den Luft- 
krieg zu verbieten. Doch hatten diese Bestrebungen vorwiegend humane Gründe. 
Vgl. besonders den Bericht Beemaerts und die Verhandlungen der interparlamen- 
tarischen Konferenz von 1912 in »Union Interparlementaire, compte rendu de la 
XVU« Conference tenue k Genöve ,du 18. au 20. septembre 1912«, BruzeUes 1912, 
sowie Suttner, .DieBarbarisierung der Luft«, Berlin 1912. Nach der bedeutsamen 
Rolle, die die Luftfahrzeuge im Weltkriege bei der Unterstatzung des Kampfes der 
anderen Waffengattungen gespielt haben, mufi man das Streben nach einem Verbot 
des Luftkrieges für aussichtslos halten. Auch ein Vorbot des Werfens von G&chosscn 
aus Luftschiffen, das die erste Haager Konferenz von 1899 für fanf Jahre vereinbart, 
die zweite Haager Konferenz von 1907 aber nicht wieder erneuert hatte, ist nicht 
mehr zu erwarten. Es ist in der Tat ungerechtfertigt, solange Kriege geführt werden, 
solche Mittel verbieten zu wollen, die zur Erreichung des Kriegszweckes notwendig 
erscheinen. Selbstverständlich darf aber die Luftwaffe niemals wieder gegen die fried- 
liche Bevölkerung angewandt werden. 
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Schwert, die Verteidigung aber erleichtert werden. Wenn man einmal 
einen so weitgehenden Vorschlag macht, kann man ebensogut dafflr 
eintreten, die Heere und Flotten radikal zu beseitigen. Denn ein Heer 
oder eine Flotte ohne Artillerie ist nicht mehr kriegsverwendungsfähig. In 
etwas anderer Richtung geht eine Anregung, die der frühere französische 
Hauptmann Gaston Modi insbesondere im Hinblick auf die italienisch- 
französischen Verhältnisse gemacht hat, nämlich die beiderseitigen an- 
einanderstoßenden Grenzen zu entwaffnen, sowie die Befestigungen 
beider Länder, die zwar ursprünglich nur zur Verteidigung angelegt sind, 
tatsächlich aber eine gegenseitige Bedrohung der Grenzen bedeuten, zu 
schleifen.^) Modi hat den Vorschlag nur für eine bestimmte Binnen- 
grenze gemacht. Er ließe sich aber auch allgemein formulieren und 
auf Seefestungen ausdehnen. Es wird allerdings nach dem Kriege zu 
überlegen sein, ob es nicht im Interesse des Weltfriedens läge, einzelne 
Festungen zu schleifen oder sich zur Unterlassung der Anlage weiterer 
Festungen zu verpflichten. Einzelheiten müßten den politischen und 
militärischen Fachmännern überlassen bleiben und könnten nur auf Grund 
der besonderen Verhältnisse der einzelnen Länder getroffen werden. 
Der Vorschlag wäre möglicherweise auch in der Form durchzuführen, 
daS alle Festungen der Welt geschleift würden. Im großen ganzen ver^ 
spreche ich mir von einer Vereinbarung über die Beschränkung der 
Kriegsmittel nicht allzuviel. Doch wird es angebracht sein, in den 
Rflstungsvertrag eine Bestimmung aufzunehmen, wonach sich die Staaten 
jahrlich über die geplanten Neuanschaffungen von Kriegsmitteln unter^ 
richten.*) Haben sich doch auch Deutschland und England vor dem Welt- 
kriege ihre Flottenpläne gegenseitig mitteilen wollen. Eine Pflicht zur 
Benachrichtigung der anderen Staaten von neuen Erfindungen brauchte 
naturgemäß nicht aufgestellt zu werden.^) 



b) Vorschläge zur Beschränkung der Rüstungen zur See 

Unter den Vorschlägen, die auf indirektem Wege eine Verminde- 
rung der Rüstungen herbeizuführen suchen, ist neben der Forderung 
der Verstaatlichung der Rüstungsindustrie vor allem diejenige der 
Abschaffung des Seebeuterechts beachtenswert.^) In der 
Tat wird ja die Notwendigkeit größerer Seerüstungen besonders durch 

^) Vgl. meine Denkschrift .Limitation des armements*, S. 68 ff., ferner oben S. 119. 

*) So auch de Beaufort, .Recueil-, III, S. 186. 

*) Broda, .Recueil", III, S. 209; Toinet, S. 126. 

*) Vgl. besonders folgende Literatur Über den Zusammenhang zwischen See- 
beuterecht und Rttstungsfrage: .Deutschland und England in ihren wirtschafüicheff, 
politischen und kulturellen Beziehungen, Verhandlungen der deutsch-englischen Ver- 
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den Hinweis auf den Schutz des Seehandels im Kriege begründet.^) 
Nach geltendem^ Völkenecht kann der Kriegführende alle feindlichen 
Handelsschiffe und die darauf befindlichen feindlichen Waren beschlag- 
nahmen und einziehen. Würde nun der Grundsatz der Pariser See- 
rechtsdeklaration, wonach feindliche Waren auf neutralen Schiffen und 
neutrale Waren auf feindlichen Schiffen von der Wegnahme befreit sind, 
auch auf feindliche Schiffe sowie auf die von ihnen beförderten feind- 
lichen Waren ausgedehnt werden, so wäre der feindliche Handel im 
Kriege frei. Nur Gegenstände der Konterbande und die Konterbande 
befördernden feindlichen und neutralen Handelsschiffe sowie im Falle 
einer Blockade diejenigen Schiffe, die sich >des Blockadebruches schuldig 
machten, würden der Konfiskation verfallen. 

Die Erfahrungen des Weltkrieges haben nun aber gezeigt, wie 
innig Seebeute-, Blockade- und Konterbanderecht miteinander verknüpft 
sind, und wie leicht durch die Verschärfung des einen Rechts die Wir- 
kungen erzielt werden können, die an sich nur die Anwendung des 
anderen Kriegsmittels zur Folge hat. Auch nach Abschaffung des See- 
beuterechts würde der Gegner dadurch, daß er die Mehrzahl der für 
die Einfuhr des Feindes wichtigen Gegenstände zur Konterbande er- 
klärte, imstande sein, alle wichtigen feindlichen Schiffe und Waren weg- 
zunehmen. Er könnte femer durch eine scharfe Handhabung des 
Blockaderechts zu einem ähnlichen Resultate gelangen. Es müßte also, 
wenn wir uns von der Beseitigung des Seebeuterechts den geringsten 
praktischen Erfolg versprechen wollten, zum mindesten eine radikale 
Reform auch des sonstigen Seekriegsrechts vorgenommen werden.') 

stflndigungskonferenz", München 1913, S.84, 88, 91, 94 und 99; Brentano, .Die heu- 
tigen Hauptursachen des Krieges", »Die Friedensbewegung*, 1912, S. 94Ü.; Dumas, 
.De Tinfluence qu'aurait la suppression du droit de capture sur la r^duction des 
charges militaires*, compte rendu du VII. congrte national fran^ais de la Paix, 1911, 
S. 131 ff.; Kolben, .Der aussichtsreichste Schritt zur Beschränkung der Seerüstungs- 
ausgaben' (191 1) ; s. weitere Literatur in meiner Schrift »Limitation des annements\ S. 56. 
Die Zweckmäßigkeit der Beseitigung des Seebeuterechts, besonders auch nach 
dem Weltkriege, ist u. a. behandelt von Wehberg, .Das Seekriegsrecht', Stuttgart 1916, 
S. 174 ff. ; van Calker, .Das Problem der Meeresfreiheit und die deutsche Völker- 
rechtspolitik*, Jena 1917, S. 31 ff.; Triepel, .Die Freiheit der Meere und der künftige 
Priedensschlufi', Berlin 1917; Stier-Somlo, .Die Freiheit der Meere und das Völker- 
recht', Leipzig 1917; Sdiüdting, .Internationale Rechtsgarantien*, Hamburg 1918, 
S. 43 ff. 

^) Auf der Haager Beratung der Organisation für einen dauerhaften Frieden 
vom April 1915 sind Quidde und SdUUking energisch dafür eingetreten, die Abschaf- 
fung des Seebeuterechts als Gegenleistung dafür zu fordern, dafi Deutschland in die 

^ Beschränkung der Rüstungen einwilligte. 

\ ') Auf der zweiten Haager Friedenskonferenz machte daher das Deutsche Reich 

seine Zustimmung zur Beseitigung des Seebeuterechts von der vorherigen Kodifikatkui 
des Konterbande- und Blockaderechts abhängig. . 
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Die auf diesem Gebiete vorhandene Rechtsunsicberheit mflSte beseitigt 
and z. B. eine Garantie dagegen geschaffen werden, dafi ein Krieg- 
führender die für die feindliche Zivilbevölkerung bestimmten Lebens- 
mittel als Konterbande behandelt. Nur dann wäre irgendeine Rück- 
wirkung auf die Seerüstungen der Großmächte möglich. 

An eine getreue Befolgung solcher Normen vermag ich nach den 
Erfahrungen des Weltkriegs erst in dem Augenblicke zu glauben, wo 
man gleichzeitig eine internationale Exekutive auf dem Meere schafft, 
die auch in Kriegszeiten von den Kriegführenden die treue Inne- 
haltung des Grundsatzes der Meeresfreiheit verlangt und durchsetzt.^) 
Es handelt sich um die Idee einer internationalen Seepolizei, wie sie 
vor allem der Leydener Professor van VoUenhoven^) vorgeschlagen hat. 
In solchem Falle kann man sich auch von weiteren Reformen, insbe- 
sondere von der Abschaffung des Konterbande- und Blockaderechts, 
einen realen Vorteil versprechen. Die Internationalisierung der grofien 
Meeresstrafien und eine günstigere Verteilung der Flottenstützpunkte 
hätten damit Hand in Hand zu gehen.') Gleichzeitig würde den 
neutralen Staaten auf diese Weise die Notwendigkeit genommen, die 
Seerüstungen zur Verteidigung ihrer Neutralität auf der erforderlichen 
Höhe t\x halten.*) 

Nur auf dem Wege einer durch die internationale Seepolizei ge- 
sicherten Meeresfreiheit würde sich auch verwirklichen lassen, was ins- 
besondere Brentano^) immer wieder als Voraussetzung der Verminderung 
der Flottenrüstungen befürwortet hat: nämlich der Verzicht Eng- 
lands auf den Zweimächtestandard und seine zahlreichen 
Flottenstützpunkte. Übrigens hatte Großtjfitannien bereits vor dem 
Weltkriege auf eine derartige Überlegenheit verzichtet und ein Verhält- 
nis der englischen zur deutschen Flotte von 16:10 befürwortet, ein 
Vorschlag, den die deutschen Staatssekretäre des Reichsmarineamts wie 
des Auswärtigen Amts für annehmbar erklärt hatten. Der Verzicht Eng- 
lands auf einige seiner wichtigsten Stützpunkte, insbesondere auf Gibraltar, 
hätte durch Intemationalisierung der Meerengen zu erfolgen. 

*) Vgl. Sdiäckings Denkschrift an den Reichskanzler vom 23. Januar 1916 über 
.Meeresfreiheit gegen Friedensgarantien*, abgedruckt auf S. 49 ff. der Schrift »Der 
Dauerfriede, Kriegsaufsätze eines Pazifisten*, Leipzig 1917. 

*) »De eendracht van het land', Haag, 1914. 

') Vgl. meinen Aufsatz über »Die Freiheit der Meere* in der Zeitschrift .Die 
Weltwirtschaft*, Berlin 1915. S. 179 ff. 

*) Dafi die Wahrung der Neutralität die neutralen Staaten zu Rüstungen zwingt 
betonten auf der zweiten Haager Konferenz der dänische Delegierte Vedel und der 
portugiesische Delegierte Ivens Ferraz; Prot. III, S. 573, 578. 

') Vgl. meine Denkschrift .Limitation des armements", S. 49 ff. 
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Aaf der zweiten Haager Friedenskonferenz hat Sir Edward Fry 
den Austausch von Nachrichten aber Flottenplane befflf- 
wortet*) Später hat Sir Edward Grey im englischen Unterhause am 
29. März 1909 und 13. Mflrz 1911 dem Deutschen Reich den gleichen 
Vorschlag gemacht, um sich gegenseitig vor Überraschungen zu sicheni 
und in beiden Ländern die Oberzeugung zu befestigen, daß keiner den 
anderen heimlich überlisten wolle. In der Deutschen Reichstags-Sitzung 
vom 30. März 1911 hat sich der Reichskanzler v. Bethmann Holiweg 
mit diesem Vorschlage einverstanden erklärt Ob ein förmliches Ab- 
kommen geschlossen wurde, ist nicht bekanntgeworden. Man muß 
gestehen, daß eine solche Idee, auf deren Vorteile bereits oben hingewiesen 
wurde, allzu bescheiden ist, um von ihr allein nach den Erschütterungen 
des Weltkrieges eine Beschränkung der Seerflstungen zu erwarten. Nur 
ein Abkommen Ober eine direkte Beschränkung der Rüstungen kann zu 
einem sichtbaren Erfolge führen. 

Ganz besondere Aufmerksamkeit hat in der Zeit vor dem Welt- 
kriege der englische Vorschlag eines Flottenfeierjahres gefunden. 
Der Plan hat eine gewisse Ähnlichkeit mit der von Jules Simon 1894 
im »Figaro* befürworteten Treuga dei bis zur Jahrhundertwende. Nach 
dem Churchillschen Vorschlage sollten Deutschland und England zu- 
nächst für ein Jahr auf ihren Werften von dem Bau eines großen Linien- 
schiffes absehen.*) Die Budgetkommission des Deutschen Reichstages 
hat den Vorschlag in dieser Form nicht für annehmbar erklärt. Ihre 
Gründe sind aber von Kapitän zur See a. D. Persius als irrtümlich nach- 
gewiesen worden.*) Zunächst soll nach Ansicht der Budgetkommission 
die Verschiedenheit der VPerftorganisation bei dieser Frage eine ausschlag- 
gebende Rolle spielen. Die Kommission unterließ es aber anzudeuten, 
weshalb die angeblich ungleichartige Werftorganisation in England und 
Deutschland verschiedenen Einfluß haben soll, falls man den Bau von 
Linienschiffen für ein Jahr einstellt. Verständlicher ist es schon, wenn 
die Kommission ausführte: »Die Zeit, die die deutschen Werften zur Her- 
stellung eines Kriegsschiffes brauchten, sei viel länger als in England, 

^) A. a. O. S. 33 ff., 68, ferner wie oben S. 215. Wie durch Mitteilung über die 
Einzelheiten neuer Rastungen eine Erleichterung der Lage herbeigeführt werden kann, 
zeigen die Berichte des russischen Generals Krasinski an den Zaren über öster* 
reichische Heeresvermehrungen vom Juni 1829; Martens, »Nouveaux Supplements 
au Recueil", tome III, OöUingen 1842, S. 415 ff. 

') Naturgemäß liefie sich der Vorschlag auch dahin erweitern, dafi für ein Jahr 
jeglicher Neubau von Kriegsschiffen untersagt würde. 

*) .Berliner Tageblatt«, 27. März 1913, Abendausgabe; .Friedenswarte" 1914, 
S. 212 ff.; .Die Friedensbewegung 1914*, S. 264 ff.; meine Denkschrift .Limitation 
des armements", S. 38 ff., 66 ff. ; Alfred //. Fried, .Das Dividendenfeier]ahr', „Friedens- 
warte', Januar 1914, S. 1 ff. 
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so daß Deutschland bei dem Plane benachteiligt werde.'' In Wahrheit aber 
bauen die englischen Werften nur wenig schneller als die deutschen. Von 
deutschen Linienschiffen, die kurz vor dem Kriege zur Einstellung ge- 
langten, betrug die Bauzeit der »Kaiserin'' 30, die des »Königs Albert* 36 
und die des »Prinzregenten'' 30 Monate. Die entsprechenden Daten 
englischer Linienschiffe, die zu gleicher Zeit eingestellt wurden, sind für 
»Centurion* 28, und für »Queen Mary* 30 Monate. Man wird zugeben 
müssen, dafi diese Differenzen zu gering sind, um bei der Prüfung des 
wichtigen Problems eine entscheidende Rolle zu spielen. Es handelt 
sich ja nicht um ein Verbot betreffend den Bau von zahlreichen, z. B. 
hundert Kriegsschiffen, eine Zahl, bei der vielleicht solche Unterschiede 
beachtenswert wären, sondern um den Nichtbau von ein oder höchstens 
zwei Linienschiffen für die Dauer eines Jahres. 

Weiter wies die Budgetkommission den ChurchUlschen Vorschlag 
deswegen zurück, »weil er auf den gesamten deutschen Werftbetrieb 
eine derartige Rückwirkung ausüben werde, daß die Mederinangriff- 
nahme der Arbeit auf lange Zeit hinaus fast ein Ding der Unmöglich- 
keit sein würde." Man bedenke aber, daß wir in Deutschland sechs 
Privatwerften und drei staatliche Werften hatten. Von diesen neun 
Werften konnten doch nur ein oder zwei Betriebe bei dem Bau der- 
jenigen Linienschiffe in Betracht kommen, die eventuell nach dem Vor- 
schlage des Flottenfeierjahres zu streichen gewesen wären. Sieben 
Werften konnten von dem Vorschlage überhaupt nicht betroffen werden. 
Trotzdem erklärte die Kommission, daß der gesamte Werftbetrieb 
infolge der Annahme jener Idee auf Jahre hinaus stilliegen würde. 
Wenn man Einwendungen wie die der Budgetkommission des Reichs- 
tages liest, erinnert man sich der trefflichen Worte von Persias:^) 

.Wenn Vorschläge zur Rastungsvermindening gemacht wurden, so wurden 
sie stets bemängelt. Die Bemängelungen waren selten stichhaltig. In Wirklichkeit 
wollten eben Regierungen und Parlamente keine Rüstungsbeschränkung. Wo ein 
Wille ist, da ist auch ein Weg." 

Die Budgetkommission betonte schließlich gegenüber dem Vor- 
schlage des Flottenfeierjahres, die englischen Werften arbeiteten für die 
ganze Welt, während die deutschen Werften nennenswerte Aufträge an 
großen Schiffen von außerhalb nicht erhalten hätten. Aber wäfe dieses 
Verhältnis etwa dadurch günstiger geworden, daß man auf das Flotten- 
feier jähr verzichtet hätte? Hatte dieses Problem mit jener Frage über- 
haupt das geringste zu tun? Man könnte vielleicht meinen, die im 
Bau für ausländische Staaten befindlichen Schiffe würden im Mobil- 
machungsfalle beschlagnahmt worden sein, und England sei* aus diesem 
Grunde günstiger gestellt gewesen. Aber das traf doch ohne Rück- 

^) .Die Friedensbewegung 1914', S. 264. 

Wehberg, Die internatioaale Beschrlnkung der Rflstungeo 24 
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sieht darauf zu, ob man nun fflr ein Jahr ein oder zwei Linien- 
schiffe weniger baute. 

Wie sehr übrigens die Werften einen Ausfall an Verdienst für 
Kriegs Schiffsbauten ertragen können, geht aus den Erfahrungen in 
den Vereinigten Staaten von Amerika hervor, wo z. B. 1904 insgesamt 
7 Linienschiffe und 5 Panzerkreuzer vom Stapel gingen, während die 
Regierung in den folgenden Jahren nur noch 1 Linienschiff jährlich 
herstellen ließ. Früher baute femer die Firma Blohm & Voß in Ham- 
burg die sämtlichen deutschen Schlachtkreuzer; später wurden noch 
andere Privatwerften an den Lieferungen beteiligt, ohne daß die Ham- 
burger Firma dadurch zugrunde gegangen wäre. Gerade im Kriegs- 
schiffsbau machen die Werften nach ihren eigenen Angaben nicht ihren 
Hauptgewinn. 

Ein Vorteil wäre ja freilich das Flottenfeierjahr für die großen 
Werften nicht.*) Aber ob das Interesse der Kriegsindustrie in dieser 
Frage wirklich entscheidend sein darf? Wird man auch nach dem Kriege, 
der jenen Firmen jahrelang gewaltige Dividenden gebracht hat, den 
Vorteil der Privatindustrie höher einschätzen als die Wohlfahrt des ganzen 
Volkes ? Haben denn die, die für die Zukunft Deutschlands Gut und Blut 
hingegeben haben, danach fragen dürfen, ob die Opfer ihnen {Ar- 
sönliche Vorteile brachten? Ebensowenig wird nach diesem Kriege etwas 
anderes entscheidend sein dürfen als dasjenige, was das Glück des 
gesamten Vaterlandes erfordert. Übrigens wird später der Bau einer großen 
Handelsflotte für Deutschland eine Lebensfrage werden, und hier werden 
die Werften sicheriich eine ausreichende Beschäftigung finden können. 

Man darf wohl als sicher annehmen, daß man sich nach dem Ende 
dieses Krieges mit einem so bescheidenen Vorschlage wie einem Flotten- 
feierjahre ebensowenig wie mit einer Reform des Seekriegsfechts begnügen 
wird. Trotzdem schien es mii" wichtig, die gegen das Flottenfeierjahr 
vorgebrachten Gründe zu wideriegen, weil sie in der Hauptsache mit 
jenen Bedenken übereinstimmen, die gegen einen anderen Vorschlag, 
nämlich das Verbot der Einstellung von Kriegsschiffen mit 
einem Deplacement von bestimmter Größe erhoben worden 
sind. Das Flottenfeierjahr Churchills läuft ja gleichfalls darauf hinaus, 
die Neueinstellung von großen Linienschiffen zu verhindern bzw. zu 
beschränken. Persius^) hat deswegen auch fflr das Flottenfeierjahr die 
Formel vorgeschlagen: »Deutschland und England verpflichten sich für 
ein Jahr, den Bau keines Schiffes über 10000 Tonnen Deplacement in 
Angriff zu nehmen. ** 

*) Das betont auch vom Rath, ,Mr. CÄiin:Ä///5 Flottenrede*, im .Tag*, 1. April 
1913. 

') .Die Friedensbewegung' 1914, S. 264. 
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Um sich eine Vorstellung von der wahnsinnigen Steigerung des 
Deplacements der Schlachtschiffe zu machen, muß man sich daran 
erinnern, dafi in den achtziger Jahren die größten Kriegsschiffe unter 
einer Wasserverdrängung von lOOOOTonnen blieben. Ein großes deutsches 
Kriegsschiff der »Badenklasse* mit einem Deplacement von 7300 Tonnen 
kostete damals 8^/9 Millionen Mark. Im Laufe der neunziger Jahre baute 
man Kriegsschiffe bis zu 11 150 Tonnen, die schon 24 Millionen Mark 
verschlangen. Der erste 1907 in Deutschland gebaute ^readnought ver- 
drängte 18900 Tonnen und kostete 36,8 Millionen Mark. Man ging 
dann in den Jahren vor dem Weltkriege bis etwa zu 25000 Tonnen 
und zahlte für ein solches Schlachtschiff rund 50 Millionen Mark. In 
seinem Berichte ^) tiber die Beschränkung der Rtistungen an die Inter- 
pariamentarische Versammlung von 1912 konnte d'Estournelles de Con- 
stant darauf hinweisen, man habe vor 10 Jahren versichert, Panzerschiffe 
von 14500 Tonnen seien definitive Flotten ; später habe man behauptet, 
solche Schiffe seien nichts mehr wert, und man sei zu Bauten von 
Kreuzern mit 18000 und 21000 Tonnen übergegangen. Jetzt (1912) 
sei man bereits auf 25000 Tonnen angelangt, und man spreche schon 
von Kreuzern mit 30000 Tonnen. Ein Jahr später berichtete Persias,^) 
man habe in den Vereinigten Staaten von Amerika ein Kriegsschiff mit 
einer Wasserverdrängung von 40000 Tonnen in Aussicht genommen. 

Der Plan eines Verbotes von Schlachtschiffen, die ein gewisses 
Deplacement überschreiten, ist zuerst von Roosevelt in einem Briefe 
an den Ersten amerikanischen Nationalfriedenskongreß von 1907 und 
später vom Könige von Italien vorgeschlagen worden. ■) Vizeadmiral a. D. 
V. Ahlefeld*) hat dagegen den Einwand erhoben, die Konstrukteure hätten 
es in der Hand, die Konstruktions Wasserlinie auf den Bauzeichnungen 
des Schiffes um einen halben Meter niedriger zu verlegen; man könnte 
also Schiffe konstruieren, die ausweislich der Bauzeichnungen etwa 
27000 Tonnen, in Wirklichkeit aber 30000 Tonnen groß wären. Nun, 
wenn dies die einzigen Bedenken des als Direktor einer großen Bremer 
Werit am Schiffsbau interessierten Admirals sind, so werden wir leicht 
darüber hinwegkommen können. Der Vertrag über die Beschränkung 
der Rüstungen wird ganz gewiß eine Kontrollinstanz schaffen, die solche 
Verstöße gegen Treu und Glauben verhindern wird. 

Wichtiger ist aber, namentlich im Zeitalter des Unterseebootkrieges, 
der Einwand, daß eine Beschränkung der großen Linienschiffe nur zu 
einer stärkeren Vermehrung der kleineren Kriegsfahrzeuge führen würde. 



1) S. 20 ff. 

*) „Berliner Tageblatt", 31. Juli 1913, Abendausgabe. 

^) Vgl. meine Denkschrift »Limitation des armements*, S. 72ff., 74. 

*) .Deutsche Revue', Mai 1912. 
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Besonders grofi ist die Gefahr einer neuen Konkurrenz auf dem Gebiete 
des Unterseebootwesens, da sich dieses Kriegsmittel im Verlaufe des 
Weltkrieges in hohem Mafie bewährt hat. Ein Verbot der Unterseeboote, 
wie es die Haager Friedenskonferenz von 1899, der belgische Staats- 
minister Beernaert auf der Interparlamentarischen Versammlung von 1906 
und der Konteradmiral a. D. Kalaa vom Hofe vorgeschlagen haben, ^) 
kommt heute wohl nicht mehr in Betracht. Im Gegenteil werden 
die Kosten der Seerflstungen um so geringer sein, je mehr das Unter- 
seeboot das Großkampfschiff verdrängen wird. Gerade deswegen ist 
aber auch die Gefahr, daß im Unterseebootbau ein neuer ROstungs- 
wettbewerb beginnen wird, besonders groß, und dieser muß durch 
eine Festsetzung auch der Zahl der Unterseeboote vorgebeugt werden. 

Es hatte weiterhin eine ungefähre Feststellung der Zahl derjenigen 
Schiffe zu erfolgen, deren Bau für fremde Staaten von der Privatindustrie 
übernommen werden könnte, damit nicht ein Staat durch die Beschlag- 
nahme der im Bau befindlichen Kriegsschiffe fremder Mächte im Ernst- 
fälle einen Vorteil erlangte. Lediglich ein Verbot der Beschlagnahme 
der von fremden Staaten in Bau gegebenen Kriegsschiffe für den Fall 
eines Konfliktes festzusetzen, wie dies Quidde in seinem bekannten 
Entwürfe befürwortet hat, dürfte sich nicht empfehlen, da eine Gewahr 
für die Innehaltung einer solchen Bestimmung nicht g^eben ist.^ 
Beginnt einmal ein Staat dem Geiste des zukünftigen Völkenechts zu- 
wider einen Krieg,') so wird es ihm auch auf einen Rechtsbruch nicht 
ankommen. 

Eine Vereinbarung über den Bau von Kriegsschiffen für fremde 
Staaten wäre überflüssig, wenn man die gesamte Kriegsindustrie ver- 
staaüichte, da sie dann ohnehin für fremde Staaten nicht arbeiten würde. 

Um die Möglichkeit der Umgehung des Abkommens zu ver- 
hindern, wäre aber eine weitere Bestimmung unumgänglich notwendig, 
wonach jedes Jahr nur eine bestimmte Zahl von Kriegsschiffen auf den 
Werften eines Landes für die eigene Regierung in Bau gegeben 
werden darf. Man könnte etwa verbieten, daß auf den Werften eines 
Landes eine solche Zahl von Kriegsschiffen für die eigene oder fremde 
Regierung gebaut würde, die mehr betrüge als einen gewissen Prozent- 
satz der Kriegsflotte des betreffenden Landes. 



^) Vgl. meine Denkschrift .Limitation des armements', S. 74ff. 

*) Dagegen würde sich das von Quidde befürwortete Verbot des Verkaufs 
von Kriegsschiffen an eine andere Macht ohne Zustimmung der Vertragsmiichte 
sehr wohl empfehlen. 

*) Jeder Krieg würde meines Erachtens in Zukunft mit dem Geiste des Völker- 
rechts in Widerspruch stehen, selbst wenn der Staatenverband eine solche Austragung 
von Konflikten in Ausnahmefällen formeU nicht verbieten würde. 
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Abgesehen von der Festsetzung der Zahl der Großkampfschiffe 
und der Unterseeboote würde es genügen, das gesamte Marinebudget 
international festzulegen^) und innerhalb des Rahmens des Budgets 
dem einzelnen Staate die Zahl und GrOfie der Kreuzer, Torpedoboote usw. 
zu aberlassen. 

Fflr die Beschränkung der Budgets im Gegensatz zur Beschränkung 
der gesamten Schiffszahl sprechen besonders folgende Erwägungen: 
Einmal könnte ein Staat auf den Gedanken kommen, mehr Marine- 
truppen einzustellen, als unter Berücksichtigung seiner Schiffszahl er- 
forderiich wäre, um einen Teil der Marinesoldaten im Kriegsfälle in 
die Landarmee einzureihen und diese dadurch über das festgesetzte 
Maß hinaus zu vergrößern. Dem könnte im Falle einer internationalen 
Beschränkung der Schiffszahl lediglich durch eine besondere Verein- 
barung vorgebeugt werden, während bei einer Beschränkung der 
Budgets die Zahl der Seeoffiziere und Matrosen doch nur auf Kosten 
der sonstigen Stärke der Marine vermehrt werden könnte. Weiter würde 
auf diesem Wege auch verhindert, daß die Staaten durch Vergrößerung 
des Kalibers der Kanonen, der Panzerung, der Leistungsfähigkeit der 
Maschinen oder durch Vermehrung der Wasserflugzeuge, M^rineluft« 
schiffe usw. in einen weiteren Wettbewerb eintreten könnten. 

Es fragt sich schließlich, in welchem Verhältnisse die Zahl der 
Großkampfschiffe, der Unterseeboote sowie die Budgets herabgesetzt 
werden sollen. Professor Harms ') hat einmal zur Beseitigung der deutsch- 
englischen Flottenrivalität vorgeschlagen, als Basis fflr eine Verständigung 
auf dem Gebiete der Seerüstungen die Größe des Außenhandels in 
beiden Ländern zu nehmen. Dem konservativen «Reichsboten" gefiel 
diese Idee sehr. Denn er rechnete aus, daß danach die deutsche Flotte 
der englischen nur um 15Vo unteriegen sein würde. Am Ende des 
Weltkrieges würde diese Rechnung nach der gewaltigen Schädigung 
des deutschen Außenhandels durch unsere Gegner wohl erheblich anders 
ausfallen und gerade dann besonders willküriich sein. Es ist nicht 
möglich, die Größe einer Flotte vernünftigerweise lediglich nach dem 
Außenhandel zu richten. Denn die Kriegsschiffe sind, soweit ein rein 
nationaler Schutz in Betracht kommt, zwar hauptsächlich zum Schutze 
des Handels da, gleichzeitig aber auch für die Verteidigung der Kolonien, 
der Truppentransporte usw. Femer ist die Stärke einer Flotte vor allem 
auch von der geographischen Lage der Staaten, der Zahl der Flotten- 
stützpunkte usw. abhängig. 

*) Vgl. Quidde in seinem Entwurf, sowie Bioda, .Recueil', lil, S. 217. Eine 
besondere Beschränkung des Luftkriegsbudgets, wie sie Broda a.a. O. S. 218 ff., vor- 
sieht, wttrde sich erabrigen, wenn man die Ausgaben fflr Wasserflugzeuge usw. dem 
Marineetat zurechnete. 

«) .Deutsche Revue% M*rz 1910, S. 291. 
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Es wäre ferner zu prüfen, ob man davon ausgehen soll, daß vor 
dem Kriege sowohl Churchill wie die deutschen Staatssekretäre des 
Reichsmarineamts und des Äußern ein Verhältnis der deutschen Flotte 
zur englischen von 10:16 für angemessen erachtet haben. ^) Damals 
wollte man diesen Maßstab auf die Großkampfschiffe beschränken;, 
aber nichts stände im Wege, ihn auch auf die Unterseeboote auszudehnen. 

Aber ich glaube, daß auch dieser Plan überholt ist. Es wird wohl 
nichts anderes übrigbleiben, als etwa das Jahr 1910 zugrunde zu 
legen, die damals vorhandenen Großkampfschiffe, Unterseeboote sowie 
das damalige Marinebudget der einzelnen Staaten festzustellen und noch 
um 50 bis 75®/o zu vermindern.*) Dabei wäre es freilich selbstver- 
ständlich, daß man sich nicht sklavisch an jene Zahlen vom Jahre 1910 
halten würde, sondern sie im Wege gegenseitigeii Ausgleiches der Inter- 
essen modifizierte. Es würde schließlich darauf hinauslaufen, festzustellen, 
was jeder Staat zu dem Kontingent der internationalen Seepolizei bei- 
zutragen hat. 

c) Vorschläge zur Beschränkung der Rüstungen zu 

Lande 

Man teilt die Vorschläge zur Beschränkung der Rüstungen gewöhnlich 
in drei Gruppen ein : in solche zur Beschränkung der Kriegsmittel, der 
Zahl der Mannschaften und der Budgets. 

Was die Beschränkung der Kriegsmittel anlangt, so kommt dieser 
Weg, wie wir gesehen haben, nur für die Marine ernstlich in Frage. 
Ja, hier ist sicherlich eine Beschränkung der Zahl der Kriegsschiffe bzw. 
der Tonnage empfehlenswert. Die Festsetzung der Stärke der Mannschaften 
hat dagegen naturgemäß bei der Marine nur geringen Wert. Sie ist 
aber für das Landheer, wie wir sehen werden, sehr ernstlich zu prüfen. 
Die Beschränkung der Budgets dagegen ist in gleicher Weise sowohl 
für das Heer wie für die Marine möglich. 

Um die Präsenzstärke der Heere herabzusetzen, hat man vielfach 
das Milizsystem oder die Einführung der einjährigen Dienstzeit befür- 
wortet. ') Besonders die Sozialisten aller Länder haben sich für diese 

^) Vgl. meine Denkschrift .Limitation des araiements", S. 34 ff.; Erzberger, 
S. 34ff.; SdiüdUng, .Der Staatenverband der Haager Konferenzen', S. 326. 

*) Es läfit sich nicht leugnen, dafi ein Zurüclcgehen auf jene Zeit vor dem 
Kriege heute, wo die Verhältnisse sich völlig geändert haben, nicht ohne Willicür 
erscheint. Aber ein anderer Vorschlag erscheint kaum möglich. Dadurch dafi man 
durch Entgegenkommen an die einen und durch Verminderung besonders des Budgets 
usw. der Staaten, die 1910 stark gerüstet hatten, einen Ausgleich schafft, wird die 
Lösung des Problems gelingen. 

8} Vgl. meine Denkschrift »Limitation des armements', S. 81 ff. 
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Lösung begeistert. *) Nach den Erfahrungen des gegenwärtigen Krieges 
ist es allerdings nicht unwahrscheinlich, dafi die Staaten zu ähnlichen 
Reformen übergehen werden. Man hat gesehen, daß auch nur kurz6 
Zeit ausgebildete Mannschaften Tüchtiges zu leisten vermögen. Gingen 
alle Staaten jenen Weg, so wäre er sehr wohl empfehlenswert. Aber 
für die Beseitigung des Wettrüstens würde er nicht genügen. Kann 
man nicht durch verschiedene Truppenorganisation, durch eine besonders 
grofie Zahl der Maschinengewehre, Geschütze usw. den Wettbewerb noch 
weiter aufrechterhalten? Wird man nicht durch verschiedene Milizsysteme 
zu einem ganz ungleichartigen Resultate gelangen? Man müfite also 
schon gleichzeitig mit der Einführung einer kürzeren Dienstzeit oder 
des Milizsystems sehr detaillierte sonstige Bestimmungen treffen und 
würde dadurch das Zustandekommen eines Rüstungsvertrages schwieriger 
gestalten, als nötig erscheint. 

Ähnliche Bedenken ließen sich übrigens gegenüber dem Plane 
der Beseitigung der obligatorischen Dienstpflicht nicht vorbringen.*) 
Man könnte freilich sagen, daß nach Einführung dieser Neuerung die 
Staaten durch Anwerbung gut bezahlter Freiwilligenheere noch Streit- 
kräfte aufbringen könnten. Dem stehen aber die Tatsachen entgegen, 
daß nach diesem Kriege die Abneigung breiter Volksschichten gegen 
den Heeresdienst eine große sein und sich jedenfalls ein Millionenheer 
auf diese Weise nicht bilden lassen wird. In Wahrheit würde diese 
Reform wohl einer fast vollständigen Abrüstung gleichkommen, und 
wer für eine solch? eintritt, wfrd diesen Weg prüfen müssen.') 

Viel mehr Anklang hat in pazifistischen Kreisen die Idee gefunden, 
die Staaten sollten sich verpflichten, ihre Friedenspräsenzstärke nicht 
zu vergrößern. Das war schon der Kern des russischen Vorschlages 
auf der ersten Haager Friedenskonferenz gewesen. *) Ein anderer Plan 
geht dahin, die Präsenzstärke in der Weise zu beschränken, daß fortan 
nur ein Mann auf 1000 Mann der Bevölkerung zum Militärdienst ein- 

^) Es wurde ferner angeregt, die Staaten sollten sich verpflichten, fortan Männer 
Ober 30 Jahren nicht mehr unter die Fahnen zu rufen. BertUlon hielt es fflr richtig, 
wenn fortan nur ein Sohn in jeder Familie diene. 

*) Siehe de Beaufort, »Recueil de Rapports", III, S. 173; die neueren päpst- 
lichen Anregungen, oben S. 246 ff. Besonders in England ist die Abschaffung der 
Dienstpflicht verschiedentlich befürwortet worden; siehe z.B. Smuts, .The League 
of nations', a. a. O. S. 49 ff.; .Westminster Gazette", 11. und 13. Dezember 1918. In 
Holland hat Daehne van Varitk diese Forderung in der Tagespresse erhoben. Auf 
demselben Standpunkte steht der Entwurf der norwegischen Völkerbundgesellschaft 
vom Januar 1919. 

*) Die Notwendigkeit einer internationalen Polizeimacht spricht in besonderem 
Mafie dafür, die Dienstpflicht nicht völlig abzuschaffen. 

*) Fisdihof, Märignhac und Rühle haben sich gleichfalls zugunsten ähnlicher 
Reformen ausgesprochen. Vgl. meine Denkschrift .Limitation des armements', S. 75. 
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gezogen werden dürfe. Insbesondere hat 1872 der Amerikaner Dudley 
Field diesen Vorschlag in seinen »Draft outlines of an international code' 
gemacht^) Frhr. v. Bansen schlug 1856 wflhrend der orientalischen 
Krisis vor, die Heere auf den FuB von 1848 zurOckzufahren. 1905 
wollte Assessor a. D. Richard Reuter die Heere auf den Stand von 1870 
beschränkt wissen. Auf ähnlichem Wege sucht das Wettrüsten eine 
Anregung zu beseitigen, die im SchoBe des schweizerischen Komitees 
zum Studium der Grundlagen eines dauerhaften Friedensvertrages gemacht 
worden ist. Diese lautet:*) 

»Jeder dem Friedensvertrag beitretende Staat verpflichtet sich» sein zum 
Kriege ausgebildetes Heer im Laufe von höchstens drei Jahren nach einem zu 
vereinbarenden modus successive auf das Verhältnis von höchstens einem Prozent 
der Gesamtbevölkerung zu reduzieren. Kleine Länder, deren Wehrmacht durch 
dieses Verhältnis unter eine für die Aufrechterhaltung der Ordnung Im Innern 
und Beobachtung der internaUonalen Pflichten nötige Ziffer vermindert wflrde, 
dürfen bis 15000 i^ann ausgebildete Truppen halten. Dienstdauer des einzelnen 
Soldaten, Ausrüstung und Truppeneinteilung bleiben jedem einzelnen Staate fiber- 
lassen. 

Die oben angeführte Norm von höchstens einem Prozent der Bevölkerung 
für die gesamte Truppenmacht gilt gesondert für die i^utterländer und die Kolonien, 
wobei es jedem i^utterland freisteht, in einer Kolonie diejenige Tnippenmacbt 
zu unterhalten, die es für deren Schutz als notwendig erachtet, vorausgesetzt, dafi 
dieselbe nicht mehr als ein Prozent der Bevölkerung der betreffenden Kolonie 
ausmacht. Es dürfen niemals Besatzungen der Kolonien zur Erhöhung der 
Truppenstärke des i^utterlandes über das zulässige ein Prozent hinaus zugezogen 
werden. Truppenverschiebungen zwischen dem Mutterlande und den Kolonien 
müssen sofort durch entsprechende Abtransporte kompensiert werden, wenn die 
zulässige Quote überschritten würde. 

In der Quote von einem Prozent sind die bewaffneten und unbewaffneten 
Besatzungsmannschaften der Kriegsschiffe inbegriffen. Auch die zum Schutze 
der Kolonien unterhaltene Seemacht darf im Kriegsfalle nicht nach dem Mutter- 
lande transferiert werden. 

Länder, die auf zwei Kontinente übergreifen, dürfen in jedem kontinentalen 
Teil nur die durch obige Norm festgesetzte Truppenmacht unterhalten und nie- 
mals durch Herbeiziehung von Truppen aus dem einen Reichsteil diejenigen im 
anderen Reichsteil über die vorgesehene Norm von einem Prozent hinaus ver- 
stärken. 

Es ist bereits erwähnt, dafi die Bemannung der Kriegsflotte jedes einzelnen 
Landes in der Quote von einem Prozent inbegriffen ist. Eine spezielle Norm 
über die totale Tonnage usw., welche jeder seefahrenden Nation im Verhältnis 
zu ihrer Bevölkerungszahl, Küstenbeschaffenheit, Seehandel usw. maximal g^teXi^ 
sein soll, ist von einer Spezialkommission zu vereinbaren, wobei die Gesamtheit 
der bestimmenden Faktoren für jedes in Frage kommende Land festgestellt und 
darauf die allgemeingültige Norm angewendet wird . . .' 

*) Vgl. auch die Vorschläge von Raoul de ia Orasserie, MUes, VilUaumi, 
Blymyer usw. in meiner Denkschrift .Limitation des armements*, S. 75 ff. Vgl. 
V. Bahiers Vorschlag im Deutschen Reichstag vom 1. März 1880, oben S. 58. 

*) Denkschrift, S. 35 ff. 
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Sicherlich bietet eine derartige Beschränkung der Priedenspräsenz- 
stärke einen brauchbaren Weg. Dabei könnte man entweder die Zahl 
der Offiziere und Soldaten getrennt festlegen oder auch, um den Staaten 
einen gewissen Spielraum zu gewähren, eine Gesamtziffer vereinbaren. ^) 
Eine Bestimmung über die Dauer der Dienstzeit wäre nicht unbedingt 
erforderlich. Es stände jedem Staate frei, eine größere Anzahl Soldaten 
einige Monate oder eine geringere Anzahl Soldaten ein Jahr lang ein- 
zuziehen.') Fireilich ist diese Tatsache eine Schwäche des Projektes. 
Die Staaten könnten naturgemäß dadurch, dafi sie eine kurze Dienstzeit 
bestimmten und möglichst viele Leute ausbildeten, in einen weiteren 
Wettbewerb miteinander eintreten. •) Dieser würde noch erheblich ver- 
schärft werden, wenn man die gesamten Kriegsmittel, die Kanonen» 
Maschinengewehre, Luftfahrzeuge, Befestigungen usw. nach wie vor 
unbeschränkt vervollkommnen könnte. Auch würde eine Kontrolle hier 
nicht so leicht sein wie bei der Festsetzung der Heeresbudgets. 

Mir scheint, dafi derjenige Vorschlag die meisten Aussichten auf 
Annahme hat, der davon absieht, in die innere Organisation des Heer- 
wesens der einzelnen Staaten einzugreifen, und sich darauf beschränkt, 
die Budgets zu verringern. Irgendein bedeutsamer Einwand ist bishier 
gegen diese Idee nicht vorgebracht worden. Das Bedenken, dafi sich 
die Regierungen betreffs der Budgets nicht binden könnten, solange das 
Parlament darüber noch nicht entschieden habe, sowie der weitere Ein- 
wand, dafi die Etatsperioden in den einzelnen Ländern verschieden seien,, 
wurden bereits oben zurückgewiesen. Das hier in Frage stehende Problem 
ist so ungeheuer wichtig, dafi die Etatsperioden überall in Einklang 
gebracht werden müfiten, was lediglich eine einmalige' Anordnung in 
einzelnen Ländern erforderte. 

Man darf sagen, dafi man mit der Zeit allgemein dahin gelangt 
ist, diesen Vorschlag, d. h. eine internationale Beschränkung der Budgets» 



^) Letzteres befürwortet Broda, .Recueil-, III, S. 206 ff. 

'; Deshalb würde mit dem Vorschlage nicht ohne weiteres eine Beseitigung der 
allgemeinen Wehrpflicht verbunden sein. Im Gegenteil würde die Tendenz gefördert, 
daß möglichst alle Bürger gleichmäfiig zum Kriegsdienst herangezogen werden, aber 
eine kürzere Zeitspanne als bisher. Vgl. darüber die treffenden Ausführungen de ßeau- 
foris. .Recueü-, III, S. 174 ff. 

s) Deshalb wünscht Broda, .Recueil", III, S. 202, auch gleichzeitig eine Fest- 
setzung der von den Truppen abzuleistenden Diensttage. Eventuell befürwortet er. 
es solle lediglich eine Zahl bestimmt werden, die sich aus der MultiplikaUon der 
Zahl der Soldaten und der Zahl der Diensttage ergebe. Die Staaten könnten dann 
z. B. 100 000 Mann 2 Jahre lang im stehenden Heere und 4 Monate bei Übungen 
beschäftigen» oder aber 400000 Mann lediglich einmal 7 Monate hintereinander. Vgl. 
dazu , Berner Zusammenkunft zur Besprechung der künftigen Völkerbeziehungen V 
Haag 1917, S. 32. 
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als den weitaus geeignetsten anzusehen. Ihn hat schon Lorimer 1887 
befürwortet. ^) Auch haben ihn die beiden Kommissionen, die in Eng- 
land zur Vorbereitung der zweiten bzw. dritten Haager Friedenskonferenz 
zusammengetreten sind und beidesmal verschieden zusammengesetzt 
waren, übereinstimmend für den besten gehalten. Der Londoner Welt- 
friedenskongreß von 1908 hat ein Abkommen empfohlen, worin sich 
die Staaten verpflichten sollten, während einer begrenzten Reihe von 
Jahren beim Rüstungsbudget für Heer und Marine (zusammen oder 
einzeln) den Durchschnitt der Ausgaben während einer größeren Anzahl 
vorangegangener Jahre nicht zu überschreiten. Die deutschen PoUtiker 
Gothein und v. Gerlach haben eine allmähliche Verringerung der Heeres- 
budgets um 20 bzw. 10% für uurchführbar erklärt, und Bebel brachte 
in einer großen Rede zu Hamburg 1911 folgendes Projekt vor: Jeder 
Staat dürfe 1912 nicht mehr ausgeben als im Jahre 1911; für den Etat 
des Jahres 1913 müsse sodann das Jahr 1910, für das Jahr 1914 das 
Jahr 1909 maßgebend sein, usw. Auch die holländische Studienkommission 
des Anti-oorlograads ist der Meinung, daß das Heil in der Verminderung 
der Budgets beruhe, und die Berichte von de Beaufort, Broda, Nasmyth 
und de Meester stimmen damit überein. ') Schließlich ist auch der Ent- 
wurf Quiddes auf dieser Grundlage aufgebaut. 
, Es fragt sich nun, in welchem Verhältnisse die Budgets festgesetzt 
werden sollen. Viele Vorschläge, die in dieser Richtung gemacht worden 
sind, haben praktisch große Bedenken. Z. B. ist es nicht empfehlens- 
wert, die Budgets etwa allein nach der Lage der staatlichen Grenzen 
oder nach dem nationalen Reichtum, dem Außenhandel usw. zu richten.') 
Denn nicht nur ist es schwer, alle diese Faktoren in Ziffern auszu- 
drücken; es ist auch unmöglich, von einem einzelnen derartigen Ge- 
sichtspunkte auszugehen, weil dadurch große Ungleichmäßigkeiten ent- 
ständen. Dasselbe wäre von dem Vorschlage zu sagen, der allein die 
Bevölkerungsziffer in Betracht ziehen will. Diese Schwierigkeiten dürfen 
nun aber nicht dazu führen, eine Rüstungsbeschränkung für unmöglich 
zu erklären. Es hat einmal ein politisches Gleichgewicht in Europa 
bestanden, obwohl sich auch damals ein rein äußeriiches Kennzeichen 
für die Macht der Staaten nicht aufzeigen ließ und „Wissen und Er- 
fahrung, Intelligenz und Tatkraft, Fähigkeit der Organisation und Kunst 
der Regierung, Opfermut und Vateriandsliebe* *) dabei in die Wagschale 

^) Vgl. oben S.f6 und meine Denkschrift .Limitation des armements', S.82ff. 

«) .Recueil-, H, S. 170; m, S. 183ff., 211 ff.; IV. 310; deMeesten S. 10. Auch 
Delbrück, .Preufiische Jahrbücher", November 1917, S. 254, tritt für eine Festsetzung 
der Budgets ein. 

B) Vgl. Piloty a. a. O. S. 26 ff.; Madli von Lenzbmgg, .Abrüstung nach dem 
Kriege?', .Das Neue Europa', Zürich, Mai 1918, S. 19. 

*) .Redslob', S. 149. 



c) Vorschläge zur Beschränkung der Rüstungen zu Lande 379 

fielen und steter Wandlung unterworfen waren. Wenn es gelingt, ein 
System zu finden, das alle groben Ungleichheiten vermeidet, dann 
werden die Staaten darauf eingehen können, weil der Nutzen dieser 
Institution ein ungeheurer ist. Sehr wohl möglich wäre es, von dem 
Verhältnis des Durchschnitts der Militärbudgets der Staaten in der Zeit 
vor dem Kriege auszugehen, und zwar etwa auf das Jahr 1910, d. h. 
einen Zeitraum, wo die letzten grofien deutschen und französischen 
Heeresvermehrungen noch nicht stattgefunden hatten. Man wird sich 
dabei nicht sklavisch genau an die damaligen Ziffern zu halten brauchen, 
sondern von Fall zu Fall im Geiste gegenseitiger Verständigung über- 
legen, ob man nicht dem einen Staate ein größeres, dem anderen Staate 
ein geringeres Budget zubilligen soll. So ließe sich auch der Einwand 
aus der Welt schaffen, daß durch ein Zurückgehen auf den Stand von 
1910 Deutschland vor den anderen Staaten, die damals verhältnismäßig 
weniger gerüstet hatten, bevorzugt würde. Es käme letzten Endes auch 
hier darauf an, festzustellen, was jeder Staat zu dem Kontingent der 
internationalen Polizei beizutragen hat. 

Was die absolute Höhe der Budgets anlangt, so würde es gewiß 
nicht genügen, auf das Jahr 1910 zurückzugehen, sondern es müßten 
die damaligen Ausgaben noch um 50—75 •/© vermindert werden. *) Nur 
eine so radikale Beschränkung der stehenden Heere wird Europa vor 
dem vollkommenen finanziellen Zusammenbruch retten können. 

Broda^) macht nun auf die Schwierigkeiten aufmerksam, die be- 
züglich Englands entstehen würden, das erst während des Krieges die 
allgemeine Wehrpflicht eingeführt hat. Er schlägt deshalb vor, England 
eine ebenso große Armee wie Frankreich zuzubilligen. Das ist sehr 
wohl zu befürworten. Ich glaube aber, daß England sowohl wie seine 
Dominions gar keinen Wert auf eine so große Armee legen und frei- 
willig mit einer geringeren Truppenstärke zufrieden sein werden. Auch 
was die Schweiz und die Vereinigten Staaten von Amerika betrifft, so 
werden diese Staaten gewiß gerne auf ein besonders großes Heer ver- 
zichten. Es wird sich hier bei gutem Willen schon ein Weg finden, 
der zur Verständigung führt. Dasselbe dürfte betreffs der Kolonien, 
der Schutzgebiete usw. der Vertragsstaaten gelten, deren Heeresbudgets 
besonders zu vereinbaren wären. Darin liegt nicht, wie Umfrid^) meint, 
eine bedeutsame Schwierigkeit des Problems. Umfrid weist darauf hin, 

^) Broda, .Recueil', m, S. 205, 211 schlagt eine Herabsetzung auf den Stand 
vom 1. August 1914 vor; Ähnlich die hollandische Kommission. Dagegen mit Recht 
Quidde in seinem Generalreferat zur , Berner Zusammenkunft zur Besprechung der 
kflnftigen Völkerbeziehungen', Haag 1917, S. 29. 

«) A. a. O. S. 205 ff. 

») .Friedenswarte* 1913, S. 343. 
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daß die Kolonialtruppen im Falle eines Krieges in Europa verwandt 
werden könnten. Das maiBte den Staaten allerdings, wie ich im Einklangs 
z. B. mit dem vom Schweizer Komitee wiedergegebenen Vorschlage 
meine, verboten werden.^) 

Die Hauptsache wird sein, die Budgets von Deutschland, Öster- 
reich-Ungarn, Frankreich, Rußland, Italien, der Balkanstaaten usw. fest- 
zulegen, und da wird man wohl das richtige treffen, wenn man etwa 
das Jahr 1910 als Ausgangspunkt nimmt.*) Dabei ist zu bedenken, daß 
die Staaten nach dem Kriege sehr große Ausgaben haben werden, um die 
durch den Krieg zerstörten Rastungen wieder zu ergänzen. Solche Aus- 
gaben wären in dem Vertrage bereits als eingeschlossen zu betrachten. 
Es würde sich eine besondere Bestimmung, wie sie seinerzeit Quidde^) 
far die z. B. durch den Balkankrieg zur Reorganisation ihrer Heere ge- 
zwungenen Staaten vorgeschlagen hatte, erübrigen. Denn fast alle Staaten 
haben nach dem Kriege in gleicher Weise Waffen, Bekleidung, Pferde- 
bestände usw. ihrer Heere zu erneuern. Die wenigen Staaten, die während 
des Krieges neutral geblieben sind, spielen keine entscheidende Rolle, 
da es sich durchweg um Klein- oder Mittelstaaten handelt. Indem man 
also diese einmaligen, lediglich durch den Krieg entstandenen Ausgaben 
gleich mit in das Budget einrechnete, würde die Summe, die den Staaten 
im übrigen für dauernde Ausgaben zur Verfügung stände, noch weniger 
groß sein. Es wäre also eine erhebliche Herabsetzung der Heeres- 
stärke angebahnt. Nach einigen Jahren, wenn die Heere erst einmal 
wieder instand gesetzt sind, hätte eine weitere Verminderung der Aus- 
gaben durch internationale Vereinbarung zu erfolgen. 

Qtiidäe will in seinem Vertragsentwurf solche Ausgaben als nicht 
unter das zu vereinbarende Budget fallend betrachtet wissen, die zur 
Sicherung gegen außerhalb des Vertrages stehende Nachbarn dienen.*) 
Es wird sich aber nach dem Kriege eine Bestimmung dieser Art ganz 
gewiß erübrigen. Man kann unmöglich annehmen, daß sich auch nur 
ein Staat nach den Erfahrungen des Weltkrieges von einem solchen 
Abkommen fernhalten wird, es sei denn, er will es auf sich nehmen, 
als gemeinsamer Feind des Menschengeschlechts angesehen zu 
werden.*) 

*) Auch Art. 32 des Entwurfs der .Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht' 
steht auf diesem Standpunkte. 

*) Qothein (.Berliner Tageblatt', 20. Oktober 1918, Morgenausgabe), sowie 
Piloty a. a. O. S. 28, nehmen beide das Jahr 1914 zur Grundlage. Gothein will den 
Staaten etwa V4» Püoty etwa Vt ^^ damaligen Budgets bewilligen. 

•).Vgl. seinen Entwurf; daiu Umfrid, .Friedenswarte* 1913, S, 344. 

*) A. a. O. 

*) Siehe darüber auch weiter unten. 
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Es gibt nun eine Reihe von Schwierigkeiten zu überwinden, die 
bei der Frage entstehen, welche Ausgaben zum Heeresetat gehören 
sollen. ^) Belcanntlich werden eine Reihe militärischer Leistungen, z. B. 
in Deutschland, von den Gemeinden bewirkt. Auch sind schon Kriegs- 
schiffe usw. auf Grund öffentlicher Sammlungen gebaut worden. Quidde 
hat hierfflr einen trefflichen Weg zur Lösung gezeigt : ') Es sollen näm- 
lich alle Ausgaben, die bisher nicht in dem Militäretat enthalten waren, 
sondern bei anderen Etats, z. B. den Gemeinden, Provinzen usw., ver- 
rechnet wurden, weiter geleistet werden, ohne auf die vertragsmäßig 
festgesetzten Ausgaben in Anrechnung zu kommen. Dahin sollen Aus- 
gaben fflr das militärische Ersatzgeschäft oder zur Vorbereitung der 
Mobilmachung, Zuschüsse zu militärischen Übungen der Jugend, 
Prämien für Aufzucht militärischer Remonten usw., soweit sie bisher 
auf die Ziviletats verrechnet oder von den Gemeinden geleistet wurden, 
gehören. Dagegen sollen alle Ausgaben, die erst nachträglich auf den 
Etat überschrieben oder ohne eine bereits vorhandene Verpflichtung 
nachträglich von irgendeiner Seite bestritten werden, in den normalen 
Etat eingerechnet und von der zugestandenen Ziffer abgezogen werden. 
Weiter hat Quidde befürwortet: Wenn ein Staat vermehrte Ausgaben 
mache, um die wirtschaftliche Lage seiner Militärpersonen und ihrer 
Angehörigen zu verbessern, so soll diese Summe nicht angerechnet 
werden; wohl aber soll dies geschehen bei Ersparnissen, die der Staat 
macht, um durch Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage dieser 
Personen mehr Geld für Rüstungen ausgeben zu können.') Es wäre 
zu prüfen, ob nicht die betreffende Bestimmung betreffs Anrechnung 
oder Nichtanrechnung von Ausgaben auf den Etat lediglich dann An- 
wendung finden sollte, wenn der Staat die Gehälter seiner Offiziere und 
Mannschaften verändert, und ob man nicht in allen anderen Fällen, bei 
denen es sich um Pensionen, Invalidengelder dienstentlassener Soldaten 
oder um Unterstützung deren Familien handelt, diese Summe einfach 
aus dem zu beschränkenden Militäretat herausnehme und besonders 
ansetzte. Insbesondere die Pensionen der V^twen der im Kriege ge- 
fallenen Krieger, der invaliden Kriegsteilnehmer, oder der aus dem 
Dienste aus anderen Gründen ausgeschiedenen Personen haben ja mit 
dem Rüstungsetat an sich nichts zu tun, und es liegt im Interesse der 
Humanität, dafi diese Ausgaben so hoch wie möglich sind. 

^) Die Ausgaben fflr die Luftflotten müBten genau so wie beim Marineetat in 
dem allgemeinen Heeresbudget enthalten sein. Eine besondere Beschränkung des 
Luftheerbudgets würde sich somit erübrigen. Ebenso wflren die Kosten für BefesUgungs- 
anlagen zum Heeres- bzw. Marinebudget zu rechnen. 

•) A. a. O. 

») A. a. O.; Broda, .Recueil«, III, S. 212. 
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Wie wären aber Ausgaben zu berücksichtigen, die für den Bau 
von Eisenbahnen, für Dislokationen^) von Truppen usw. ausgegeben 
werden? Was den Bau von Eisenbahnen betrifft, so ist Broda*) zu- 
zustimmen, wenn er diesen vollkommen freigeben will. Dasselbe hätte 
betreffs des Problems der Dislokation von Truppen zu erfolgen, sowie 
bezüglich aller anderen Fragen, die dadurch auftauchen könnten, daB 
gewisse in nichtmilitärischen Budgets vorgesehene Ausgaben militärische 
Bedeutung haben. Krasse Fälle, die eine Umgehung des Inhalts des 
Vertrages bedeuten, müfiten nach dem Vorschlage von Quldde 
schiedsrichterlich erledigt werden. Es wäre ferner empfehlenswert,, 
den Staaten die Verpflichtung aufzuerlegen, solche Dislokationen ein 
halbes Jahr vorher mitzuteilen.') Man könnte dann rechtzeitig die 
Einwendungen dagegen vorbringen und eine friedliche Verständigung 
herbeiführen. *) 

Es ist weiter von Quidde der Fall in Betracht gezogen worden ^ 
daß ein Staat die ihm zugestandenen Rüstungsausgaben im Jahre nicht 
vollständig verbraucht. Er soll dann in einem der beiden folgenden 
Jahre nicht mehr als 57o ^^^ gesparten Summe über das vereinbarte 
Budget hinaus zulegen können. Dadurch soll verhindert werden, daß 
ein Staat mehrere Jahre hindurch Millionen Ausgaben spart und sie 
dann auf einmal zulegt, so daß nur zu leicht eine Beunruhigung seiner 
Nachbarn hervorgerufen werden kann. Quidde hat in seinem Entwürfe 
sowohl für das Mutterland wie für die Kolonien eine getrennte Fest- 
setzung der Militär- und Marineausgaben befürwortet und anheimgestellt» 
den Staaten Verschiebungen in den drei Bestandteilen der Gesamtaus- 
gaben bis zu 5^0 zu gestatten, wenn die Gesamtsumme dadurch nicht 
vergrößert würde. Es ist wohl kein zwingender Grund vorhanden, den 
Staaten dieses Zugeständnis zu machen, was übrigens schon Umfrld^} 
betont hat. 



^) Nach den Friedensverträgen von .1831 zwischen Bolivia und Peni waren die 
Truppen der beiderseitigen Staaten so verteilt, dafi die eine Hälfte nur in den einen 
und die andere Hälfte nur in den anderen Bezirken stationiert sein durfte. 

•) .Recueil-, III, S. 212. 

') Quidde. Dagegen Umfrid, .Friedens warte- 1913, S. 344. Er meint, daB sich 
die Staaten hierauf nicht einlassen würden. Aber auch nach dem Weltkriege nicht? 
In diesem Zusammenhange ist es von Interesse, darauf hinzuweisen, daB nach dem 
englisch-französischen Flottenabkommen von 1787 sowie dem bolivianisch-peruanischen 
Friedensvertrage von 1831 Vergröfierungen der im Vertrage vorgesehenen Truppenzahl 
nur nach vorheriger Mitteilung an den Vertragsgegner stattfinden durften. 

^) Fried, .Blätter für zwischenstaatliche Organisation*, März 1915, S. 20, weist 
darauf hin, dafi die Möglichkeit, solche Fragen schiedsrichterlich entscheiden zu lassen» 
den Mobilisationen Rußlands in der Zeit vor dem Weltkriege ihren Stachel genommen 
haben würde. 

») A. a, O. S. 343 ff. 
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Naturgemäß müßten die auf die Rüstungen zu Lande wie zur See 
bezüglichen Bestimmungen in einen einzigen Vertrag aufgenommen 
werden. Es würde nicht zweckmäßig sein, für Landheer und Flotte 
getrennte Entwürfe auszuarbeiten. Dabei wäre für das Mutterland und 
die Kolonien usw. sowohl ein Militär- wie ein Marinebudget aufzu- 
stellen. Wit aus dem bereits Gesagten weiterhin hervorgeht, müßte 
diese Vereinbarung alle Einzelheiten möglichst genau regeln. Sie dürfte 
sich nicht auf die Entscheidung der wichtigsten Zweifelsfragen be- 
schränken. ^ Das Abkommen müßte möglichst bald in Kraft treten, ohne 
daß die Ratifikation von selten sämtlicher Staaten abgewartet würde. 
Da es nun an und für sich jedem Staate freistände, durch die Ver- 
weigerung der Ratifikation die Teilnahme an dem Abkommen mit rück- 
wirkender Kraft hinfällig zu machen, so müßte das Statut des Haager 
Staatenverbandes, das ja am/ Schlüsse des Weltkrieges unbedingt fest- 
zustellen wäre, solcher Möglichkeit vorbeugen. Die Teilnahme an dem 
Rüstungsabkommen müßte zur Rechtspflicht jedes Mitgliedes des Haager 
Staatenverbandes gemacht werden.^) Die Vereinbarung wird zweck- 
mäßigerweise zunächst nur auf etwa fünf Jahre geschlossen werden,^) 
damit man später auf Grund der gemachten Erfahrungen die erforder- 
lichen Änderungen vornehmen kann. Einigen sich die Mächte nicht 
vor Ablauf der fünf Jahre auf ein neues Abkommen, so müßte der 
bisherige Vertrag auf fünf Jahre weiter laufen, am besten mit der von 
Quidde vorgeschlagenen Modifikation, daß sich dann von selbst die 
Rüstungsausgaben um 5°/o für diese fünf Jahre vermindern. Dasselbe 
hätte am Ende dieser neueüti Periode zu geschehen. Über die Mög- 
lichkeit einer Kündigung wird im folgenden Abschnitt zu handeln sein. 
Daß die Vereinbarung am besten am Schlüsse des Weltkrieges auf der 
dann tagenden Friedenskonferenz getroffen werden würde, wurde bereits 
an anderer Stelle hervorgehoben. Sollte man sich damit begnügen, 
das Rüstungsproblem auf einer späteren Sonderkonferenz zu lösen, so 
wäre es nützlich, wenigstens eine vorläufige Vereinbarung zu treffen, 
wonach bis zum Zustandekommen des endgültigen Vertrages eine Er- 
höhung der Heere verboten wird.') 

^) Vgl. dazu Nippold, »Die Gestaltung des Völkerrechts nach dem Welt- 
kriege*, Zürich 1917, S. 33 ff.. 111. 

') So auch Delbrüdi, .Preufiische Jahrbücher*, November 1917, S. 255. 

*) Hervorgehoben sei, dafi der schweizerische Regierungsentwurf für einen 
Völkerbund in der Prflambel bestimmt: .Die militärischen Rüstungen sind auf das 
geringste, mit den Interessen des Völkerbundes und der inneren Sicherheit der Staaten 
vereinbare Mafi zu beschränken." (Ahnlich das Projekt der Genfer Friedensgesell- 
schaft vom Januar 1919.) 



^ 



V. Die internationale Kontrolle und Garantie 

der Rüstungsbeschränkung 

Est ist bereits oben hervorgehoben worden, dafi eine Kontrolle 
der Rflstungsbeschrfinkung nichts Unerhörtes darstellen würde. Binden 
sich die Staaten einmal in bezug auf ihre Heeres- und Marinebudgets, 
so müssen sie auch damit einverstanden sein, dafi eine Befolgung der 
Normen der Vereinbarung kontrolliert wird. Man vergegenwärtige sidi, 
dafi jeder Staat dadurch keine gröfiere Beschränkung in seiner Sou- 
veränität als die anderen Mächte erleidet und dafi der Vortdl aus solcher 
Vereinbarung ein gewaltiger ist! 

Freilich wird man betonen müssen, dafi die Befolgung der Ver- 
einbarung vor allem durch die Parlamente und die Öffentlichkeit der 
einzelnen Staaten beaufsichtigt werden mufi, und dafi eine immer gröfiere 
Demokratisierung sowie eine allmähliche Oberwindung der alten Macht- 
politik durch eine Politik der Verständigung und des Interessenaus- 
gleiches^) eine immer gröfiere Garantie für eme treue Innehaltung des 
Vertrages bieten werden. Nur so wird es auch möglich sein zu ver- 
hindern, dafi die internationale Rüstungsbeschränkung eine Verstärkung 
der militärischen Spionage zur Folge hat und dafi sich die Staaten mit 
gutem Gewissen verpflichten können, fortan auf dieses unwürdige Mittel 
zu verzichten. Daneben aber wird fQr eine Kontrolle des Vertrages*) 
auf internationaler Grundlage zu sorgen sein. 

Es wird zu prüfen sein, ob es empfehlenswert ist, die Beobachtung 
der Vertragsbestimmungen durch ständige internationale Kommissare*) 
in den einzelnen Ländern kontrollieren zu lassen. Prinzipielle Gründe 
stehen dem nicht entgegen.^) Vielleicht wird man sich aber damit be- 

^) Vgl. hierzu das gnindlegende Werk von Fr. W, Förster, .Weltpolitik und 
Weltgewfssen', München 1919. 

8) Eine gewisse Kontrolle liegt bereits darin, dafi die Staaten, wie in den beiden 
letzten Kapiteln betont, den anderen gewisse Mitteilungen Ober neue Kriegsmittel, 
Über ihre Heeresetats usw. (am besten durch VermiUlung des Bureaus des Haager 
Schiedshofs) zu machen haben. Vgl. Erzbergers Entwurf. 

') Solche internationalen Kommissare waren in dem schwedisch-norwegischen 
Vertrage von 1905 vorgesehen. Eine Kontrolle durch nationale Kommissare sollte 
nach dem Präliminarfrieden zwischen Bolivia und Peru vom Jahre 1831 staUfinden. 

«) Vgl Broda, .Recueil*» III. S.214ff.; Fry, in dem oben erwähnten Aufsatze 
der »Nation* vom 6. November 1915, die für solche Kommissare eintreten. Nippold, 
.Die Gestaltung des Völkerrechts nach dem Weltkriege', S. 104. Dagegen Toinet, S. 
160, 163. .Berner Zusammenkunft zur Besprechung der kflnftigen Völkerbeziehungen', 
Haag 1917, S. 32. 
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gnflgen können,^) einen internationalen Gerichtshof mit ständigen Richtern 
ins Lebien zu rufen, *) der auf einseitige Klageerhebung der einen Partei 
in Tätigkeit tritt» mit der besonderen Bestimmungi dafi die Anrufung 
des Gerichtshofes erst statthaft wäre, nachdem ein Versuch diplomatischer 
Beilegung gescheitert ist') Es mQBte jedem Staate verboten sein, 
unter der Behauptung, der Gegner halte sich nicht an den Vertrag, 
seine Rüstungen einseitig zu erhöhen und sich dabei etwa auf die clausula 
rebus sie stantibus zu berufen.^) Nur der Gerichtshof kann festsetzen» 
daB ein Staat die Vertragsbestimmungen übertreten und eventuelle Aii^ 
Ordnungen rückgängig zu machen hat. 

In dem Gerichtshofe, der im wahren Sinne des Wortes ständig sein 
müßte, dürften die Militärs der Großmächte nicht vertreten sein. Denn 
von diesen ist eine unparteiische Rechtsprechung nicht zu erwarten« Sie 
können sich, wie Quidde mit Recht betont hat, „in Fragen, die ihr 
eigenes Handwerk angehen, nicht auf einen objektiven Standpunkt 
stellen*. Aber es würde doch anderseits nicht angehen, das völker- 
rechtliche Element in dem Gerichtshofe entscheidend sein zu lassen und 
die militärischen Fachleute lediglich als Sachverständige zu verwenden. 
Denn es handelt sich für den Gerichtshof in der Hauptsache doch immer 
um Entscheidungen rein technischer Art. Wäre es nicht das beste, wenn 
Holland, die Schweiz und die skandinavischen Staaten, die infolge ihrer 
besonderen Lage am meisten von allen kleinen Staaten an der Aufrecht- 
erhaltung xles Friedens und der Beseitigung des Wettrüstens interessiert 
sind, das Recht erhielten, die Richter für den Gerichtshof ausschließlich 

Die internationale Kontrolle könnte eventuell darauf beschränkt werden, ob ein 
Staat in Werften, Munitions-, Qewetirfabriken usw. flbermäBig viel Kriegsmaterial 
herstellen läfit. Grey hat in einer am 10. Oktober 1918 vor der .League of Nations 
Society and the League of Free Nations assodation* gehaltenen Rede darauf hingewiesen, 
es müsse eine internationale Kontrolle darüber ermöglicht werden, dafi nicht ein Staat 
in seinem Lande beträchtliche Waffen- und Munitionsmengen anhäufe. (.Holländische 
Nachrichten', 28. Oktober 1918, S. 2133.) Ahnlich Lord Curzon im englischen Ober- 
hause am 26. Juni 1918. (.Holländische Nachrichten', 15. Juli 1918, S. 1289.) 

*) Ein solcher war in dem argentinisch-chilenischen Vertrage von 1902/03, in 
dem schwedisch-norwegischen Vertrage von 1905 und dem zentralamerikanischen 
Friedensvertrage von 1906 vorgesehen. 

') Vgl. auch die weniger weitgehenden Ausführungen Delbrücks in den 
.Preußischen Jahrbüchern', November 1917, S. 255: .Ich könnte mir vorstellen, dafi 
man im Haag oder in Bern ein internationales Bureau einrichtet, das die Budgets 
aller Staaten umrechnet, so dafi sie vergleichbar werden und der Prozentsatz für Kriegs- 
rüstungen festgestellt werden kann. Alle Finanzminister müfiten verpflichtet sein« 
diesem Bureau die nötigen Auskünfte zu geben. In jedem Parlamente gibt es eine 
Opposition, die diese Auskünfte und Berechnungen kontrollieren würde. Zwingend 
dürften natüriich die Beschlüsse eines solchen, vielleicht nicht ganz unparteiischen 
Bureaus nicht sein. Seine letzte Entscheidung mufi jeder Staat selber treffen." (1?) 

«) Vgl. Toinet S. 156. 
W e b b e r g , Die inteniationale Bescbrinkuog der Rflstnngen 25 
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aus ihren eigenen Staatsangehörigen zu bestimmen ? Diese Staaten 
nehmen in der internationalen Staatengemeinschaft in jeder Beziehung: 
einen hervorragenden Platz ein. Männern, die mit aller Vorsicht unter 
den Edelsten dieser Nationen ausgewählt wflrden, könnte man sehr 
wohl die Entscheidung Aber die bei der Anwendung des Rastungs- 
vertrags entstehenden Meinungsverschiedenheiten anvertrauen. Haben 
sich doch auch inmitten des Haager Schiedshofs Holländer, Schweizer 
und Skandinavier sehr hervorgetan. Von den 13 Schiedsgerichten, die 
beim Haager Schiedshöfe bis zum Weltkriege getagt haben, wurden 
mehr als die Hälfte von Angehörigen dieser Länder geleitet. Wer femer 
die Presse, die Literatur und das ganze öffentliche Leben dieser Staaten 
verfolgt, wird immer wieder bemerkt haben, dafi sich hier die gewesenen 
Militärs von dem beschränkten Horizonte derjenigen freimachen, die 
alles durch die Soldatenbrille sehen und die politischen Fragen soldatischer 
Auffassung unterordnen. Nur in solchen Ländern ist es die Regel, daß 
frühere Offiziere fflr Fragen der internationalen Verständigung reges 
Interesse zeigen, daS sie in dem Wettrtlsten nicht nur einen Vorteil fOr 
die Militärkaste, sondern mehr noch eine ungeheure Schädigung des 
kulturellen und materiellen Fortschritts der Menschheit erblicken. Hol- 
land, die Schweiz, Schweden, Norwegen und Dänemark hätten nach 
meinem Vorschlage je 4 militärische und 2 völkerrechtliche Fachmänner 
für den Schiedshof zu bestellen, der in einer Besetzung von 5 bzw. 15 
(3 bzw. 10 militärischen und 2 bzw. 5 völkerrechtlichen) Mitgliedern 
zu tagen hätte, je nachdem es sich um die erste oder zweit? Instanz 
handelt. Die übrigen Richter wären lediglich als Crsatzrichter vorzu- 
sehen. Als Militärs würden Personen in Betracht kommen, die ber 
reits aus dem aktiven Dienst ausgeschieden sind und zum mindesten 
den Rang eines Obersten bekleidet haben. Nur solche, die nicht mehr 
in ihrem Berufsleben stehen, haben die nötige Freiheit des Blickes und 
Erfahrung. Da die Schweiz keine Marinefachleute besitzt, so würde 
dafür Sorge zu tragen sein, daB von den militärischen Richtern, die 
Holland und die skandinavischen Staaten ernennen, mindestens die 
Hälfte den Marineoffizieren entnommen würde. 

Die Richter wären von der Staatengemeinschaft zu honorieren. Als 
Sitz des Gerichtshofes käme lediglich Haag') in Betracht. Das Tribunal 
wäre vorteilhafterweise als Kammer des neu zu schaffenden ständigen 
Staatengerichtshofes zu errichten. V^chtig wäre es ferner, dem Gerichts- 
hofe das Recht zum Eriaß einer einstweiligen Verfügung zuzugestehen, 

^) Vgl. hierzu den Vorschlag von Lawrence, den Toinet S. 159, ohne Quellen- 
angabe anführt. Siehe femer Redslob, ä. 346. 

*) Es handelt sich auch hier darum, das Werk vom Haag soviel wie möglich 
zu unterstützen und jede neue Institution damit in Zusammenhang zu bringen. 
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falls angesichts der Rüslungsmafinahtnen eiiies: Staates Klage erhöben ist. 
Auch wäre dem Gerichtshof das Recht selbständiger Zeugen- und Sach- 
verständigenvemehmung einzuräumen. Die Signatarstaaten wären ver- 
pflichtet, far das Erscheinen vorgeladener Zeugen und Sachverständiger 
Sorge zu tragen. Die Befugnis zur Ortsbesichtigung im Gebiete einer 
der Parteien wäre wohl gleichfalls erforderlichi falls man auf internationale 
Kommissare verzichtet. Es ist anzunehmen, daB der Gerichtshof von 
dieser Befugnis nur m Ausnahmefällen Gebrauch machen wird. 

Es ist höchst wahrscheinlich, daß sich die Staaten auch ohne eine 
internationale Zwangsgewalt der Entscheidung des Schiedsgerichtshofes 
unterwerfen werden, wie die bisherigen Erfahrungen mit der Schieds. 
gerichtsbarkeit zeigen.^) Ganz besonders wird dies nach dem Kriege 
der Fall sein. Der Weltkrieg mit seinen gewaltigen Schäden hat den 
Staaten die furchtbaren Gefahren eines bewaffneten Zusammenstofies 
in solcher Weise gezeigt, dafi jede Regierung bereit sein wird, sich an 
die internationalen Verpflichtungen zu halten und schon ^ dadurch jeder 
Konfliktsmöglichkeit vorzubeugen. In dieser Hinsicht ist die Sachlage' 
eine wesentlich andere, als wenn der Rflstungsvertrag z. B. im Jahre 
1913 geschlossen worden wäre. Damals war jeder Staat auf einen 
kriegerischen Konflikt gefafit; eine allgemeine Nervosität herrschte. Es 
fehlte das Vertrauen in die Politik der anderen Staaten. Manche Re- 
gierung wäre vielleicht damals in die Lage gekommen, zu überlegen, 
ob sie nicht angesichts eines bevorstehenden Konflikts eine Überschreitung 
der ihr gesetzten Rüstungsschranken vor sich selbst hätte rechtfertigen 
können. Nach dem Weltkriege aber dürfte so leicht kein vernünftiger 
Staatsmann an einen neuen Krieg glauben. Alle Staaten haben ja das 
gleiche Interesse an Vermeidung neuer Konflikte. Deshalb hat man keine 
Ursache, den anderen Mächten noch weiter zu mißtrauen. ') Die Grund- 
lage des Rüstungsvertrages ist infolgedessen eine viel festere geworden, 
und absichtliche Übertretungen sind gewiß nicht zu befürchten. 

Falls man nun am Ende des Krieges eine internationale Polizei- 
macht errichtet,') so würde man dieser auch die Befugnis erteilen, den 

^) Einen traurigen Gegenbeweis liefert neuerdings der Protest Nikaraguas 
gegenüber den beiden letzten Entscheidungen des zentralamerikanischen Gerichtshofs. 
Vgl. darüber meinen Aufsatz im .Weltwirtschaftlichen Archiv* (1919). 

*) Freilich haben manche Autoren, z. B. Nippold, wiederhoU darauf hingewiesen, 
wie das Vertrauen zu manchen Regierungen im Kriege gesunken seii Das ist nicht 
anrichtig. Aber nach dem Kriege werden andere Regierungen erstehen, hinter die 
in geschlossener Phalanx die den Frieden wahrhaft liebenden Völker treten. 

') Vgl. über dieses Problem van VoUenhoven, .De eendracht v^n het land', 
Haag 1914; SdiOcking, .Der Staatenverband der Haager Konferenzen*, S. 289 ff.; 
.Recueil', II, S. 3 ff.; III, S. 121 ff.; Redslob» .Das Problem des Völkerrechts*, 
S. 274, 330ff.; MUhaud, .Du Droit de la force ä la force du Droit*, Paris 1915, 
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Entscheidungen des Gerichtshofes die nötige Autorität zu verschaffen* ^) 
Jede Lossagung von der Innehaltung des Vertrages müBte einer Kriegs: 
erklärung an den internationalen Staatenverband gleichkommen, und 
auch ein einseitiges Kündigungsrecht dürfte den einzelnen Regierungen 
nicht zugesprochen werden. Die Staaten müßten auf ein Kündigungs- 
recht*) des ja zunächst nur auf etwa fünf Jahre geschlossenen Vertrages 
verzichten. Nur durch Mehrheitsbeschluß des Staatenverbandes dürfte 
eine Aufhebung des Vertrages erfolgen. Das erscheint sehr weitgehend, 
zumal bisher eine solche Kündigung in allen Entwürfen vorgesehen ist 
Aber man bedenke, daß die Rüstungsvereinbarung nur dann ihren vollen 
Zweck erreichen kann, wenn sich alle Staaten daran beteiligen. 

Es wird Aufgabe des Haager Staatenverbandes sein, alle zweck- 
mäßigen Sicherheitsvorschriften dafür zu treffen, daß fortan ein Krieg 
innerhalb des Verbandes möglichst nicht mehr gestattet und jede Kriegs- 
erklärung des einen Staates an einen anderen als Rechtsbruch zu be- 
zeichnen ist, der eine Exekution des internationalen Staatenverbandes 
gegen den Vertragsbrüchigen zur Folge hat.') Geschieht dies, so ist 
irgendeine Bestimmung darüber, welche Folgen der Ausbruch eines 

S. 113; Nippold, »Die Gestaltung des Völkerrechts nach dem Weltkriege-, S.34ff.; 
Erich, .Probleme der internationalen Organisation*, Breslau 1914, S. 54ff.; Jaques, 
.De quelques considdrations sur la Res publica europ^enne", Paris 1910, S. 245 ff.; 
Toinet, S. 165 ff.; .War obviated by an international police', Haag 1915; Grosdi, 
.Internationale Polizeimacht', .Die Friedensbewegung' 1914, S. 250ff.; siehe femer 
die oben mitgeteilten Projekte von Sully, Alberoni, Abbä de Saint Pierre usw. 

^) In erster Linie werden wohl wirtschaftliche Zwangsmafinahmen in Betracht 
zu ziehen sein. Aber in letzter Linie mufi hinter dem Gerichtshof auch die bewaffnete 
Macht stehen. 

*) Vgl. Über die Frage der Kündigung den englisch-französischen Vertrag von 
1787, sowie den Rush'Bagot-Wttix^g, insbesondere die Geschichte des letzteren. 

s) Nach der allseitigen Anerkennung, die die amerikanische .Liga zur Erzwingung 
des Friedens* in den Vereinigten Staaten von Amerika, in England und Deutschland 
gefunden hat, darf man eine solche Bestimmung im Friedensvertrage ganz gewifi 
erwarten. 

Das Statut der Liga, auf das sich die Versammlung vom 17. Juni 1915 geeinigt 
hat, umfafit 4 Artikel, die folgendermaßen lauten: 

.Es ist far die Vereinigten Staaten erwünscht, sich einer Staatenliga anzu- 
schließen, die die Unterzeichner zu folgendem bindet: 

1. Alle gerichtsffihigen (justiciable), durch Unterhandlungen nicht beigelegten 
Fragen, die zwischen den Vertragschliefienden entstehen, werden» sofern sie durch 
Verträge begrenzt sind, einem Gerichtstribunal zur Prüfung und Urteilsfflllung* 
unterbreitet, sowohl in Hinsicht auf Inhalt und Art der Frage, wie auf die für sie 
geeignete Rechtsprechung. 

2. Alle anderen Fragen, die zwischen den Vertragschliefienden entstehen und 
durch Unterhandlung nicht beigelegt werden können, werden einem Verständigungs- 
rat zur Prüfung, Erwägung und Empfehlung unterbreitet. 
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Krieges auf die Galligkeit des RQstungsvertrages hat, unnötig. ^) Würde 
aber der Staatenverband eine Kriegserklärung k^ftig etwa nacli dem 
Ablauf einer Frist von drei Monaten, gerechnet vom Abbruch der diplo- 
matischen Beziehungen, und nach vorheriger Anrufung des internationalen 
Vermittlungsrats zulassen, dann käme es weiter darauf an,, ob man inner- 
halb der Dberiegungsfrist den streitenden Parteien eine Vergrößerung 
von Heer und Flotte erlauben . soll. Diese Frage wäre wohl zu ver- 
neinen. Denn eine Heeresvermehrung würde den akuten Konflikt noch 
mehr zuspitzen und die Lage der Streitteile im Kriegsfalle nur absolut, 
nicht relativ verbessern. Von dem Augenblick an, wo ein von der Staaten- 
gemeinschaft zugelassener Krieg geführt wird, bis zum Friedensschlüsse 
müfite naturgemäß die ^rksamkeit des Vertrages für die Streitteile sus- 
pendiert sein. Eine Rückwirkung auf die anderen Teilnehmer der Ver- 
einbarung brauchte aber diese Tatsache nicht zu haben. 

3. Die Vertragschliefienden werden gemeinsam sowohl ihre wirtschaftlichen 
wie militärischen Kräfte gegen irgendeinen von ihnen zur Anwendung bringen, 
der zum Kriege schreitet oder feindselige Handlungen unternimmt gegen einen 
anderen Vertragschliefienden, ehe eine Streitfrage in der vorgesehenen Art unter- 
breitet worden ist 

4. Von Zeit zu Zeit sollen zwischen den Vertragschliefienden Konferenzen 
abgehalten werden zwecks Formulierung und Kodifizierung von Völkerrechts- 
regeln, die, sofern nicht einige Vertragschließende innerhalb eines festgelegten 
Zeitraumes ihre abweichende Meinung andeuten, fernerhin die Entscheidungen 
des im ersten Artikel erwähnten Qerichtstribunals beherrschen sollen.' 

^ Vgl. die obigen Ausführungen anläßlich des chilenisch-argentinischen Vertrages. 
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VI Die Rüstungsbeschränkung am Ende des 

Weltkrieges 

Wir haben in den bisherigen Ausfflhrungen die Ansicht vertreten, 
dafi eine Beschränkung der Rüstungen schon vor der Vollendung der inter- 
nationalen Organisation vereinbart werden mflsse, weil das WettrOsten 
nicht lediglich als eine Folge, sondern gleichzeitig auch als Ursache der 
internationalen Desorganisation zu betrachten sei, beide also in Wechsel* 
beziehung miteinander ständen und so;nit die allmähliche Bekämpfung 
gleichzeitig und unabhängig voneinander in Angriff genommen werden 
müsse. Die Tatsache, daß zahlreiche Verträge über Rüstungsbeschränkung 
ohne eine gleichzeitige Staatenorganisation zwischen vereinzelten Re- 
gi^ungen geschlossen worden sind, spricht für die Richtigkeit dieser 
Behauptung. Ich kann daher dem hochverdienten Senior der deutschen 
Friedensbewegung, Pfarrer Umfrid, nicht zustimmen, wenn er im An- 
schluß an Schlief ausführt:^) Die Staaten müßten einen Mächtetrust 
schließen, den bestehenden Zustand anerkennen und sich verpflichten, 
daran nicht mit Waffengewalt zu rütteln. Dann müsse festgestellt werden, 
was jede Nation auf Grund ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit zum 
gemeinsamen Schutz beizutragen habe; dadurch würden diese Ausgaben 
als Pflicht gegenüber dem Ganzen, als Quote für den gemeinsamen 
Kulturschutz erscheinen, die der einzelne nicht mehr nach seiner Will- 
kür vermehren oder vermindern könnte* Den Rüstungen wäre dadurch 
ein anderer Charakter gegeben, und die Schraube könne rückwärts ge* 
dreht werden. Nur auf diese Weise ist nach Umfrlds Auffassung das 
Wettrüsten zu beseitigen. Umfrid^) zieht vor allem in Zweifel, dafi 
die Staaten, solange das internationale Mißtrauen gilt, einen Rüstungs- 
vertrag loyal halten werden. Aber soll man deswegen, weil die Mög- 
lichkeit eines Rechtsbruches vorhanden ist, von dem Abschlüsse dieser 
oder ähnlicher internationaler Verträge abstehen? Auch nach der Schaffung 
eines Staatenverbandes wird ja keineswegs alles Mißtrauen aus dem 
Leben der Völker verschwunden sein, und dennoch wird man einen 
Rüstungsvertrag schließen, weil schon sein Vorhandensein einen großen 

^) In seiner Schrift über .Rüstungsstillstand', 1911, S. 12ff.; vgl. auch sein 
Buch .Europa den Europäern'« 1913, S. 86; meine Denkschrift .Limitation des arme- 
ments*. S.43ff. 

*) Vgl. auch seint Attsfflhningen in .Priedenswarte' 1913, S. 344. 
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moralischen Einflufi ausüben wflrde. Wenn einer Vermehrung der Rüstungen 
auf diese Weise ein Riegel vorgeschoben ist, wird eine immer tiefere 
Aufklärung der Volksmassen, eine Demokratisierung der auswärtigen 
Politik, eine Veredelung der Diplomatie usw. um so ungestörter vor dem 
hemmenden Einflüsse des Wettrüstens erfolgen können. Genau dasselbe 
hätte auch für die Zeit vor dem Weltkriege gelten müssen. Wenn man 
rechtzeitig einen Rüstungsvertrag geschlossen hätte, so wäre vielleicht 
der Weltkrieg mit seinen furchtbaren Opfern vermieden worden. Einer 
seiner t>edeutsamsten Keime wäre jedenfolls rechtzeitig beseitigt wordeü. 
Umfrid hat die Rüstungen allzusehr lediglich als ein Symptom der inter- 
nationalen Desorganisation aufgefaßt. 

Aber man kann heute die Richtigkeit der Umfridsdien Auffassung 
dahingestellt sein lassen. Es unterliegt wohl kaum einem Zweifel, daß 
wir am Ende des Weltkrieges jenen Staatengrundvertrag erhalten werden^ 
für den der blinde Stuttgarter Pfarrer ein Menschenalter hindurch ein- 
getreten ist. Daß durch eine wahrhafte Staatenorganisation die Rüstungs- 
beschränkung einen ganz besonderen Wert, ja erst ihre vollkommene 
Garantie erhält, darüber stimme ich mit Umfrid ganz überein. Nicht 
nur durch den ständigen Gerichtshof, dessen eine Kammef über Streik 
fragen betreffend die Auslegung des Rüstungsvertrages zu beschließen 
haben wird, sondern auch durch die Schaffung einer internationalen 
Polizeimacht wird die neue Vereinbarung ihre besondere Anlehnung 
an den Staatenverband erhalten. 

Wir stehen am Schlüsse unserer Betrachtungen. Als ich vor etwa 
zehn Jahren die ersten Vorarbeiten für dieses Werk begann, habe ich 
nicht geglaubt» daß seine Vollendung in eine Zeit fallen würde, die. so 
reif für einen Rüstungsvertrag wäre, wie die gegenwärtige. Mehr als 
theoretische Darlegungen bat der Weltkrieg mit seiner Vernichtung von 
Millionen von Menschenleben und Milliarden von VolksvermOgeh die 
Torheit des Wettrüstens enthüllt, die Stellung der Kämpfer für eine 
internationale Verständigung befestigt und den Hetzern die Maske vom 
Gesicht heruntergerissen. Er hat dargetan, daß der Frieden nicht durch 
Machtsteigerung und Bedrohung der anderen, sondern nur durch Ver- 
ständigung und Zusammenarbeit aller aufrechterhalten werden kann. 
Das Wettrüsten, das die Pazifisten in allen Ländern immer als unheil- 
voll hingestellt haben, hat die europäischen Staaten bis nahe an den 
Rand des Abgrunds geführt. . Es hat ihnen Wunden geschlagen, die 
erst nach vielen Jahrzehnten und nur dann heilen können, wenn die 
alte Bahn endgültig verlassen wird. Anderseits hat das traurige 
Erlebnis des Weltkrieges die Geister in einer Weise aufgerüttelt, daß 
nadi des deutschen Reichskanzlers Worten vom 8. November 1916 »ein 
Schrei nach Verständigung" durch die Welt gehen wird. Wie sehr 
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haben doch die Ereignisse die Arbeif derer gerechtfertigt, die anter 
dem Hohne und Spott ihrer Zeitgenossen die Menschheit auf friedlichem 
Wege zu demselben Ziele führen wollten, zu dem sie nun leider dtirc± 
die furchtbare Schule des Weltkrieges hat gehen müssen I 

Nachdem die Erkenntnis von dem Irrtum der alten Machtpolitik 
in weite Kreise gedrungen ist, gilt es die rechten Voraussetzungen für 
eine neue Kultur- und Verständigungspolitik zu finden. Dabei kann es 
sich nicht lediglich um die Aufstellung von Rechtsnormen handeln. Min- 
destens ebenso wichtig ist, dem neu zu schaffenden Rechte durch eine 
stete Beeinflussung der Schule, der Presse, der Diplomatie und Qber- 
haupt des gesamten öffentlichen Lebens der Staaten nach innen und 
im Verhältnis nach außen die psychologische Grundlage zu gebea 
Das ist nur möglich, wenn sich die Staaten in Zukunft nicht mehr aaf 
ihre eigene Militärmacht stützen, sondern sich ihre Unabhängigkeit von 
dem Staatenverbande garantieren lassen. Solange sich die Regienipgen 
nur dann einigermaßen sicher fühlen, wenn sie ein starkes eigenes Heer 
besitzen, solange wird die Vergrößerung desselben wie die dadorcA 
herbeigeführte Bedrohung der anderen Staaten und das System der 
Verhetzung fortdauern* Nicht die eigene, oft willkürlich benutzte Ge- 
walt darf fortan die Rechte der Staaten schützen, sondern nur der höhere 
Organismus des Staatenverbandes, der den Worten: »Niemand kann in 
eigener Sache Richter sein*, auch im Völkerleben ihre Anwendung sichern 
und das heilige Recht aller Staaten auf ihre Existenz schirmen wird. 
Erst dann wird der Rechtsgedanke nicht mehr vor den größten Fragen 
der Ehre und der Lebensinteressen der Mächte stehenbleiben, sondern 
das gesamte internationale Leben durchdringen. Das sich auf die 
Rüstungen stützende Prinzip der Selbsthilfe wird aus dem Leben der 
Völker verschwinden, und alle Staaten werden mitarbeiten an der Ver- 
wirklichung jener großen Worte des Grafen Mirübeaa: 

„Das Recht wird einmal der Souverän der Welt werden/ 
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. I. Beschlüsse und Kundgebungen 
von Friedenskongressen und Vereinen über die 

Rüstungsfrage 

A- Der Weltfriedenskongresse und des Berner Bureaus 

a) Action des Gouvernements et des Parlements 

ü y a lieu d'appeler respectueusement Tattention des gouveraements 
sar la näcessitö d'entrer, par une mesure g^närale et simultan^e, dans un 
Systeme de däsarmement, qui, en räduisant les charges des Etats, fasse en 
mteie temps disparaitre une cause permanente d'irritation ou d'itiqui^tude. 

(Brüssel 1848.) 

U est de la plus haute importance d'attirer Tattention imm^dlate des 
gouvernements sur la n^cessitä d^un d£sarmement g^n^ral et simultan^, nön 
seulement afin de räduire les d^penses gigantesques faites pour entretenir des 
armtes permanentes de terre et de mer, mais aussi pour faire disparaitre une 
cause permanente d'inquiätude et d'irritation entre les nations. (Paris 1849.) 

Les armements permanents au moyen desquels les Gouvernements 
d'Europe se provoquent continuellement, imposant des charges insupportables 
et infUgeant de cruels maux moraux et sociaux ä leurs peuples, ce Congris 
ne peut trop insister pour que les gouvernements appliquent un systime de 
d^armement international, sans porter pr^judice aux mesures consid^r£es 
comme n^cessaires pour le maintien de la s^curit^ des citoyens et la tran- 
quUlM Interieure de chaque Etat. (Francfort 1850.) 

Consid^rant que les armements permanents au moyen desquels les gou- 
vernements d'Europe se provoquent les uns les autres, tout en faisant sans 
• cesse profession d'amitlä et de confiance mutuelles, sont une source d'immo- 
ralite sociale, de g^ne financiire et de maux nationaux, et maintiennent en 
outre en permanence Tinqui^tude et Tirritation parmi les nations. 

Ce Congrös insiste särieusement aupr&s des gouvernements sur Tur- 
genta n^cessit^ d'appliquer un syst^e de d^sarmement international. 

(Londres 1851.) 

Le Congrös est d'avis: 

Que les gouvernements des peuples civiUs^s devront ouvrir au plus tdt 
des nägociations pour arrfver i un däsarmement proportionnel et simultahd 
dans chaque pays. /Paris 1878.) 
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3% !• Beschlüsse und Kundgebungen von Friedenskongressen usw. 

1. Le Congrös demande qu'un memoire seit präsente, par les soins du 
Bureau, aux gouvemements de tous les pays civilis^s les priant d'adopter 
telles mesures diplomatiques qui pourront amener T^tablissement d*un trait^ 
pennaQent et d'une cour d'arbitrage, ou de toutes autres mesures pratiques 
pour assurer un ddsarmement rapide de toutes les nations. (Paris 1889.) 

I. Le Congris croit pouvoir affirmer que le monde civilis^ d^sire la 
paix et attend impatiemment le moment de voir cesser les armements, qui, 
faits ä titre de defense, deviennent ä leur tour un danger en maintenant la 
d^fiance r^ciproque, et sont en m^me temps la cause de ce malaise ^cono- 
mique g^niral qui emp^che d'aborder däns des conditions satisfaisantes les 
questions qui devraient primer toutes les autres: celles du travail et de la misire. 

IL Le Congris, reconnaissant qu'un d^sarmeüient gdnäral setait la meil- 
leure garantie de la paix et conduirait ä r^soudre au point de vue des intdr^ts 
g^n^raux les questions qui ä präsent divisent les Etats, ^met le voeu qu*un 
congrfes de repr^sentants de tous les Etats de TEurope soit le plus tot possible 
r^uni, afin d'aviser aux moyens de r^aliser un däsarmement graduel g^näral, 
que Ton entrevoit d^ji comme possible. 

III. Le Congr&s,^ttendu que la timidit^ d*un seul gouvernement ponr- 
rait suffire ä retarder ind^finiment la convocation du congris ci-dessus indi- 
qu^, est d'avis que le gouvernement qui le premier se räsoudra ä renvoyer 
dans leurs foyers un nombre notable de soldats aura rendu un des plus grands 
Services ä TEurope et ä J'humanit^, parce qu'il obligera les autres gouveme- 
ments, poussäs par l'opinion publique, ä suivre son exemple, et par la force 
morale de ce fait acquis il aura augmentä au Heu de diminuer le$ conditions 
de sa defense nationale. 

IV. Le Congrös, consid^rant que la question du däsarmement, aussi 
bien que celle de la paix en g^n£ral, dopend de l'opinion publique, recom- 
mande aux Soci^t^s pour la Paix repr^sent^es id, et aussi ä tous les Amis 
de la Paix, de se livrer ä une propagande active dans le ptiblic, sp^dalement 
pendant les päriodes d'äections parlementaires, afin que les älecteurs donnent 
leurs vo!x aux candidats qui auront fait entrer dans leur Programme la paiX, 
le d^sarmement. ' (Londres 1890.) 

Le Congr&s invite les Soci£täs de la Paix, les Soci^t^ ouvriöres et tous 
les Amis de la Paix ä poursuivre simultandment dans tous les pays une 
agitation populaire dans le but d'obtenlr une Conference des Puissances 
europ^ennes pour faire op^rer un d^sarmement mutuel, propoitionnel et ' 
simultan^. (Rome 1891.) 

Comme la politique bas^e sur le principe »Si vis pacem, para bellum* 
s'est montr^e incapable d'emp^cher les plus grandes guerres des temps 
modernes, le Congr&s invite les Puissances europ^ennes ä substituer pro- 
gressivement ä cette politique celle du d^sarmement mutuel. (Berne 1892.) 

Le Congrös exprime la conviction que la conclusion du trait^ d'arbitrage 
permanent pr^conis^ par lui permettra aux Puissances europ^ennes d'op^rer 
dans leurs armements la r^duction indispensable ä T^quilibre de leurs budgete, 
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ä rallögement des charges consid^rables qui p^ent sur les citoyens et au 
d£veloppement des Services publics pacifiques. 

, Mais consid^rant d6s aujourd'hui que les diverses Puissances euro« 
p£ennes par leur course aux armements sans limites fönt d*inutiles sacrifices» 
en raison du perp^tuel recommencement qu'elles s'imposent respectivement» 
il exprime Tespodr qu'une r£ponse favorable serait faite par toutes les 
Puissances europ^ennes ä Tinitiative qui pourrait 6tre prise par Tune 
d'entr'elles de la r^union d'une Conference internationale relative ä une trfeve 
d'armements. 

II prle, en attendant, les Gouvernements de ne ridamer aucun nouvel 
accroissement de leurs budgets de la guerre ou de la marine et invite les 
Parlements, dans rint^rfit bien entendu des Peuples qu*ils repr^sentent, i 
repousser nettement toute demande qui aurait pour r^sultat direct ou indirect 
l'augmentation des charges militalres qui pösent sur leurs commettants. 

Le Bureau du Congris est charg^ de transmettre cette r^solution ä la 
Conference interparlementaire de La Haye. (Anvers 1894.) 

Le Congrfts proteste contre Taccroissement continuel des d^penses 
d'armement, et il conjure les membres des diff^rents Corps l^gislatifs dans 
le monde entier de voter contre toute augmentation future de ces d^penses« 
II invite aussi les eiedeurs ä ne donner leurs suffrages qu'i des candidats 
d^cidäs i suivre cette ligne de conduite. (Budapest 1896.) 

Le Congrös exprime son ardente admiration pour Texemple donnä par 
les Dukhobortsi russes et par d'autres petites communaut^s continentales. II 
exprime egalement sa gratitude envers Tun des plus grands littärateurs vivants, 
le comte L^on TolstoT, pour le g^nie et le d^vouement qu'il a mis au Service 
des id^es pacifiques telles qu'il les entend. (Glasgow 1901.) 

1. Le 10^ Congrös universel de la Paix proteste avec Energie ^ontre 
Taccusation d'anti-patriotisme qui est fr^quemment adress^e aux membres des 
Societes de la Paix. En s*efforcant d*eviter la guerre ä leur propre pays, les 
Pacifistes travaillent mieux que quiconque ä sa s^curite. 

Le Congr^s d^dare qu'il considfere le d^sarmement comme un r^sultat 
de i'organisation de la Paix, plutöt que comme un moyen d'arriver ä la Paix. 
n est convaincu que Tapplication aux nations d'un systime de justice de 
nature ä rösoudre pacifiquement les conflits intemationaux conduira n^cessaire- 
ment et normalement ä une r^duction progressive et simultan^e des armements 
qui p&sent sur toutes les nations. 

Le Congr&s estime que l'existence et surtout Tusage de la Cour de 
La Haye, ainsi que la signature de trait^s d'arbitrage permanents destin^s ä 
rendre encore plus efficace la Convention pour le röglement pacifique des 
conflits intemationaux, sont de nature ä amener ce r^sultat. (Glasgow 1901.) 

Le Congr^s de la Paix, rappelant les rösolutions prises ä Glasgow 
relativement au droit international et au d^sarmement, estime en outre que 
tous les modes d'action morale, politique ou ^conomique propres ä arr£ter la 
concurrence des armements et ä les r^duire d'une fagon ddcisive doivent ^tre 
encourag^s. 
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Le Congrte exprime Tespoir que le$ signataires de la Convention' 
La Haye mettront tris prochainement ä ex^cutlon le vceu formul^ par letiis 
dä^guiSs »d'une entente concernant la llmitation des forces arm^es de.terre 
et de mer et des budgets de guerre". (Monaco 1902.) 

,1^ Le Coiigr&s est persuad^ que le temps est venu de remettre au 
Premier plan de la propagande des Soci^tds de la Paix la tentative d'une 
trive internationale d'annements. Pendant Tann^e demi&re, legaspillage des 
ressources publiques occasionn^ par la rivalit^ infnictueuse des grandes 
Puissances a pris des proportions inouTes et a €i^ bläm^ par des hommes 
d'Etat avanc^s en France, en Grande-Bretagne, en Allemagne et aux Etats- 
Uiiis. Le Congrfes salue avec une satisfaction particuliöre les d^clarations 
sages et courageuses de M. Jaurts, de M. d^Estoumelles de Constant et 
d'autres membres de la Chambre frangaise dans le cours des m^morables 
d^bats du 19 au 29 janvier dernier.' 

1,2** Le Congrös rappelte aux Soci^t^s constitu^es et ä leurs amis dans 
le monde entier les r^solutions suivantes vot^es par la Conference de La Haye: ^) 

«La Conference estime que la limitation des charges militaires qui p^sent 
aduellement sur le monde est grandement däsirable pour l'accroissement du 
bien-etre mat^riel et moral de Thumanite. La Conference emet le vceu que 
les gouvememerits, tenant compte des propositions faites dans la Conference, 
mettent ä retude la possibilite d'une entente concernant la limitation des 
forces armees de terre et de mer et des budgets de guerre." 

Le Congris invite les Amis de la Paix de tpus les pays ä insister 
aupr&s de leurs gouvernements pour qu'ils poursuivent sans retard retude de 
cette question et prennent des mesures en vue de la convocation d'une nou- 
vdle Conference internationale dans le but d'arrlver ä une trive des armements 
et ä leur reduction finale. ' 

3^ Comme mesure contribuant ä ces fins, le Congres propose ä l'Institut 
international de la Paix *) de rassembler tous documents probants sur la 
manifere la plus efificace de produire un arr£t des armements et de depenses 
militaires et maritimes, de sorte que, sur la base de ces documents, un projet 
pratique soit redige et soumis aux Puissances representees ä la Cour perma- 
nente de La Haye. 

4*» Le XII* Congres universel de la Paix prie respectueusement M. Emile 
Loubetf President de la Republique frangaise, d'user de sa grande influence 
personnelle pour qu'une negociation soit prochainement ouverte entre les 
Gouvernements en vue de la reduction des armements. 

S"" Le XIP Congres universel de la Paix prie respectueusement le Gou- 
vernement de la Republique fran^aise de vouloir bien prendre la glorieuse 
initiative d'une negociation entre les Gouvernements en vue de la reduction 
generale et simultanee des armements. 

6° ,Le Congres s'associe pleinement au vceu de la XI* Conference inter- 
parlementaire tenue ä Vienne, pour qu'une nouvelle Conference intergouverne- 

^) Acte final de la Conference de 1899. 
*) De Monaco. 
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mentale se r£unisse pour reprendre la question de l*arr^t des artnements, 
officiellement propos^ par la Conference de la Haye." 

7® Le Congr&s de la Paix recommande aux Groupes parlementalres 
Amis de la Paix et de la justice internationale la Präsentation simultan^e» 
dans leurs Parlements respectifs, d'une r^solutjpn aiiisi confue: 

,La Chambre (ou le S^nat, — au nom du Parlement), invite le gouverne- 
ment ä introduire une r^dudion notable dans le prochain budget de la guerre 
et de la marine militaire^ et ä s'entendre ä ce sujet avec les gouviemements 
dtrangers." 

8** Le Congr^ ^met le voeu que les pacifi$t(^s de chaque Etat appuient 
toute mesure tendant ä r^duire le Service milttaire. 

9° Le Congris approuve et Signale aux membres des divers Parlements 
les excellentes paroles adress^es par M d Esiournelles de Constant k At. le 
Pr&ident du Croupe frangais ä la Conference interparlementaire de Vienne, 
lesquelles, totrt en approuvant que l'action parlementaire et interparlemeoiaiie 
s'exerce surtout sur les questions d'arbitrage, rappellent que le but final de 
cette action reste le m^me que d^s le d^but, ä savoir le däsarmeinent des 
nations, la Paix universelle. (Ronen 1903.) 

Le XV!*"^ Congr^s, constatant combien il est difficile d'en venir ä un 
accord de toutes les nations concemant le d^sarmement simultane et genefai, 
parce que la Situation politique est differente d'un Etat k Tautre; espire qu*une 
des nations ayant de moins ä craindre d'une atteinte k son inddpendance et 
ä son integrite nationale, donnera la premiöre Texemple d'une reduction de 
ses armements. Cet exemple, en suite du grand bänefice economique qui 
resulterait pour les populations de cet Etat, serait bientöt suivi de quelque 
autre nation, puis successivement de toutes. (Munich 1907.) 

L Considerant que, comme Ta fait remarquer le premier Däegue anglais 
k la Conference de La Haye, le 17 aoOt 1907, les depenses annuelles d'ar: 
mements des Puissances d'Burope, des Etats-Unis et du Japon, ont passe 
entre la premiere et la seconde Conference de La Haye, de fr. 6275 millions 
k fr. 8000 millions, soit une augmentation de fr. 1725 millions en huit ans, 
et que, s'il n'y est pas porte remfede, il y aura un nouvel accroissement de 
ce deplorable gaspillage avant la troisieme Conference de La Haye en 1914; 

Considerant les dangers que creerait une faillite politique internationale 
de cette importance et la necessite, reconnue par M. Uon Bourgeois^ le 
premier deiegue fran^ais, d'entreprendre resolument avant la prochaine Con- 
ference, retude de la question; 

Considerant Toffre du Gouvernement anglais de negocier avec d'autres 
Gouvernements en vue de realiser un arret dans les armements; 

' Le Congris exprime ardemment le voeu que de telles negociations.soient 
ouvertes immediatement, et qu'on convoque sans deiai une Conference spe- 
ciale des grandes Puissances navales, de fagon qu'un plan pratique d'arret 
des armements soit eiabore et mis k execution avant la reunion de la troistöme 
Conference de La Haye, essai qui, en cas de reussite, minerait k un accord 
plus complet dans le mfime sens. 
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Le Congrte d^cide, en outre, de prier instamtnent le Gouvernement de 
la Grande-Bretagne de convoquer cette Conference aussitöt que les circonstances 
le permettront 

IL Le Congrfes exprime Tkvis que, pour le moment, un moyen pratiqae 
de mettre un terme ä la pro^ession des armements consisterait ä condure 
pour un nombre d'ann^es limit^ un accord par lequel chaque Etat contradant 
s'engagerait ä ne pas d^passer pour les budgets de la guerre et de la marine 
(r^unis ou s^par^) la moyenne des d^penses effeduäes, pour ces mfimes 
budgets, pendant la Periode pr^c^dente d'^gale dur^e. (Londres 1908.) 

L Le Congr&s, sous Timpression penible des armements qui ont eu lien 
r^cemment et qui d^passent tout ce qui a ^t^ fait }usqu*id, proteste, moins 
contre les gouvemements et les parlements qui les ont jug^s n^cessaires que 
contre l'^tat d'anardiie internationale, cause premi&re de ces d^plorables exc^. 

II rappelle ä ceux qui consid^rent ces armements comme indispensables 
au maintien de la paix que les augmentations consenties ä cette fin par leur 
propre pays sont anlhil^es imm^diatement, et parfois m^me avant d'^tre com- 
plitement achev^es, par un effort ^gal du pays contre lequel on pr^endait 
devoir prendre des mesures de sai^vegarde. 

Le Congrös en appelle au sentiment qu'ont fait na!tre dans les masses 
les r^centes augmentations. On sent partout, et de plus en plus, qu'il est 
impossible que se poursuive encore longtemps cette folle surenchöre, et i\ 
demande ä chacun de manifester sa ferme volonte de voir une. Organisation 
internationale mettre un terme ä la fr^n^sie des armements. 

Le Congrfes invite les gouvemements qui, lors de la 1" Conference de 
La Haye, ont solennellement d^dar^, par une r^solution adopt£e ä Tunanimite, 
qu'ils consideraient une limitation des armements comme d^sirable dans 
rinterdt moral et mat^riel des peuples, et qui ont promis ä diff^rentes reprises 
d^etudier cette question, ä donner ä leur engagement la suite qu'elle com- 
porte, non seulement en inscrivant ladite question parmi les principaux objets 
ä traiter dans la III^ Conference de La Haye, mais en la faisant pr^parer, afin 
de conferer ä leur deiiberation un caract^re particuli^rement s^rieux, par des 
commissions nationales. 

II. Le Congr^s attire Tattention generale sur le fait, connu de tous, que 
ceux qui sont Interesses aux Industries de la guerre se servent, sans aucun 
scrupule, des moyens les plus condamnables pour amener les peuples ä aug- 
menter sans cesse leurs armements. Leur influence sur les gouvemements 
et sur Topinion publique constitue un des plus grands dangers pour les rela- 
tions internationales et la paix entre les nations. Les patriotes qui croient 
coUaborer ä teile ou teile oeuvre nationale ne sont souvent que les jouets 
de ceux qui ont inte^^t au developpement des Industries de la guerre. 

(La Haye 1913.) 

b) Etüde de ia question 

\ Cette assembiee estime que les preparatifs de guerre sont autant de 
provocations ä la guerre et que tous les amis de la Paix devraient s'y opposer. 

(Londres 1843.) 
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Le Congrte est d'avis: 

Qu'une Commission internationale, compos^e de repr^sentants de chaque 
nation, doit 6tre charg^e de faire le relev^ des armements de chaque nation. 

(Paris 1878.) 

Le XVI°** Congrös international de la Paix, 

Consid^rant que la 2"*^ Conference de la Paix a, le 17 aoüt 1907, sur 
la proposition de Sir Edward Fry, vot^ la r^solution suivante : 

,La Conference conflrme la resolution adopt^e par la Conference ^e 
1899 concemant les charges militaires et, vu que les charges militaires se sont 
considerablement accrues dans presque tous les pays depuis la dite ann^e, 
la Conference declare quMl est hautement desirable de voir les gouvemements 
reprendre Tetude serieuse de cette question.' 

Considerant qu*il itnporte au parti de la Paix de seconder cette sage 
initiative de la Conference de La Haye, tant en r^cherchant la Solution la 
plus pratique du problfeme, qu*en popularisant cette Solution. 

Decide de nommer une Commission ä l'effet d'etudier, en vue du pro- 
chain Congrfes, la queslion de la limitation des armements et Charge le Bureau 
international de la Paix de designer les membres de cette Commission. 

Cette Commission d'etudes fut chargee d'etudier: 

a) une Resolution proposee par la Commission A sur la question du 
desarmement, en relation avec Torganisation de la Justice inter- 
nationale obligatoire; 

b) une Proposition de M. Umfrid relative ä la garantie mutuelle de 
l'integrite des territoires comme condition du desarmement; 

c) une Proposition MM. Snape et Fischer-Unwin relative au Systeme 
du Service militaire general et obligatoire. (Munich 1907.) 

«Le Congres n'attend pas seulement de ces organisations privees ou 
publiques, notamm^nt du Bureau de Beme, mais aussi des Gouvemements 
de toutes les nations qu'ils defereront autant que possible äux desirs et aux 
demandes de cette Commission.*' 

Le Congris prend acte de la resolution suivante, adoptee par le Congres 
national suedois de la^Paix: 

»Comme les relations internationales entre les Etats d'Europe sont dejä 
juridiquement regiees dans leurs principes par la creation de la Cour d*arbi- 
trage de La Haye et par les ti^ites d'arbitrage condus jusqu'ici, le Congres 
est d'avis que les fardeaux insupportables de Torganisation militaire pourraient 
etre immediatement diminues et, dans un avenir assez proche, abolis entiere- 
ment, pour etre remplaces par Torganisation d'un pouvoir d'ordre international." 

«Afin d'amener le plein succis de la cause du desarmement et de donner 
une garantie absolue de treve permanente, il est necessaire que les Puissances 
etablissent un Systeme de traites reciproques mettant obstacle ä ce que les 
conflits intemationaux soient resolus par la force armee, ainsi qu'un systfeme 
complet d*arbitrage obligatoire." 

Le Congres exprime l'espoir que Tune ou l'autre des grandes Puissances 
prendra Tinitiative d'un arret effedif et d'une redudion progressive des arme- 

W c h b e r g , Die internationale Beschrinkung der Rflstnngen 26 
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raents, en groupant tous les Etats dont les Gouvernements d^cid^ront d'adh^rer 
ä la rädudion des arniements. (Stockholm 1910.) 

I. Le XVIII"* Congrfes universel de la Paix, ayant entendu le rapport 
de M. Fried sur ,rEtat actuel des arniements et le problöme de la r^ductioii 
des -armements*, recommande aux Soci^t^s d'en studier les vues diverses. 
Le Congrte constate que la question d'une limitatfon des annements a fait, 
depuis plusleurs ann^es, l'objet de nombreuses manifestations de la part des 
hommes d'Etat et des Parlements; que, par suite, 11 n'y a pas d'obstacle ä 
une ^tude internationale offlcielle de cette question par les Gouvernements, 
et que Tesprit de ces manifestations, approuv^ par la plupart des Gouverne- 
ments et par Topinion publique de tous les pays, peut £tre ^onsid^r^ comme 
base d'une discussion internationale de ce probl^me. 

II. Le Congr^s constate que le President ei le Congris des Etats-Unis 
de i'Am^rique du Nord ont pris Tinitiative importante de constituer une 
Commission »pour utiliser les organisations ou mouvements existants dans le 
but d'une limitation internationale des armements*. 

in. Le Congr&s Joint sa voix ä toutes Celles qui ont d^jä exprim^ des 
protestations contre le Systeme oppressif et provocateur des armemenis ä 
outrance, et, d^sirant sincörement travatUer ä Tav^nement d'un 6tat de trive, 
11 insiste aupr^ des Sod^t^s de la Paix de l'Europe en particulier pour que, 
pendant l*ann^e prochaine, elles demandent ä leurs Gouvernements respedHs 
la formation de Commissions officielles d'^tudes dans chaque pays, en ex^u- 
tion des r^olutions de la deuxi^me Conference de La Haye, en vue de pr6- 
parer les voies et moyens de conclure une Convention internationale ä ce 
sujet d'id ä la troisi^me Conference de La Haye. (Stockholm 1910.) 

I. Le XIX*"' Congrös universel de la Paix, r^uni ä Geflöve, du 23 au 
28 septembre 1912, r^affirme solennellement la conviction d^jä frequemmetit 
exprim^e par des Congris et Conferences anterieurs, qu'il est grand temps, 
pour les gouvemements, d'entreprendre sans deiai une serieuse etude du 
Probleme de la limitation des annements, en vue de rechercher les moyens 
d'enrayer leur rivalite actuelle dans la preparation ä la guerre. 

Le fardeau impose aux peuples par cette preparation s'est accru au point 
de devenir intoierable, et le mecontentement et l'inquietude qui en resultent 
deviennent chaque jour plus aigus. 

Non seulement le danger d*un conflit entre les Puissances armees n'a 
point decru avec Taccroissement des armements, mais il n'en est devenu que 
plus grand. 

C'est le devoir des gouvemements de debarrasser leurs peuples, sans 
deiai, du fardeau enorme que leur imposent les armements sans cesse croissants, 
et de se garantir eux-m^mes contre le danger d'explosion et de conflit qui 
devient constamment plus mena^ant. 

Le Congres a appris avec la plus grande satisfaction que l'idee padfiste 
a fait, aux Etats-Unis, des progris suffisants pour amener ce pays ä restreindre 
son plan de construdions navales et ä decider de ne mettre en Chantier, cette 
annee, qu'un cuirasse au Heu de deux ou mfime davantage. 
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II recommande ä l'attention de tous les pacifistes ce premier essai de 
r^duciion spontan^e des armements, et compte que chacun s'efforcera d'ob- 
tenir, dans son pays, des rteultats analogues. 

Le Congr^ prie respectueusement les gouvemements de mettre la 
question de la limitatlon des armements ä l'ordre du jour de la troisiöme 
Conference, de La Haye, et de veiUer ä ce que ce sujet soit soumis ä une ^tude 
pr^Iiminaire attentive, au moyen de Commissions speciales ou autrement. 

II y aurait Heu pour elles, afin d'aboutir ä des r^sultats pratiques, d'ob- 
tenir des gouvemements Tindication des r^ductions d'armements qu'elles 
pourraient consentir, si certaines conditions ä remplir par d'autres Etats ^taient 
r^alis^es. 

II. Le Congrös invite la commission de d^sarmement ä studier les diffi- 
cult^s que soulöve la question de la limltation des armements et ä lui sou- 
mettre un projet au congr&s de 1913. 

ni. Le Bureau international de la Paix est charg^ d'inviter les petites 
Puissances europ^ennes (en commen^ant par la Belgique, le Danemark, la 
Norvöge, les Pays-Bas, le Portugal, la Su^de et la Suisse) ä agir coUective- 
ment aupr&s des grandes Puissances, en vue de les d^terminer ä ce^er 
d'accrottre leurs armements et, ult^rieurement, ä les r^duire. (Gen^e 1912.) 

Le Congr&s recommande aux membres du Congr&s, aux Soci^t^s de la 
Paix et k tous ceux qui s'int^ressent ä la question , l'^tude du projet relatif 
ä la limitation des armements, präsente par M. le professeur D' Quidde. 

11 Charge le Bureau de Beme d'en faire Tobjet d'un examen approfondi 
et d'un rapport au prochain Congris. (La Haye 1913.) 

Die g^enwfirtige Lage Europas hat ihresgleichen noch nicht gehabt. 

Zur nfimlichen Stunde, da die Vertreter der GrofimSchte in London und 
in Petersburg sich mit allem Nachdruck um die Herstellung des Friedens auf 
der Balkanhalbinsel und um die Aufrechterhaltung des Weltfriedens bemühen, 
kündigen diese selben Grofimächte, unter dem Druck einer künstlich erweckten 
Panik, neue gewaltige Rüstungen an, mit der Behauptung, dafi diese für ihre 
Sicherheit notwendig seien. 

Seit Jahrzehnten sind wir die Zeugen einer fortwährenden Steigerung 
der Rüstungen gewesen; aber was in diesem Augenblick geplant wird, um 
sie noch weiter zu steigern, überschreitet in der Tat das Mafi der aus- 
schweifendsten Phantasie. 

Die Völker müssen begreifen : eine wohlüberlegte internationale Kam- 
pagne sucht sie heute auf den Weg eines unbegrenzten Rüstungswettkampfes 
zu verlocken; wenn sie den Organisatoren dieser Kampagne folgen, so werden 
bald alle ihre Lebenskräfte durch die Vorbereitung zu den Werken der Zer- 
störung und des Todes aufgezehrt werden, zum Schaden aller Werke des 
Lebens, der Zivilisation und des Fortschritts. 

Eine solche Lage ist die unausbleibliche Folge der Gewalt- und Raub- 
politik, die von den Regierungen noch immer verfolgt wird. 
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Es ist Sache der Völker, unzweideutig ihren Willen zur Beendigung^ 
einer solchen Politik zu bekunden. — Heute muß auch der Blindeste sehen, 
dafi alle Anstrengungen, die zur Steigerung der militärischen Kräfte eines 
Landes dienen sollen, alsbald zunichte gemacht werden durch gleiche An- 
strengungen anderer Länder. Wenn die gewaltigen, jetzt geplanten Rüstungen 
durchgeführt sind, wird nichts in dem militärischen Kräfteverhältnis der ver- 
schiedenen Nationen geändert sein^ — Angesichts solcher Tatsachen sollten die 
Völker sich bemühen, kaltes Blut zu bewahren oder wiederzugewinnen. Zu einer 
solchen Betätigung des Willens und der gesunden Vernunft rufen wir sie auf. 

Denn wahrhaftig, wollen die Völker wirklich unaufhörlich das Bild des 
kommenden Krieges vor Augen haben ? Wollen sie nicht vielmehr den Frieden, 
gegründet auf Gerechtigkeit und Freiheit, die Sicherheit und den Lohn fried- 
licher Arbeit, den Segen geistigen Fortschritts, die Erleichterung von Steuer- 
und Rüstungslasten, die nutzbringende und rasche Verwertung der wissen- 
schaftlichen Entdeckungen, die Verbilligung der Lebenshaltung, die Beteiligung 
aller an den Erzeugnissen der Welt? 

Die Vertreter der Friedensgesellschaften der ganzen Welt, die in Bern 
zu einer internationalen Versammlung zusammengetreten sind, erklären feier- 
lich: Es gibt heute kein Volk, das gewillt wäre, Krieg zu führen, um seine 
Nachbarn zu vernichten oder zu unterwerfen ; überall würde sich vielmehr ein 
unbeschreiblicher Enthusiasmus erheben, wenn die Politik der Staaten sich 
unter die Herrschaft der Friedensidee stellen wollte. Jede Versicherung, daß 
es anders wäre, mufi mit dem schärfsten Mißtrauen aufgenommen werden. 

Die wahre öffentliche Meinung fordert die Ersetzung der Kriegspolitik 
durch eine Politik des Friedens, d. h. durch eine wohlüberlegte Organisation 
der internationalen Arbeitsgemeinschaft und durch eine, auf dem Recht 
beruhende, für alle gleichmäßig verpflichtende Beilegung internationaler 
Streitigkeiten. Nur so wird jede Nation die ihr zukommende Unabhängigkeit 
und wahre Sicherheit gewinnen. 

Aber ist eine solche Umwandlung der Politik möglich? 

Die jüngste Vergangenheit hat zwei bemerkenswerte Vorgänge gezeitigt: 
Die von den Regierungen Rußlands und Österreich-Ungarns getroffene Ver- 
einbarung über eine gleichzeitige Demobilisierung ihrer in den Grenzbezirken 
stehenden Truppen und die, wenigstens stillschweigende, Verständigung 
Deutschlands und Englands über das Maß ihrer Flottenrüstungen. Diese 
beiden Vorgänge, so wenig wir ihre Bedeutung überschätzen, sind doch außer- 
ordentlich bezeichnend; sie zeigen, daß Obereinkommen zur Beschränkung 
der Rüstungen durchführbar sind, wenn nur die Regierungen den Willen 
haben, sie durchzuführen. 

Unser Aufruf geht an die Regierungen, die sich ihrer Verantwortung 
bewußt sind, nicht allein an jene, die unmittelbar durch das Rüstungsfieber 
berührt werden, sondern auch an alle andern, die die unheilvollen Folgen 
mitzutragen haben werden. Ihre Sache ist es, unverzüglich, gemeinsam oder 
einzeln, bei den am Rüstungswettkampf unmittelbar beteiligten Regierungen 
vorstellig zu werden, damit diese gleichzeitig auf ihre Pläne verzichten, auf 
diese Pläne, ebenso verderblich und unnütz für sie selbst, wie gefährlich für alle. 
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Unser Aufruf geht an die Parlamente und unterschiedslos an alle poli- 
tischen Parteien, die sich ehrlich des Wohles der Massen annehmen, und die 
sich unabhängig halten von den Rüstungsinteressenten. Ihre Sache ist es, 
einmütig und eines Sinnes ihre Stimme zu erheben, um von ihren Regierungen 
die gleichen Entscheidungen und die gleichen Maßnahmen zu fordern. 

Unser Aufruf geht schliefilich an die Völker, die alle den Frieden wollen, 
die alle mit ihren Interessen am Frieden hängen und die alle unter der 
materiellen und moralischen Last der Rüstungen zusammenzubrechen drohen. 
Ihre Sache ist es, auf ihre Vertreter in den Parlamenten einen unwidersteh- 
lichen Druck auszuüben. Aus allen Hütten und aus allen Werkstätten mufi 
sich ein einheiüicher, mächtiger und entrüsteter Protest erheben g^en jene, 
die da behaupten, Dolmetscher der Volksmassen zu sein, wenn sie von Kampf- 
und Schlachtbegierde sprechen. Alle aufgeklärten Geister müssen sich hinzu- 
gesellen, um die Menschheit zu befreien von dem Alpdruck, der auf ihr lastet 
und sie zur Verzweiflung treibt. 

Wir wagen zu hoffen, dafi unter dem zwingenden Druck der öffent- 
lichen Meinung die Mächte diesen Weg der Beruhigung und der Verständigung 
betreten werden. VHll man den Folgen einer wahrhaft selbstmörderischen 
Politik entgehen, so mufi der internationalen Anarchie ein Ende gesetzt 
werden; denn sie alleinwirkt lähmend auf alle wohlmeinenden Bestrebungen, 
die auf den Fortschritt und die Besserung des Loses der Völker gerichtet 
sind. Stetigkeit muß an die Stelle der heutigen Unsicherheit treten; denn 
diese ist nur zum Vorteil jener, die im vollen BewuStsein besinnungslose 
Paniken hervorrufen, ausschlieSlich zu ihrem eigenen Nutzen und zum Schaden 
der Kleinen und Armen. 

Wir haben die Oberzeugung, in dieser feierlichen und verantwortungs- 
vollen Stunde im Namen nicht nur der Friedensfreunde zu sprechen, die in 
ihren Vereinen auf der ganzen Erdoberfläche organisiert sind, sondern auch 
im Namen von Millionen und aber Millionen Menschen, die durch ihrer 
Hände und ihrer Köpfe friedliche Arbeit das Auskommen suchen, auf das sie 
ein Recht haben, für sich und für ihre Familien, die in dieser Stunde der 
Trauer und des Schreckens die Sorge niederdrückt. Sie alle ersehnen ein 
Zeitalter gesicherten Friedens. 

Wir sind sicher, über alle Grenzen hinaus gehört zu werden, wenn wir 
auch jetzt wieder den Ruf erschallen lassen, der die Menschheit zu ihren 
Zielen der Freiheit, Brüderlichkeit und Gerechtigkeit führt: Krieg dem Kriege! 

(Friedensbureau, März 1913.) 

c) Accord anglo-allemand en vue du d^sarmement 

L*assjembl£e de. repr^sentants des Soci^t^s de la Paix du monde entier, 
consid^rant Tagitation de certains organes de la presse anglaise et allemande 
dans le but d'exciter les sentiments d'animosit^ entre les habitants des deux 
pays et de causer ainsi une concunence des armements toujours croissants 
pour les forces navales, fait un appel chaleureux aux peuples de la Grande- 
Bretagne et de TAUemagne afin qu'ils s'adressent d'urgence k leurs gouverne- 
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ments pour que ceux-d entrent sans d^lai en n^gociations ä Teffet de limiter 
les d^penses relatives ä ces armements. 

L'assembl^e se pertnet de sugg^rer que la tneilleure base pour ces 
n^ociations pourrait tive la renonciation par la Grande-Bretagne ä son opinion 
sur le droit de capture des propri^tös priv^es sur mer, et pour TAllemagne ä 
sa r^erve du droit d*utiliser des mines sous-marines. L'assembl^e est d'avis 
que, aussitöt la condusion 4'an tel accord, les autres puissances soient prßtes 
ä suivre cet exemple, et que ce serait un progrös Enorme vers Tallögement 
pour les populations du monde entier du fardeau ^crasant des armements. 

(Assembl^e g^n^rale de Bruxelles en 1909.) 

d) La conscription en Angleterre 

Le Congr^s exprime Tespoir que le peuple anglais, aujourd'hui sous la 
menace de la conscription, se r^veillera avant qu'il soit trop tard et repoussera 
Tesclavage de la caseme. 11 croit que le peuple anglais, en rejetant toutes 
les propositions de service obligatoire, donnera, dans ce pays comme dans 
les autres, uri puissant appui ä la question de d^sarmement, d^jä partiellemenf 
discut^e par les d61^gu6s des puissances ä La Haye. (Glasgow 1901.) 

e) Port d'armes 

Le Congrös de la Paix, estimant que la premi^re de toutes les pacifi- 
cations ä obtenir est celle entre les citoyens d'une m^me patrie, soit civiis, 
soit militaires, ^met le voeu que les soldats — en tous les pays oü cela 
n'existe pas d^ji et ä l'exception des pays oü existent des milices — soient 
assimil^s^ aux marins et ne soient pas arm^s, hors du service, en temps 
de paix. (Ronen 1903.) 

f) La chert^ de la vie et les armements 

Consid6rant que la chert^ de la vie est en grande partie le r^sultat des 
charges militaires, causes elies-m6mes des impöts et des droits de douane; 
que les charges militaires et les barri^res douaniöres proc^dent toutes deux 
de Tesprit d'intol^rance, d'animosit^ et d'envie internationales. 

Les D^l^u^ engagent les peuples ä exiger des Gouvernements rex6- 
cution du voeu formul^ par eux ä La Haye sur la n^cessit^ de limiter et de 
r^duire les charges militaires excessives qui p^sent sur les contribuables. 

(Assembl6e g^n^rale de Herne en 1911.) 

g) Commission americaine pour T^tude de la limitation 

des armements 

Les D61^gu^s des Sociät^s de la Paix regrettent vivement le refus 
oppos^ par diffärents Etats ä la proposition falte par les Etats-Unis d'Am6- 
rique de constituer chacun une Commission pour l'^tude d'une limitation 
possible des charges militaires. 
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Us rappellent que la proposition vot^e par le Congr&s amiricain avait 
uniquement pour but la cröation d'une Commission amäricaine et ils insistent 
pour que cette Commission soit nommte, persuad^s que les travaux faits et 
les rapports formul^s par eDe inciteraient les autres Gouvernements ä constituer 
des Commissions similaires et ä coop^rer ainsi ä Tceuvre initi^e par le Gou- 
vernement des Etats-Unis. 

Ils engagent Topinion publique et les membres de TUnion interparle- 
mentaire pour la Paix ä rtelamer de leurs Gouvernements respectifs de nou- 
velles räponses favorables. Ils rappellent la r^solution unanime ^miseparles 
Pl^nipotentiaires de La Haye d^darant »qu'il est hautement d^sirable de voir 
les Gouvernements reprendre T^tude s^rieuse de la limitation des charges 
militaires*. (Assembl^e g^nörale de Beme en 1911.) 

B. Der Deutschen Friedensgesellschaft 

Die Petition, betr. die erste Haager Konferenz an den 

Reichstag vom Februar 1899 

Hoher Reichstag! 

Die ho9hsinnige Aufforderung des Kaisers Nikolaus von Rufiland an die 
Regierungen der zivilisierten Staaten, die Sicherung des allgemeinen Welt- 
friedens und die mögliche Herabsetzung der übermäfiigen RQstuägen der 
Völker in gemeinsamer Beratung zu versuchen, hat die Zustimmung der Reichs- 
regierung gefunden. Eine internationale Konferenz zu diesem Zwecke wird 
in kurzem zusammentreten. In der Oberzeugung nun, dafi die grofien, der 
Verwirklichung dieses * Gedankens entgegenstehenden Schwierigkeiten nur 
durch das nachdrückliche Eintreten der Völker selbst und ihrer Vertretungen 
zu überwinden sind, bitten die Unterzeichneten, deutsche Mdnner und Frauen, 
den hohen Reichstag dringend und ehrerbietig: Der Reichstag möge dem 
Herrn Reichskanzler die sichere Erwartung aussprechen, dafi die Regierung 
des Deutschen Reiches es als ihre heilige Pflicht ansehe, auf das ernsteste 
und eifrigste an der Verwirklichung des Planes, gemeinsam der Zunahme der 
Rüstungen ein Ziel zu setzen, mitzuarbeiten. Die Regierung des Deutschen 
Reiches möge femer mit Einsetzung ihrer ganzen Kraft und Autorität für Ein- 
führung des Grundsatzes des Rechts in die Beziehungen der Völker und 
Staaten durch internationale Schiedsgerichte eintreten. Eine Herabsetzung oder 
mindestens ein Stillstand der Rüstungen durch aufrichtige Vereinbarung der 
Regierung ist möglich, weil die Macht, Sicherheit und nationale Unabhängig- 
keit der Völker, soweit diese nationalen Güter überhaupt auf dem Heere 
beruhen, nicht durch dessen absolute, sondern relative Stärke bedingt sind, 
weil femer gerade auch die militärische Leistungsfähigkeit eines Volkes in 
direktem Verhältnis zu seinem Wohlstand, seiner Hygiene, seiner Bildung, 
Rechtspflege, kurz, seiner kulturellen Entwicklung steht, für welche jetzt die 
Mittel unzureichend vorhanden sind. Ebenso ist die Erhebung des Rechts- 
prinzips zur dauernden und normalen Grundlage der Beziehungen der Staaten 
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untereinander möglich, weil die Durchführung des Rechtsprinzips an Stelle der 
Gewalt im eigenen Volksleben die wichtigste Aufgabe und der eigentliche 
Grund und Zweck jedes zivilisierten Staates ist; weil schon in diesem Jahr- 
hundert in etwa neunzig Fällen schiedsgerichtliche Entscheidungen den Aus- 
bruch blutiger Kriege verhindert haben; weil endlich durch die Errichtung^ 
'eines ständigen internationalen Schiedsgerichtshofes die Souveränität der ein- 
zelnen Staaten, wie der im Auftrage der fünften interpariamentarischen Friedens- 
konferenz ausgearbeitete Entwurf eines solchen Gerichtshofes zeigt, nicht im 
geringsten geschmälert wird. Wir versagen es uns, den unermefilichen, von 
solchen Reformen zu erwartenden materiellen, geistigen und sittlichen Segen 
für jedes Volkstum und für die Menschheit hier ausführlich zu schildern. 
Gesagt mufi nur werden, daß die Völker ein Recht darauf haben, daß die an 
sich mögliche Emporhebung aus dem gegenwärtigen Zustande des latenten 
Krieges mit vollstem Ernst in Angriff genommen werde. Nur die absolute 
Unmöglichkeit der Reform, die nach der Initiative Rußlands nicht mehr vor- 
handen ist, könnte die Regierung von der Pflicht entbinden, mit aller Ent- 
schiedenheit auf das hohe Ziel hinzuarbeiten. Eine Regierung, welche die 
günstige Gelegenheit auch nur zur kleinsten Linderung der drückenden Müitär- 
lasten verabsäumte, würde eine furchtbare Verantwortung auf sich laden. Die 
internationale Friedensbewegung, welche unbedingt die Sache der gesnnden 
Vernunft, der Menschlichkeit und der höheren Sittlichkeit und zugleich den 
greifbaren Vorteil der Allgemeinheit, wie jedes einzelnen Volkes und jedes 
Volksgenossen vertritt, mufi zuletzt, wie auch das Ergebnis der bevorstehenden 
Konferenz sein mag, über die Jahrtausend alten Vorurteile und interessierten 
Widerstände von Minoritäten triumphieren. Aber es wäre dringend zu wün- 
schen, daß die deutsche Regierung nicht unter den im Kampfe um höhere 
Menschengesittung Zurückstehenden zu finden wäre, um des Deutschen 
Reiches, um des deutschen Volkes willen. 

Die Petition, betr. die zweite Haager Konferenz 

an den Reichstag von 1907 

In absehbarer Zeit wird die zweite Haager Konferenz eröffnet werden. 
Es wird sich in der Hauptsache um entscheidende Fragen handeln: 1. darum, 
ob eine friedliche Verständigung unter [den Völkern auf Grund des weiter 
auszubauenden Völkerrechts und des Schiedsgerichtsverfahrens möglich ist; 
2. darum, ob ein RüstungsstUlstand durch eine von allen beteiligten Mächten 
zu unterzeichnende Obereinkunft herbeigeführt werden kann. Die Unter- 
zeichneten bitten den hohen Reichstag, er möge die kaiserliche Regierung 
auffordern, daß sie zu beiden vorerwähnten Fragen eine positiv bejahende 
Stellung einnehmen möge. 

An Stelle einer Begründung möge der Hinweis auf folgende Tat- 
sachen gelten. 

ad 1) Jeder Krieg ist ein zweischneidiges Schwert, ein nationales Unglück 
für den Sieger wie für den Besiegten. Er kann ebensogut eine 
Niederiage wie einen Sieg, ebensogut eine Vernichtung wie eine 
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Ausdehnung unserer Machtstellung mit sich bringen. Wenn an 
Stelle der Gewalt das Recht treten würde, so würden wir dabei 
nichts verlieren, aber unendliche Werte gewinnen. Die erste Auf- 
gabe der Haager Konferenz wird darin bestehen, diejenigen Fälle 
zu kennzeichnen, in denen an Stelle des fakultativen Schiedsgerichts 
ein obligatorisches Gerichtsverfahren treten kann. Die zweite darin, 
Mittel und Wege zu suchen, wie auch Fragen von vitaler Be- 
deutung auf friedlichem Wege erledigt werden können. Würde 
es der Haager Konferenz gelingen, diese Fragen in befriedigender 
Weise zu lösen, so wäre damit ein Fortschritt von weltgeschicht- 
licher Tragweite erzielt. 

ad 2) Es wäre ein nicht zu überschätzender Gewinn, wenn die zweite 
Haager Konferenz den Erfolg hätte, die immer noch in unend- 
licher Aufwärtsbewegung begriffene Rüstungsschraube zum Still.- 
stand zu bringen. Die Erfahrung hat gezeigt, dafi keine Macht 
der anderen zuvorkommen kann, und dafi die ungeheueren Mittel, 
die für den bewaffneten Frieden ausgegeben werden (6 Milliarden 
pro Jahr in Europa, zirka 1 Milliarde in Deutschland), dem Zweck, 
dem sie dienen sollen, nämlich den Frieden auf eine sichere Grund- 
lage zu stellen, nicht entsprechen. Nirgends wird der englische 
Rflstungsstillstandsvorschlag so heftig bekämpft wie In Deutsch- 
land, und doch kann nur blinde Voreingenommenheit es bestreiten, 
dafi auch in Deutschland die Kulturzwecke darunter zu leiden 
haben, wenn nahezu die Hälfte der Staatseinnahmen für unproduktive 
Zwecke verbraucht wird, und nur völlige Unkenntnis der Tatsachen 
kann es leugnen, dafi die Teuerung der wichtigsten Lebensmittel 
mit den durch die Rüstungen bedingten Steuern und Kampfzöllen 
zusammenhängt 

Wir bitten daher dringend, hoher Reichstag wolle der Reichsregierung 
gegenüber dafür eintreten, dafi sie auf der zweiten Haager Konferenz alle 
Anträge, die auf die friedliche Verständigung unter den Völkern und auf die 
Herbeiführung eines Rüstungsstillstandes abzielen, lebhaft unterstütze. 



Resolution des H. deutschen Friedenskongresses 

in Stuttgart, 14. Mai 1909 
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Angesichts der dem deutschen Volke angesonnenen Mehrbelastung mit 
jähriich 500 Millionen neuer Steuern, erinnert der II. deutsche Friedenskongrefi 
an die Tatsache, dafi die Zerrüttung der Reichsfinanzen und die enorme 
Steigerung der Steuerlast In der Hauptsache durch die fortwährende Steigerung 
der Rüstungsausgaben, verbunden mit dem Unterbleiben der Schuldentilgung, 1^ 

verursacht worden ist und verweist auf die daraus folgende Unmöglichkeit, 
die Gesundung der Reichsfinanzen dauernd zu sichern, wenn nicht dem An- 
wachsen der Rüstungsausgaben, insbesondere dem Wettkampf im Flottenbau, 
Einhalt getan wird. Die Pflege der Kulturinteressen verlangt darüber hinaus 
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eine Verminderung der Militär- und Marinelasten. Dieses Ziel kann nur 
erreicht werden auf dem Wege internationaler Verständigung über gleichzeitige 
und gleichmäfiige Beschränkung der Rüstungen. 

Der Kongrefi ersucht deshalb den Reichstag, er wolle zunächst eine 
sorgsame Prüfung des Bedarfs vornehmen, sich bei Bewilligung von neuen 
Steuern streng auf den heute bestehenden Bedarf beschränken und alles 
ablehnen, was dazu dienen soll, Mittel für weitere Steigerung der Rüstungen ^ 
zu liefern, wolle aber gleichzeitig mit Erledigung der Reichsfinanzreform die 
Reichsregierung veranlassen, mit anderen Mächten in Verbindung zu treten, 
um das von den beiden Haager Konferenzen geforderte Studium der Ab- 
rüstungsfrage in die Tat umzusetzen und eine Abrüstungskonferenz einzu- 
berufen. 

Der Kongrefi ist überzeugt, daß das Bedürfnis, im Interesse der Kultur- 
aufgaben zu einer Einschränkung der Rüstungen zu gelangen, in der ganzen 
Welt geteilt wird und dafi deshalb eine Initiative Deutschlands auf diesem 
Gebiete überall dankbar aufgenommen werden würde und uns die S3rmpathien 
der Kulturvölker gewinnen müßte. 

Eingabe an den Kanzler des Deutschen Reiches, 

betr. die Rüstungsfrage 

Ew. Exzellenz ! 

Obwohl wir auf unsere Zuschrift vom letzten Herbst, betr. das Studium 
der Rüstungseinschränkungsfrage ohne Antwort geblieben sind, erlauben wir 
uns doch, noch einmal die Aufmerksamkeit Ew. Exzellenz auf diese Frage zu 
richten. \Mr sind dazu ermutigt durch das Vorgehen der amerikanischen 
Regierung, die auf Grund des Schriftstückes, das wir in Beilage I Ew. Exzellenz 
zu unterbreiten so kühn sind, beschlossen hat, eine Kommisston zum Zwecke 
einer Einleitung von Verhandlungen über die Rüstungsverminderung ins Leben 
zu i;ufen. Nach Beilage II ist Präsident Taft mit diesbezüglichen Vorschlägen 
an die auswärtigen Regierungen herangetreten, also auch wohl an die deutsche 
Regierung. Wir erlauben uns nun die dringende Bitte in aller Bescheidenheit 
auszusprechen : Ew. Exzellenz möge die amerikanischen Vorschläge einer wohl- 
wollenden Prüfung unterziehen und durch möglichstes Entgegenkommen dazu 
beitragen, dafi der Zustand des bewaffneten Friedens, unter dem die Kultur- 
welt seufzt, in den Zustand des dauernden Rechtsfriedens verwandelt werde. 

Verehrungsvoll 

I. Vorsitzender der Deutschen Friedensgesellschaft 

Dr. Adolf Richter, 

IL Vorsitzender der Deutschen Friedensgesellschaft 

Stadtpfarrer Umfrid. 



Pforzheim und Stuttgart, 13. Februar 1911. 
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Petition an den Reichskanzler, betr. Rüstungsvorlage 

vom März 1913 

Eure Exzellenz 

erlauben wir uns, bezQglich der geplanten Rüstungsvorlage in letzter Stunde 
um geneigtes Gehör zu bitten. Wir können zwar nicht hoffen , die Kaiser- 
liche Regierung in ihren Entschließungen zu beeinflussen, halten es aber 
doch für unsere Gewissenspflicht, darauf aufmerksam zu machen, dafi der ein- 
geschlagene Weg schwerlich zu dem erwünschten Ziel, einen dauernden 
Frieden zu erhalten, führen wird. Kein Friedensfreund, sondern ein Kriegs- 
fürst, der Zar Nikolaus II. von Rußland, hat es ausgesprochen: .Die ständige 
Gefahr, welche in der Kriegsstoff ansammlung ruht, macht die Armee unserer 
Tage zu einer erdrückenden Last, welche die Völker mehr und mehr nur mit 
Mühe tragen können. Es ist deshalb klar, dafi|, wenn diese Lage sich noch 
weiter so hinzieht, sie in verhängnisvoller Weise zu eben der Katastrophe 
führen würde, welche man zu vermeiden wünscht, und deren Schrecken jeden 
Menschen schon beim blofien Gedanken schaudern machen*. Wt brauchen 
Eurer Exzellenz nichts davon zu sagen, dafi die neuen Rüstungsforderungen 
dem deutschen Volke überraschend kommen müssen, nachdem erst vor einem 
Jahr eine wesentliche Vermehrung des Heeres stattgefunden hat, und dafi 
durch beWe Neuforderungen, die vom Jahr 1912 wie die vom Jahr 1913, 
das Quinquennatsgesetz, durch das doch der Heeresbestand auf 5 Jahre fest- 
gelegt schien, illusorisch gemacht werden dürfte. Wir haben aucK nicht nötig. 
Eurer Exzellenz vorzurechnen, welche Steigerung die Rüstungsausgaben speziell 
in Deutschland erfahren haben. Im Jahr 1883 haben wir 366 Millionen Mark 
für unser Heer und 36 Millionen für unsere Flotte aufgewendet, zusammen 
also 392 MÜlionen; jetzt geben v^ir bereits zirka 1300 Mülionen für unsere 
Rüstung aus, und wenn die neue Wehrvorlage angenommen ist, werden wir, 
alle Nebenausgaben eingerechnet, gegen 2 Milliarden für unsere Panzer auf- 
zuwenden haben, das ist in 30 Jahren eine Steigerung von rund 400 Prozent, 
und dabei ist die dadurch erstrebte Sicherheit keineswegs gröfier geworden,, 
im Gegenteil, die Kriegsgefahr ist dringender als je. Dabei dürfte es sich 
als aussichtslos erweisen, daS der Dreibund die Triple-Entente in dem Rüstungs- 
wettlauf überflügeln könnte. Die Antwort auf die von der deutschen Regierung 
geplante Rüstungsvorlag^e ist bereits vom französischen Ministerium gegeben : 
in Paris wird man einen neuen Rüstungskredit von 500 Millionen Franken 
verfangen; man wird daran gehen, eine schwarze Armee gegen Deutschland 
aufzustellen, man wird unser Heer durch Anschaffung kostspieliger Zerstörungs- 
maschinen zu überbieten suchen, und wenn das französische Volk die nötige 
Mannschaft nicht wird aufbringen können, so ist in RuSland ein so unerschöpf- 
liches Menschenreservoir vorhanden, dafi, wenn dasselbe unter Voraussetzung 
einer Sanierung der russischen Finanzen aufs äuSerste ausgenützt wird, die 
Oberflügelung des Dreibundes durch die mit den Balkanstaaten vereinigte 
Triple-Entente zur erschreckenden Tatsache werden wird. Wir sehen keinen 
Ausw^ aus dem verhängnisvollen Zirkel, in dem sich die europäische Politik 
bewegt, als den: es sollte versucht werden, eine Obereinkunft unter den 
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Staaten abzuschliefien, durch die sie sich -ihren Besitzstand gegenseitig garan- 
tieren und sich eine überseeische Expansion för den Notfall ermöglichen. 
Auch Frankreich würde — das ist unsere Überzeugung — schließlich eher 
bereit sein, sich durch einen derartigen Vertrag zu binden, als dafi es sich 
durck das ruinöse System des bewaffneten Friedens, diesen latenten Kriegs- 
zustand, zugrunde richten liefie. Man müfite aber einsehen, daS es nicht nur 
die Aufgabe der Politik sein kann, das Interesse des eigenen Staates zu 
wahren, dafi es sich vielmehr darum handeln, mufi,^den Boden für ein menschen- 
würdiges Zusammenleben der Nationen zu bereiten. Die Bedrohung einer 
Nation durch die andere, wie sie heute die Regel geworden zu sein scheint, 
kann aber nicht als menschenwürdiger Zustand bezeichnet werden. Übrigens 
sollte auch schon unter Voraussetzung der gegenwärtigen Verhältnisse eine 
Übereinkunft unter den konkurrierenden Regierungen möglich sein, dahin 
gehend, daß eine Formel gesucht würde, welche ein gewisses Maximum der 
Rüstungsausgaben festlegen würde. Wenn es gelungen ist, zwischen der 
deutschen und englischen Flotte das Verhältnis von 10:16 als annehmbar 
für die nächste Zeit festzulegen, warum sollte nicht etwas Ähnliches auf dem 
Gebiete der Landstreitkräfte möglich sein? 

Möge es Eurer Exzellenz gefallen, diese Gedanken einer geneigten 

Prüfung zu unterziehen. 

Verehrungsvoll ^ 

Der Vorstand der Deutschen Friedensg^sellschaft 

Dr. Ad. Richter^ 
O. Umfrid. 

ff 

Die Milliardenresolution vom 14. März 1913 

Die Deutsche Friedensgesellschaft bedauert aufs lebhafteste, daß die 
Regierungen trotz aller Friedensversicherungen, trotz aller Abmachungen der 
Haager Konferenzen, trotz all der Anzeichen, die auf die wachsende Solidarität 
der Interessen hinweisen, immer noch keinen Ausweg aus dem Zustand des 
bewaffneten Friedens, dieses latenten Kri^;s, finden zu können meinen, daß 
sie vielmehr heute mehr als je dem Wahngedanken folgen, als ob sie sich 
nur durch eine ins Ungemessene gesteigerte Rüstung behaupten oder durch- 
setzen könnten, ohne daß sie die furchtbare Gefahr bemerken wollen, die sie 
gerade mit dieser ungeheuerlichen Anhäufung der Zerstörungsmittel herauf* 
beschwören. Obwohl die Deutsche Friedensgesellschaft die Anschauung der 
Regierung sehr wohl kennt, nach welcher dieselbe mit einem gleichzeitigen 
Angriff von Westen und einem Ansturm der durch die Balkanstaaten ver- 
stärkten Russen rechnen zu müssen glaubt, so sieht sie doch in der neuesten 
Milliardenforderung, die an das deutsche Volk gestellt wird, keineswegs eine 
wirksame Friedenssicherung, sondern weiß, daß die anderen Mächte in dieser 
äußersten Anspannung der deutschen Wehrkraft — ob auch mit Unrecht — 
eine furchtbare Drohung erblicken, der sie zunächst mit einem ähnlichen Auf- 
wand für Zerstörungsmittel begegnen zu müssen meinen, um schließlich in 
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def Erkenntnis, daß es so nicht weitergehen kann, zu der Ansicht zu gelangen, 
daß ein Ende mit Schrecken dem Schrecken ohne Ende vorzuziehen sei. Sie 
fordert daher alle Einsichtigen auf, mit ihr gemeinsam gegen das ziellose 
WettrQsten zu protestieren, bis die Regierungen sich dazu entschließen, um 
den Frieden auf festere Grundlagen zu stellen, einander die Unantastbarkeit 
des bestehenden Besitzstandes zu garantieren, f ör den Fall der, SelbstauflOsung 
eines Staates den einzelnen Völkerschaften desselben das Selbstbestimmungs- 
recht zuzugestehen, sich selbst jeder Einmischung zu enthalten und etwaige 
Streitigkeiten, die trotz derartiger Abkommen entstehen sollten, der Erledigung 
auf rechtlichem Wege zuzuführen. Es zeigt sich schon heute aufs klarste, 
daß keine Nation der anderen bezüglich der Rüstungsausgaben zuvorkommen 
kann, da die anderen sofort mit einer ähnlichen Erhöhung ihrer Wehrkraft ant- 
worten; daß aber die Teuerung der Lebenshaltung, die jetzt schon einen 
exorbitanten Grad erreicht hat, durch die starke Blutentziehung, die in der 
geplanten Milliardensteuer dem Volkskörper zugemutet wird, erhöht werden 
wird, dürfte jedem Kundigen einleuchten. Daher sollte unseres Erachtens dem 
Gedanken eines Obereinkommens näheigetreten werden. 

Die Flottenresolution vom April 1913 

* 
Die Gesch9ftsleitung der Deutschen Friedensgesellschaft erblickt in der 

Rede, durch die der englische Marineminister Lord Churchill einen Stillstand 
in den wahnsinnigen Rüstungsausgaben für die Flotte angeregt hat, eine . 
zustimmende Antwort zu der Erklärung des Staatssekretärs v. Tirpitz über die 
Annehmbarkeit des Verhältnisses der deutschen zur englischen Flotte von 10: 16. 
Sie ist der Oberzeugung, daß die der Festsetzung eines» Rüstungsfeierjahres 
en^egenstehenden Schwierigkeiten überwunden werden können, wenn sich 
die beiden Nationen dazu verpflichten, etwaige zwischen ihnen auftauchende 
Differenzen nicht mit Waffengewalt austragen zu wollen. Sie ersucht die 
Kaiserliche Regierung, mit der englischen Regierung behufs Einleitung der 
Vorarbeiten zu dem womöglich schon für das Jahr 1914 festzusetzenden Still- 
standsjahr alsbald die erforderlichen Schritte, zu vereinbaren. 

Deutsch-französischer Aufruf gegen die Rüstungen 

Das Internationale Friedensbureau in Bern hat sich mit einem Aufruf an 
die Regierungen, die Parlamente und die Völker gewendet, um die unheil- 
volle Steigerung des Rüstungswettkampfes, die gegenwärtig die ganze Welt 
bedroht, abzuwenden. 

Die Entscheidung liegt bei Deutschland und Frankreich. Deshalb wenden 
wir deutsche und französische Friedensfreunde uns gemeinsam an unsere 
Landsleute. 

Enorm ist seit Jahrzehnten die Steigerung der Rüstungslasten. Die fünf 
Mächte, die heute im Dreibund und im Zweibund gruppiert sind, hatten im 
Jahre 1896/97, zur Zeit, da der Zweibund abgeschlossen wurde, Militär- und 
Marinebudgets in der Höhe von reichlich 2 Vi Milliarden Mark, fast gleich- 
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mdfiig auf beide Mächtegruppen verteilt, Schuldzinsen und andere Nebenetats 
nicht gerechnet. Heute, nach 16 Jahren, ist diese Rfistungslast^auf nahezu 
fünf Milliarden jährlich angewachsen ; die Verteilung auf Dreibund und Zwei- 
bund ist die gleiche geblieben. 

Die weitere Rüstungsvennehrung, die heute den Völkern zugemutet 
wird, ist so ungeheuerlich wie noch niemals irgendeine zuvor. Noch niemals 
aber ist es auch so einleuchtend gewesen, dafi diese riesigen Anstrengungen 
ihren Zweck vollkommen verfehlen. 

Der Zweck der Rüstungen soll sein, den Frieden zu sichern. Jedes 
Land sieht diese Sicherung in der Steigerung seiner eigenen Wehrkraft und 
fühlt sich gleichzeitig durch fremde Rüstungen bedroht Niemand aber kann 
bestreiten, daß das Wachstum der. Rüstungen eines jeden Landes durch die 
Maßnahmen aller übrigen Länder ausgeglichen wird. Wie in der Vergang^eu« 
heit, so heute und künftig! Deutschland und Frankreich sollen jetzt voran- 
gehen. Rußland, Österreich-Ungarn und Italien werden unmittelbar folgen. 
Dann wird das Rüstungsfieber auf die anderen Mächte, die heute noch, schein- 
bar unbeteiligt, zur Seite stehen, übergreifen. 

Und das Ergebnis dieser ungeheuren Anstrengungen ? Für den Zweck, 
um den es sich allein handeln kann, für eine Verschiebung im militärischen 
Kräfteverhältnis, wird nichts, aber auch gar nichts gewonnen werden. Nur 
zweierlei wird sicher erreicht werden — die Mächte haben es am 29. Juli 1889 
im Haag einstimmig und feierlich erklärt: eine Schädigung des materiellen 
und des moralischen Wohles der Völker. Dank der enormen Steigerungen 
der Rüstungen werden die Steuern noch schwerer auf den Völkern lasten; 
die schaffenskräftige Jugend wird noch mehr für den Dienst im Heer und in 
der Marine beansprucht werden, alles auf Kosten der Mittel und Kräfte, die 
nötig wären für die Werke friedlicher Kultur und für das wirtschaftliche Gedeihen 
der Massen. Und dazu werden Verstimmung, Mißtrauen und Erbitterung der 
Völker untereinander oder auch — der Völker gegen ihre Regierungen 
gefährlich anwachsen. 

In dieser verantwortungsvollen Stunde glauben wir unsere Pflicht als 
wahre Patrioten zu erfüllen, indem wir an die gesunde Vernunft der Regie- 
rungen, der Pariamente und der Völker appellieren. 

Wir stellen nur eine Frage: 

Ist es nicht ein Gebot des gesunden Menschenverstandes, sich dahin 
zu verständigen, daß man gleichzeitig und gleichmäßig auf Maßnahmen, die 
einen so furchtbaren Druck erzeugen und die noch dazu sofort durch Gegen- 
maßnahmen unwirksam gemacht werden, verzichtet? 

Jeder Vernünftige erkennt: So können die Dinge auf die Dauer nicht 
weitergehen ! Jeder empfindet heute mehr als je die Sinn- und Nutzlosigkeit 
dieses Rüstungswettkampfes. Und doch ergeben sich Mülionen unserer Mit- 
bürger darein, wie in ein unabwendbares Fatum. Ist das würdig . politisch 
mündiger Nationen? 

Wäre es nicht geboten, jetzt, ehe weitere Milliarden geopfert sind, dem 
Rüstungswettlcampf eine Grenze zu setzen? 




C Der Osterreichischen Friedensgesellscbaft 4)5 

Eine einzelne Regierung, ein einzelnes Parlament, ein einzelnes Volk 
kann nicht vorangehen. At>er für ein gleichzeitiges und gemeinsames Vor- 
gehen gibt es bei gutem )^illen Wege der Verständigung. Neutrale Mächte 
können, wenn dadurch das Einvernehmen erleichtert wird, die Vermittlung 
flbemehmen. 

Wenn die Regierungen und Parlamente sich nicht entschliefien, diesen Weg 
zu gehen, so wird man zu spät erkennen, wie berechtigt unsere Mahnung war. 
Die Stunde der Entscheidung ist gekommen. 

Der Vorstand der Deutschen Friedensgesellschaft 
Dr. Adolf Richter, Vorsitzender. 

La D^^gation Permanente 

des Soci^t^s Fran^aises de la Paix 

Prof. Charles Richet, President. 

Resolution des VII. deutschen Friedenskongresses 
zu Kaiserslautern (23./24. Mai 1914) 

Der VII. deutsche Friedenskongrefi ist der Oberzeugung, dafi der Quidde- 
sehe Entwurf zu einem internationalen Vertrage über RQstungsstillstand eine 
hervonagende Arbeit darstellt, die deshalb der Aufmerksamkeit und dem 
Studium der Regierungen dringend empfohlen sei. 



C. Der Österreichischen Friedensgesellschaft 

Resolution der Delegiertenversammlung der Friedens- 
gesellschaften in den Dreibundländern Deutschland, Oster- 
reich und Italien, betr. die zweite Haager Konferenz vom 

5. Mai 1907^) 

Die heutige außerordentliche Delegiertenkonferenz der Friedensgesell- 
schaften in den Dreibundländem betrachtet in Obereinstimmung mit dem von 
der russischen Regierung aufgestellten Programm zur zweiten Haager Friedens- 
konferenz die Vervollkommnung der Bestimmungen der Konvention über die 
friedliche Entscheidung internationaler Konflikte als den wichtigsten Teil der 
Haager Konferenz. 

Die Frage der Abrüstung oder einer Beschränkung der Rüstungen steht 
jetzt noch in zweiter Reihe, auch nach der Meinung der Friedensgesellschaften. 
Diese haben schon längst die Schwierigkeiten nicht verkannt, welche einer 
praktischen Durchführung einer Rüstungsbeschränkung entgegenstehen. Sie 
gehen davon aus, dafi die Verminderung der Rüstungen nicht die Grundlage, 
sondern das Ergebnis einer internationalen Rechtsorganisation ist 

Aber eine offene Erörterung der mit dem fortgesetzten Wettrüsten ver- 
bundenen Obelstände und der Frage, ob und wieweit die Möglichkeit zur 

^ Auf Anregung der Osterreichischen Friedensgesellschaft. 
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Beseitigung dieser Dbelstände besteht, würde beschleunigend auf die Herbei- 
führung einer internationalen Rechtsordnung einwirken. Die klare Erkenntnis 
des Zieles fördert nicht nur die Entschlossenheit zum Einschlagen des Weges 
zum Ziele, sondern wird auch die Lösung der Frage beschleunigen. 

Die Verbesserung des Kriegsrechts betrachten die Friedensgesellschaften 
das nicht als Ziel ihrer Tätigkeit, aber sie erblicken darin eine Anerkennung 
ihres Grundsatzes, dafi das Recht die Grundlage des Zusammenlebens der 
Völker ist und immer mehr werden soll. 

Die Delegiertenkonferenz richtet daher an die Regierungen, an die Par- 
lamente, an die interparlamentarischen Gruppen und an die Presse der Drei- 
bundländer die dringende Bitte, an der segensreichen, alle Staaten der Erde 
umfassenden Kulturarbeit mitzuwirken und namentlich dahin zu wirken, daß: 
vor allem die Bestimmungen für die Eriedigung internationaler Streit- 
fälle verbessert werden, insbesondere die Einführung eines obligatorischen 
Schiedsgericht$, zunächst mindestens für bestimmte FSlle, der Abschlufi 
eines allgemeinen Schiedsvertrags, sowie die Erweiterung der Tätigkeit 
der Untersuchungskommission beschlossen und durchgeführt werde; 
dafi die regelmäfiige Wiederkehr der Haager Konferenzen gesichert werde; 
dafi endlich die Frage der internationalen Beschränkung der Rüstungen 
zum Gegenstand der Erörterung, wenn nicht in der Konferenz, so doch 
in einer von ihr einzusetzenden Kommission gemacht werde. 

Vorstandsbericht vom 9. November 1909 der Osterreichischen 

Friedensgesellschaft 

.Es zeigt sich, dafi das Wettrüsten für Armee und Marine in den ein- 
zelnen Staaten zu immer gröfieren staatsftnanziellen Schwierigkeiten führt. 
Nur mit Aufwand aller erdenklichen Staatskünste ist es im Deutschen Reiche 
gelungen, die letzte grofie Finanzreform zu eriedigen (500 Millionen Maric)^ 
und schon zeigt sich wieder das Gespenst des Defizits. Grofibritannien, der 
reichste Staat der Welt, kämpft dauernd mit finanziellen Schwierigkeiten 
(Defizit für 1909: 15 Millionen Pfund), und seine Regierung Verweist unab- 
lässig darauf, wie sehr die Rüstungsausgaben die Ordnuqg im Staatshaushalte 
stören. Auch in Frankreich, mit einer so wohlhabenden und steuerkräftigen 
Bevölkerung, beziffert die Regierung die Höhe der Mehrforderungen für 1910 
mit ungefähr 200 Millionen Franken, die fast ausschliefilich den notgedrungen 
erfolgenden Mehrrüstungen zuzuschreiben sind. In Österreich-Ungarn zeigte 
sich wieder das Defizit, und zwar hauptsächlich verursacht durch die gewaltigen 
Auslagen für Neurüstungen. Die Besserung der wirtschaftlichen und finanziellen 
Lage in Italien ist ebenfalls sehr stark dadurch gefährdet, dafi auch dieses 
Land mit einer verhältnismäfiig ärmeren Bevölkerung vor gewaltigen Aus- 
lagen für das Heer und die Flotte steht. 

Oberall herrscht schon infolge dieser Erfordernisse eine fast unerträg- 
liche Teuerung, und nun suchen noch in allen diesen und auch in anderen 
Ländern die Regierungen nach neuen ausgiebigen Steuerquellen und sind 
bemüfiigt, zu den allerunpopulärsten Abgaben zu greifen, ohne dafi der 
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finanzielle Erfolg aller Wahrscheinlichkeit nach die angesprochenen Ausgaben 
decken wird. 

Angesichts dieser trostlosen Lage mQssen wir neuerdings die Frage auf- 
werfen, ob wir nicht dem Zeitpunkte immer näher kommen, in welchem die 
Ausgaben für Armee und Marine und die Zinsen der dafür aufgenommenen 
Staatsschulden von den Völkern einen jährlichen Tribut erfordern, der schon 
weit über jenen Betrag hinausreicht, der als Prämie für die so oft gerühmte 
«Versicherungsfunktion'' von Heer und Flotte bezeichnet wird. 

VTir müssen daher neuerdings die Forderung erheben, daS gerade die 
Regierungen der am meisten betroffenen Länder ehestens zu einer Konferenz 
zusammentreten, um über die schon so oft gewünschte Formel eines Stille- 
stehens der Rüstungen — wir denken hierbei noch gar nicht an eine plan- 
mäSige Beschränkung der Rüstungsausgaben — einig zu werden. * 

Protest der Osterreichischen Friedensgesellschaft gegen 

die Rüstungen von Anfang 1911 

.Wir dürfen in diesem Augenblick, wo ein neuerlicher, sich nur mehr 
in Milliardenziffem äufiemder Paroxysmus von Bewaffnungs-, Befestigungs- 
und Kriegsbedrohungsfieber alle europäischen Staaten schüttelt, nicht stumm 
bleiben. 

Es wird in manchen Kreisen vorgegangen, als ob es gar keine Friedens- 
bewegung gäbe. Das allgemeine Bedürfnis nach Frieden wird zwar zugegeben, 
die eigene Liebe dazu sogar beteuert — aber nichts wird zum Ausbau, zur 
Ausgestaltung der Friedenssicherung getan. 

Da müssen diejenigen, die von diesem Ausbau etwas wissen, ihre 
Stimmen erheben und fordern, dafi anläßlich der neuerlichen, riesenhaften 
Rüstungsvoranschlägen nicht: dieser oder jener Posten geprüft, dieser oder 
jener Betrag gestrichen werde, sondern dafi das Werk internationaler Ver- 
ständigung über Schiedsgerichtsverträge, Staatenverbündung energisch und 
ehrlich in Angriff genommen werde. 

Selbst zugegeben, dafi unter den jetzt waltenden Umständen das Wett- 
rüsten weitergehen müsse — die Zustände müssen so nicht weitergehen. 
Selbständig und unabhängig kann in diesen Angelegenheiten kein Staat mehr 
vorgehen, die vielgerühmte Unabhängigkeit der Staaten (Souveränität) ist in 
die ärgste Finanzknechtschaft umgewandelt — so z. B. werden Rüstungen 
nur gesteigert, weü andere sie gesteigert haben; sie sind daher keine 
auf die eigenen Verhältnisse beschränkte MaSnahme, sie sind ein befolgtes 
Beispiel. Zugleich aber wieder ein gegebenes Beispiel, und so in endloser 
Kette weiter. Von einem Abschlufi, einem Zielpunkt, von einer letzten Stufe 
ist da niemals die Rede und kann auch niemals die Rede sein. So ist nicht 
vorauszusehen, welche Typs von Schlachtschiffen die heutigen Dreadnoughts 
zum alten Eisen stempeln werden, und man weifi bei den Mehrforderungen 
für Land- und Seemacht nicht, wieviel die Bedürfnisse der Luftmacht betragen 
werden, an deren Einführung doch schon überall in aller Stille vorgearbeitet 
wird. Den Abschlufi dieses Systems kann man sich nicht anders denken als 
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in Gestalt von Katastrophen: wirtschaftlicher Zusammenbruch, Ausbruch 
sozialer Verzweiflung über die unerträglich gewordenen Lasten. Dem mit 
geschlossenen Äugten entgegenzuarbeiten, ist vernQnftiger Menschen wahrlich 
nicht würdig. 

Es bestehen eigentlich zwischen den kultivierten Staaten^ Europas gar 
keine anderen Kriegsgefahren als die, welche von gewissen Parteien immer 
an die Wand gemalt und durch die Mifitrauen erweckenden Vorbereitungen 
geschürt werden. Es besteht aber eine täglich wachsende Solidarisierung der 
friedlichen Interessen aller arbeitenden Völker; es existieren bereits funktionierende 
Institutionen des internationalen Rechts, es liegen schon von manchen Regie- 
rungen formierte Anträge auf Einsetzung eines Friedensrechts und Einschränkung 
der Rüstungen vor: kurz, es gibt einen lebendigen, handelnden, zielsetzenden 
Pazifismus, der sich nicht n^ehr ignorieren läßt; der aber, wenn er bald zum 
Katastrophen vorbeugenden Siege gelangen soll, der Zusammenarbeit aller 
seiner Anhänger bedarf. 

Was durch die gegenwärtigen Zeilen bezweckt ist, ist eine einfache Protest- 
kundgebung gegen die überall überhandnehmende Milliardenvergeudung mit 
ihrem Gefolge von Steuern, Schulden und Gefahren. Es ist eine Behauptung 
des Bodens, auf dem wir stehen, und es ist ein dringender Ruf an unsere 
gleichfühlenden Zeitgenossen, daB sie sich durch einzelne und korporative 
Zustimmung den Reihen der organisierten Friedenskämpfer anschließen, um 
deren Aktionsfähigkeit zu stärken." 



D. Resolutionen der nationalen französischen Friedenskongresse 

Le Congr^s National des Soci^t^s Frangaises de la Paix rappeile que 
la limitation simultan^e et progressive des d^penses militaires est un des 
principaux objedifs des amis de la Justice et de la Paix et des travailleurs 
du monde entier. 

Le Congr^s ^met Tavis que le parti pacifiste mondial doit s'efforeer 
d'obtenir la r^union d'une Conference des d^l^gu^s des Gouvernements en 
vue de r^aliser cette limitation. 

Le Congr^ estime qu'il doit organiser dans ce but une entente inter- 
nationale parmi les militants du parti pacifiste mondial. 

LeCongr^s d^cide, ä cet effet, de nommer cinq d^l^gu^s, charg^: 

L De se concerter avec les Soci^t^s de la Paix des diff^rentes nations, 
avec les pariementaires, les publicistes ou les hommes d*Etat favorablement 
dispos^s, en vue de former un Cbmit^ universel charg^ de poursuivre et de 
r^aliser cette entente internationale; 

2. De faire toute la propagande n^cessaire par des Conferences, des 
meetings adoptant des voeux et des r^solutions populaires, des publications 
et des distributlons d'imprim^s dans les principaux centres d'activite intellectuelle 
du monde; 

3. De designer un tr^sorier special et de r^unir un fonds special n^ces- 
saire ä la propagande entreprise. (Nimes 1904.) 
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Le II* Congr&s National de la Paix: 

Consid^rant que les charges militaires qut pisent sur las Francis sont 
proportionnellement les plus lourdes du monde entier; 

Consid^rant qu'un allögement de ces charges figure au premier rang 
des revendications pacifistes; 

Que cet all^ement doit 6tre r6el et sensible, sans toutefois compro- 
mettre la s^curit^ nationale dans T^tat actuel de TEurope; 

Emet le voeu que les pouvoirs publics, s'inspirant de cette constatation 
et de ces principes, r^alisent ä bref d^lai la r^ductlon la plus large possible 
du Service militaire. (Nimes 1904.) 

En pr^ence des projets d'armement en Indo-Chine mis en lumiöre par i 

de r^cents d^bats parlementaires, le Congr^ ^met ropinion que, conform^- '^ 

ment aux indications contenues dans les principes de M. de Lanessan, ancien ; 

gouverneur g^n^ral de l'Indo-Chine, et dans le rapport de M. Antonin Dubost 
au S^nat sur le budget de 1905, la s^curit^ de Tlndo-Chine doit 6tre chercb6e 
dans le bon traitement des indigönes, le respect de leurs institutions, le 
d^veloppement de leur Situation morale et materielle, bref, dans une politique 
qui fera d'eux les alli^s fid^les et non les sujets m^contents de la France, 
plutöt que dans des armements ruineux qui, en cas d'attaque, seraient ülusoires 
si le Corps d'occupation avait k dos 25 millions d'habitants soulev^s contre 
la domination fran^aise. (Lille 1905.) 

Le Congrös, consid^rant qu'ä aucune ^poque la France n'a eu d'inten* 
tions agressives k l'^gard de Tltalle; 

Que les deux puissances ont conclu un trait^ d'arbitrage compl^e par 
une Convention de la plus haute importance concemant la lögislation ouvri^re, 
qu'elles sont r^tabli entre elles le regime d'entente cordiale et de confiance 
r^ciproque auxquelles les conviait tout leur pass^; 

Emet le voeu que les Gouvernements frangais et Italien marquent leurs 
intentions franchement amicales %ii arr^tant ou en diminuant les moyens de 
däense qu'ils s'opposent Tun ä lautre. (Lille 1905.) 

Le Congr^s adopte ä l'unanimite la proposition d'inviter les Conseils 
gin^raux d'arrondissement et municipaux k ^mettre dans leurs prochaines 
sessions le vceu ci-apr^s: 

.Consid^rant que les budgets militaires annuels d^passent, en Europe, 
le Chiffre fantastique de 14 mOliards; que de 1901 k 1905 les d^penses con- 
sacr^es k cet objet ont augment^ de 1 milliard 500 millions; qu'une pro- 
gressipn aussi vertigineuse doit fatalement r^duire les peuples k la ruine, le 
Conseil — invite le Parlement k s'inspirer des döclsions prises k l'unanimit^ 
par la demiöre Conference Interparlementaire de Londres (juillet 1906) pour 
r^duire dans le prochain budget les d^penses prävues pour la guerre et la 
marine.* (Lyon 1906.) 

Tout en suivant avec int^rfit les efforts de ceux qui pensent qu*on peut 
arriver k la limitation simultan^e des armements, le Congrös estime que la Solution 
radicale du problime du d^sarmement ne peut 6tre assur^e que par Institution 
d'une juridiction internationale k comp^tence illimitee. (La Rochelle 1908.) 
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Le VII« Congrfes National de la Paix, r^uni le 6 juin 1911 ä Qennont- 
Ferrand, convaincu que la suppression du droit de capture de la propridtö 
priv^e sur mer est une condition essentielle de la r^duction des armements, 
DU en tout cas de la limitation du programme naval dans un grand nombre 
de pays, insiste respedueusement auprös du Gouvernement frangais pour que» 
lors de la 3« Conference de La Haye, la France ne vote plus contre cette 
räorme comme eile le fit en 1907. 

(Clermont-Ferrand 1911.) 

Le Congr^s: 

Consid^rant que le voeu formel ^nonc^ par la V^ Conference de la Paix 
en faveur de la limitation des armements est demeur^ sans effet; 

Que, bien au contraire, le fardeau des armements n'a cess^ de peser 
d*un poids sans cesse plus lourd sur les peuples civilis^s; 

Que la seconde Conference de la Paix s*est borne ä renouveler le voen 
enonce par la premiire; 

Que, maigre ce double voeu, retude de la question pr^conis^e par la 
1'* Conference n'a pas ete entreprise dans des conditions satisfaisantes de 
rigueur scientifique ; 

Considerant, d'ailleurs, que la Solution integrale du probldme du des- 
armement total est subordonnee ä retablissement prealable d*un Systeme tun- 
dique international succeptible d'ecarter ou de resoudre pacifiquement les 
differends entre les nations; 

Mais considerant, d*autre part, que les difficultes inherentes ä la Solu- 
tion integrale du probieme n'excluent pas la possibilite prochaine de Solutions 
partielles ; 

Et considerant, enfin, que le probieme de la limitation des armements 
est de moins en moins ecarte comme chimeriqne par les hommes d'Etat et 
qu'il a fait recemment dans les Parlements de plusieurs grands Etats, l'objet 
de debats importants; 

Estime qu'il n'a pas les eiements d'information necessaires pour pre- 
coniser teile ou teile formule de reduction des charges militaires; 

Mais estime que les Sodetes de la Paix doivent entretenir dans tous 
les pays une inlassable propagande pour tenir l'opinlon publique en haieine 
et imposer l'inscription du probieme de la limitation des armements ä l'ordre 
du jour de la prochaine Conference de la Paix; 

Emet le vceu que, conformement au desir formuie par le Congr^s des 
Etats-Unis d'Amerique, les Gouvernements entreprennent une t>onne fois 
retude du Probleme, et n'en confiant pas seulement l'examen aux compe- 

tences militaires; 

Emet enfin le voeu que le Comite Carnegie institue une Commission 
larg;ement dotee, et chargee de proceder ä une etude rapide et integrale du 
Probleme de la limitation des armements. 

(Qermont-Ferrand 1911.) 
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E. Resolutionen der nationalen englischen Friedenskongresse 

The Conferences of the Friends of Peace, assembled in Edinburgh, 
Odober 12 an 13, 1853, resolves, that the standing armaments, with which 
the Govemments of Europe menace each otber, amid professions of muhial 
friendship and confidence, and which have greatly increased even during a 
time of peace, being a prolific source of social immorality, financial embar- 
rassment, and national suffering, while they excite constant disquietude and 
Irritation among the nations, and jeopardise the continuance of Peace, this 
Conference would urge upon the Govemments the necessity of entering, by 
mutual consent, upon a simultaneous reductfon of thelr armaments. 

(Edinburgh 1853.) 

This Congress notes with alarm the rapid increase in the military and 
naval ezpenditure of this country, which has doubled during the last ten 
years, and inyolves heavy burdens on the productive forces of the country, 
and the impoverishment of the masses of people. 

In View of the Prime Minister's declaratlon that statesmen ought most 
sedulously to cultivate "the spirit of international toleration, international com- 
prehension, and, if it may be, international friendship and international love", 
and the assurance given by him, on behalf of the Government to the House 
of Commons, that ''nothing would give them greater satisfaction than to 
reduce their expenditure, if they could do so in Company with other coun- 
tries'*, the Congress appeals to his Majesty's Ministers to give effed to these 
declarations by taking the initiative in convoking a new Conference to arrange 
for an arrest and reduction of armaments by the Powers, and urges the 
friends of peace to press for an immediate diminution of the present extra- 
vagant military and naval expenditure. 

(First national peace Congress, Manchester 1904.) 

That in view of the recommendation of the Hague Conference that the 
Problem of armaments should be further studied, and in view of the burdens 
inflicted on all countries by the cost of armies and navies, this Congress 
urges upon the British Government that the subject of a truce, with a view 
to an ultimate reduction, of armaments should be given the first place in the 
Programme of the second Hague Conference, which the President of the United 
States has undertaken to summon at the earliest convenient date. 

(Second national peace Congress, Bristol 1905.) 

This Congress rejoices that the House of Commons has, by a unanimous 
vote, recorded its "opinion that the growth of expenditure on armaments is 
excessive, and ought to be reduced", and that this res;plution was "not only 
accepted, but welcomed'* by the Foreign Secretary on behalf of the Govem* 
ment Holding, with the Prime Minister, that "the growth of armaments is 
a great danger to the peace of the worid*', the Congress confidently looks' 
forward to seeing this resolution translated into practical action by an early 
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and substantial diminution of the present enormous expenditure on the Amiy 
and Navy, which will set free the money squandered upon them for needed 
social refonns, and for the remission of bufdensome taxation; 

(Third national peace Congress, Birmingham 1906.) 

The Congress heartily endorses the poHcy of the British Government, 
as laid down by the Prime Minister, in favour of an agreement at the Hague 
Conference for a limitation of armaments. It trusts that the subject will be 
discussed at the Conference, and that some practical result may ensue 
therefrom. (Fourth national peace Congress, Scarborough 1907.) 

m 

The Congress reasserts its conviction that preparations for war, on their 
present enormous and costly scale, constitute the most serious obstade to 
that universal movement of social reform and social reconstruction to which 
the democracies of the westem world are committed. 

(Fifth national peace Congress, Cardiff 1909.) 

Convinced that the continuance of the present competition in armaments 
must, in the words of Sir Edward Orey, ultimately lead to national bank- 
ruptcy, and that an agreement for its arrest is practi(:able, the Congress uiges 
the present Government to appoint a Commission to formulate a plan to this 
end, and that the national peace Council be requested to organise a depu- 
tation to the Government upon the subject. 

(Sixth national peace Congress, Leicester 1910.) 

The Congress raises its voice once more against the waste of human 
life, labour and wealth, so sorely needed for building up a truer civilisation, 
in the competitive increase of navies, armies, and militaiy works. These 
warlike preparations are offensive both to the intelligence and to the conscience 
of the time. The Congress therefore urges Members of Parliament, the Press, 
and other leaders of public opinion to assume a bolder Opposition to inaeased 
Estimates and to demand a more serious effort to conclude agreements on the 
question of armaments with other Powers. 

(Seventh national peace Congress, Edinburgh 1911.) 

This Congress notes with satisfaction that the Situation created by the 
Operations of the great companies and combines which impartially supply our 
own and other Govemments with weapons and materials of war has now 
been subjeded to a thorough scientific analysis and the dangerously anti- 
social charader of the trade revealed. 

This Congress urges the friends of peace to make the fads widdy 
known, and so create a healthy suspidon of all attempts to exdte international 
prejudice, panic, and increased war preparations. 

(Tenth national peace Congress, Liverpool 1914.) 
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F. Resolutionen der nationalen italienischen Friedenskongresse 

Der Kongrefiy überzeugt, dafi das wachsende Übermafi der Rüstungen 
in jeder Weise für die Zukunft der gesitteten Völker Europas schädlich ist, 
spricht den Wunsch aus: 1. Dafi die Regierungen durch ein gemeinsames 
Vorgehen Mittel und Wege finden, sie zu vermindern, wie dies schon früher 
bei ökonomischen, sanitären und wissenschaftlichen Fragen der Fall war. 
2. Daß die militärischen Einrichtungen in der Weise umgestaltet werden, dafi 
sie mehr zur Defensive als zur Offensive berechnet sind, und dafi die Bürger 
von Jugend auf in Schule und Feld zur Verteidigung des Vaterlandes gegen- 
über einem fremden Angriffe erzogen werden. Femer besehliefit der Kongreß, 
dafi die Körperschaften, welche den Zielen dieses Kongresses zustimmen, die 
Presse einladen, diese Grundsätze zu verbreiten und bei den politischen 
Repräsentanten der verschiedenen Länder die Verbreitung derselben zu befür- 
worten. (Rom 1889.) 

Der Kongrefi ladet die Führer und Repräsentanten der Agrarpartei, 
hauptsächlich diejenigen, welche der Arbeiterpartei angehören, ein, gemeinsam 
mit den Friedensgesellschaften an der Verwirklichung derjenigen Punkte ihres 
Programms zu arbeiten, welche beiden Parteien gemeinsam sind, nämlich: 

Stufenweise Verminderung der Militärlasten, und zwar durch Ersparnisse, 
welche das Budget auf die Bedürfnisse der nationalen Verteidigung unter 
strenger Kontrolle des Parlaments und der öffentlichen Meinung beschränken 
würden; ferner durch Anwendung dieser Kontrolle auf alle Phasen und alle 
Kundgebungen der internationalen Politik. . (Turin 1904.) 

Der dritte italienische Friedenskongrefi, in Perugia, von ganzem Herzen 
dem von der zweiten Haager Konferenz einstimmig angenommenen Vorschlag 
Grofibritanniens zugunsten einer allmählichen Verminderung der Rüstungen 
aller zivilisierten Staaten beistimmend, betont aufs neue seinen universellen, 
lediglich pazifistischen Zweck, und spricht den Wunsch aus, dafi die von der 
zweiten Haager Konferenz im Prinzip geäufierte Zustimmung zu einem dem- 
nächst zu organisierenden Kongrefi im Haag in nächster Zeit seiner praktischen 
und von jetzt an notwendigen Verwirklichung entgegengehe, den Regierungen 
anempfehlend, unterdessen die passendsten Mittel zur Lösung dieser Frage 
zu studieren. (Perugia 1907.) 

Der vierte italienische Friedenskongrefi, versammelt im unbewaffnetsten 
und friedlichsten Staate der Welt, spricht den Wunsch aus, die fortgeschrittensten 
Nationen Europas möchten gleichzeitig und allmählich zur Abrüstung schreiten 
nach Mafigabe ihres Machtbereiches für die Ausdehnung der Weltzivilisation, 
ohne jedweden Nachteil für ihre Sicherheit und Unabhängigkeit 

(San Marino 1908.) 

Der sechste italienische nationale Friedenskongrefi, überzeugt von der 
Notwendigkeit, die arbeitenden Klassen für unsere Bewegung zu gewinnen, 
besehliefit folgendes: 
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I. Es soll eine tatkräftige Propaganda unter den Arbeiterklassen bewerk- 
stelligt, es sollen die Vorstände der Gewerkschaften, die Sekretäre der Arbeiter- 
kammern jedes Landes eingeladen werden, unter ihnen Schriften und Friedens- 
revuen zu verteilen und in ihren Kreisen Vorträge zu demselben Zwecke zu 
veranstalten. 

IL Es sollen auf Grund dieser Propaganda populäre Komitees zugunsten 
der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit gegründet werden, welche die über- 
mäßigen Rüstungen überflüssig machen wird. (Como 1910.) 
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Der Lake Mohonk-Konferenzen 

As the general restriction of armaments can only be secured by coo- 
current international action, unanimously recommanded by the British House 
of Commons, we eamestly hope that this subject will receive careful and 
favorable consideration. , 

. . . Resolved that the Twelfth annual lake Mohonk Conference on inter- 
national arbitration respectfuUy petitions President Roosevelt to instrud tiie 
delegates from the United States to the next Hague Conference to urge that 
body to give favorable consideration to three measures which will greatly con- 
duce to the peace and welfare of the worid : 

A plan for the restriction of armaments abd if possible for their reduc- 
tion by concurrent international action. • (1906.) 

The dear logic of the Hague Conventions prescribes the limitation and 
gradual reduction of the machinery of war by the nations parties to those 
Conventions, corresponding to the development of the instrumentalities of law 
and justice for the settlement of international differences. The great arma- 
ments of the nations, whose intoierable burdens prompted the call to the flrst 
Hague Conference, have during the decade increased so portentously as to 
have now become, as recently dedared by the British Foreign Secretfliyi a 
Satire upon civllization. They fill the worid with apprehension and alann; 
they create an atmosphere unfavorable to the System of arbitration ; and their 
drain upon the resources of the peoples has become so exhausting as to 
menace all national treasuries and disastrously check the social refonns and 
advances which the interests of humanity demand. It is the opinion of this 
Conference that the time has arrived for carrying into effed the strongly 
expressed desire of the two Peace Conferences at Theüague that the govem- 
ments "examine the possibility of an agreement as to the limitation of anoed 
forces by land and sea, and of war budgets" and address themselves to the 
serious study of this pressing question. Accordingly we ask our Government 
to consider whether the peculiar position which it occupies among the nations 
does not afford it a spedal opportunity to lead the way toward making these 
weighty declarations a basis of public and concerted action. 
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. . . The rivalry among civllized n^tions for increased arniaments is 
greatly to be deprecated. 

We arge upon the President of tbe United States taking the initiative 
in leading the nations to a concurrent, proportionate reduction in the armies 
and navies of the world. (1909.) 

The Conference reaffirms its declafation of last year respecting the por- 
tentous growth of the military and naval establishments of the great powers 
and calis renewed attention to the fact that the rapid development of the 
instrumentalities of law and justice for the settlement of international differen- 
ces fumishes to the statesmanship of the civilized world the long desired 
opportunity of limiting by agreement the further increase of arniaments. The 
Coming celebration of the onehundredth anniversary of the arra;igementt bet« 
ween Great Britain and the United States definitely limiting the naval force 
on the Great Lakes and the St Lawrence to four hundred tons and four 
eighteen-pounders calls renewed attention to the continued menace to the 
peace of the world caused by the prevailling conditlöns and emphasizes the 
fact, so well expressed by former President Roosevelt in his Christiania 
address, that with ''sincerity of purpose, the great powers of the world should 
find no Insurmountable difficulty in reaching an agreement which would put 
an end to the present costly and growing extravagance of expenditure oh 
naval armaments". (1910.) 

The Congress of the United States has by unanimous vote authorized 
the President to create a commission to consider the pressing problem of 
the limitation of the burdensome armaments of the world. We record our 
gratitude and satisfaction at this resolution of Congress in behalf of independent 
American action, and trust that the early creation of this commission will 
place the nation in as pronounced leadership in dealing with this momentous 
issue as that taken by the President in behalf of unreserved arbitration. We 
believe that resolute initiative on our part will win the practica! co-operation 
of other powers and promote more definite and hopeful effort in behalf of 
the steady decrease of the machinery for the settlement of disputes by force 
conesponding to the present steady development of the instrumentalities for 
thelr settlement by justice« (1911.) 

On the eve for the creation of the committee to prepare the program 
for the third Hague Conference, we urge — united action for the limitation 
of armaments the decrease of which should correspond to the steady increase 
of the instrumentalities for the legal and peaceful settlement of disputes. (1912.) 

We express anew our deep interest in the proposed celebration of the 
centenary of peace between the United States and Great Britain, to be 
inaugurated on Christmas Eve, 1914, the anniversary of the signing of the 
Treaty of Ghent We commend to the world the impressive example of the 
unfortified Canadian Boundary line of 4000 miles. (1914.) 
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Der amerikanischen National-Priedenskongresse 

Whereas, the first Hague Conference, tough it failed to solve the 

question of reduction of armaments, for which it was primarily called, 

unanimously recommended to the powers the serious study of the problem 

Vith the View of relieving the people of the vast burdens imposed upon them 

by rivalry of armaments; 

Resolved, that the time has arrived for decided action toward the limi- 
tation of the burdens of armaments, which have enormously inaeased since 
1899, and the Government of the United States is respectfuUy requested and 
urged to instnict its delegates to the coming Hague Conference to suppoit 
with the füll weightof our national influence the proposition of the British 
Government as announced by the Prime Minister, to have, if possible, the 
subject of armaments considered by the Conference. (New York 1907.) 

Resolved, that the prevailing rivalry in armaments, both on land and 
sea, which imposes such exhausting burdens of taxation on the people, and 
is the fruitful source of suspicion, bitter feeling and war alarms, is wholly 
unworthy of enlightened modern nations; is a lamentable failure as a hs^is 
of enduring peace; and ought to be arrested by agreement of the powers 
without delay. (Chicago 1909.) 

Resolved, that the proposed celebration in 1915 of the one hundredth 
anniversary of peace among English-speaking peoples is viewed by the Con- 
gress with satisfaction, the more especially as attention will thus be direded 
to the happy results of the enlightened statesmanship which has refrained 
from erecting fortifications along the 3700 miles of frontier between Canada 
and the United States and has exduded war vessels from the boundary waters. 

Resolved, that the Third American Peace Congress records its satis- 
faction at the resolution passed by the Congress of the United States calling 
upon the President of the United States to appoint a commission to investigate 
and report back to the govemment the possibilities of an international 
understanding with regard to armaments, international Cooperation and new 
institutions calculated to preserve peace, thereby carrying out the wish of the 
Second American Peace Congress expressed by resolution. The Congress 
understands this Commission to be a purely American Commission, not endowed 
with diplomatic functions, and enter tains the conviction that the Commission 
should be appointed at an eariy day and should begin its labors without regard 
to the opinion which other powers may enteriain as to possible results. 

Whereas, this Congress views with concem the heavy bürden imposed 
on civilized nations by armaments and especially their continued increase 
despite the growing sentiment in favor of the amicable settlement of inter- 
national disputes, be it. 

Resolved, that this Congress favors, not a spasmodic, but a continous 
study of the limitation of armaments by official commissions of the various 
governments interested. (Baltimore 1911.; 
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4. The Congress rejoices in the faüure.of the militia pay bill to become 
a law, and urges the people of the nation to be on their guard against 

allowing any such system to be established as will ultimately fasten on the .'^ 

nation a great and burdensome milltary establishment, like those of the Old V; 

World, for which our great country has no conceivable need. We call upon ;^ 

all friends of peace to guard against the isidious efforts to 'extend military % 
training in the schools and to make naval recruiting stations of our Colleges 
and universities. 

5. The Congress congratulates the country on the failure, for two years 
in succession, of the two-battleship program, believing that the nation is so 
completely protected by its geographica! Situation, the great strength of its 
people, and the universal friendship of the other nations that it does not need 
to go any further in naval rivalry with the other powers. 

6. The Congress respectfuUy urges upon the President of the United 
States the Initiation, at the earliest practicable date, of negotiations for an 
international agreement for not only the arrest of the current naval and mili- 
tary rivalry, but also of a simultaneous reduction of armaments, that the peoples 
may be relieved from the heavy and exhausting burdens of taxation under 
which they are now suffering. (St. Louis 1913,) 
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II. Entwurf zu einem internationalen Vertrag über 

Rüstungsstillstand 

vorgelegt von Prof. Dr. Ludwig Quidde (Manchen), Mitglied des bayerischen Landtags, 

auf ^em Haager Weltfriedenskongrefi von 1913 

i,Die unterzeichneten SouverSne und R^erungen, beseelt von dem 
Wunsche, entsprechend der Kundgebung der ersten Haager Konferenz von 
1899, das moralische und materielle Wohl der Völker zu fördern, haben sieb 
am heutigen Tage, zunächst auf begrenzte Zeit, Qber das folgende Abkommen 
zur Beschränkung der militärischen und maritimen Rüstungen geeinigt. 
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l Teil 
Von der Beschränkung der Rüstungsausgaben 

Art 1. Als den gegenwärtigen Stand ihrer jähriichen normalen Rfistungs* 
ausgaben, Ordinarium und Extraordinarium, dauernde und sogenannte ein- 
malige Ausgaben, alles zusammen gerechnet, mit Ausscheidung nur der vor- 
übergehenden tatsächlich einmaligen Ausgaben für Wiederherstellung der 
durch Krieg zerstörten Rüstungen und ähnliche Zwecke, erkennen die vertrag- 
schließenden Mächte an: 



Linder in der alpluib. Folge 
der franz. Namen 



A. Milltlr-Aufg. 



B. Marine-Anf g. 



C. Pensionen 



Snmmi 



Dazu kommen noch an Rüstungsausgaben für die Kolonien, Schutz- 
gebiete, Kronländer, Protektorate oder andere, in einem . ähnlichen Verhältnis 
zu einem der Vertragsstaaten stehenden Länder: 



Under in alptaab. 
Folge 



aus den Mitteln der Vertrags- 
länder 

D. Militär I E. Marine 



aus eigenen Mitteln der 
Kolonien usw. 

F. Militlr j O. Marine 



Snmina 



Art. 2. Die vertragschließenden Mächte verpflichten sich, die von ihnen 
nach Art 1 für Rüstungszwecke jähriich aufgewendeten Mittel während der 
Dauer dieses Vertrags nicht zu steigern, doch mit der Maßgabe, daß eine 
Verschiebung in den Bestandteilen der Gesamtausgaben bis zu fünf vom 
Hundert des jetzigen Betrags jeder Einzelposition A—G gestattet ist, wenn 
die Gesamtsumme dadurch nicht überschritten wird. 

Art. 3. In diese vertragsmäßig beschränkten Rüstungsausgaben sollen 
nicht eingerechnet sein folgende Summen, die in den nachfolgend genannten 
Jahren von den nachbezeichneten Staaten aufgewendet werden dürfen für 
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vorfibergehende Zwecke, z. B. Durchführung eines schon begonnenen, in 
wenigen Jahren»* abzuschließenden Programms oder für Wiederherstellung von 
durch Krieg zerstörten Rüstungen usw., entsprechend dem Umstand, daß die 
betreffenden derzeitigen Ausgaben auch bei Berechnung der in Art. 1 auf- 
gestellten Rüstungsetats außer acht gelassen sind: 

(Folgen genaue Angaben für einzelne Staaten mit Summen für einzelne 
Jahre.) 

Die hier genannten Summen dürfen nur für den genannten Zweck und 
nicht für andere Arten von Rüstungsausgaben verwendet werden. 

Art. 4. In die vertragsmäßig beschränkten Rüstungsausgaben sollen 
nicht eingerechnet werden Ausgaben, die ausschließlich zur Sicherung der 
Kolonien usw. gegen Aufstandsversuche d^r eingeborenen Bevölkerung oder 
zur Sicherung gegen außerhalb dieses Vertrags stehende Nachbarn dienen. 

Als solche Ausgaben können nur militärische und niemals maritime 
Ausgaben gerechnet werden. 

Art. 5. Die vertragschließenden Mächte werden während der Dauer des 
Vertrags Panzerschiffe von mehr als . . . Tons weder in Dienst stellen noch 
auch im Bau beginnen. 

Sie begrenzen femer die Zahl der Panzerschiffe größter Klasse (nicht 
unter . . « Tons) in folgender Weise: 

Deutschland . . . 



Ersatzbauten für diese großen Panzerschiffe werden sie nur in der Weise 
beginnen, daß . . . Jahre nach Indienststellung eines Schiffes das Ersatzschiff 
auf Stapel gelegt werden darf. 

Art 6. Die vertragschließenden Mächte verpflichten sich, dieses Ab- 
kommen loyal, seinem Sinne nach, durchzuführen und jede Umgehung der 
in ihm enthaltenen Beschränkungen streng zu vermeiden. Dafür gelten noch 
besonders folgende Grundsätze der Art. 7—9. 

Art. 7. Ausgaben, die der Wehrmacht zugute kommen und bisher nicht 
in den Militär-, Marine- oder Pensionsetats enthalten waren, sondern bei 
anderen Etats verrechnet oder auf andere Körperschaften, z. B. Gemeinden, 
gelegt waren, dürfen in der gleichen Weise weiter nach Maßgabe der bis- 
herigen Grundsätze geleistet werden, ohne auf die vertragsmäßig beschränkten 
Rüstungsausgaben verrechnet werden. 

Dahin zählen Ausgaben für das militärische Ersatzgeschäft oder zur Vor- 
bereitung der Mobümachung, Zuschüsse zu militärischen Übungen der Jugend, 
Prämien für Aufzucht militärischer Remonten usw., soweit sie bisher auf 
Ziviletats verrechnet oder von Gemeinden geleistet waren. 

Art. 8. Ausgaben dagegen dieses Charakters, die neu auf solche Etats 
übertragen oder aus anderen als staatlichen Mitteln bestritten werden, sind den 
vertragsmäßig beschränkten Rüstungsausgaben hinzuzurechnen. 

Dazu gehören auch Schenkungen, die für Rüstungszwecke aus privaten 
Mitteln durch allgemeine Sammlungen usw. gemacht werden. 
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Art. 9. Die vertragschliefienden Mächte verpflichten sich in keiner Weise, 
unter welchen Formen auch immer, Kriegsschiffe über die vertragsmäßig be- 
schränkten Ausgaben hinaus in Auftrag zu geben oder durch andere, seien 
es Private oder befreundete Mächte, bauen zu lassen. 

Ebensowenig darf eine der Vertragsmächte Kriegsschiffe an eine andere 
Macht ohne Zustimmung aller Vertragsmächte verkaufen. 

Sind beim Ausbruch eines Krieges auf den Werften eines kriegführenden 
Landes Kriegsschiffe für fremde Rechnung im Bau, so darf die R^erung 
des Landes sich solcher Schiffe nicht, bemächtigen oder bedienen. 

Art. 10. Werden in einem Jahre von einer der vertragschliefienden 
Mächte die vertragsmäßig zulässigen Rüstungsausgaben nicht vollständig ver- 
braucht, so dürfen sie bis 5 Prozent auf eines der beiden nächstfolgenden Jahre 
übertragen werden, doch mit der Beschränkung, daß in keinem Jahre der Betrag 
der Rüstungsausgaben um mehr als 5 Prozent über das vertragsmäßige Maximum, 
weder insgesamt noch für eine der Einzelpositionen A — G, gesteigert wird. 

Art. n. Wenn eine der vertragschließenden Mächte Maßnahmen trifft, 
um die wirtschaftliche Lage der aktiven und pensionierten Offiziere, Soldaten, 
Matrosen usw. oder ihrer Angehörigen zu verbessern, ohne daß dadurch eine 
Verstärkung der Rüstungen eintritt, so sollen die dadurch verursachten Mehr- 
ausgaben auf die vertragsmäßig^^beschränkte Summe nicht angerechnet werden. 

Ebenso sollen anderseits Ersparnisse, die durch Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Lage der genannten Personen erzielt werden, an den vertrags- 
mäßig gestatteten Rüstungsausgaben in Abzug gebracht werden. 

n. Teil 
fc> Ergänzende Vorschriften 

* '■4 

Art. 12. Die vertragschließenden Mächte werden es während der Dauer 
"^-^ ^ dieses Vertrags vermeiden, Änderungen in der Garnisonierung ihrer Truppen 

und in der Stationierung ihrer Kriegsschiffe vorzunehmen. 

Sollten sie zu solchen Dislokatiohen sich aus irgendwelchen Gründen 
doch veranlaßt sehen, so werden sie ein halbes Jahr zuvor davon allen Ver- 
tragsmächten Mitteilung machen und deren etwaige Einwendungen freund- 
schaftlich erwägen. 

Art. 13. Sollte eine der vertragschließenden Mächte erklären, daß eine 
derartige Dislokationsmaßregel im Effekt einer Steigerung der Rüstungen ihr 
gegenüber gleichkommt, und daß sie nicht imstande ist, ihr auf gleichen 
Wegen, ohne Steigerung der Rüstungsausgaben, zu begegnen, so ist die 
Frage, ob die Maßnahme nach dem Zweck dieses Vertrags zulässig ist oder 
ob der beschwerdeführenden Macht eine Steigerung ihrer Rüstungsausgaben 
zugestanden werden soll, einer schiedsgerichtlichen Entscheidung nach den 
Vorschriften des III. Teiles dieses Vertrags zu unterstellen. 

Art. 14. Das gleiche gilt für Bauten strategisch wichtiger Bahnen, die 
geeignet sind, das militärische Stärkeverhältnis einer Vertragsmacht gegen- 
über einer anderen Vertragsmacht zu verschieben. Art. 11 und 12 finden ent- 
sprechende Anwendung. 
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III. Teil 

Von der schiedsgerichtlichen Entscheidung über 

Anwendung dieses Vertrags 

Art. 15. In der Voraussicht, daß die Anwendung dieses Vertrags bei der 
Neuheit eines derartigen Abkommens und bei der Schwierigkeit vieler damit 
zusammenhängender Fragen, auch bei dem besten Willen aller Beteiligten, 
zu zahlreichen Zweifeln Anlaß geben wird, für die eine unparteiische Lösung 
gesichert werden muß, setzen die vertragschließenden Mächte einen speziellen 
ständigen Schiedsgerichtshof zur Entscheidung aller aus diesem Vertrage sich 
ergebenden Streitfälle ein. 

Art 16. Sie erklären zugleich, daß sie es niemals als einen unfreund- 
lichen Akt betrachten werden, wenn eine der vertragschließenden Mächte eine 
Maßnahme einer anderen Macht als dem Vertrag zuwiderlaufend beanstandet 
und die Angelegenheit zur schiedsgerichtlichen Entscheidung bringt. 

Art 17. Der Gerichtshof setzt sich zusammen aus drei Senaten: Senat I 
für Fragen militärischer Ausgaben für das Landheer; Senat II für Fragen der 
Marineausgaben; Senat III für gemischte Fragen und Fragen der Kolonial- 
ausgaben. 

An der Spitze jedes Senats stehen ein Präsident und dessen Stellvertreter. 
Die drei Senatspräsidenten bilden das Präsidium des Gerichtshofs. Unter 
ihnen wechselt in jedem Kalenderjahr der geschäftsführende Vorsitz in der 
Reihenfolge der Senate. 

Ari. 18. Die Mitglieder des Gerichtshofs werden wie folgt berufen: 

Die acht Mächte Deutschland, Österreich-Ungarn, Frankreich, Großbritan- 
nien, Japan, Italien, Rußland und die Vereinigten Staaten von Amerika er- 
nennen je drei Mitglieder (eines für jeden der drei Senate), die übrigen 
Vertragsmächte je ein Mitglied. 

Für jedes Mitglied wird zugleich von. jeder Macht ein Ersatzmitglied ernannt' 

Ari. 19. Die Präsidenten und stellvertretenden Präsidenten der drei 
Senate werden durch die Regierungen von Belgien, Dänemark, Norwegen, 
der Niederlande, Schweden und der Schweiz ernannt, und zwar in der Weise, 
daß Belgien und Schweden gemeinsam jene des I. Senats, Norwegen und 
die Niederlande gemeinsam jene des IL Senats, Dänemark und die Schweiz 
gemeinsam jene des IIL Senats ernennen. 

Können zwei zu gemeinsamer Ernennung verbundene Regierungen sich 
über die gemeinsame Ernennung nicht einigen, so entscheidet das Los, welche 
von ihnen den ersten und welche den stellvertretenden Präsidenten zu er- 
nennen hat 

Art. 20. Die drei Senate werden wie folgt zusammengesetzt: 

Jedem Senat gehört außer dem Präsidenten und dessen Stellvertreter 
ein durch die Regierungen von Deutschland, Österreich-Ungarn, Frankreich, 
Großbritannien, Japan, Italien, Rußland und die Vereinigten Staaten ernanntes 
Mitglied an. 

Die übrigen Mitglieder des Gerichtshofs werden durch das Präsidium 
den Senaten zugeteilt. 
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Art. 21. Zu den Mitgliedern dieses ständigen Gerichtshofs sollen nur 
Personen ernannt werden von anerkannter Kompetenz in Fragen des Völker- 
rechts, die sich der höchsten Achtung erfreuen und bereit sind, die Tätigkeit 
eines Schiedsrichters zu übernehmen. 

Art. 22. Die Mitglieder des Gerichtshofs werden für die Dauer des 
Vertrags ernannt. Sie können nur mit ihrer eigenen Zustimmung abgerufen 
werden. In Fällen körperlicher oder geistiger Gebrechlichkeit kann diese Zu- 
stimmung durch die Zustimmung des Gerichtshofs, beschlossen mit Drei- 
viertelmehrheit, ersetzt werden. 

Die Mitglieder des Gerichtshofs geniefien während der Ausübung ihrer 
■^•'^ Tätigkeit und außerhalb ihres Landes die diplomatischen Privilegien und 

Freiheiten. 

Art 23. Die Mitglieder geloben, daß sie als Richter nur nach objektiven 
Rechts- und Billigkeitsgrundsätzen, unbeeinflußt durch etwa damit in Wider- 
spruch stehende Sonderinteressen ihres eigenen Landes, entscheiden und alle 
etwaigen Versuche, sie in einer Entscheidung durch Zusicherung von Vorteilen, 
u durch Bedrohung mit Nachteilen oder durch Appell an ihre angebliche patrio- 

tische Pflicht zu beeinflussen, zurückweisen werden. 

Dieses Gelöbnis wird in der ersten öffentlichen Sitzung des Gerichts- 
hofs von allen Mitgliedern und später von jedem neuen Mitglied vor ver- 
sammeltem Gerichtshof abgelegt. 

Ari. 24. Die Vertragsmächte erklären, daß sie den Mitgliedern des Ge- 
richtshofs volle richteriiche Unabhängigkeit und unbeschränkte Freiheit in 
ihren Entscheidungen gewährieisten. 

Sie werden sich jedes Versuchs, sie in ihrer Entscheidung zu beein- 
flussen, enthalten. 

Sie werden den von ihnen ernannten Mitgliedern des Gerichtshofs 
neben dem Gehalt die Sicherheit gewähren, daß sie nach Ablauf des Vertrags 
in ihre vorher bekleideten heimisch^ Stellungen unter solchen Bedingungen, 
als ob sie niemals ausgeschieden wären, zurückkehren können. Wenn solche 
Stellungen nicht in Frage kommen, so werden sie ihnen nach Ablauf des 
Vertrags zwei Drittel ihres Gehalts als Pension gewähren. 

Art. 25. Der Gerichtshof hat seinen Sitz im Haag. Dort oder in nächster 
Nähe haben die Mitglieder des Gerichtshofs und ihre Stellvertreter ihren 
ständigen Wohnsitz zu nehmen. 

Art. 26. Die Senate entscheiden stets in voller Besetzung. 

Auch die Senatsmitglleder, die von einer der streitenden Regierungen 
ernannt sind, nehmen an der Abstimmung teil. 

Die stellvertretenden Mitglieder nehmen an allen Sitzungen ihres Senats 
mit beratender Stimme teil. 

Art. 27. BeMfft eine Streitfrage ein Land, dem der Präsident des zu- 
ständigen Senats angehört oder von dessen Regierung er ernannt ist, so wird 
er in dieser Sache bei Leitung der Verhandlungen durch den stellvertretenden 
Präsidenten vertreten. Ist auch dieser in gleicher Weise verhindert, so geht 
die Sache an einen anderen Senat über, und zwar werden die Senate I und II 
durch Senat III, der Senat III durch Senat I oder II ersetzt. 
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Art 28. Das Präsidium setzt zwei Monate des Jahres als Gerichtsferien 
fest. Zur Behandlung eiliger Sachen in dieser Zeit wird ein Feriensenat ge- 
bildet. Zu diesem Feriensenat sollen in erster Linie stellvertretende Mitglieder, 
die ihren Urlaub außerhalb der Gerichtsferien erhalten können, herangezogen 
werden. 

Ist eine Sache vom Feriensenat in Behandlung genommen, so wird sie 
von ihm auch nach Beendigung der Ferien zu Ende geführt. 

Art. 29. Wenn eine der Vertragsmächte eine Maßnahme oder eine Ver- 
rechnungsmethode einer anderen Vertragsmacht beanstanden will, so hat sie 
beim Gerichtshof eine Klage einzureichen. In dieser muß ein bestimmter 
Antrag gestellt und begründet sein. 

Zugleich muß die klagende Regierung einen oder mehrere Agenten als 
Bevollmächtigte zur mündlichen Vertretung der Klage bezeichnen. 

Art. 30. Sobald eine Klage eingereicht ist, entscheidet das Präsidium 
binnen längstens einer Woche, welchem Senat die Streitfrage zuzuweisen ist, 

Art. 31. Binnen einer Woche, nachdem die Streitfrage einem Senat 
zugewiesen ist, wird dieser vom Präsidenten zu einer ersten Verhandlung 
berufen. 

Art. 32. In dieser Sitzung wird dem verklagten Vertragsstaat eine Frist 
gesetzt, um die Klage schriftlich zu beantworten und seine Agenten zur münd- 
lichen Vertretung an den Gerichtshof abzuordnen. 

Diese Frist soll so bemessen sein, daß sie dem verklagten Staat ge- 
nügende Zeit zur Vorbereitung der Klagebeantwortung läßt, aber auch nicht 
länger, als zu diesem Zweck erforderlich ist. 

Bei Streitfällen, zu deren Behandlung das Material nur aus Europa zu 
beschaffen ist, soll die Frist in der Regel einen Monat nicht überschreiten. 
Bei Streitfällen, für die das Material aus entfernteren Gegenden beschafft 
werden muß, ist eine entsprechende Zeit hinzuzurechnen. 

Die Frist kann vom Senat verlängert werden. 

Art. 33. In der gleichen Sitzung wird vom Senat eine Kommission ein- 
gesetzt, bestehend aus drei Mitgliedern, die weder dem klagenden noch dem 
verklagten Staat angehören, noch von einem solchen ernannt sein dürfen. 
Diese Kommission hat den Fall speziell zu studieren und die Entscheidung 
vorzubereiten. 

Art. 34. Die klagende Partei kann in dieser Sitzung einen Antrag auf 
Erlassung einer einstweüigen Verfügung stellen. 

Die vom Senat zur Vorprüfung eingesetzte Kommission hat binnen einer 
Woche zu entscheiden, ob und wieweit diesem Antrag stattzugeben ist. 

Die einstweilige Verfügung hat nur aufschiebende Wirkung. Sie darf in 
keiner Weise dem Urteil vorgreifen. 

Art. 35. Das Urteil soll in der Regel spätestens binnen drei Monaten 
nach dem Termin, der der beklagten Partei zur Klagebeantwortung gesetzt 
ist, gefällt werden. 

Eine Vedängerung der Frist kann nur mit Zustimmung beider Parteien 
erfolgen. 

W e h b e r g , Die internationale Betchränkting der ROstung en 28 
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Art. 36. Die Verhandlung ist öffentlich, die Urteilsberatung des Senats 
nicht öffentiich. 

Zur Verhandlung können der Senat und die Parteien nach freiem Er* 
messen Sachverständige laden. 

Auch zur Urteilsberatung kann der Senat Sachverständige mit beratender 
Stimme zuziehen. Die Parteien sind berechtigt, ebenfalls eine jede bis zu 
drei Sachverständigen zu bezeichnen, die an der Urteilsberatung mit beratender 
Stimme teilnehmen. 

Art. 37. Es steht den Parteien frei, in welcher Sprache sie verhandeln 
wollen. Wenn nötig, sind Dolmetscher zuzuziehen. 

Das Urteil ist französisch abzufassen und sogleich bei der Verkündigung 
mit amtlicher Obersetzung in jeder von einem der Streitteile geforderten 
nationalen Sprache zu versehen. Stellen sich nachträglich Abweichungen 
zwischen den verschiedenen Texten heraus, so entscheidet der französische 
Wortiaut. 

Art. 38. Das Urteil ist in öffentlicher Sitzung zu verkünden und schrift- 
lich den Parteien zuzustellen. 

Es mufi mit Gründen versehen sein, die sowohl den Tatbestand wie die 
Grundsätze der Entscheidung klarlegen. 

Art. 39. Die Urteile sind in einer vom Gerichtshof herauszugebenden 
amtlichen Publikation zu veröffentlichen. 

Art. 40. Gegen das Urteil eines Senats kann eine jede der beiden 
Parteien binnen einem Monat Berufung an das Plenum des Gerichtshofs 
einlegen. 

Das Verfahren vor dem Plenum richtet sich nach den Vorschriften der 
Art, 29—39. 

Art 41. Dem Plenum als Berufungsinstanz präsidiert der Senatspräsident, 
der an dem Tage, da die Berufung eingereicht wird, die Geschäfte führt, falls 
er nicht dem Senat, gegen dessen Urteil Berufung eingelegt wird , angehört. 
In diesem Falle wird der Präsident des I. Senats durch den des IL, der des 
II. durch den des III., der des III. durch den des I. vertreten. 

Gehört ein Präsident, den nach diesen Vorschriften die Leitung der Be- 
rufungsverhandlung trifft, einem der streitenden Staaten an, oder ist er durch 
einen derselben ernannt, so vertritt ihn sein Stellvertreter. 

Ist dieser in gleicher Weise verhindert, so geht die Leitung nach den 
Vorschriften des vorigen Absatzes an den Präsidenten, eventuell den stell- 
vertretenden Präsidenten eines anderen Senats über. 

Art. 42. Jeder Senat ist an die Grundsätze, die er bei Entscheidung 
eines Einzelfalles aufgestellt hat, für Behandlung aller künftigen Fälle ge- 
bunden, solange nicht eine abweichende Plenarentscheidung des Gerichtshofs 
voriiegt. 

Art. 43. Hat ein Senat gegen früher von ihm aufgestellte Grundsätze 
bei Verhandlung eines neuen Falles Bedenken, so kann er selbst die Ent- 
scheidung des Plenums anrufen. 
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Ebenso ist jeder Senat berechtigt, wenn er bei Behandlung eines Streit- 
falles Bedenken gegen die Befolgung einer Plenarentscheidung hegt, eine 
neue Entscheidung des Plenums herbeizuführen. 

Gegen die unter solchen Umständen in erster Instanz gefällten Plenar- 
entscheidungen gibt es keine Berufung. 

Art. 44. Werden Grundsätze, die in einem früheren Urteil ausgesprochen 
worden sind, durch eine spätere Plenarentscheidung aufgehoben, so steht es 
jeder Partei zu, eine Wiederaufnahme des Verfahrens in der früheren Streit- 
sache zu verlangen. 

Ein solches Wiederaufnahmebegehren wird nach den Vorschriften der 
Art. 29—41 wie eine neue Klage behandelt. 

Art. 45. Soweit in den Art. 29—44 nicl^t abweichende Vorschriften ent- 
halten sind, finden die Bestimmungen der Konvention zur friedlichen Schlich- 
tung internationaler Konflikte in der Fassung vom Jahre 1907 Art. 63—80 
auf das Verfahren vor dem Gerichtshof entsprechende Anwendung. 

Art 46. Das Gehalt der drei Präsidenten und der drei stellvertretenden 
Präsidenten wird einheitlich durch Beschluß der Vertragsmächte festgesetzt. 
Erfolgt unter diesen keine Einigung, so entscheiden die acht zur Entsendung 
von drei Richtern berechtigten Mächte auf Vorschlag der sechs die Präsidenten 
ernennenden Regierungen. Ist auch unter ihnen kein Mehrheitsbeschluß zu 
erzielen, so gilt die geringere der vorgeschlagenen Summen. 

Die Gehälter der übrigen Mitglieder des Gerichtshofs werden von der 
Regierung eines jeden Landes, das sie ernennt, bestimmt. Die Vertragsmächte 
werden sich aber miteinander ins Einvernehmen setzen, um eine möglichst 
gleichmäßige Festsetzung der Gehälter zu erzielen. 

Art. 47. Das Präsidium des Gerichtshofs stellt das Gerichtspersonal an, 
bestimmt dessen Gehälter und entscheidet auch über die notwendigen säch- 
lichen Ausgaben. 

Art. 48. Zur Führung der Verwaltungsgeschäfte, insbesondere der Kassen- 
verwaltung, wird die Regierung der Niederiande einen Kommissar ernennen, 
der unter Befolgung der Anordnungen des Präsidiums und im übrigen unter 
Kontrolle des für das Haager Tribunal bestehenden Verwaltungsrats (Haager 
Konvention von 1907 Art. 49) seines Amtes waltet. 

Mit der Prüfung der Rechnungen wird die zur Prüfung der Rechnungen 
der Niederländischen Staatsverwaltung berufene Behörde betraut werden. 

Art. 49. Die Kosten für den Gerichtshof werden in der Weise aufge- 
bracht, daß jeder Staat die Gehälter der von ihm ernannten Richter bezahlt, 
die Gehälter des Präsidenten aber und ihrer Stellvertreter sowie alle sonstigen 
Ausgaben von allen veriragschließenden Mächten nach dem für das Internatio- 
nale Bureau des Weltpostvereins festgestellten Verhältnis getragen werden. 

Art. SO. Die Veriragsmächte werden binnen einem Monat nach Ab- 
schluß dieses Vertrages zu Händen des Kommissars für den Betriebsfonds des 
Gerichtshofs eine Einzahlung von 10000 Franken für jede ihnen zur Besetzung 
zustehende Richterstelle machen (die acht in Art 18 Abs. II genannten Mächte 
also 30000, alle anderen 10000 Franken). 
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IV. Teil 
- Von der Geltung und der Dauer des Vertrags 

Art. 51. Dieser Vertrag tritt mit dem heutigen Tage» ohne Ratifikationen 
abzuwarten, bindend für die Regierungen in Kraft) mit dem Vorbehalt, dafi 
allen vertragschließenden Mächten der Rücktritt freisteht, falls in einem der 
vertragschließenden Staaten die etwa nach der Verfassung desselben erforder- 
liche Genehmigung des Parlaments verweigert wird. 

Seine Wirkung erstreckt sich schon auf das laufende Etatsjahr eines 
jeden Vertragsstaats. 

Art. 52. Der Vertrag dauert ohne Kündigungsrecht das laufende Kalender- 
jahr aus und weitere fünf Jahre. 

Art. 53. Erfolgt bis zum Ende des fünften Jahres , also ein Jahr vor 
Ablauf des Vertrags, keine Kündigung, so gilt der Vertrag als für weitere 
sechs Jahre veriängert, mit der Maßgabe, daß die in Art. 1 für Rüstungs- 
ausgaben zugelassenen Summen für die nächsten sechs Jahre um 5 Prozent ver- 
mindert werden. Die gleiche Bestimmung, mit jedesmaliger Herabsetzung der 
zulässigen Rüstungsausgaben um 5 Prozent der letzt vorhergehenden Begrenzung, 
gilt jedesmal für das Ende einer neuen Vertragsperiode. 

Art. 54. Kündigt eine der Vertragsmächte den Vertrag , was jedesmal 
spätestens ein Jahr vor dem Ablaufstermin geschehen muß, so ist er damit 
für alle Vertragsmächte aufgehoben. 

Soll er gleichwohl für die übrigen fortbestehen, so bedarf es einer be- 
sonderen neuen Vereinbarung. 

Art. 55. Sollte eine der Vertragsmächte sich während des Bestehens 
des Vertrags weigern, ein vom Gerichtshof gefälltes Urteil zu befolgen, so ist 
jede der Vertragsmächte berechtigt, den Vertrag auch während der Vertrags- 
dauer sofort ohne Frist zu kündigen, mit der Wirkung, daß damit das Vertrags- 
verhältnis für alle Mächte, vorbehaltlich neuer Vereinbarung, gelöst ist." 



111. Rede von Prof. Dr. Quidde zur Begründung seines 

Entwurfs betreffend den Rüstungsstillstand auf dem 

Haager Weltfriedenskongresse von 1913 

»...Es fragt sich, auf welchem Wege wir gegen die Rüstungen etwas 
erreichen können. 

Es gibt Freunde unter uns, die das Heil in Sonderabkommen zwischen 
den einzelnen Staaten erblicken. Gewifi sind diese Sonderabkommen ver- 
dienstlich. Ich begrüfie es außerordentlich, dafi England und Deutschland zu 
der stillschweigenden Verständigung — wenn sie vielleicht auch nur ganz 
vorübergehende Bedeutung hat — über das Maß der Rüstungen in bezug 
auf die Dreadnoughts gekommen sind. Noch vor ein paar Jahren hieß es, 
das sei ganz unmöglich. Gewiß kann man auf diesem Wege vorwärts kommen. 
Aber jeder Vertrag zwischen bloß zwei Staaten hat den großen Fehler, daß 
er von jed^r dritten Macht, die nicht an den Vertrag gebunden ist, durch- 
brochen werden kann. Wenn die dritte Macht, unbekümmert um den Vertrag, 
rüstet, so kommen die vertragschließenden Teile dazu, erklären zu müssen: 
wir möchten den Vertrag gerne halten, aber es geht nicht mehr. 

Es gibt auch Freunde von uns, welche meinen, die Frage werde gelöst, 
wenn einmal eine Großmacht vorangehe. Das ist möglich. Aber ich möchte 
das meinem Lande nicht zumuten, und auch keinem anderen Staate. \^elleicht 
wird trotzdem einmal dieser Weg beschritten; wahrscheinlich ist es nicht. 

Es ist auch denkbar, daß eines Tages eine tiefe internationale Volks- 
bewegung sich über alle Erwägungen und Paragraphen hinwegsetzt, daß eine 
revolutionäre Bewegung die Regierungen zwingt, endlich einmal etwas zu tun. 
Es ist möglich, daß das kommt; aber das ist unsicher und läßt sich nicht 
systematisch vorbereiten. 

Wir, von unserem Standpunkte aus, müssen das Problem ins Auge fassen, 
ob und wie es möglich ist, einen allgemeinen internationalen Vertrag über 
die Beschränkung der Rüstungen zu schließen. 

Ich habe versucht, dem Problem etwas näher zu kommen, und zu diesem 
Zwecke den Vertragsentwurf ausgearbeitet, den ich Ihnen vorlege. Dabei 
betone ich von vornherein entschieden, daß wir den Kongreß in keiner Weise 
für den Entwurf engagieren wollen. Wir können heute diesen Entwurf über- 
haupt nicht diskutieren, denn der Beratung hier im Kongreß müßte eine Vor- 
bereitung in der Kommission vorausgehen. Daß diese nicht stattfinden konntei 
ist meine Schuld; ich habe meine Sünde bekannt, andere mögen die ihrige 
auch bekennen. Wir wollen Sie für nichts engagieren, nicht einmal für den 
Grundgedanken, sondern wir schlagen in der Resolution bloß vor, es sei 
zweckmäßig, die Frage weiter zu studieren. Ich glaube aber sagen zu dürfen, 
daß damit doch etwas Neues geboten wird, das wert ist, studiert zu werden, 
und daß es nützlich ist, auf die Einzelheiten einzugehen. 
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Ich bezwecke mit dem Entwurf zweierlei. Einmal möchte ich zeigen, wo 
die Schwierigkeiten stecken — das ist der erste Schritt, um sie zu überwinden — , 
und zweitens möchte ich zeigen, wie diese Schwierigkeiten vielleicht doch 
gelöst werden könnten. Ich bin selbst sehr stark davon überzeugt, dafi bei 
einem solchen Abkommen grofie sachliche Schwierigkeiten zu überwinden sind. 

Ich will Sie nun nicht mit dem Wortlaute des Entwurfs hinhalten, sondern 
Ihnen nur kurz die Probleme vorführen, die der Entwurf aufstellt und zu 
lösen sucht. 

Wt waren uns schon bei früheren Beratungen darüber klar, daß, wenn 
wir zu einem allgemeinen internationalen Abkommen über Beschränkung der 
Rüstungen kommen wollen, der Ausgangspunkt die Totalsumme der Rüstungs- 
ausgaben sein mufi. Nun ist die erste Schwierigkeit die: welches sind die 
Rüstungsausgaben? Das scheint sehr einfach zu sein, aber wer sich in die 
Sache hineinversenkt, wird finden, dafi die Entscheidung schwierig ist. Die 
Ausgaben, die wir einem solchen Abkommen als Ausgangspunkt zugrunde 
zu legen haben, sind die normalen jährlichen Ausgaben, die ein Staat heute 
oder zur Zeit des Vertragsabschlusses für die Rüstungen aufwendet. Da bietet 
sich sofort die Schwierigkeit, dafi die Budgets einer Reihe von Staaten mit 
Ausgaben belastet sind, die nicht in Berechnung fallen können, well sie durch 
besondere vorübergehende Verhältnisse verursacht sind. So werden in den 
nächsten Jahren die Balkanstaaten Millionen und aber MUlionen aufwenden 
müssen, um die vom Krieg zerstörten Rüstungen wieder zu ergänzen. Wenn 
wir das Abkommen im Jahre 1915 abgeschlossen denken, so würde Bulgarien 
ganz gewifi ein Rüstungsbudget haben, das weit über das Normale hinaus- 
ginge. Es würde vielleicht ein Rüstungsbudget von 80 oder 100 Millionen 
Franken präsentieren, und wir würden ihm erklären : wir können dieses Budget 
nicht als normal anerkennen, denn darin stecken 30 oder 50 Millionen Franken, 
die ihr aufwendet, um eure Rüstungen wieder zu ergänzen; euer normales 
Budget beträgt blofi 50 Millionen Franken. Es wird nicht einfach sein, sich 
darüber zu verständigen, das Einsetzen der Ziffern wird vielmehr eine sehr 
schwierige Aufgabe sein. Ich habe mich derselben nicht unterzogen. Der 
Mangel an Zeit hat mich glücklicherweise verhindert, mich leichtsinnig auf 
dieses schwierige Gebiet zu begeben. Ich überiasse es den Fachleuten, diese 
Frage zu lösen und die Ziffern einzusetzen. Damit ist eines der Probleme 
berührt Man vergleiche Ari. 1. 

Wir werden die bisherigen jähriichen normalen Rüstungsausgaben für 
die Zukunft zugrunde legen müssen, und da kommt eine analoge Schwierig- 
keit. Ein Teil der Staaten wird sagen : Für die nächste Zukunft müfit ihr uns 
etwas hinzubewilligen, denn wir sind in der Lage, gewisse Organisationspläne 
durchführen zu müssen, oder wir haben noch unsere durch den Krieg zer- 
störten Rüstungen zu ergänzen ; wenn ihr uns diese Ausgaben in Art. 1 abge- 
zogen habt, müfit ihr uns gestatten, solange das Bedürfnis fortdauert, diese 
Ziffern wieder hinzuzulegen. Diese Frage ist in Art. 3 behandelt. Wir würden, 
gestützt auf diese Bestimmung, Bulgarien vielleicht erklären: Für 1915 und 
1916 bewilligen wir euch noch, 30 Millionen Franken mehr auszugeben, aber 
nachher ist Schlufi, von 1917 an treten die normalen Ziffern ein. 
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Eine dritte Schwierigkeit besteht bezüglich der Rüstungsausgaben, die 
in den Kolonien aufgewendet werden oder die — ich habe beides zusammen- 
genommen» vielleicht würde man es besser trennen — zur Sicherung gegen- 
über einem durch den Vertrag nicht gebundenen Gegner dienen. Die Aus- 
gaben, die in den Kolonien gemacht werden, lediglich um diese gegen die 
eingeborene Bevölkerung zu sichern, sind von keinem Einfluß auf das 
Rüstungsverhältnis gegenüber den anderen Mächten. Aber die Frage ist : wo 
liegt die Grenze ? Das wird sehr schwierig zu entscheiden sein. Nehmen wir 
z. B. an, sämtliche südamerikanischen Staaten mit Ausnahme von Ekuador 
seien dem Abkommen beigetreten. Dann müßten offenbar doch die Nachbarn 
von Ekuador die Möglichkeit haben, sich gegenüber Rüstungsmaßnahmen 
dieses Staates zu sichern. Aber wo ist die Grenze zwischen den Ausgaben, 
die sie nur gegenüber Ekuador machen, und denen, welche das allgemeine 
Verhältnis berühren? Hiervon handelt Art. 4 des Entwurfs. In Abs. 2 dieses 
Artikels habe ich gesagt: Als solche Rüstungen, die nicht in den normalen 
Rüstungsstand hineingerechnet werden , können niemals Marinerüstungen 
gelten. Der Grund ist wohl einleuchtend. Kriegsschiffe können in allen Teilen 
der Welt viel leichter verwendet werden als etwa Polizeitruppen, die nur kolo- 
nialen Zwecken dienen und niemals außerhalb der Kolonie zur Verwendung 
gelangen. 

Die Art 6—9 berühren die Schwierigkeiten, die sich daraus ergeben, 
daß ein solches Abkommen außerordentlich leicht dadurch umgangen werden 
kann, daß man einen Teil der Rüstungsausgaben aus den Militär- und Marine- 
etats wegnimmt und in Ziviletats steckt oder die Gemeinden damit belastet. 
Es wäre eine Gesetzgebung denkbar, wonach in^Deutschland die Stadt Berlin 
alle drei Jahre ein großes Kriegsschiff zu bauen hätte. Derartige Umgehungs- 
versuche sind möglich. Dabei braucht die Regierung nicht einmal die Anstifterin 
zu sein. Die nationale Bewegung in einem Lande bringt z. B. 50 Millionen 
auf für den Bau eines Kriegsschiffs, oder auf dem Wege einer nationalen 
Sammlung werden die Mittel aufgebracht, um die Luftschiffahrt für militärische 
Zwecke zu fördern. Wie soll man sich demgegenüber verhalten? Ich habe 
die Lösung darin gesucht, daß ich sage : Alle Ausgaben zugunsten der Wehr- 
macht, die bisher nicht in den Militär-, iVlarine- oder Pensionsetats enthalten, 
sondern bei anderen Etats verrechnet oder auf andere Körperschaften, z. B. 
Gemeinden, gelegt waren, dürfen in der gleichen Welse weiter geleistet werden, 
ohne auf die vertragsmäßig beschränkten Rüstungsausgaben venechnet zu 
werden; alle Ausgaben dagegen, die neu auf solche Etats übertragen oder 
aus anderen als staatlichen Mitteln, z. B. durch Gemeinden, bestritten, oder 
durch Schenkungen von Privaten oder öffentliche Sammlungen gedeckt werden, 
sind in den normalen Etat einzurechnen und müssen abgezogen werden. Es 
hilft so einer Regierung nichts, wenn ihr etwas geschenkt wird, denn sie 
muß sich einen entsprechenden Abstrich auf der ihr gestatteten Ausgaben- 
summe gefallen lassen. 

Ein sehr eigenartiges Problem ist folgendes, und ich bin am meisten 
stolz darauf, auf diesen Punkt gekommen zu sein. Wenn wir den Regierungen 
den Brotkorb für ihre Rüstungsauslagen höher hängen, liegt außerordentlich 
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nahe, dafi sie einen Ausgleich herbeizuführen suchen durch Ersparnisse auf 
Kosten der Mannschaften, der Offiziere, der Matrosen, der Pensionäre, der 
Angehörigen von MilitArpersonen, der Soldaten die eingezogen werden us«r. 
Damit können wir uns nicht einverstanden erklären, sondern wir mQssen im 
Gegenteil wünschen, dafi, wenn die Leute eingezogen werden, für sie und ihre 
Familien möglichst gut gesorgt werde. In Frankreich hat man derartige Mafi- 
tiahmen beschlossen, die dahin zielen, den Eingezogenen einen genügenden 
Sold zu verabfolgen, sie gut zu ernähren, ihnen gesunde Räume zur Ver- 
fügung zu stellen usw. Auch in der deutschen Wehrvorlage finden sich Be- 
stimmungen zugunsten der FamUien, die durch die Dienstpflicht besonders 
belastet werden. Solche Maßnahmen sind zu begrüßen, und allen Versuchen, 
eine Ersparnis auf Kosten des Volkes durchführen zu wollen, muß begegnet 
werden. Darum sage ich in Art. 11, daß, wenn ein Staat vermehrte Ausgaben 
macht, um die wirtschaftliche Lage seiner Militärpersonen und ihrer Angehörigen 
zu verbessern, diese auf die vertragsmäßig beschränkte Summe nicht angerechnet 
werden, während anderseits Ersparnisse, die durch Verschlechterung der wirt* 
schaftlichen Lage dieser Personen erzielt werden, an den vertragsmäßigen 
Rüstungsausgaben in Abzug zu bringen sind. 

Eine weitere Frage betrifft die Übertragung der in einem Jahre nicht 
vollständig verbrauchten Rüstungsausgaben auf das folgende Jahr. Wir müssen 
offenbar derartige Übertragungen in bescheidenen Grenzen gestatten und können 
nicht verlangen, daß die ganze vertragsmäßig zulässige Summe am 31. Dezember 
ausgegeben sein müsse und nichts auf das folgende Jahr übertragen werden 
dürfe. Allein wir müssen eine Grenze ziehen, sonst könnten merkwürdige 
Dinge vorkommen. Steilen Sie sich vor, Deutschland dürfe jährlich eine 
Milliarde ausgeben. Statt dessen gibt es vier Jahre hintereinander jährlich nur 
900 Millionen aus, also jedes Jahr 100 Millionen weniger, als es berechtigt 
ist, und es könnte nun nach den vier Jahren auf einmal neben der Milliarde 
noch 400 Millionen in seine Rüstungen hineinstecken. Das muß natürlich aus- 
geschlossen sein, und deshalb braucht es eine Beschränkung. Ich habe ver- 
sucht, eine solche in Art. 10 des Entwurfs zu geben. 

Ich muß hier noch etwas nachholen, das ich aus Versehen übergangen 
habe. Es genügt nicht, die Rüstungsausgaben als Ganzes zu beschränken, son- 
dern wenn der Abrüstungsvertrag eine genügende Wirkung haben soll, müssen 
unbedingt für die Marineausgaben besondere Bestimmungen aufgestellt werden. 
Ich habe versucht, die Frage in Art. 5 zu regeln. Die Ziffern fehlen; sie 
müssen von den Fachleuten eingesetzt werden. 

Nun komme ich auf die im IL Teil, Art 12—14, geordneten Fragen. Es 
ist nicht allein getan mit der Festsetzung der Rüstungsausgaben, auch wenn 
wir spezielle Bestimmungen für die Marine aufstellen. Eine Regierung kann 
Maßnahmen treffen, die keinen Pfennig kosten und das Kräfteverhältnis gegen- 
über einer anderen Macht in viel stärkerem Maße verschieben, als wenn vielleicht 
ein paar hundert MUlionen ausgegeben worden wären. Diese Maßnahmen 
können in Dislokationen der Truppen und der Flotte bestehen. Wenn Ruß- 
land vier Armeekorps aus Asien nach Polen an die Grenze führt, dann ist 
offenbar die Verschiebung im Kräfteverhältnis gegenüber Deutschland und 
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Österreich-Ungarn eine viel stärkere, als wenn Rufiland seine Rüstungsausgaben 
um 100 Millionen Mark erhöhen wQrde. Oder wenn England seine Flotte 
aus dem Mittelländischen Meere nach der Nordsee zurückzieht» so ist das 
ebenfalls eine Verschiebung des Kräfteverhältnisses gegenüber Deutschland. 
Ich habe« mich gefragt, ob unter Umständen dem von solchen Maßnahmen 
betroffenen Staat gestattet werden könnte, dagegen eine Vermehrung der 
Ausgaben vorzunehmen. Ich bin der Meinung, diese Frage lasse sich, wie 
auch die der strategischen Bahnen, nur durch eine schiedsgerichtliche Ent- 
scheidung regeln. 

Damit komme ich zu dem Punkte, der meines Erachtens der entscheidende 
ist. Es ist absolut unmöglich, in einem Rüstungsabkommen allen Schwierig- 
keiten zu begegnen, die sich ergeben können. Eine Schwierigkeit, die Schwierig- 
keit der Kontrolle, habe ich nocb^ gar nicht berührt. Ich schätze sie allerdings 
am geringsten. Ich glaube, dafi in der heutigen Zeit keine Mafinahme, die 
wirklich tief einschneidend ist, sich auf längere Zeit der Öffentlichkeit ent- 
ziehen kann, sondern daß die Mächte sehr bald voneinander wissen werden, 
wenn in irgend erheblichem Mafie versucht werden sollte, den Vertrag zu 
umgehen. Ich glaube auch nicht, dafi es möglich wäre, eine wirksame Kon- 
trolle durch einen gemeinsamen Rechnungshof auszuüben, dem alle Rechnungen 
unterbreitet werden müfiten. Wenn die Staaten sich betrügen wollen, so können 
sie es auch gegenüber einer solchen Maßnahme; die einzig wirksame Kon- 
trolle erblicke ich in der Öffentlichkeit unseres Lebens. 

Aber wenn sich Streitfragen über die Ausführung des-Vertrags ergeben 
— und ich bin von vornherein der Meinung, daß solche immer und immer 
wieder an der Tagesordnung sein wefrden, auch wenn wir eine loyale Aus- 
übung des Vertrags voraussetzen, weil die Entscheidung in vielen Fällen sehr 
schwierig ist — , so muß für deren Erledigung eine besondere Instanz vorhanden 
sein. Deshalb schlägt der Entwurf die Einsetzung eines Gerichtshofs vor, 
von jdem in den Art. 15 — 50 die Rede ist. Das kann nicht das heutige Haager 
Tribunal sein. Der Entwurf sieht allerdings auch ein Haager Tribunal vor, 
aber ein neues; denn wir brauchen für die neue Aufgabe einen ständigen 
Gerichtshof, eine feste Judikatur, die unter dem zwingenden Einfluß einer 
Tradition steht. Der Grundsatz, der heute in einem Streitfall zwischen Deutsch- 
land und Frankreich angewendet wird, muß unweigerlich morgen ebenfalls 
Anwendung finden in einem Streitfall zwischen Italien und Österreich oder 
zwischen Rußland und Japan. 

Ich habe versucht, einen solchen Gerichtshof zusammenzusetzen, und 
ersuche Sie, das des Näheren anzusehen. Ich möchte Sie nicht zu lange hin- 
halten, denn ich fürchte, daß der Herr Präsident bereits ungeduldig geworden 
ist. Ich habe versucht, auf der einen Seite die berechtigten Ansprüche der 
Großmächte zu berücksichtigen und auf der anderen Seite für eine unabhängige 
Leitung zu sorgen. Der Gerichtshof gliedert sich in drei Senate. Alle Groß- 
mächte sind in jedem dieser drei Senate vertreten, aber die Leitung ist 
Männern anvertraut, die von Belgien, Dänemark, Norwegen, den Niederianden, 
Schweden und der Schweiz ernannt werden. Auf diese Weise habe ich ver- 
sucht, das Problem zu lösen, auf der einen Seite die berechtigten Ansprüche 
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der GroStnflchte zu befriedigen, auf der anderen Seite eine neutrale Leitung 
zu gewährleisten. Das ist in den Art. 17—20 geordnet 

Dann sehen Sie sich weiter an, wie ich mir die Unabhängigkeit der 
Richter (Art. 21—24) und die Unparteilichkeit der Leitung in Fällen, in denen 
der geschäftsfQhrende Präsident von einem in der betreffenden Streitfrage 
engagierten Staate ernannt ist (Art. 27), gesichert denke. 

Im weiteren erhebt sich die Frage, die ich kurz berühren mufi: Soll die 
Instanz, welche die Entscheidung trifft, von Juristen oder von Fachleuten, 
d. h. Militärs, gebildet sein ? Die Militärs werden uns natürlich sagen, daß 
e^ sich um Fachfragen handle und daß die Juristen, so gescheit sie sein mögen, 
diese Fragen nicht entscheiden können. Ich halte es aber für absolut unmöglich, 
die Entscheidung in die Hände von Militärs zu geben. Diese können sich 
von vornherein in Fragen, die ihr eigenes Handwerk angehen, nicht auf einen 
objektiven Standpunkt stellen. Sie sind die Sachverständigen, und als solche 
sollen sie zum Worte kommen, aber der Entscheid mufi durch Personen gefällt 
werden, wie sie heute das Haager Tribunal bilden. Ich habe die Bestimmungen 
zum Teil von dort abgeschrieben (Art. 21 und 22, Abs. 2). Aber ich suche, 
den Sachverständigen eine eigenartige Stellung zu geben. Vielleicht werden 
mich die Juristen deshalb zerreißen, aber mir scheint der Gedanke neu und 
interessant. Ich führe nämlich die Sachverständigen nicht nur zum Verhör in 
der öffentlichen Verhandlung ein, sondern schaffe auch die Möglichkeit, daß 
sie mit beratender Stimme an der geschlossenen Urteilsberatung teilnehmen 
können, weil ich mir sage, die Fragen sind so sehr technischer Natur, daß, 
wenn die Sachverständigen nicht bis zum letzten Augenblick zum Gehör kommen, 
wir Gefahr laufen, daß das Urteil der Juristen nachher an Punkten in die Brüche 
geht, an die sie nicht gedacht haben. Man vergleiche Art. 36. 

Im ferneren muß speziell auch die Raschheit der Urteilssprechung gewähr- 
leistet sein. Beim Haager Tribunal ist es heute oft außerordentlich wünschens- 
wert, daß es bis zum Entscheid recht lange dauere, damit sich die Leiden- 
schaften inzwischen beruhigen. Hier ist es anders: denn es handelt sich um 
Dinge, die möglichst rasch entschieden werden müssen. Die Vorschriften über 
die einzuhaltenden Juristen finden sich in den Art. 30—35. Es kann auch eine 
einstweilige Verfügung eriassen werden, die jedoch in keiner Weise dem Urteil 
vorgreifen darf (Art. 34). Art. 33 enthält Bestimmungen darüber, wie jeder 
Fall durch eine besondere Kommission von drei Mitgliedern zu prüfen ist, 
die den Entscheid des großen Senats vorzubereiten hat 

Die Zusammensetzung des Tribunals aus drei Senaten, von denen der 
eine Fragen militärischer Ausgaben für das Landheer, der zweite Fragen der 
Marineausgaben und der dritte gemischte Fragen und Fragen der Kolonial- 
ausgaben zu behandeln hat, ermöglicht die Einführung einer Berufung von 
dem Einzelsenat an das Plenum (Art 40 und 41). 

Wir brauchen auch Maßnahmen, um die Einheitlichkeit der Justiz zu 
sichern (Art. 42). Im weiteren ist die Möglichkeit der Revision geschaffen Im 
jedem Falle, in dem ein Grundsatz, der in einem früheren Falle aufgestellt 
wurde. Bedenken erregt (Art. 43 und 44). Die Fragen der Verwaltung und 
der Kosten (Art. 46 --50) werden die wenigsten Schwierigkeiten verursachen. 
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Schwieriger ist die Frage der Dauer des Vertrags und seiner Geltung. 
Der Vertrag muß mit dem Datum der Unterzeichnung in Kraft treten; denn 
wenn wir bis zur Ratifikation warten, kann der Zweck des Vertrags hinfällig 
gemacht werden. Wir haben schon erlebt, wie man mit der Ratifizierung an 
der Nase herumgeführt werden kann. Wenn in einem Lande, in dem der Vertrag 
verfassungsgemäfi vom Parlament genehmigt werden mufi, diese Genehmigung 
verweigert wird, so steht jeder vertragschließenden Macht nachträglich der 
Rücktritt frei. Der Vertrag dauert das laufende Kalenderjahr, in dem er unter- 
zeichnet wurde, und dann noch weitere fünf Jahre. Wird er bis zum Ende 
des fünften Jahres, also ein Jahr vor Ablauf seiner Dauer, nicht gekündigt, 
so bleibt er weitere sechs Jahre in Kraft (Art. 51 — 53). 

Für diese folgenden sechs Jahre würde eine Verminderung der den ein- 
zelnen Mächten gestatteten Rüstungsausgaben um 5 Prozent eintreten. Mit 
jeder neuen Vertragsperiode hätte eine weitere Reduktion um je 5 Prozent zu 
erfolgen (Art. 43). 

Der Vertrag über Rüstungsstillstand würde sich also automatisch in einen 
Vertrag über allmähliche Einschränkung der Rüstungen und Abrüstung ver- 
wandeln. Bewährt sich der Vertrag, so wird man darin von allen Seiten willigen 
können; bewährt er sich nicht, so wird er ohne weiteres gekündigt werden. 
Die kurze Dauer des Vertrags bietet den Vorteil, daß, wenn er Mißstände im 
Gefolge hat, an die man beim Abschluß nicht dachte, diese sich doch nicht in 
einer für die Sicherheit eines Landes gefährlichen Weise geltend machen können. 

Nun aber hat .sich — und' damit bin ich beim letzten Punkte angelangt — 
vielleicht schon mancher von Ihnen die Frage vorgelegt: was geschieht, wenn 
eine Macht sich weigert, den Vertrag zu befolgen und ein gefälltes Urteil zu 
vollstrecken? Nach meiner Auffassung werden wir irgendein Zwangsmittel, 
irgendeine Zwangsgewalt nicht einführen können. Wir werden übrigens diese 
Frage in den nächsten Tagen noch diskutieren. Ich sehe lediglich vor, daß, 
sobald eine Macht sich weigert, sich einem Urteil zu fügen, jede der kontra- 
hierenden Mächte das Recht hat, den Vertrag sofort ohne Frist zu kündigen, 
womit das Vertragsverhältnis für alle Mächte gelöst ist. 

Meine Damen und Herren ! Ich sagte schon, daß wir den Kongreß nicht 
irgendwie engagieren wollen, am allerwenigsten für die Einzelheiten, aber auch 
nicht einmal für die Grundgedanken des Entwurfs. Wir wollen Ihnen vor- 
schlagen, daß Sie den Entwurf dem weiteren Studium der Friedensgesellschaften 
und aller derer, welche mit der Frage zu tun haben, empfehlen. Dabei denken 
wir auch an die Leute, die es amtlich angeht, an die Parlamente und Regie- 
rungen, die sich mit der Frage zu beschäftigen haben. 

Ich bin darauf gefaßt, daß die Kritik meinen Entwurf in Fetzen reißt und 
ihn mir vor die Füße wirft. Ich bin darauf gefaßt, daß kein Stein auf dem 
anderen bleibt. Allein, selbst mit dieser schlimmsten Möglichkeit gerechnet, 
glaube ich doch, daß es nützlich ist, einmal in einem ausgearbeiteten Vertrage 
zu zeigen, wo die einzelnen Probleme stecken und wie sie möglicherweise 
zu lösen sind. Vielleicht geht es mir auch besser. Vielleicht wird zunächst 
in einem Jahre unsere Kommission erklären, Dr. Quidde hat nicht nur dadurch, 
daß er einen Versuch machte und damit eine Art Grundlage für die Diskussion 
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bot, ein verdienstliches Werk getan, sondern, was er gemacht hat, ist i 
brauchen. Es würde mich natürlicti freuen, wenn ich -nicht nur die Pr 
gezeigt, sondern auch brauchbare LOsungsversuche gegeben hatte m 
leicht auch die Regierungen davon einiges als diskutabel betrachten t 
Aber selbst wenn das nicht der Fall sein sollte, so habe rch gedacht: 
von uns muß einmal den Versuch machen, mu8 sich als Opfer dei 
darbieten, damit die Regierungen gezwungen werden, zu positiven 
fragen Stellung zu nehmen. 

Die Regierungen erklären, sie wollen studieren ; aber sie haben 
studiert. Da sage Ich ihnen nun, und ich bitte Sie, mich soweit wen 
zu unterstützen : Ihr habt versprochen, die Frage zu studieren ; hier kC 
studieren. Ihr sagt Immer, die Sache geht nicht; wir wollen euch n 
zu sagen, weshalb es nicht geht. Bis heute habt ihr euch um die ErS 
der Frage herumgedrückt und euch In Allgemeinheiten t]ewegt; jetzt si 
mal, weshalb das so unsinnig und undurchführbar Ist, was der Refer 
dem XX. Friedenskongreß in seiner Arbelt niedergelegt hat Und we 
das der Erfolg ist — vielleicht kommen wir welter; vielleicht wird man 
sagen: auf dem XX. Friedenskongreß ist die Grundlage für den Rü 
vertrag, der die ganze Welt umspannt, gelegt worden ~, so haben wii 
Nfltzlichea getan. Ich bitte Sie, ohne den Vertrag heute schon zu diski 
folgende Resolution, welche die Kommission vorschlagt, anzunehme 
damit diesem Entwurf eine gewisse Bedeutung zu geben, ohne sich dui.i 
denselben in Irgendeiner Weise zu engagieren." 



IV. Die Rüstungsfrage in den Völkerbundsentwürfen 

A. Entwurf Erzbergers 

« (September 1918) 

Viertes Kapitel: Abrüstung 

Art. 19. Die im Völkerbund zusammengeschlossenen Staaten verpflichten 
sich gegenseitig, ihre Streitkräfte zu Lande^ zu Wasser und in der Luft nach 
einem Schlüssel, dessen Aufstellung einem besonderen Abkommen vorbehalten 
bleibt, herabzusetzen, stetig zu vermindern und nicht ohne Vereinbarung mit 
dem Völkerbund wieder zu vermehren. 

Sie verpfTichten sich weiter, ihre Streitkräfte zu Wasser, zu Lande und 
in der Luft zu keinen anderen Zwecken als zu denen der Aufrechterhaltung 
der Ordnung im Innern, der Verteidigung gegen einen Angriff auf ihr Terri- 
torium und der gemeinsamen Exekutive des Völkerbundes zu gebrauchen. 

Art. 20. Die Jahresausgaben zu Rüstungszwecken und die Ziffern der 
Effektivbestände an Truppen, Kriegsmitteln aller Art und Kriegsschiffen sind 
jedes Jahr dem Bureau im Haag einzureichen, das sie veröffentlicht. 

B. Entwurf der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht 

(November 1918) 

IV. Rüstungsbeschränkung 

Art. 22. Die Heeres« und Marineausgaben dürfen einen Betrag nicht 
überschreiten, der 25 7o der Heeres- und Marineetats des Jahres 1909 gleichr 
kommt. Der Völkerbundkongreß wird die Ausführung dieses Grundsatzes be- 
stimmen und überwachen. 

C. Entwurf der Schweizerischen Gesellschaft für Freiheit 

und Völkerbund 

(November 1918) 

8. Kein Volk ist berechtigt, stehende Truppen zu halten. Die Höhe der 
von den Völkern gehaltenen und zur Aufrechterhaltung der Ordnung im 
Innern bestimmten Miliztruppenbestände, sowie die Art ihrer Bewaffnung, 
unterliegt der Festsetzung der Völkerbundsbehörden. Doch soll die ZuteUung 
proportional der Gröfie eines Volkes sein, wobei sowohl Ausdehnung des 
Landes, das es bewohnt, als auch Volkszahl in Betracht fallen sollen. 

^) Die Vorschläge des Pariser Entwurfes sind bereits an anderer Stelle (S. 252) 
wiedergegeben worden. Vgl. auch de Jong van Beek en Donk — Kluyver, het 
ontwerp — volkerenbond van de vredesconferentie te Parijs, Haag 1919, S.55ff. 
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D. Smutsscher Entwurf») 

(Dezember 1918) 

(15) Tbat all the States represented at the Peace Conference shall agree 
to the abolition o! Conscription or compulsory military Service ; and that their 
future defence forces shall consist of militia or volunteers, whose numbers 
and training shall, after expert inquiry, be fixed by the Council of the League. 

(16) That while the limitation of armaments in the general sense is 
impracticable, the Council of the League shall determine what direct military 
equipment and armement is fair and reasonable in respect of the scale of 
forces laid down under paragraph (15), and that the limits fixed by the Coun- 
cil shall not be, exceeded without its permission. 

(17) That all factories for the manufacture of direct weapons of war 
shall be nationalised and their production shall be subject to the inspection 
of the officers of the Council ; and that the Council shall be fumished perlodi- 
cally with retums of Imports and exports of munitions of war into or from 
the territories of its members, and as far as possible into or from other 
countries. 



E. Entwurf der „Association norvögienne pour la ligue 

des nations" 

(Januar 1919) 

VI. Le Service militaire obligatoire est supprimd. Un d^sarmement 
national devra avoir lieu suivant les rögles et sous le contröle qui seront 
^tablis par la Ligue. 

II ne devra £tre procödi ä aucune fabrication privöe d'armes, d'explosifs 
et d'autre mat^riel de guerre d'aucune sorte. Toute fabrication de cette nature 
par les Etats sera soumise ä un contröle international. 



F. Entwurf der „Schweizerischen Bundesrätlichen 

Expertenkommission " 

(Januar 1919) 

D. Die militärischen Rüstungen sind auf das geringste, mit den Interessen 
des Völkerbundes und der inneren Sicherheit der Staaten vereinbare MaS zu 
beschränken. 



^) The League of nations, London 1918, S. 56, 57. 
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G. Entwurf der „Soci6t6 Gen^voise de la Paix" 

(Januar 1919) 

V. D^sarmement 

10. Les Etats associ^s ne peuvent entretenir sur leur territoire terrestre 
et maritime que les forces suivantes: 

a) les forces de police nöcessaires au maintien de l*ordre int^rieur; 

b) aussi longtemps que le Conseil Mondial l'estimera nöcessaire, des 
contingents intemationaux dont il ddterminera la composition et Tar- 
mement 

11. La fabrication du matMel de guerre sera limitde et r^gl^e par le 
Conseil Mondial et röpartie ^quitablement entre les Etats associ^s. 

H. Resolution der Berner Völkerbundkonferenz 

(März 1919) 

Das im Völkerbunde anzustrebende Idj^al ist die vollkommene Abrüstung 
zu Lande und zur See, die vOUige Abschaffung der allgemeinen militärischen 
Wehr- und Dienstpflicht, sowie aller nationalen Armeen, Flotten, Festungen 
und Flottenstützpunkte, so dafi in jedem Lande nur noch die zur Aufrecht- 
erhaltung der inneren Ordnung unbedingt nötigen Truppen auf Grund frei- 
wüliger Werbung unterhalten werden, während dem Völkerbunde zum Ein- 
schreiten gegen Friedensbruch und Rechtsverletzungen im äußersten Falle eine 
internationale Land- und Seemacht zur Verfügung gestellt wird. » 

Solange dieser ideale Zustand nicht erreicht werden kann, sollen die 
folgenden Leitsätze gelten: 

I. Allgemeines 

1. Den Zielen des Völkerbundes entspricht am besten die Vorerklärung 
des schweizerischen Entwurfs: 

»Die mUitärischen Rüstungen sind auf das geringste, mit den 
Interessen des Völkerbundes und der inneren Sicherheit der Staaten 
vereinbare Maß zu beschränken.* 

2. Nationale Sicherung, geographische Lage und ähnliche Gesichts- 
punkte, die jedes Land seinen Sonderinteressen entsprechend ver- 
schieden auslegen kann, dürfen nicht als Mafistab für die Höhe der 
Rüstungen herangezogen werden. 

Auch der Besitz von Kolonien, sei es mit oder ohne Selbst- 
verwaltung, berechtigt lediglich dazu, dafi dort die zur Aufrechterhaltung 
der inneren Ordnung unbedingt nötigen Truppen unterhalten werden. 

3. Ein einheitlicher Mafistab für die Beschränkung der Rüstungen wird 
am leichtesten gewonnen, wenn die Heeres- und Marineausgabea 
auf einen Bruchteil, z. B. ein Viertel dessen zurückgeführt werden. 
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was dafür in der dem Weltkriege vorangehenden Periode der Rüstungs- 
steigerung verwendet wurde. Dieser Mafistab soll nur gelten für 
Länder, die schon damals grofie Heere oder Flotten unterhielten. 

4. Die Beschränkung der Rüstungen soll durch besondere Organe des 
Völkerbundes kontrolliert werden. 

5. Die Rüstungsindustrie ist zu verstaatlichen, und zwar tunlichst gleich- 
zeitig in allen Ländern, und gleichfalls durch Organe des Völker- 
bundes zu überwachen. 

6. Sofort nach Abschluß des Völkerbundes sollte alles für die Zwecke 
des Bundes und die Aufrechterhaltung der inneren Ordnung nicht 
unbedingt erforderliche Kriegsmaterial zerstört oder für Friedens- 
zwecHe umgewandelt werden, insbesondere Maschinengewehre, Hand- 
granaten, Giftgase und Geschütze schweren Kalibers. 
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II. Landheer 

L Die militärische Dienstpflicht soll in allen Ländern gleichzeitig in Weg- 
fall kommen. 

2. Niemand soll gegen seinen Willen gezwungen werden können, zu 
töten, auch nicht zur Verteidigung seines Vaterlandes. 






m. Flotte 

Die nationalen Kriegsflotten sind auf das zur polizeilichen Sicbeniog 
der Küsten und territorialen Gewässer unbedingt notwendige Mafi zu be- 
schränken. (Im übrigen siehe oben I, 3 und 6.) 
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V. Zeittafel 

zur Frage der internationalen Beschränkung der Rüstungen ^) 

1577 Bodin wendet sich gegen die stehenden Heere. 

1787 England und Frankreich vereinbaren eine Beschränkung ihrer Flotten. 

1793 Kant weist auf den friedengefflhrdenden Charakter der Rüstungen hin. 

1816 John Quincy Adams, amerikanischer Gesandter in London : .Die moralische und 
politische Folge eines solchen Systems [des Wettrüstens] ist Krieg und nicht 
Frieden. • 

1817 England und die Vereinigten Staaten von Amerika schliefien den noch heute 
geltenden Rush-Bagot- Vertrag über die Beschränkung der Zahl ihrer Kriegs- 
schiffe auf den kanadischen Seen. 

1831 Bolivia und Peru vereinbaren eine Beschränkung der Friedenspräsenzstärke 
ihrer Heere. 

1841 Robert Peel fordert als Unterhausabgeordneter einen internationalen Vertrag zur 
Beschränkung der Rüstungen. 

1856—1870 Rufiland und die Türkei halten auf dem Schwarzen Meer nur eine vertrags- 
mäßig beschränkte Zahl von Kriegsschiffen. 

1867 Der deutsche Reichstagsabgeordnete Ferdinand Götz fordert eine vertragsmäßige 
Herabsetzung der Friedenspräsenzstärke. 

1868 Der bayerische Ministerpräsident Fürst Hohenlohe nennt den Zustand des all- 
gemeinen Wettrüstens «trostlos*. 

1869 Virchow beantragt im preußischen Abgeordnetenhause internationale Verhand- 
lungen über Rüstungsbeschränkung. 

1870 Frankreich setzt einseftig seine Friedenspräsenz von 100000 auf 90000 Mann 
herab. 

1877 Bismarck lehnt Gambettas Vorschlag einer deutsch-französischen Rüstungsbe- 
schränkung ab. 

1887 Lorimer schlägt als Erster eine Beschränkung der Rüstungsbudgets vor. 

1888 Der englische Premierminister Salisbury übermittelt Kaiser Wilhelm I. ein Doku- 
ment über die Kosten des Militarismus in Europa. 

1893 Fürst Löwenstein erklärt in der bayerischen Kammer der Reichsräte, das Ende 
des Wettrüstens würde ,doch der Weltbrand sein*. 

1893 Der englische Premierminister Qladstone nennt die Lasten des Militarismus einen 
Fluch für die Zivilisation. 

1894 Der englische Staatssekretär des Auswärtigen Edward Grey erklärt die Bereit- 
willigkeit seiner Regierung, brauchbare Vorschläge über Rüstungsbeschränkung 
zu unterstützen. 

1894 Der russische Finanzminister Witte erkennt den Nutzen einer Rüstungsbe- 
schränkung an. 

^) Zusammengestellt von Adolf Grote in Düsseldorf. 

Wehberg, Die InternttiofiAle Beschränkung der Rflstungen 29 
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450 V. Zeittafel 

1800 Erste Haager Friedenskonferenz. Auf ihr lehnt der deutsche Militfirbevollmächtigte 
jede Rüstungsbeschränkung grundsätzlich ab. Die Konferenz fafit die Resolution : 
.Eine Beschränkung der zur Zeit die ganze Menschheit bedrückenden Militär- 
lasten ist für die Förderung des materiellen und moralischen Wohles der Mensch- 
heit höchst wünschenswert* 

1000 Der Deutsche Reichskanzler Graf Bülow erklärt, Deutschland könne in der 
Rüstungsfrage keine Konzessionen machen. 

1002—1007 Argentinien und Chile verkleinem vertragsgemäfi ihre Rüstungen. 

1005 Kriegsgefahr zwischen Schweden und Norwegen. Friedliche Lösung durch 
einen Vertrag, der eine befriedete Grenzzone schafft. 

1005 Der englische Premierminister Campbell-Bannermann bezeichnet die Rüstungen 
als eine grofie Gefahr für den Weltfrieden. 

1005 Verminderung des englischen Militäretats um 80 und 

1006 um 40 Millionen Franken. 

1O06 Der englische Kriegsminister Haidane: .Es wird eine Zeit kommen, die auf 
das [im Wettrüsten verkörperte] Barbarentum der Gegenwart mit Staunen zurück- 
blicken wird." 

1006 Campbell-Bannermann fordert die Interparlamentarische Union auf, die einzelnen 
Regierungien zu einer Erörterung der Rüstungsfrage auf der zweiten Haager 
Konferenz zu veranlassen. 

1007 Deutschland lehnt die von England und Frankreich gewünschte Erörterung 
der Rüstungsfrage auf der zweiten Haager Friedenskonferenz ab. Auf ihr er- 
klärt der erste englische Delegierte Fry die Bereitwilligkeit seiner Regierung 
zum Austausch von Flottenplänen und beantragt die von der Konferenz an- 
genommene Resolution: .Die Konferenz bestätigt die Resolution, die von der 
Konferenz von 1899 bezüglich der Beschränkung der Rüstungen angenommen 
worden ist, und erklärt in der Erwägung, dafi sich die Militärlasten seit jenem 
Jahre in fast allen Ländern beträchtlich vermehrt haben, es für höchst wünschens- 
wert, die Regierungen das ernste Studium dieser Frage wieder aufnehmen zu 
sehen." 

1000 Der englische Premierminister Asquith teilt mit, dafi die englische Regierung 
in betreff eines Flottenabkommens mit Deutschland die Initiative ergriffen habe. 
1010 Deutschland lehnt die Verhandlungen darüber ab. 

1010 Der englische Schatzkanzler Lloyd George nennt den Rüstungswahnsinn eine 
weltverheerende Epidemie. 

1011 Der englische Staatssekretär des Auswärtigen Edward Grey wendet sich gegen 
die Rüstungen, die die Völker im Frieden verbluten lassen und den Zusammen- 
bruch der Kultur herbeizuführen drohen. Austausch von Flottenplanen mit 
Deutschland verabredet. 

1013 Der erste englische Seelord Churchill schlägt ein Flottenfeierjahr mit Deutsch- 
land vor. Dieses verhält sich dazu passiv. 

1013 Der bayerische Ministerpräsident v. Hertling erklärt nach den großen deutschen 
Rüstungen desselben Jahres: .Jetzt mufi in diesen Rüstungen Ruhe eintreten. 
Auf Jahre hinaus ist das deutsche Volk nicht imstande, weitere Lasten zu 
übernehmen." 

1013 Professor Quiddes Entwurf eines internationalen Rflstungsvertrags auf Grund 
der Verringerung der Militärbudgets. 

1017 Deutschland und seine Verbündeten erkennen mit Papst Benedikt XV. eine inter- 
nationale Beschränkung der Rüstungen als wünschenswert an. 
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